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in der Frageſtellung. (Bol. Deſtr. EMO. S. 224. Brenß. 


chw. Kurh. 
Gef $. 31. ©h. Hefl. Gef. $. 164. Naff. Gel. a. 162.) 


Durch Erkenntniß des Schwurgerichtshofes von Ober⸗ 
bayern vom 29. November 1852 waren Joſeph Leberfin⸗ 
ger, Iediger Maurer von Sims und Anna Brandner, 
ledige Tagloͤhnerstochter von’ Kugelmoos, wegen des von ih- 
nen am 1. Juli 1851 zum Schaden der Bäuerin Theres 
Kurz zu Chieming veräßten Verbrechens des ausgezeichne⸗ 
ten Diebflahles, zugleich der Summe nach Verbrechen und 
verübt unter einem beſonders erfehwerenden Umftande, fowie 
wegen des von ihnen am 29. Juli 1851 zum Schaden des 
Binders Schwarzenberger von Dorndorf unter einem er« 
ſchwerenden Umftande verübten Berbrehens des ein- 
fahen Diebſtahles — beide gleichmäßig — zur Strafe 
des Arbeitsbaufes auf fieben und ein halbes Jahr verur- 
heilt. wotden. 

Joſeph Leberfinger hatte fi bei diefem Urtheile be— 
ruhigt, Anna Brandner aber rechtzeitig die Nichtigkeitsbe⸗ 
ſchnerde eingemendet, und der oberſte Gerichtshof vernice 

Gigungäberihte Bd. V. Heft 1. 4 


2 Aus den Siäungen des fländigen Kriminaljenates 


tete auch in der Sikung vom 7. Januar 1853 das ange 
fochtene Erfenntnig, foweit es diefelbe betraf, unter Verwei⸗ 
fung der Sache zur nochmaligen Verhandlung und Abur- 
theilung an das nächfle Schwurgericht für Oberbayern. 

Die Gründe lauteten dahin: 

„In der Frage IV., welche in der öffentlihen Sikung 
über die der Brandner zur Laft liegende Beichuldigung der 
Theilnabme an dem Verbechen des einfachen Diebflahles 
zum Schaden des Binders Schwarzenberger von Dorndorf 
an hie Geſchwornen geſtellt wurde, war die Bezeichnung ds 
gend eines Betrages der entwenbeten Gegenjtände unter 
blieden. Dirch diefe Unterlaffung wurde die Verleßung 
einer weſentlichen Jormlichkeit des Verfahrens bewirkt, und 
fofort auch die Nichtigkeit der Gefebesanwendung im Straf- 
urtheile gefährdet. Nach Vorſchrift des Art. 173 des Gel. 
». 10. Nov. 1848 muß die Hauptfrage dahin gerichtet wer⸗ 
ben, ob ſich der Angellagte Des Verbrechens, welches den 
Gegenſtand der Anflage bildet, ſchuldig gemacht habe. Hie⸗ 
bei find ale wefentliden thatſächlichen Beziehungen, 
wie folche in der Anklagefhrift enthaften find, oder ſich bei 
ber Verhandlung herausgeſtellt haben, in die Frage mitauf⸗ 
zunehmen. Nun wird der Thatbeſtand bes einfachen Mick 
ſtahles im Verbrechensgrade durch den Amfßand Der 
dingt, daß das Entwendete in Geld aber Geldeswerth die 
Summe vor BD fl. überſteigt. Sehlt es au. der Bezaichnung 
sires Summe, wie hier, überhaut, ſo Täpt ſich der Arab 
eines Diebſtahls nicht beurtheilan. Das Verwmeifungs - Mi 
Aenattniß hatat den Beirag der an Schwarzenberger mi 
sen Entwendung ansdrücklich auf mehr als 25H. Ad RE. 
8.) angegeben. Auch die Anklageſchrift wurbe auf ehaan 
ſolchen Betrag gerihtet. Das Sitzungs⸗ Proteiott Aut 
Nicht entnehmen, daß die öffentliche Verhandlaug der Sache 
sin hievon abweichendes Ergebnig geliefert ne. Nathdem 
dennoch bei Stellung der daſſelbe Reat betreffende Bimye 
IV dieſes weſentliche Erforderniß völlig umgangen wurde, 
daber au Wer die Trage ſonſt bejahende Wahsipruuh Kor 
Geſchwornen als darauf erſtreckt nicht angefehen werben 
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kann, ſo folgt nothwendig, daß hiedurch Verweiſung und 
Anklage nicht erſchoöͤpft wurde, mithin eine Unvollſtaͤndigkeit 
vorliegt, auf welche das Strafurtheil, wie gefhehen, unter 
Allegation der Ark Jund IH Wr. 1 der Diebſtahlsnovelle vom 
Jahre 1816 nit gebaut werben konnte. Diefen Mangel 
vermögen auf die Umflände, daß im ingange der Frage 
IV vom Verbrechen des einfachen Diebftahls die Rede 
ift, und daß bei der Konkurtenz eines ausgezeichneten Dieb- 
ſtahls die Strafe innerhalb der hiefür beftehenden Grenzen 
des Arbeitshaufes von 4 bis 8 Jahren ausgemeffen wurde, 
niht unwirkſam zu machen, weil in erfter Beziehung die 
nachfolgenden thatfächlichen Unterftellungen zu Schlußfolge- 
rungen auf ein Diebſtahls-Verbrechen nicht berechtigten, 
und in zweiter Beziehung die treffenden Allegate, insbeſon⸗ 
dere des Art. 109 TH. I des StGB. die Annahme reht- 
fertigen, dag die Strafe des einfachen Diebftahls im Ber- 
brechensgrade bei Ausmeffung der Gefammtftrafe von 7 !/, 
Jahren in Anrechnung gefommen ift. B 

Hienach ſtellt fi die Vernichtung des angefochtenen 
Urtheils, ſoweit daſſelbe die befchwerbeführende Brandner 
betrifft, wegen Verletzung einer wefentlihen im Art. 173 
des StPG. vorgefchriebenen Lörmlichkeit als unvermeidlich 


dar.” 7) 





*) Nach der bisherigen Erfahrung iſt es in allen ſchwurgerichili⸗ 
chen Fällen, welhe an den oberfien Gerichtshof gelangen, 
gerade die Frageftellung, welche noch am meiften zu wün⸗ 
ſchen übrig laßt. Es ift nicht zu läugnen, daß biefelbe zu 
dem -fihwierigften Aufgaben des Präfidenten gehört; allein 
eine. zu große Aengitlichfeit ſchadet auch hier; denn bie 
gewöhnliche Folge hievon if, daß wir in ben Fragen ein 
fHavifches Nachbeten des Inhaltes des Verweifungsbeichluf- 
ſes und des Anklageaktes finden, obgleich dieſe nothmwendig 
auch ſolche faktifche Momente enthalten, welche nur Ber- 
dachtsgründe für die fubjektive Verichuldung bilden, und ba- 
her nicht in die an die Geſchwornen zu flellenden Fragen 
ehören. Diefe erhalten dadurch häufig eine nicht blos un- 
höne, fondern auch die Klarheit fehr beeinträchtigende Aus⸗ 
behnung; ja es ift dies fogar gefährlich, da die Gefhwornen, 
wenn fie einen diefer außerwefentlichen Punkte nicht bejahen 
fönnen, zur Berneinung der ganzen Brage verführt werben 
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II. 


re a nicht ——— — 
theile. — Art. 108 und 109 Th. J b. EtGB. 
Durch Erkenntniß des Kreis⸗ und Stadigerichts Nürn⸗ 
berg vom 27. Auguſt 1851 war die ledige Kleidermacherin 
Barbara Raum von Rennweg bei Nürnberg wegen Ver⸗ 
gehens des Diebflahls zu einer in einem BZwangsarbeits- 
haufe zu erftehenden Gefängnißftrafe von ſechs Monaten 
verurteilt, der Antritt der Strafe aber wegen vorgerüdter 
Schwangerſchaft bis nach ihrer Entbindung ausgejekt wor- 
den, und diefelbe fpäter wegen Ungewißheit ihres Aufenthal- 
te8 unvollzogen geblieben. Inzwifchen war jedoh Barbara 
Naum wegen dreier im November 1851 zu Bamberg be= 
gangener Reate, nämlich wegen eines ausgezeichneten Dieb- 
ſtahls, wegen eines Verbrechens des einfachen Diebſtahls 
und wegen eines Diebflahlövergehens, bei dem dortigen 
Kreis- und Stadtgerichte in Unterfuchung und Haft gefom- 
men, welch' Iebterer fie fih durch die Flucht entzog, worauf 
fie ih nah Würzburg begab, und dort im Würtemberger 
Hofe am 29. Januar 1852 wieder ein Verbrechen des Dieb- 
flahls beging. Wegen bdiefes Iebteren Reates in linter- 
fuhung gezogen, hatte Barb. Raum fi den falfhen Na— 
men Bertha Häzner beigelegt, und war auch unter diefem Na- 
men vom k. Kreis» und Stadigerichte Würzburg unterm 
3. Juli 1852 zur Strafe des Arbeitshaufes auf zwei Jahre 
verurtheilt worden. Fünf Tage nach ihrer Ablieferung in 
die Strafanftalt zu Würzburg ward diefelbe jedoch als die 
Barbara Raum erfannt, und an das Kreis» und Stadige- 


fönnten. Nach Art. 193 follen nur die wefentliden 
thatfächlihen Beziehungen in bie Frage aufgenommen wer- 
den, nämlich alle diejenigen, welche das Geſetz zum Be 
griffe des in Frage flehenden Verbrechens verlangt. Im 
vorliegenden Falle fehlte ein ſolches wefentliches Moment, 
und dies durfte nicht aus den Verhandlungen ergänzt wer- 
den, wenn auch Fein Zweifel darüber beftehen Tonnte, daß 
bie Geſchwornen nach dem, was in ihrer Gegenwart vorge» 
gangen war, wifien mußten, baß ber Werth bes Eniwenbeien 
mehr als 25 fl. betrug. " 
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richt Bamberg geliefert worden, welches fie am 27. Oltober 
wegen der drei in Bamberg verübten Reate zur 
Strafe des Arheitshaufes von fieben Jahren verurtheilte. 

Eine hiegegen von der DVerurtheilten erhobene Bes 
zufung hatte das Appellationsgericht von Oberfranken ver 
worfen, und dieſelbe hatte hierauf die Nichtigkeitsbeſchwerde 
eingewendet. - 

Der. oberſte Gerichtshof vernichtete das angefochtene 
Erkenntniß in der Sigung vom 7. Januar 1853 und zwar 
aus folgenden Gründen: 

„Nah Art. 108 TH. I des SGB. iſt ein Zufammen- 
Aug vorhanden, wenn mehrere noch nicht beftrafte Verbrechen 
eines und defielben Lebelthäters dergeftalt zufammentreffen, 
daß Darüber von dem nämlichen Gerichte in einem und dem⸗ 
felben Urtheile zu erkennen ifl. Diefer vom Gefebe vorge⸗ 
fehene Ball liegt bier vor. Barbara Raum ift dreier Ver⸗ 
brechen und zweier Vergehen des Diebſtahls beſchuldigt, 
wegen welder fie noch nicdht-beftraft il. Daß fie bereits, 
bevor das letzte angefochtene Urtheil wegen der im Novem⸗ 
ber 1851 zu Bamberg verübten drei Diebftähle auf fieben- 
jährige Arbeitshaus wider fle erlaffen wurde, wegen des 
vorher zu Fürth begangenen Diebftahle zu ſechs Monaten 
Gefängnig und wegen des nachher zu Würzburg verübten 
Diebſtahls zu zweijähriger Arbeitshausftrafe verurtheilt 
worden war, vermag an der Annahme eines Zufammen- 
fluſſes nichts zu ändern, weil es nach richtiger Auffafjung des 
Ausdrudes „noch nicht beftraft” nicht darauf anfömmt, 
daß die Strafe erkannt wurde, fondern nur die Erftehung 
der Strafe in der zuerfannten Dauer und Weife dem Be— 
griffe des Beftraftfeins entfprechen Tann, Daher auch der nur 
fünftägige Strafantritt zu Würzburg von feinem Bes 
lange if. 

Bar aber zur Zeit des vom f. Kreid- und Stadtger 
rihte Bamberg am 27. Oktober 1852 erlaffenen Urtheils 
noch ein Zufammenflug unbeftrafter Verbrechen und Ver⸗ 
gehen vorhanden, fo mußten auch die weiteren für diefen 
Vall befichenden Vorſchriften beobachtet werden. 
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Run. wird zwar im Art. 109 Abſ. 1 alo Megel auf⸗ 
geitellt, daB — wenn mehrere gleichartige, Jedoch an nem 
fchiedenen Perfonen oder Gegenfländen wiederholte Verbrechen 
zufammentreffen — die Strafe des einen mit der Strafe 
des andern zu verbinden fei. In Abſ. 2 und 3 find aber 
ats Ausnahmsfälle bezeichnet, wenn entweder 

a) eine ſolche Verbinduug unmöglich ift, oder 

b) die zufammentreffenden Freiheitsſtrafen Die jeder 
einzelnen Strafgattung gefledte Zeitgrenze überfchreiten, 

und für diefe die erforderlichen Vorſchriften dahin er 
lofien, daß deswegen auf feine fchwerere Strafgattung er 
fanut werden darf, ſondern die fchwerfte der zuſammentreß⸗ 
fenden Strafen allein, jedoch verbunden mit änßerlicher 
Schaͤrfung, ſoweit dieſe geiebli, in Anwendung zu bringen 
if. Diefe katagoriſchen Beflimmungen würden väüllig Bei 
Seite gejegt, wenn die wider Barb. Raum wegen der hier 
zufammentreffenden Beate einzeln erlannten Gtrafen im 
Vollzug gefeht werden müßten. 

Die Geſammtheit derfelben betraͤgt eine Freiheitobe⸗ 
ſchränkung won neun Jahren und ſechs Monaten, während 
die Geſammtſtrafe der konkurrirenden fünf Diebſtähle, von 
denen nur einer, jedoch ohne dem Betrage nach Verbrechen 
und ohne dur befondere Umftände bejchwert gu fein, als 
ausgezeichnet ſich darſtellt, — die hoͤchſte Dauer der Strafe 
des Arheitshaufes von acht Jahren nicht überfleigen dürfte. 

Der. Zurüdführung der drei verfchledenen Strafaus⸗ 
ſprüche auf eine Geſammtſtrafe innerhalb der Gren« 
zen des Arbeitshauſes feht weder die Rechtskraft der frühe⸗ 
sen Urtheile auf ſechsmonatliches Gefängniß und zweijäh⸗ 
riges Arbeitshaus, noch die Aufbebung des Beſimmungen 
des Art. 399 Th. II des StGB. vom J, 1813 über Wie 
deraufnahme der Unterfuhung entgegen, weil eine Mechts⸗ 
kraft, welche pofitiven Strafgeſetzen zum Nachtheile des 
Verurtheilten zuwiderlaͤuft, nicht wirkſam erhalten werden 
kann, und es ſich bezüglich der vorher abgeurtheilten Dieb⸗ 
ſtaͤhle nicht ſowohl um Erneuerung des Schuldausſpruches, 
als bezüglich aller zufammensroffondge Reate um bie vide 
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tige Strafausmeffung handelt. ‚Indem das k. Appellations- 
gericht von Oberfranken, — gleichwie es das k. Kreis- und 
Siadtgericht Bamberg unterlaffen hatte, — auf Die durch De 
Mittheilung der treffenden Vorakten ihm amtlih befannt 
gewordenen früheren Gtmfurtheite weder hei ber öffentlichen 
Behandlung und kei der Mvtheikäihöpfung irgend eine 
Nückſicht genommen, vielmehr über die in Bamberg vorge 
tommemen Diebſtaͤhle gejondert erkaunt, und dadurch Die 
Befchuldigte in bie Rage gebracht hat, eine weit ſchwe⸗ 
rege als die. gefehliche Strafe zu erleiden, Bat baflelbe die 
Artikel 46, 108 amd 109 Ih I des SOB, verletzt, was 
gemäß Art: 230 Abf: IE in Berbinbung mit Art 361 deo⸗ 
Gef. nam 10. Mon. 1848 die Vennichtung des zweitrichter⸗ 
lichen Gmlenminiffed und Auridweiiung der Sade an einen 
andern Sennt dieſes Gevichtshofes uud zwar nicht. blog zur 
nechmeligen Abnrtheilung, fondern euch im ‚Ginklid auf 
Art. 323, 325 un 39 4. a. D. zur necdmaligen Marhand⸗ 
fung zur Beige Haben mug” ®) 


Er ch dem früheren Verfahren war durch bie Beſtimmung 
) —4— et: 809 ri II des StGB. ein einfaches —* ge⸗ 
geben, tu allen Fallen der Konkurrenz, mochte nun wegen 
eines oder des andern der tanfucrisenben Verbrechen eine 
— dereits erſotgt ſein oder nicht, der Vorſchrift 
— Sy. I des StGB. volllommen zu gend«- 
gen en Artikel haben noch heute volle Guͤltigkeit, 
da fie Bi 3* je im Art. 213 Nr. 2 des StPO. 
vom 10. Nov. 1848 außdrädlich in Bezug genommen find; 
N der Art. 889 74. II des StSB. gilt nicht mehr, und 
Beben jeßt eine neuerliche Aburtheilung bes früher 
\ en aber noch nicht durch Erſtehung der Strafe ge= 
ihnten Verbrechens —8 der —— — 

eintreten, vielmehr iſt die Vorſchrift de 108 Th. I 
de8 StGEB., wonach über mehrere ———— Verbrechen 
* es und beſſeiben Vebelthäters von demſelben Gerichte und 

in einem und bemfelben Urtheile zu erkennen iſt, in einem Falle 
wie ber vorliegende, nur foweit ausführbar, daß das zulegt 
erfennende Gericht die Sefammtfirafe mit ans! auf den 
— a gen und anf bie im Art. 108 1.c. für 
enfluß gegebeuen VBeſtimmungen —* hat. 
N dieſe er vergl. auch unten Nr. XI und XXVII 
— Blätter für Rechtsanmendung Bd. XVII Er 

Maik Mr. 1 und 2. 
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III. 


Nichtanwendbarkeit des Art. XII ber BO. v. B. März BIS. auf 

Betrügereien. 

Der Webermeifter Adam Roßmann zu Würzburg. 
hatte ſich freiwillig dem Gantverfahren unterworfen, und 
einige Zeit nach Beendigung desſelben hatte deſſen Schwie- 
gerſohn bei dem Kreis und Stadigerihte Würzburg. bie 
Anzeige gemacht, dag Roßmann bei feiner Inſobenz⸗Erklaͤ⸗ 
sung mehrere Mobilien verheimlicht habe. Dies befätigte. 
auch die Ehefrau des Anzeigers, deren Heirathsgut in dee 
Gant zunächſt zu Verluſt gegangen war, und das. Kreids 
und. Stadtgeriht Würzburg fah fich dadurch. veranlagt, ge⸗ 
gen Roßmann eine Vorunterfuchung wegen Verbrechens des 
betrügerifchen Banquerouts II. Grades einzuleiten, und nad. 
Durchführung derfelben die Sache in feine. öffentliche Stkung 
zu verweifen, @ine hiegegen ergriffene Berufung wurde von 
dem k. Appellationsgerichte von Unterfranken und. Aſchaffen⸗ 
burg verworfen, und Roßmann hatte hiegegen aufden Grund 
des Art. 66 Nr. 2 des StPG. v. 10.Nov. 1848 die Nich- 
tigfeitöbefchwerde eingewendet, weil die Vorunterſuchung, 
obgleich fein Schwiegerfohn und defien Ehefrau in wieder» 
derholter Vernehmung erklärt hätten, daß fie Feine Unter- 
ſuchung und Beftrafung verlangten, von Amtswegen einge- 
leitet worden ſei, während eine ſolche nur auf Antrag des 
Beichädigten hätte eröffnet werden können. 

Der oberfte Gerichtshof verwarf die erhobene Beichwerde - 
in der Sitzung vom 10. Ian. 1853 aus folgenden Gründen: 

„Zwar verordnet der Art. 228 Ih. I des StGB., auf 
befien in den Art. XII der allerhöchſten Verordnung vom 
25. März 1816 übergegangene Beftimmung der Nichtigkeits⸗ 
grund gebaut wird, dag unter Anderem auch Entwendungen 
zwiſchen Kindern und Eltern und zwifchen Verwandten, die 
in derfelben Bamiliengemeinfchaft leben, nur auf vorgängige 
Anzeige des Beftohlenen obrigkeitlich unterſucht und beftraft 
werden ſollen, und die Anmerkungen hiezu Bd. I ©. 183. 
u. 144 erflären allerdings, daß dieſer Artifel auf alle Ver⸗ 
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brechen und Bergehen Anwendung finde, welche wit einer 
Beeinträchtigung. des Eigenthums- begleitet, und rüdfichtiich 
ihrer Strafbarkeit vom Geſetzbuche dem Diebſtahle gleichge 
Reit find, — daß fomit das hier enthaltene Verbot, der⸗ 
gleichen. Diebftäßle ohne. Ungeige des Betheiligten zu unter 
ſuchen und zu beflrafen, insbefondere auch Täufchungen 
(Betrügereien) in ſich faſſe; allein es if nichts defto weni⸗ 
ger in dem vorliegenden Falle Eeine Veranlaffung gegeben, 
auf eine nähere Unterfuchung darüber einzugehen, ob die 
beionderen. Vorausſetzungen zur Anwendbarkeit diefer geſetz⸗ 
lichen Beflimmung. wirklich. gegeben jeien, weil diefelbe durch 
die angeführte allerhoͤchſte Verordnung vom 25. Mär; 1816, 
die Geſetze über den Diebitahl betr., ausdrücklich aufgehohen 
ift, und vermöge diefer Aufhebung, welche fih von felbft 
auch auf die Hiezu gehörigen Anmerkungen erfiredte, der 
Art. KIL diefer Verordnung auf den Betrug, zu deflen Gat⸗ 
tungsbegriff auch das hier in Frage flehende Verbrechen ge⸗ 
hört, überhaupt Feine Anwendung finden Tann. 

In den fpäteren allerhächften Reſtripten vom 4 Mai 
1816 (2. ©. Nr. 131) if nämlich ausdrücklich beſtimmt 
worden, daß über den Betrug, für deffen Strafbeſtimmun⸗ 
gen dasjenige, was (im Gefehbuche) über den Diebflahl ver⸗ 
ordnet worden, zur Bafls dienen müſſe, eine beſondere 
Verordnung erfcheinen werde, und daß die Revifion ber 
Straferkenntniſſe rüdfichtlih des Betruges nur im Konkurs 
renzfalle mit Diebftählen einzutreten habe. Dieſe verheißene 
Verordnung ift aber in der That niemals erſchienen, viel⸗ 
mehr die Nevifion der Gefege über den Diebſtahl, wie fie 
in der Verordn. vom 25. März 1816 enthalten ift, durch 
ein weiteres allerhöchftes Nefkript vom 12. Mai 1816 (8. ©. 
Nr. 133) lediglich auf Unterſchlagungen ausgedehnt, und 
hienach die nur auf den Diebflahl und die Unterjchlagung 
befegränkte Anwendbarkeit ber Beftimmung des Art. XII der 
erwähnten allerhöchften Verordnung von felbft ausgefchloffen 
worden. 

Da nun hiernach der Fall, wo bie Unterſuchung nur 
anf Anzeige des Veſchädigten zu eröffnen geweſen wäre, 
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rüdfchtint des I. A. Mopmann nict zegeben war, wiehe 
mehr He von feinen Schwiegerfohne und beiten. Ghefrau in 
ihren Bernehmungen abgegebenen Erklärungen, daß fie eime 
Umterſuchung und Beſtrafung desfelben nidt verlangen, yam 
Unterſuchungatichter nit weiter zu beachten wasen, und 
hiemit aud der Umfkand, da fie bei dieſer Vernehmung 
über ihre Befugniß der Beugichaftsentichlagung nicht Kies 
lehrt warden, won felbft auch für den Fall feine Bedeutung 
verliert, daß fie wirklich zu denjenigen Berfonen zu rechnen 
wären, welchen nach Art. 79 Ip. I und Art. 204 Th. M 
des StGB. dieſe Befugnig zulömmt, jo mußte bie von A 
A. Roßmann gegen das appellationsgerichtiidge Verweiſungs⸗ 
Erkenntniß erhobene Nichtigkeitsbeſchwerde verworfen worden.“ 


IV. 


ungalaffl bes Verurihei ber Stantsaumalticgeft in die Rx 
"na Gugraränhelen Kechtaniteis, Art. 204 u. 274 bes 


Dur Erbenntniß bes Kreid⸗ und Stadtgerichts Aſchaf⸗ 
fenburg war ber QOekonom Anton Lambertus von Kahl 
wegen des Vergehens der ausgezeichneten Cigenthumsbeſchä⸗ 
bigung durch Grenzſtein⸗Verrückung zu einer Aötägigen. ein- 
fachen Gefängnißfteafe verurtheilt worden, und bag k. Ay 
pellationsgericht von Unterfranken und Aſchaffenburg hatte 
bie von dem Perurtheilten und dem Stantsanwalte erhobe⸗ 
nen Berufungen verworfen, zugleich aber ausgeſprochen, daß 
jeder Theil die Koften feiner Berufung gu ira. 
gen habe. 

Wegen dieſes letzteren Ausſpruches hatte. der Staats⸗ 
anwalt am oberſten Gerichtshofe Beſchwerde zur Wahrung 
des Geſetzes erhoben, und dieſer Gerichtshof erkannte in der 
Sitzung vom 10. Jan. 1853, daß durch jenen Ausſpruch 
die Art. 204 und 274 des Strafprozeßgeſethzes verlegt war- 
den feien. 

Die Gründe waren folgende: 

„Ray Art. 204 des allegirten Gefehes if nur der in 
eine Strafe veruriheilte Angeklagte au zur Tragung Year 
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Prozeßkoſten oder bes betreffenden Theils derſelbon verbun⸗ 
ben und nad Art. 274 ibidem. iſt, wenn ein von dem An⸗ 
geklagten (ober im Falle des Art. 265 von feinem Stell» 
vertreter) eingewendetes Rechtsmittel verworfen wird, ber 
Unterliegende zugleich in die Koften zu verurtheilen; in al 
fen übrigen Källen werden die gerichtlichen Koſten des Rechts⸗ 
mittels von ber Staatskaſſe getragen. 

Die Staatsbehörde kann Demnach in keinem Yale, ſelbſt 
dann nit, wenn die von Ihr erhobene Beſchwerde verwor⸗ 
fen wird, in bie dadurch verurſachten Koſten verurthetli 
werben, es find vniehmehr diefelben alddann von ber Staat» 
kaſſe zu tragen. 

Der erwähnte Ausſpruch des Appellationsgerichts im 
Koftenpundte, welcher einer Koſtenkompenſation gleich kͤmmt, 
bie zwar in Civilproztßſachen vworzutönmen pflegt, aber nice 
in das Strafverfahren paßt, vielmehr ſowohl dem Strafge 
ſetzbuche vom Jahre 1813, als auch dem Strafprozeßgeſetze 
vom 19. Mov. völlig fremd if, nebſtdem auch der 
Stellung, wolche die Stantsbehörhe ats Wachterin des Ge 
ſeßes, dem Angeklagten gegenüber, einnimmt, und ſich von 
bem Marteinerhältniffe in einem Civitrechtsftzeite weſentlich 
unterſcheidet, nicht angemeflen erfcheint, — verleht daher die 
oben allegirten Artilel 204 und 274 des Strafprozeßgeſetzes, 
indem unter den Theilen, welchen die Roflentragung auf 
erlegt warde, andı die Staatsbehörde mit inbegriffen und 
berjelden, jenen geſetzlichen Beſtimmungen entgegen, ein 
Theil der Koſten aufgebürdetwurde, anflatt dag das Appella⸗ 
ttonsgeriht Ach darauf Hätte befhränfen follen, den Bes 
ſchuldigten In die dur feine Berufung veranlaften 
Koften zu Serurtheilen, wobei fi von feld verfianden hätte, 
daß die Übrigen etwa erwachſenen Koften zweiter Inſtanz 
ber Staatäfaffe zur Laſt fallen.“ 

V 


Metneid in Strafſachen. — .n ber Strafloſigkeit wegen an⸗ 
geblicher Theilnahme un ber That. 
Am 21. September 1850 war bei dem k. Landgerichte 
Wolſſtein eine ſtraftechtliche Vorunterſuchung wegen einer an 


42 Aus den Gipüngen. des frändigen Kriminalſenates 


biefem Tage non Anna Ertl von Ahornsd erlittenen Kör⸗ 
perverletzung, welche in einem Bruche des rechten Vorder⸗ 
armes befand, eingeleitet worden; in. dem Laufe diefer Un⸗ 
terfuchung, weiche ihre Richtung gegen den Inwohner Franz 
Dafinger von Ahorndd genommen hatte, waren am 20. Aus 
guß 1851 die Ehefrau des genannten Dafinger — Anna — 
und der Bauersfohn Math. Kandibinder, Schwager des 
Franz Dafinger, unbeeidigt über den Vorfall vernommen 
worden. Am Scäluffe der Vorunterfuhung war Kranz Dar 
finger, in der Erwägung, daß derjelbe genügend beinzich⸗ 
tigt fei, am 21. Sept. 1850 der Anna Ertl einen Schlag 
mit einem Prügel verfebt zu haben, wodurch die beiden 
Knochen des Tinten Vorderarmes gebrochen wurden, und 
diefelbe auf 58 Tage in ihren Berufsarbeiten beeinträchtigt 
war, — wegen Verbrechens der Körperverlebung in die dfe 
fentliche Sikung des Kreid- und Stadtgerihts Paſſau ver- 
wiefen worden. 

Bei der Sffentliden Verhandlung am 24. Dez. 1851 
waren Unna Dafinger und Math. Kandlbinder eidlich 
vernommen worden, und hatten bier, abweichend von ihren 
unbeſchworenen Angaben in der Vorunterfuhung dahin de= 
ponirt, daß fie wahrgenommen hätten, der Ehemann der 
Derwundeten — Anna Ertl — habe ſelbſt durch einen 
Schlag, den er nah Branz Dafinger habe führen wollen, 
feine Ehefrau getroffen, und. ihr den Arm abgeihlagen. Mitt 
dem Urtheile gegen Franz Dafinger, nad welchem derſelbe 
wegen des der Anna Ertl zugefügten Verbrechens der Kör⸗ 
perverlegung mit einjährigem Arbeitshaufe belegt wurde, 
verband das Gericht den Beſchluß auf Einleitung einer Vor⸗ 
unterfuhung gegen Anna Dafinger und Math. Kandlbinder 
wegen Verbrechens des Meineides; beide gefänbigten aud 
fofort, dag ihre in der öffentlihen Sikung vom 24. Dez; 
1851 gemachten Ausſagen nicht der Wahrheit gemäß feien, 
und durch Urtheil des Kreis- und Stadtgerichts Paſſau vom 
4. Dez. 1852 wurden diefelden wegen Berbrechens bes Mein- 
eides zu je vierjäßrigem Arbeitshaufe verurtheilt und zu al⸗ 
len Würden, Staats» und Ehrenämtern für unfähig erklärt. 
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In diefem Urtheile war bezuglich des von dem Ber 
theidiger der beiden Angellagten erhobenen Einwandes, daß 
diefelben, wenn fie auch unwahr deponirt Hätten, doch einen 
Meineid nicht hätten begehen Tönnen, weil fie ale Theil⸗ 
nehmer der That geſetzlich nicht in der Lage geweien feien, 
heeidigt zu werden, angeführt: „Wenn auch bergefellt fei, 
daß bei Gelegenheit des gefihehenen Armbrucdes ber 
Anna Ertl ein Geraufe ftattfand, an welchem die beiden 
Angefchuldigten mehr oder weniger Theil nahmen, fo han 
dele es fih hier nicht um die ſe Theilnahme, fondern viel 
mehr um den alleinigen Armbruch der Anna Ertl, der durch 
eine einzige Perfon, durch einen einzigen Schlag, er⸗ 
iwiefenermaßen durch Kranz Dafinger ohne Hinzuthun einer 
dritten Perſon verurfadht wurde. Das Strafgeieh kenne 
ferner eine andere Theilnahme, als die der Miturheber, 
ber Gehilfen und Begünftiger, und zwar an der gleichen 
That. Die ganze Vorunterfuhung mit Inbegriff der öffent» 
lichen Verhandlung vom 24. Dez. 1851 Habe aber zur Ge⸗ 
nüge dargethan, daß weder gegen Unna Dafinger, noch ges 
gen Math. Kandlbinder ein Verdacht diefer drei Arten der 
Theilnahme am Verbrechen der Körperverlegung an Anna 
Ertl rege wurde, fo daß deren Beeidigung troß ihrer muth⸗ 
maßlichen Theilnahme an dem weiteren, von dem Armbrucht 
unabhängigen Raufexzeſſe nit blos erlaubt, jondern ges 
feßlich geboten geweſen fei, weil fie ja nur über den Reat 
des Armbruches und über deffen Thäter als Zeugen vorges 
ſchlagen und verhört worden feien, ihre Zeugichaft aber über 
den weiteren Exzeß, welcher der richterlichen Kognition bei 
der Verhandlung vom 24. Dez. 1851 nicht unterlag, nicht 
verlangt worden, und nicht bendthigt geweien fei, fo daß 
nicht behauptet werden fünne, als wären beide Individuen 
gezwungen geweien, über ihre eigene Theilnahme ein eid⸗ 
Res Zeugniß abzulegen.“ j 
Die hiegegen erhobene Berufung, in welder wiederholt 
geltend gemadt worden war, daß die Verurtheilten nicht 
hätten beeibigt werden follen, wurde vom ?. Appellas 
Honsgerichte won: Nicherbayern verworfen, wobei bezuͤglich 


14 Ana den Biyungm det: faindigen Kruvisalſomates 


jenss (Einmandes. ausgeſprochen wurde, baf die Meraus- 
fehungen des Art. 46 Nr. 4 Des StB, wornach nur 
jene nicht bessdigt werden Dürfen, welde des in Frage ſte⸗ 
beuden Ahat oder der Theilnahme an berfelkan verdärhtig 
fnten, in Beier Weiſe gegeben ſeien, und daß ſo mit ihre 
Peeidigung geiehlich geboten gewefen fei. 

De Berurtheilten ergriffen nun das Rechtsmittel ber 
Micthtigkeits beſchwerde, und zwar wegen unrichtiger Pluwen- 
bung des Nah IH Nr. A a. a. O. und folgeweile der Strafr 
Beftimmungen über den Meineid, indem die Verurtheilten 
ala der Theilnahme Verdächtige in rechtsunwirkſamer Weile 
beeidigt worden, und die von ihmen geforderte eidliche Aus⸗ 
Tantt ohne ein Geſtändniß Ihrer eigenen Schuld nicht möge 
lich geweſen ſei. u 

Der obere Gerichtshof verwarf in der Sihung vom 
28. Son. 1853 die erhobene Nichtigfeitsbefchwerbe aus fol 
genden Gründen: 

- „Der Art. 46 Ne. A des StPq. vom 10. Moy. 1848 
Ssht bei den Merfonen, welche nicht beeidigt werben dürfen, 
voraus, daß »iefelben ber in Trage fiehenden That oder der 
Theilnahme an derfelben verdächtig feien. Diefe Ahat if 
in dem vorliegenden Balle eine an Anna Eril bagangene 
Rörperwerlepung, und es Mönnte nur daun von einer Theil⸗ 
nahme mehrerer Perſonen an diefer That die Rede fein, 
weun thatfaͤchlich feitgefteflt wäre, day Anna Eril non per⸗ 
ſchiedenen Perſonen verfshiedene Körperverlegungen erlitten 
Gabe. (Art: 464-156 Th. I des StGB.) Dies iR aber 
in keinem der Erlenutniſſe gefchehen, welde in der Unter 
fuchung wegen der von Anna Ertl erlittenen Koͤrperverletzung 
in dem beiden Inſtanzen, bei der Berweifung der Sache 
wie bei der endlichen Uburtheilung, ergingen, und eine Pruͤ⸗ 
fung biefer thatfädlichen Würdigung ſteht dem oberſten Ge⸗ 
richtshofe nicht zu. Veshalb iR auf die Anführung im 
Urtheile des Kreis» und Stadtgerichtes Paſſau vom 4. Dez. 
1852 in der gegen A. Dafinger und M. Kandlbinder ein⸗ 
geleiteten Unterfschung wegen Meineides: „eb ſei herge⸗ 
ei, daß dei Gelegenheit des geſchehzenen Armbruchta der 
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Anne Ertl Mn Berufe ſlatiſend, an merken die beiden 
Angeſchaudigen mehr oder weniger Theil nahmen““, — für 
He Wamehme, ala feien die Des Meineides beſchuldigten 
Beiden Beſchwer deſichrer Theilnehmer bei pin von Anna 
Geil erliidenta Körpernerlegung, ſchon an ſich unerheblich, 
weht ein Gerqufe, meiches zwiſchen dem ſpaͤter Merwurbeben 
vorher mit dritten Venſonen, ohne Die Folge einer Ver⸗ 
letzung ſettfand, wine The il uahme an bee ſpüter von 
dem Urheber zogtfügten Bönpereerinpeng im ſtrafrechtlichen 
inne nicht begründet. Der in ſolchem Falle gegen jene 
Deitsen Perſonen angegeighe volizeilich finafbare Reat ſteht 
in Beiner ſtrafrechtlichen Berbindung mit der kriminellen That 
nach ten Geſethen über die Theilnahme (Art. 7389 %h.1 
des SGB.), denn Der Aufemmenhang befteht hier lediglich 
in Der Sleichheit des wften Andaſſes, des Ortes und ber 
Zeit. Abgeſehen dawon au, daß Das bezaichnete Urtheil 
des k. Kreis⸗ und Stadtgerichtes Paffau nicht einmal that- 
ſäͤchlich feftgeftellt hat, DaB gerade zwiſchen Anna Ertl auf 
ber reihen und ben Heiden Befchwerdeführern auf der andes 
son Seite ein Geraufe ſtatigefimden hat, fo erfcheint doch 
auch dei dieſer Annahme, die von dem ?. Appellationsge⸗ 
aichte pon Riederbayern in feinem Exrfenntniffe vom 23. Des 
zember 1852 enthaltene Schlußfolgening, welche auf die 
thatſächliche Annahme, dag die Vorausſetzung der Theil 
mahme mn der in Frage ſtehenden That in keiner Weife ge⸗ 
gegeben Tei, daher die Beeidigung der jekigen Angefchul- 
digten als Zeugen geboten fei, fih fügt, — nach der obigen 
Exsrterung inſoweit vollkommen richtig, daß jedenfalls durch 
Die Beeidigung der Unna Dafinger und des Muth. Kandl- 
Hinter Der Art. 46 Nr. A des StPG. vom AN, Nov. 1848 
wicht verlegt wurde. Ebendeshalb, weil der von Befthwerdes 
Führen allenfalls verſchuldete polizeilich Brafhare Reat in 
Peiner anderen als in einer zufälligen Verbindung mit der 
Banyithat ſteht, iR daB von den beiden Angeſchuldigten ge» 
forderse eibliche Beugnig aber dieſelbe und über dexen Ur⸗ 
heber vereinbarlich mit einem Schweigen über die eigene 
Sid; Daun aus des zum eidlichen Beugniffe allein noth⸗ 
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wendigen Beſtatigung der Anweſenheit zur Zeit und am 
Orte der That folgt noch nicht die Nothwendigkeit bes 
Geſtaͤndniſſes der eigenen Schuld, no viel weniger bie 
gänzliche Entflellung der die Hauptanſchuldigung betreffen- 
den Thatfachen, weil bie Gefebe eine bei Strafe gebotene 
Pflicht, über eigene gefebwidrige Haudlung dem Richter 
de Wahrheit zu jagen, nicht kennen. 

Demnach ift nach Lage der Unterfuchung, wie dieſelbe 
von den beiden Inſtanzen endgültig feſtgeſtellt it, wegen 
der von Anna Ertl erlittenen Körperverlekung, an welder 
ſich auch jebt noch nichts geändert hat, die Beeidigung ber 
Anna Dafinger und des Math. Kandlbinder rehtswirt- 
fam als Zeugen erfolgt, und es find auf ihre beſchworenen 
falfchen Ausfagen über den Urheber der von Anna Ertl er⸗ 
fittenen Koͤrperverletzung die Art. 290, 296 u. 266 Tb. I 
des StGB. mit Recht angewendet worden" *). 


*) Wenn es eine allgemeine Bürgerpflicht jedes Unter 
thanen tft, Verbrechen ober Vergehen burch fehleunige An- 
zeige bei der nächften Obrigfeit ober durch Warnung ber ge- 
fährbeten Perſon oder durch fonftige ihm zu Gebote ſtehende 
‚Mittel zu verhindern, und wenn die Nichterfüllung die 
fer Bürgerpfliht nach Art. 78 IH. I des SIEB. geringere 
ober ſchwerere Freiheitäftrafen nach fich zieht, — jo iſt 6 
ebenfogut eine allgemeine Bürgerpflicht jedes Unterihauen, 
wenn er in einer Unterfuchungsfache als Denumiant, Benge 
ober Sachverſtaͤndiger vernommen wird, der Obrigkeit die 
Wahrheit zu fagen, und die Verletzung dieſer Pflicht 
follte ftrafbar fein, ohne Rüdficht anf den Zweck, der dabei 
beabfichtigt wird, und auf den Erfolg, der dadurch erreicht 
wurbe; beide Rückſichten follten nur bei der Strafausmefiu 
maaßgebend fein, und zwar der Art, daß bei einer eipli 
befräftigten Unwahrheit immer eine Kriminalfirafe einzutre⸗ 
ten Hätte. Wie nun im erfleren Walle es ben 
Gefühlen widerfireiten würde, eine foldye Anzeige auch von 
den nächften Verwandten des Webelthäters zu verlangen, ih— 
nen fogar geflattet if, ſich des Zengniſſes zu entſchlagen, fo 
Tann au im zweiten Falle einem Zeugen nicht zugemuthet 
werden, dag er hinfichtlih feiner allenfallfigen Ebeilnahme 
an der That die Wahrheit fage, und ſich fo gleichfam ſelbſt 
anzeige; allen fo wenig ein ter feine falsche se 
richtliche Ausfage damit entfchnldigen Tann, daß er zur An 
‚zeige nicht verpflichtet geweſen fei, ebenſowenig wirb bie Tal- 
ſche Ausfage eines Bengen, ſoweit fie vie Haudlung eines 
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Beni en — r Gefetzesau 
— —ã ide Briten, ie 
In der bei dem Schwurgeriihtshofe von Oberbayern 
verhandelten Anklage gegen Joſeph Brandfletter und 
Kompl. wegen mehrerer Diebſtaͤhle war duch das Erkenntniß 
des Schwurgerichtshofes vom 22. Dez. 1852 unter Anderen 
Arnna Spirk, Privatiersfrau yon Münden, wegen Be 
günfigung IE. Grades bei zwei einfachen Diebſtahlsverbre⸗ 
Gen gu einjähriger, In einem Bwangsarbeitshauie 
zu erſtehen der Gefängnißſtrafe verurtheilt, und in Ießter 
rer Beziehung war in den Entſcheidungsgründen unter Ber 
zugnahme auf Art 1 Nr. 3 und Art. 3 der Verordnung vom 
283. Nov. 1816 lediglich angeführt, daß Anna Spirk als 
eine Kupplerin ſich darſtelle. 
Dieſe hatte die ARichtigkeitsbeſchwerde um deswillen ein⸗ 
gewendet, weil ausgeſprochen worden war, daß fie Die ihr 
zuerkannte Strafe in einem Urbeitshauje zu erflehen 





Der oberſte Gerihtähef vernichtete- auch in der 
Sigung vom 25. Januar 1853 das angefochtene Erkennt 
niß bezüglich des Strafausfpruches gegen Anna Spirk, und 
verwies die Sache zur nochmaligen Aburtfeilung derfelben 
unter Aufrechthaltung des Wahrſpruches an die nächfte 
Schwurgerichtsfigung von Oberbayern. Die Gründe waren 
folgende: 

„wer Schwurgerichtshof hat inhaltlich der Entſchei⸗ 
dungsgründe ſeines Erkenntniſſes, in welchen angeführt iſt, 
daß Anna Spirk fd als eine Kupplerin darftelle, feinen 








Anderen betrifft, dadurch ſtraflos, daß er bezüglich ſe i⸗ 

— A Theflsahme vie Mahrhei heit nicht anzugeben 

ste. — Die ganze Auffaffung des Reineides im Straf- 

Kir vom Sahre 1818. als ein Betrug am guten 

Namen durch geridtlihe Verläumdung iſt hoͤchſt 

io. ab, ind hat zu mehrfachen Kontroverſen een 

me ._ l. 3». II ©. 268 und 896, dann Bo. I 

— &3, 258,824 u. 338 9% EB. 
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diesfallfigen Ausſpruch auf die allerhoͤchſte Verordnung vom 
28. November 1816, die Zwangsarbeitähäufer betr., und 
zwar im Beſondeven anf die im Art. 1 Mr. 3. und Art. 3 
enthaltenen Beflimmungen gegründet.‘ Ba indeffen nach 
dem chen erwähnten Aut. 4 dieſer Vererdnung num ſolche 
Perſonen die ihnen zuerkannte Vergehenoſtrafe in einem 
Zwangsarbeisshanie zu. erftehen haben, die zur Eiufcheffung 
in baffelbe nicht nur geeignet, ſondern auch, neif find 
über biefe Reife aber; — welche nach der Ichten Abſatze Des 
Art. 1 darin beſteht, Daß gegen. die ab 3.2, 3 und 4: hafelh 
bezeichneten Perſonen allſe gelinderen polizeilichen Zwange 
und Straßmittel bereits vorher ſruchtlos in Mwendung ger 
tommen find, — eine: thabfaͤchliche Feſtſtelung in jener Anführ 
zung des Schwurgerichtähofes gänzlich nermipt wirb, fo 
ſtellt fih Die fragliche Berorduung als unrichtig angemenbet 
dar, und es mußte deshalb in Gemäßheit des Art. 232 
Abi. 2 des StiPG. bası angefnckkene Urheil, infomeit es 
den Strafausſpruch gegen Anna Spirt betrifft, vernichtet 
und die Sache nah Art. 249 Nr. 2 unter: Aufrechtbaltung 
des Wahripruches der Gefchwornen zur nochmaligen Abur⸗ 
theilung derſelben an das nächſte Schwurgericht von Ober- 
bayern verwiefen werden *). 


*) Der Art. 27 Th. I des StGB. verordnet, daß da, wo das 
Geſetz Gefängnißftrafe beftimmt, der Bernriheilte in einem 
von dem Arbeitshaufe. verfihiedenen Ortsgefängniſſe oder 
auch auf einer Feſtung bei einfacher Koft eingejperrt wird, 
und nach Art. 28 1. c. ſoll verfelbe, zumal wenn die Ge— 
fängnißftvafe auf längere Zeit verhängt: worden ift, zu ange- 
mefjener Beichäftigung angehalten werden. Es zeigte ſich 
aber bald, daß die Frohnfelten in vielen Fällen nicht die ger 
hörige Sicherheit gewähren und noch. weniger zur- Arbeitge- 
hörig eingerichtet find, und es wurde daher in der allerh. 
Verord. vom 28. Nov. 1816, die Zwangsarbeitshäufer betr;, 
Art; 8 beftimmt, daß, wenn PBerfonen, ‚die zur Aufnahme in 
ein Zwangsarbeitshaus geeigmetumd reif find, zugleich 
Dergehen  werüben, welche gerichllihe Gefängnißftrafe zur 
Folge haben, dieje vorzugsweife iu einem Zwangsarbeitshaufe 
erſtanden werben foll, : Diejenigen Perſonen, welche zur 
Aufnahme in die. Bwangsarbeitshäufer geeignet find, 
werben im Art. Arunter Nr; 14, jener Verordnung aufge- 
führt, und bezüglich der unter Ne, I genannten; Bettler und 
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vn. 


ge Suſpenſien der Mönttheilung ber Seraſſache bis nad 

Erledigung eines anhängigen Giollcechtöfreited. 

Dach Erkenntaiß des Arcid= und Edadtgericdhtes Kemp- 
ten war Alois Kluftinger, Solzhändler von Buthenberg, 
wegen Verbrechen des betrügeriſchen Wuchers, verübt zum 
Schaden der Gebrüder Kunibert und Guſtav Hofer, 
Hekonomen zu Vorderlindenberg, zu einer vierteljährigen 
Arbeitshausftrafe verurtheilt, auf. deſſen Berufung aber vou 
dem 1. Appellationsgerihte von Schwaben und Neuburg 


ansgeſprochen worden: 
I. Die Aburtheilung der-von Muftinger ergriffenen Bes 





Landftreicher wird auf die in Art. 5, 7, 8 und 11 der au 
demfelben Tage bezüglich diefer Perfonen erlafienen Betord- 
nung enthaltenen Borausfeßungen verwiefen, während bezüg- 
lich der übrigen: drei Klaffen vom Perfonen, unter welchen 
auch Kuppler und Kupplerinnen fich befinden, im letten Ab⸗ 
fabe des Art. 1 feftgefegt ift, daß ihre Einfchaffung in das 
Swangsarbeitshaus erſt dann erfolgen: dürfe, wenn alle ge- 
linderen Zwangs- und Strafmittel der Polizei bereits in 
. Anwendung gefommen aber fruchtlos geblieben find. Dieſe 
Dorbedingung muß’ vorhanden fein, wenn eine der’ in den 
lesten drei Kategorieen genannten Perſonen eine Gefaͤngniß⸗ 
firafe im Zwangsarbeitshaus erftehen foll. Hieran wurde 
dadurch nichts geändert, daß in der fpäteren Berorbnung vom 
17. Suni 1817 (8. ©. 169): bezüglih der Landſtreicher 
anz allgemein und ohne Rückſicht auf die Beitimmung des 
At. 5 ber diefe beireffenden Verordnung vom 28. Novem⸗ 
ber 1816, wornach nur gewöhnte und durch die dort bemerk⸗ 
tem Strafen nicht gebefferte Landftreicher in ein Zwangs⸗ 
arbeitehans gebracht werben follen, — befohlen. wurde, alle 
Landftreicher, befonders aber die gefährlichen, wenn fie fich nicht 
. zur Ausſchaffung über die Grenze eignen, zur Erſtehung der 
Befängniffttafe in die Strafarbeitähänfer abzuliefern, ſobald 
Biefelbe wenigſtens drei Monate beträgt. Durch die Bekim- 
mung in Ar. B der B. D. vom 17. Juni 1817, daß aud 
jewe Cwilſtraͤflinge, welche wegen — begangener 
Berbrechen verdaͤchtig und nur von der Inſtanz losgeſprochen 
find, oder welche ſchon einmal wegen Verbrechen eine Strafe 
erlliten haben, die zuerlannte: Gefaͤngnißſtrafe, wenn fie wes 
nigſtens ſechs Monate beträgt, in einem Arbeitähaufe zu er- 
Hehe haben, wurde der Kreis der hiezu qualifigieten Indivi⸗ 
duen we erweidetd, allein am: ven früheren Beſtinmmungen 

wg 
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rufung ſei 5is zum Ausgange des von den Brüdern Hofer 
gegen Kluftinger bei dem Landgerichte Kempten wegen For- 
derung anbängig gemachten Civilrechtoſtreites zu fuspen⸗ 
diren, 

II. Alois Kluftinger M fofort des au m en 
fen, und 

DI. die Koften ber I. Jnſtanz PIE dem t. Shanie- 
ärare zur Laſt. 

Hiegegen hatte ber Oberſtaatsanwalt am aAweuntians- 
gerichte die Nichtigkeitsbeſchwerde eingewendet: 

a) weil die Berufung nicht verworfen, En 

b) für den Ausſpruch auf Ausfegung des AI 
punktes Leine Gefehesftelle angeführt worden fei, ' 

ce) weil fein civilrechtliches — be⸗ 
ſtehe, und 

d) weil die Beſtimmungen der Art. 256 und 262 
Th. J des StGB. bezüglich des wirklich entftandenen Scha⸗ 
dens unrichtig angewendet worden ſeien. 

Der Beſchuldigte hatte in der Gegenerinnerung gebe⸗ 
ten, die erhobene Beſchwerde als unzulaͤffig zu verwerfen, 
und eventuell (gleichſam adhaerendo) das angefochtene Ur- 
theil, jedoch ohne weitere Verweifung, zu vernichten. 

Der oberfte Gerichtshof vernichtete in feiner Sigung 
vom 25. Ianuar 1853 das angefochtene: Erkenntniß unter 
Verweiſung der Sache zur nochmaligen Verhandlung und 
Aburteilung an einen anderen Senat des Uppellationdge- 
richtes. 

Die Gründe lauteten dahin: 

„Das angefochtene Urtheil auf Suspenfion der Krimi⸗ 
nalſache bis nach Erledigung eines anhaͤngigen als präjudi- 
ziell erachteten Civilſtreites, welches zugleich dem Staats- 
ärare die bisherigen Koſten überbürdet, ſtellt fich keines⸗ 
wegs im Hinblick auf Art. 339 mit Bezug auf Art. 313 
des StiBG. vom 10. Nov. 1848 als ein bloßer Verta⸗ 
gungsbeſchluß dar; es faͤltt ebenſowenig unter bie Voraus⸗ 
fegungen des Art. 339 mit Bezug auf Art. 319 dieſes Ge⸗ 
feßes, weil zur weiteren Aufllärung weder bie Bernehmung 
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anderer Zengen. oder: Sachverſtändiger in einer fpäteren 
Sthung verfügt, noch die Sache an den Unterſuchungsrich⸗ 
ter zurückgewieſen worden if. Vielmehr hat das k. Appel- 
lationsgericht die Yeftftellung der Beichädigung von civil» 


rechtlicher Entſcheidung abhängig gemacht, und ſich hiedurch 


in dieſem Punkte inkompetent erklaͤrt, welche Erklärung in 
ihrer Wirkung einem das Strafverfahren einſtellenden Bes 
ſchluſſe gleichkömmt, fo dag hiegegen eine Nichtigkeitshe- 
ſchwerde zutäflig if. ' 

Dabei if der Umſtand, daß bei der öffentlihen Ver⸗ 
handlung am k. Appellationsgerichte der k. Oberſtaatsan⸗ 
walt die Bemerkung beifügte, — daß für den Fall, als die 
Civilſtreitsſache der Gebrüder Hofer gegen Kluftinger ale 
prajudigiell' für die Strafſache erachtet werden follte, die 
Suspenfion des Urtheiles in letzterer auszufprechen, und 
der Angeſchuldigte fodann gu entlaffen fein dürfte, — ohne 
Bedeutung, indem es dermal nur auf das erlaffene Urtheil 
und die Dagegen erhobene Befchwerde anzukommen hat *). 
Was aber dieje betrifft, jo iſt fle als begründet zu erachten. 

Es verordnnen bie wach dem Meikripte vom 19. Okto⸗ 
ber 1813 mit Gefepestraft befleideten Anmerkungen zum 
SGB. Bb:1.©. 128 lit. b, daß bei der Aburtheilung der 
Nichter zu prüfen hat, ob alle Merkmale des gefeblichen 
Begriffes einer ſtrafbaren Handlung in objektiver Hinſicht 
in der That, wie fie vorliegt, wirklich emthalten ſeien, und 
dag diefes durch Vergleichung der Handlung mit den tm 
II. und II. Buche enthaltenen Beftimmungen über den Be- 
griff des einzelnen Verbrechens entichieden werden muß. 

Nach dem im Art. 262 Ib. J des StGB. in Verbin- 
dung mit: den Anmerkungen biezu Band I ©; 253 mit 
Hinweiſung auf Art: 256 des Geſetzbuches aufgeſtellten Be- 
geiffe des betrügligen Wuchers if es Demnach die Aufgabe 





°) Selbſt wenn die zweitrichterliche Entfcheibung in Ueberein⸗ 
Rimmung mit tem vom Staatsanwalte gefellten Antrage er— 
folgt, hindert dies denſelben nicht, die Nichtigkeitsbefchwerde ' 
einzuwenden, wenn nach feiner fpäter gewonnenen UWeber- 
zengung das Geſetz unrichtig angewendet wurbe. | 
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und die Pflicht des Strafrichters, wie bei jeder anderen 
Eigenthumsbeſchädigung, fo auch bei dem betrüglicden Ducher 
die Eriftenz eines Schadens feiner Präfung zu unterwerfen. 

Nicht minder beſtimmt Art. 3 Adi. 3 Ih. IE des SEM, 
dag in der Verhandlung und Entſcheidung eine Strafſache 
ſtets einer fireitigen Privatrechtsſache vorgehe, es müßte 
denn die Giviljache eine Borfrage beireffen, von re 
Entfheibung der Straffache abhängig if. 

Dieſe Ausnahme fann aber nicht auf die Eriftenz uub 
Größe einer Eigenthumsbeſchaͤdigung durch betrüglichen Wucher, 
fondern nur auf wirkliche PBrajudizialfragen, ohne deren Er⸗ 
ledigung nämlich die Entjcheidung der Straflache ganz mm 
möglich ik, wie z. B. nah Art. 372 Ih. I des SIGB. bie 
vom Givilgerichte zu erkennende Yngültigleit ber Ehe zum 
Thatbeſtande des Vergehens rüdfichtlich der Ehe gehört, be⸗ 
zogen werden; vielmehr ſteht im gegebenen Falle entgegen, 
daß der Art.8 Th. Il des SIEB. über die Beweistraft 
civilrechtlicher Erlenntniffe im Strafverfahren gemäß Art. 8 
in Konfequenz der Borfehriften des Art. 323 mit Bezug 
auf Art. 171 Abſ. 1 des StP®. v. 10. Rov. 1848 aufge 
hoben if. 

Der zufällige Umfand, dag tm vorliegenden Falle de» 
reits ein Civilrechtsſtreit anhängig ift, vermag ohnehin kei⸗ 
nen Einflug zu äußern, gleichwie es außer der Befugmif 
des Strafrichters Iiegen würde, die Erhebung eines Civil⸗ 
rechtsſtreites behufs der Herſtellung der Beihädigung an⸗ 
zuordnen, indem in einer wie in der anderen Art, zuwider⸗ 
laufend den Grundfäpen des Strafverfahrens, die Pariei 
auch zum Herrn dieſes Verfahrens geſchaffen würde, wäh- 
rend nur ausnahmsweiſe durch ausdrücktiche geſetzliche Be— 
ſtimmungen, wie z. B. Art. XII der BO. Aber den Dieb⸗ 
ſtahl nom 25. März 1816 bei Entwendungen unter Ben 
wandten — Art. 373 Th. I des StGB. bei Vergehen 
rüdfichtlih der Ehe — Art. 404. diefes Geſetzbuches bei 
Verlegung der ehelichen Treue, der Brivadwilltür ein Ein« 
fluß auf Einleitung oder Fortfebung bes ul 
geftattet if. | 
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Der Suspenſionsausſpruch Des k. Appellationsgerichtes 
bat daher die Art. 256 und 262 TH. I des StGB., dann 
Art. 3 Th. H deffefhen verletzt; es find nicht minder mit 
dem Ausforuche im Koſtenpunkte bie gefehlichen Vorſchriften 
des Art. 366 in Bezug auf 274 des StPG. unrichtig an« 
gewendet worden, weil ein folder Ausſpruch ein das einge 
wendete Rechtsmittel erlebigendes Urtheil vorausjeßt, wäh- 
rend im vorliegenden Falle das eingewendete Nechtsmittel 


noch in der Schwebe geblieben iſt.“ 


VIII. 


Behandlung der Relurſe bei Disziplinareinſchreitungen gegen Beamte. 


In der Unterſuchung wiber Monika Greif von 
Probſtried wegen Unterſchlagung und Diebſtahls war von 
dem T. Appellationsgerichte von Schwaben und Neuburg 
der die Vorunterſuchung führende Landgerichts» Affeiler D. 
in einen Theil der Unterſuchungskoſten verurtheilt werden, 
wogegen derſelbe Beſchwerde an den oberſten Gerichtshof er⸗ 
hoben Hatte. Dieſer verwarf in einem am 29. Januar 
1853 in geheimer Situng und zwar nah Vernehmung 
des Staatsanwaltes erlaffenen Erfenntniffe die erho- 
bene Beichwerde aus folgenden Erwägungen: 

1) daß die hier in Frage flehende Disziplinareinfchreis 
tung wider einen f. Beamten ihre Veranlaffung in einem 
von demſelben gepflogenen flrafrechtlichen Verfahren gefun- 
ben hat, 

2) daß die nad $. 37 des Ediktes vom 24. Juli 1808 
über die Gerichtsorganiſation den Obergerichten vermöge 
des Oberauffichtsrechtes zugewieſene Disziplinargewalt nach 
Berfihiedenheit des Gegenftandes in eine civil» und flrafges 
richtliche Kompetenz außgeichieden wird, 

3) daß, obgleich der hiermit übereinftimmende Art. 16 
xh. U des StGB. vom Jahre 1813 aufgehoben iR, den- 
noch das Geſetz vom 10. Nov. 1848 diefen Unterſchied der 
Zufändigkeit nicht zu verrüden beabfichtigte, vielmehr der 
Art. 9 Abſ. 2 defielben in Vergleihung mit den Motiven 
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"des treffenden Geſetzentwurfes die alenfaiiäge infchreitung 
gegen den Unterfuhungsrichter einfach an das Appellationg« 
gericht verweißt, daher auch zur Entſcheidung in zweiter In⸗ 
fan; nur der ftrafrechtlihe Senat des oberfien Gerichtsho⸗ 
fes berufen fein kann; Ä | 
- 4) daß daflelbe Gefeb neue Vorſchriften über das Ver⸗ 
fahren in Disziplinarfachen nirgends gegeben, vielmehr die 
früheren gefeblihen Beflimmungen darüber unberührt gelafs 
fen hat, fohin die abweihenden Befimmungen des: Art. 19 
und folgende über die Staatsanwaltichaft bei Verhandlun- 
gen über Disziplinarfälle feine Anwendung finden können *); 
5) daß demnach hier vor Allem die im 6. 15. des IX. 
Ediktes zur Berfaffungs-Urkunde vom Jahre 1818 über die 
BVerhältniffe der Staatsdiener vorgefchriebenen Körmlichkei- 
ten in’8 Auge gefaßt werden müflen, jedoch die dreitaͤgige 
Frift zur Anmeldung der Beichwerde bei ber frafenden 
oder infinuirenden Behörde nicht nachgewieſen if, auch durch 
Uebergabe der Relursihrift am ſechſten Tage nisht als ge= 
wahrt angefehen werden kann, daher der Rekurs als deſert 
erjcheint. ” 
| IX. 
Die in Art. 350 des StPG. beſtimmte Frift zur Beugenbenennung 
iſt feine präflufive. 

Der verheirathete Bauer Thomas Ganter zu Amperts- 
haufen war von dem k. Kreis- und Stadtgerichte Aichach 


*) Hierans Fönnte leicht gefolgert werben, daß die Mitwirkung: 
des Staatsanwaltes bei dergleichen Disziplinarfällen ganz 
ausgeſchloſſen fein folle; dies wollte aber nicht damit gejagt 
werden, denn ſonſt Hätte wohl der oberſte Gerichtohof nicht 
felbf bier, wie in allen früheren ähnlichen Fällen, ven 

. Staatsanwalt vor ber Entfcheidung der Sache vernommen. 
Dagegen Tonnen der Staatsanwaltfchaft in dergleichen Die- 
ziplinarfachen, fo lange vie bisherigen Borfchriften fortbe⸗ 
ftehen,, nicht die Tonfigen Nechte, welche das EPG. vom 

10. Nov. 1848 derfelben in Straffachen eingeräumt hat, 
insbefendere kein felbfiftändiges Wefchwerberecht zugeſtanben 
werden; und daß nur Dies Hier ausgefprochen werben 
wollte, geht aus einem fpäteren in derſelben Sache erlafie- 

nen — — Erkenniniſſe hervor. Brgl. unten 


Nr. PR 











da ohren Merthtähofes (Rafetimnsgefe). 28 


wegen Vergehens der Amtächrenbeleibigung zu einer Doppelt 
gefchärften Gefängnipftrafe von 3 Wochen veruriheilt wor 
den; eine hiegegen eingelegte Berufung. hatte das k. Appel⸗ 
lationsgericht von Oberbayern verworfen, und zur Verhand⸗ 
fung des von dem Belchuldigten gegen diefes im feiner Ab⸗ 
weſenheit erlaffene Exkenntniß erhobenen Einfpruches war 
auf den 2. Dez. 1852 öffentliche Sitzung anberaumt wor« 
den; der Bertheidiger hatte jedoch am 29. Non. gebeten, 
die Verhandlung auf eine fpätere Sibung zu vertagen, und 
hiezu als Entlaſtungszeugen den Konad Schuſter und 
Georg Helmhey von Thalhaufen vorzuladen, wofür ber 
geeignete. Koftenvorihug mit übergeben werden war. 

Die Sache wurde auf den 23. Dez. 1852 ‚vertagt, der 
Antrag auf Vorladung der beiden Zeugen aber. von dem 
Senatsuorflande zurückgewieſen; nun wieberholte der Ver⸗ 
theidiger am 18. Dez. feinen früßeren Antrag und bat um⸗ 
ter Anlage eines Koftennorfchuffes von 20. fl., um Vorla⸗ 
dung weiterer vier Entlaftungszeugen. Allein auch diefer 
Antrag wurde zurückgewieſen, und der Bertheidiger erneuerte 
daher in der Sikung vom 23. Dez. vor allem feinen Ans 
trag auf Vorladung der vorgeſchlagenen Entlaſtungszeugen 
mit dem Erbieten, den erforderlichen Koſtenvorſchuß fogleich 
ad depositym judigiale zu erlegen, und mit der Bitte, bie 
Verhandlung behufs Der Ladung der Zeugen zu vertagen. 
Das Uppellationsgericht verwarf jedach dieſen Antrag, und 
ebenfo den erhobenen Cinſpruch, worauf Ganter die Nich⸗ 
tigkeitsbeſchwerde einwendete, und der obere Gerichtshof 
vernichtete wirflih am. 11. Febr. 1863 das ——— 
Erkenntniß aus nachfolgenden Gründen: 

„Der Zulaſſigkeit der Anträge auf Vorladung weiterer 
Entlaftungazeugen fand die Beſtimmung des Art. 350 des 
StPG. vom 19. Nov. 1848 nicht entgegen, weil bie dort 
bezeichnete Friſt keine Präkluſtofriſt if, wie eine Vergleichung 
des befagten Artikels mit Art. 235 J. c., wo der Ausſchluß 
ausdrücklich angedroht ift, und. die im Art. 351 c. ent 
Baltene Hinweiſung auf die Beflimmung des Abf. 2 des 
Art. 129 des beſagten Geſetzes Mar bewähren. 
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In dem fo eben: allegirten Art. 129 Abſ. 2 iR nun ſo⸗ 
gar augdrücklich beſtimmt, daß ber Präfibent ober Vorfigende 
verpflichtet ſei, foferne der Angeklagte die Koften für die 
Entſchaͤdigung der yon ihm vorgeſchlagenen Zengen trägt, 
und ſolche im Bovaus eriegt, deſſen Antrage auf Vorladung 
von Vertheidigungszengen nad Möglichkeit zu entſprechen. 

Gleichwohl wurde den beſagten Anträgen nicht entſpto⸗ 
Gen, ſondern ſolche vom Senats-Dirigenten aus bem Grunde 
abfchlaͤglich beſchieden, weil Me Abhörung der vorgefchlages 
nen Zeugen zur befferen Aufflärung der Sache nicht wis 
förderlich erfiheine. — Dieſer Grund Tann aber nur Da Pie 
abichlägige Verbeſcheidung feldher Anträge rehtfertigen, we 
ed an dem erforderlidhen Koſtenvorſchuſſe gebriht, nicht aber, 
wo, wie im vorliegenden Falle, Die beiteffenden Koften haar 
vorgeſchoſſen wurden, und es find ſonach bei Verbeſcheidung 
obiger Anträge die Beſtimmungen bes vorallegirten Abſ. 3 
Art. 129 des StPG. offenbar unrichtig angewendet worden. 

Unter den vorangeführten Verhältniffen blieb für den 
Beſchuͤldigten auch nichts Abrig, als behufs der vollſtaͤnbi⸗ 
gen Geltendmachung ſeiner Bertfeiiigungsmittel denſelben 
Antrag vor dem Gerichtohofe ſelbſt in der berelts anberaum⸗ 
ten offentlichen Schung vorzubringen. Deſſen Vertheidiger 
bat denn auch in der öffentlichen Sitzung den Antrag auf 
Borlabung und Vernehmung der ſchon früher bezeichneten 
Bertheidigungsgengen wiederholt, und - weil diefe Zeugen 
ſich nit am Gerichtsfige felbR befinden, zu dieſem Behafe 
am Bertagung ber öffentlihen Sitzung nachgeſucht, und 
auch Hier die baare Erlage des Koftenvorfchuffes angeboten. 

Aber auch der Gerichtshof hat ſolchen Autrag, wie che» 
hin der Senats- Dirigent und aus benfelben fon oben 
erwähnten, unhalibaren Gründen zurädgewiefen, ſomit eben⸗ 
falls das Thon oben angefiiiate Geſetz untichtig angewenbet, 
und da laut Art. 31 Ir. 8 4. e. ein Nichtigkeitsgrund' ge» 
geben ift, wenn, wie hier gefchehen, der Gerichtshof bei 
Verbeſcheidung eines Antrages des Beſchuldigten, durch 
welchen derſelbe eine ihm vom Geſetze zum Behufe feiner 
Bertheidigung tingeräumte Befugniß geltend machen wollte, 
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ein Geſetz verletzt oder unrichtig angewendet Hat, ſo mußte 
dus angefochtene Urtheil vernichtet, und Die Sache zur nech⸗ 
maligen Verhandlung und Aburiheilung bezüglich bes erho⸗ 
benen Einfpruches an einen anderen un 8 — 
hofes verwieſen werden.“ 
X. 
Vernichtung wegen Ueberſchreitung des 5 gefeblißen Strafmarimums. — 
Beriefung der augewendeten — wur im Jatereſſe 
des Augeklagten geboten. 

Der ledige Zimmergeſelle Xaver Wagner von Schöne 
wiirde wegen vorbedachten Vergehens der Körperweriegung 
mit einer Waffe zu achtmonatlicher Gefängnißſtrafe verur⸗ 
teilt; auf erhobene Berufung ſprach ihn Jedoch das Appel 
latiensgeriht von Niederbayern von der Anſchuldigung des 
Bergehens der Körperverlegung frei, und verurtbeilte ihn 
wiegen eines poltzeilich ſtrafbaren Exzeſſes in einen vier- 
wöhentlihen Arreſt. Hiegegen wendete der Oberſtaats⸗ 
anwalt bie Richtigkeitsbeſchwerde ein, und zwar wegen Aichte 
beifügung von Ensfiheibungsgründen bezüglich der von ihm, 
für das Vorliegen eines Vergehens angeführten , Thatum⸗ 
Kände, dann wegen Nichtanführung und Midtverlefung der 
angewendeten Gefetzesbeſtimmung, und endlich wegen unrich⸗ 
Niger Anwendung der DO. v. 22. Fehr. 1814, weil nad 
dieſer eine Körperverlefung im Pollzetübertretungsgrade höch⸗ 
Ren® mit wiergehntägigern Sefängnifle belegt werden dürfe. 

Der obere Gerichtshof vernichtete auch tn der 
Sitzung vom 11. Behr. 1863 das ungefochtene Erkenntniß 
und verwies De Sache zur. nochmaligen Verhandlung 
und Aburtbeilang an einen anderen Senat des Appel- 
Iationsgerichtes, aus folgenden Gründen: 

„In dem Urtbeile der IL Inſtanz, welches zu einem 
von der erſtrichterlichen Entſcheidung abweichenden Schulb⸗ 
ausſpruche gelungte, daher zur Begründung des Strafaus- 
ſpruches das treffende Geſez anwenden mußte, hätte aller⸗ 
dings das angewendete Gefetz beſtinmt angeführt, und bet 
Barfägdung des Urdheiles verleſen werben Teilen; aus der 





278 Aus dew Situngen des findigen Ruiminalfenates 


Unterlaffung diefer nur im Intereffe des Angeklag— 
ten gebotenen Formlichkeit kann jedoch von dem !. Ober⸗ 
ſtaatsanwalte, welcher die Gefeße ohnehin kennt, eine Nich 
tigkeits beſchwerde mit Effeft dem Angeklagten gegengter nicht 
begruͤndet werden. 

Dagegen iſt bei Ausmeſſung der Strafe mit vierwoöchent⸗ 
lichem Polizeiarreſt das Geſetz unrichtig angewendet worden, 
indem die allerh. BO. vom 22. Febr. 1814, die Unterſuch⸗ 
ung und Beftrafung der geringeren Törperlihen Mißhand⸗ 
lungen betr., welche allein maaßgebend fein fonnte, in den 
Urt. I und. Hi als Höchfte Strafe für polizeilich ſtrafbare 
Körperverlehungen wur einen vierzehntägigen Arreit bes 
ſtimmt. Es mußte. Daher na rt. 361 und 363 wit Ber 
zug auf Art. 230 des StPG. vom 10. Non. 1848 das au- 
gefochtene. Urtheil vernichtet, und die Sache zur nochmali⸗ 
gen Berhandlung und Aburtheilung über die. gegen. das 
erftrichterlihe Erkenntnig erhobene Berufung an einen: an⸗ 
deren Senat des k. Appellationsgerichtes von Riederbayern 
verwieſen werden, indem der in Dem bemerften Urtheile aus⸗ 
gedrückten Freiſprechung von der Anfchuldigung des Ver⸗ 
gehens der Koörperverletzung, die nach AUnficht der Art. 320 
uud 323 zu unterlaffen geweſen wäre, ein Effekt für ‚ben 
Ungellagten umfoweniger. zulommt, . ats nad; Art. 339 mit. 
Bezug auf Art. 323 und 325 des erwähnten. Gefeges bet 
den zum. Wixkungskreiſe der Kreis⸗ und Stadtgerichte und 
Appellationsgerichte ‚gehörigen GStrafiachen die Anwendung 
des Strafgefehes nicht getrennt von. dem Schuldausſpruche, 
im ‚Gegenfabe zu den vor die Schwurgerichte gehörigen Sa» 
den, erſcheint, fondern der Ausipruch über Schuld und: 
Strafe immer gleichzeitig von demſelben Gerichte ausge⸗ 
hen muß. 

Mi der Vernichtung des urtheiles 11. Inſtang endlich ſtellt 
fich die erſte Beſchwerde des k. Oberſtaatsanwaltes als ge⸗ 
genſtandlos geworden dar, indem es demſelben bei der künf⸗ 
tigen Verhandlung der Sache freifteht, der Berufung det 
Xaver Wagner gegen das erfrichterliche Erlenntniß mit je⸗ 
dem geſetzlich zuläfigen Mittel, alfo auch mit den angkteg- 
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ten Thatumſtanden, welche allerdings in dem Urtheile IT. In⸗ 
ſtanz nicht ganz mit Stnkipweigen Hätten umgangen wer 
den tollen, a 


XI. 


Vernichtung wegen ee früßerer noch nicht vollzo⸗ 

gener- Shtafutthetle bei ber Strafausmeſſuug. — Art. 108 u. 

109 SH. I de⸗ SIEB. Bl. Ne. 2 u. 27 diefer Berichte. 

Durch Erkenntniß des Schwurgerichtähofes won no 
vo vom 15. Dez. 1852 wurde 

1) I. Nepomuk Schabries, lediger Häuslersſohn von 
derſthaet wegen Verbrechens des Raubes III. Grades, verüͤbt 
unter dem beſonders erichwerenden Umſtande des Kompfottes 
an der Austragsbäuerin Ragdalena Greineder, fermer 
wegen 5-Berbrechen des ausgezeichneten Diebſtahles; zu 
gleich der Summe des Entwendeten nah Verbrechen und 
verübt unter einem befonders erfihwerenden Umſtande, dann 
wegen eines. unter doppelter Auszeichrung begangenen Dieb⸗ 
ſtahlsverbrechens und eines weiteren ausgezeichneten Dieb 
ſtahlsverbrechens, beide unter einem erfihwerenden Umſtande 
verübt, endlich wegen eines einfachen mit 2 erſchwerenden 
Umfänden begangenen Diebſtahlsverbrechens, und wegen eines 
unter einem erfihwerenden - Umfande begangehen Diebſtahls⸗ 
vergehens, fchließlich wegen zweier polfzeilich ſtrafbarer Dieb⸗ 
Rähfe ſchuldig ertannt, und wit Kettenfrafe belegt. 

2) Thomas Winkelbaner, Iediger Häuslersfohn 
von Forſt, wurde wegen zweier Verbrechen des ausgezeichne⸗ 
ten Diebſtahles, zugleih der Summe nach Verbrechen, fer- 
ner wegen eines Verbrechens des Diebſtahles, verübt unter 
2 Auszeihnungen, dann wegen 3 Berbreihen des autge⸗ 
zeichneten Diebflahles und eines Vergehens des einfachen 
Diebftahles, Tammtliche Meate unter dem befonders erſchwe⸗ 
renden Umfunde des Anmplottes begangen, endlich „wegen 
eines. Diebſtahlsverbrechens, begleitet mit 2 erfäwerenben 
Umſtaͤnden und wegen zweier polizeilich ſtrafbarer Diebſtähle 
ſchuldig erkannt und mit. zwolßhriger —— we 
legt. — ; 
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3) Rafinaıigient, ledige Hiuslenstschten von Forßr 
fast, wurde ſchuldig erkannt wegen vier Verbrechen des aua⸗ 
gezeichneten Diebſtahles zugleich der Summe nad Verbrechen 
eines Diebſtahlsverbrechens, verübt unter 2 Auszeichnungen; 
ferner eines Vergehens des. Yiebflahles, ſämmtliche Reate 
begangen; unter dem beſonders erſchwerenden Umſtande des 
Komploties, endlich eines einfachen Venbrechens des Dieb⸗ 
nn. begungen unter 2 befonders erfihwerenden Urhflän- 

ſchlußlich einen poligeilich ſtrafbaren Diebſtahles, und 
ar — Zuchthaus ſtrafe belegt. F 

4 Sofepkk Bus, verheiratheter Häusler von Forſt⸗ 
hart, wurde endlich des. Verbrechens des. ausgezeichneten 
Diebſpachles, zugdeih der Summe nach Verbrechen, venüht 
unten dem: beſenders erſchwmerenden Umſtande des Komplottea 
an dem Bierbrauen Abſsmaier von aa — 
Arbeius haus ſtrafe belegt. — 

Segen dieſea Vrtheil hatten die Vauneheilten Gihehrias, 
Winkelbauen and Moſine Schießl bie. Richtigkeitsboſchwerde 
eingewenden, die Inptgenannten beiden ohne Anführung vom 
Grünten, ee ner Batte als a be 

et%. 

4) Daß: den — waͤhrend der ganzen Ber 
hendlung mit dem Geichwornen W. (weisen eu —— 
war) fie: gertdet habe; 

2) daß aufı fie Kite. Frage (den. Diebſahl (am: Stabia 
betr.), melche bezuglich des Berurtheilten Schabries geſtellt 
wurde, ber; Wahrſpruch wicht verleſen worden ſe; 

3) da die Alngelingien auf zede Zeugenwerneahmung 
wüht: beftagt worden ſeien, ob md. meh „ungen: Die, Zeu⸗ 
genaus ſage zu: erintern hätten, 

Der Verurtheite Infeph: Pick: haite Rp; bei, er 
eenuihe ergangenen Urtheile beruhigt. — ⸗ 
Die. faͤmmtlichaen Au zu: den hezeichneten Staafen vxur· 
theilten RPerſonem befanden ſich, als die Unterſuchunng wegen 
ber jept: gegem ſter abgeurtheilten Mente begeunen wunde,/ 
fun wegen tderer ſtraftechtlicher Handlungen in — 
gefaͤngniſſen. % 
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Nach den Anfihrumgen dar in gegenwaͤrtiger Each⸗ 
angefertigten Aullageſchrift und nach Inhalt der Be 
alten, wo Rofine Schiaßl ducrch Urtheil des E. Kreis“ und 
Siadtgerichts Straubing vom A. April. 1860 wegen eines-in 
einer Strafſache geiihmarenen Meineides rechtskraäftig zu 
Ajähriger Arbeitshausftrafe verurtheilt worden, — fie wurde 
am 29. Maͤrz 180. in die Strafenkalt zu Amberg einge 
ltefert, — wudte im Depember 1850 vielfache Angaben 
über weitere von ihr und dem übrigen 3 jetigen Angeklag⸗ 
ken hegamgene ſrrafbaxe Gandlungen, wodurch eben das 
jetzige Berfahren veranlaht wurde; fe bam am 11. Mär 
1851 aus dem Gtrafarbeitehauſe in das Umerſuchungsge⸗ 
— des k. Landgerichts Oſterhofen, und hatte daher em 

der ihn wegen Meineides zuerlannten 4jahrigen Arbeite⸗ 
hausſtrefe O Monate und. 11 Tage erſtanden. 

oh. Ney. Schabries vurde durch Erleuntaiß des Kreide 
und Stadigerichta Pafleı vom 2. Mai 1850. uch den Ynr 
füßrungen. in: den. Anklageſchrift und den Morakten wit Idäe 
zigen. Arbeite hnusſtrafe megen, Verbrechens des TPihenfuputig 
vechtatraftig heisgts en war am 12, März 1850: im die Strafr 
anftalt zu München eingeliefert monden und wurde am 1. Jah 
1851 an das Unterſuchnngagericht und zwar in has Inter 
fuhumgngeräugnin zu Deggendorf eingeliefert, Kette fait 
au der Zaͤhrigen Arbeitehausſtrafe bexcits 1 Iahr 3: 
13 Tage erflanden. — 

Fhamas Mibelbauen war durch Urtheil des k. Rreis- 
und. Stadtgerichts Paſſau von 22,. Juni 1860 wegen Ver 
echens ben Rörnemarkegung wit Zjahrigem Arbeitshanſe 
ueshkäßräfkig: Lelegt worden, und wurde, nad den Varakten, 
am 3.308 1850: im; die Strafauſtalt zu München einge 
Innikt, jedoch am: 30. Iuuk 1854. au das, Unterſuchungage⸗ 
rich abgeliefert, nachnm en Tomit 11: Monate 27 Tage au 
diefer Strafe erfianden hatte. 

Selerh. Pup enklick war durch Urtheil Des 1, Kreis- 
und Shadegerichts Raſſau vom 8. Behr. 1851. wegen bes 
nachſten. Verſuchea zum. Verbrechen Den Moenſehung, ſerner 
wagen: Verbrechena deu Anfahren Diebſtahles, werihb unter 
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einem befonders erfihwerenden Umſtande, mit 5jaähriger Ar- 
beits hausſtrafe belegt worden; er wurde am 20: Behr. 1851 
in die Strafanſtalt zw Münden eingebracht und am 2. Juli 
1851 in das Unterfüchungsgefängniß wieder abgeliefert, hatte 
ſomit an der Sjährigen Arbeitohausſtrafe erſt 4 —— 
und 12 Tage erſtanden. 

In den dem Urtheile des Schwurgerichtshofes vom 

15. Dez. v. J. zu Grunde liegenden oͤffentlichen Verhand⸗ 
lungen des Schwurgerichtes von Niederbayern fand ſich nach 
dem Sitzungsprotokolle eine Bekundung darüber nicht; daß 
die gegen die 4 Angellagten früher ergangenen, bereits in 
Vollzug gefegten, jedoch durch Erſtehung der Strafe noch 
nicht vollſtaͤndig vollzogenen Strafurtheile verlefen wurden, 
obwohl die in oͤffentlicher Sitzzung vorgeleſene Anklageſchrift 
dieſer Urtheile ſowie der Unterbrechung der Straferſtehung 
durch die eingetretene neue Unterfuchungshaft ausdrücklich 
gebachte. Auch bei Ausmeſſung der Strafen gegen die ge⸗ 
nannten 4 Angeklagten war nach dem gefäͤllten Urtheile des 
Schwurgerichtshofes auf die bezeichneten früher ergangenen 
und noch nicht vollſtaͤndig vollgogenen Strafurtheile in Yei- 
ner Wehe Rüdfiht genommen. 
.Ebendeshalb Hatte auch der Stantsanwalt «m oberſten 
Gerichtshofe bezüglich des gegen Joſeph Puh erlaſſenen 
Strafausſpruches Beihwerde zur Wahrung bes Geiches er⸗ 
hoben. 

Der oberſte Gerichtshof verwarf in der Sitzung vom 
412. Behr. 1853 die Nichtigleitsbefhwerde des I. M. Siku 
Gries, vernichtete dagegen das angefochtene Urtheil, infoweit 
dasſelbe den Thomas Winkelbauer un bie Roſine Schießl 
betraf, und werwies bezüglich diefer beiden die Suche unter 
Auıfrehtbaltmg des’ Wahripruches zur nochmaligen Abur 
Heilung an die nachſte Schwurgerichtsſitzung von Rieder⸗ 
bayern. ze 
Zuzleich erklaͤrte der oberſte Grrichtohof, daß durch den 
Ausfpruch des Schwurgerichtshofes von Niederbayern bezüg⸗ 
UM: des; Verurtheilten Jofeph Putz dus Geſetz, nämlich: die 
Art. 16, 108 u. M09 Th. J des EB; verleßt worden frien 
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Die Grunde des Erkenntniffes lauteten dahin: 

I) ,Bezüglich Des Joh. Nep. Schabries erſcheint 
die eingewendete —— di ‚used if 
fomtt zu verwerfen. — 

WBelangend vorerſt die von dieſem Angefänligten ſelbſt 
——— Nichtigkeitsgründe, ſo iſt 

‚ad 1) 'das bezeichnete ſtille Sprechen deo Stantsonwolr 
tes mit dem Geihwornen und ſpäteren Obmann Weindl 
in dem für alle Borgänge: in des äffentliihen Sipuug au 
[liegend maaßgebenben Stpungsprotololle nit bekundet, 
es Tanıı daher fon aus dieſem Grunde die Behauptung 
des: Angeklagten keinerlei Beachtung. von Seite des oberſten 
Gerichtshofes finden; abgefehen aber davon, daß diefer Um⸗ 
Fand an ſich keine Nichtigkeit begründen könnte, wire es 
Sache des Angeklagten geweſen, auf dieſes behauptete Be⸗ 
nehmen bei der Verhandlung ſelbſt hinzuweiſen und hiedurch 
rine Belandung In dem Sitzungsprotokolle zu erwirken; 

ad 2) es ift in dem Sitzungsprotokolle ausdrädlic Dee 
Tundet, daß der allgemein auf die mitgetheilten Kragen da⸗ 
hin ſchriftlich abgegebene Wahrfpruß: 

Auf faͤmmtliche Fragen von Nr.1 — inchus, A. 

na 
in der Weife von * Mrotetellfihrer — wurde, daß 
zuerſt jede einzelne Frage und dann der dazu gehörige 
Wahrſpruch der Geſchwornen einzeln vorgetragen wurde 
Es iſt Daher das Gegentheil der Behauptung des Angeklag⸗ 
tem, daß der Wahrſpruch zur 13ten, ihn betreffenden Frage 
nicht vorgeleſen worden ſei, in dem Protokolle konſtatirt. 

ad 3): Ehenfo if in dem Sikungsprotofolle beſtätigt 
daß nah Vernehmung ‚eines jeden -Zeugen die Angeklagten 
um Ihre Erinnerungen gegen die gemachte Ausſage befragt 
worden ſeien, abgefehen auch davon, daß jeder Angeklagte 
gemäß der gleichfalls zum Protokolle befundeten allgemeinen 
Befragung am. Schluffe: der Verhandlung, Crinnerungen 
jeder Art, fömtt un gegen bie Seigenausfagen, botbringen 
konnte... > 

Eigungsseriäte e.. V. Heft 1. 3 
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Bei des weiteren Brüfung, ob jede gefehlicke Form⸗ 
tichkeit beobadıtet und das Gefeß richtige Anwendung defun- 
den habe, Hat filh ergeben: 

1) dag zwar in dem Sitzungsprotololle E mit Re. 
aufgeführte Geſchworne, 3. Nep. Beil, mit dem Alter von 
nur 28 Jahren aufgeführt if, daß ferner dieſer Geſchmorne 
unter Nr. 8 auch zur Schöpfung des Wahrſpruches mitge- 
wirft babe, allein abgeſehen davon, das biefe Aluterkangabe 
auf einem Schreibverſtoß augenfcheinlich beruht, da -im. Der 
gleichzeitig bei dem oberfien Gerichtähofe in Vorlage gr 
brachten Schwiurgerichtsjache gegen die Gebrüder Syerkmaiot 
Biefer Geſchworne in dem Sipungsprotololle mit dem. Alter 
won 35 Vahren aufgeführt if, könnte hierauf nach Urt. 231 
Ar. 16 des SIPE. vom. 10. Nov. 1848. ur dann dinger 
sangen werden, wenn ein beftimmter Beſchwotdepunkt des 
Angeklagten hierauf gerichtet geweien wäre, in welcher Ber - 
ſtimmung eine, Ausnahme von der allgemeinen sale 
. @egel bes Art. 285 Nr. I a a. O. Tiegl. : 

2) Die Eiuficht der in dem: Sitzumsprotolole ange 
führten, verlefenen und, wie e8 ſcheint, ben Geſcmornnen 
mit in das Berathungszimmer ‚gegebenen Yugenjcheings und 
beziehungsweife Schäßungsprotofolle aus den Alten der Vor⸗ 
unterfugung ergibt zwar, daß dieſe Aktenſtüce theils mik, 
tpeits zwiſchen Bernehmungen der Damniflaten anf denſel⸗ 
ben Bögen gefchrieben find, jo zwar, daß eine Vereisgelung 
des Altenſtückes ohne einen heil der angehängten. Doamair 
Alatenvernehmung nicht wohl möglich if; ach if eine au⸗ 
derweitige Beftitigung diefer angehängten Damnifilaßendar⸗ 
Aehmungen für die Gefchwornen: nicht erüchtlich; ‚allein 
ber Inhalt der ganzen Damniflstenveruchmungen, wenn 
biefe auch den Gefdgwornen. mit in das. Beraifiingszimmer 
gegeben worden fein follten, zeigt; Daß fie. auf die Schul 
der Thäter keinerlei Bezug und Cinfluß Haben, jo daß der 
Abficht des Geſeßzgebers, melde bei Art. 180, des SB. 
nom 10. Nov. 1848 dahin gerichtet war, daß die Geſchworr 
nen bie Beweile der Schuld der Angeklagten lediglich nad 
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den oͤgen tlichen Verhaudlungen, nach deren Ergehmiß und beat 
Eindruck beurtheilen ſollen, nicht aber nach den Aktenſtücken 
dar Varunterſuchung, Ir dieſer Michtung richt entgegenge⸗ 
handelt wurde, wenn gleich bierin eine erhebliche Unxts 
gelmäßigkeit Tiegt, welche in der gang urzweckmäßigen, 
auf. die. aͤffentliche Verhandlung nicht berechveten Schreib⸗ 
weiſe der Proiokolle in der Vorunterſuchumg — ihre 
Veranlaſſeng bat. 

3) Wenn leid der Angeklagie und dee von. ben 
Schwurgerichtspraͤſdenten ſelbn weit ibn nach Art, 118 dea 
SPS: vo 10, Nov. 1848. abgehaldene Werhör deſſen Mas 
wen <efuär, ihm Tomit, in Folge der nach Mr. 3 des ange 
führeten Artikels ihm gewordenen - Belefrung, "Gelegenheit 
geboten wer, yon dem. Ablehnungsrechte auch. gegen diefen 
Miiglieb des Schwurgerichtähofes Gebrauch. zur mochen, ſa 
märe es doch den’ gefehlichen Borichriften entſprechender ges 
weien, am Schluſſe dieſes Verhöres anzuführen, daß and 
der Name des Schwurg erichtspraſidenten auf die Richterliſte 
bes 1, Keite und Stadtgericte REN geſegt worden 
Mr). 

4 Sowohl in dem Urtfeilsfahe, als in den biezu en 
hoͤrigen Entfgeidungsgründen bezüglich dee Strafzumeſſung 
ſinden fich, abgefehen von den Auslaſſungen zud eingefchlie 
chenen Schreibverftögen in der bei den Akien beßndlichen 
beglaubigten Urthejilsabſchrift, in dem nunmehr vorliegenden 
and für die Soche allein maßgebenden. Original -Urtheile 
des Sehwurgerichtshofes v.. 15. Des, vi J. nicht zu rechtfer⸗ 
ae en und a en hei: as 


m. 


= ” Po ‚wenn * ersehen 106 — fe 
‚abpält, mus Name auf das a a — werke 
‚denn der — welchem der Schwurgerichtspräſiden 
per Merſon u. unbefannt ik, kaun mögliher Weife ek 
—— daß er ſeinen Namen erfuͤhrt, auf einen Gruud 
—— geführt werden. Diefe Belſetzung des Namens 
vee Schwurgerichtepräfidenten wird —— — ven mei⸗ 
- den Dillen medien. e — 


3* 
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forgfältigeren Redaltion leicht vermieden ae werben 
lönnen. 

Der Urtheilsſatz, welcher in jedem gatte in genaue 
Hebereinfiimmung mit dem abgegebenen Wahrfyrudte "fein 
fol, entbehrt einmal der Anführung der bei ſämmtlichen 
9 konkurrirenden Diebftählen im Verbrechens⸗ und Vs 
gehensgrade vorliegenden befonders erichwerenden Nmftände; 
beren bei dem Diebſtahle an Altmann 2 vorhanden - find, 
fernier der Bezeichnung von 5 der aufgeführten ausgezeichne⸗ 
tet Diebflähle (an GStoßhamer, ‚Maier, Absmaler, 
Wegmater, Bauer) als Verbrechen. auch bet Summe des 
Entwendeten nad. Die Entfcheidungsgründe, welche eine 
gleichwohl der Zahl nad richtige Aufführung and Qualifi⸗ 
kation der mit dem Raube IH. Grades: an Greineder kon⸗ 
Burrirenden 11 Diebftäple im Allgemeinen enthalten, laſſen, 
ba. fie eine Bezeichnung der einzelnen Damniſtkaten nicht 
enthalten, eine Bergleihung der allgemeinen Qualiſikation 
mit den fpeziellen einzelnen Neaten nicht zu. 

5) Ungeachtet die Anklagefchrift des rechtotraſtigen 
Strafurtheils gegen Schabries v. 2. Mai 1850 uns 
ber Unterbrechung der Straferſtehung durch die neu verfügte 
Unterſuchungshaft ausdrücklich gedachte, geſchieht dieſes 
Umſtandes bei Zumeſſung der Strafe in keiner Weiſe Er⸗ 
wähnung; was der Vollſtändigkeit der Beurtheilung der 
in den Akten Hegenden Thatſachen wegen jedenfalls Hätte 
geſchehen ſollen, wenn gleich bei der durch den Raub HE 
Grades, verübt unter dem befonders erſchwerenden Umſtande 
des Komplottes an Greineder nah Art. 238 X. I’ 98 
SHAB. allein fchon begründeten Kettenfirafe, nad Art. 8 
und 109 6. 2 Th. I des StGB. fowohl die für die kon⸗ 
kurrirenden Diebflähle auszumeffenden Strafen, mochten“ die⸗ 
felben in Arbeitshaus oder Zuchthaus befteher, als aud die 
noch nicht erftandene Steafzeit von 1 Sahe und 3 Mo- 
Haten und 18 Tagen wegen Widerfebung, welche Tebtere nach 
Art. 108 IH. I des StGB. gleihwahl au ‚mit in Betracht 
zu ziehen war, ohne allen Einfluß auf diefe abſolut 
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beſtimmte lebenslängliche Freihettsftrafe, als nur allge 
mein erichwerend, bleiben mußten, zumal das Gefeh nad 
Aufhebung der im Art. 7. Abi. 3 Ih. Ides StGB. bezeichneten 
oͤſſentlichen Ausftelung, eine Schärfung ber Kettenfirafe 
wicht kennt. — Aus diefen Grunde find die sub 4 ber 
zeichneten Mängel in dem Urtheilsfage und in den Ent 
fheibungsgründen bezüglich der jet Tonkurrivenden Dieb» 
ſftähle, ſowie die Verlebung des Art. 108 Ih. I des SEM. 


- in ber obenbezeichneten Weife ohne allen Einfluß auf den 


gegen denfelben ergangenen Strafausſpruch, begründen daher 
eine Nichtigkeit des Urtheiles nicht. — Da im Uebrigen 
feine weſentliche Börmlichleit des Prozeßes außer Acht ger 
laffen it und eine anderweitige unrichtige Gefebesanwendung 
fih nirgends zeigt, fo war die von Schabries eingewendete 
Nichtigkeitäbefchwerde zu verwerfen. 


U. Bezüglich des Thomas Winkelbaner. 


Abgeſehen von den bei der Beurtheilung der von Scha- 
bries erhobenen Nichtigkeitshefchwerde sub Nr. 1—3 aufge 
führten Unregelmäßigkeiterr und Mängel, welche in der Auf 
führung des Alters des Gefhwornen Bell mit 28 Jah⸗ 
ren, in’ der nicht zu bewirkenden Trennung des nach dem 
Sigungs= Protokolle bei dem Diebftafle an Maier verlefe- 
nen Augenfcheinsprotofolles von der angehängten Damnifika⸗ 
tenvernehmung, endlih in dem Mangel der Bezeichnung 
des Namens des Schwurgerichtspräfidenten auf der dem 
Angefchuldigten mitgetheilten Nichterlifte beftehen, welche 
nad den obigen Erörterungen eine Nichtigkeit des Verfah⸗ 
rens nicht begründen, entbehren auch hier die Entſcheidungs⸗ 
gründe bezüglich der im Urtheilsſatze gleichwohl richtig qua⸗ 


‚Mfizisten 10 Diebſtahls⸗Reate, deren Winkelbauer Dur 


ben Wahrſpruch der Geſchwornen jchuldig erfannt ift, in 
Abſcht auf die Strafausmellung der überall erforderlichen 
Ausſchridung der nur im Allgemeinen aufgeführten ſtraf⸗ 


xechtlichen Daalififation. auf die einzelnen Diebſtaͤhle. Allein 


dieſer Mangel iſt ohne Einfluß. auf die gegen ben Ange- 
ſchuldigies nah Urt. 9 Nr. 3 der Nov. v. 25. Raͤrz 1816 
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üßer den Diobſtahl mit 12 Jahren Zuchthaus ausgemeſſene 
Strafe, weil die 6 ausgezeichneten Diebflähle (an Sol 
hamer, Maier, Stadler, Wegmaier, Freundorfer, Morſuch, 
dveren der Angeklagte nad dem Urtheilsſatße und nach Be 
jahung Der Sragen 1, 2, 3, 7,.9, 10, ſchuldig erbaumt 
wurde, abgeſehen auch von dem konkurrirenden einfachen 
and doppelt. erfäwerten Diebfiahls« Berbreiken au Altmann, 
auch mit Bulgrumdelegung der nad: Axt. VH der Nov. v. 
25. März 1816 relativ geringften Strafe des aAusgezeichu 
teh. Diebſtahls, eine zwölfiährige Freiheitsſtrafe na AG 
ziehen, Somit die Vorbedingungen des Art: 9 Ar. 3 der — 
virten Verordnung vollſtändig gegeben find. 


Dagegen liegt in der gaͤnzlichen Nichtberuͤaſichtigung des 
früher, nämlich am 22. Juni 1850, gegen Winkelbauer wegen 
Verbrechens der Körperverleßung ergangenen Urtheils auf 3 jäh- 
rige Arheitshand« Strafe, deſſen in der Anklageichrift aus- 
drüdlih Erwähnung gefchieht, — von welcher Strafe ‚derfelbe 
vor feiner Ablieferung in das Unterfuchungsgefängniß nur 
11 Monate 27 Zage erftanden hatte, — wonach der VBerurtheilte 
außer. .der gegen ihn jebt erfannten 12, jährigen Zudt- 
haus-Strafe noch den Net der früheren Arbeitshaus— 
Strafe, fomit eine Freiheit - Strafe von 14 Jahren und 
3. Tagen theil im Arbeits-, theils im Zuchthaufe zu_er- 
ftehen ‚hätte, eine Nichtigkeit in Beziehung auf den Straf- 
ausipruh, begangen durch Verletzung des Art. 108 und 
109 Th. I des StGB. 


Nach Art. :108 Th. I des SIEB. if ein Infammen- 
Aus von Berbrechen gegeben, wenn ‚mehrere noch widkt 
beftzaft.e Verbrechen eines und dajielben Aebelthaters dea⸗ 
geſtalt zuſammentreffen, daß bariber von demſelben Gerichte 
und in einem und demſelben Urtheile zu erkennen iſt. Git⸗ 
mit in Verbindung ſteht der im Art. 109 6.2 a. a. D. 
auſgeſprochene Grundſatz, daß Bei der Unmoͤglichteit der 
Verbindung der konkurrirenden Strafen, welche Umnoz⸗ 
lichkeit bei Straſen verſchiedener Guttungen gegeben 
AB, nur die ſchwerſte Surafe, üllenfalle verbunden mit 
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Augen: Sihrfung, enzumenden Id, — Wena nun auch 
durch Die im Art. 368 d. StPO. v. 10. Nov, 1818 1. 
fügte Aufhebung des Urt, 309 Tb. II des StSP. für einen 
Fall der gegenwärtigen Art die Wiederaufnahme der Unter 
Secung nit wehr eintreten, fomit eine neuerliche Aburthei⸗ 
ug auch himſicht lich der Schuld über das früher 
khon beßrafte Verbrechen mit den ieht belannt gewordenen 
Verbrechen, die an fich sine höhere Strafgattung nad fi 
ziehen würden, nicht herbeigeführt wird, fo iſt doch ber be⸗ 
geihnete Drumdiab Über die Unvereinbarlichleit yon aud 
Kr Gattung nach verſchiedenen Strafen für einen Berur- 
teilten in Des. Urt, daß hund deren Zuſammenrechnung bie 
hohſte geſetzliche Dauer. der konfurrirenden ſchwexrſten 
Strafe nicht überſchritten werden darf, unverändert in ge 
feglicher Gelaung geblieben. — Wenn ferner es einerfeits 
nad den Anmerk. Pd. 1 S. 251 Feinem Zweifel unterliegen 
Iana, Laß der Im Art. 108 Ip. I des StGB. gebrauchte 
An⸗druck: „nad nit beſtrafte Verbrechen” im Gegen 
Sage zu der im Art. 111 IH. Id. StGB. enthaltenen Bes 
arisbekimmung bes Rückfalls auch auf den Fall der nicht 
olikändig erflaudenen Strafzeit bezogen werden mülle, fo 
AR andererſeits nach dem jepigen Stande der Gefepgebung 
nad den Aber Die Wiederaufnahme des Strafverfahrens nad 
Yr 263-273 des SPS. p. 10. Rov. 4845 geltenden 
beſchraͤnkenden Beſtimmungen Har, daß die im Art. 108 
IH. I des SGB. vorausgefttzte Aburtheilung von demſel⸗ 
Best Gerichte uud in demfelben Urtheile, ſich auf Die Stunf- 
ausmeifung. des zulept erfennenden Gerichtes, fomit, un⸗ 
der Berüdfihtigung ‘der früher gegen den jet abzuurthei⸗ 
handen Angeklagten rechtskräftig ausgefprochenen noch nicht 
erſtandenen Strafzeit, auf die Beflimmungen des Art. 10B 
ZH. J des StOB, bezieht, was aus der unbedingten Sort, 
daner der Gültigkeit des Art. 108 Th. I des StGB. im 
Gegenſahe zu der Aufhebung des Art. 399 Th. II des 
HB: ſich exgibt. Demnach hätte der Schmurgerichtshof 
wi Beriläichtigung der gegen Winjelbauer rechtskräftig ex⸗ 
Tennis exſtandenen Arbeitshausſtrafe, beqüglich 
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welcher ibm das in dem Anklageakte ausdruͤctich allegirte 
‚Strafurtheil, fammt dem nur theilweifen Vollzuge deſſelben, 
als eine aftenmäßige, den jebigen Schuldausſpruch gar 
nicht berührende Thatſache vorlag, nach Ten Beſtimmungen 
der Art. 108- und 109 Th. J des SGB. die Geſtmmi⸗ 
Strafe für die jebigen Uebertretungen und für. bie früher 
abgeurtheilte, aber nicht vollkandig beftrafte That, aus— 
ſprechen follen. Indem nun aber nah Ausweis’ des Styungb- 
protoßolfes, in weldem der Borlefung des - früßer. gegen 
Wintelbauer ergangenen Strafurkheiles nit "Erwähnung 
gefchteht und nah Inhalt der betreffenden Entſcheidungs⸗ 
grühbe des Urtheiles, dies in Feiner Weife von dem Schwu⸗ 
gerichtähofe gefchah, ſomit die jetzt ausgeſprochene 12146 
rige Zuchthausſtrafe neben dem nicht erflandenen “heile 
der früher erlannten Arbeitshausftrafe gegen den Angefiänl- 
digten Beftcht, fo war durch Die Verletzung der Art: 108 1. 
109 Th: I des StGB. eine Nichtigkeit bei der Strand 
meffung beziehungsweiſe bei der Anwendung des Strafgt⸗ 
fees’ gegeben, daher das Urtheil nad Art. 248 Nr. 2 und 
Art. 249 Nr. 2 des StG. vom 10. Nov. 1848, unter 
Aufrehthaltung des gegen den Angeflagten Wintelbaner ti 
gangenen Wahrfpruches, zu vernichten, nachdem fi Bei 
dem Verfahren, welches der Urtheilsfällung vorausging, 
feine weſentliche Förmlichkeit, noch auch ein Geſetz verleht 
zeigt. — Demnach war die Sache zur nochmaligen AB 
urtheilung an das naͤchſte Schwurgericht zu verweiſen. — 
Dieſem Ausſpruche ſteht nicht entgegen die Beſtimmung des 
Art. 245 letzter Abſaß des SPS. vom 10. Nov. 1848, 
weit bei richtiger Anwendung des Art. 109 Th. 1 des 
StGB. in keinem Falle auf eine hoͤhere Strafzeit erkannt wer⸗ 
den kann, als welche jetzt der Angeklagte nach dem jetzigen Ur⸗ 
theile und dem früher ergangenen ſucceſſive zu erſtehen Hätte. — 


IT. Bezüglich der Rofine Schießl. 


Sier wird vorerſt hinſichtlich der. Unregeimaͤßigkeiten 
und Mängel bed Verfahrens’ auf dasjenige verwieſen, 
sub Nr. 1 und 2 Hei dem Angeſchuldigken Schabries ange⸗ 
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führt, und worauf: ich fen hei dem Angeklagten Winkel⸗ 
bauer bezogen wurde, was namentlih auch hinfichtlich 
des bei dem Diebfichle an Maier, deflen Rofine Schiepl 
zur 24. Frage ſchuldig erkannt iR, nach dem Giyungsprote- 
tolle. vertefenen Augenfcheinspzotolofles gilt. 

Was ferner den in dan entſcheidenden Driginal- Ur 
theile des Schwurgerichtshofes v. 15. Dez, v. I. gegen 
Schießl ergangenen Schuld⸗ und Strafausſpruch betrifft, 
fo if zwar Die Bezeichnung der 8 Diebſtahlsreate, deren 
die Angeſchuldigte durch den Wahrſpruch der Geſchwornen 
für ſchuldig erkaunt wurde, einigermaßen. unvollſtändig, und 
war es jedenfalls angeeignet, auf den gegen Winkelbauer 
Sei den Diebſtählen an Maier, Stadler und Alimann er⸗ 
gangenen Schuldausſpruch lediglich zu verweilen, indem, 
was bie bezeichnere Umvollſtaͤndigkeit betrifft, hei den beiden 

Diebſtaͤßlen an Asameaier und Wegmaier unterlafen wurde, 
anguführen, daß fie auch zugleig der Summe nah Verbre⸗ 
hen und mit einem befonders exrfchwerenden Umftande verübt 
felen, indem ferner bei dem Diebftahlsvergehen an Weitl 
des befonders erfchwerenden Umftandes nicht gedacht wurde. 
Ebenſo mangelt in den Entfcheidungsgründen bei: der aud 
hier nur wieder allgemeinen, auf die befonderen Diebſtahls⸗ 
Neate ‚nicht: ausgeſchiedenen ſtrafrechtlichen Qualifikation, die 
Erwähnung des zweiten beſchwerenden Umſtandes bei dem 
Diebſtahle an: Altmann; allein Da der Art. 9 Nr. 3 der 
Berordnung vom 25. März 1816 in dem Urtheile als bei 
der Strafausmeſſung angewendet aufgeführt ift, erfheinen 
die bezeichneten Mängel und Unvollſtändigkeiten für die mit 
Yjähriger Zuchthaus⸗Strafe gefchehene Strafzumeſſung ohne 
Belang, weil ſchon die Konkurrenz von 5. ausgezeichneten 
Diebſtaͤhlen, ohne Rückſicht auf. die gleichzeitige Eigenſchaft 
zweier als Verbrechen ſchon ber Summe nach und auf die 
erichwerenden Umſtände, eine Gefammtfreiheits« Strafe non 
10 Jahren nach dem geringften relativen Strafmaß für jeden 
einzelnen Diebſtahl nah Art. VII a a D. ergibt, ſomit 
Ye Borbebingung des Art. 9 Nr. 3 der. Ber. v. 25. März 
1816: daß die verwirkten einzelnen Diebſtahls » Strafen 
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die Dauer von 8 Sahren zuſammen ee en 
füllt iſt. 

Da fedoch, wie in der Anklageſchuft efahet AR 
Rofine Schiegl an der durch das früßere Urtheil ausgeſpro⸗ 
chenen A jährigen Arbeitshausſtrafe wegen Meineids fd Ao⸗ 
note und 14 Tage eranden: Hat, bei der Aichtkeräkfihtie 
gung des noch nicht erilandenen Strafthriles son: 3 Jahren 
2 Monaten und 19 Tagen in dem Gtenfemdfpruche ker 
Yefe noch nicht erſtandene Arbeitshausfirafe neben: der 
jetzt gegen Rofine Schießl erkannten 9 jährigen Buck 
hausſtrafe gegen die Veſchutdigte vollzsgen werden müßt, 
dies Verfahren jedoch aus den bei dem Angeklagten ia 
kelbauer angeführten Gründen, auf welche hier hingewieſen 
wird, eine Verletzung des Art. 100 und Art. 100 Rd: I Dep 
StGB., ſomit ne Nichtigkeit bei Der Urtheilsfällung enn 
halt, fo war auch bezutglich ber Roſine Gchießl das ange- 
fochtene Urtheil in derſelben en — ee 
u vernichten u 


MW, Beziglig des Joſeph Pub. 


Gegen diefen Angeſchulbigten Hat das Urtheil dus — 
gerichtshofes vom 18. Dez. u. J. durch Beruhigung: deſſei⸗ 
ben Die Rechtskraft beſchritten. Auch hier waltete daſſelbe Vor⸗ 
hältniß ob, welches bei ben Angeſchuldigten Minkelbano 
and Schießl die. Vernichtung des Se ze aux Salze 
haben mußte. — 

Wie in der Anklageſchrift aufgeführt — wo PR 
-ans den Voralten erſichtlich if, bat Bub an Den geges ihn 
"wegen Verbrechens der Wiberfebung und wegen Diebſtnhla⸗ 
verbrechens am-8:. Februar 1841 ausgeſurochenen 3 jdhei⸗ 
‚gen Arbeitshaus- Särafe erſt 4 Monate 12 Tage aſnanden, 
er Hätte fomit bei der unterlaſſenen VBorückſichtignug  Riafer 
nicht erſtandenen Strafzeit bet ber jefigen Etrafausmeſſung, 
neben der jetzt ausgeſprochenen bjaͤhrigen Arbeitahausſtrafe 
noch eine weitere Arbeitshausſtiafe um 4 Jahren 7 Monra⸗ 
ten 18 Tagen, fomit eine Bejammifreibeitößrefe mn 39 Jab⸗ 
zen T Monaten and. IE Zagen:im Aebeitshande: pu xer⸗ 
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eher , welche Strafvauer die nach Art. 16 Th. Id. OB. 
geſetztich hochtte Daun dieſer Gtrafgeitung von 8 Jahren 
Aberfeigt. 
Bei dieſen Verhaitniſſen iſt die von dem Stantsanneike 
wm oberen Gerihichofe zur Wahrung des Geſetzes einge⸗ 
wendete Beſchwerde volfaͤndig begründet, Indem nach dem 
Erbrterungen, weile bei Würdigung der Beſchwerde des 
Angeſchuldigten Winkelbauer angeführt find, und worauf ſich 
Wer. Iebiglich bezogen wird, Durch den ergangenen Strafane- 
Ipruch auf 6jaͤhriges Arbeitthaus, ohne Verückſichtigung Der 
gegen Bub früher erkannten und noch nicht vollſtändig er⸗ 
ſandenen Strafe, bie Art. 108, 109 and Act. 16 Ip. I 
U StGB. yerieht find. -&6 war. baher nah Art. 280 has 
"SPE. ». 10. Nov. 1848 auf die eingewendete Beſchwerde 
yır Wahrang des Gefehes hinſichtlich des den Joſeph Puß 
betrefſenden Urtheilsausſpruchra, wie geſchehen, zu erlonnen. 
Zuguich ſah ſich aber ‘der oberſte Gerichtehof veranlaßt, 
tn Bemäfbeit des Art. 261 Abf. 2 des BB. v. 10. New. 
4848 einen Brgnabigungsantrag an den König dafin zu 
Allen, die gegen Joſeph Puß ausgeſprochenen Arbeitshans- 
frafen von 5: und 6 Jahren aus allerhöchſter Gnade auf 
mt Geſcimmtftrafe von 8 Jahten Serabzefegen, woron 4 
Monate 12 Tage als erſtanden abzurechnen feien, und wo⸗ 
bel dem Veruretheilden Hoffnuug auf Begnadigung nach 
At. 12,18 u. 16 Th. I 98-09, offen bleibe. 


x 
» t 208 1 
Bun ren Bra a Ray * Pa 


Durch Erkenntniß des k. Kreis⸗ und — 
Ballen vom’ 1. Des. 1852 wurde Thereſe Gerhardinger, 
ledige Schiffmamustochter von Paffau, von der Anklage des 
Verbrechens des Mißbrauches der Privatgewalt Dur Kup⸗ 
velet an ihrer: (außerehelichen) Tochter Cacilia Ruf freige⸗ 
ſprochen, dagegen der. bezeichneten Kuppelei im Molizei⸗ 
Abertretungsgrade ſchnidig erkannt und zu 4wðöchentUchem 
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Boligeiawwefte:: verurtheilt. Als Grund dieſer Criſcheidung 
erſcheint die Annahme, daß die Kuppelei nach Art. 2060 
Th. J des StGB. zu ihrem ſtrafrechtlichen Thatbeſtande vor⸗ 
ansſetze, daß die Perfon, zu deren Gunſten fie geſchehen, 
eine beflimmite fei, was aber. nicht als erwieſen angeneme- 
men werden konne, Da nicht vorliege, daß Gerhsrdinger 
ihre Tochter. Cäcilia Auf zu eier beſtiumten Maunsyesfon 
behufs der Hingabe zur Wolluſt gewielen: oder. diefelbe ‚einer 
beffimmten Mannsperien zu Diefem Zwecke zugebracht habe, 
vielmehr nur hergeſtellt ſei, daß ſie ihre Tochter, ſelbſt durch 
Mißhandlung, aufgefordert und beziehungaweiſe genätkigt 
habe, fich um Maunsperfonen behufs des Gelderwerbs durch 
Hingabe zur Wolluſt unzuſehen, weſcher Aufferderung denn 
euch die Tochter Caͤctlia Auf Folge geleiſtet, ſich zu ver⸗ 
ſchiedenen (nicht genannten) Mannaperſonen ‚begeben und 
das erworbene Gelb ihrer Mutter nach Hauſe gebracht habe. 
Diefe Annahme fühte das k. Kreis- and Stadigericht Paſ⸗ 
fow. auf die Worte des, Art..208 Th. Idee StGB.: „ver- 
ausgeſetzt, daß von Seite desjenigen, zu deffen 
Gunften die Kuppelei geſchehen, die Luger 
Unzucht wirklich vollzogen worden: if.” 

Auf Berufung der Staatsbehörde gegen dieſes Ueiheil er⸗ 
kaunte das:?. Appellationsgericht von Niederbayern Die Aderefe 
Gerhardinger, ber Berufung ſtattgebend, ſchuldig Res Ver⸗ 
brechens des Mißbrauches rechtlicher Priuatgewalt: duch Kup⸗ 
pelei an ihrer außerehelichen Tochter Cäcilia Ruf, verur⸗ 
teilte dieſelbe zu Ajähriger geichärfter Arbeitshausftrafe, 
und erflärte. dieſelbe aller öffentlihen Aemter und Würden, 
ſowie zur gefeßbichen. und teſtamentariſchen Exhfolge in bas 
Vermögen ihrer Tochter Cäcilia Ruf für unfäßig und alter 
elterlichen Rechte für. verluſtig. 

In den Gründen: mar. als gegen die Befämidigke Oe- 
hardinger thatſachlich feſtſtehend angenommen, daß fie: ihre 
außereheliche Tochter Käeilia Ruf öfters- aufgefordert habe 
und in dieſelbe gedrungen ſei, ſich um Herren umzuſchen 
und ſich von denſelben fleiſchlich gebrauchen zu. laſſen, damit 
fe Geld nach Hauſe bringe, daß dieſelbe ihrer Tochter ſa⸗ 
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gar einmal eine Ohrfeige gegeben, weil ſie ſich gegen jene 
Aufforderung geſträubt, und dag Cäcilia Ruf hierauf and 
üfter fortgegangen und dieſem VBefehle ihrer Mutter nach⸗ 
gekommen ſei, dieſer auch von dem auf folhem Wege er⸗ 
worbenen Gelde mitgetheilt habe. — Der Umſtand, daß 
ſich auch bri der Werhandtung der Suche keine beſtimmte 
Perſon ergeben, für welche Thereſe Gethardinger das Ge⸗ 
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Tochter übernommen babe, ſtehe der Annahme des Thatbe⸗ 
Bandes der Kuppelei nach Urt. 208 Th. I des StGB. nad 
den angeführten Gründen nit im Wege, weil die obenbe⸗ 
zeichneten Worte des amgefährten Artikels nur das Erfor⸗ 
derniß, dag bie begünſtigte Wolluſt auch wirklich vollzogen 
worden ſein müſſe, ausdrückten, welche Vorausſetzung hier 
gegeben ſei dadurch, daß thatſächlich feſtſtehe, daß Cäcilia 
Ruf die von ihrer Mutter beabſichtigte und begünſtigte Un⸗ 
zucht wirklich vollzogen habe. 

Gegen dieſes Urtheil hatte Thereſe Gerhardinger recht⸗ 
zeitig die Nichtigkeitsbeſchwerde eingewendet wegen umrichti⸗ 
ner. Anwendung des Gefetzes, und anf. ben Grund der im 
erſtrichterlichen Urtheile aufgeſtellten Rechtsanſicht die Ver⸗ 
nichtung bed sen ——— — 
beauntragt. — 

Der oberſte Gerichtshof verwarf in der Sibung 20m 
25.. Febr. 1853: die erhobene a aus fole 
wenden. Gründen: 
Mach den. Anmerkungen * Stsw Bd. 2 S. M ik 
die im Art. 208 a. a. O. als Verbrechen geſtrafte, im Ger 
Sege aber. ſelbſt nicht näher. definirte Kuppelei gegeben, wenn 
Eltern sc. ihr Ansehen und das. Kamilienband fo mißbrau⸗ 
ben; daß fie die Befriedigung der Wolluſt eines Anderen 
wit ihren Kindern: Gefördern oder Begimefligen: Bei dieſen 
Berbrechen, welches die heiligfien Pflichten der Erziehung 
and des Familienbandes verlegzt, kömmt es insbefondere 
wish anf: File Cinwilligung des: Kindes hiezu, noch auch dar⸗ 
auf an, ob z. B. Eltern die Kuppelti ihrer Kinder nur für 
eine. Fall ader gewerbomtcheg treiben, suicht darauf, ob fle 
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and Gewinnfucht ‚oder aus: anderen Gründen: gefhtebt.. Nach 
bem Art. 208 a. a. D. teilt ferner hei Stern ,. die im Art. 
206 begeichitete Strafe Der wollendeten Verführnug zur 
Unzucht nur dann ein, wenn aud bie: Kuppelei in der Axt 
wit Erfolg verbunden‘ ik, Inh die von ‚den Eltern begün⸗ 
Rigte oder 'beförderte Unzucht an bem Kinde wirklich vollgo⸗ 
gen worden iſt. Mur in diefem Sinne if. die Strafbe⸗ 
ſtimmung des Art: 208 aufzufaffen, während dem: Geſehe 
überall die Unterſtellung fremd ift, daf nır dann sine anf 
rechtliche Kuppelei gegeben fei, wenn: die Luſte einer. im 
Vorans beſtinmten Perfon anf das Kind durch beifen El⸗ 
teen beförbert werden. Dies ergibt ſich klar aus der ben 
angeführten Erklärung der Anmerkungen, wornach 28 gleich 
giltig if, ob nur ein einzelner Ball oder eine gewerbsmäßige 
Beförderung in. Brage ift, unter welcher gewerbsmäßigen 
HGandlungeweiſe eine Reihe von Fällen auch in der: Art zu 
verſtehen ift, wenn, wie hier thatſächlich feſtgeſtellt af, die 
Mutter ihre Tochter zum Erwerb durch Preisgeben ihres 
Leibes an Mannsyerionen überhaupt, wo unb wie fie im⸗ 
mer an dieſelben Tommen könne, antreibt. — Es fällt in 
die Begriffe, daß diefe Art ber Kuppelei, welche eine ganze 
Reine von Unzuchtshandlungen des Kindes als yon. der 
Mutter im Voraus beabfichtigt und den unbedingten Lahr 
erwerb der Tochter mit ihrem Leibe als Zwert in. fich ſchließt, 
noch Mrafbarer jein müſſe, als die. auf einen einzelnen Yan 
beſchränkte Kuppelei zur Wolluftbefriedigung einer: beſtimm⸗ 
ten Mannsperſon mit der-Tochter. — Narhdem ferner that- 
ſächlich feſtgeſtellt iſt, daß der Aufforderung der Mutter ne 
bie Tochter, ihren Leib Mannsperſonen überhaupt gegen 
Kohn zur Wolluſt ptreiszugeben, von Seite der Tachter fr 
vers Folge geleiſtet worden ſei, ſomit an: der Tochter die 
beabſichtigte Unzucht im "Sinne des Art. 208 Th. 1. DB 
EB. vollzogen worden if, fo erſcheint das Strafgeſen, 
nämlich der Art. 208 mit der im Art. 206 Rp. I d. StGD. 
ne Strafe volllemmen > a Die — 

in, Auwendung gebracht" *) 

MiN Die Be —— ber NAuppelet an us — Rad Air 
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XIII. 

Bus unerzwungenen —— en Un ut gebiet ein Angeif auf 

ben Körper des Kindes. It. 1 des StG 

Durch Erkenntnig des Kreis⸗ und Stadigerihts Würz⸗ 
— war in der Unterſuchung gegen den israelitiſchen Han⸗ 
delsmann Joſeyh Gutmann von Veitshöchheim die Sache 
in die oͤffentliche Sißung verwieſen worden, damit daſelbſt 
gegen denſelben wegen des Verbrechens der unerzwungenen 
unfreiwilligen Unzucht weiter verfahren werde. | 

Eine hiegegen erhobene Berufung wer von dem Aps 
yellntiondgerichte von Unterfranfen. verworfen worden, uud 
der Beſchuldigte Hatte fih nunmehr mit einer Nichtigkeits⸗ 
beſchwerde an den oberften Gerichtshof gewendet, in welcher 
barzuthun gejucht wurde, daß nur eine polizeilic firafbare 
Anßttlichkeit vorliege. 

Der oberſte Gerichtshof vernichtete auch wirklich in 
der Sipung vom 15. Febr. 1853 das angefochtene Erkennt⸗ 
niß, und verwies die Sache ſammt dem SEEN au 


r 





Muffe» des SIEB. vom Jahre 1918, weil fie nur ge 
"gen die bürgerliche Ordnung anftößt, aber Teine Rechte und 
feine befonderen Pflichten eines Standes Saab, Boll 
zeig efepen werden (Anm. Bd. II’. 92). 
nr in dem Balls, wenn die Ruppelei von en Eisler 
hern ıc, ausgeht, u und Eh fomit als ein Mißbrauch der 
rehtlihen Privatgewalt durch Verführung zur 
Unzucht varftelli, findet fich dieſelbe in Art. 208 TH.I des 
EI». Hinfihulig ver Strafbarkeit auf gleiche Stufe mit 
dem Kalle gern ‚ wenn jene Perfonen ihre Untergebeuen 
zur Befried ung ihrer eigenen Wollnuſt mißbrauden. 
Iu beiden Zällen IR der Mißbrauch der rechtlichen Privat 
. gewalt zu einem unerlaubten Zwede die Hauptſache, da die 
u —— nur dadurch, daß fie von den bezeichneten Perſo⸗ 
nen ausgeht, einen ſirafrechtlichen Charakter annimmt, amd 
pollenudet iſt dieſelbe, wenn bie Verführte im leeren 
WBalle dem Berführer feloſt, und im erſteren * einer a 
ten Berfon wirklich zur Wolluſt fig hingegeben hat. - 
in * — 208 — — erwähnt, = 
» nahme ‚vorzubeugen, daß ſchon in dem Auftra 
ven ia fi einem Dritten hinzugeben, efn ei 
licher Mißbrauch der rechtlichen Privatgewalt Inge. Wenn 
demſelben and Teige Folge: gnleiliek wnche .. = 
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das ?. Landgericht Würzburg. IM. als zuſtändige Polizeibe⸗ 
hörde. Die Gründe Iautefen dahin: 

„Eine Beſtimmung darüber, was unter dem tm Art. 
191 TH. I des StGB. gebrauchten Ausdrude „widernar 
türlihe Wolluſt“ zu verfiehen ſei, enthält zwar bas 
Strafgefepbuh nit; allein die im Gegenfabe hiemit im 
Art. 378 gewählte Ausdrudsweife und die mit Gefehestraft 
verfehenen Anmerkungen hiezu laſſen Leinen Zweifel übrig, 
daß Hierunter jeder Angriff auf die Perſon ober der 


‚Körper eines Kindes unter 12 Jahren, und zwar ohne Un⸗ 


terfchied des Gefchlechtes verflanden wird, durch welchen bie 
Befriedigung des Gefchledhtstriebes außer dem Falle des 
naturgemäßen Beifchlafes gefucht, und von dem An 
greifenden fi als Zwed feiner unzüchtigen Handlung vor 
hefegt wird, und nad eben dieſen Anmerkungen Bd. H 
©. 61 ift das Verbrechen der unfreiwilligen Unzucht vollen» 
det, wenn der Angreifende jene Handlungen vollbracht bat, 
welche zu dem Zwede feiner widernatürlihen Wolluſt gehdr 
ten *). | Zu — 

In dem angefochtenen Erkenntniſſe iſt nun thatſächlich 
als genügend konſtatirt angenommen, daß der Beſchuldigte 
die Hand der noch nicht acht Juhre alten Anna Marie Pop? 
nahm, diefelbe in feinen Hoſenlatz ftedte, und ſich damit, 
nachdem er fie geöffnet, an feinem männlichen Gliede fpie 
Ien lieg, dann dag er fih auf das Mädchen herabneigte, 
es gegen fich drüdte, küßte und fi auch von demſelben 
raſſen ließ. 

Daß dieſe Handlungsweiſe des Beſchuldigten die Sit⸗ 
tengeſetze auf's Groöbſte verletzte, und zugleich die moraliſche 
Integrität des Kindes in hohem Grade gefährdete, kann 
nicht bezweifelt. werden; allein ein Angriff auf die phy⸗ 
ſiſche Perſon desielben, welcher zum Verbrechen ber UM 
erzwungenen unfreiwilligen Unzucht nothwendig gehört, kann 
weber in dem Gebrauche der Hand des Kindes als Werk 
zeug zum Erregung finnlicher Süße, noch in dem Anfich⸗ 
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dbrüden desfelben und ebernfowenig in dem gegenfeitigen 
Küffen gefunden werden, und wenn das k. Appellationdges 
richt ungeachtet des Mangels dieſes geſetzlichen Erforderniſ— 
ſes dennod das vollendete Verbrechen der unfreiwilligen 
unerzwungenen Unzucht als indizirt angenommen hat, hat 
es den Art. 191 Th. I des StGB. unrichtig angewendet. 

Aber auch ein Verſuch dieſes Verbrechens ift hier nicht 
angezeigt, da die äußerlichen Handlungen des Beſchuldigten, 


wie fie in dem angefochtenen Erkenntniſſe fonftatire find, 


weder auf bie Bollbringung noch. Vorbereitung eines fols 
hen Angriffes auf die Perfon des Kindes gerichtet waren; 
und gegen die Annahme eines Verſuches des äim Art. 378 
vorgefehenen Vergehens ſpricht, wie and das k. Appella⸗ 
Hiondgeriht angenommen Hat, der. Umfland, dag es von 
Seite des Beihuldigten: bei dem zarten Alter des Kindes 
auf eine naturgemäße Befriedigung des Gefchlehtstriebes 
duch förmlichen Beiſchlaf nicht abgejehen fein Fonnte. 
Hienach Fällt die Handlung des Beichuldigten außer 


. die Sphäre des Strafrehts, und es war daher das anges 


fogtene Erkleuntniß zu vernichten, und in Anwendung des 
Art. 69. Nr. 1 des StPG. vom 10. Nov. 1848 die Sache 


ſammt dem Koſtenpunkte an das k. Landgericht Würzburg 


IM. als vie zuftändige Polizeibehörde zu verweilen“ *). 





*) Ya der Einleitung zum, StGB. vom J. 1813 8. 9 iſt zur 
Begründung ber Ausfcheidung frembartiger Gegenflände an- 
geführt, daß die älteren Geſetze gax oft das Unmoraliſche 
mit dem Rechtswidrigen verwechſelt, die Immoralität der 
. Handlungen zum Maaßſtab angenommen und hiernach ben 
Charalter der Handlung und ihre Strafe beflimmt hätten, 

- daß aber, wenn auch Niemand Hererei, Sobomie, Unzucht, 
Unglauben, Keberei, Blasphemie u. dgl. billigen pder für 
etwas Erlaubtes anfehen werbe, dergleichen Gsgenftände fo 
lange, als bamit feine Verletzung der Rechte des Staates 
oder eines Privaten verbunden fei, außer ber Sphäre eines 
Strafgeſetzbuches liegen. | 

. 3a Mebereinftimmung hiemit fagen bie Anmerkungen 
Bd. H ©. 59, daß über unzüchtige Handlungen, durch 
welche der Menfch nur die inneren Pflichten gegen fich felbft, 
die Gebote der Moral überfchreite, ohne die Rechte eines 

‚ Anderem baburch zu verliehen, im Gejebhucke nichts beſtimmt 

Sitzungsberichte Bd. V. Heft 1. 4 
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| .XIV. ame 
Vergeben ber Widerſetzung gegen. bie Obrigkeit. durch ſchriftliche 
Drohungen. Art. 411 Th. I ve StGB. = re 
Die Hausbefigerin Katharina Angerer von Wafler- 
burg ftand früßer mit dem ledigen Schneidergefellen Joſeph 
Eicher. von dort in einem unerlaubten Verhältniſſe und 





worden fei, und daß insbefondere der außereheliche frei— 

willige Beifchlaf nur fowelt zur Sphäre der Anferen G%- 

- feßgebung gehöre, als dadutch die Rechte Anderer verlegt 

würden. Nach diefer. Anfchanunggipetie wurde bey frei- 

willige außereheliche Beifhlaf nur dann als flrafbar etz 

Härt, wenn er durch ein uerfüllt gebliebenes Eheverfprechen 

veranlaßt, eine Verletzung der Perſonenrechte inyelekt ( Al. 

875 u. 376); ja felbf der Inceſt, als Beifchlaf unter Per⸗ 
fonen, welde wegen Nähe der Verwandtſchaft einander 

heirathen verboten. iſt, wurbe dem Palizeigeſetze uberkantch, 

weil er im Allgemeinen keine Verletzung der Rechte Dritter 

enthalte. Nur in den Füllen wurde hievon eine Ausnahme 

-gematht, wo der Betichlaf oder der Mißbrauch zur 

als eine ſtraͤfliche Verletzung der Perſonlichkeit eines. Unter⸗ 

gebenen durch Mißbrauch eines. fonft rechtmäßigen Aufchens 

and einer Gewalt über denſelben ſich barfteflt, oder wo, wie 
7, Bei Anzucht: nıder leiblichen Geſchwiſtern, die nothwenb 

.,,. Rädfidt auf Reinigfeit der Sitten in den Familion es for- 

derte (Art. 206-208, Anmerf. Bd. ITS. 90-91). 

Die unfreimwillige Unzucht, fie mag eine :ergwna- 

gene oder unerzwungene fein, gehört. dagegen ſtets 

dem Strafrechtögebiete an, weil der Mißbrauch einer Per— 

fon zu unfreiwilliger Unzucht, es fei durch Zwang (Nothzucht) 

oder durch Benützung ven Umftänden, wo die ohne Zwang 

' mißbrauchte Berfon weder einwilligem noch widerſtehen konnte 

(unfreiwillige Schändung), einen zweifachen Angriff auf die 

PBerfönlichfeit des Menfchen, nämlich einen Angriff auf die 

phyſiſche Perfon und zugleich einen Angriff auf die morali- 

fhe Integrität enthält (Anmerf; Bd. IS. 59). Hienach 

finden fich Nothzucht und unfreitwillige unerzwungene Unzucht 

in dem Strafgefetbuche unter ven Befhäadigungen und 

anderen Mißhandlungen an der Perfon, und zwar 

unter dem befonderen Titel?! „Bon Verlegung der Perfon 

durch Mißbrauch zur Anzucht“ anfgeführt. Die Nothzucht ift 

allemal Verbrechen, wihrend die unfreitwillige, unergivungene 

Unzucht nur dann DBerbrechen ft, wenn die zur Befriedigung 

der Wolluft mißbrauchte Berfon durch argliftige Betäus 

bung ihrer Sinne außer Standigefeßt wird, den Angriff abzu- 

wehren, eder wenn eine Perſon unter 12° Jahren, welche 

wegen des Mangels an Kenntnifien und Ueberlegung in den 

Augen des Gefeßgebers immer als Verführte erfcheint, zu wi— 


2°‘ 








bes oberſten Gerichtshofes (Kaffationshofes)., 54 


fuchte, als dieſer fi fpäter anſäßig machen nub mit He 
lena Schneebichler verehelihen wollte, die Ausweiſung 
diefer Perfon bei dem Magiftrate in Wafferburg dadurdh zu 
erwirfen, daß fte drei anonyıne Briefe an den dortigen Bürs 
germeiſter fhrieb, won denen der dritte die Drohung enthielt, 
der Magiftrat werde In Brand gefekt, wenn nicht die ſofor⸗ 
tige Answeiſung der Helene Schneebichler verfügt wurde. 

Katbarina Angerer geftändigte, die beiden eriten Briefe 
feibft geihrieben und ben dritten ihrer Dienftmagd Wil 
helmine Müller diftirt zu haben, mit dem DBemerfen, 
baß fie nicht die entfernteite Abficht gehabt habe, die Drohung 
des Anzündens in’s Werk zu ſetzen, fie vielmehr nur die 
Entfernung der Helene Schneebichler bezweckt habe. Nach 
Verhandlung der Sache in öffentlicher Sikung wurde durch 
Erfenntnig des Kreis» und Stadtgerichtes Waſſerburg vom 
2A. Dezember 1852 Katharina Angerer des Vergehens der 
Biderfehung als Urheberin und Wilhelmine Müller als 
Gehälfin II. Grades ſchuldig erkannt, and erjtere in eine 
Gefängnißftrafe von acht Monaten und letztere in eine folche 
don zwei Monate verurtheilt. 
Die von den beiden Berurtheilten hiegegen erhobenen 
Berufungen wurden durch Erfenntnig des Appellationsgerichts 
bon Oberbayern vom 8. Januar 1853 verworfen, und gegen 
diefes Erkenntniß hatte Tediglih Katharina Angerer an dem 
felben Tage die Richtigkeitsbeſchwerde angemeldet. 

Der oberfte Gerichtshof verwarf in der Sitzung vom 25. 
Februar 1853 die erhobene Beſchwerde aus folgenden Gründen: 

„Bei der richterlichen Prüfung der Sache war nad 
Art. 245 Mr. I und Art. 361 des StPO. vom 10. Nov. 
1848 zu unterjuchen, ob in zweiter Inſtanz alle weſentlichen 
Förmtichfeiten beobachtet und das Strafgeſetz richtig anges 


aaa lat mißbraucht wird (Art. 190 u. 
191, Anmerfg. Bd. U ©. 67 u. 68); wurde dagegen bie 
mißdrauchte erfon nicht argliftigerweife in den Zuftand ber 
Sinnenbetäubung verfeht, oder ein Mädchen unter 13 Jah⸗ 
+ zur natürlichen Wolluft gebraudt, jo ttitt nur eine 
ehensſtrafe ein (Art. 327 u. 378 und Anmerl. Br. II 

und Sb. IH ©. 227). — 1. 


= 
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wendet wurden, da die DBerurtheilte bei der Anmeldung 
der Nichtigfeitsbejchwerde einen Beichwerdegrund nicht ber 
zeichnet hat und eine Denkſchrift nicht eingefommen ift, wor 
bei es ohne Einflug ift, daß dem Vertheidiger von der Ber 
vollmädhtigung - zur. Ausführung der Nichttgfeitsbeichwerde 
feine amtliche Mittheilung gemacht wurde, da es der auf 
freiem Fuße befindlichen Angejhuldigten überlaſſen blei⸗ 
ben mußte, wegen allenfallfiger Einreichung einer Denkſchrift 
oder wegen Erfcheinens des DBertheidigers bei der heutigen 
Verhandlung die weiter geeignete Vorſorge zu treffen. 

Diefe Prüfung der Sahe Hat aber ergeben, daß in 
zweiter Inſtanz nicht nur jede weientlihe Förmlichkeit beob⸗ 
achtet, fondern auch das Strafgefeß richtig angewendet wurde, 

Anlangend insbejondere den lehteren Punkt, fo macht 
ſich nah Art. 411 in Verbindung mit Art. 315 Th. J 
des StGB. auch derjenige des Vergehens der Widerfegung 
fhuldig, welcher mittelt gefährlicher Drohungen eine obrig« 
feitlihe Perfon zu einer Amtshandlung zu nöthigen fucht, 
und die Anmerkungen zum StGB. Br. III ©. 55 jagen, 
dag jede Drohung, jede wörtliche oder ſymboliſche Mißhand⸗ 
lung, von welder Art fie auch fei, jelbft Drohung mit 
Waffen, unter Das Vergehen fällt, indem die thätliche Miß⸗ 
handlung der obrigfeitlihen Perfon das einzige Merkmal 
fei, welches hier die Grenze zwijchen Verbrechen und Ber 
gehen bezeichne. Hienach kann nicht angenommen werden, 
dag unter gefährlihen Drohungen im Gegenſatze zu thätli- 
hen Mighandlungen nur jene verflanden werden wollten, 
welche in Folge der fie begleitenden Handlung ‚des Drohen- 
den eine unmittelbare Gefahr für, die obrigfeitlihe Perſon 
involviren, oder wenn es nur wörtliche, Drohungen find, 
wenigftens in Gegenwart derfelben ausgefloßen werden, viel- 
mehr find unter den wörtlichen Drohungen fowohl münd- 
liche als fehriftlihe begriffen, und find insbeſondere Brand- 
Briefe zu den gefährlichen Drohungen zu zählen, wie dies 
die Anmerkungen zur StGB. Bd. II, 174 und u aus⸗ 
drücklich beſagen. 

Da nun in dem angefochtenen Etenutniſe in Berbin- 
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dung mit jenem der erſten Inſtanz thatſächlich feſtgeſtellt 
iſt, daß Kath. Angerer einen an den Buͤrgermeiſter Schweig⸗ 
hardt von Waſſerburg gerichteten Brief vor deſſen Woh— 
nungsthüre legte, -in welchem die Drohung, den Magiſtrat, 
d. i. die Magiftratsgebäude, in Brand zu feßen, wenn nicht 
die fofortige Ausweifung der Selena Schneebichler verfügt 
werde, — enthalten war, und andererfeits mit Grund 
nicht bezweifelt werden kann, daß der Bürgermeifter Schweig« 
hardt, gegen welchen die gefährliche Drohung zunächſt und 
zwar in der Abſicht, um ihn zu einer obrigkeitlichen Verfü— 
gung zu nöthigen, gerichtet war, als Lokalpolizeibeamter zu 
den obrigkeitlichen Perſonen gehöre, an welchen das Ver—⸗ 
gehen der Widerſezung begangen werden kann, fo wurde 
die Handlung der Angeſchuldigten mit Recht unter den Art. 
411 J. c. ſubſumirt, und auch die zuerkannte Strafe wurde 
innerhalb des in dem angezogenen Artikel feſtgeſetzten Mi— 
nimums und Maximums ausgemeſſen. Hienach war die 
erhobene Nichkigkeitsbeſchwerde als ungegründet zu verwerfen.“ 


XV. 


Verbrechen des geſetzlich ausgezeichneten Betruges durch Privat: Ay 
i en ohne Täufhung des Anders. Art. 266 TH. I 


Die Eiſenfabrikationsgeſellſchaft Michiels- 8. offard 
und Comp. zu Efihweiler-Aue bei Aachen und zu Burg— 
Iengenfeld hat in Münden einen Agenten Namens Mokhet, 
welcher ermächtigt ift, mit denjenigen, welche gefonnen find, 
ſich nad Burglengenfeld zur Erlernung der Eifenfabrifation 
zu begeben, einen Dienftvertrag abzufchliegen und ihnen ein 
Beifedelb vor 24 fl. auszuzahlen: - 

Bu: diefem Agenten var vor längerer Zeit der Tedige 
Säniibeigefehe Joſeph Gäch mus der An gekommen, hatte 
erklaͤri, nah Burglengenfeld zur Erlernung der Eijenfabrie 
Fation "gehen zu wollen, den: Dienftvertrag unterfchrieben, 
und in Bölge deſſen —* als Reiſegeld erhalten. Gäch 
war ebay nit: nach Burglengenfeld gegangen, ſondern 
hatie Due Geid anderweitig verdraucht, und war ſpäter wies 
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der zu jenem Agenten gefommen, diesmal ih für einen 
fiheren Michael Gerfteneder ausgebend, um als folder 
einen neuen Dienftvertrag abzuihliegen und das übliche 
Neifegeld zu erhalten, zu welchem Behufe ex zwei auf. Mir 
chael Gerfteneder lautende Gertififate vorwies. Mokhet, 
welcher fih an den früheren Vorgang nicht mehr erinnerte, 
beftellte denjelben auf den 8. April 1892, um die Sade 
in Ordnung zu bringen. Da ibm jedod inzwildgen zu Oberen 
gefommen war, daß hier ein Betrug beabfihtigt werde, 
hatte er der Polizei Anzeige gemacht, welde au dem ber 
zeichneten Tage Gensdarmen in das Nebenzimmer des Mol 
het beorderte, um fogleich bei der Hand zu ſein. Gäch ers 
ſchien, unterzeichnete den neuen Dienfivertrag als Michael 
Gerfteneder und ebenſo die Quittung über 24 fl. Reifegeidz 
allein flatt diefe auszuzahlen, öffnete Mofhet das Neben 
zimmer, und ließ den Joſeph Gäch arretiren. 

Nach durchgeführter Vorunterſuchung wurde Gäch yon 
dem Kreis- und Stadtgerichte Minden und dem T. Appel- 
lationsgerichte von Oberbayern des Verbrechens des ausge- 
zeichneten DBetruges zweiten Grades in Konkurrenz mit dem 
Dergehen des betrügligen Gebrauches faljcher Certifikate für 
ſchuldig erflärt, und gu einer fünfjährigen —————— 
verurtheilt. ©. Bd. IVd. ©. 13 ©. 

Gäch hatte Hiegegen die Nichtigleitsbejchwerde einge⸗ 
wendet, und als Nichtigfeitsgrund geltend gemacht, daß ein 
Betrug gejeplich nicht gegeben fei. 

.. Der oberfle Gerichtshof verwarf jedoch in der Sipung 
von 26. Febr. 1853 die erhobene. Beſchwerde aus folgenden 
Gründen: J 

„Wenn auch Mokhet, als von dem Beteiglichen Untew 
nehmen des Angeklagten bereits unierrichtet, nicht mehr da= 
van dachte, einen hindenden Dienfivertrag mit demſelben 
einzugehen, und ihm das übliche Reiſegeld verahfolgen zu 
laſſen, ſondern es auf die wirkliche Unterzeichnung des Ver⸗ 
trages und der Quittung nur deshalb ankommen lieh, um 
auf diefe Weife das betrügliche Unternehmen des Angeklag⸗ 
ten zum Awede feiner bereits vorforglich -eingeleiteten- Arre⸗ 
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fineng zu korſtatiren, ſo wer nichts deſtoweniger das in 
Frage ſtehende Verbrechen durch die pon Seite des Ange⸗ 
klagten unter falſchem Mamen erfolgte Unterzeichnung Des 
Bertrages.:und Ausſtellung der Quittung bereits vollendet 
(vegl. Anmerk. Bd. I S. 267 Kr. 2 it. a. und S. 268 
Mr. 5), weil: e8 beim Betruge dur Fälſchung, gleichwie 
nicht Darauf, ob bie Fälſchung leicht oder ſchwer zu ent» 
deden war, ſo auch nicht auf die Wahrfcheinlichkeit oder 
Möglichfeit der Täuſchung besjenigen, an dem er verübt 
wird, ſondern allein nur auf die rechtswidrige Abficht des⸗ 
jenigen auzulommen hat, der die Fälſchung begeht, vder 
von einer. gefähtchten Urkunde Gebrauch macht, indem zu 
Meter Art: Des .Betruges ein wirklich entſtandener Schaden 
nicht erfogdert wird, und die Aumerkungen zu Art. 58 
Th. I des StGB. (Mb. I ©. 182) bei Verbrechen, welche 
den wirklichen Erfolg vorausiehen, die auf- deſſen Vollbrin⸗ 
gung. gerichtete Abſicht des Handelnden jelbi dann noch 
als Verſuch qualifiziren, wenn das beabjichtigte Verbrechen 
aus⸗ der hierauf gerichteten Handlung des Uebelthäters nad 
dem Laufe der Natur gar nicht erfolgen konnte. 

Aus Diefem Grunde ſteht aud nicht entgegen, wenn 
die Anmexkungen zum StGB. Bd. I ©. 233 lit. y fagen, 
daß nur derjenige ſich Des Betruges ſchuldig mache, der den 
Andern durch Mißbrauch ſeines Jrrthums zu einer ihm nad= 
theiligen Handlung verleitet, und daß ohne ſolches Vers 
leiten. „das, Varſchweigen oder Vorenthalten der Wahrheit 
außen: der Sphäre des Strafrechtes liege, — weil dieſe Err 
löntersing des Geſetzes, wie ſchon das hierin erwähnte Ver⸗ 
leiten zu ‚einer, nachtheiligen Handlung zu erfennen gibt, 
son jelbft nur, auf jene-Välle bezogen werden Tann, wo zuy 
Vollendung des Betruges cin wirklich entflandener Schaden 
erfordark- wind, ſich aber ebendeshalb nicht auch auf jene Ber 
tzagkarien aupenden läßt, welche — wie bie Fälſchung von 
Privaturkunden — unabhängig vom Erfolge durch die in 
betxudlicher Abñcht unternommene Fälſchung allein Thon 
vodendet wexden. ( Anmerk. Bd. U ©. 268 Nr. 5.) 

2: Ba are Perträge und. Quittungen zu den 
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Privaturfunden gehören, iſt im Texte des Art. 206 Te. I 
des SGB. felbft ausgefproden. In dem vorliegenden 
alle haben aber dieſe Urkunden den ebenbemeriten Charak⸗ 
ter auch nicht dadurch verloren, daß Mofhet unter ben bes 
reits angeführten Umftänden nicht von ferne daran denken 
tonnte, den Vertrag gegen Jofeph Gäch jemals geltend zu 
maden oder ihm den quittirten Geldbetrag auszuzahlen, 
weil es zur Eigenfchaft eines Dokumentes als Privatur 
funde nad) dem allerhöchften Reſkripte vom 26. November 
1816 (Lith. Sammlg. Nr. 156) ſchon genügt, wenn daſſelbe 
zum Beweije über Rechte und Verbindlichkeiten nur an fi 
tauglich if, und es fomit darauf, ob daſſelbe nach den Dies 
henumftänden des bejonderen Balles zu diefem Ende auch 
mit Erfolg gebraucht werden Tann, ober — werde 
gebraucht werden, nicht anzukommen hat. 

Die im Erkenntniſſe des k. ppellationsgeriätes ange 
führten Geſetze Haben daher auf die hierin feftgeftellten 
Thatfahen — fowohl was die rechtliche Dualififation ber 
Berfhuldung, als was deren Strafe anbelangt — a belle 
kommen richtige Anwendung gefunden.“ 


XVI. 


Kaſſation wegen unrichtiger Geſetzesanwendung. — Verſuch des 
Meineides durch Werben eines Dritten zu deſſen Abichwäirung: 


In der Vorunterſuchung gegen den Soldnersſohn An— 
ton Köglmaier wegen Verbrechens des einfachen Dieb—⸗ 
ftahles waren unter Andern auch Anna Maria-Nefd- 
maier und Georg Köglmaier ald- Zeugen verkonmmen 
worden, wobei fie mit den übrigen Erhebungen fo widerſpre⸗ 
ende Ausfagen zu Gunften des Befchuldigten gemacht hat—⸗ 
ten, daß’ fi der Unterfuchungsrichter veranlaßt fand, Die 
Beeidigung auszufeßen. In ihren fpäteren Bernehmungen 
widerriefen fie auch freiwillig ihre früheren falfchen Ausſagen 
imit dem Beifape, dag fie von den Eltern des Ange 
fhuldigten, Georg und Katharina Köglmater,: beredet 
und beauftragt gewefen feien, jene falfhen Ausfagen, 
und zwar eidlih zu machen. Die beiden. Zeugen wurden 
nunmehr auf ihre neuerlichen Angaben beeidigt, gegen die 
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Aglmaier!ſchen Eheleute aber wegen Verbrechens des: naͤch 
ſten Verſuches der Verleitung aum. Meineide a ie 
fuhung eingeleitet. -. 

Nach - verbandelter Sache ſprach jedoch das k. areia⸗ 
und Stadtgericht Landshut die Köglmaier'ſchen Eheleute won 
der Anſchuldigung dieſes Verbrechens frei, erklärte fie nur 
der intellektnellen Urheberſchaft zur Abgabe eines falfchen 
unbeſchworenen gerichtlichen Zeugniffes ſchuldig und vers 
urtheilte den Georg Köglmaier zu einjähriger und die Kar 
tharina Köglmaier zu: fehsmonatlicher Gefängnißſtrafe. 

‚Gegen diejes Erfenntniß: ergriffen ber Staatsanwalt; 
‚weil die Rögimater'fihen Ehelente nicht des Verbrechens ‚des 
naͤchſten Verfuches der Berleitung zum Meineide ſchuldig er» 
Tannt, und leptere, weil fie nicht gänzlich freigeſprochen 
wurden, die Berufung, worauf das ?. Appellationsgericht 
unter Berwerfung ber ftaatsanwaltichaftlichen Berufung die ges 
nannten Eheleute auch von der Anſchuldigung der intellek- 
tuellen Urheberfchaft zur Abgabe eines falſchen unbeſchwore⸗ 
nen gerichtlichen Zeugniſſes freiſprach, und zwar deshalb, 
weil die beiden Zeugen, welche ihre früheren falſchen Anger 
ben in ihren fypäteren Vernehmungen aus freiem und: intes 
rem Antriebe zurüdgenommen, und .erft nach folder Zurüd⸗ 
nahme auf ihre ſpäteren Ausfagen den Zeugeneid geleiftet 
hätten, weder des Verbrechens des Meineides noch auch des 
WVergehens der Abgabe eines zum Vortheile des Angeſchul⸗ 

digten dienkichen falſchen unbeſchmorenen Zeugniſſes (Art, 
304 Abſ. 2 Th. J des SIEB.) ſchuldig gemacht hätten; 
und ſich im Strafgeſetzbuche und der ſpaäͤter hiezu gegebenen 
Novelle nirgends eine Vorſchrift finde, wonach der Auftrag 
oder die. Aufforderung zu einer. falſchen gerichtlichen beeidigten 
oder unbeeidigten Ausfage für fih allein ſchon ſtrafbar wäre, 

"Der Staatsanwalt erhob nun die Nichtigkeitsbeſchwerde, 
und der oberſte Gerichtshof vernichteterin der Sitzung vom 
4. März 1658 das a nn aus —— 
Gründen“ . 

„Wenn au eine Vorſchift, — der- Aufitag ste 
die Huffordesumg: zu einet falſchen: gerichtlichen beeidigten 
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ober: unbeeidigten Ausſage fir fh allein ſchon ſtrafbat iſt, 
ſo wortwörtlich, wie das k. Appellationsgericht He: für nothe 
wendig erachtet, nicht vorhanden iſt, fo ermangelt es Dem 
Stwwafgeſetz buche doch Teineswegd zw bier — — Be⸗ 
ſtimmungen und’ Vorſchrifton. 

Das Strafgeſetzbuch enthält. namiich niat plos — 
ſetzliche Beſtimmungen bezüglich der zur: wirklichen. Vollfüh⸗ 
rung gekommenen Verbrechen und Vergehen, ſondern auch 
bezüglich der Verſuche hiezu. Es liegt demſelben das ‚wie 
derholt kinr ausgeſprochene Prinzip zu: Grunde daß: immar 
ſchon der Verſuch zu den als Werbrechen oder: Mergehen 
dert aufgeführten Handlungen mit Strafe: belegt werben 
toll, jodoch nicht mit der für das vollendete Berbreihen: ander 
Bergohen angedrohten Strafe, ſondern mit- einer. geringem; 
und zwar nach verjchiedenen Gradationen, wie fie das; 
feh ſelbſt Hiefür aufſtellt — Dal Aumerk. zum StB: 
Th. 1 S. 67 man ©. 122. und 176: — Der Verſuch, 
heißt es am lebtermähnten Orte, faum nicht ſtraflas bleiben; 
da er an ſich eine rechtswidrige Handlung und wenigflenn 
eine parttelle Ausführung. eines - firafharen : Vorſatzes in, 
auch die Strafloſigkeit Des Verſuches durch ihren eig eine 
zahliofe Menge von Verbrechen hervorbriugen würde. 
sin Verfuch iſt aher aut! Art. 57ff. Th. I. des 
StGB. immer dann Bon vorhanden, wenn Jerrand in: det 
Abſicht, daß ein Verbrechen oder Vergehen begangen werdt, 
Außerliche Handlungen vorgenommen hat, welche auf Vak 
bringung oder Vorbereitung deſſelben gerichtet: And, ohne Da} 
Dazu erfordert wird; daß die bezielte Wielung hieraus her⸗ 
vorgegangen fei. Mer: in ſolcher Abſicht Werkzeuge und 
Mittel zu dem vorhablichen Verbrechen oder Vergeben ſuh 
zu verſchaffen trachtet, macht fich unbeſtreitbar eines. Berker 
ches ſchuldig. Auch reicht ſelbſt eine einzige ſolcht morbereis 
dvende üußerliche Haudlung, zuw Verſuche hin, ud es kenn 
biefer micht blos "Dusch. Werke, ſondern nach Umſtänden auch 
durch Worte BAUEN — S. Anmerk. — AIR 
3.1, ITT. — 4 
nHieraus ergibt: — PO bei — Fon Am 
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werben eines: Dritten zum Begehen eines Verbrechens vder 
Vergehens, auch wenn diefer das Verbrechen ober Vergehen, 
gu welchem: ex geworben wurde, nicht werühke, ein nach den 
Beilimmungen des RE zb 1 Art. 57 — 62 frafbasız 
Verſuch liegt. a 


Diefes Anwerben Dritter durch die Köglmaier'fchen 
Eheleute zur Erwirfung falicher eidlicher Zeugniffe, fohin zur 
Begehung eines Meineides ift in den von dem Appellations- 
gerichte thatfächlich Feitgeftellten Momenten enthalten. 


%s Mind Dort augerlihe Handlungen derſelben aufge⸗ 
führt, welche objektiv die Richtung auf Vorbereitung umd 
Begehung eines Meineides an fich tragen. Es kann aber. 
in Beziehung auf die. Köglmaier’fchen Ehelmite der Anweu- 
dung der auf: Verübung - eines Verfuches im Gefebbuce 
erhaltenen Strafbeſtiumungen and nicht im geringiien 
enigegenftehen, daß im Art. 45 Mr. 3, dann Art. 46 und 
48 J. x. worgejchrieben ift, wie der mittelbare Urheber 
eines gedungenen: Verbrechens beſtraft werben fol, und 
kaun insbeiondere. auch die in ben. appellatiemsgerichtlichen 
Entjheidungsgründen in Bezug genommene. Stelle der An 
merkungen Bo. 1 158 Nr. 3 nicht entgegenſtehen, weil in 
allen in den Artileln A5, 46 und 48 Speziell aufgeführten 
Zellen (womach berienige, welcher mit. recheswidriger Abſicht 
einen Andern zur Begehung. und. Ausführung eines Dem 
brechens bewogen bat, mit allem feinen Kolgen gleich seinem 
phyßſchen Urheber, und wenn. der Beauftrugte auch ſtatt des 
ihm übertragenen Verbrechens ein. andered, damit wicht An 
Verbindung fehendes ausgeführt, oder ein son dem mittel⸗ 
baren Urheber beſtinmmt ausgenommenes Verbrechen als 
Mittel zur. Ausführung der übertragen aber nicht volle 
führten Hauptthat begangen Hat, nuh den Geſetzen wider 
Verſuch des. übertragenen aber nicht ausgehührten Wer 
brechens zu. beſtrafen iſt) vorauägeiceht wird, daß der 
Beauftragte zu dem Entſchluſſe, das übertragene Venbucchen 
gu begehen, durch den Auftraggaber beſtimmt und von dem 


* 
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Beauftragten eine ſtrafbare Handtung and wirklich ausge⸗ 
führt worden iſt. 
Von einem nad dieſen SER — geſtalteten 
Falle handelt es ſich aber hier nie... Die von den Kögl⸗ 
maier'ſchen Eheleuten zum eidlichen falſchen Zeugnißgeben — 
zum Meineide — angeworbenen Perſonen haben weder das 
von den Köglmaier’jchen Eheleuten bezielte Verbrechen, noch 
jonft ein Verbrechen oder Vergehen verübt, und es waltet 
fomit hier das in den vorallegirten Artikeln. erwähnte Ders 
hältnig von mittelbaren und unmittelbaren Urhebern gar 
nicht vor, daher die vorliegende Strafſache auch wicht diefen 
Artikeln unterftellt werben Tann. Das von den Georz 
Koglmaier'ſchen Eheleuten gefhhehene Werben. unterliegt bier, ' 
weil e8 feinen Erfolg hatte, für fih allein und ſelbſtſtändig 
der rihterlihen Beurtheilung, und da diefes Werben unbe 
fireitbar eine in rechtswidriger Abſicht vorgen ommene, : die 
Begehung eines Meineides bezielende und vorbeseitende 
außerliche Handlung iſt, fo find die Beſtimmungen der- Art. 
57 —62 Th. I des StGB. umfomehr hierauf anzuwenden, 
als deren Anwendbarkeit and u fein —— Geſeh ar 
geſchloſſen erichetnt." 

Es wärbe. den aaa. Rechtegranbfäßen vs 
. StGB. vom 3. 1813 .auch völlig. widerftreiten, ‚wenn Hand⸗ 
tungen, die nach ihren ‚Äußeren Grſcheinungen alle Merk 
sale eines Verfuches zu einem Verbrechen an fihy:tragen, 
als -ftraflos angenommen :wärden, : während doch nach Ark 
48 1: c. der mittelbare Urheber der "Strafe des nächften 
Verfuches des einem Anderen. übertragenen, nicht: ausge: 
führten Verbrechens unterliegt, wenn det Beauftragte ſtatt 
des ihm übertragenen ein anderes, damit weder als Mittel 
noch als Folge im’ Verbindung ſtehendes Verbrechen began- 
gern ihat. So wie das Geſetz in dieſer Bandlungsweife 
ſchon den wirklichen Anfang des Verbrechens auf⸗Seite des 
Auftraggebers erkennt, und ſomit eine ſelbſtſtaͤndig ſtrafbare 
Handliung annimmt, ebenſo ſtellt ſich die Handlungsweife 
ben Koglmaier'ſchen Eheleute; deren Vorſuß nach benfeſt 
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geſtellten thatſaͤchlichen Momenten ein wiederholter und Fer 
tegsrifcher war, als ein Verſuch eigener verbuecheriider 
Thaͤtigkeit der, jedoch nur als ein Verſuch, weil deren Thä⸗ 
tigfeit bei folhen Sandlungen ſtehen geblieben ift, welche 
nur als Vorbereitung zu der das Verbrechen vollführenden 
Haupthandlung zu beirachten- find, da es, wie ſchon oben 
erwähnt wurde, nach den Anmerkungen zuni Art. 57 Bd. I 
S. 177 dabei. zum Begriffe bed Verſuches gleichgiltig iſt, 
ob das rechte Mittel gewählt wurde oder nicht. 

Im Angefihte der Art. 5762 Th. I des SiGB. 
ftent fih fomit die Behauptung, dag es an geſetzlichen Be- 
fimmungen fiber Beftrafung von Verſuchen zu einem ge 
dungenen Verbrechen ermangfe, als unrichtig dar. 

Es kann aber auch keinem rechtlichen Anftande unter 
liegen, die oben angezogenen geſetzlichen Beftimmungen über 
Beftrafung von Verſuchen und die Beftrafung gefchehener 
Anwerbung Dritter als Verfuch des bezielten DBerbrecheng 
oder Vergehens auch auf die Anwerbung zur Degehung des 
Verbrechens des Meineides in Anwendung zu bringen, da 
eine Ausnahme bezüglih des Verbrechens des Meineides 
in den Geſetzen nirgends verordnet iſt. 


In den Gründen zu dem ergangenen Urtheile iſt mar 
behauptet, es ergebe fih aus der Natur der Sache, und aus 
der Redaktion des Art. 269 Th. I des StGB., dag es 
einen Verſuch zum Meineide gar nicht gebe. Der angezo⸗ 
gene Artikel enthält aber nichts, was zu einer ſolchen Be⸗ 
hauptung berechtigen könnte. Es handelt dieſer Geſetzesar⸗ 
tikel nur vom vollendeten Verbrechen des Meineides, 
wie denn überhaupt in dieſem jpeziellen Theile des 
SIEB. Immer nur die ‚Berähriften bezuglich der — 
Verbrechen gegeben find. 

Hiedurch iſt die Anwendung der im F— 
algemeinen Theil enthaltenen Vorſchriften, und der dort 
Über Veſtrafung des. Verſuches enthaltenen Beſtimmungen 
keineswegs aufgehoben, vielmehr find es gerade dieſe letzt⸗ 
erwähnten Beſtimmungen, welche (wie auch in den Anmer- 
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tungen 8b. I. Eint. 6. 17 ©. 38, dann ©. 121 mit Mas 
ren Morten ausgefprochen if) bed allen firafbaren Hand⸗ 
tungen, fie feten Verbrechen oder Vergehen, und bei allen 
“ Arten derfelden in Anwendung zu kommen baben. 

Die Ratur der Sache Tann aber den Verſuch beim Wer 
brechen bed Meineides Teineswegs ausfchliegen, indem ein 
Verſuch, wie fhon oben erwähnt wurde, immer fihon da gege⸗ 
ben if, wo Jemand in der Abficht, daß ein Verbrechen oder 
Vergehen begangen werde, bereits äußerliche Sandkungen vor⸗ 
genommen bat, welche auf Vollbringung oder Vorbereitung 
desfelben gerichtet waren, ſolche aͤußerliche Handlungen .aber 
unzweifelhaft ebenfo bezüglich des Verbrechens des Mein 
eides, wie bezüglich anderer Verbrechen vorlommen können, 
und nah den in dem ergangenen Urtheile' enthaltenen 
thatfächlihen Aufitelungen von Seite der Kögelmaier'fchen 
Gheleute bezüglich der Begehung eines Meineides wirflich 
verübt worden find. Wohl mag es öfters vorkommen, daß 
bezüglich, des Verbrechens des Meineides der Verſuch vom 
Richter als ein ftraflofer zu erklären iſt, was befonders bes 
züglich desjenigen, der den Eid zu ſchwören hat, beim Vor- 
handenjein der im Art. 58 Th. I des StGB. bezeichner 
ten Borausfeßungen eintreten wird. Nüdfihtlih der Kö- 
gelmaier'fchen Eheleute find aber die Borausfehungen des 
voralfegirten Art. 58 nicht gegeben, denn dag auch fle 
felbſtthätig gewirkt hätten, um die Vollendung des von 
ihnen bezielten und vorbereiteten Verbrechens rüdgängig zu 
machen, geben die ergangenen Erkenntniſſe in keiner Weife 
zu entnehmen.“ *) | | | | 





*) Dee oberſte Gerichtshof Table zwar in Auem früheren ähn⸗ 
lichen Falle (vergl. Bd. IS. 187 d. S. B.) ousgeiprachen, 
daß das Geſetz einen Meineidigen vorausſetze, um 

wegen: imielleftuellet Urheberſchaft die Sirafbarkeit gun bes 
— — daß daher in einem Falle, wo «6 nicht zu dem 
eineide gefommen fei, bezüglih der intellektuellen 
Urheberſchaft ſich ein Verfuch vechtlich nicht annehmen laſſe. 

Na dem Wortlagte des Art. 269 Th. 1 des StGB. IR 

dies auch Bon richtig, indem es dort heißt, daß derjenige, 
weldyer ven Heineldigen zur Mbfchwörung des falſchen 
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ER en XVII. Me a 
Kaſſation eines uriheiles wegen unrichtiger Anwendung der Ber 
ſtimmungen über Verjährung. | 
Auf die Anzeige, daß der vormalige Müller Balthaſar 
Mittmann von Tharmühle am 23. Nov. 1845 an Michael 
Pomath von Sofig eine Koͤrperverletzung begangen habe, 
hatte das k. Landgericht Nabburg eine firafreihtliche Unter 
firhung eingeleitet, fpäter aber, weil nach dem ärztlichen 
Gutachten Feine dreitägige Arbeitsunfähigkeit eingetreten war, 
am 16. Dezember 1848 beſchloſſen, die Sache polizeilich zu 
behandeln, und endlich auch am 7. März 1851 einen po⸗ 
Kzeilichen Strafbeſchluß erlaſſen. Auf erhobenen Rekurs 
war derſelbe jedoch durch Entſchließung der k. Regierung 





Sides beauftraͤgt, gedungen oter fonſt beſtelt hat, gerade 
fo wie der Meineidige ſelbſt beſtraft wird; allein dieſe Faf⸗ 
ung beweiſt auch, daß dieſer Artikel nur den Fall vor 
Augen hat, wo es wictklich zur Ableiſtung des Meineides 
gekommen iſtz wo ber phyſiſche Urheber fehlt, Kuna man 
auch von. einem intellektuellen Urheber, der fo ange⸗ 
ſehen und beſtraft werden ſoll, als haͤtte er die That 
felbſt vollbracht, nicht ſprechen; dies ſchlleßt jedoch 
nicht aus, das Unternehmen, welches auf bie Hervorbri 
ung der dem Anderen übertragenen That gerichtet war, / 
ein felbftfiänbig trafbares zu Betrachten, wobei bes 
‚geeiflih ver Ueheligäter nicht als intelleltneller, ſondern als 
phyſiſcher Uxheber erſcheint, da die ſtrafbare Hand 
unmittelbar von ihm be zuge wurde; fle iſt aber Verſu 
geblieben; weil ber —8* gte Erfolg — hier die Abſchws⸗ 
ang des Meineides — nicht eintrat. — Ganz in dieſem 
— a der oberfte Gerichtshof in einem Bd. IV d. ©. 
3, 5.173 mitgetheilten Falle angenonmen, daß In dem Were 
ben eines Anderen zur Begehung eines Mordes, auch wenn 
biefer gar nichts hiezu unternimmt, ein entfernter Verſuch 
des Mordes liegt. — Weun nach Art. 46 Abſ. 2 Th. Id. 
SGB. derjenige nach den Geſetzen über Fahıläfiigfeit be- 
ſtraft wird, welcher. Buch Reden oder Handlungen unab- 
Be a eines Anderen gefegwibrigen Entſchluß veranlagt, 
fo fand der unmoͤglich ftraflos fein, welcher alles thut, um 
den Anderen zu einer ſtraͤfbaren Hanblang zu vermögen urch 
nar feinen Zweck nicht erreicht, weil ber Andere. die ihm 
übertragene Handlung nicht ausführt. in ſolches Unter 
=... Alone bleibt immer ein ſtrafbarer Verfuch. 
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der Oberpfalz vom 7. Oftober 1851 als nichtig wegen In« 
competenz der Polizeibehörbe aufgehoben worden, und das 
2 Randgeriht Nabburg hat foforr am 6. November: 1851 
die ftrafrechtliche Unterfuhung wieder aufgenommen. Nach 
Durchführung derſelben und öffentlicher Verhandlung der 
Sache hatte das k. Kreis- und Stadigericht Amberg den 
Balth. Wittmann wegen Vergehens der Korperverletzung 
mit einer Waffe in eine doppelt geſchaͤrfte Gefängnißſtrafe 
von zwei Monaten verurtheilt. Auf ergriffene Berufung 
harte jedoch das k. Appellationsgericht der Oberpfalz und 
von Hegensburg denfelben wegen Berjährung von ber 
Strafe freigefprochen, annehmend, daß die firafrechtliche Un⸗ 
terjuhung aus fhuldhafter Veranlaffung des Gerichtes vom 
16. Dezember 1848 bis 6. November 1851, alfo während 
des zur Verjährung der Strafe für das in Frage fichende 
Vergehen erforderlihen Zeitraumes, ſtillgeſtanden fei, und 
‚der Angeichuldigte während diefes Zeitraumes eine gute 
Aufführung gepflogen habe. 

Gegen diefen Ausſpruch Hatte der Oberſtaatsanwalt am 
Appellationsgerichte die Nichtigkeitsbeſchwerde erhoben, und 
der oberſte Gerichtshof vernichtete auch in der Sitzung 
vom 4. März 1853 das angefochtene ——— aus fol⸗ 
genden Gründen: 

Die Annahme des k. Appellationsͤgerichts — auf 
einem offenbaren Mißkennen der geießlichen Beſtimmungen 
über Verfährung (Art. 139, 140 und 141 Th. I des 
StGB.), wonach die Strafbarkeit der That, welche hier 
gemäß Art. 363 des Geſetzbuches Gefängnipfteafe zur Folge 
bat, durch den Zeitablauf von zwei Jahren, von dem Au 
genblicke der begangenen Uebertretung an gerechnet, getilgt 
werden fol, foferne die erforderliche Unterſuchung aus 
Schuld des Richters unterlaffen worden if, und der Ueber 
treter eine ununterbrochen gute Aufführung -gepflogen bat, 
wobei aus dem Wortlaute des Geſetzes hervorgeht, daß bie 
erforderliche Unterſuchung die Verjährung:unterbricht, Wenn 
Daher das k. Landgericht Nabburg fih als Unterſuchungsge⸗ 
richt für incompetent, Dagegen als Polizeiſtrafgericht für 
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zuſtändig erachtet, wenn es in diefer Eigenjchaft die Unter 
fuhung fortgefebt, und den Strafbefhlug vom 7. März 
1851 gefaßt, diefen aber die k. Megierung am 7. Oft. 1851 
als nichtig aufgehoben Hat, fo haben dieſe von den Polizei- 
flrafgerichten gepflogenen Berhandlungen und erlaffenen, Bes 
ſchlüſſe die Verjährung unterbrochen, weil diefe Verhand⸗ 
lungen und Beſchlüſſe durch das Unterfucdhungsgericht, ob» 
wohl ans irriger Anficht über die Zuftändigfeit veranlagt 
und von einem Organe der Strafgewalt des Staates durch 
die Berordnung dom 22. Febr. 1814 zur Unterfuhung und 
Beſtrafung der geringeren SSOSDERDELLEQUNGEN berufen, bes 
wirft worden find. 

Hienach if von einer Ihuldhaften Unterlaffung der 
Unterfuhung von Seite des Nichters ohnehin feine Rede; 
abgejehben aber hievon, jo Tann überdies, wenn das Unter⸗ 
fuhungsgericht, füch für infompetent eradhtend, die Sache an 
das Polizeiftrafgeriht überwiefen, und dieſes die Unterfu- 
hung fortgejebt und erledigt hat, obgleich fi die That als 
Vergehen darftellte, eine irrige Unficht über die Kompetenz 
dem Richter nicht zur Schuld angerechnet werden, es liegt 
hierin auch nicht ein dem Unterſuchungsgerichte durch die 
BD. v. 11. Mai 1814 (RB. ©. 1081) ohnedem entzoge- 
ner Beſchluß auf einftweilige oder definitive Aufhebung der 
Unterfuhung, das eingehaltene Verfahren findet vielmehr 
Stützpunkte in dem Reſkripte vom 1. Oktober 1813 (Lith. 
Samml. Nr.6), welches das Unierſuchungsgericht ermächtigt, 
die Unterlaffung. oder Nichtfortfeßung der Unterfuhung zu 
verfügen, wenn die objektiven oder ſubjektiven Bedingun⸗ 
gen der richterlichen Unterſuchung ermangeln, ohne daß 
diefe Verfügung die Kraft eines rechtlichen Erkenntniſſes 
erlangt, fowie in dem Ausichreiben vom 9. Januar 1819 
(Lith. Samml. Nr. 195), wonach e8 der Unterjuchungsbehörde 
heimgegeben ift, in Fällen, wo es wegen Unbedeutendheit 
der Verletzung auf der Stelle deutlich ift, dag von einem 
Vergehen Teine Rede fein Tann, Tediglih als Polizeiftelle 
gu handen. “ 


Gigungsberihte Bd. V. Heft 1. 5 
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XVIII. 


Vernichtung wegen unrichtiger Anwendung ber Beilimmungen über 
thätige Rene. 

Der wegen Verbrechens des ausgezeichneten Diebſtahls zu 
zweijährigem Arbeitshaufe verurtbeilte Dienſtknecht Leon⸗ 
Yard Heitberger von Sulzemoos war auf erhobene Beru- 
fung von dem k. Apyellationsgericdkte von Oberbayern wegen 
thätiger Reue von der Strafe freigeiprochen worden, indem die⸗ 
ſes Gericht annahın, daß Reitberger dadurch, dag er, von dem 
Damnififaten und einem Dritten im Wirthshaufe zu Mosvſach 
im Bette getroffen, und unter Zuziehung des Gemeindevor⸗ 
fiehers zu Rede geftellt, den Diebftahl nach einiger Zeit zu- 
geftand, worauf die Anweienden einen Theil der im Zim- 
mer vorgefundenen entwendeten Gegenflände zu fig nah⸗ 


. men, und die übrigen in einem von Reitberger angegebes 


nen Berftede, im j. g. Breitenauer Hölzchen, aufgefunden wur 
den, — thätige Neue geübt habe. 

Gegen dieſes Erkenntniß hatte der Staatsanwalt die 
Nichtigleitsbejchwerde eingewendet, weil bezüglich der dem 
Beihuldigten von dem Damniflfaten abgenontmenen Gegen⸗ 
fände thätige Neue angenommen worden fei, und der oberſte 
Gerichtshof vernichtete auch in der Sitzung vor 11. 
März 1853 das angefochtene Erfenntnig aus folgender 
Gründen: j | 

„Die Anficht des Appellationsgerichts iſt den gefeblichen 
Beltimmungen über thätige Reue nicht angemeilen, denn 
nah Art. Xl der BD. vom 25. März; 1816, die Strafge- 
feße wider den Diebflahl beir., wird zur thätigen Reue, 
wenn fie Straflofigkeit bewirken fol, erfordert, daß ber 
Dieb, ehe er in Unterfuchung gezogen wurde, ohne rechts⸗ 
widrigen Nachtheil eines Dritten die Zurädgabe oder den 
vollen Erſatz des entwendeten Gutes oder die gänzliche Zur 
friedenftellung des Beichädigten bewirkt habe. 

Nah dem Erläuterungsrejtripte vom 17. April 1816 
(2. ©. Nr. 128) führt das Geſetz Alles auf eine Handlung 


‘ 
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des Diebes zuruͤck, womit er den Erſatz bewirkt, ſo daß 
ein ohne ſeinen Willen und Zuthun, alſo unfreiwil⸗ 
fig erfolgter Erfah als thätige Reue nicht angeſehen wers 
den kann. | 

Da aus der thatfählichen Feſtſtellung im angefochtenen 
Erkenntniſſe nicht zu entnehmen ift, daß Leonhard Reitber— 
ger diejenigen ertwendeten Gegenftände, weldhe in der Stube, 
worin derfelbe betroffen wurde, befindlich waren, dem Dam⸗ 
nififaten Bihler freiwillig zurüdgegeben, oder ſich 
hiezu erboten habe, vielmehr ausdrüdlih darin vorfommt, 
daß Bihler und jein Begleiter dieſelben, nachdem Reitber⸗ 
ger den Diebſtahl eingeftanden hatte, zu fih genommen 
haben, das abgelegte Geſtändniß aber einer dur ihn ges 
ſchehenen oder bewirkten Zurüdgabe diefer Objefte nicht 
gleich geachtet werden Tann, zumal da deren Zuruͤcknahme 
auch in dem Falle geſchehen fein würde, wenn er den Dieb- 
kahl nicht eingeftanden hätte, und das blos paffive Verhal—⸗ 
ten des Meitberger, daß er die erwähnten Gegenſtände von 
den Damnififatent zurücknehmen, fomit nur gefihehen ließ, 
was er unter den obgewalteten Umftänden nicht abwenden 
fonnte, als eine durch fein Zuthun erfolgte Zurüderftat- 
tung nicht zu betrachten iſt: ſo find die oben angegebenen 
geſetzlichen DBorausfeßungen der thätigen Neue hinfichtlich 
der mehrerwähnten Ablaten nicht gegeben. | 

Das Appellatiortsgericht hat daher, indem es annahm, 
daß auch in diefer Beziehung thätige Neue vorliege, die als 
legirten Geſetze verlegt. ) 


*) Hinflchtlich derjenigen Effekten, welche in dem vom Veſchul⸗ 
digten angegebenen Verſtecke im Breitenauer Hoͤlzchen auf⸗ 
gefunden wurden, war bie Annahme der thätigen Reue nicht 
beanftgndet.. Bezüglich der im Beſitze des Beſchuldigten 
— SC ei mag die von dem oberiten Gerichts: 

hofe aufgeſtellte Anficht Manchem als zu fireng erfiheinen, 
‚zumal: wenn man hiemit die frühere Praxis der Gerichte 
vergleicht, welche die Beflimmungen über thätige Reue 
haufig in Fällen anwenbeten , bei denen die Straflofigfeit 
ſich wirklich mer daun reihtfertigen Meß, w enn man Gnade 
ie Far ergehen laſſen wollte. — Bergl. auch unten ©. 
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XIX, 


Anwendbarkeit der Diebſtahlsnovelle auf das Verbrechen der Amts 
untrene durch Unterfchlagung. 


In der Unterfuhung gegen den quiesz. k. Nentbeamten 
R. wegen Amtsuntreue war von dem k. Appellationdge 
rihte von Oberfranken am 26. Januar 1853 — in der Er- 
wägung: 

4) daß die geführte Vorunterfuhung ergeben hat, daf 
ein Betrag von 1200 fl. von den Geldern, die dem Be 
fhuldigten vermöge feines Amtes zur Verwaltung überge⸗ 
ben waren, abgängig war, 

2) daß derjelbe eine nicht geleiftete Zahlung von dem⸗ 
ſelben Betrage unter der Bezeichnung: „Baarlieferung zur 
Kreistaffa am 27. Januar 1851 im Tagbuche über Staatd« 
fondsgefälle des k. Rentamtes Scheplig pro 18°%,, als 
Ausgabe in Rechnung brachte, von wo fie auch in das 
Hauptbuch pro 18°), , übertragen wurde, 

3) dag dringende Verdachtsgründe dafür vorliegen, 
dag der erwähnte Betrag von dem Beichuldigten fich ſelbſt 
treulos zugeeignet worden, und der unrichtige Eintrag in 
den Büchern abfichtlich geichehen, um den Abgang zu ver- 
fleden, und — 

4) daß dieſe That ein Verbrechen bildet, welches nad 
Art. 362 und 363 Ih. I des StGB., dann Art. VII der 
DBerordnung vom 25. März 1816 mit Zucdthausftrafe bes 
legt werden fann, — 
auf Anklage und Verweiſung der Sache vor das naͤchſte 
Schwurgeriht von Oberfranken erfannt worden. Gegen 
dieſes Erkenntniß hatte der Angeklagte die Nichtigkeitsbe⸗ 
ſchwerde angemeldet, und in der von ihm übergebenen Denk⸗ 
fhrift waren als Nichtigkeitsgründe bezeichnet worden: 

1) daß das Verweifungserfenntnig auf einer unrichti⸗ 
gen Anwendung des Gefepes bezüglich der Eigenfchaft der 
That berufe, und 

2) daß die Aburtheilung der Sache an ein hiefür nicht 
zuftändiges Gericht verwiefen worden fel. 
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Der oberſte Gerichtshof vernichtete in der Sitzung vom 
12. Maͤrz 1853 das angefochtene Erkenntniß, ſoweit die 
Sache dadurch an das Schwurgericht verwieſen wurde, und 
verwies dieſelbe in die öffentliche Sitzung des Kreis⸗ und 
Stadtgerichts Bamberg. 

Die Gründe lauteten dahin: 

I. „Eine unrichtige Anwendung des Geſetzes will nach 
der Ausführung in der Denkſchrift darin gefunden werden, 
dag das der Anklage zu Grunde liegende Faktum mit Uns 
recht unter den Gefihtspunft einer Unterjchlagung anver- 
tranter Gelder nah Art. 362 Th. I des StGB. fuhfumirt 
wurde, indem nicht erwiefen, ja nicht einmal zur Wahr: 
fheintichkeit erhoben fei, daß der vorgefundene Kaſſadefekt 
in einer Befeitigung und eigenthümlihen Verwendung der 
fehlenden Summe von Seite des Angeklagten feinen Grund 
habe. 

Nachdem jedoch in dem angefochtenen Erfenntnifje auf 
ben Grund ber in der Borunterfuchung gemachten Erhebun- 
gen feftgeftellt if, dag hinreichende Verdachtsgründe dafür 
vorliegen, daß der Ungellagte von den ihm vermöge feines 
Amtes übergebenen Geldern die Summe von 1200. fl. ſich 
ſelbſt treulos zugeeignet Hat, und der oberfte Ge— 
rihtshof in feiner Eigenfchaft als Kaffationshof nicht prü« 
fen kann, ob diefe faktiſche Annahme in den gepflogenen 
Erhebungen begründet ift, fo kann alles dasjenige, was in 
der Denkihrift darüber, daß es bezüglich der Thatſache, 
der Angellagte habe eine Summe von 1200 fl. auf die 
Seite geihafft und fih angeeignet, an allem und jedem Be— 
weile gebreche, des Weiteren ausgeführt ift, hier eine Wür⸗ 
digung nicht finden. 

H. Gleiches gilt von dem ferneren Einwande, daß, 
wenn man auch annehmen wollte, der Angeklagte habe Die 
fehlenden 1200 fl. fi temporär angeeignet, Doc fein Be— 
weis, ja nicht einmal eine Vermuthung dafür vorliege, daß 
er diefelben babe unterfchlagen und das k. Aerar darum 
habe verfürzen wollen, und daher auch nur das Vergehen 
der Amtsuntreue angenommen werden fünne Denn nad 
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dem das ! Appellationsgericht als thatfächlih genugiem in- 
dizirt angenommen hat, daß bei dem Angeichuldigten die 
Abficht der treulofen Zueignung der fehlenden Gelber 
vorhanden war, und der oberſte Gerichtshof, wie bereits er⸗ 
wähnt, die Nichtigkeit dieſer Annahme nicht prüfen. faun, ſo 
ift das Vergehen der Amtsuntreue, bei welchem nad. At. 
456 a. a. O. gerade diefe Abfiht fehlen muß, von felbft 
ausgeſchloſſen. 

UIII. Die Thatſachen, wie fe dag Appellationsgericht 
als zur Verweiſung hinreichend indizirt angenommen bat, 
enthalten alle Merkmale, welche das Geſetz in den. Kt. 
362 und 363 zum Begriffe des Verbrechens der Untreue 
im Amte durch Unterfchlagung anvertrauter Gelder im Als 
gemeinen und zum zweiten Grade dieſes Verbrechens ins⸗ 
beſondere erfordert, und wenn in der Denkſchrift in letzte⸗ 
rer Beziehung behauptet wird, die Akten enthielten nicht 
den leiſeſten Verdachtsgrund dafür, daß der Angeklagte die 
Fälſchung der Rechnung resp. des Hauptbuches vorgenom⸗ 
men oder habe vornehmen laſſen, und daß er dies, um den 
Kaſſadefekt zu verſtecken, gethan habe, — ſo kann auch 
dieſe Behauptung bei der thatſächlichen Annahme deg Ge⸗ 
gentheils in dem angefochtenen Erkenntniſſe aus dem ber 
reits angeführten Grunde hier eine weitere Beachtung nicht 
finden. 

IV. Als unrichtige Anwendung des Geſetzes wird aber 

in der Denkſchrift auch noch der Umftand bezeichnet, daß 
das angefochtene Erkenntniß den Reat nicht nach Art. 223 
des StGB., fondern nah Art. VII der Nopelle vom 28. 
März 1816 beftraft willen wolle. 
. Nah Art. 363 Ih. I des StGB. ifl die Untreue im 
Amte durch Unterfchlagung anvertrauter Gelder zweiten Gra⸗ 
des nebſt Dienftentfegung nah dem Geſetze wider ausge 
zeichnete Diebitähle dritter Klaffe (Art. 223) zu befirafen, 
und der in Bezug genommene Art.- 223 ſetzt dieſe Strafe 
auf vier bis achtjähriges Arbeitshaus feft. 

Dur die Verordnung vom 25. März 1816, durch 
welche die ganze Materie, vom Diebſtahl eine Umgefaltung 
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erlitt, wurde mit den übrigen einfchlägigen Artikeln auch 


der Art. 223 aufgehoben, und in Art. III jener Verord⸗ 
zung für das Verbrechen des einfachen Diebflahles, ab- 


seichen von befonders erjchwerenden Umfländen, ein bis. 


dreifäßriges und wenn der Werth des Entwendeten bie 
Summe von 400 fl. überfteigt, drei bis ſechsjähriges Ar- 
heitsbaus als Strafe beftimmt, welche bei Entwendung fehr 
beträchtlicher Summen ſelbſt bis auf actjähriges Arbeits- 
haus erftredt werben Tann, während die Strafe des aug- 
gezeichneten Diebitahles, weicher jetzt nur mehr die Falle 
des ausgezeichneten Diebflahles dritter Klaſſe nach Art. 221 
Th. I des StB. in fich begreift, durch Art. VII jener 
Verordnung auf vier bis achtjähriges Arbeitshaus in Ueber= 
enfimmung mit dem aufgehobenen Art. "223 Th. I des 
SiGB. feſtgeſetzt, zugleich aber den Gerichten für den Fall, 
daß der Werth des Entwendeten die Summe von 400 fi. 
überfeigt, Die Befugniß eingeräumt wurde, nah Erwägung 
offer Umflände auf Zuhthaus von acht bis zehn Jahren 
zu erkeunen. | 

Durch das allerhöchſte Refkript vom 12. Mai 1816, 
(Lith. Samml. Nr. 133) wurde ausgefprochen, daß auch Un⸗ 
terfhlagungen, welde ganz der Analogie des Diebftah- 
les folgen, nunmehr nad der Verordnung vom 25. März 
1816 zu beurtheifen feien, und auf eine geftellte Anfrage, 
eh die von. einem Staatsbeamten begangene Unterfihla« 
geng anvertrauter Gelder auh nah dem Edifte vom 
25. März; 1816 ohne Rüdfihe auf Pie Summe Ber» 
brechen fei, erfolgte das Reffript vom 11. Bebr.. 1817 
(Lith. Samml. Nr. 160), welches jagt, die geftellte Anfrage 
fei in den Geſetzen klar entſchieden, da nah dem nicht aufs 
gehobenen Art. 362 Th. I des StGB., welder von ber 
Unserfehlagung als Staatsverbrechen handle, dag Mo— 
ment der ſtets als Verbrechen erhöhten Strafbarkeit in der 
verlegten Amtspflicht rube, diefe Unterjchlagung daher ohne 


Rücſicht auf die unterfchlagene Summe immer ald Ver— 


brechen mit der Dienflesentjebung zu beflrafen und die 
damit zu werbindende Freiheitsſtrafe nad den Beſtimmun⸗ 


% 
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gen über die Strafe des einfahen Diebſtahlsver— 
brechens (nad dem Edikte vom 25. März 1816 Art. IH) 
auszumeilen fei. Aus dem Inhalt der gefteflten Anfrage 
‚geht deutlich hervor, daß fhon damals bie Frage, ob bie 
mit der Dienftentfegung zu verbindende Freiheitsftrafe nad 
den Beflimmungen der Verordnung vom 25. März 1816 
auszumefien fei, nicht zweifelhaft war; nur darüber war 
ein Zweifel entitanden, ob, nachdem die ausgezeichneten 
Diebftähle erſter und zweiter Klaffe, welche nad Art. 220 
des StGB. ohne Nüdfiht auf die entwendete 
Summe immer mit’ einer Kriminafftrafe zu belegen waren, 
und auf welche in Art. 362 a. a. D. bezüglich der: das 
Verbrechen der Amtsuntreue durch Unterfchlagung I.’ Gra⸗ 
des treffenden Freiheitsftrafe vermwiefen ft, — durch At. 
I des Ediktes vom 25. März 1816 nur für Diebſtähle un 
. ter erfchwerenden Umſtänden, welche je nach der Größe der 
entwendeten Summe ald Berbrehen oder Vergehen ftrafbar 
find, erflärt worden waren, — die von einem Staate- 
beamten begangene Unterfhlagung aub nah dem Er« 
fheinen jenes Ediktes ohne Nüdfiht auf die unter 
fhlagene Summe Berbreden fei. 

Diefe Frage (welche bei der Amtsuntreue II. Grades, 
da der ausgezeichnete Diebftahl dritter Klaſſe nad wie 
vor ohne NRüdfiht auf die entwendete Summe Verbrechen 
geblieben war, gar nicht aufgeworfen werden konnte) wurde 
in dem Refkripte vom 11. Febr. 1817 unbedingt bejaht, ud 
der hiefür angeführte Grund, daß die in dem Edikte auf 
die Summe genommene Nüdfiht nur bei dem Diebjtahle und 
der Unterfehlagung als Brivatverbrehen oder Vergehen, 
nicht aber bei der ſtets ald Verbrechen frafbaren Unterſchla⸗ 
gung eines Staatsbeamten entfcheidend fein könne, läßt 
Teineswegs die in der Denkſchrift daraus gezogene Bolgerung, 
daß das Edikt in letzterem Falle gar nicht anwendbar fet, 
zu, vielmehr fleht diefelbe mit der ausdrüdlihen Bezug- 
nahme auf Art. IIT jenes Ediktes geradezu im Widerfpruche. 

Findet fih hienach der Wille des Gefehgebers, daß die 
nad Art. 362 und 363 Ih. I’des StGB. bei der Untreue 
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im Amte mit der Dienftentfeßung zu verbinbende Freie 
heitöftrafe nunmehr nah den einjchlägigen Beflimmungen 
des Ediktes vom 25. März 1816 zu bemeilen ift, fchon in 
dem Reſkripte vom 11. Febr. 1817 deutlich. ausgefprocden, 
fo if _derfelbe in dem fpäteren Reifripte v. 12. Auguft 1817 
(Rith. Samml. Nr. 173) wiederholt fund gegeben, indem 
daraus, daß dort nur der Art. XI jenes Ediktes bei der 
Untreue im Amte für nicht anwendbar erflärt wurde, von 
jelbft folgt, daß die Anwendbarkeit im Allgemeinen nicht 
beanftandet werben wollte. 

Hienach kann nicht bezweifelt werden, daß bei dem Ver⸗ 
brechen der Amtsuntreue durch Unterfchlagung zweiten Gra- 
des die nah Art. 363 Th. I des StGB. mit der Dienftes« 
entfeßung zu verbindende Breiheitsftrafe nunmehr nad Art. 
VO des Ediktes vom 25. März 1816, welcher an die Stelle 
des Art. 223 Th. 1 des StGB. getreten ift, und im 
Strafmaaße ohnedem mit letzterem vollkommen übereinftimmt, 
zu bemeſſen ift. 

Allein von der im Art. VII des Ediktes den Gerichten 
eingeräumten Befugniß, in dem Falle, wenn der Werth des 
in einem ausgezeichneten Diebftahle Entwendeten die Summe 
von 400 fl. überfleigt, nad Erwägung aller Umftände auf 
eine höhere Strafgattung, nämlid auf Zuchthaus von 
acht bis zehn Jahren zu erfennen, — Hann bei dem Ver—⸗ 
breden der Untreue im Amte niemals Gebraud gemacht wer⸗ 
ben; denn daß der Geſetzgeber im Balle des Art. 263 Th. I 
des SIGB. nur die gewöhnliche, ordentlidhe Strafe 
des ausgezeichneten Diebflahles (dritter Klaffe) in Anwen 
dung gebracht wiſſen wollte, geht deutlich daraus hervor, 
dag in jenem Artikel nur auf Art. 223 verwieſen if, nad 
welchem, die Entwendung mochte viel oder wenig betra— 
gen, vier bis achtiähriges Arbeitshaus einzutreten hatte, 
während der Art. 224, nach welchem fihon damals unter 
gewilfen Vorausſetzungen der ausgezeichnete Diebitahl (dritter 
Kaffe) mit Zuchthaus beftraft werden konnte, nicht in Be- 
zug genommen und ein höherer Grad der Zreiheitsftrafe von 
acht bis zwölf Jahren ausdrücklich im Art. 364 nur für den 
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dritten Grad der Amisuntrene angedroht iſt. Daraus, 
daß der Gefebgeber in Art. VII des Ediktes vom 25. März 
1816 den Gerichten bei dem ausgezeichneten BVieb— 
able ausnahms weiſe die Befugniß einräumte, ſchon 
wegen dev Größe der entwendeten Summe auf Jucht⸗ 
haus zu erkennen, laͤßt fich keineswegs folgern, daß er ihnen 
eine gleiche Befugniß auch bezüglich des MWerbrechens der 
Untreue im Amte einräumen wollte, vielmehr hätte es hiezu, 
da wie bereits erwähnt, eine ſolche Befugniß in dem Art. 
363 und dem darin in Bezug genommenen Art. 323 nidi 
Hegt, einer ausdrüdlichen geſetzlichen Beſtimmung bedurft. 

Hienach Bat das k. Appellationsgericht in dem anges 
fochtenen Erkenntniffe den Art. VII ber Verordnung vom 
25. März 1816 zwar mit Recht als maafgebend für bie 
Ausmeflung der Breiheitsftrafe erflärt, allein die daraus ges 
zogene Folgerung, daß im vorliegenden Falle eine Zucht⸗ 
hausſtrafe in Frage fommen könne, iſt unrichtig, und des⸗ 
halb erſcheint 

V. die Beſchwerde, ſoweit ſie darauf gerichtet iſt, daß 
die Aburtheilung der Sache an ein biefür nicht zufändiges 
Gericht verwiefen worden fet, Hegründet. - 

Denn kann, wie oben gezeigt, im vorliegenden Falle 
höchftens auf achtiähriges Arbeitshaus oder die entfprechende 
Seftungsftrafe erfannt werden, fo durfte die Sache nicht 
nah Art. 51 und 63 d. StPG. vom 10. Nov. 1848 an 
das Schmwurgericht verwiefen werden. Es mußte daher 
das angefochtene Exkenntnig, foweit in demfelden die Ver⸗ 
weifung der Sache an das Gchwurgeriht ausgeſprochen 
wurde, auf den Grund des Art. 66 Nr. 6 a. a. D. vernid- 
tet, und die Sache nad Art. 69 Nr. 3 in die öffentliche 
Sitzung des k. Kreis- und Stabtgerichts Bamberg zur Ab⸗ 
urtheilung verwiefen, zugleich aber die Eintragung des caf- 
firenden Erfenntniffes in das Urtheilsbuch des k. Appella- 
tionsgerichts von oeeiranten nah Art. 262 a. a. O. ver⸗ 
ordnet Bent — 
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XX. 


Bernichtung wegen mmrichliger Anwentung ber Brfiimmungen Aber 
thaͤtige Rene. 

In der Nacht vom 18. auf 19, Dez. 1852 wurden dem 
Bauern Andreas Kießling von Martinlamig ans feinem im 
ungeſchloſſenen Hofraume befindlicden umveriperrien Schaaf⸗ 
ſtalle zehn Stück Schaafe im Geſammtwerthe von 39 fl. und 
dem Bauern Anton Ploß von da aug feinem im gefchloffe- 
nen Hofraume, in welden man jedoch ohne Gewalt und 
ohne ein Hülfsmittel kommen Tonnte, befindlichen unverſperr⸗ 
ten Schaafſtalle fünf Stück Schaafe im Geſammtwerthe von 
20 fl. 30 Fr. entwendet. 

Der Verdacht dieſes Diebſtahles fiel globald auf Joh. 
Bottjried Lippert, früher Schaaflnecht im Dienfe der Ge⸗ 
wende Wartinlamig; die heiden Damnififaten verfolgten den⸗ 
felben daher in verfchiebenen Richtungen, und Andreas Kieß⸗ 
ling in Begleitung des Gendarmerie » Stations =» Eommanr 
banten. Andreag Zißler traf ihn eine halbe Stunde von 
Gumpertörenth, etwa fünf Stunden von Martinlamig, anf 
frrieys Felde, wa ex fatt feines Bruders Joh, Friedrich Lip⸗ 
pert die Frh, v. Waldenjels’iche Schaafheerde hütete. 

Andreaß Kießling erkannte ſagleich die ihm entwende⸗ 
ten Schaafe unter ber Heerde, deunoch leugnete Joh. Gott⸗ 





ſchluſſes nicht wegen nurichtiger Auwendung des Geſetzes ber 
zůglich der Gigenfchaft der That (Art. M6 Nr. I), ſondern 
deshalb eifolgte, weil die Sache zur Aburtheilung on ein 
hiefür nicht zuſtaͤndiges Gericht verwiefen worden (Art. 66 
Ar. 6), ſo war vie Erlaſſung eines eigenen Berweifungäber 
ſchluſſes yon Seite des oberſten Gerichtshofes in —— 
Sitzung nicht nothwendig, vielmehr konnie nach Vorfchrift 
des Art. 6B Mr, 8 hier bie Verweiſung an das zuſtaͤndige 
Bericht ſogleuh in dem vernichtenden Crkenntniſſe ausgeſpro⸗ 
hen werben. — In materieller Beziehung ift aber bie hier 
entichiedene Frage eine höchſt zweifelhafte, und es laͤßt ſich 

nicht lerguen, daß die Auficht, weiche annimmt, Haß, wenn 
ber Art, VII der Diebflaklenovelle überhaupt auf das Bew 
breiden der Amtsuntrene durch Unterfchlagung Anwendun 

finde, biefec Art. in feinem ganzen Umfange angewende 

werben mäße, als lonſequenter erſcheiner mag- 
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fried Lippert anfänglich den Diebſtahl; als aber der Dam⸗ 
nifikat jedes einzelne der ihm entwendeten Schaafe bezeich⸗ 
nete, geſtand I. G. Lippert, und er erklaͤrte ſich bereit, die 
Schaafheerde nach Gumpertsreuth zu treiben, um dort die 
entwendeten Schaafe dem And. Kießling zurückzugeben. Dort 
war auch Joh. Fried. Lippert hinzugekommen, und hatte bei 
dem Herausfangen der entwendeten Schaafe aus der Heerde 
geholfen. 

Die nunmehr gegen Joh. Friedrich, Joh. Gottfried und 
Joh. Chriſtoph Lippert eingeleitete ſtrafrechtliche Unterſuchung, 
in welcher die drei Brüder Die Verübung des Diebſtahles nach 
vorausgegangener gemeinfchaftlicher Verabredung einbefann- 
ten, wurde jedoch durch Erfenntnif des Kreis» und Stadt 
gerichts Bayreuth vom 9. Febr. 1853 auf den Grund thi- 
tiger Reue eingeftellt, und die hiegegen vom k. Staatsan- 
walt erhobene Berufung: wurde durch Erkenntniß des k. Ay: 
yellationsgerichts von Oberfranken vom. 19. Febr. 1853 ders 
worfen. - 

- Gegen biefes Etkenntniß hatte der k. Oberſtaatsanwalt 
am genannten Gerichtshofe die Nichtigkeitsbeſchwerde am 20. 
Febr. 1853 auf den Grund des Art. 66 Nr. I des StPG. 
vom 10. Nov. 1348 wegen unrichtiger Anwendung der ge 
ſetzlichen Beſtimmungen ‚über thätige Reue ergriffen. 

Der oberfte Gerichtshof vernichtete in der Sitzung 
vom 17, März 1853 das angefochtene Erkenntniß aus fol- 
genden Gründen: 

1) Anlangend die Zuläflägkeit der erhobenen . 
fo kann diefe nicht zweifelhaft jein, da nah Art. 66 Nr. I 
des SPS. .vom 10. Nov. 1848 die Nichtigkeits beſchwerde 
gegen einen auf die Vorunterfuhung von dem k. Appella- 
tionsgerichte erfaffenen Beſchluß dann gefattet ifl, wenn der⸗ 
felbe auf einer unrichtigen Anwendung des Gefebes bezüg- 
lich der Eigenjchaft der That beruft, eine ſolche unrichtige 
Geſetzesanwendung aber auch dann gegeben ik, wenn eine 
an ſich ftrafbare Handlung mit Unrecht als ſtraflos erklaͤrt 
wurde. 


2) Anlangend die Hauptſache, fo iſt in dem angefochtenen 
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Erkenntniſſe thatfächlich angenommen, daß Joh. Gottfried 
Lippert, als ihm Andreas Kiefling am 19, Dez. 1852 
in der Nähe von Gumpertsreuth beim Hüten der Frh. von 
Waldenfels’shen Schaafheerde unter diefer die gefohlenen 
Schanfe bezeichnete, fich bereit erklärte, dieſe, fowie Die 
Schaafe des Adam Ploß aus der Heerbe herauszufangen, 
und fodann in Gemeinihaft mit Joh. Friedrich Lip 
pert diefes Herausfangen und die Zurüdgabe fowohl ber 
Kießling'ſchen als. auch der Ploß'ſchen Schaafe bewerkſtelligte, 
Johann Chriſtoph Lippert aber bei diefer von feinen 
Genoſſen bewerkſtelligten Meftitution. nicht zugegen war. 

Aus diefen thatfählihen Prämiſſen hat das k. Appella= 
tionsgericht die Schlußfolgerung gezogen, daß mittelf einer 
freiwilligen, durch das Zutbun der. Brüder Johann 
Gottfried und Joh. Kriedrih Lippert bewirkten Zurück— 
gabe ber entwendeten Schaafe eine vollfkändige Zufrieden- 
fellung der beiden Beichädigten vor Einleitung der Unter 
fugung erfolgt, fomit thätige Neue vorhanden fei, und 
diefe auch dem Sohann Chriftoph Lippert zu Gute kommen 
müſſe. 

Dieſe Schlußfolgerung iſt jedoch eine unrichtige. Nach 
Art. XI der Verordnung v. 25. März 1816 if thätige Reue 
dann vorhanden, wenn der Dieb, che er in Unterfudung 
gezogen wurde, ohne rechtswidrigen Nachtheil eines Dritten 
die Zurüdgabe oder den vollen Erfah des entwendeten 
Buted bewirkt hat. Wird hienach ein von dem Diebe 
felbft bewirktes Zurüdgeben des Entwendeten verlangt, jo 
it ſhon nah dem Wortlaute des Geſetzes die Wirkſamkeit 
der thätigen Neue bei einem Anfihnehmen der bei dem 
Diebe aufgefundenen Gegenflände von Seite des Be— 
ſchädigten ausgeſchloſſen, der Dieb mag dieſes Anfichnehmen 
ohne Widerrede geſchehen laſſen oder dasſelbe durch ein Zu⸗ 
thun von ſeiner Seite erleichtern, denn in beiden Fällen 
iſt die Wiedererlangung des entwendeten Gutes nicht durch 
eine Handlung des Diebes, durch ein Zurückgeben, ſon⸗ 
dern durch ein Geſchehenlaſſen deſſen bewirkt, was er recht⸗ 
lich nicht hindern kann. 
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In Uebereinſtimmung hiemit Tagt dad Erlaͤuterungs⸗ 
Reſkript vom 17. Ayril 1816, daß das Geſetz alles auf 
eine Handlung des Diebes, womit er den Erſat bewirkt; 
zuruückführe, und daß dieſe eine freiwillige in dem Sinne 
fen müffe, daß der Erfab mit jeinem Willen und mit 
ſeinem Iuthun erfolgt. Nicht jebes Zuthun tk jedoch ges 
mügend; dasfelbe muß vielmehr immer ein ſolches fein, daf 
dadurch die Zuruͤkgabe des Geſtohlenen ſelbſt bewirkt, oder 
wenigſtens die Zurädnahme von Seite des Beſtohlenen er⸗ 
möglicht wird, und der Died muß fih in der Lage defin⸗ 
den, baf feine hierauf adzielende Handlung, abgefehen von 
dem Motiv hiezu, als eine freiwillige betrachtet werden kann. 

Aus den in dem angefochtenen Erkenntniſſe aufgeführ- 
ten Thatſachen kann num weder ein Freiwilliges Zurldge- 
ben der entwendeten Schaafe, noch eine freiwillige Ermög⸗ 
fihung der Zurücknahme durd; den Befchädigten won Seite 
des Joh. Gottfried Lippert oder des Joh. Friedrich Rippert 
gefunden werden, vielmehr Haben fi} dieſelben nur der 
JZurücknahme der aufgefundenen Schanfe durch den Eigen 
thümer nicht widerjeßt und diefen hiebei infoferne unter- 
fügt, als fie ihm bei dem Herausfangen ber Schafe aus 
der Heerde behülflich waren. 

Daf dies zur Annahme der thätigen Reue nicht hin⸗ 
reiht, wurde oben dargethan, und nody weriger kann eine 
folche bel dem Beſchuldigten Joh. Chriſtoph Kippert, weicher 
bei dem ganzen Vorfalle nicht zugegen war, und überdies 
feine Theitnahme an dem Diebſtahle His zuletzt in Abrede 
ſtellte, in Frage kommen. 

VDas k. Appellationsgericht hat daher, wenn es dennoch 
zu jener Annahme gelangte, das Geſetz, nämlich den Art. 
X] der Verordnung vom 25. März 1816 unrichtig ariges 
wendet, weshalb das angefochtene Erfenntniß auf den Grund 
des Art. 66 Ar. T des St8G. vom 10. Nov. 1848 ver- 
nichtet, und die Sache nach Art. 69 Hr. Ta. a. O. zur 
geeigneten Verfügung auf die Vorunterfuchung in Die ger 
heime Sigung des oberſten Serihtepofes verwiefen werden 
mußte. 
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Durch ein fofort in geheimer Sipung erlaſſenes Er- 
fenntnig wurde die Sache in die Öffentliche Sipung des Kreis⸗ 
and Stadigerichts Bayreuth verwielen, damit dajelbft gegen 
die drei Beichntldigten wegen Verbrechens des einfachen Dieb⸗ 
Rafles in realer Concurrenz mit dem Bergehen des Dieb- 
ſtahles, Beide verübt unter dem erfhwerenden Umftande ber 
verabredeten Berbinbung, weiter verfahren werde, 


XXI. 

Anmeldung des Ginfpru 6 durch einen Dritten. — Veredgtigung 
der 11. Inſt A zur ——— in der Hauptſache, wenn der 
Ciuſpruch fa mit Unrecht aus formellen Gründen 
ae Du RL EtPO. $. 450, Hanno. EBD. 
Durch Erlenntnif des Kreid- und Stadtgerihts Mün⸗ 

hen vom 8. Juli 1852 war Dr, Franz Dingelftedt, 1. Hofe 

tfeater- Intendant zu Münden, welder bei der Verhand⸗ 
tung in öffentlicher Sitzung, richtiger Ladung ungeachtet, nicht 
erſchienen war, bes Vergehens ber Verlegung perfönlicher 

Sicherheit duch Seldfihülfe, verübt an dem Redakteur Karl 

Vogt zu München für fhuldig erklärt, ud deshalb zu ein« 

monatlicher Feſtungsarreſt, fowie im die Prozeßkoſten ver⸗ 

urtheilt worden. 

Der bei der Verhandlung ER Vertheidiger des 
Beſchuldigten, Rechtseoncipient Hetrmann, hatte gegen die⸗ 
ſes feinem Defendenden om 14. Juli 1852 durch Zuſtellung 
einer Abſchrift verkündete Uttheil aus 15. Juli 1852 das 
Rechtsmittel des Einſpruches angemeldet, und hiebel 
eine von dem Beſchuldigten unterfertigte Urkunde vom 29. 
Juni 1852 vorgelegt, worin ihn derfelbe ermächtigt hatte, 
insbefondere je Nah Bedürfniß und Ermeſſen ftatt feiner 
Einſpruch gegen ein ergangenes Urtheil einzulegen; weiters 
hatte derjelbe am 23. Juli 1852 eine ſchriftliche Erflärung 
Yes Beſchuldigten d. d. Interlafen den 17. Juli 1852 über 
gederi, laut welcher derſelbe, die bereits erfolgte Einſpruchs⸗ 
erhebung feines Vertheidigers genehmigend, ſelbſt wiederholt 
Einſpruch gegen das ergangene Contumazialurtheil einlegte. 
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Nachdem der Angefchuldigte bei der zur Berbandlung 
des Einſpruches anberaumten öffentlihen Sigung vom 3. 
Auguft 1852, obwohl richtig geladen, abermals nicht 
erfhienen war, hatte das k. Kreis- und Stadtgericht 
Münden an demielben Tage erkannt, daß der von dem 
Bertheidiger gegen das Erfenntnig vom 8. Juli 1852 
erhobene Einiprud als unflatthaft verworfen werde, wo⸗ 
gegen der Vertheidiger unter Borlage einer Spezialvollmadht 
die Berufung angemeldet hatte. 

Das k. Appellationsgeriht von Oberbayern hatte auf 
Grund der in Gegenwart des Angejchuldigten gepflo- 
genen Verhandlung dur ein Erkenniniß vom 23. und 24. 
Februar 1853 ausgeſprochen: 

1) Die Berufung des Angeichuldigten gegen die Ur⸗ 
theile des k. Kreis- und Stadtigerihts München vom 8. 
Juli und 3. Auguf 1852 fei zuläffig, 

2) es fei fogleich zur Verhandlung der Hauptfache übers 
zugehen, 

3) Dr. Franz Dingelſtedt werde von der Anſchuldigung 
des Vergehens der Verletzung perjönlicher Sicherheit durch 
Selbſthüͤlfe freigeſprochen, 

4) derſelbe ſei ſchuldig einer polizeilich ſtrafbaren Kür 
perverleßung, verübt an dem Redakteur Karl Bogt und 
werde deshalb zu einer dreitägigen Arrefiftrafe verurteilt, 

5) Angeichuldigter Habe die Koften des Prozefies, der 
Berufungs-⸗Inſtanz und des Strafvollzuges zu tragen; 

6) zugleich werde die Zuſtellung einer Abfchrift des 
Urtheiles an den Angejchuldigten auf feine Koften verordnet. 

Diefes Urtheil war,. foweit es die Zuläffigleit der Be⸗ 
rufung betrifft, am 23. Febr. und foweit es die Hauptſache 


anbelangt, am 24. Febr. 1853, wo fi der Augannidiste. 


bereit8 wieder entfernt hatte, verfündet worden. 

Der Staatsanwalt am k. Appellationsgerichte hatte hier 
gegen wegen unrichtiger Anwendung des Gejebes Nichtig- 
keitsbeſchwerde erhoben, und als Beichwerbepuntte aufgeftellt: 
- I daß das k. Appellationsgericht die Berufung gegen 
bie beiden Urtheile des Kreis⸗ und Stadigerichts für zuläffig 
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ecklaͤrt, und: zur Hauptverhandlung überzugehen beſchloſſen 
habe, während es die Berufung hätte verwerfen und auds 
fprechen follen, daB es bei dem Urtheile des Kreis» und 
Stadtgerihts vom 8. Juli 1852 fein Verbleiben habe, in- 
dem durch den Ausſpruch I. Inftanz die Art. 235, 339, 
348, Abf. 2 Art. 354, 355 und 358 Abf. 2 des StPO. 
v. 10: Nov. 1848 unrichtig angewendet worden feien, weil 

a) die Berufungsanmeldung vom 4. Anguft 1852 we⸗ 
der mit gerichtlicher noch in fiegelmäßiger Form ausgefertig- 
ter Vollmacht belegt fel, 

b) thatfächlich feſtſtehe, daß Dingelſtedt am 14. Juli 
1852, als dem Tage der Zuſtellung der Abfchrift des Ur⸗ 
theiles vom 8. ejusdem bis 22. Juli Leinen Einſptuch er- 
hoben, auch fpäter keine Verhinderung der Anmeldung des 
Einſpruches inner diefer Friſt dargethar habe, 

c) thatſaͤchlich feſtſtehe, daß Dingelftedt vom 14. bie 
22. Inli 1852 dem Bertheidiger die Ermächtigung zur Ein« 
ſpruchsanmeldung nicht ertheilt, Teßtere auch inner diefer 
Sri nicht genehmigt habe, wir | 

d) auf den thatfählich feftgeftellten Inhalt der Urkunde 
vom 29. Juni 1852 eine unrichtige Gefebesanwendung da⸗ 
durch gefchehen fei, daß fie als Spezialvollmacht zur Anmel- 
dung des Einſpruches gegen das Urtheil vom 8. Juli 1852 
angefeben worden fei, 

e) ungeachtet des Nichterſcheinens des Dingelftedt bei 
der Verhandlung über den Einſpruch doch die Berufung ge: 
gen das Urtheil vom 8. Juli 1852 für zuläffig erflärt, und 
das Eingehen auf die Hauptfache verordnet worden fei, 

f} vor GErlaffung des Endbeſcheides ſchon in einem 
fepartrt erlaſſenen Urtheile die Zuläffigfeit der Berufung aus⸗ 
— worden ſei; 

VU. daß das k. Appellationsgericht bezüglich der Eigen- 
ſchaft der That das Geſetz unrichtig angewendet habe, in⸗ 
dem es die That als polizeilich ſtrafbare Mißhandlung bes 
trachtet Habe, während auf die feflgeftellten Ihatfachen der 
Art. 421 3b. I des StGB. über unerlaubte Selbſthülfe 
hätte angewendet werden follen; 

Eipunstberigte Bd. V. Heft 1. 6 
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II. dag, obgleich Dingelßedt in öffentlicher Sitzung der 
ü — perſonlich anweſend geweſen, doch die Mittheilung 
einer Urtheilsabſchrift an ihn perordnet, und dadurch der. Ark; 
359 beziehungsweile 357° des us vom 40. en 1848 
verleßt worden ſei. 

Der Generalſtaatsanwalt um — ——— Hatte 
ſich diefer. Beſchwerde nicht angeſchloſſen, wielmehr-deren. Ber- 
werfung beantragt, und zwar in der Erwägung, - , . 

4) daß.das: anpellationsgerichtliche Erkenntniß als ein 
den Angellagten verurtheilendes erſcheint, und quch um im 
Diefer Form hätte erlaffen werden, jollen ,‚mährend  ungeeig- 
neter Weife in den tenor sententigesnidt blos vorbereitende 
Beſchlüſſe, fondern auch ‚eine Freiſprechung von ber. urfprünge 
lichen Anfhuldigung aufgenommen wurden, welche zweckmaͤſ⸗ 
figer theils in geſonderten Beſchlüſſen, theils in ben (nt 
heidungsgründen: ihren Platz gefunden hätten. 

. 2) daß ſofort ‚die: Nichtigkeits beſchwerde des Staatsan⸗ 
waltes nach Art. 362 des StPE. v. 10. Non: 1848, ale 
zuläffig erfcheint, auch rechtzeitig mit: Angabe der Veſchwer⸗ 
depunkte angemeldet und ausgeführt. wurde 

- 3) daß der erfte ———— ns als ungsgindet 
darkeiit, ‚indem. 

a) der Bertheidiger des Angzeſchuldigten — dos Er⸗ 
kenntniß des Kreis- und Stadtgerichts vom 3, Auguſt 1852 
am 4 desſ. Mts. unter Vorlage einer von dem Beſchuldigten 
unterfertigten Spezialvollmacht die Berufung auf der Treis-; 
und fadigerishtlihen Kanzlei anmeldete, diefe Vollmacht, 
aber, obgleich fie weder als. öffentliche Urkunde, noch als 
eine in Folge der Siegelmaßigkeit ausgeſtellte Urkunde ‚(mes 
gen Mangels eines. beigedrüdten. Giegels des. Ausfteffere). 
betrachtet werden Tann, doch als hinreichend erſcheint, weil. 
eine Form der fehriftlichen Anmeſdung der Nehtsmitkel im 
Art. 235 des StPG. nit vorgefhrieben if, Tofort. bar, 
Angeklagte, der ſchriftlich fein Rechtsmittel anmelden durfte, 
hiezu auch ſchriftlich einen Vertreter ſpeziell bevofmädhrigen, 
konnte, ohne weitere Förmlichkeiten beobachten zu müſſen z 

b) thatfächlic allerdings feſtſtehe, Een Angeſchul⸗ 


.. ———— 
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vigie: gegen Bas Gontumajidkertenitnif' vom: &. Jull 1852 
rechtzeitig Einſpruch erhoben- habe, - indem auf die am 14. 

Juli 1838: att 'den: Beſchuldigten geſchehene Bufteltung bes 
Erkenniniffes der Vertheidiger am 15. Juli 185% den Ein⸗ 
ſpruch Namens des Angeſchuldigten auf den Grund einer 
Son dieſem unterm 29.- Juni 1852 ausgeſtellten Ermaͤchti⸗ 
gung annmeldete, diefe Urkunber abet den Vertheibiger zur 
Anmeldung des Einſpruches berechtigte, weil er hiedurch er» 
maͤchtigt war;, den: Befchulbigten nicht blos bet‘ ber öffentttz 
den Sitzung zu vertieten und ſeine Bertheibigungsgrände 
vorzubringen, fondern auch inshefondere nach Beduͤrfniß wid 
Ermeflen. fiat} feinen Einfpruch gigen ergangenes Urtheil ein» 
zulegen, ‚wobei der Umſtand, daß es ſich Yon GEiuſpruch 
handelt, unerheblich erſcheind, indem, was von der: Richtig⸗ 
keitsbeſchwerde gilt, auch von jedem andern dewolutiven oder 
nicht devolutiven Rechtsmittel gelten muß, und wobei es 
ferner unerheblich iſt, daß die Vollmacht ſchon unter Dem 
29. Juni 1852 ausgeſtellt wurde, weil. der Vollmachtgeber 
folche im Voraus extheilen konnte. und. der Bevollmaͤchtigte 
von ſeiner Vollmacht erſt nach dem Urtheile bezüglich der 
Anmeldung des Einſpruches Gebrauch machte, ſofort nach 
dem Satze: „quod quis per alium facit, ipse fecisse vide- 
tur‘, don einer 'verfrühten Anmeldung des Einfpruches 
feine Rede fein kann, die Vollmacht hiezu aber ſowie über- 
hanpt die Volkmacht in jeder andern Nechtsangelegenheit im 
Voraus ertheilt werden durfte, und wobei es ferner uner— 
heblich iſt, daß die Erhebung des Einfpruches dem Ermeſſen 
des Bertheißtgers anheim geftellt wurde, indem es in der 
Ratur des’ Vollmachtsvertrages Liegt, einzelne Handlungen 
andy: dem Ermeſſen des Bevollmächtigten anheimzuftellen, wo— 
durch nur das privatrechtliche Verhältniß zwiſchen wandans 
und mandatarius alterirt wird, keineswegs aber die Guͤltigkeit 
der Hänbläng, deren Vornahme dem Ermeſſen des Manda—! 
tars Aberlaſſeir war, deshalb beanſtandet werden kann; 
da das Kreis⸗ und Stadtgericht ſonach der‘ Ein’ 

ſpruch! nicht als! unſtatthaft haͤtte verwerfen, ſondern nach 
Artei g34, weib der Verurtheilte bei dir Verhandlung nicht 


6* 
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erſchienen war, hätte ausſprechen follen, daß «6 bei ‚dem 
früher erlafjenen Urtheile fein Berbleiben babe, gegen wel⸗ 
des Urtheil nah Art. 355 dem Verurtheilten ausdrüdiic 
das Nechtsmittel der Berufung geſtattet if, weshalb auch 
gegen das den Einfpruch als- unſtatthaft verwerfende Urtheil 
eine Berufung Platz greifen muß, weil biefer Ausſpruch im 
Effekte mit dem Urtheile nah Art. 354 auf gleicher Linie 
ſteht, und mit dem ganz verjchiedenen Falle des Ast. 348 — 
wo, wenn die Frift zum Einfprude unbenützt verſtrichen if, 
fofort Rechtskraft des Urtpeiles en — u BER, 
ſelt werben darf; F 

K).der Umſtand, daß der. — bei der Verhaud⸗ 
kung am 3. Auguſt 1852 nicht erſchienen war, der Zulaſ⸗ 
fung der Berufung im Hinblick auf Art. 355 ME entge⸗ 

genſtand, und 


6) durch die theilweiſe Erlaſſung des Urtheiles auf Zu⸗ 
laſſigkeit der Berufung und auf Verhandlung der Haupt— 
face, wenn hierin glei eine Irregularität des Verfahrens 
legt, eine wefentliche Förmlichkeit nicht verlebt wurde, 


f) alfo die Art. 235, 339, 348 Abi. 2, Art. 354, 
359, 358 Abf. 2 des StPG. welche der Staatsanwalt als 
unrichtig angewendet bezeichnete, keineswegs unrichtig ange- 
wendet oder verleßt wurden, 


} 

4) daß aber das Appellationsgericht,, nachdem , es ‚Die, 
Berufung mit Recht für zuläffig erachtet hatte, nicht. bios. 
auf die Prüfung der Zuläffigfeit des Einſpruches, ſondern, 
auch auf eine Prüfung der Hauptſache jelbft, ſomit des; Ur=, 
theiles vom, 8. Juli 1852 um jo mehr ‚eingehen mußte, als 
nah Art. 337 außer den in den Art. 335 und 336 ange-. 
führten Fällen — welche aber hier. nicht: vorlagen — dag: 
Appellationsgericht immer ,: ſelbſt wenn in der J. Inftanz, 
eine wejentliche Förmlichkeit verletzt fein follte, in der Hauptz, 
ſache erfennen ſoll, und rüdfichtlich der. Berufungen gegen ein, 
im, Ungehorfamsverfahren ‚erlaffenes Urtheil eine Ausnahme 
im Geſetze nicht gemacht ift, weshalb, der Umftand, daß ‚eine, 
Verufung ohne kontradiktoriiche Verhandlung in I. Inſtanz 


* 
. 
J 
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“ Mattfindbe, im Hinblid auf die‘ en man bes 
Art. 355 unechebtih afhint,; 

3y: daß die in der Kauptſache — unrichtiger Ar 
wendung des Geſetzes erhobene II. Beſchwerde gleichfalls als 
ungegründet fich ergibt, indem in den appellationsgerichtli⸗ 
chen Entſcheidungsgründen ausdrücklich angeführt iſt, es Habe 
fh die Ueberzeugung dafür nicht gegeben; daß Angeſchuldig⸗ 
ter in der Abficht, file eine vermeintliche oder wirfiihe Be 
leidigung ſich felb Recht zu verſchaffen, den frugligen Alte 
griff aüf Vogt gemacht Habe, insbefondere da er von Dein» 
felben hiemit eine Chrenerklaͤrung ober Widerruf:oder: an« 
dere Satisfaltion zu erzwingen nicht verfucht Babe, wohl 
aber dafür, daß Dr. Dingelſtedt ohne Ueberlegung und Bor« 
bedacht in aufwallender Hiße des Zornes dem Bogt- eine 
thaͤtliche Beleidigung zufügen wollte, und in ſolcher Abſicht 
ihn Törperlich mißhandelte, — welche thatſächlichen, einer 
Cenſur des oberften Gerichtshofes als Kaflationshofes nicht 
unterliegenden Beftftellungen die Anwendung des Art. 421 
Th. I des StGB. auf die That des Dr. Dingelftebt gera⸗ 
dezu ausichließen, und bie Anwendung der Verordnung: v. 
22. Behr. 1844 Art. IE volftommen rechtfertigen; 

6) dag endlih Sie TH. Beſchwerde wegen angeblicher 
Verletzung d. Art. 89 u. 357 d. StPG. durch bie verordnete 
Zuſtellung einer Urtheilsabſchrift an den bei der Verhandlung 
in I. Inſtanz gegenwärtig gewefenen Angefihuldigten gleich⸗ 
falls ungegründet if, indem durch diefe Verordnung, welche 
allerdings hätte unterbleiben können, eine weſentliche Fotm⸗ 
lichkeit des Verfahrens verleßt wurde, und am allermenigfien 
die allegirten, das Ungehörfamsverfahren betreffenden Artikel 
verlegt fein Tönnen, weil in H. Inſtanz eine nenn 
riſche Verhandlung flattfand. 

Det oberſte Gerichtshof verwarf au wirklich in ber 
Sitzung vom 23. März 1852 die erhobene Beſchwerde und 
zwar aus folgenden Gründen: 

ad} „Aus der Faffung des Art. 235 des StPG. v. 
10. Roy. 1848, auf weldgen der Art. 449 ibid. Bezug nimmit, 
und beſonders aus den Worten: „jo Hat: ex biefelbe — 
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angumelaen" geht runzweiftlhafte herwor, Dad die Medhtämih 
tel der Berufung und der Nichtigkeitsbeſchwerde non Dem 
Berurtheitten:perfönlich.amsgehen müffen, oder mit an- 
deren Worten, dap-mm Der. Berurtheilte,. nicht abes 
ein Dritter für ihm Rdr"befchwertieradgen, und daß nur «x 
Seien. Willen erflären Fann, non einem ‚Diefer. Nehtömittel 
Gebranuch machen zu wollen, Des Welsh hatte. nu in der 
That Aimsaichenden Grund, dieſe perlönliche Willenserklaͤrung 
zu fordern, weit die Bexufung (inabeſendere wenn hierdurch 
andy. eine ſolche des Staatsanwaltes veranlaßt wird) und 
die. Nichtigleisbeſchmerde außer: Deu ‚weinder wichtigen Nad- 
theilen bezuͤglich der Koßen und Dax Strafantretung auch ber 
züglich der Strafe ein ungünſtigeres Endergebniß herbeiführen 
rg es ungeeignet wäre, einen: Deruriheilten, Dex; Ach 
pri ‚dem Erkenntniſſe beruhigen will, auf bie: Befchwerde 
eins Dritten, etwa nn Bertfeibigens, in eine: — 
Knar zu verliehen. 
Dagegen ergibt ſich aus; * Worten: „Nundlich * 
ſhaifiuc des ritirten Artikels 285, daß das Geſetz die JForm 
ber Anmeldung der Berufung und der Nichtigkeitsbeſchwerde 
nicht beſchraͤnlenn, vielmehr jede aa gefillten Erkenntniffe 
unzweifelhaft gegebene. Millenserflärung. des Beruntheilten 
als genůgend erachten wollte. Wenn mun aber die ‚mündliche 
Anmeldung; welde: hei: Berhafteten. ohnehin nur Dur 
Dritte pecmittelt werben fan, nad. dem Buchſtaben des Ger 
ſetzes genügt, ſo muß and) eine nach gefälltem Urteile mit. Ber 
nebung auf dgsſelbe ausgeſtellte Hpegtalyollmacht in Ver 
kiedung. mit. der von. dem Neygllmaͤchtigten auf der. Kanzlei 
Das Kreis⸗ und Stadigerichts xechtzeitig gemachten, Erklaͤrung 
dem Willen des Geſttzes eatſprechen, und ca if nirgends 
vorgeſchrieben, daß eine ſolche Peſſmacht in gerichtlicher 
vder ſiegelnſiger Born abgefaft ſein mäfle, Das F. Appel⸗ 
lationegericht hat daher die PBeruftnghanmelduns mit Recht 
als guͤltig erachtet. 
Aber auch er Gil, welchen/ der Bertheibiger de 
— ‚gegen. daB erßrichterliche Contumgzialurtheil 
erhoben bat; unbe. von: dem & Appellationggerichte Riit 
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Recht als der Forin: nach genügend erachtet, obgleich Die 
Vollmacht des: Vertheidigers bereits vor dem. Contumazial⸗ 
urthetle aAudgeſtelklt war.⸗Denun der Einfpruch iſt kein eigent⸗ 
liches Rechtsmittel, ſondern er bezweckt nur (was das Ge- 
ſetz allenthalben begünſtigt), mit der perſönlichen Vertheidi⸗ 
gung gehört zu werden, und das Contumazialverfahren in 
ein regelmäßiges kontradiktoriſches umzugeſtalten. Da der 
Einſpruch, im Gegenſatze zu den Rechtsmitteln der Beru⸗ 
fung und. der Nichtigkeitsbeſchwerde, dem Verurtheilten nur 
Bortheif, hochſtens einen kletnen pekuniären Nachtheil 
bringen kann, fo hatte dad Geſetz auch keinen Grund, den 
vor: Gericht. geladenen, aber zu erfcheinen- verhinderten Be— 
ihulpigten in. feiner Vorforge mehr als ndthig zu beihrän- 
fen. und. demielden zu verbieten, die Geltendmachung bes 
Einſpruchsrechtes in das Ermeſſen eines Dritten zu legen, 
und nür hiedurd. läßt fi Die abweichende Faſſung des Art. 
358 des StPG. verbis: „welcher anzumelden iſt,“ flatt: 
„welchen er anzumelden hat," genugfam erklären. *) 


1 


*) Der oberſte Gerichtshof hat hier vorerſt den fchon oft ausge⸗ 
ſprochenen Grundſatz feftgehalten, daß bie Berafung und bie 
. Mihtigfeitöbefchwerde nur von dem Berurthellten perſoͤnlich 
oder in Folge einer von demjelben nach erlaſſenem Er- 
-fentitniffe ausgeftellten Speztalvollmacht von 
einem Dritten angemeldet werden Pönnen , da dieſe letzte Art 
der Anmeldung ganz anf gleicher Stufe mit der ausbrüd- 
lich geſtatteten fchriftlichen Anmeldung ftehe. Der Gerichtshof 
fand aber zwiſchen dieſen beiden Rechtömitteln und dem 
KEinſpruche einen ſo weſentlichen Unterſchted, daß er die un⸗ 
bedingte Anwendbarkeit jener Beſtimmungen auf den Letz⸗ 
rer nicht für gerechtfertigt hielt. 7 
Diefen Unterfihied kennt auch das franzoͤſiſche Recht: 
Les voies-ouvertes contre. les Jugemens-se divisent en 
"yoies de rätractation ou de reformation. Les 
voies de reiradtetion ‚ont pour object de metire le tri- 
bunal dins la position de revenir Jui-möme sur 
te qu'il a juge, de revoir, de refaire son propre ju- 
.»gement. Les voies. de.röformation ont pour but d’ob- 
- "tenir la eerrection, c’est-äA-dire l’annullation ou 
. ia .eeformation. du jugement. #t la rectification ou ré- 
" * . parstion.de torts quil a causes. Jl.y.a-domc une 
. ‚tgäßference wsaentielle. entre cos daux es 


883 Aus den Sigungen ded Rändigen Kriminalſenates 


Hatte aber das k. Appellationsgericht, wie gezeigt; gi 
nugfamen Grund, den Einſpruch des Beichuldigten als for 
mel gültig anzunehmen, jo hatte es auch zugleich über dns 





p&ces de voies etc. — Repertoire general du Jour- 
nal du Palais. «dit. 1848. verb. jugement. Nro. 1797. 

Diefer Unterfchlet war auch Urfache, warum die Cinſprache 
im franzöfifchen Rechte mehr begünftigt if: Die Berufung 
muß 3. B wie in Bayern auf der Kanzlei des Bezirkege⸗ 

richte zu Protokoll erklärt werben, und es kaun bie nar 
durch den Befchulpigten in Berfon oder durch einen Spe⸗ 
zialbevollmädtigten geſchehen: 
„La declaration d’appel au nom du condamne€ ne peut 
&tre formde sans un mandat special.“ — Moria 
dictionnaire de dr. cr. vb. appel p. 
während zur Einfprache eine mündliche Erflärung an ben 
- das Eontumazialerfenntnig zuflellenden Gerichtsbiener ober 
eine einfache Signififation an den Siaatsanwalt, wozu es 
gleichfalls une eines mündlichen Auftrages bedarf, genügt: 
„En resume, le Code a facilite& au prevenu la voie 
de l’opposition, en lai permetiant de s’opposer au ju 
gement par une simple declaration, c’est-& - dire par 
une simple parole“. Repert. gen. du Palais, 
vb. jugement (mat. crim.) Nro. 138. Rs 
Hienach Tann man aber auch gewiß mit Recht behaupten, daß 
der Einfprah Fein eigentlihes Rehtsmittel fe; 
denn das’ Haupifriterium eines ſolchen it, daß die Sache 
dadurch an den höheren Richter devolvirt wird, was bei dem 
- Einfpruche nicht eintritt, vielmehr wird derſelbe Richter 
mit der Sache nochmals befaßt. In dem generalftaatsan: 
waltichaftlichen Antrage wird gleichfalls zwifchen devolutiven 
und nicht devolutiven Nechtsmitteln unterfchieden , und die 
lesteren jind ebendeshalb Feine eigentlichen Rechtsmitteln, 
weil ihnen die Devolutivfraft abgeht. 

Der Einſpruch hat viel Aehnlichkeit mit.dem in dem ge- 
meinen deutjchen Kriminalvechte gebräuchlihen Rechte der 
weiteren Bertheidigung; auch biefes kann nicht zu 
den eigentlichen Nechtsmitteln gezählt werben. (Vergl. Bb. 
1 ©. 445 u. 446 d. B.) Bei Regelung des Contumazial- 
verfahrens in geringeren Straffachen konnte man zwei Wege 
einſchlagen, entweber mußte man, wenn ber Angeſchnul⸗ 
digte bei der öffentlichen Verhaudlung nicht erfchien, tiefe 
andfeben, und eine neue Borladung erlafien, dann aber, 
wenn der Beichuldigte bei ber menerlichen Verhaudlungs⸗ 
tagsfahrt wieder nicht erſchien, mußte. ein, definitiver Mechte- 
kraft fühiges Gontumazialerfenutnig ergehen, wenn man bie 
Wirkſamkeit des Strafgeſetzes nicht laͤhmen wollte; oder 
mau mußte dem Befchuldigten, welcher bei der erſten Ver⸗ 

"Handlung wicht erfchienen war, es möglich. machen, ſelbſt 
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Naterielle der Anſchuldigung zu erkennen, obgleich dieſes in 
der Vorinſtanz nach erhobenen Einfſpruche nicht geſchehen 
war und nach Verwerfung des Einſpruches: aus formellen 
Gründen nicht geichehen konnte; denn der Art. 337 des 
SPS. ordnet im Interaſſe den Prozeßabkürzung zugleich Die 
Entſcheidung in der Hauptſache ia allen: Fällen an, : weile 
nicht ſpeziell quogenommen find, und mozu der vporliegende 
nicht gehörte. - 3 — 
Allerdings liegt in der theilweiſen Erlaſſung des appel⸗ 
lationsgerichtlichen Urtheiles auf Zulaͤſſigkeit der Berufung 





eis nened ordentliches Verfahren herbeizufuͤhren. Unſer Ger 
ſetz waͤhlte den zweiten Weg als den fuͤr die Beſchleunigung 
der Rechtspflege mehr entſprechenden, indem, wenn ber Des 
ſchaldigte fich dem in feiner Abweſenheit bei der erſten Ver⸗ 
handlung erlaffenen Brfenntiniffe unterwerfen will, es feiner 
‚weiteren Berhanblung mehr bebarf; allein die Möglichkeit, 
ein ordentliches Verfahren hexbeizuführen, war ihm gelaflen, 
nur daß man benfelben hiebei begünftigen wollte, geht ſchon 
daraus hervor, daß die Fri zur Ginlegung bed Einſpru⸗ 
ches Feine abfolnt yraclufive iß vielmehr beim Nad- 
weiſe yon -Hinberungaurfachen nach Art. 348 ver Ginfyp 
auch nah Ablanf der Friſt von 30 und beziehungsweife 
‚acht Tagen noch zugelaffen wird. Für bie Anmeldung bes 
Sinſpruches konnten die Beſtimmungen bes franuzoͤſtſchen Rech⸗ 
tes vicht — angenommen werben, Da wir namentlich 
das Inſtitut der Gerlchtsboten, wie es in Franfreich befleht, 
nicht haben, und es lag daher nahe, für die Anmeldung bed 
Minſpruches jene Formaltiäten ale Regel beizuhallen, welche 
für die Anmeldung der Berufung vorgefchrieben find, ohne 
damit ausſprechen zu wollen, daß jede Abweichung hievon 
den. Beriuft des an. fi begänftigten Nedtes, eine om 
‚ventlicde Verhandlung herbeizuführen , nach ſich ziehen ſolle. 
Bei der Einräumung dieſes Rechtes hatte der Gefetzgeber zu⸗ 
naͤchſt das Intereſſe des Angeklagten im Auge, und war 
eines ſolchen, der die Pflicht jedes Untexthauen, einer ge⸗ 
richtlichen | Bolge zu leiften, kennt, und dem es 
Ernſt it, dieſet dei der erfien Verhandlung — fet es and 
was immer für einem Grunde — verfäumten Pflicht 
‚bei der in Folge des erhobenen Einfpruches nothwendig ger 
worbenen zweiten Verhandlung der Sache wirklich nachzu— 
fommen, Wenn aber ein Befänldigter- fchon mit ber Ab 
fiht, auch bei der zweiten Verhandlung wieder nicht zu er⸗ 
feinen, den Einſpruch anmeldet, und fo mit den Gerich⸗ 
ten ein unwürdiges Spiel treibt, Tann dies dem wohlges 
meinten Geſetze nicht zum Vorwurfe gemacht werden. — 
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und auf den Uebergaug zur-Hauptſache eine Asredulariif 
indem ungeeigneter Weiſe in den⸗Erkenntnißſatz richt blos 
vorbereitende  Befchtüffe, Tonderm auch den Borfchriften Der 
Art. 320 und 323. d. StPG. entgegen die Freiſprichung 
von ber wsiprünglichen Beſchuldigung aufgenommen wurben, 
während derſelbe nur den Ausſpruch über Schuld und Strafe, 
dann. Koften hätte umfaffen follen; die Verletzung einer we 
ſentlichen Foͤrmlichkeit BR jedoch en nicht. N 
.. ° 
ad II. Ob eine den Strafgeſehen zuwiderlaufende Hunde 
fung vorfäßfich begangen worden, fowie die Frage, worauf 
der rechtswidrige Vorſatz gerichtet war, gehört nah Art. 1 
des Gef. v. 29. Aug. 1848. über die Abänderung “einiger 
Beftimmungen des I. Theiles d. StGB. vom Jahre 1813 
zur Thatfrage, deren Prüfung nad; Art. 12 des Geſetzes v. 
J. Juni 1848 über die Grundlagen der Gejehgebung dem 
oderften Gerichtshof als Kaſſationshof entzogen ift.:. 

Durh die yon bem F Appellationsgerichte feftgeeitte 
Thatfonge iſt aber die Anwendung des Art, 324 Th. I des 
SGB. auf die Handlung des Angefhuldigten geradezu aus- 
gefchloffen, vielmehr hierauf die Verordnung vom 22. Gebr. 
1814 über die Unterfuhung und Beſtrafung der geringeren 
torperlichen Mißhandlungen Art. U und I richtig engenen; 
det worden. | f 

ad IM. Nachdem der Angefchuldigte fe "der oentlichen 
Verhandlung in II. Inſtanz am 23. Febr. 1853 erfchienen 
war, und ſich nur am anderen Tage zur Berkunbung des 
Urtheiles nicht mehr eingefunden hatte, war nach Att. 359 
mit Bezug anf Art. 303, dann 206 des StPG. das Ur⸗ 
theil in oͤffentlicher Sitzung zu’ verkünden, die Yuftellung 
einer Abſchrift desſelben an den Verurtheilten aber gefeb- 
lich nicht geboten. Wurde dieſe dennoch augeordnet, fo 
kann aus dieſem dem Urtheile nachgefolgten Umflande eine 
Nichtigkeit desſelben niemals abgeleitet werden. 
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Aus den Sigungen der Schwurgeriähte 
Be ecfe Schwurgerichtsſtzung für Oberpfalz und 
Essen, vom Jahre 1853. 


1. 


— ge | Blifaseh Bleisner. von Sollbach wegen Brandfif: 
Grades in Konkurrenz mit einem ausgezeichneten 
Diamant and einem pollzeifih firafbaren Diebahl. *) 


Eliſabeth Gleixner, ledige Gütlerstochter, wohnt mit 
den wei jüngften ihrer drei außerehelihen Kinder und ihrer, 
wegen hohen Alters geiſtesſchwachen Mutter im Haufe der 


”) * vorliegenden Fan war “ Umßanb ein Grund gar Ber 
— einer kloßen Polizelühertretung au das Schwurge⸗ 
Er daß die WeBerfühtung der in ber et Gorunfeifadung dies 

fen. Hpinen Diebſtahl :Täugnenden Angetlagten riädfichtlich des⸗ 
ſeſben zugleich als Inzicht ückſichtlich der Brandſtiftung ans 

geſehen werben Fonnte. 

‚Häufig aber werben mit ſchweren Verbrechen auch ohne 
ſalchen Bufammerhamg ganz nuirebeutende Vergehen und Po⸗ 
Hartühesfretungen verwiefen.. Die Iehteren Tönen jedoch, 
wenn ber Angeklagte des fchweren Verbrechens ſchuldig bes 
funden wird, auf die Strafausmeſſung von keinem erhebli⸗ 
‚hen Einfſu Rufe” fein: und im Falle einer Sreifnrechung rück⸗ 
fichtlich des Verbrechens wird der erſtandene Unterſuchunge⸗ 
Arreſt Im ber Regel ale Strafe ber Fonturrirenden kleinen 

Nebertrefung angetenimeti werben Finnen. 
. .. Daber, — zwar die Rothelammern ver Kreise. und 
u —** (wett bei Ihnen noch ungewiß if, ob wegen 
des fchweren Verbrechens Anflage ſtatthat) im Valle fein, 
bie Berweifung ber Heinen Nebertretungen an das Appella⸗ 

. Honpgesiit mit auszuſvrechen, bagegen- dürften bie. Anklages 

. Tammern der — wenn anf Anklege wegen 

bes ſchmexen Perbrechens erlaunt wird, hie Berineifung ber 
bei derſelben Perſon lonkurrivenden Heinen Vsbertretungen 

— unterla ſſen. 

Ü fi dabei der Gerichtshof gegen dem Verdacht weh: 

, er Se er eimas überfehen babe, fo Tann die Ginftellung 
des Strafverfahrens wegen der kleinen Uebertretung in ber 
Grwäagung geſchehen, daß zwar Bemeife erhoben ſind, welche 

eine Verurtheilung erwarten laſſen, daß jedech bei dem kon⸗ 


— 
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Reſter'ſchen Eheleute zu Sollbach, da der Mutter das Woh- 
nungsreht darin zufteht und fie einen Kleinen — von 
Reſter bezieht. BE, an 

In der Nacht vom 14. auf den 15. Auguſt 1852 — 
des (Eva. Poppl ein. Stück, Leinwand, geſtothlen.Mittethar 
duch die Reſter'ſchen erfuhr die Beſtohlene daf die Gleiz⸗ 
ner die Leinwand befaß und holte‘ fie fich wieder, worauf 
jedoch die Gleixner, welche zufällig in das Haus der Pöppl 
fommend, die Leinwand auf dem Tifch Liegen ſah, Diele 
wieder hinfiber in ihre; Der ‚Steiner Wohnung frug. Die 
Poͤppl wandte fih nun an den Bruder der Gleijrner, durch 
welchen ſie die Leinwand mit Ausnahme einer bereits von 
der Gleixner zum Ausbeſſern von Kinderhembden verwendeten 
Elle derfelben abermals zurüderhielt. Diefe letztere Rüd- 
gabe wurde als thätige Neue angenommen, fo daß der Dieb- 
ſtahl nur noh 18 — 20 kr. — den ze 2 —— 
ten Theiles — betrug. 

Am 24. Auguſt, Abends jejen 6 uhr, tam der 
mit Brettern verſchlagenen verſperrten Abtheilung des Haus- 
bodens des Andreas Nefler Feuer aus, indem eine bortfelbfl 
‚geftandene, mit Flachs gefüllte. verfperrte Truhe, zu welder 
der Schläffel in einer dancben gehangenen ledernen Taſche 
fich befand und daher Am a finden ‘war, von innen in 
Brand gerieth. 

Der ledige Inwohner Johann Neifinger, welcher eben 
vom Walde nah Hauſe ging, fah. den Rauch durch das 
Dach des Haufes aufſteigen und machte den Bauern Engel- 
hardt ——— am dem er Be eu darauf auf 





kurrirenden mit Zuchthaus ie Höheren GSiefen dedrohten 

Werbrechen die kleinere area feinen erheblichen Cin⸗ 
flaß auf die Strafbarkeit des Augeklagten habe. 

Dei bloßen Pollzetübertretungen iſt es Werdies zweifelhaft, 

ob deren Verweiſung an das — —— g een an zu⸗ 

Affe if Art. 52 N 63 des StPG. 

ſprechen am von Verbrechen und ergehen : der ar 

- 246 kann gegen eine verneinende Beantwortung ber aufge⸗ 

en Frage un angeführt werben, da er ch aus Akt. 
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unerkſam, worauf fie beide dem Haufe zueilten. Sie begeg⸗ 
neten hiebei, ungefaͤhr 200 Schritte Davon entfernt, der Barb. 
Gleigner, Mutter der Angellagten, welche. auf die Anrede: 
„Bei euch brennt es ja’ antwortete: die Reſterin werde etwa 
eingeheizt haban, und: ruhig ihres Weges ging. 5 

In einer Entfernung von etwa. 150. Schritten fahen Re 
die Angeklagte felbſt mit ihrem’ jüngften zwei Jahre alten 
Kinde, eine Kürbe anf. dem Rüden und eine Geis mit ſich 
führend, auf den dem Meisr'ichen: gan öffich zunaͤchtt ge⸗ 
legenen Hutberg zugehen. 

Sie fanden im Hofe das ſechejahrige Mädchen ber. Eliſ. 
Gleixner, die Hausthür offen, die Stubenthuͤre aber verkchlef« 
fen, indem der Drüder abgezogen war; in der Stube hör⸗ 
ten fie. das einjährige Kind des Andr.. Reiter weinen. Da 
anıh die Bodenabtgeilung verſchloſſen war, ſo riſſen fie ein 
paar Bretter vom Verfchlag weg, und gelangten To in die⸗ 
felbe. Sie fanden hier eine verſperrie Truhe, auf welder 
Kteidungskäde lagen, und. aus welder eine Maſſe Rauch / 
auf der Bodenfeite aber bereits das belle Feuer drang.: Die 
Truhe fand ganz nahe am der: hölzernen Glebelwand, jo 
daß ihr Deckel nur 2%. Schuh vom Firballen, und % 
vom Legichindeldache entfernt war, und neben ihr lagen 
noch 3:— 4 Schillinge ungeheihelten Flachſes, der — 
zu 30 Handvoll gerechnet. 

Der Augenfcheit ergab an der, an in ve: offentlichen 
Sitzung vorgeſtellten Truhe, dag das Feuer im Inneren der⸗ 
ſelben angezündet fein: mußte. Die inneren. Wände der 
Truhe waren zum größeren Iheile verkohlt, ebenin der Bo⸗ 
den der Truhe, am ſtaͤrkſten auf ber linken ‚Seite, und hier 
war eine. Stelle, wo zwiſchen zwei aneinander gefügten Bret⸗ 
tern in der. Breite mehrerer Zolle. ein Loch in. den Boden 
gebrannt war, und wo nach Angabe. der Zeugen das Feuer 
auch von außen ſichtbar war. Die Enge hatte. offenbar einen, 
wenn auch ſehr ſchmalen Spalt gebildet,‘ durch den auch die 
Luft zur Nahrung des Feuers eindrang, welches ſonſt nach 
Dem Schluſſe des Truhendeckels hätte erſticken müflen: | 
Dem Hauſe hatte ſich das: Fener wirgends mitgetheift 


Sie beeilten fig daher; hie. brennende Aruhe Aber: dis 
Bodenſtiege hinab in das untere Hausſistz zu. bringen, we 
He die Bodenbretter theilweife adriffen, und den in der Truhe 
befindlichen Flachs, welcher brannte, und nuch ungehechelt, 
wie er von der Breche kommt, jedocht in Schillinge: grordae 
war, herausrißen und: ablätchten .. Sehechelten Flachs fan- 
den fie nicht in der Truhe. Ungeführ..eine.. Bitrtelkunde 
nad ihnen kam auch Die Eliſe Gleizner und war, nachdem 
fie. ihre Geis im Hofe angebunden — beim Loſchen se. 
bilflih, wobei fie äußerte: 

Sept find ale. zwei fort, und es Bunt geißen, id 
odet meine Mutter hätten angezäindet;”.: „die Refterin hat 
aber heute gebaden, und das Brad er den Boben getras 
gen, bat fe etwa gar eine Kohle auf den Boden. Hinaufges 
bracht?" Der fpäter. angelommeuen Magd. Reſter, weide 
nach ihrem in der Truhe. gelegenen 18 —. 20 Meuſen ıgex 
hechelten Flachſes fragte, antwortete fie, „Solche feien ver⸗ 
brannt, und.die Iohanne Reißinger habe einen ganzen. * 
derlei verbrannten Flachſes hinausgeworfen.“ 

Dad Suchen der. Magd. Reſter und Anderer nach dem 
fetben war jedoch vergebens, on ſich feine ae 
Flachsreuſen vorfanden. 

Am Tage nach dieſem Brande fand bie 14 jägrige, bei 
dem Nachbarn Nefft dienende Urſula Kraus VBotmittags am 
Hutberge in einer Haſelnußſtaude unter Diem Laub und Ge 
ſträuch verborgen, einen in eine alte: :blaue Schürze; einge 
widelten Bad; welchen fie auf Geheiß ihrer Dienſtfrau nach 
Saufe trug. Als er won dieſer geöffnet wurde, fanden ſich 
18 Reuſen gehechelten Flachfes, welche Magd. Reſter für ihr 
Eigenthum als aus der in Braud gerathenen Truhe ent⸗ 
wendet, erkannte. Die Schürze, im. welcher ſie eingebunden 
waren, erkannte die Wittwe Eva Büppl als diejenige, welche 
fie.am 13. Aug. 1852: der Bil. Gleigner, als fie bei ihr 
un Wafchen war, geliehen, und nicht mehr zurüdgefordert: 
hatte. Am nemlichen: Tage, an welchen der. Flachs in der 
Haſelnußſtaude gefiinden wurde, Rahm: zwifchen 1. und‘ 
Ur, beobachtete Unſula Kraus die Eliſ. Bleiguer, welche mit 
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2 Kindern, eine mit Reisholz gefüllte Kürhe auf dem Ra- 
den, über der Hutberg daher kam, unmeit dee Haſelnu⸗ 
ſtaude, in welcher jene Vormittags den Pad gefunden hatte, 
ihre Kürbe niederſetzte, zur erwähnten Staude Singing und 
hineinſah, wie wenn Be. etwas. ſuche. 

- Die Bodenabtheilung, aus welder der Flachs entwen⸗ 
bet wurde, war mit einem Vorbängſchlößchen verſperrt, mit 
der unter ihr Pefindlichen Schlafkammer der Reſter'ſchen Che⸗ 
leute aber durch eine in der Dede derſelhen angebrachte Oeff⸗ 
nung, zulemmanhitgend, duvch welde man ohne Schwierig⸗ 
keit gelangen 'Tonnte, indem das Hinaufſteigen durch auf 
eine Seitenwand aufgelegte Bretter erleichtert war. 

Die Ihür von der Wohnftube in die Schlaffammer war 
offen, die ‚Stubenthüre durch Abziehen des Drückers ver- 
ſchloſſen; den Brüder haste Magdal. Reſter bei fi. 

In Abwejenheit der Magd. Nefer konnte man zu ber 
Truhe ‚nur dadurch gelangen, daß eine von den beiden ver⸗ 
ſchloſſenen Thüren, entweber die der Stube, oder die der 
Bodenabtheilung, mit ‚einem Inſtrumente oder auf andere 
unerlaubte Art: gedfinet ward. 

- Der gesichtlicde Augenſchein hat Kasten: dag die Thüre 
Dex Reſter'ſchen Wohnitube, wenn der Drüder abgezogen 
it, nicht blos durch ein an das Drüderloch paflendes vier- 
ediges Stüd Eijen oder Holz, fondern auch dur -Aushe- 
ben der Thür aus den Angeln, und noch Jeidyter durch Auf⸗ 
dyüden an der oberen Thürleifte und Nachheben am Thür⸗ 
knopfe, wodurch Die Thür aus dem Falze gedrängt und die 
Valle aus dem Schließhacken ‚gehoben wird, geöffnet werden 
fann. 
.  . Die: 6 jährige Tochter der Angeklagten, die Margaretha 
Gleixner hat, wir die Magdalena Reſter und deren 10 jährige 
Tochter Anna Reſter deponiren, zu ihnen gefagt, daß fle 
mit angefehen habe, wie ihre Mutter die Stubenthür der 
Reſterin aushob, und von dem Boden. in einem Schurze 
Blachereufen herabbrachte und zwar an dem Tage, an dem 
das Feuer“ Auskamm. Der Sthurz ‘jet von der Soffengoth 
( Hauſname der Eva Map); die Mutter fei. dann. mit der 
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Geld, dem Meinen Mädl Barbara und: der Großmutter 
fortgegangen. Sie habe diefelben bis zum Bache begleitet, 
und fei dann in-ihre Wohnung zurüdgelehrt. Den su 
habe die Mutter auf den Hutberg getragen. 

Margaretha Gleixner felbft war unter Anwendung Vor 
Art. 134 vom 10. Nov. 1848 zur öffentlichen Verhandlung 
geladen, aber nicht erfchienen, es wurde. daher ohne Ein- 
wendung von itgend einer Seite angenommen, daß fe ſich 
des Zeugniſſes entſchlage. *) 

Die ganze Habe der Gleixner'ſchen Familie ug der 
etwa 3 fl. werthen Geis war nur auf 2 — 3 fl: geſchätzt, 
fo daß die Geis das Aberwiegend koſtbarſte Stück ihres gan⸗ 
zen Vermögens war. 

- Elif. Gleixner laͤugnet die Brandiegung und den aus⸗ 
———— Diebſtahl. Den Diebſtahl bei der Pöppl hatte 
fie in der Vorunterſuchung geläugnet, im Praſidialverhör 
aber und bei der öffentlichen Verhandlung einbefannt. 
2 Die Stantsbehörde (vertreten. vom E. Oberflaatsanwalte 
Schauer) ſtellte Scheu wegen der Entdedung des Diebſtahls 
bei der Pöppl und das Beftreben, den Flachsdiebſtahl da> 
durch zu verheimlichen, als Motiv zu Brandſtiftung dar, 
wies das Sneinandergreifen der aus Vorſtehendem ſich er⸗ 
gebenden Indizien ns und ns bie — in al⸗ 
fen Punkten. | 

' Die Bertheidigung (geführt von Nechtsyt· Sicher) 
machte geltend, daß der Verdachtsgründe zu wenige and 
dieſe zu ſchwach und entfernt ſeien, um die Angellagte 
*) Diefes auf der Zeugentifte fiehende Kind if) wie erwähnt, 
erſt 6 Fahre alt. Bei der Allgemeinheit der Vorfchrift des - 
Art. 134 glaubte man, denfelben dennoch 'in Anwendung 
bringen zu müſſen; denn daß unter dem darin genannten 
„Zeugen'“ auch bloße Ausfunftsperfonen verflanden werben, 
:- dürfte nad) Art. 141 Abſatz 6 nicht zu bezweifeln ſein. 
F Das Verlangen, daß ein Kind ſo unreifen Alters über die 
Ausübung eines, in feinen Folgen möglicher Weiſe fo wich— 
- —  Hgen’ Rechtes einen Entfchlng fafle, tft indefien fo unnatür⸗ 
fi. lich, daß bei der Reviſion der Gefebgebung wohl zu erwä⸗ 
gen fein dürfte, ob es nicht befier wäre, FHleinere Kinder, 


(etwa bis zum zurüdgelegten 11. Lebensjahre) als Zeugen 
gegen ihre näheren Verwandte —— auszuſchließen. 
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der Brandlegung und des ausgezeichneten Diebſtahls für 
ſchuldig erachten zu können, insbeſondere die. zur Brandfif- 
tung zweiten Grades erforderliche Abſicht nicht erwielen fei. 

Den Geſchwornen wurden drei Fragen vorgelegt, von 
denen. die erſte auf die Branblegung, bie zweite auf den aus⸗ 
gezeichneten Diebfinhl, die dritte auf die poligeilich Rrafbare 
Entwenduug. lautete. *) 

Sämmtliche Fragen wurden mit Ja beantwortet. 

Der Schwurgerichtshof erfannte nach dem Antrage des 
k. Oberflaatdanwalts auf et für die Dauer von 


eqtiehn mn 
Zr 


Auflage gegen a. Schreglmann von Aönigflels wegen zweier 
neter Diebſtaͤhle, auch dem Betrage nach Verbrechen 
und beſonders erſchwert. 


Eine Sache ohne befonderes Intereſe für die Publi⸗ 
zität. Ein Dienſtknecht, fonft vortrefflih beleumundet und 
bei Jedermann beliebt, Hatte fh einen ihm vwiderfahrnen 
DEREN, deſſen nn nicht entdeckt wurde, jo zu Herzen 


*) Die Frage ſte llung beim Diebſtahl mit el er thaͤti⸗ 
ge Rene Hat unter Umſtaͤnden eigenthümfiche und 
elten. Wo mehrere einzelne Sachen geftchlen und einige der⸗ 
felben zurüdgegeben wurden, Tann bie Grage auf bie Beſitzer⸗ 

greifung ber A er befchranit werden. Wo aber, wie 

m vorliegenden Fall, eine einzige Sache entwendet und von 

r dann ein Theil er abgetrennt wurde, wäürbe eine ſolche 

‚- Beichränfung zu ungenau Ku um vor dem Art. 231 Rro. 
Y2 befteßen se Fönuen. Anf fnrtive Befigergreifung des Gan- 
. zun barf aber die. Frage nicht gefellt werben, weil, fo weit 

. . Be lan erfolgte,. gar Feine Unterfuchnng vom 

a attet if. 

Darum wurde de Frage gefellt: „IR ıc., daß fe am ıc. 
es der x. eigenih gehoͤrendes Stück Leiuwand zu ſich 
nahm und, während ſie den übrigen Theil dieſer —R 
ohne rechtwidrigen —* eines Dritten, ehe ſte in Un⸗ 
..> terfucheng gezogen: wurde, zurückgeben ließ, eine Elle davon 
u Hr u. ohne Einwilligung der Berechtigten eigenmädh- 


ur 


in Ihrem Befike behielt, um biefelbe rechtswidrig ale 
genihum zu Haben?” 
Ein Einwand hiergegen wurde nicht erheben: 
Sitzungeberichte Bd. V. Heft 1. 7 
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genommen, daß er den nerzweifelten Entſchluß fapte und 
ausfüsrte, fid am Eigenthum feiner Dienffran, bezichungs- 
weife ihrer Töchter ſchadlos zu halten. Es Hanbeite ſich im 
Weſentlichen um die oft bagewefene Frage, ob der Dich ge 
wußt, daß er verfihiedene Perſonen beſtehle. Die Geſchwsr⸗ 
nen nahmen an, daß er dies nicht gewußt und darum mur 
Einen Diebflahl begangen babe, worauf Schreglmann su 
fünfjäßrigem Arbeitsgaus verurteilt wird 

| 2 | | 
Auflage g enge n Michael Schmalzreich, verwittweten —— 

von leif, wegen nächſten Verſuchs des Verbrechens der 

Braudſtiftung erften und hoͤchten Grades. 

An dem Haufe bes Sebaſtian Wetninger d. ä. zu Schleif 
welches diefer mit feiner Familie und” einer Herbergerin, 
Sranzista Gül, bewohnt, wartete am 16. Auguſt 1852 
Abends 10 Uhr der in Plößberg dienende Johann Schmalzl 
anf die Franziska SAL. 

Mährend er fo wartete, bemerkte er einen Bann, der 
lediglich mit dem Gemde, einem Militärmantel und einer 
Zipfelmüge bekleidet von dem Haufe des Jof. Grüner, wor - 
ſelbſt Mid. Schmalzreih wohnt, herkam, und, indem Joh. 
Schmalzt fih hinter der offenſtehenden Sartenthür, Die in’s 
Sreie führt, verkarg — fi in den Garten in ber Richtung 
gegen den Hier an das Haus angebaufen Ziegenſtall begab, 
alsbald, aber wieder ſchnellen Saritis in das If, rüner- 
ſche Haus zuruͤcklehrte. 

In dieſer Mannsperſon erkannte Joh. — ſofort 
mit Beſtimmtheit den. M. Schmalzreich, der, wenn er zu 
Haufe iſt, einen Solbatenmantel und eine gifeimbbe zu 
tragen vilegt. — Michael Schmalzreich iſt 73 Jahre alt, ver⸗ 
moͤgenslos, ſteht wicht im beſten Rufe und war damals ganz 
ohne Arbeit und. Verdienſt, 

Kurz neh Cutfernung der erwähnten, Mannoperſon nahm 
Joh. Schmalzt den Geruch eines brennenden Lumpent wahr, 
was auch die nunmehr Kerbeigefommege Franziska Gü roch, 
welche alsbald auch in Gemeinſchaſt mit Johann Schmalzi 
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unter dem mit Schindeln gebeten Dache des an das Haus 
des Weininger angebauten Stalles auf der da aufgefchichter 
nen Rechtſtreu eine Beuerflamme erblidte, auf die fie fofort 
zuellte, und das euer, bevor es von den Brandmateria- 
Uen dem Gebäude oder der Rechtſtren mitgetheitt wurde, be⸗ 
feitigte. 

Die Brandmeterialien befanden aus einem ‚brennenden 
leinenen Lumpen, und mehreren darin eingewickelten bren- 
nenden Zündhölzchen und wurden erft in dem Wohnzimmer 
des Sch. Weininger sen., wohin fie alabald gebracht wur: 
Den, vollends geldicht. 

In derfelben Naht war Michael Schwalzreich die einzige 
Mannsperjon, die fih in dem Haufe des Joſ. Gräner auf- 
hielt, und konnte folder laut den Angaben feiner Hausge⸗ 
noſſen dasselbe unbemerkt verlaffen, da er deflen unteres 
Zimmer allein bewohnt, und darin J— abgeſonderte Schlaf- 
ſtaͤtte hat. 

Da außer dem Umſtande, daß der Angeklagte eine Per⸗ 
ſon iſt, zu der man ſich des in Rede ſtehenden Verbrechens 
wohl verſehen kann,“) der ganze Schuldbeweis hauptſächlich 
auf Schmalzl's Ausſage beruhte, fo ging das Hauptbeſtre⸗ 


8 Diefer —* — unter Anderem auch barand geſchloſ⸗ 
ſen, daß Schmalzreich bei einem Braude zu Schleif im Jahre 
. 1888 A verbächtig benommen hatte. 
Damals waren. bie durch den Brand Beſchaͤdigten Si⸗ 
. mon Stelzl und Adam Leiß polizelich vernommen wor⸗ 
den. Letzterer wurde auch in ber über obigen Brandſtiftungs⸗ 
verſuch geführten Borunterfachung ald Zeuge vernommen und 
zu der öffentlichen Verhandlung vorgelaten und erſchienen. 
Stelzt hatte bei feiner polzeilichen Vernehmung im Jahre 
‚1838. einige Angaben gemacht, welche im Sufaminenhalt mit 
ben ‚neueren Angaben des Leiß Berdacht auf Echmalzreich 
werfen. Bor Anfertigung ber Zeugenliſte erfundigte ſich des 
wegen bie Staatsbehoͤrde, ob Stelzl nody lebe, wao verneint 
wurde, worauf der Staatsanwalt unterließ, den Stell auf 
Yes Bengenäifte zu feßen, aber bei feiner Beweismittelanzeige 
uwmnter anf die vom F. Landgerichte Zirichenreuth er⸗ 
Racrigt über —2 Tod und auf den Grund des Art. 
166 des StPG. v. 10. Nov. 1848 beantragte, das Protokoll 
hber dia Ausfagen des Gielzl aus den Alten des k. Landgerichts 
Tirſchenronih com Sahre 1833 als Beweismittel gu verlefen, 


7* 
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ben des läugnenden Angeklagten dahin, biejen Zeugen: zu 
verbächtigen, was jedoch nicht gelang. 


eventuell wenigſtens den Angeflagten über feine Sinwiliigung 
zu diefer Berlefung zu befragen und bei deſſen Zuſtimmung 
die Berlefung anzuordnen. Da die Bertheibigung diefen An« 
trägen entgegentrat, fo faßte der Gerichtehof Beſchluß, durch 
welden er — Be 
in der Erwägung, daß dad dur das StPG. v 10. Nov 
1848 eingeführte Strafverfahren im Abfcgnitte der öffentli⸗ 
hen Berhaudiung einen Beweis durch Schriftküde wur in 
fo weit kennt, als dieſe SchriftRüdfe entweder, wie 3. 2. 
die Anflagefchrift und die Vorlabungabefcheinigungen, fi auf 
das Berfahren ſelbſt beziehen, ober als Heberführungdges 
genflände dienen, oder Aufzeichnungen über den — 
oder Gutachten von Sachverſtaͤndigen enthalten; — daß ins⸗ 
beſondere die Ausſagen von Zeugen, ſelbſt mit beſonderer Ein 
willigung des Angeklagten, nur dann als Beweismittel verle⸗ 
fen werben dürfen, wenn bie Zengen in der Borunterfuchung 
vernommen worben find und wenn file als ausgeblichen zu 
betrachten find; — i. d. E, daß Simon Stelzl weder in. bier 
‚fer, noch überhaupt in einer firafrechtlichen na 
beeidigt, fondern in einem Afte der Sicherheitäpolizeibehörbe 
uur mit Handgelübden verpfichtet, vernommen wurde, — 
i. d. E., daß auch nur derjenige Zenge als auegeblieben be⸗ 
trachtet werden kann, der auf der Zeugenliſte verzeichnet war, 
da alle Perſonen, welche als Zengen im öffentlichen Ver⸗ 
fahren dienen follen, anf der Zeugenlifte fliehen müffen; 
i. d. E., daß hievon auch der von der GStaatsbehörbe ange⸗ 
führte Umfland nichts ändert, daß zur Zeit der Anfertigung 
der Zeugenlifte der Tod des ©. Eielzl bereits aftennäßig war, 
indem nah dem Prinzip des Anflageptozeffed auch in einem 
foldden Falle die Benennung des Zeugen im Verzeichniſſe ge⸗ 
fgehen muß, damit der Angeklagte feine Beriheidigung auch 
hiegegen richten faun; — wach Auficht der Urt. 128 Abſ. 
2, Art. 129, 165, 166 m. 367 9» 10. Nov. 1848 — bie 
"Anträge der Stoatebehörbe verwarf. 

Dennoch Famen die fraglichen Ausſagen Tnäter zur Verle⸗ 
fung. Benge Leiß vepontrte über Umſtände, über welche auch 
Stelzl * 1833 vernommen worden war und ber Ange⸗ 
Hagte ſelbſt brachte Verhältuiffe zur Sprache, woräber auch 
Stelzl deponirt hatte. Nun war von einer ng bes 
Etchl nah dem Gange, welden bie Verband 
Inng geuommen, Mufflärmg zu hoffen, St. Eonnte 
auf die Fraft diefretionärer Gewalt aeg Nie 
ausgeblieben betradjtet werben, wobel auf die’ fr 
Abhornng nicht weiter ankam. 

Anf Antrag der Staatsbehörde, dem nun die Vertheibi⸗ 
gung nicht weiter entgegentrat, wurde daher die Berlefung 
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Außerdem handelte ee fih darum, ob zur kritifchen Zeit 
die Einwohner von Schleif im Schlafe zu liegen pfle- 
gen. Nah den Zeugenausjagen ift 10 Uhr dort zu jener 
Jahreszeit Die Stunde, zu der die Leute gewöhnlih zu Bett 
geben. 

Die Geſchwornen erfannten hiernach den Angeklagten 
nur des nächſten Verjuches zur Brandfliftung zweiten Gra- 
des für ſchuldig und der Gerichtshof verurtheilte ihn zum 
Zuchthaus auf 10 Jahre. 


4. 
Yullage gegen Ichaun Schannerl, Iedigen Dienftfnecht von Waffen- 


brunn, wegen fünf ausgezeichneter Diebflähle und eines Bere 
fuches tes gleichen Verbrechens. 


Dieje zwei Tage währende Verhandlung bot nichts Bes 
merkenswerthes, als die große Frechheit, mit der die oben- 
bezeichneten Verbrechen von dem einige Wochen zuvor aus 
einer Strafanftalt entlaflenen Diebe in dem furzen Zeit» 
raume von faum vierzehn Tagen verübt wurden, und die 
noch viel. größere Frechheit, mit welcher der Angeklagte ſelbſt 
da läugnete, wo er, auf der That ertappt, von Augenzeu- 
gen auf das Entſchiedenſte überführt war. 


———— 5. 
Anklage gegen Barbara Frank von Doͤllwang wegen Kindsmordes. 


Der nachftehende, mit gefehlicher Beſchränkung der Def 
fentlichkeit verhandelte Fall ift wegen der eigenthümlichen 
Todesart des ‚gemordeten Kindes intereffant. 

Die Gütlerseheleute Iofeph und Maria Anna Brant 


in Anwendung des Art. 141 angeorbnet, jebody nicht, - 
die Geſchwornen taranf aufmerffam zu machen, bag fie d 
zu verlefenden Antfagen mit befonberer Behusfamkfelt zu 
würdigen hätten, da St. bei feiner Vernehmung nicht beei⸗ 
digt war und auch bei perjänlicher Vorführung nicht hätte 
beeibigt ‚werben ‚dürfen. 
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zu Döllwang, welche bei jeher befchränkten Bermögensver- 
hältniffen mit einer zahlreichen Bamilie gefegnet find, fahen 
fich genöthigt, zu Lichtmeß 1852 ihre Tochter Barbara, 29 
Sahre alt, welche einige Jahre auswärts gedient hatte, nad 
Hauſe zu berufen, weil der Mutter, die fi wieder in ge 
fegneten Keibesumftänden befand, die alleinige Bührung des 
Hausweſens zu jchwierig wurde. 

Barbara Frank, welche früher rine ganz ordentlicke 
Aufführung gepflogen hatte, war, während fie außerhalb des 
elterlihen Hauſes diente, mit einem Schuhmadhergefellen be⸗ 
fannt geworden, dem fie auch einige Male, insbefondere um 
Lichtmeß 1852, den Beiſchlaf geftattete. Während ſich nun 
Barbara Frank zu Haufe befand, merkte fie das Ausbleiben 
ihrer monatlichen Reinigung, fuchte jedoch ihre Mutter da- 
rüber zu täufchen, was ihr auch gelang; fowie fie auch fpä- 
ter, als das Gerücht von ihrer Schwangerfhaft zu ihres 
Baters Ohren Fam, diefen ihren Zuſtand ihren Eltern laͤug⸗ 
nete und verheimlichte, welche ihr auch, da ihr Leib nicht 
auffallend an Umfang gewann, Glauben fhhenkten. 

Als Grund der Verheimlichung der Schwangerſchaft 
gibt Barbara Frank die Furcht vor Mißhandlungen Seitens 
ihres Vaters an, von dem es bekannt iſt, daß er ein ſtren⸗ 
ges Hausregiment führt, und namentlich ſeiner Tochter Bar⸗ 
bara, wie ſeinen Kindern überhaupt, wenn eines von ihnen 
zu Fall käme, mit ſcharfer Zurechtweiſung öfters drohte. Es 
konnte jedoch nirgends erhoben werden, daß Frank früher 
gegen feine Kinder das Züchtigungsrecht auf eine das land⸗ 
techtlihe Maaß überſteigende Art ausgeübt habe, und auch 
die Angeflagte konnte nichts derartiges angeben. Doch if 
bergeftellt, daß Frank, als er kurz nad der Entbindung der 
Angellagten diefe und den Tod des Kindes erfuhr, feine 
Tochter mit einem Stode ſchlug. 

Nachdem Barb. Frank die Kindesbewegung in ihrem 
Leibe ſchon feit einiger Zeit verfpürt hatte, flellten fih bei 
ihr am 15. Okt. 1852 Nachmittags die Wehen ein, durd 
die fie fih jedoch vom Streurechnen nicht abhalten ließ. 

Am 16. Oktober 1852 war fie vom frühen Morgen an 
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mit Brobbaden beichäftigt, begab Ach jedoch, da die Wehen 
tmer flärker wurden, gegen Mittags in ihre Kammer, die 
fih auf dem Heuboden befindet, fand indeg bald wieber auf, 
sing in dad Haus hinab, von wo fit jedoch bald "wieder in 
ihre Kammer zurücklehrte. | 

Dies Alles ging vor fih, ohne dag Barb. Krank ihren 
Angehörigen ober einer dritten za darüber Mittheiluns 
fungen machte. 

Als nun Anna Fraut FF um bie Mittagszeit nad 
ihrer Tochter Barbara umſchauen wollte, und deshalb ihre 
Kammer betrat, fah fie ſolche gerade wor dem, dDurdh dieſelbe 
in ſchräger Richtung durchgeführten Kamin hervortreten, und 
nahm fofort auf dem Boden der Kammer ein meugeborenes 
Kind wahr, das fie alsbald in ihre a Bay und in 
ihr Haus herabtrug. 

Dieſes Kind athmete, wie Anna Frant in det Vorun⸗ 
terfuhung eidlich angegeben, noch, jeboch nur fihwer, und 
zwer durch die Nafe ſchnarchend, hatte im Geſicht und am 
Kopfe  Häderlinghalme hängen, und wurde, nachdem ihm 
Maria Anna Frank die Nabelichnur unterbunden hatte, won 
det alsbald herbeigernfenen Hebamme Regina Obtz von Dolb⸗ 
wang noch mit der. Nothtaufe verjehen, verfchieb aber ſogleich 
auf. den Armen ber letteren nach ein paar ſchweren Athem⸗ 
jügen. Die Hebamme nahm auch noch wahr, daß fih am 
Halfe des Kindes ein Meiner Riß, durch welchen etwas we⸗ 
niges Blut drang, befand, und daß dem Kinde, während fie 
es. reinigte, Blut, jeboch nur —————— aus dem Munde 
fieß. 

Die gerichtliche äußere Befichtigung bes von der Barb. 
Grant, als das von ihr geborene, anerfannien Kindes, bat 
folgende -anffallende Erfcheinungen datgebuten. - 

Das Kind, weiblichen Gefchlehtes, von defien Zunge 
nichts zu ſehen war, Batte an der Kopfhaut gegen das Hin⸗ 
terhaupt zu, am rechten Mundwinkel, am Kinne, am lin⸗ 
ten Unterklieferknochen, am Sale, insbejondere auch in bei 
Nähe dee Kebllopfes und der Luftröhre, dann an der hin⸗ 
teen. Srite des Hulfes möhrere. Blutunterlaufungen, ebenfs 
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auf der linken Seite der Bruſt am Schlüſſelbeine, am 
vorderen Theile ber linken N an’ er 
und am Bauche. 

Be de in..gefeblicher Forn gepflogenen Settien des 
Leichnames zeigte ſich insbeſondere die Haut, welche die un⸗ 
tere Flaͤche der Zunge bekleidet, vom Zungenbaͤndchen an 
größtentheils his auf die Zumgenwurzel getrennt, die Zunge 
umgefhlagen, und dadurd fo in die Rachenhöhle hinunter» 
gebracht, daß die „dere Flaͤche desjelben auf dem Eingange 
der Luftröhre auflag, und auf biefe Urt den Zutritt dex 
Luft zu den Athmungsorganen abſchloß. 

Der k. Gerichtsarzt Dr. Schmeldher von Neumarkt er» 
örterte nun in einem: wohlmotisirten Gutachten, dem ſich 
in Haupt⸗ und Nebenjachen auch der auf Antrag der Aus 
geflagten zur öffentlihen Verhandlung geladene k. Kreis⸗ 
und Stadtgerichtsarzt Dr. Ludinger von Amberg anſchloß, 
dag das Kind der Barb. Frank ein neugeborenes war, dag 
es nach. der Geburt gelebt habe, daß es. ein vollkommen 
ausgetragenes, reifes und lebendfähigee Kind war, daß es 
den Erfidungstod geftorben fei, was fich bei der Leichenöff⸗ 
mung durch die unzmeidentigften Zeichen fund gegeben habe. 
Er that insbefondere dar, daß feine der übrigen vorgefun⸗ 
denen Berlegungen als Todesurfache. gewirkt Gaben Tanne, 
fondern daß der Erſtickungstod gewaltſam dadurch herbeiges 
führt worden fei, dag der Zutritt der Luft zu den At 
mungsorganen abgefperrt ward. Diefe Abſperrung ſei ins» 
deffen nicht plößlich geichehen, fondern das durch die Verletz⸗ 
ungen und das Zurüdichlagen der Zunge bewirkte An—⸗ 
fhwellen derfelben habe den anfangs nur. befihränkten Luft⸗ 
zutritt zuleßt vollends gehindert, woraus ſich erfläre, daß 
das Kind erft ungefähr eine Biertelftunde . der Bere 
letzung geftorben fei. 

Die Barb. Frank ſei zur Zeit der Geburt in keinen aufge⸗ 
regteren Zuſtande geweſen, als in welchem andere Gebaͤrende 
ſich befaͤnden; — und der Kerr Gerichtsarzt Dr. Lndin« 
ger fügt noch bei, daß allem Anfcheine nady bei dem Moxbe 
dieſes Kindes mit einer gewiſſen, nicht zu verkennenden Plau⸗ 
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mäßigtert verfaßren worden ſei (Beibe Sachverſtaͤndige hate 
ten mit Zuſtimmung der Staatsbehörde und der Angellagten 
der. Vernehmung der Frank und der Suhl: der Zeugin Gh 
beigewöhnt.) . 

Barbara Frank, an der bei ihrer: am 19. Of. 1852 
vorgenommenen körperlichen Unterfuchung alle Zeichen einer 
jüngft erfolgten Geburt Yorgefunden worden waren, hat 
dann auch fomehl in der Borunterfuhung, als bei der öffent« 
lichen Verhandlung die abfichtliche Tödtung ihres Kindes ein⸗ 
befannt. Hinter dem Kamine ftehend, habe fie das mit ber 
Nachgeburt aus ihrem Leibe gejchoffene Kind mit der Tinten 
Hand am Halfe gefaft,. vom Boden in bie Höhe gehoben, 
um es zu erbrüden; ſolches auch etwa ein Vaterunferlang 
in der Höhe gehalten, ohne e8 ſehr ſtark zu drüden, da fie das 
Kind wieder „gereut“ (fie wieder Mitleid mit ihm gefühlt) 
habe. Hiebei Habe das. Kind geathmet und ‚gezappelt. So» 
dann habe fie in der Abfiht, das Kind umzubringen, ein 
in der Kammer gelegenes Stück eines Spanes genommen, 
und mit deifen ſpitzigem Ende dem Kinde ein paar Stäße 
auf den Hals verfebt, jo daß es etwas biutete, und-als fie 
ihre Mutter. über die Stiege Habe herauffommen Kören, das 
Spastrumm fallen laſſen, mit dem: Zeige- und dem Mittels 
finger der rechten Hand dem Kinde tief inden Mund hinein- 
geſtoßen, damit es nicht mehr fchnaufen Tönne, und „eher 
gar bekomme“, und ſolches fodann wieder auf den Voden 
hingelegt, wo es von ihrer Mutter fogleich gefunden worden, 

Weber die Motine zu der gräßfichen That gab die An— 
gellagte bei der. Verhandlung an, die Furcht vor ihrem Va⸗ 
ter habe fie veranlaßt, ihr Kind zu tödten. Sie habe zwar 
gewußt, dag dies unrecht und ftrafbar fei, habe aber beab⸗ 
füchtigt, vorzugeben, das Kind fei zu frühzeitig und todt ges 
boren, indem: fie gehofft, ihr Vater werde weniger zornig 
fein, wenn das Kind todt fei, als wenn es lebe. 

Der k. Staatsanwalt Eifenbeig erachtete nun alle Mo» 
mente des Kindesmordes gegeben und beantragte bei dem 
vorliegenden Geſtaͤndniſſe der Angellagten und den übrigen 
Berbahtsgränden gegen fie, Diefelbe dieſes Verbrechens: für 
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ſchuldig zu erachten. Der Bertfeidiger, Rechtsprakttkant Bier 
ler, befämpfte weder deu objektiven Thatbeſtand, noch die 
Schuld der Angellagten, und verfuchte nur geltend zu mar 
hen, daß die Angeklagte zur Zeit der That wegen Verſtau⸗ 
desverwirrung aus Furcht ver Mißhandlung durch ihren Va⸗ 
ter bei geminderter Zurechnungsfaͤhigkeit geweſen fei. 

Gr verlangte daher nebſt der Hauptfrage noch eine 
weitere auf geminderte Zurehnungsfähigteit, weicher. Antrag 
jedoch — nad dem Angeführten wohl mit ve — — 
vom Gerichtshofe verworfen wurde. 

Diie Haupftfrage wurde bejaht und bie Angellagte zu 
Zuchthauſe auf unbeftimmte Zeit verurteilt. 


| 6. 


uillage gegen Wolfgang Ederer von —* wegen — 
lehung mit erfolgtem Tode. 

Im Brauhauſe des M. Rommermaier zu Bemfling, ? 
Rande. Cham, befand: fi am Sonntag, d. 11. Zuli 186%, 
unter vielen anderen Gäften auch der Wirth Georg Killers 
mann von Engelsdorf. Es fiel den ganzen Mittag über 
fein Streit vor. Abends nad 8 Uhr begab ſich Alllermann 
eines natürlichen Bebürfniffes wegen in .ben Hof des Bräu- 
baufes. Eine halbe Stande ſpaͤter fand man ihn zwiſchen 
der Ihüre, welche vom Haufe in den Hof führt und den 
unfern im Hofe lebenden Abtritt in feinem Blute ſchwim⸗ 
mend. Er bezeichnete auf Befragen noch den, der ihm ver- 
wundet, verſank aber dann in Bewußtloſigkeit und war 2 
Stunden jyäter eine Leiche. 

‚ Die Ihat mußte ebenfo raſch, als heimlich verführt 
worden fein, denn obgleich im entfcheidenden Augeublicke 
mehrere Perſonen nicht fehr ferne vom Orte der That wa⸗ 
ven, hatte doch keine derfelben etwas davon geſehen oder 
gehört. 

Killermann Hatte eine fehr bedeutende Wunde in der 
Mitte der Baſis des Siuterhauptes, welche nebſt anderen 
Blusgefäßen die große Halsvene durchſchnitt. Sie war: die 
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Urfahe des Todes durch Berblutung. Nebſtem fanden ſich 
in ihrer Nähe noch vier andere Wunden, alle offenbar von 
Meſſerſtichen herrährenb. 

Wolfgang Ederer von Nädelsdorf, auf den nach des 
Setödeten Angaben der Berdacht diefes Berbrechens fiel, if 
zwar ein tädhtiger Bauernknecht, aber als Kaufer und als 
hinterliſtig befannt. Er fcheint auf Killermann einen Haß 
geworfen zu haben, weil dieſer einen Stiefbruder Ederer's 
wegen Diebflahles in Unterfuchung gebracht Hatte. 

W. Ederer befand fill am fraglichen Rachmittage im 
Kammermaierichen Bräuhauſe und trank dort mit zwei Bur⸗ 
fen, denen er, wie fi erſt bei ber öffentlühen Verhand⸗ 
lang ergab, im Lanfe des Nachmittags von der. Anzeige des 
Killermann gegen feinen Stiefbruder und prahlend davon 
erzählt hatte, daß Ederer dem Killermann bei einer HRauferel 
in defien Wirthshaus ein paar Ohrfeigen gegeben, daB die- 
fer fich nicht mehr habe Hliden laſſen. 

Nach 8 Uhr wurde Die Zeche bezahlt und Ederer vom 
Heß die beiden Vurſche, mit denen er. getrunken. Ein Zeuge, 
Georg Feldbauer, traf da auf Ederer, als diefer gerade bas 
Zechzimmer verließ. derer fagte zu ihm: „Heute, wenn 
nur Einer noch herauskäme!“ Auf die Frage des Zeugen: 
wer denn dieſes fei? erwiderte Ederer, daß es der Wirth 
von Engelsdorf fei. Nun fagte ihm Feldbauer, daß er eben 
den Wirth beim Abtritt gefehen Habe; derer fol es nicht 
„zu noͤth“ (zuarg) machen, wenn er ihm etwas thun wolle; 
er (Feldbauer) wolle nichts davon willen. *) J 


*) Bar Feldbauer hierdurch nicht der Huͤlfeleiſtung verbächtig ? 

Gegen feine Beeitigung wurde nichts erinnert, und anf 

dem Berzeichnifie war er als Zeuge, nicht als Auskunftsper⸗ 

fon vorgetragen. Hiernach und weil Art. 158 des StPO. v. 

30. Nov. 1848 die Entſcheidung über die Zulaͤſſigkeit der Be⸗ 

eidigung nur dem Gerichtehofe nicht aber dem Präſidenten 

anheimgibt, glaubte der Präfident die Beeltignng nicht von 
Amtöwraen beauftanden zu därfen und nahm fie vor. 

Nach dem nenen Cutwurfe Art. 451 vergl. mit 237 dürfte 

dem Präfidenten das KRecht zufichen, auch ohne besfallfige 


Erinnerung von Gelte der Staatebehörde oder Vertheidigung 





108 Aus den Sißungen ter Schwurgerichte 


Eine Magd im Bräuhaufe ſah dann den Ederer in 
den Hof gehen und nad einer halben Vierteliunde daraus 
zurüdfommen und ihn, die Hände in. die. Kofentafche ſte⸗ 
end, durch den Hausplatz das Brauhaus vertaflen. 

Ederer geftand die That ſelbſt zu, brauchte aber die bei 
folhen Verbrechen felten fehlenden Ausflüchte der Trunken⸗ 
beit und der Nothwehr. Exftere widerlegte ſich durch beftiwumte 
Zeugenausſagen, letztere dadurch, bag Ederer über den an⸗ 
geblihen Angriff. Killermann’s und ihre gegenfeitige Stel- 
fung dabei eine folche Beſchreibung machte, daß der Stich, 
wäre er in diefer Stellung geführt worden, eine der vorge- 
fundenen gerade entgegengefehte Richtung: hätte nehmen müſ⸗ 
fen. Auch die Beräufchlofigkeit der Handlung und bezeugte 
aufergerichtliche Geftändniffe ſerechen entſchieden gegen den 
Fall einer Nothwehr. 

Die Geſchwornen erklärten den Angeklagten für taub 
dig der förperlihen Mißhandlung mit erfolgtem Tode, der 
als wahrfcheintich vorawsgejehen werden fonnte, verübt mit 
vorbedachtem Entſchluſſe, und der Gerichtähof ftrafte mit zwölf- 
jaͤhrigem Zuchthaufe. - | 


T. 


Anflage gegen Anbrend Helgert von —— wegen — 
zum Theil ausgezeichneier Diebſtaͤhle und gegen Inna Sankt. 
zenborfer von Breunetsrieth wegen gewerbemäßiger en 
gung bei vier von biefen Diebftählen. 


Der Angellagte Helgert hatte fih an einem öden Platze 
eine förmliche Diebeshöhle eingerichtet und von dieſer aus 


den Markt Vohenſtrauß und deffen Umgegend ausgeplündert. 
Er wurde megen fünf ausgezeichneter Diebflähle, dreier 





‚die Beeidigung von Amiswegen zu unterlaffen oder bed 
bis nach der Bernehmung zu yerfihieben (mas zur Verhuͤ⸗ 
tung von Meineiden aud ganz zwedmäßig if) und bie im 
Ad. 466 9. @. vorbehaltene Tniſcheidnug des. Berichtes 
dürfte nur dann einzutreten a. wenn gegen das Verfah⸗ 
zen des Praͤßdenten protzflist: wi 
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Diebfinhiswergehen und zweier ſolcher Bolizeiubertretungen 
zu zwölfiährigem Zuchthaus verurtheilt. 

Bei feiner Zuhälterin Anna Galligendorfer waren Ge⸗ 
genſtaͤnde aufgefunden worden, welche gegen ſie zur Au⸗ 
klage führten, gewerbsmäßig zwei Verbrechen des ausge 
zeichneten Diebflables und zwei Diebſtahlsvergehen begün- 
ſtigt zu haben. . 

Die Gefchwornen nahmen die Begänfligung bei dreien 
diefer . Diebſtaͤhle als erwieſen an, jedoch ohne daß die An⸗ 
geflagte von den Auszeichnungen und erichwerenden Um⸗ 
Känden Kenntnig gehabt. 

Hierdurch ſanken die beiden ausgezeichneten Diebſtaͤhle 
für die Gallißendorfer zu Polizeiübertretungen herab, da fie 
den Betrag von Sl. nicht erreichten und nur wegen der bei 
der Begünftigerin nicht in Anrechnung zu bringenden Aus« 
zeichnungen beim Urheber als Verbrecher erſchienen. 

Demnach. war aber keine Begünftigung erſten, ſondern 
nur Begünſtigung zweiten Grades noch. vorhanden, da die 
Gewerbsmäßigfeit der Begünfligung nur. da angenommen 
werden kann, wo bie drei in Frage fommenden Bälle ent⸗ 
weder Verbrechen oder Vergehen find, eine Begünfligung 
bloßer Polizeiübertretungen aber in die gefeglichen drei Fälle 
nicht eingerechnet werden darf. 

Die Strafe der Gallibendorfer war demnach nur acht⸗ 
tägiges Geſaͤngniß, welche Strafe duch den Unterfuchunge- 
arreft für erſtanden erachtet wurde: | 

Hiermit fchloffen die Verhandlungen, weiche ohne Ein⸗ 
rechnung des —— fallenden Sonntage 10 — aus⸗ 
füllten. 





Am Schluſſe dieſer Mittheilungen ſei es dem Ref. ge⸗ 
ſtattet, mit: wenigen Worten auf einige Punkte des Berichts 
Abir die — — a v. 1851 zurück⸗ 
zutonmen. 

B. IV. 6. 2 & 244 d. 8. «B. wird bezaglich des Ver⸗ 
ſahrens des Schwurgerichtshofes in der Steger’fchen Sache 
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bemerkt, der Wahrfpruch der Geſchwornen jei fih wi- 
dDeriprehend geweien. Allein nah Art. SO IH. I des 
SB. konnten die Sefchwornen beim Urheber Mord, 
Beim Gehülfen nur vorbedachte Mißhandiung annchuen. Ob 
fie dazu thatſaächliche Veranlaſſung hatten, durfte ber 
Gerichtshof nicht unterſuchen, da die Geſchwornen, wenn 
fie ſich geirrt hatten, den Irrthum zum Vortheil, nicht zum 
Nachtheil des: Angeklagten Viertler begangen hatten. 

Unvollſtändig war der Wahrſpruch allerdings in⸗ 
ſofern, als. die Vorausfichtlichkeit des Todes weder be⸗ 
jaht, noch ausdrücklich verneint war. Dies war aber kein 
Fehler des Wahrſpruches, ſondern höchſtens ein Fehler der 
Frageſtellung, da die Frage nach der Verausfichtlichkeit das 
Todes nur rückſichtlich des Steger, nicht. auch ruüͤckſichtlich des 
Biertler geftellt worden war. Der Schwurgerichtähof durfte 
daher jedt von den Geſchwornen nicht verlangen, daß fie 
nachträglich die nur gegen Steger gerichtete Frage auch auf 
Wirtler bezögen, weil dies eine nun offenbar nicht mehr 
zuläffige Abänderung der Prageftellung gemejen wäre. — 
Die Gründe, melde etwa zur Rechtfertigung der Trageſtel⸗ 
lung vorgebracht werden — ſollen bier nicht eroͤrtert 
werden. 

Auch daß der Schwurgerichts hof feine Befugniffe über- 
ſchritten und ſich die der Geſchwornen angemaßt Babe, Tann 
nicht zugegeben werden. Die Unterſtellung, der Schwurge⸗ 
richtshof habe angenommen, daß die toͤdtliche Folge der Ver⸗ 
leßzung vorauszufchen war, iſt nicht gegründet. Jo⸗ 
hann Viertler mirde: „wegen des Verbrechens der Heilfelei⸗ 
ſtung erſten Grades zu dem Verbrechen der vorbedachten kürs 
perlichen Mißhandlung mit. erfolgtem Tode, begangen am — 
— zur Arbeitshausftrafe auf die Dauer von zwei Jahren 
veruntheilt” — und in: den Stuticheibungsgränden: ausge 
ſprochen: „daß die Strafe mit: Mückſicht darauf, daß aus 
dene Wahrſpruche der Geſchwornen nicht hervorzeht, daß 
der Tod als wahrſcheinlich vorausgeſehen werden fommde, wie 
geihehen, auszumeifen war.” So konnte und mußte ber 
Säwurgerichtähuf nach dem Wahrferud, wie er varlag, su 
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wie er auch nach ber Verkündung an den Angeklagten kei⸗ 
nesfalls mehr abgeändert werden konnte, artheilen. Bei 
Berausfichtiichleit des Todes wäre das Minimum der 
Strafe für den Gehülfen I. Gr. vierjähriges Arbeitshaus 
gemein! 

Daſelbſt S. 354 ik am. Weinmayer’fhen. Falle geta⸗ 
delt, daß die Trageſtellung die That nicht als verfuchten 
Todtſchlag auffapte. Dabei möchte überjehen fein, daß die 
uorjäßliche Tbdtung nur dann auf einfachen Todtichlag herab⸗ 
ſinkt, wenn die Handlung in aufwaltender Hitze der Lei⸗ 
denfchaft beichlofien und audgefäßrt wurde, wenn, wie 
die Anmerkungen zum StB, hervocheben, der Kodtichlag in 
der Hige ber Leidenſchaften zugleich beſchloſſen und ause 
"geführt wird. Wie Ionute demnach Weinmayer’s. That, bie, 
nach halb 9 Ups ausgeführt, aber, abgeſehen von. den Indi⸗ 
zien eines. nach ältenem Vorbedachtes, nach der vorliegenden 
Darſtellung ſchon vor halb T Uhr befkimmt beichloffen wurde, 
als Todtſchlag angeſchen werdan? Zwei volle Stunden 
find jedenfalls ein. hinreichen der Zwiſchenraum im Sinne 
der Anm. z. SiB. Band II S. 26. 


— — — 


Schwurgericht von Oberbayern. 


Zur Schwurgerichtsfitzung v. 6. Juni 1853 in ©. ge 
gen NR. Schufer u. Compl. wegen Diebftahles waren Stief- 
finder der mitangeflagten Grefcenz Krehle als Anklagezeu⸗ 
gen mittelſt Zuſtekung der Ladung an ihren Vater vorge⸗ 
fordert worden, aber nicht erſchienen. Creſcenz Krehle fah 
ihrarſeits biefe Zeugen als Entlaftungszeugen. an und lieg 
durch den Vertheidiger den Antrag flellen, die Sikung zu 
vertagen und die wiederholte unmittelbare Ladung diefer Zeu⸗ 
gen mittel Zuftellung an die Perſon felbft zu verordnen, 
damit man Sicherheit über die heute offen gebliebene Frage 
Babe, oW dus Nichterſcheinen wirtti auf Ausübung der-Beug- 
Thaftsentfchlagungebefuguig, oder aher auf Nichtwiſſenfchaft 
von der Ladung beruhe. Dex Vertheidigen fügte bei, daß 
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bie. unmittelbare Buftellung die Regel bilde, von wmelder 
zwar binfichtiich der Ladung der Beſchuldigten, nicht aber 
bezüglich der der Zeugen eine Ausnahme gemacht ſei. Möge 
auch die unmitelbare Zuftellung genügen, um den ausgeblio 
benen Zeugen zu Rathe zu ziehen, fo könne doc dur 
eine zu knappe Nechtsferm dem. Angelkagten auf Koſten der 
beſſeren Einfiht der. Richter ein BERN nicht entzogen 
werden. 

"Wären Die Ausgeblichenen nicht verwandte Berfonen, 
fo wäre die Bewilligung bes Vertagungsgefuches: leinem Zwei 
fet unterworfen: der Umſtand, dag das Gericht ‚nicht wie, 
ob das Vertagungsgeſuch vielleicht unbegründet fei, foferne 
nämlih die Zeugen von Art. 143 des ABS. v. 10. Nov. 
1848 Gebrauch machten, begründe für dasfelde die denkfolge⸗ 
richtige Nöthigung, das Gefuh nit für - unbegränbet, 
folglich für begründet zu erachten, zumal: auch im Zweifel 
für den Angeflagten zu enticheiden jei. Der. Schwurgerichts- 
Hof verwarf das Geſuch und motivirte Die Verwerfung dur 
Sinweifung auf Art. 308 des cit. Gef, auf die Formularien 
Nr. XVII lit. e und Nr. XV: lit, b, fowie auf die bisher 
gleihmäßig beobachtete Praxis, wonach die mittelbare Zu- 
ftelung der Ladung, wenn an die im Art. 308 cit. genann- 
ten Perfonen.-erfolgt, ‚der unmittelbaren Zuſtelung ber La⸗ 
dung gleich gran werde. 


— den x Sigungen Des areis ⸗ — | 
Stadtgerichts. | 


Aus. den Sihungen des Kreis- und ———— 
AMürchen. — — 


Vahrlaͤſſige koͤrperliche Beſchaͤdigung durch Unterlaſſung 


Oeffentliche Sitzung v. 6. Oktober 1852. 
un Amtmann, Kiftergefelle von Urſpring Rand 
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au Ende des Jahres 1850 bei dem Kiſtlermeiſter Bennp 
Sammer! von Gurasburg. gegen Wohnung, Kof und 
Beldlohn als Gewerbögehilfe in Condition, er kam mit fei- 
nem Meifter und deſſen Ehefrau Creſcenz Sammer gut aus 
und gibt ihnen das Zeugniß, daß fie ihn bis zur Beit des 
unten näher zu befvrechenden Vorkommniſſes immerdar red« 
Li und wohlwollend behandelt haben Am Montag, deu 
18.. Dftober 1850, erhielt Kranz Amtmann in einem 
Wirthshauſe zu Wolfratbshaufen durch einen Burfchen, Mar- 
tus Hohenleitner von Eurasburg, mit einem Schlagring 
unverjebens einen derben Streich. auf die linke Seite des 
Kopfes, der ihn anfangs taumeln machte, ihn aber doch 
nicht Hinderte, nad) Auswaſchen der Wunde den mehrſtün⸗ 
digen Heimweg nad Eurasburg anzutreten, in den nächſten 
Tagen mit einigen durch unbehagliches Befinden veranlapten 
Unterbrehungen zu arbeiten, uad an dem darauffolgenden 
Sonntage auch noch im Wirthshauſe zu tanzen. 

Markus SHohenleitner, deſſen geführter Schlag einem 
Anderen gegolten hatte, den er auf dem dunfelen Gang des 
Wirthshaufes in Franz Amtmann irrthümlich wieder zu er⸗ 
tennen glaubte, hatte leßteren fofort um Verzeihung gebe 
ten, und ihm. eine Entſchädigung zugeligert, wenn er die 
Sache nicht zur Anzeige bringe. Deshalb [heute fih Frauz 
Amtmann, als jein Befinden in der zweiten Woche übler 
zu werden begann, gleichwohl, einen Arzt zu Nath zu ziehen, 
weil er fürdtete, den Markus Hohenleitner hiedurch der 
Gefahr der Anzeige bei Gericht auszufegen. Er gebraudte 
Sausmittel, meift in Bier und Kaffe beftehend, unterließ 
zeitweile das Arbeiten, Tieß fich bei einem Bader ein Ab⸗ 
führmittel holen, welches die Sache eher verfchlimmerte als 
verbeſſerte and wurde Mitte des Monats Dezember, viel— 
Leicht auch ſchon früher, vollftändig bettlägerig. Benno Ham⸗ 
mer! fragte den ‚durch Körperjchwäche an das Lager gebanı- 
ten Franz Amtmann ein paar Mal, ob er ſich feinen Arzt 
woßte rufen laſſen. Da aber Franz Amtmann erwiderte, ihm 
komme Dies zu theuer, jo unterliegen auch bie Hammerl'⸗ 
fen Eheleute die Beiziehung, deſſelben bis zum 21. Dez. 

Sitzungeberichte Bd. V. Heft 1. 8 


x 
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1850: An diefem Tage ſchickte Benno Hammerl zu dem 
k. Gerichtsarzt Dr. Sensburg nad Wolfrathshauſen, welcher 
jedoch erſt am 22. zu erſcheinen vermochte. Als er in das 
Hammerl'ſche Haus eingetreten war, bot ſich ihm ein erbar⸗ 
mungswürdiger Anblick dar. In einer kleinen gegen die 
ſtrenge Winterkälte der dortigen Gegend ſoviel wie gar nicht 
verwahrten dunkeln ungeheizten Kammer, „in einem wahren 
Hundeloch“, in einer peſthauchenden qualmigen Atmofphäre, 
in einem ſchlechten von Unrath gänzlich durchnäßten und 
perunreinigten Bette lag ein junger, fonft wohlgebifdeter 
Mann zum Stelette abgemagert in einem fehlafähnlichen be= 
finnungslofen Zuftande, die Augen flarr, die Pupillen weit 
geöffnet und gegen Lichteindrüde empfindungsios; der Mund 
war nach der linken Seite verzerrt, die linken Ertremitäten ge⸗ 
lähmt, die Zehen des Linken Fußes brandig gefärbt und der 
Leib fo eingezogen, dag man die Wirbeljäule durch die 
Bauchdecke hindurch fühlen konnte. Die Nejpiration war 
höchſt unbedeutend, der Puls der eines Sterbenden. Auf 
oft wiederholtes lautes Anfchreien gaben fih Anfänge von 
Bewegungen zu erfennen, welche jedoch nicht zur Ausfühs 
rung famen. Der Arzt ordnete fogleih an, daß der Krante 
in ein erwärmtes Lokal gebracht, und in ein reinliches Bette 
gelegt, auch bei reinlichem Zuftande erhalten werde, und 
verordnete die entfprechenden Medilamente und Diät. Bei 
feinem Beſuche am folgenden Tage waren jedoch feine An« 
orbnungen hinfichtli des Lokales und des Lagers nicht bes 
folgt; er forderte die beiden Hammerl'ſchen Eheleute drin» 
gend auf, die nothwendige Hilfe zu leiften, jehte ihnen noch⸗ 
mals den Außerft gefährlichen Zuftand des Kranken ausein⸗ 
ander, welcher ihn auch ganz intransportabel gemacht hatte, 
fo daß von einer Weiterfchaffung, etwa in das Krankenhaus 
von Wolfratbshaufen, feine Nede fein konnte, und ſtellte 
ihnen Unannehmlichkeiten hei Gericht in Ausfiht, wenn fie 
feinen Anordnungen nicht ſchleunigſt nachkämen. Trotzdem 
war aber auch bei feinen wiederholten Beſuchen vom 25. 
und 26. Dezember 1850 eine Aenderung in ber jammer⸗ 
vollen Behandlung des Kranken nicht eingetreten. Am 26. 
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Degember erfhienen Amtmann's Vater und Schweter, weiche 
ſogleich einſahen, daS fie die Sammerl’fchen Eheleute zur 
freiwilfigen Verbefferung der Lage des Patienten nicht ver⸗ 
mögen würden. In der Nacht vom. 26. auf den 27. Dez. 
brachten fie ihn gewiflermaßen eigenmächtiger Weile in eine 
durch den aus der Werkftätte heraufdringenden warmen Luft⸗ 
zug temperirte Kammer, legten ihn auf ein reineres Lager 
und fahen von nun an alle Tage in dem Befinden des 
Kranken einige Beilerung eintreten, bis er endlich nach Hauſe 
fonnte transportirt werden. Der Erfolg der kunſtgerechten 
Behandlung konnte jedoch nicht mehr der fein, daß Kranz 
Amtmann die frühere Regſamkeit des’ Geiſtes und den freien 
Gebraud feiner Glieder wiedererlangt hätte. Er klagte über 
Shwähe des Gedädhtniffes und Abnahme der Geifteskräfte, 
feine Tinte Körperfeite if verfümmert und mit Ausnahme 
ſchwacher Beweglichkeit des Linken Fußes beinahe ganz ge= 
fähmt; er fchleppt feinen fiechen Körper mühlam auf Stod 
und Krüde number, vier Zehen des linken Fußes find durch 
Froſt unheilbar brandig und abgenommen werden; bie 
fünfte Sehe wird vermuthlih demnächſt auch amputirt wer⸗ 
den müflen; die Berufsarbeitstüchtigkeit ift gänzlich ver- 
ſchwunden. 
Das ärztliche Gutachten über die dieſe Folgen erzeugt 
habenden Urſachen, und deren mehr oder minder nahen Zu⸗ 
ſammenhang mit den erzeugten Folgen lautete im Weſent⸗ 
lichen dahin: 1) die Lähmung der linken Körperſeite if 
die Folge des am. 18. Nov. 1850 erlittenen Schlages mit 
einem harten Körper auf die linke Seite des Kopfes; dieſe 
“Folge wäre ſicherlich oder doch höchſt wahricheinlich vermie- 
den und nur eine zwar mehr: als dreitägige, aber nicht mehr 
als dreißigtägige Berufsarbeitsuntüchtigkeit erlitten worden, 
wenn der. Verwundete fogleich ärztliche Hilfe geſucht Hätte; 
ob und welden mitwirkenden Einfluß nach diefer erften Ver 
fäumnig die weitere Nachlaͤffigkeit dritter Verfonen in War- 
tung und Behandlung des Kranken auf deflen gegenwärti- 
gen Lähmungs =» Zuftand hatte, läßt ſich mit Sicherheit nicht 
ermitteln; möglich ift_allerdings, daß der gegenwärtige Zue 
8 * 
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Rand defielben Fein fo ſehr trauriger wäre, wenn zu der 
Zeit, wo der Batient ſich ſelbſt nicht mehr Helfen konnte, 
dritte Perſonen fih feiner werkthätig angenommen hätten; 
2) die Verunſtaltung des Körpers durch Abfrieren der 
Zehen des kinken Zußes mit Ausnahne der zweiten if le⸗ 
diglich Die Folge des Kiegenlaffens des unbehilflich gewerde« 
nen Kranken in einer der Winterlälte ausgejegten Kammer 
und in dem durchnäßten und verunreinigten Bette; die Läh⸗ 
mung der Ertremität bat das Abfrieren nur befördert, nicht 
ſelbſtſtaͤndig erzeugt. —— — — 

Nachdem Markus Hohenkeitner durch Etkenntniß des r. 
Kreis- und Stadtgerichts Münden v. 28. Aug. 1851, bes 
Rätigt in 2. Inſtanz unterm 23. Juni 1832, rechtskräftig 
zu fehöswöchentliher  Gefängnißftrafe wegen Vergehens der 
förperlihen Mißhandlung *) verurtheilt worden war, wur—⸗ 
den die Hammerl'ſchen Eheleute wegen ber ſticherlich nur 
ihnen allein zur Laſt fallenden fahrläfigen Verkämmeling 
and DVerunflaltung des Körpers des Amtmann durch Abftie- 
ten der Zehen (vergl, SGB. Th. I Art. 180) ohne weitere 
Vorunterſuchung nad Art. 74 des Geſetzes von 10. Nov. 
1843 in die. Sffentlide Sitzung des Kreis» und Stadtge⸗ 
richts geladen, wo ihre Vertheidigung im Ableugnen ihrer 
inhumanen Nachläfſigkeit, im Vernetnen ihrer Pflicht zur 
Hilfeleiſtung wegen Nichtanwendbarkeit Der Ehehaltenord⸗ 
nung auf das Verhaltniß zu Gewerbsgeſellen, und in’ der 
Behauptung beftand, dag ihnen ſelbſt Fein anderes Rofal jur 
Unterbringung des Kranken zu Gebote fland. Bezüglich der 
Ehefrau Erefeenz Sammer! insbefondere wıtrde'die Trage aufs 
geworfen, ob fie, die Boch mit dem von ihrem Chemanne, 
als Gewerbsmeifter, gedungenen Gewerbsgeſellen in keinem 
Bertragsverhältniffe fland, Dem letzteren gegenüber dureh Un⸗ 
terlaffen der-in Art. AO der bayer. Ehehaltenordnung v. ®: 
Mai 1781 vorgeſchriebenen Thaͤtigkeit eine Rechtsverlehung 
Im Sinne des Art. 2 X. | des SGB. verſchuldet habe? 





.*) Der Schlagring wurde feines geringen Gewichtes und Um 
fanges wegen nicht ale Wafe bettaltet. : 2 


— 
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Der Staatsanwalt erwiderte: dag, wenn auch bie 
Ehehaltenordnung nicht ausdrücklich von den Pflichten der 
Dienftherrfhaft gegen die Gewerbsgehllfen, fondern nur im 
Allgemeinen von deren Pflichten gegen die „&hebalten“ 
fprehe, doch unter den Chehalten auch bie Gewerbs⸗ 
gehilfen gerade jo, wie alfe anderen Defonomiegehilfen ver⸗ 
fanden feien; denn es wäre ein Mißgriff, das Wort: 
„Ehehalten® mit dem Ausdrud „Dienſtboten“ für gleichhe« 
deutend anzufehen, Toferne man unter Dienſtboten nur die 
zu Detonomiearbeiten gedungenen Diener verficht. Da 
Wort: Ehehalten, bedeute foviel als: rechtsuntergebene Pers 
fonen, und in der Ehehaltenordnung insbeſondere heißt ee 
foviel als: Hansredhteuntergebene, was die Gewerbögefellen 
in gleichem Maße feien, wie andere Dienftboten, wenn nur 
die erfleren der Hauswirthſchaft ihres Gewerbsmeiſters da= 
durch arigehören, daß fle auch in deflen Wohnung und Ber 
koͤſtigung ftehen, folglich fich auch feinem Hausrecht unterges 
ben haben. Wie in dem Umftande, baß jener Diener ge⸗ 
werbliche Thätigkeit (operas artifielales), dieſer nur häus— 
liche oder ötonomifche Arbeiten (operas industriales) leiſtet, 
kein Gund zu verſchiedenartiger geſetzlicher Behandlung ihres 
Verhältniſſes zur Hausherrſchaft liegt, ſo kommt auch eine 
verſchiedenartige perſoͤnliche Behandlung der im Haufe auf 
genommenen Gewerbsgeſellen gegenüber den Defonomiegebils 
fen thatfächlih nirgends Sor, "und wäre zumal bort jehr 
ſchwer ausführbar, wo der Bewerbögefelle auch gleichzeitig 
die Eigenfchaft eines Delonomiegebilfen habe, was auf dem 
Lande oftmals der Kal fei. Auch läßt fih Daraus, daß 
die befonderen Prozepformen für die Ordnung der Vers 
hältniſſe des Gewerbsmeiſters zu dem Gefellen und für die 
der Berhäftniffe der Dienftherrfchaften zu den Dienfthoten 
identiſch ſeien *), der Schluß wohl rechtfertigen, daß bie in: 





*) Brozeßgefeb vom 17. Nov. 1837 ©. 1 Si, 3. Blätter für 
Rechts-Anw. Br. II ©. 413 8 IV ©. 167. Brater, 
Blätter für adminiſtr. Praris Bd. IC. 0, 101. Sat: 
tion ber Polizeibireftion vom 24. Der 1808, $: 88, In⸗ 
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nere Aehnlichkeit und Verwandtfihaft diefer Verhaͤltniſſe es 
fei, welche den gleichen befonderen Rechtsſchutz erzeugt habe, 

Was aber die Mitverantwortlichleit der Ehefrau Creſ⸗ 
cenz Sammer! insbefondere hetreffe, jo habe nicht allein das 
Gebot der Moralität, fondern auch das pofitive Geſetz der 
Hausfrau mehrfache hausherrſchaftliche Befugniffe eingeräumt, 
welche darauf abzielen, die Ordnung im Gaushalte, die Mo: 
ralität und die leibliche Wohlfahrt der dem Hausſtand an⸗ 
gehörigen Perfonen zu erhalten und zu fördern. Vgl. StGB. 
J, =. 184. BD. v. 25. Mai 1816, Art. 2 Ziff. 8. Anm. 
3. d. bayer. ER. I Kap. IV g. IL Diefen Directionsbefug- 
niffen, diefer „Autorität“ der Hausfrau entfprechen ſonach 
andererfeits befondere Pflichten, insbefondere die Pflicht der 
„Obforge* für die Sausangehörigen, welche duch $. 4 
Kay. IV Ip. L.des Landrechtes und durch die Ehehaltenord- 
nung näher beftimmt if. Enticheidend für die Entſtehung 
der Obforgepflicht der Hausfrau if lediglich das Cintreten 
des Untergebenen in das hausuntergebene Berbältnig ohne 
Rüdfiht, auf welche Weife, und ob durch nächfte Vermitte⸗ 
fung des Hausherren oder der Hausfrau felbft dasfelbe ent 
Banden if. Wo nach der Verfaflung des einzelnen Hanse 
weiens das Hausregiment, und bierunter insbefondere die 
Beauffihtigung und Leitung der Dienflboten und Geſellen 
einer Mehrheit von Perfonen, insbefondere zweien Chelen- 
ten zukömmt, haben diefe insgeſammt auf Grund ihrer haus» 
berrlihen Stelfung für die mit diefer ihrer Eigenfchaft im 
Allgemeinen ein für allemal übernommenen Pflichten einzu- 
ſtehen. Etwas anderes wäre es freilih, wenn ber Ehe 
mann Die Ehefrau von Leiftung der. nothwendigen Hilfe 
durh Zwang oder Drofung abgehalten hätte, folchenfalls 
wäre fie außer Verſchulden. Wenn fie aber eine Verpflich⸗ 
tung zu erfüllen unterläßt, deren Unterfagung Seitens bes 
Ehemannes eine rechtswidrige geweſen wäre, unb welde zu 
erfüllen ihr Ehemann im u u Falle ihr — 


ſtruktio Kt, 4 dei : 5 
e n ie mus ie Tabgeſchafft durch 
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gar nicht unterfagt bat, fo könne fie fi gegen bie Fol⸗ 
gen dieſer Unterlaffung nicht einmal damit entichuldigen, 
dag fie zwar bie Anordnung zur Erfüllung Seitens des 
Eheherrn abgewartet habe, daß diefe Ermächtigung aber nicht 
an fie gelommen fei. Um fo weniger könne fie auf Ent⸗ 
fhuldigung Anfprudh mahen, wenn fie, wie bier aus allen 
Umfänden hervorgeht, mit ihrem Ehemanne völlig einver⸗ 
fanden war, Kargkeit, Geiz und Unmenſchlichkeit auf die 
Spige zu treiben, gleichviel, ob es dem armen Gejellen das 
Zeben koſte, das ihm in der That nur dur die ganz bejon« 
dere Gunſt der Vorfehung erhalten wurde. 

Das Gericht verurtheilte beide Ehegatten Sammer! we⸗ 
gen Vergehens der fahrläffigen Törperlichen Beichädigung ges 
mis SIEB. Th. I Art. 1, 2, 68, 70 Ziff. II Art. 178, 
180, und zwar den Benno Sammer! in eine zwölftägige, 
die Creſcenz Sammer! in eine ſechstägige Gefängnißftrafe 
und in die Koften. 


2: 


Die Zerichmetterung des Schuppentheiles des Schläfen- 
knochens, welche die gänzlihe Herausnahme des Schuppen- 
theiles nothwendig machte, übrigens durch Mernarbung und 
den barüber wuchernden Haarwuchs für den oberflächlichen 
Anblick unbemerklich wurde, ift nichts defto weniger als eine 
unter StGB. Th. I Art. 180 fallende Lörperlihe Ver⸗ 
Rümmelung aufzufaflen. Der k. Gerichtsarzt Profeſſor 
Dr. Kranz hatte dieſen Begriff dahin beſtimmt: „Verſtüm⸗ 
melung if der Zufland, wenn ein Menſch einen Theil fei- 
nes Körpers, der zu feiner Integrität noth wendig if, und 
der durch die Seilkräfte der Natur nicht mehr erjeht wird, 
verloren hat." — (Erf. v. 30. Dez. 1852 in Sachen gt» 
gen Gervaz Ernft wegen körpl. Mißhandlung.) 


3. 


Der Diebſtahl mittelft Cinbrechens und Eindringens in 
einen unbewohnten mit einem bewohnten Raume durch die 
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uämliche Umfaſſungsmauer umfangenen, aber mit letzterem 
nicht in innerer Verbindung ſtehenden Stall iſt kein ausge— 
grichnetet. (Erkeunntniß des Kr.⸗ u. StG. vom. 17. Mär; 
188, u: db FT. Appell.⸗G. v. —— v. 18. Mai > 


2. 


Der von einem Schullehrer mit einem noch nicht 12 
Jahre alten Schulmädchen getriebene Mißbrauch zur Unzucht, 
wobei mit dem männlichen Gliede nur an den Schenteln 
und vor dem weiblichen: Theile der Mißbrauchten getaftet 
wurde, ohne in die Scheide einzudringen, if nur das Ber 
brechen des Art. 207 Ih. I des SIGB., ohne idealen Zu⸗ 
Tammenfluß mit den Vergehen des Art. 378 ebendaj., weil 
folder unzüchtiger Mißbrauch als Beifchlaf nicht —— 
werden kann. (Erkenntniß v. 21. April 1853.) 


5. 


Die gemeinen Theilnehmer an einem Diebſtahl, welcher 
zum Schaden des Dienſtherrn des einen der Miturheber 
verübt wird, werden nicht nach dem Geſetze wider den er- 
fhwerten Diebftehl (Novelle vom 25. März 1816 Art H 
Ziff. 8) beftraft. Die Köfung dieſer Rechtsfrage war in 
der Sache gegen Anton Strobl und Genoſſen deshald von 
erheblichem Einfluß auf die Strafe, weil die Ausführung der 
Diebſtaͤhlshaupthandlung felbft nur won Einem der Come 
plottanten war-unternommen worden, folglich der Erſchwe⸗ 
rungsgrund des Art. I Ziff. 8 dal. nicht vorlag.*) 





; 9 — men ea daß das Moilv des Art. U Ziuff. 8 nicht 
“ in der Verlegung der fchuldigen Treue, fondern in dem Mig- 
brauch der befonderen @elegenheit liegt, was fi aus der 
Betrachtung des Marginnles des Artifel — TH: Ad. Sie 

und aus der Beſtimmung des Art. II Ziff. 8, daß nämlich 

auch der Diebflahl an den tem gemeinfchaftlichen Hausherren 
untergebenen Berfonen ein erichwerter ift, zweifellos ergibt, 

. wenn man ferner erwägt, daß die Sicherheit des Gigenthums 

a des Haudheren durch einen von feinem Dieunſtboten mit 
rn  gwel Brensden verabredeten Diebfinhl. wicht misder ſchwer 
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C. H., welter als Auffeber in einem Infſtitut mehrere 
unter 12 Jahren alte Böglinge männkichen Geſchlechtes zu 
wiederhotten Malen des Nachts mus ihren Betten in das 
feinige trug, fle dort’ umarmte, in die Wangen, Schenkel 
u. ſ. w. kneipte, Ihre Geſchlechtstheile in die Sand nahm, 
vieb und flreichelte, diefelben auch zwiſchen feine Lippen cin: 
führte, daran fog und fie mit Speichel benetzte, wurde des 
wiederhoften Verbrechens der unfreiwilligen nnerzmungenen 
Unzucht (SGB. Th. I Art. 191) für fohuldig befunden. 
Da & H. als Aufſeher (vielmehr Aufpaſſer) unter die Ka⸗ 
tegorie der Dienfboten gehörte, war Ar. 207 Th. 1 des 
SIEB. nicht anwendbar (Erf. v 15. Juni 183%. 


7. 


Deffentlühe Sitzung des k. Kreis» und. Stadtgerichts 

München vom 6. Dezember 1852. — 
Leonhard Reitberger, Botenfohn von Ciukzemoss, 

im Jahr 1850 bereits wegen: Diebſtahlsvergehens beſtraft, 


* 


bebroht wird, ale durch den von ſeinen rei Dienſibvies 
unter ſich ohne Buziehung von Fremden gefaßten Yeichluß, 
ihren Herrn zu beſtehlen und ſich hiebei gegenſeitig zu un— 
terſtützen, fo liegen ſich Anfechtungegründe gegen die dent 
vbigen Urtheij umterliegende Auficht wohl denfen. Golen 
die dem Haufe nicht angebörigen Eomplottanten, welche zur 
leichteren Etreichung hres verbrecherifchen Zweckes einen 
Dienfdsten des zum Damnifikaden auterfehenen Eigruthü⸗ 
mers in Ihn Bund ziehen, von der vielem offenſtahen⸗ 
den &elegenpeit, wie von ihrer eigenen profitiren and von 
dem Dienfiboter ohne Muhe In- dad Hans verrauͤtheriſcher 
Meiſe eingelaſſen werden, gegenüber dem ſchoereren 
wider den Dienfiboten einen Milverungsgrund für ſich haben? 
und dürfte für bie mildere Etrafe der Grand geltend ge⸗ 
macht werben, vaß ihnen die Selegenhett nidyt in brm Map 
„mir Seite fand, wie dem Dienfiboten, ba fie dech an ber 
Förberung, welche chenbiefelbe Gelegenheit bot, völlig’ glels 
hen Theil-nahmen? — ; i 
*) Bi S.« Bi. HI ©. 12 
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Ihlih fih am 15. April 1852 auf der Steinmühle zu Da 
hau in die mit dem Stalle unter einem Dache zufammen- 
gebaute fogenannts Roßſtallkammer, in welder fortwährend 
zwei Kuechte ihre Schlafftätte und ihre Sableligfeiten aufs 
bewahrt haben, brach dort mit Gewalt einen veriperrten 
Kleiderkaften auf und entwendete dem Dienſtknecht Simon 
Bihler Kleidungsgegenftände und anderes im Werthe zwi⸗ 
ſchen 5 und 25 Gulden. Diefe Roßſtallkammer ſteht wit 
dem Stall in innerer Verbindung, der Stall ift an bag 
Wohnhaus nicht angebaut, fondern ſteht ifolirt, und. der 
Hofraum, in welchen der Stall fich befindet, hat Feine Ein- 
friedigung ‚oder Umfchliegung, fondern ift von. allen Seiten 
frei zugänglich. Weitherger verfledte. einen Theil der ent⸗ 
wendeten Gegenſtände im Breitenauer- Holze bei Dachau, 
den andern Theil nahm er mit ſich nach dem drei Stunden 
entfernten Moosach, wo er im Wirthshauſe übernachtete. 
Der Beſtohlene und ein Kamerad deſſelben ſetzten dem Diebe 
nach, erfragten am 16. April, Morgens um 5 Uhr, feinen 
Aufenthalt im Wirthshaufe zu Moosach, zegen den dorti« 
gen Gemeindevorſteher bei, und ließen fih durch den Wirthe- 
haustnecht die Stube, wo Meitberger fchlief, Bffnen. Beim 
Eintreten erfannte Bihler fogleih eine auf dem Stuhle lie- 
gende Iederne Hofe als fein entwendetes Eigenthum; man 
börte eine Taſchenuhr piden; Bihler hob Heitberger's auf 
dem Tiſche ſtehenden Hut auf und fand unter dieſem ſeine 
entwendete tombakene Taſchenuhr. Reitberger nahm von den 
Eingetretenen möglichſt wenig Notiz, wurde befragt, woher er 
dieſe Effekten habe und wo die übrigen geſtohlenen Gegen— 
ſtande ſich befinden, gab keine Antwort, wurde ans dem 
Bette gehoben und auf den Fußboden geſtellt, und äußerte 
auf wiederholtek Befragen, daß er von, der Sache durchaus 
nichts: wifſe. Als er vernahm, daß nad) der k. Gensdarmerie 
geſchictt wurde, geſtand er jedoch den Diebſtahl, erſuchte 
ſeine Verfolger, die vorliegenden Sachen wieder zurückzuneh⸗ 
men, erbot ſich fogar, fie heimzutragen, und zeigte auch 
den Ort im Breitenauer Holze an, wo er die übrigen Ge- 
genflände verfledt hatte, und wo fie ſodann uud gefunden 


> 
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wurden, To daß der Beſtohlene wieder: in ben Befih üller 
entwendeten Gabſeligkeiten kam. 

Die Vertheidigung beſtritt die eigeiſche der That als 
ausgezeichneten Diebſtahl auf Grund des oberſtrichterlichen 
Urtheiles vom 26. Aprif 1850 (Sigungsberichte Bd. I ©. 
157) und machte das Vorhandenſein thätiger Reue als 
Strafaufhebungsgrund geltend. In erfterer Hinficht bemerkte 
der k. Staatsanwalt, daß der vorliegende Ball von dem ci⸗ 
tirten in thatſaͤchlicher Hinſicht, was nämlich die Baulichkeiten 
betreffe, verſchieden, und daß das Roßſtallkammerl nicht etwa 
nur „zufälliger oder ungewöhnlicher Weiſe der 
Aufenthaltsort von Menſchen“ (Sik.-Ber. Bd. I 
©. 157), jondern zum Zwede des Bewohnens fürmlich zu⸗ 
gerichtet, und bisher auch regelmäßig zu diefem Zwede ge= 
braucht worden fei; im Betreff der Trage ber thätigen Reue 
erwiderte der Staatsanwalt, dag Meitberger Feine eigene 
Thätigkeit zur Zurüdftellung der entwendeten und mit ſich 
genommenen Gegenftände entwidelt, und daß er bie 
Begnahme derfelben durch den Eigenthümer nicht freiwillig, 
fondern bereits unter obrigfeittihem Zwang ftehend,, habe 
geihehen laſſen, was beides den Begriff der thätigen Reue, 
ald einer freiwilligen Ihätigkeit zum Zwede der Zufrieden- 
fellung des Beftohlenen ausſchließe. 

Neitberger wurde wegen Verbrechens des ausgezeichne- 
ten Diebftahles gemäß Art. VI Ziff. 3, Art. VIT der Ver⸗ 
ordnung v. 25. März 1816 wider den Diebſtahl zu zwei 
jährigem Arbeitshaufe verurtheilt, indem fih das Gericht 
bezüglich der Qualification der Ihat und bezüglich der Nicht- 
anwendbarfeit des Art. XI des Diebflahlsgefeges der Anficht 
der k. Staatshehörbe anſchloß. 


8. 


R. N. von Marſchal war am A. November 1852 we⸗ 
gen Vergehens der fahrläfligen körperlichen Beſchädigung 
durch Giftftoffe zu neunmonatlicher Gefängnißftrafe verur- 
theilt worden, hatte gegen dieſes Erfenntnig die Berufung 
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angemeldet,. und beging vor Aburtheilung dieſer Sache in 
“2. Inftanz, am 16. Nov. 1852 ein Vergehen der Anıts- 
ehrenbeleidigung an der kgl. Regierung von Oberbayern. 
Mit Erkenntniß des Kreis» und Gtadigerihts München 
vom 9. Februar 1853 wurde fie wegen der neueren Veberr 
tretung in eine dreimonatlihe Gefängnißftrafe verurtheilt, 
in dem Erkenntniffe aber. über die Verbindung derjelben 
mit der früher ausgeſprochenen, noch nicht rechtskräftigen, 
neunmonatlichen Gefängnißitrafe nad Art. 109 Ih. I des 
SGB. eine Verfügung nicht getroffen. — St. 
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Beſchwerde zur Wahrung des Geſetzes wegen eines dem Wahrs 
ſpruche gemadten Beifopes. Art. 191 des StPpG. 
Durch Erkenntniß des Appellationsgerichtes von Mittel- 

franten war die ledige Gütlerstochte Walburga Höntg 

von Bieswang wegen Verbrechens des Kindsmordes vor 
das Schwurgeriht von Mittelfranken verwiefen, und nad 

Berhandlung der Sache dafelbfi an die Gefchwornen fol- 

gende Frage geftellt worden: ae 

„Iſt die Angeklagte 2c. fchuldig, das Verbrechen des 
Kindsmordes dadurch begangen zu haben, daß fie in der 
Nacht vom 18. auf den 19. Oktober 1852 ihr uneheliches, 
neugeborenes, lebensfähiges Kind abfichtlih dadurch um das 
Keben brachte, daß fie dasjelbe, in der Abficht, folches zu 
tödten, droffelte, was deſſen Tod verurfacht hat?“ 

Die Geſchwornen hatten diefe Trage bejaht, jedoch bei— 
gefügt: „bei verminderter Zurehnungsfähigkeit 
in aufgeregtem Zuftande der Entbindung”, wo= 
rauf der E. Staatsanwalt erflärt Hatte, daß cr den von den 
Geſchwornen gemachten Zufaß, wozu die Trage feine VBer- 
anlaffung geboten Habe, um ſo ungerechtfertigter finde, als 
aus der Öffentlichen Verhandlung nicht der geringfte Anhalts⸗ 
punkt für die Annahme zu gewinnen gewejen fel, daß bie 
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Walburga Hönig bei geminderter Zurechnungsfähigkeit ges 
handelt habe, daß er e8 aber, nachdem die Gefchwornen dieſe 
Ueberzeugung einmal gewonnen hätten, dem Ermeſſen des 
Schwurgerichtshofes überlaflen müfle, ob er den Wahrſpruch 
aufrecht halten wolle oder nicht. 

Der Gerichtshof hatte nach gepflogener Berathung er- 
Märt, daß fi der Wahrfpruh der Gefchwornen weder als 
unvollftändig, noch in ſich widerfprechend darftelle, und nach⸗ 
dem derjelbe der Angeklagten verkündet war, und der Staats- 
gnwalt feinen Antrag auf Anwendung des Gefehes geftellt 
hatte, war die Angeklagte wegen Verbrechens des Kinds- 
-mordes bei geminderter Zurechnungsfähigkeit 
zum Zuchthaufe auf unbeftimmte Zeit verursheilt worden. 

Die Verurtheilte hatte fich hiebei beruhigt, der General- 
ftaatsanwalt am oberften Gerichtshof Hatte aber auf den 
Grund des Art. 258 des StPG. vom 10. November 1848 
Beichwerde zur Wahrung des Geſetzes erhoben, weil die 
Geſchwornen, nachdem fie die an fie geftellte Trage mit dem 
Beilage: „jedoch bei verminderter Zurechnungsfähigkeit in 
aufgeregtem Zuftande der Entbindung” bejaht hatten, nicht 
zur Vervollſtändigung des Wahrfprudes, bezüglich zur un. 
bedingten Beantwortung der ihnen vorgelegten Frage in ihr 
Berathungszimmer zurüdgewiefen, durch dieſes Berfahren 
des Präfidenten und bezüglich des Schwurgerichtshofes ſelbſt 
aber die Art. 191, 196 und 178 des StPG. irrig ange 
wendet, fofort verlegt worden ſeien. 

Der oberfte Gerichtshof ſprach auch in der Sipung dom 
29. März 1853 aus, dag durch den Beſchluß, wornach der 
Wahrſpruch der Gejhwornen als vollſtändig erklärt worden, 
und durch das darauf gebaute Urtheil des Schwurgerichts- 
hofes das Geſetz verlebt worden fei. 

Die Gründe diefes Ausſpruches lauteten dahin: 

„Der Schwurgerichtähof hat auf die von den Geſchwor⸗ 
nen mit dem von ihnen gemachten Beiſatze: „„jedoch bei 
geminderter Zurehnungsfähigkeit im aufgeregten Zuſtande 
der Entbindung““ bejahte Brage fein Urtheil im Schuld⸗ 
und Strafausfprude mit Anwendung der im Art. 157 
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AH. I des GEB. für das Verbrechen des Kindsmordes 
gefehten Strafe gebant, und es iſt in dem Gründen hiezu 
bemerkt, daß bei Berüdfihtigung des Art. 3 des. Gef, vom. 
29. Auguft 1888 der Gerichtshof feine Veranlaſſung gefun⸗ 
den habe, von der gewöhnlichen Strafe. ahzugeheu.: : 

Allein Der in: dieſer Art erfolgte: Wahrſpruch hätte vom: 
dem Sthwurgerihtshefe. als vechtswirljam nit erachtet, wer⸗ 
den ſollen; beum.tin Weſcawornen And init, berechtigt, am; 
den: ihnen zur Beantwortung üͤbergebenen Frugen Abander« 
ungen zu machen, oder denſelben Zuſdtze beizufügen, ſie ha— 
ben viefmehr: auch: ausbmidlichern Vorſchriſft der Artı: 189, 
und 191: des PS. vom. IN: Rovember 1818, : nur ‚über 
Die ihnen geſtellten Fragen in Berothung zu treten und 
mit einfacher Bejahung oder Verneinung darühen abzuſtim⸗ 
men, mit ker alleinigen. Ausnahme, daß tingelne Fragen 
auch ner: theilweiſe bejaht oder perneint werden. Tönen; 
welche Auenahme ‘fi; aber sram auf ſolche Verhaͤltniſſe be⸗ 
zieht, ‘wo, von: einer quantitativen Theilung wirklich die 
Mede ſein kann, auf: den hier in Frage ſtehenden Beiſeh 
jedoch nicht den: mindeſten rechtlichen Bezug bat, inden 
der Zuſtand geminderter Zurechnungsfähigkeit Auch Ark. I 
des Geſetzes vom. 29.-Auguk 1848 über. einige Verbefferumn⸗ 
gen des I. Xheiles des StGB, vom 3.:1813..018, Otrafmil⸗ 
derungsgrund anerfannt ift, und hierüber nach ausdrüdlicher 
Vorſchrift des Art. 178 des StPG. vom 10. Nov. 1848 
eine gefonderte Frage geftellt'werden ſoll. 

Die Geſchwornen haben in dem vorliegenden Falle bei 
Beantwortung der ihnen gegebenen Frage flatt, der in fels 
ber enthaltenen unbeſchränkten Zurehnungsfäßigfeit eine 
geminderte garechnungsfähigkeit ſubſtiwirt, und nur bezuüg⸗ 
lich dieſer letzteren eine Antwort gegeben; dieſem Ausſpruche 
gebricht es aber an jeder Veranlaſſung, ſie haben hiebei 
den angeführten geſetzlichen Beſtimmungen entgegen ihre 
Befugniſſe überſchritten, und die geforderte einfache Antwort 
auf die geſtellte Fruge gar nicht abgegeben, wornach in die⸗ 
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fer Beziehung die Anklage, auf das Verbrechen‘ des Kindes 
mordes. bei voller Zurechnungsfübigkeit an = —— 
wegs bereinigt iſt. 

Dieſem von den Geſchwornen ——— Fehler sank 
— dadurch abgebolfen werden Binnen und ſollen, daß 
der Schwurgerichtopraͤfident und ‚beziehungsweife der Schwur⸗ 
gerichtshof ſelbſt auf den Grund des Art. 196 des StPG. 
die Anordnung: draf, daß fich "dies Geſchwornein zur Ver— 
beſſerung des Wahrſpruches von Neuem in. das Berathlungss 
zimmer zurückziehen, dieſes um ſo mehr, als jedenfalls die 
erforderliche Gewißheit mangelt, wie ber Wahrſpruch über 
bie. ‚geftellte Frage ausgefallen wäre, wenn der Geſthwor⸗ 
rien. bekannt gewefen fein würde, daß fie den fraglichen Bei⸗ 
fatz nicht beifügen dürften. : ; Ba 

Es Reit ſich demnach die vom: ben Geſchwornen. af 
die ihnen: geftrllte Trage gegebene Antwort im: geſetzlichen 
Sinne als eine unvollkändige:dar,. zu: deren. Berbefferung 
umd Vervollſtaͤndigung die Geſchwornen hätten: angewtelen 
werden follen, und auf melde,’ wie” fie dermal worliegt ‚sein 
Strafausſpruch nicht gebaut ‚werden konnte, Daher wegen 
Außerachtlaſſung der Vorſchriften der Art. 189, 196 und 
196 des StPG. vom 10. Nov. 1848 das wen als ver⸗ 
letzt erklärt. a uni = — 
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*) Auf den — Anblick — es auffallen, wenn von einer 
Unvollfändigfeit des Mahrjpruches da ‚gefrradien wird, wo 
die Gefchtwornen mehr beantwortet Gaben, als um was ſie 
gefragt waren. Allein die Unvollftänbigfeit liegt eben. darin, 

daß fle-auf bie —— wie ſie an dieſelben geſtellt 
war, gar Feine Antwort gegeben haben. Die geflellte eins 
- 2 ige Frage lautete auf daB Perbrechen des :Ktudsmortes bei 
voller Buxechnungéfaͤhigkeit; glaubten die Geſchwornen⸗ dieſe 
— gizee in der Art nicht bejahen au koͤnnen, fo mußten fie die⸗ 
 felbe einfach veracinen, und da eine weitere Frage nicht ge 
„Kelle: war, hätte bie Angeflagte freigefprochen werden müſſen, 
Uebax. das Vorliegen geminderter urechuyngöfähigfeit hätte 

‚eine gefonderte Frage geftellt werden muͤſſen, aber auch nur 

‚+ Sıbamm, wenn ſich bei der Berhandlung. Imflähbe: ergeben hate 
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ae en an einem bürgerlichen Magifiratsrathe in 
einer Stadt III. Klaffe. Art. 404 Thl. I des StGB. 


Durch ein im Ungehorſamsverfahren ergangenes Er—⸗ 
fenntniß des Kreis- und Stadtgerichtes Würzburg vom 
22. Sept. 1852 war der ?. Landgerichtsaffeffor St. zu Ges 
münden des Vergehens der beleidigten Amtsehre an dem 
hürgerlihen Magiſtratsrathe Sch. daſelbſt für jchuldig er⸗ 
Hört, und. hiefür zu vierwöchentlihem Feſtungsarreſt ver- 
urtheilt worden; zur Verhandlung des hiegegen von dem 
Befhuldigten erhobenen Einfpruches war auf den 27. Nov. 
1852 Termin anberaumt, und nachdem derjelbe hiebei aber» 
mals nicht erfchienen war, dur Erfenntnig vom nämlichen 
Tage ausgeſprochen worden, daß es bei dem frühern Urtheile 
fein Berbleiben habe. 

Kurz nah Verfündung des neuerlichen Erkenntniſſes 
war St. mit feinem Vertheidiger bei dem Kreis- und Stadt- 
gerichte erfchienen, und hatte fofort gegen dasjelbe auf ber 
Gerichtskanzlei Befchwerde, beziehungswetfe Berufung ange 
meldet, in der fpäter eingereichten Denkſchrift aber erklärt, 


ten, welche zu einer ſolchen Annahme berechtigten. War 
dies nicht der Fall, fo Fonnten fi nicht die Geſchwornen 
felbft diefe Unterfrage ftellen, um gleichfam Gnade für Recht 
ergeben zu. laffen. Anderetfeite durfte. aber der Schwur⸗ 
gerichtshof den, wenn auch incompetent erlaffenen Beifaß 
nicht unberüdiichtigt laflen, und bie Sache. fo anfehen, als 
wäre derfelbe gar nicht gemacht, und die Angeflagte ber 
That bei voller Zurechnungsfähigkeit ſchuldig erflärt, wie 
dies der oberfte Geriihtäher bereits in einem frühern Falle 
(vergl. Bo. IV ©. 450) ausgefprochen hat. Machen bie 
Geſchwornen ungehörige Zufäbe bei Beantwortung der an 
fie geftellten Fragen, fo bleibt Fein anderes Mittel, als fie 
ſogleich zur Berbefferung ihres Wahrſpruches in's Berathungs⸗ 
zimmer zurückzuſchicken, und es liegt hierin auch kein mora⸗ 
liſcher Zwang zur unbedingten Bejahung der Frage, zumal 
den Geſchwornen bei Vorleſung der Fragen ohnedem Ge— 
legenheit gegeben iſt, die Stellung einer Unterfrage auf ge⸗ 
minderte Zurechnungsfähigfeit zu beantragen, wenn bie Ver⸗ 
handlung hiezu Veranlaſſung bietet. 
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dag er auf Vernichtung des Erfenntniffes vom 27. Nov. 
1852 und Reaffumirung der Verhandlung nicht antragen, 
fondern vorerft feine Angelegenheit im Wege der Berufung 
an die zweite Inftanz bringen wolle. 

Das k. Appellationsgeriht von Unterfranken hatte durch 
Erfenntnig vom 19. Februar 1853 die Berufung verworfen, 
und St. hatte deshalb Nichtigkeitsbefchwerde angemeldet, 
welche deſſen Bertheidiger darauf flügte: 

1) daß das Kreid- und Stadtgeriht Würzburg dem 
Angefhuldigten, obwohl derjelbe im Derhandlungstermine 
über den Einſpruch als rechtzeitig erfehienen zu betrach- 
ten: gewefen, die Reaſſumirung diefer Verhandlung verweigert 
und ſonach ein infompetentes Erfenntniß erlaffen babe, wo⸗ 
raus fich die weitere Folge ergebe, daß, nachdem Hier der 
Ausnahmsfall des Art. 336 des StPG. vorgelegen, auch 
das Appellationsgericht zur Entſcheidung in der Hauptſache 
nicht zuftändig geweſen fei; 

2) daß in dem appellationsgerichtlihen Erkfenntniffe 
die Anführung der ihm zu Grunde gelegten: Gefebesitellen 
gänzlich vermißt werde, weshalb auch an deren Berlefung 
bei der DVerfündung des Urtheils um fo mehr zu zweifeln 
fei, als die desfallfige Beurkundung im Sikungs-Protofolle 
erft nachträglich eingefchaltet worden zu fein fcheine; 

3) daß das. Appellationsgericht über eine ganz andere 
That geurtheilt habe, als welche nicht nur im erftrichterlichen 
Verweifungsbefchluffe, fondern auch in dem eigenen Sihungs- 
protofolle des Appellationsgerichtes konſtatirt erfcheine, 
endlich 
45) daß e8 in dem vorliegenden Valle überhaupt an 
den gefeglich erforderlihen Merkmalen zum Thatbeſtande des 
Vergehens der beleidigten Amtsehre nach Art. 405 Ihr. I 
des StGB. gebredhe, indem einerfeits einem Wagiftratsrathe 
in Städten IM. Klaffe die Handhabung der Lokalpolizei gar 
nicht zufomme, andererfeitsS aber ber Angeklagte in feiner 
Eigenſchaft als Landgerichtsaffeffor nicht nur berechtigt, fon- 
dern auch verpflichtet gewefen fei, Dem Mißbrauche entgegen- 
zutreten, der bier von Geite eines feiner Gerichtäuntergebe- 
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nen durch Ausübung eines polizeilichen Altes in einer dem» 
feldben nicht unterworfenen Privatgefellfchaft flattgefunden 
habe. 

Der oberfle Gerichtshof verwarf in der Sitzung vom 
31. März 1853 die erhobene Befchwerde aus folgenden 
Gründen. | 

ad 1. „Den erfien Befchwerdepunft anlangend, Tonnte 
auf eine Prüfung der Börmlichkeiten des MWerfahrens der 
1. Inftanz über den Einfpruc des Angeklagten bei der Ela= 
ren Beftimmung des Art. 361 des StPG. um fo weniger 
zurüdgegangen werden, als der Beſchuldigte unter ausdrück⸗ 
lich vorläufiger Verzichtleiſtung auf feine desfallfige Be⸗ 
ſchwerde die Berufung nur wider die Entfheidung in 
der Hauptfarhe eingelegt, fohin fi ber erfteren, zu de= 
ren Wahrung ken Vorbehalt hinreichte, von felbft und für 


immer begeben hat, endlich weil überdies das Appellationd- . - 


gericht, jelbft wenn es fih von der Begründung der frag- 
lihen Sormverlegung überzeugt haben follte, nach der Vor⸗ 
fhrift des Art. 337, won deſſen beiden Ausnahmefällen kei⸗— 
ner vorlag, in der Hauptſache zu erfennen hatte. Der Ver⸗ 
theidiger glaubt zwar, daß der Ausnahmsfall des Art. 336 
gegeben geweien fei, weil fowohl das Inhäſtv⸗-Erkenntniß 
der I. Inſtanz, als folgeweife auch jenes der U. Inftanz ſich 
als Fompetenzwidrig erlaflen darftelle; allein es ift nicht ab⸗ 
zuſehen, wie aus der Verfagung des rechtlichen Gehörs, die 
allenfalls in dem Verfahren der I. Inſtanz bei der zweiten 
Verhandlung gefunden werden könnte, eine Unzuftändigkeit 
dieſes Gerichtes zur neuerlihen Entfcheidung der Sache er⸗ 
wachien folle, da eine ſolche nur dann gegeben ift, wo ent⸗ 
weder einem Gerichte — fei es nun aus Nüdficht auf die 
befondere Befchaffenheit. des Reates oder auf den Ort feiner 
Begehung — die Jurisdiktion überhaupt mangelt, oder wo 
es nicht mit der geſetzlich erforderlihen Anzahl von Richtern 
erfannt hat, — Borausfepungen, von denen aber in dem 
gegenwärtigen alle keine behauptet zu werden vermochte. 
ad 2. „Die im Art. 206 des StPG. enthaltene und. 
nach Art. 303 mit 339 auch für die Verhandlungen. der 
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Appellationsgerichte verbindliche Beſtimmung, daß bei der 
Berfündung des Urtheild die angewendeten Gefehesftellen 
wörtlich zu verlefen find, ſchließt zwar von felbft die weitere 
Vorſchrift in fih, daß diefe Geſetzſtellen auch im Urtheile 
anzuführen feien; allein wo, wie bier, das mit den ein- 
fchlägigen Gefebesftellen gehörig ausgerüftete Urtheil der 
1. Inſtanz auf denjelben Grundlagen lediglich feine Beftäti- 
gung erlangt hat, da kann in der Unterlaflung der neuer: 
lihen Anführung jener Gejfepftellen die Verletzung einer 
weientlichen Börmlichkeit nicht gefunden werden, weil in eis 
nem foldhen Kalle die Entjcheidungsgründe bes zweitrichter- 
lihen Erkenntniſſes vermöge ihrer Uebereinftimmung mit je 
nen der erften Inftanz den Angefchuldigten nicht im gering 
fien Zweifel darüber laſſen können, welche gefebliche Be— 
flimmungen der ihn beichwerenden Entfeheidung zu Grunde 
gelegt wurden. 

"Unter diefen Umftänden bedarf es daber auch für die 
Beurtheilung der Beichwerde in diefer Richtung Feiner weie 
tern Unterfuhung der Frage, ob und welden Grad ber 
Glaubwürdigkeit die gleihwohl im appellationsgerichtlichen 
Sipungsprotofolle über die geichehene Verleſung der Gefeh- 
ftellen enthaltene Beurkundung verdiene, weil felbft das 
gänzliche Stillſchweigen diefer Urkunde hierüber den Nichtige 
feitsgrund des Art. 231 Ziff. 13 nicht zu erzeugen ver- 
möchte. 

ad 3. Aber auch in dem dritten Befchwerdepunft läßt 
fi die Verlegung einer gefeblich gebotenen Förmlichkeit nicht 
auffinden, denn wenn auch inhaltlih des DBerweilungs- 
erfenntniffes der das Vergehen der Amtsehrenbeleidigung 
begründende Ausdrud, deſſen fih der Angeklagte gegen den 
Magiftratsratb Sch. und den ihn begleitenden Bolizeidiener 
bedient haben fol, dahin gelautet Hatte: „fie follten fi 
paden, fonft würden fie die Stiege hbinabgeworfen", 
während ſolcher nach Anführung des Vertheidigers von vier 
in I. Inftanz vernommenen Zeugen lediglich dahin beſtätigt 
wurde: „wenn fie noch eimmal kämen, fo werde man ihnen 
den Weg weiſen“, und wenn endlich auch das k. Ap⸗ 
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yellationsgericht, abweichend ‚von dem Vortrage im Sitzungs⸗ 
protokolle, fih in feinem Urtheile anftatt der Worte: „den 
Weg -weilen” des Ausdrudes: „binausweifen” bedient 
hat, fo Tann doch nur diefer letztere Ausdrud als die thate 
ſächliche Aufftelung im angefochtenen Erfenntniffe für den 
oberften Gerichtshof maaßgebend fein, und da hierin dag 
Dergehen der Amtsehrenbeleidigung gefunden wurde, fo hat 
dasſelbe Teineswegs über eine andere That, als über jene 
geurtheilt, welche bereits Gegenftand der DVerweifung und 
feiner eigenen Berhandlung war. Eben deshalb kann aud 
weder von einer Alterirung der Anklage im Sinne des 
Art. 213, noch von einer Verlegung des Art. 323 des 
StPG. die Rede fein. 

ad 4 Was endlich die Beichwerde wegen Verlegung 
des Art. 305 Thl. I des StGB. anbelangt, fo haben bes 
reits die beiden Vorinſtanzen genügend dargethan, dag au 
in Städten II. Klaſſe ein mit Handhabung der Lokalpolizei 
fpeziell beauftragter Magiftratsrath, fo weit es dieſe feine 
Sunftion betrifft, ald ein Staatsbeamter zu betrachten 
fei, und die Anmerkungen zum erftlen Theile des StGB. 
Bd. MI S. 139 und 140, weldhe hier — nachdem das 
Vergehen der beleidigten Amtsehre ausdrüdlih unter Die 
Dergehen wider den Staat aufgenommen it — zunädft 
Maag zu geben haben, laſſen im Zufammenhalte mit $. 67 
des Gemeindeediltes vom 17. Mai 1818 auch nicht den 
mindeften Zweifel hierüber beftehen. 

Unrichtig ift die Behauptung des Vertheidigers, daß in 
den Städten II. Klaſſe die Ausübung der Lokalpolizei nur 
den PVorfländen der Magiftrate (den Bürgermeiftern) zu— 
fomme, und daß dieje nicht berechtigt jeien, ihre desfallfigen 
Befugniffe auf andere Magiftratsglieder zu übertragen, denn 
weder das Gemeindeedikt felbft,. noch auch das im $. 68 des⸗ 
jelben in Bezug genommene Edikt über die gutsherrlihen 
Rechte vom. 26. Mai 1818 bietet hiefür einen Anhaltspunkt 
dar, vielmehr iſt gegentheilig in $. 9 der Königlichen aller- 
höchſten Entſchließung vom 21. Sept. 1818, die Vorfchrifr 
ten über die Gefhäftsführung der Maägiftrate betr. (Rgsbl. 


% 
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©. 1052), ausdrücklich verordnet, daß wenn glei in Städten 
II. Klaffe die eigentlihen Gemeinde-Angelegenheiten ſowohl, 
al8 auch die Gegenftände der niederen örtlichen Boligei von 
den Magiftraten ohne befondere Gefchäftsabtheilungen zu be= 
bandeln feien, dennoh für die exekutive Polizei bes 
fondere Kommijffäre aus den — ab⸗ 
wechſelnd aufgeſtellt werden ſollen. 

Daß in dieſer Art der Magiſtratsrath Sch. beſtellt 
war, iſt in dem angefochtenen Erkenntniſſe der II. Inſtanz 
thatfächlich fertgeftellt, und wenn fich auch Tein zureichender 
Deweggrund auffinden läßt, warum derfelbe — abweichend 
von der gewöhnlichen Uebung, nach welcher zur Verkündung 
der Polizeiftunde nur untergeordnete Diener verwendet: zu 
werden pflegen — von dem Bürgermeifter zur perjänlichen 
Mitwirfung bei diefem Alte chen nur im Xofale des Ges 
fangvereines beordert wurde, jo laͤßt fih doch die Befugniß 
dDiefes Tebteren zu folcher fpezielen Abordnung um fo min- 
der beftreiten, ale Sch. zufolge der angeführten Inftruktion 
fhon für ſich allein ermächtigt geweien wäre, an jenem Akte 
der egecutiven Ortspolizei perfönlich Theil zu nehmen. 

Seine Mitwirkung zu ſolchem Tonnte übrigens den Cha— 
after einer Amtshandlung auch nicht dadurch verlieren, daß 
er bei feinem Erjcheinen im Vereinslokale nicht felbft Seier- 
abend geboten, fondern diefes lediglich dem ihn begleitenden 
Polizeidiener überlaſſen hat, weil fein Erſcheinen in folder 
Begleitung von felbft nicht anders, als unter dem Gefichts⸗ 
punkte einer amtlichen Thätigkeit aufzufaffen war, endlich 
weil für den oberften Gerichtshof in bindender Weife fefl- 
fieht, dag dem Befchuldigten fowohl die Perſönlichkeit, als 
auch der amtliche Charakter befielben wohl befannt war, wie 
denn hievon auch ſchon der Umftand Zeugniß gibt, daß die 
beleidigende Aeußerung von ihm nicht an den Polizeidiener 
allein, fondern in der Mehrheit an Beide gerichtet wurde. 

Möchte übrigens der Ausdrud, deſſen fih der Beichul- 
digte gegen die beiden Vollzugsorgane der Polizeigewalt bes 
diente, auch wirklich auf „den Weg weifen”, anftatt auf „Hin⸗ 
ausweifen‘ gelautet haben, wie er in dem appellationsge- 


des oberſten Gerichtshofes (Kaffationshofes). 135 


rihtlihen Erkenntniſſe feftgeftellt ift, fo ließe fih au in 
diefem Balle unter den ihn begleitenden Nebenumftänden 
eine Serabwürbigung der Amtschre des Magiftratsrathes 
nicht verfennen, denn auch von diefem Ausdrude Tiefe fich, 
ohne feinem gewöhnlichen Berhältniffe Zwang anzuthun, 
der Begriff einer unfreiwilligen Entferuung deffelben 
aus dem Gefellfchaftslofale unmöglich wegdenten. 
Allerdings war Sch. in feinen fonftigen Verhältniffen 
ein Amtsuntergebener des k. Landgerichts und beziehungs- 
weile des Landgerichtsafleffors St., auch ſteht unzweifelhaft 
fe, daß der Gejangverein in feiner Eigenfchaft als obrig- 
keitlich beftätigte Privatgefellichaft von der Einhaltung der 
gewöhnlichen Polizeiftunde befreit war, und es laäßt fih for 
nach auch von diefer Seite ein zureichender Grund zu jener 
polizeilihen Maaßregel überhaupt nicht erfennen; allein, 
wenn auch das lingehörige ihrer Vornahme den Angeklagten 
berechtigen mochte, den genannten Magiftraisrath zu beleh— 
ren, fo durfte er fih doch zu einer Zurechtweiſung beffelben 
— am allerwenigften in der Art, wie geſchehen — nicht 
für ermächtigt halten, da Sch. bei dem fraglichen Borfalle 
in der Ausübung einer ihm zuftehenden Amtsgewalt aufge 
treten war, und fomit von Jedermann, ohne Unterſchied der 
Berfon und des Charakters bie der nn gebührende 
Achtung zu verlangen hatte. 

Da nun außerdem auch die —— ob fih der Beſchul⸗ 
digte als Zweck und Abſicht ſeiner unziemlichen Aeußerung 
eine Herabwürdigung des Magiſtratsrathes und ſohin eine 
Amtsehrenbeleidigung wirklich vorgeſetzt habe, in ber ihr 
nach Urt. 1 des Gefebes nom 29. Aug. 1848 zukommenden 
Gigenfhaft einer Ihatfrage in dem angefochtenen Erkennt 
niffe gleichfalls bejahend beantwortet, und hiemit jeder wei⸗ 
tern Würdigung des oberften Gerichtshofes entrüdt ift, jo 
ergibt fih, daß die Art. 405 und 407 Th. I. des SGB. 
auf die in II. Inſtanz feftgeftellten ayettaden allerdings 
richtig angewendet worden m: eo 
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XXIV. 


Zurücknahme einer falfchen eidlichen Ausfane vor Einleitung ber 

Unterfuchung wegen Meineides. Art. 269 Th. 1I d. StGB. 

In der Streitjahe des Gotrfried Appel von Lens 
zendorf gegen Michael Vogel von Jeflerndorf wurde 
die von dem Kläger als Zeugin benannte ledige Dienft- 
magd Kunigunda Behrwind von Gemeinfeld bei dem 
Landaerichte Hofheim am 7. Juni 1852 in Gegenwart der 
beiden Streitstbeile eid lich vernommen, wobei fie, über ihr 
Berbältnig zu dem Kläger befragt, angab, fie habe vor 
zwei Jahren als Magd bei ihm gedient, jeither aber nicht 
einmal als Taglöhnerin bei ihm- gearbeitet. 

Am darauffolgenden Tage machte jedoch der Beklagte 
Michael Vogel bei. dem Landgerichte Hofheim die Anzeige, 
er babe in Erfahrung gebracht, daß Kunigunde Behrwind 
fih noch im Dienfte des Gottfried Appel befinde, und da» 
her offenbar zu deſſen Gunften eine falfhe eidlihe Ausfage 
über ihr Berhältniß zu demfelben gemadht habe. . 

Auf diefe Anzeige hin requirirte das Landgericht: Hof 
heim fofort das Landgeriht Ebern um Bernebmung des 
Gemeindevorfieherd von Leuzendorf über das "angezeigte 
Dienftverhältniß; ehe jedoch die requirirte Vernehmung bei 
dem Landgerihte Hofheim eintraf, erfihten dortfelhft frei— 
willig und zwar vor derfelben Gerichtsperſon, weldye fie in 
ber Streitſache des Gottfried Appel gegen Michael Vogel 
zeuaichaftlih vernommen Hatte, Kunigunda Behrwind am 
22. Juni 1852, und erllärte, daß fie bei jener VBernehmung 
bezüglich ihres DVerhältniffes zu dem Kläger die Unwahrheit 
geſagt Habe, indem fie feit Dreifönig 1852 wieder bei dem= 
felben im Dienfte ſtehe, und dag fie zu jener unrichtigen 
Angabe, welche fie bereue, durch die Furcht vor ihrem 
Dienftherrn beftimmt worden fei. 

Nah Erhebung der Vermögen!» und Leumundsver- 
hältniffe der K. Behrwind legte das Landaeriht Hofheim 
die Alten dem f. Kreis» und Stadtgerihte Schweinfurt 
vor, welches die Sache in feine öffentliche Sikung verwies, 
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damit daſelbſt wegen des Verbrechens des Meineides gegen 
Kunigunda Behrwind- weiter werfahren werde. 

Auf hiegegen von der Beichuldigten ergriffene Beru- 
fung ſtellte jedoch das k. Appellationsgeriht von Unter⸗ 
franken und Afchaffendburg das Strafverfahren ein, anneh⸗ 
mend, daß durch die, in weiterer Vernehmung erfolgte frei⸗ 
willige Zurüdnahme der früheren falſchen Angabe, Straflo- 
figleit eingetreten jet. 

Gegen -diefen Ausipruh Hatte der Oberftaatsanmwalt 
an jenem Gerichtshofe auf den Grund des Art. 66 Mr. 1 
des Strafpiogeßgejebes vom 10. Nov. 1848 die Nichtigfeite- 
befchwerde wegen unrichtiger Anwendung dee Art. 269 
Th. I des StGB. und der Novelle von 12. Aprii 1815 
(8. ©. 84) angemeldet. 

Die Beſchuldigke, hievon in Kenntniß gefebt, hatte ge⸗ 
beten, eine Gegenerflärung von ihrem bisherigen Vertheidi« 
ger abgeben laffen zu dürfen; da jedoch ein folder bis da= 
hin nicht aufgeftellt war, und Das k. Kreis- und Stadiges 


| ziht Schweinfurt auch die Aufitellung eines ſolchen zu dem 


angegebenen Zwede nicht für erforderlich hielt, waren Die 
Alten, ohne weitere Verftändigung der Sun, vor⸗ 
gelegt worden. 

Der oberſte Gerichtshof verwarf in feiner Sitzung vom 
31. März 1853 die erhobene Beſchwerde aus — 
Gründen: 

Der ſofortigen Veſcheidung der Beſchwerde ſteht der 
Umſtand nicht entgegen, daß der Bitte der Beſchuldigten, 
ihre Gegenerklärung auf die Denkſchrift des Staatsanwal⸗ 
tes durch einen Vertheidiger abgeben laſſen zu duͤrfen, nicht 
entſprochen, ja dieſelbe von dem abſchlägigen Beſcheide nicht 
einmal in Kenntniß geſetzt wurde; — denn nachdem bie 
Beigebung eines Bertheidigers von Amtswegen nad Art. 220 
des StPG. vom 10. Nov. 1848 hei Verbrechen, welche mit 
geringerer Strafe als Zuchthaus bedroht find, nicht einmal 
bei der öffentlichen Verhandlung und Aburtheilung geboten 
ift, ſo erfcheint dies noch weit weniger für das Stadium 
der Vorunterfuchung oder im Falle Eines gegen den: Der 
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weifungs= oder Einſtellungsbeſchluß ergriffenen Hechtamii- 
tel8 behufs der hiedurch veranlaßten Gegenerinnerung noth⸗ 
wendig, und eine neuerliche Aufforderung der Beſchuldigten 
zur ſelbſtigen Abgabe einer ſolchen um deswillen überflüſſig, 
weil dieſelbe bereits erklärt bat, daß ihr Hiezu die noͤthige 
Einfiht fehle. 

Die erhobene Beſchwerde ſelbſt anlangend, ſo macht 
ſich nach Art. 269 TH. I des StGB. derjenige des Berbre 
chens des Meineides fehuldig, welcher, in einer Civilſache 
als Zeuge vernommen, auf den vor Gericht geleifteten Eid 
bin willentlid eine faljche, Angabe gemadt bat, und ifl, wie 
aus Art. 256 a. a. D. hervorgeht, zur Vollendung des 
Verbrechens nicht erforderlich, dag daraus ein nn ent⸗ 
ſtanden iſt. 

Hat der Zeuge bei ſeiner —E nur aus Irr⸗ 
thum oder aus Mangel der Rückerinnerung die Unwahrheit 
angegeben, ſo kann es keinem Zweifel unterliegen, daß der⸗ 
ſelbe berechtigt, ja verpflichtet iſt, dieſe ſeine unrichtige An⸗ 
gabe zurückzunehmen, ſobald er ſich durch beſſere Einficht 
oder durch weiteres Nachdenken von der Unrichtigkeit derſel⸗ 
ben überzeugt hat. In dieſem Falle tritt die neuerliche 
Ausſage ſo ganz an die Stelle der früheren, daß die Inter⸗ 
eſſenten, wenn ihnen auch unbenommen iſt, allenfalls eine 
wiederholte Vernehmung des Zeugen in ihrer Gegenwart zu 
beantragen oder wenigſtens die Glaubwürdigkeit der fpäteren 
Ausjage zu beftreiten, — doch niemals verlangen können, 
daß die lebte Ausfage unberüdfichtigt gelaflen, und bie 
Entfheidung der Sache auf die von dem Zeugen jelbft als 
unrichtig bezeichnete erfte Angabe gebaut werde, 

Aber auch dann, wenn der Zeuge wiſſentlich eine 
faliche eidliche Ausfage gemacht hat, muß es demſelben ge 
fattet fein, feine frühere Ausfage zurüdzunehmen, und ba 
auch hier die fpätere Ausfage an die Stelle der früheren 
zurüdgenommenen tritt, kann eine ſtrafrecht liche Ver⸗ 
folgung wegen dieſer dann nicht eintreten, wenn die Zw 
rücknahme vor Einleitung der Unterfugung erfolgte; denn 
in einem ſolchen Falle hat die faliche Ausfage durch bie 
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freupillige Qurüdnahme zu ezifliren aufgehört, und es fehlt 
daher an dem Saupierforderniffe zum Thatbeſtande des 


Meineides — an einer falſchen eidlichen Ausfage *). 


In. dem angefochtenen Erkenntniſſe iR nun thatſaächlich 
als hinreichend indizirt angenommen, dag Kunigunde Behr- 
wind, in der Streitſache des Gottfried Appel von Leuzen⸗ 
dorf gegen Michael Vogel von Jeſſendorſ wegen Yorderung, 
als Zeugin bei dem k. -Landgerichte Hofheim eidlich vernom- 
men, bei den Generalfragen über ihr Dienfiverhältniß zu 
dem Kläger, ſonach in einem für den Prozeß. erheblichen 
Punkte, wifentlih eine faliche Angabe gemacht, dieſe aber 
kurze Zeit darauf bei Gericht freiwillig wieder zurüdgenom- 
men hat, und das k. Appellationdgericht: hat auf Einftellung 
des Strafverfahrens erfannt, weil diefe Zurüdnahme erfolgt 
fei, bevor die Beichuldigte wegen des falichen Zeugnifles in 
Unterfuhung genommen und: zur Verantwortung gezogen 
und ehe noch ein Erfenntnig in der Civilſache erlaffen wor- 
den jei. 

Kann aud der letztere Grund hier, wo ein beftimmter 
Erfolg zum Begriffe des in Frage flebenden Verbrechens 


nicht erforderlih if, als durchſchlagend nicht erachtet wer- 


den, fo erſcheint Doch die Einflelung des Verfahrens aus 
dem erſteren Grunde volllommen gerechtfertigt. Insbeſon⸗ 
dere Tann aus dem Umflande, daß vor dem freiwilligen 
Erfiheinen der Kunigunde Behrwind vor Gericht diejes in 
Solge einer Anzeige des Beklagten Michael Vogel bereits 
die Vernehmung des Gemeindevorſtehers von Leuzendorf 
über die Wahrheit jener Anzeige von dem Landgerichte 
Ebern requirirt hatte, — nicht gefolgert werden, daß ſchon 
damals eine Unterfuchung gegen die Beſchuldigte anhängig 
war, vielmehr follten hiedurch erft Anhaltspunkte zur An« 
bebung einer folhen gewonnen werden, und muß die nad 
freiwilligem Erfjcheinen bei Gericht unter ausdrüdlicher Ber 
zugnahme. auf die frühere. in der fraglichen Streitſache ge= 
machte Ausfage vor demfelben Gerichtskommiſſär am 22. Juni 


*) Bl. Bd. IV ©. 161 d. ©.2. 


140 Aus den Sipungen des fänbigen Kriminalſenates 


1852 abgegebene Erllärung als ein Nachtrag zu jener 
früheren Ausſage betrachtet werben, welcher dadurch, daß 
der Nichter das hierüber aufgenommene Protokoll in die 
Form eines Verhoͤrs einkleidete, nicht in eine Selbftanzeige 
oder in ein in der Unterfuchung abgelegtes Gefländnig um⸗ 
gewandelt werden fonnte, lebteres umfoweniger, als eine 
ſolche damals noch nit anhängig war. 

Srfolgte aber die Zurüdnahme der falſchen eidlichen 
Ausfage vor Einleitung der Unterfuhung , fo ericheint die 
Einftellung des Berfahrens fchon nah den im Eingange 
entwidelten Grundjägen gerechtfertigt, ohne daß es eines 
näheren Eingebens auf die Frage bedarf, ob das im anger 
fochtenen Grfenntniffe in Bezug genommene Reſcript vom 
12. April 1815, welches übrigens mit jenem Grundjaße im 
vollften Einklange ſteht, nur auf faljche eidliche Ausjagen 
in Strafſachen Anwendung findet, und ob es übder- 
haupt gefegliche Kraft hat.” | 


x 


XXV. 


Kaflation wegen Herabfeßung der Gefängnißftrafe duch Schärfung 
unter der Bedingung der Beibringung eines ärztlichen Zeug- 
niffes. Art. 325 des StPO. 


Durch Erkenntniß des Kreis= und Stadtgerichtes Wafler- 
burg war Joſeph Schweiberer von Emerting wegen Ver⸗ 
gehend der Amtschrenbeleidigung zu einer Gefängnigitrafe 
verurtheilt und dabei ausgefprodhen worden, daß dieje unter 
Anwendung doppelter Schärfung mittelft Anweifung der 
Zagerflätte auf bloßen Brettern und Entziehung aller war- 
men Speijen jeden dritten Tag auf 7 Tage herabzufegen 
fei, falls dag zu erholende gerihtsärztlide 
PBarere den Joſeph Schweiberer zur Ertragung 
dieſer Schärfung für fähig erkläre. 

‚Eine hiegegen erhobene Berufung war von dem k. Ap⸗ 
pellationsgerichte von Oberbayern verworfen „worden, . und 
Schweiberer hatte hiegegen die Nichtigkeitsbefchwerde ein⸗ 
gewendet, ohne einen Nichtigleitägrund zu bezeichnen. 
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Der obere Gerichtshof vernichtete in feiner Sp 
ung vom 31. März 1853 das angefochtene Erkenntniß aus 
folgenden Gründen: 

„Das Erkenntniß erfler Inſtanz ftelt es unverkennbar 
erft weiterem Ermeſſen anheim, ob die Strafe des als ſchul⸗ 
dig erklärten Joſeph Schweiberer eine einfache vierzehntägige, 
oder unter Anwendung doppelter Schärfung eine nur ſieben⸗ 
tägige Gefängnißftrafe fein fol. in Ausſpruch diefer Art 
verKößt aber gegen die beftehenden Vorſchriften, wornach 
dedingte Erkenntniſſe unftatthaft find, und es erſcheint da⸗ 
duch insbeſondere die Beſtimmung des Art. 325 des St.⸗ 
PG. vom 10. November 1848 verlebt, nach weldem 
das Gericht, wenn der Beihuldigte für Tchuldig befunden 
worden, fofort die gegen benjelben zu verhängende Strafe 
feſtzu ſtellen, d. 5. in allen Beziehungen ſolche vollkom⸗ 
men genau und beſtimmt auszufprechen hat, wornach bedingte 
Ausfprühe um fo unzuläffiger erfcheinen, als kein Richter 
eriftirt, welcher bei eingetretener Rechtskraft eines ſolchen 
Ausipruches befugt wäre, ſpaͤterhin noch darüber zu erfen- 
nen, ob die Bedingung. eingetreten, oder ob fie weggefal- 
len fei. 

Gleichwohl hat auch die zweite Inflanz dem vorerwähn- 
ten weſentlichen Mangel bei ihrer Urtheilsfällung nicht ab» 
geholfen, ſich vielmehr den erſtrichterlichen Strafausſpruch 
dadurch angeeignet, daß fie in ihrem Urtheile vom 19. Febr. 
1.'38. lediglich ausſprach, daß die vom Beichuldigten gegen 
bas Erkenntniß des Kreis- und Stadtgerihtes Waflerburg 
vom 10. Mai 1852 eingewendete Berufung verworfen werde, 
und felpft auch in den dieſem Urtheile beigefügten Entfchei- 
dungsgründen der gegen Joſeph Schweiberer in Anwendung. 
zu bringenden Strafe nicht die geringſte Erwähnung machte, 
während doch nach Art. 325, 337 und 339 des oben alle 
girten Strafprozeßgefepes der vorerwähnte Mangel hätte bes 
feltigt, und die gegen den Beichuldigten in Anwendung zu 
bringende Strafe vollkommen feſtgeſtellt und lategoriſch hätte 
ausgeſprochen werden ſollen. 


Es hat hiernach die zweite Inſtanz bei — Urtheils⸗ 
Gigungsberiäte Bd. V Heft 9. 
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faͤlung durch Außeracktlaflung der vorerwähnden Beſtimmung 
be9 Urt, 325 1. c. eine meſentliche Foͤrmlichkeit verletzt, und 
mußte demnach das Erkenntniß vernichtet, und, wie oben ge⸗ 
ſchehen, erlannt werben *). | 


XXVI. 


Auoſetzung ber Uriheilsfällang wegen Irrthums der Geſchwornen 
in der Hauptſache. — Wann der desfallfige Beſchluß zu 
faſſen iR? Art. 212 des StPG. — (Vergl. Defterr. Sy. 
v. 1850 $. 888. Thür. SPD. N. 205. Hannov. SPD. 


Bei der vor dem Schwurgerichte von Oberfranten wider 
bie Banerswittwe Marla Anna Hohlhut von Trainau 
wegen qualifizirten Mordes gepfiogenen Verhandlung waren 
den Geſchwornen folgende 2 Kragen geftellt worben: 

Erfte Frage: „If die Angellagte, M. A. Hohlhut, fohul; 
Dig, das Verbrechen bes doppelt qualifizirten Mordes das 
duch begangen zu haben, daß ſie ihrem Ehemann Georg 
Hohlhut eine Lebensgefährlihe Quantität Gift (Arſenik) in 
der Abſicht, ihm zu tödten, beigebracht hat, burch weichen. 
Genuß derfelbe wenige Tage darnach, am 27. Ron. 1851, 
geftorben iR, und daß fie diefe von Ihr veräßte Entleibung 
mit Vorbedacht beſchloſſen Hat?“ 

Zweite Frage: „IM die Angeklagte, M. A. Hohlhut, 
ſchuldig, das Verbrechen des doppelt qualifizirten Morbes 
dadurch begangen zu haben, daß fie ihrem Ehemanne Georg 
Hohlhut eine Tebensgefährtihe Duantität Gift (Arfenif) in 


°) Hieraus t fich die Nothwendigkeit, dag, wenn gleich ber 
Art. 149 hl. II des StGB. aufgehoben ift, doch auch jetzt 
no am Schkuffe der Borunterfuchung ein Strafgnalififations- 
ben Alten beigelegt wirb, und es wäre zu wünſchen, 
daß das k. Etaatöminifterium der Juftiz eine allgemeine An— 
ordnung erliefie, um den Anftänden, die fich in diefer Hinficht 
ſchon mehrfach ergeben haben, abzuhelfen. 
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ber Apfiht, ihn au töbten, beigebracht hat, durch welchen 
Genuß derſelhe wenige Tage darauf, am 27. November 1851, 
geſtorben if, und daß He diefe Entleibung mit Ueber⸗ 
legung ausgeführt hat? | 

Die Geſchwornen hatten beide ragen mit „Ja“ be= 
antwortet, und. nachdem der gefällte Wahrſpruch der Auge 
klagten verfündet worden war, und der Staatsaywalt den 
Antrag geſtellt hatte, diejelbe zur Iobenftrafe zu verurthei⸗ 
Ien, hatte fih der Gerichtshof zur Bergthung und Beſchluß⸗ 
faſſung zurückgezogen, bei feiner Rückkehr in den Sitzungs⸗ 
ſaal aber einen Beſchluß dahin verkündet, dag die Urthejils⸗ 
fällung auszufeben und Pie Sache, infoweit die Angellagte 
für ſchuldig erllärt worden, an die naͤchſte ordentliche Schwur⸗ 
gerichtäfigung zu verweilen ſei, damit ein anderes Schwur⸗ 
gericht Darüber entſcheide. 

In den Gründen zu dieſem Beichluffe war. angeführt, 
„daß bei der vom Schwurgerichtähofe gepflogenen Berathung 
ſämmtliche Richter einhellig der Ueberzeugung waren, daß 
aus dem Gange der Verhandlungen eine feſte Ueberzeugung 
von der Schuld der Angeklagten nicht gewonnen werben 
konnze, der Schwurgerightshof demnach bei feiner einhelligen 
Ueberzeugung von der Unrichtigfeit des Wahrſpruches dem⸗ 
felben einen Strafausſpruch nit zu Grunde zu legen ver⸗ 
moechte, vielmehr diefen Tall wegen der Verſchiedenheit zwi⸗ 
Then der einhelligen Ueberzeugung der Richter und jener 
der Geſchwornen als den im Art. 212 des StPG. nom 
10. November 1848 vorgeſehenen eraghtete, wornach von 
Amtswegen die Urtheilsfällung auszufepen, und bie Sache 
an bie nächpe Sämurgiätsigung von Oberfranken zu 
verweilen war.“ 

Hiegegen Hatte der Staatsanwalt am Appellationgger 
richte von Oberfranken die Nichtigkeitsbeſchwerde angemeldet, 
und auszuführen geſucht, — 

J. daß es zur Anwendung bes Art. 212 1.g. nit ger 
näge, daß die Richter den Wahrſpruch der Geſchwornen für 
unsiätig erschien, wie iq dan Gründen zu Dem obigen Be⸗ 
ſchluſſe ſich augeführt finde, ſondern DaB has. Geſeg hiezu 

10 * 


144 Aus den Sitzungen des ſtändigen Kriminalſenates 


einen Irrthum in der Hauptſache erfordere, das Vorhanden⸗ 
ſein eines ſolchen aber hier nicht angenommen werden koͤnne, 
und demnach der Art. 212 1. c. in vorliegender Sache un⸗ 
richtig zur Anwendung gebracht worden ſei, daß aber 

II. das Geſetz auch deshalb verlegt fei, weil der frag- 
liche Ausfpruch nicht einhellig und nicht zur rechten Zeit, 
fondern zu fpät erlaffen fei, Indem ein folder Ausſpruch, 
nad) bereits gefchehener Verfündung des Wahrſpruches an 
ben Angellagten, und erfolgter Verhandlung über den Straf- 
antrag nicht mehr flatthaft ſei, fondern fogleih nad der 
durch den Obmann der Geſchwornen gefchehenen Kundgebung 
bes Wahrſpruches zu erlaffen, fonad das Geſetz auch in 
diefer Beziehung unrichtig angewendet worden ſei. 

Der oberfte Gerichtshof vwerwarf jedoch in feiner Sie 
gung vom 5. April 1853 bie erhobene Beſchwerde aus 
folgenden Gründen: 

„Das Strafgefeß vom 10. November 1848 ſchreibt nir⸗ 
gende vor, dag der Gerichtshof, wenn er die Beftimmung 
des Art. 212 1. c. zur Anwendung bringen zu Tönnen 
glaubt, feinen diesfallſigen Ausſpruch fogleich unmittelbar 
nach Berlefung des Wahrfpruches der Gefchwornen durch 
deren Obmann, und ohne foldhen vorerft dem Angeflagten 
eröffnet zu haben, erlaffen müfle, fondern der Art. 2121. c. 
befiimmt nur, daß, wenn nah Verkündung des Wahr- 
ſpruches der Geſchwornen, wodurch der Angeklagte für 
ſchuldig erkläͤrt worden if, ſaͤmmtliche Richter fih überzeugt 
finden, daß die Gefhwornen fih in der Hauptſache geirrt 
haben, der Gerichtshof von Amtswegen die Urtheilsfäl 
lung auszuſetzen, und die Sache, foweit der Angeklagte 
für ſchuldig erflärt wurde, an die nächſte Schwurgerichts« 
fifung zu verweifen habe, damit ein anderes Schwurgeriäht 
darüber entfcheide. 

Diejer gefeplihen Beſtimmung jufolge laͤßt fih nicht 
annehmen, daß die Befugniß der Nichter, ihre Ueberzeugung 
dahin auszufprechen, dag die Geſchwornen fi in der Haupt⸗ 
„fahe geirrt haben, fonady die Urtheilsfälung auszufepen, 
ulid die Sache an die nachſte Sıhmwurgerihtöfipung zu ver⸗ 
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weiſen ſei, an den von dem beſchwerdeführenden Staats— 
anwalte bezeichneten Zeitmoment geknüpft ſei, vielmehr gibt 
ſchon der Wortlaut beſagter Geſezesſtelle, die überdies un⸗ 
verkennbar lediglich auf den Schuß der Unſchuld des Ange⸗ 
klagten berechnet iſt, ganz unzweideutig zu entnehmen, daß 
auch dann noch, wenn der Wahrſpruch dem Angeklagten be⸗ 
reits bekannt gegeben, von der Stantsbehörde der Antrag 
auf Anwendung der betreffenden Staatsgeſetze geftellt und 
hierüber verhandelt worden ift, die Richter, wenn dieſelben 
fämmtlih bei hierauf von ihnen vorgenommener Beratung 
zu der Ueberzeugung gelangen, daß die. Gefchwornen in der 
Hauptſache fi .geirrt haben, die Urtheilsfällung ausfehen, 
und die Sache an die nächte Sikung verweilen Tünnen, das 
mit ein anderes Schwurgericht darüber entſcheide. Als ver⸗ 
fpätet Tann hiernach der fragliche Beihlug nicht erachtet 
werden. Daß aber. auch fämmtliche Nichter dabei fih von 
derfelben Anficht überzeugt gefunden haben, muß im Hin» 
blicke auf Art. 212 1. c. um fo mehr angenommen werden, 
als in den Gründen zum fraglichen Beſchluſſe ausdrücklich 
angeführt ift, daß ſaͤmmtliche Richter einhellig der Ueber⸗ 
zeugung waren, ꝛc. %. 

Der beichwerdeführende Staatsanwalt bringt - ur 
Rechtfertigung feiner Behauptung, daß der Schwurgerichte- 
bof feinen Ausfpruch nicht einhellig erlaflen habe, in feiner 
Denkſchrift auch nur vor, daß aus der langen Dauer der 
Beratbung des Gerichtshofes hervorgehe, daß eine einhellige 
Meberzeugung der Richter anfangs nicht, fondern Oppofition 
vorhanden war, und die Einhelligkeit erſt nad Beflegung 
derſelben uneigentlich erfolgt fei. 

Diefes Vorbringen kann aber um fo minder als erheb⸗ 
lich erachtet werden, als das Geſetz in fraglicher Beziehung 
nichts fordert, als daß ſaͤmmtliche Richter ſich überzeugt fin⸗ 
den, und Niemandem zufteht, darüber, ob fie zu dieſer 
Ueberzeugung ſogleich oder erſt durch längere Berathung 
gelangt felen, u. f. w. von ihnen Rechenſchaft zu ver⸗ 
langen. 
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Über au, was sub I. der erwähnten Denfihrift zur 
Begründung der erhobenen Nichtigkeitsbeſchwerde vorgebracht 
iR, ſtellt fi als durchaus werthlos und unerheblich dar. 

In ben dem fragliden Befchluffe beigefügten Gründen 
iR die fhon oben angeführte Erklärung niebergelegt, daß 
fämmtlihe Richter einhellig der Ueberzeugung waren, daß 
aus dem Gange dei Verhandlungen eine fehle Ueberzeugung 
von der Schuld der Angellagten nicht gewannen werben 
konnte, der Schwurgerichtshof hienach bei feiner einhelligen 
Ueberzeugung von ber Unrichtigkeit des Wahrſpruches dem: 
ſelben einen Strafausſpruch nicht zu Grunde zu legen vet⸗ 
mochte, vielmehr dieſen Fall wegen der Verſchiedenheit der 
rinhelligen Ueberzeugung der Richtet und Geſchwornen als 
ben im Art. 212 bes Prozeßgeſetzes vom 10. Atovbr. 1888 
votgeſehenen erachtete u. |. w. 

Diefe Erklärung beſagt anbeftreitbar nichts anderes, als 
daß ſaͤmmtliche Richter ſich überzeugt fanden, daß die Se—⸗ 
ſchwornen fih in der Hauptſache geirrt haben, und iſt da⸗ 
bei ber Umſtand, daß man ſich nicht genau an bie Worte 
des Gefehes gehalten, und ſich des Ausdruckes: „Untichtig⸗ 
keit des Wahrſpruches“ bedient hat, um jo minder von Mes 
levanz, als Irrthum dee Geſchwornen ganz gleichbebeutend 
mit Unrichtigkeit ihres Wahrſpruches iſt. — Ob wirklich auf 
Seite der Geſchwornen bei Abgabe thres Wahrſpruches ein 
Irrthum obgewaltet Bat, oder nicht, kann der obere Ge⸗ 
richtshof nach der ihm zuſtehenden Kompetenz nicht prüfen, 
und daher auch auf die in beſagter Denkſchrift enthaltenen 
Ausführungen über Irrthum bezüglich des Thatbeſtandes 
und Irrthum bezüglih der Schuld nicht eingehen, und 
nachdem in den @ründen zum fraglichen Beſchluſſe 
ausdruͤcklich enthalten it, duß der Schwurgerichtshof den 
Ball des Urt. 212 1 c. für gegeben erachtete, hienach 
aber die Abficht des Ghmurgerichtshofes, einhellig die Ueber⸗ 
zeugung auszuſprechen, daß die Geſchwornen in ber Haupt⸗ 
ſache fi geirrt Naben, nicht im Geringſten bezweifelt werben 
kann, ſo ſtellt fih Die gefchehene Ausfehung der Urtheils— 
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faͤlung und Verweiſung ber Sache an die nädfle Schwur⸗ 
gerichtsſigung ala vollkommen gejehmäßig dar *). 


XXVII. 


Caſſation wegen Nichtabtechnung eines bereits erſtaubenen Straf⸗ 
theiles an ber für die konkurrirenden Verbrechen ausgufpredden« 
ven Gefammifirafe. Art. 109. Th I d. St®8. 


Wie bereits oben unter Nr. Al vorgelommen ift, war 
durch Urtheil des oberſten Gerichtshofes vom 12. Februar 
1853 das gegen den Häuslersfohn Thomas Winkelbauer 
und die Häuslerstochter Roſine Schießl erlaffene Straf- 
urtheil unter Aufrechthaltung des Wahrſpruches deshalb ver» 


*) Der Art. 212, welcher mit dem Art. 9 bes Geſetzentwurfes 
woͤrtlich Adereinftiimmt, ſagt allerdings „nach Berlünbung 
828 Wahrſpruches“; allein, daß ber Geſetzgeber hierun⸗ 
ter nicht die ee an ben Angeklagten verfand, 
ergibt aus den Motiven zu jenem Artitel, wornach zur 
Uinwendbartelt deſſelben ſtels vorausgeſetzt wird, daß die 
Richten ſogleich bei Verkündung bes Wahrſpru— 
ched, und ehe noch der Angeflagte wieder in den 
Eibnngsjanleingefährt ik, vie Anficht gewinnen, 
daß demjelben durch den Ausfpruch ber Geſchwornen Uutecht 
geſchehe. Auch ift dort bemerkt, daß bies nur eine Ueber- 

ftagung des Art. 352 des Code d'instruction ctiininelle In dem 

Setgentwurf ſei, und jenee Artikel beſtimmt ven Zeitpankt 

auch dahin: „immédiatement après que la déclaration du 

jury aura ele prononeée publiquement“, wornuter 
auch Hier nur die von dem Chef du jary mad Art. dB ans⸗ 
gehende Berfündung gemeint fein Ina, da von ber durch 
den Gerichtsichreiber dem Angeklagten ja medenden Verkün⸗ 
dung erſt im Art. 857 die Rede iR. a vie Richter ber 
Berhandlung mit Aufmerkfamtett gefolgt And, werben fie bei 
der Nüdkehr der Gefchwornen aus dem Berathungszimmer 
fo gut wie diefe mit ſich einig ie ob der Angellagte ſchul⸗ 
dig iſt oder nicht; find fie der letzteren Auficht, mad ver Ob⸗ 
mann fpticht dennoch durch Bejahnug des Frage fein Schul⸗ 
dig aus, fo genügt eine einfache Umfrage des Präliventen, 
um don bem Art. 212 Gebtamh zu machen; benn ben Wahr 
ſpruch einer Reviſton der Kicker zu unterficlen, war nick 
die Abfiht des Geſetzes, fondern ein materielled Unrecht 

follte verbütet werden, und deshalb iſt den Richtern au d- 

tahmsmweife für dieſen Fall vie Befugntß eingerakimt, 

den fon uuamkößligen Wahrſpruch nicht als Ticklig 
und bindend — iſt er dies nicht, fo follte er aber 
une bem Angeklagten meht perkiindet werben. 
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nichtet worden, weil bei dem Strafausſpruche gegen Winkel 
bauer auf 12jähriges und gegen Roſine Schießl auf HYaͤhri⸗ 
ges Zuchthaus die früher gegen fie ausgeſprochene Arbeits⸗ 
hausftrafe nicht berüdfichtigt worden war. 

In dem neuerlichen Erfenniniffe des Schwurgerichts« 
hofes von. Niederbayern war Winkelbauer wegen der 10, 
durch den aufrecht erhaltenen Wahrſpruch feftgeftellten Reate, 
und wegen ber ihm durch Urtheil des Kreis⸗ und Stadt- 
gerichts Paſſau wegen Verbrechens der Körperverleßung zu=- 
erkannten Jjährigen Arbeitshausftrafe, wovon derſelbe nach 
bereit3 hieran erftandenen 11 Monaten und 27 Tagen noch 
zwei Jahre und 3 Tage abzubüßen hatte, zu einer 12jähri- 
gen Zuchthausftrafe, gefhärft auf die Dauer von 6 Tagen 
jeden Jahres — Rofine Schießl dagegen wegen ber durch den 
Wahrſpruch feſtgeſtellten 8 Reate, und wegen der ihr vom 
f. Kreis» und Stadtgerichte Straubing wegen Verbrechens 
des Meineides zuerkannten vierjährigen Arbeitshausftrafe, 
wovon fie erſt 9 Monate und 11 Tage erflanden, fohin noch 
3 Jahre 2 Monate und 19 Tage zu erftehen Hatte, zu einer 
Zuchthausſtrafe auf die Daner von 9 Jahren ——— 
worden. 
Die Gründe diefes urtheils liegen entnehmen, daß bei 
Winkelbauer das Maximum der im Art. IX Nr. 3 der 
Berordnung vom 25. März 1816 (12jähriges Zuchthaus) 
als unüberldr eitbare Strafe erfheine, weshalb auf äu— 
fere Schärfung erfannt worden fei, dag ferner bei Rofine 
Schießl unter gleihmäßiger Anwendung des Art. IX Nr. 3 
der alleg. DBerord. bei mildernden Umfländen, auf eine nur 
Yjährige Zuchthausftrafe zu erkennen geweſen fe. — Als 
entfcheidende Geſetzesſtellen für diefe Strafausſprüche waren, 
außer den gefehlichen Strafbeftimmungen über den Diebflahl, 
‚bie Art. 108 und 109, Thl. I des StGB., und Art. 14 
ibid. (bezüglich der äußeren Strafichärfung bei Winkelbauer) 
al8 angewendet angeführt, allein es war nirgends zu ent« 
nehmen, daß eine Abrechnung der von Winkelbauer 
und Schießl verbüßten Strafzeit von 11 Monaten 27 Tagen 

und 9 Monaten 11 Tagen an der ausgeſprochenen Strafzeit 
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von 12 und beziehungsweiſe 9 Jahren, welche Strafe doch 
die Gejammtfirafe für die früher und jebt abgeurtheilten 
Mebertretungen fein follte, als bereits erflanden, ein- 
treten follte, fo daß ohne diefe nicht anzunehmende Abreck- 
nung den Winkelbauer eine Strafzeit von 12 Jahren 11 
Monaten 27 Tagen als theils bereits erflanden und 
als theild noch zu erſtehen, fomit eine Strafzeit getroffen, 
durch welche die als unüberfchreitbar bezeichnete Strafzeit von 
12 Jahren Zuchthaus Hoch überfchritten worden wäre. — Bes 
züglich der Nofine Schießl fand fi bei der. Strafausmeffung 
auch noch die folgende Stelle in den Entjcheidungsgründen: 

„in Erwägung, dag NR. Schießl Geſtändniß abgelegt 

und mehrjährige Unterſuchungshaft erlitten hat, war 

auch mit Einrehnung der von ihr noch abzw 
bügenden Arbeitshausfirafe, dennoch auf 
eine Yjährige Zuchthausſtrafe zu ertennen.” 

Gegen diefes Urtheil hatten Winkelbauer und Schießl 
die Nichtigkeitsbefcgwerde eingewendet, und der oberfle Ge⸗ 
rihtshof vernichtete auch wirklich dag neuerliche Erkennt» 
nig in feiner Sitzung vom 83. April 1853, verwies aber 
diesmal die Sache unter Aufrechterhaltung des Wahrfprur 
ches an die. nächſte Schwurgerihtsfigung der Oberpfalz und 
von Negensburg zur nochmaligen Aburtheilung, und zwar 
aus folgenden Erwägungen: 

„Den Gründen des oberflrichterlichen vernichtenden Ur⸗ 
theils vom 12. Februar 1853 gegenüber hatte fi der zur 
wiederhoften. Aburtheilung der Sache berufene Schwurge- 
richtshof, unter richtiger Anwendung der früher verlegten 
Art. 108 und 109, Thl. I des StGB., die Trage aufges 
worfen, — welche nah Art. 109 a. a. O. zu beflimmende 
Gefammtftrafe iſt gegen die beiden Angeklagten wegen 
der früher abgeurtheilten Neate, für welche eine ohne Be⸗ 
achtung. der Gefehe über Konkurrenz ausgemeſſene Strafbe 
flimmung bereits vorlag, und wegen der Mebertretungen, des 
zen fie jet buch den Wahrfpruch ſchuldig erfannt wurden, 
auszuſprechen? Hiebei konnte die von den Angefchuldigten 
bereits verbüßte Strafzeit, bei der Ausmeſſung der Strafe 
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an fi ber Zeit nad, nicht in Betracht gezogen werben, 
weit ſich der Richter auf den Standpunkt zu fleflen hatte, 
als Tägen die fammtlichen Heate: jene, über welde der 
Schuld- und Strafausſpruch ſchon früher erfolgte, und jene, 
weldye den Gegenſtand der jeßigen ſchwurgerichtlichen Abur⸗ 
theilung Bildeten, noch ſämmtlich unbeftraft Teiner 
Strafauomeſſung vor. Jener Theil der bereits erſtan⸗ 
denen Strafe konnte daher nur, als bereits an der jebt 
auszuſprechenden Geſammtſtrafe erflanden, abzurechnen fein, 
weit jene Strafzeit, wenngleich im Arbeitshauſe verbüßt, 
doch fo angufehen if, als wäre fie in dem Straforte der 
Geſammiſtrafe (nämlich Iier im Zuchthanfe) erſtanden wor⸗ 
den, indem die Geſammtſttafe, wäre fie nach den Regeln der 
Konkurrenz (Art. 109 Thl. I des StGB.) Thon vor An- 
tritt jener Arbeitsdausftrafe ausgeſprochen worden, Der Gat⸗ 
tung nach in Zuchthaus beflanden wäre — | 

Dieſen geſetzlichen Anforderungen hat das Erkenntniß 
von 27. Februar 1853 weder in feinem Tenor, no fn 
feinen Gründen Genfige geleifket, und es iſt durch daſſelbe, 
indem 28 nach Lage der Alten einen ungefeblidhen and 
mindeftens einen nit beſtimmten Strafausfpru ent⸗ 
hätt, der Art. 203 des StPO. vom 10. November 1848 
verliebt. 

1) Vorerſt Tiegt eine völlig unrichtige Faſſung bes Urs 
theilsſatzes vor, nach welchem wegen der den Angeſchulde⸗ 
ten fruͤher zuerkannten Arbeitshausſtrafe und wegen 
der fjebt konkurrirenden Reate, auf die Geſammeſttafe er» 
kannt if, indem niht wegen biefer Strafe, ſondern 
wegen des diefelbe bedingenden Neates, und wegen der 
übrigen neueren Webertrerungen auf jene Geſammtſtrafe gu 
erfennen war, ferner weil nad ben Anmerk. zum StGB. 
Thl. J B. LS. 261 lit. b and c und nah dem Hefkripte 
vom 19. März 1814 8. S. Nr. 36, und vom 4. Mai 1816 
8. ©. ro. 130 eine atithmetiſche Kombination der einzel⸗ 
nen Strafen, wenn in eine Höhere Strafgaktung uͤberge⸗ 
gangen werden muß, nicht angeht, ſomit auch die fon 
früher ausſgeſprochenen Arbeitößnusitrafen det beiden Ange 
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klagken, bet dem Uebergange in bie Zuchthausſtraft nicht 
ariihmeliſch „einzurechnen“, ſondern nur bei Beſtimmung 
ber Dauer der höheren Strafgattung im Allgemeinen gu bes 
rüdfichtigen waren. 

2) Ehen weil das Urtheil eine Geſammtſttafe, nach 
Art. 109 Thl. J des StGB. für alle Reate, abgeſehen 
von dem fruͤher ergangenen, aber wegen Konkurtenz nicht 
weiter vollſtrekbaren Strafurtheile auszuſprechen Hatte, 
mußte es über die ſchon verbüßte Strafgeit, welche zur 
jebt anszufprehenden Gefammiftrafe gehört, 
und daher als in dem Straforte diefer Geſammtſtrafe erflan« 
den anzufehen ift, Verfügung in der Art treffe, daB dieſe 
Seit hei Winkelbauer 11 Monate 27 Tage, Hei Schießl 9 
Monate 11 Tage) an der ausgeſprochenen Geſammtſttafe 
von 12 beziehungsweiſe Hiahren Zuchthaus als bereits 
erſtanden in Abrechnung zu bringen ſei. — Diefer nad 
der Sachlage und dem Geſetze unerläßlichen Verfügung ent⸗ 
behrt das Urtheil, To daß, wie ſchon eingangs erwähnt, 
ohne die Annahme der Abrechnung det von Winkelbauer ſchon 
erftandenen Strafzeit, die Gefammtftrafe der fämmtlis 
hen Reate diefes Angefchuldigten, das nad Art. 109 Thl. I 
des StGB. und Art. IX Nr. 3 der Verordnung vom 
25. Maͤrz 1816 unüberfleiglihe Maximum von 12 Jahren 
Zuchthaus, doch In der That überfleigen würde 

Auch bezüglich der R. Schießl hätte dem Obigen gemäß 
eine Verfügung dahln getroffen werden müffen, daß an ber 
für ihre fämmtlichen Neate als angemeflen erachteten Yiähr 
tigen Zuchthausſtrafe, welde Gtrafzeit hier das richterlich 
feſtgeſetzte Gefammt-SttafpMarimum bildet, jene oben 
bezeichneten 9 Monate 11 Tage als bereitd erfianden abzu⸗ 
rechnen felen. Berner ſetzt bezuüglich ber N. Schlegl die ſchon 
eingangs angeführte Stelle der Entfribungsgrände die rich⸗ 
tige Auffaſſung und Aawendung bes Art. 109 Thl. I. des 
SIEB, in der That nönig in Hweifel, indem an dieſer 
Stelle von einer noch abzubüßenden Arbeitshausftrafe ne= 
ben der erkannten Yährigen Zuchthausſtrafe als Gefammt- 
ſtrafe gefprochen wird. — Diefe Stelle. der Catfcheibungs- 
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gründe gibt indeg zu entnehmen, daß eine Abrechnung der 
früher verbüßten Strafzeit an der jebt ausgefpro- 
chenen Strafzeit nicht anzunehmen fei, was, wie oben an⸗ 
geführt, gegen das Geſetz verftößt. 

Nachdem nun, wie gezeigt, nach der Altenlage und bei 
rigtiger Anwendung der Art. 108 und 109 Thl. I des 
SGB. die Strafe für fämmtliche konkurrirende Neate, 
nicht unser arithmetifcher Einrechnung der. früher ſchon er- 
fannten, aber nicht verbüßten Arbeitshausftrafen, gleichwohl 
aber unter Berüdfihtigung der hieran bereits erfiandenen 
Strafzeit, als.eines [don im Voraus verbüßten Theile s 
der jebt auszufprechenden Gefammtfreiheitsitrafe hätte aus« 
gemeflen, und daher bezüglich des als erflanden anzujehen- 
den Straftheiles Verfügung hätte getroffen werden follen, if 
unter Verletzung des Art. 203 des Gtıf.Proc.Gef. vom 
10, November 1848 ‚Die durch das Gefeb angedrohte Strafe”, 
das heißt die Strafe in der Art, wie fie in. Folge der Ei- 
genthümlichleiten des Falles gefeplich erfannt werden mußte, 
nicht erkannt worden"). 


XV. 


Verurthellun zweier Perſonen wegen deſſelben Verbrechens durch 
zwei verſchiedene Erkenntniſſe und Vernichtung beider er = 
Unvereinbarfeit. Art. 268 des StPG. (Defterr. StPO, v. 

a. 893, 895, 296, 453. Preuß. BO. v.1849 a. 151. aus, 

"EBD. $. 221. Braunfchw. SPD. $. 188. Thür. StPO. a. 

888. Ruch. Gef. 1848. $. 418, ©h. Hef. ©. a. 29 f. af 

®. a. 280. Bad. G. 1851 $. 119. Württemb. Oſ. a. 

Am 21. Iuli,1850, Nachts gegen 9%, Uhr, erlitt 
ber Wiährige Austrägler Leonhard Klinger zu Unter 
neuhaufen eine Körperverlebung, welche 7 verfchtedene, theils 
von Schlägen mit einem ftumpfen Werkzeuge, theild von - 
einem ſchneidenden Inſtrumente herrüßrende Wunden, und 
eine Arbeitöuntüchtigkeit des Verletzten von 21 Tagen zur 
Folge hatte. Der Befchäbigte En nur eine Den 


9) Bergl. Ne. II. XI: und XXXI. d. G. B. Dann ®. f. au B. — 
Erg. BI. Nr. 1. 2. und 8. 
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und zwar den ledigen Taglöhner Simon Mayer vor 
Unterneuhaufen, den er bei mondheller Nacht ganz beſtimmt 
erfannt habe, und welder gegen ihn ſchon Längere Zeit 
feindlih gefinnt fei, al8 den Thaͤter. Auf die bei dem 
föniglichen Landgerichte Landshut eingeleitete Vorunterſu⸗ 
Hung erfolgte die Verweifung der Sache gegen Simon 
Mayer in die dffentliche Sikung des k. Kreid- und Stadt⸗ 
gerichtes Landshut, und am 17. März 1851 ein Erkenntniß 
dieſes Gerichts, durch welches Simon Mayer des an dem 
bezeichneten Tage begangenen Vergehens der Koͤrperverletzung, 
unter dem erfchwerenden Umftande des Gebrauches einer 
Waffe, verübt an dem 20. Leonhard Klinger, fchuldig erkannt 
und in eine, in einem Bwangsarbeitshaufe zu erftehende 
Gefängnißftrafe von 8 Monaten verurtheilt wurde. Dex 
Berurtheilte Simon Mayer, welcher die Befchuldigung ſtand⸗ 
haft in Abrede ftellte, hatte vor der öffentlichen Verhand⸗ 
fung 5 Zeugen zum Nachweife eines alibi zu laden bean⸗ 
tragt, allein deren Ladung wurde nah Art. 129 Abf.2 des 
StPG. vom 16. November 1848 nicht verfügt, auch einem 
von dem Bertheidiger wegen Nichtledung diefer Zeugen ge= 
ſtellten Vertagungsantrage nicht flattgegeben.. Der Beihä- 
digte 2. Klinger war auf den bezeichneten befiimmten An⸗ 
gaben gegen Simon Dayer in der öffentlichen Sikung fle- 
ben geblieben, und Hatte insbefondere angegeben, der Thaͤ⸗ 
ter habe, auf ihn zueilend, ihm, ohne ein Wort zu fagen,: 
einen Schlag auf das rechte Auge gegeben, fo daß er zu- 
fammengeflürzt fel, und ihm dann die übrigen Verletzungen 
zugefügt. | 

Die von dem Derurtbeilten Simon Mayer gegen das 
Urtheil erfter Inflanz -eingewendete Berufung verwarf das 
koͤnigl. Appellationsgeriht von Niederbayern, ohne daß in 
zweiter Inſtanz Zeugen vernommen worden waren, durch 
Erkenntnig vom 9. Mai 1851. Bei der Sffentlichen Ver⸗ 
handlung der Sache war von dem Vertheidiger des Befchul« 
Digten der Antrag auf Bertagung der Sache geftellt wor=. 
den, weil der Beſchuldigte erft am 29. April 1851 zwei. 
Zeugen in Erfahrung gebracht Habe, weiche beflätigen koͤnn⸗ 
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ten, daß er fih um haſb IN Uhr und. no ſpaͤter am 
24, Io 1851 im Wirthshauſe befunden habe. Diefer An⸗ 
trag wurde jedoch verwprfen, weil Mayer diefe Zeugen frü« 
ber, gig an dem Tage der öffentlichen Sitzuug, mp Deren 
Ladung nicht mehr bewirkt werben Tonnte, hätte bezeichnen 
ſollen, er auch einen Koſtenvorſchuß nicht geleiflet und derem 
Vernehmung unerheblich erfepeine, weil er ſelbſt wiederholt 
angegeben habe, daß er an dem fraglichen Abende fchon um 
9 Uhr zu Haufe geweien ji. — Der Beruriheilte Simon 
Mayer trat Bierauf, nachdem fein Geſuch um Auffchub des 
Strafvollzuges bis Oktober 1851 Allerhöchften Orts abgewiefen 
werben war, am 18. Juli 1851 feine Strafe in dem Jwangs- 
arbeitshauſe zu Ebrach an, und wurde am 18. Mär; 1852 
nad Abbüßung der Swonatlichen Gefaͤngnißſtrafe aus der 
Strafauſtalt entlaffen. 

Am 21. April und A. Mat 1852 Heantragte Simon 
Mayer die Wiederaufnahme des. Strafverfahrend und be⸗ 
zeichnete mehrere Zeugen, denen Pankraz Petz, Schuh—⸗ 
makbersiohn aus Dbernenhaufen, geſtanden habe, daß er 
fowoßl die am 21. Inst 1851 an Leonhard Klinger ver— 
übte Körperverlegung, als eine im Oktober 1849 von dem⸗ 
felben Klinger eslittene, aber nicht zur gerichtlichen An- 
zeige gebrachte Mißhandlung begangen habe, und daß wegen 
der erfteren That Simpn Mayer unfguldig in Unterſu⸗ 
chung genommen und beitraft worden je. — 

Nachdem bereius einige der bezeichneten engen dieſe 
Geſtaͤndniſſe des Paukraz Peb betätigt hatten, wurden auf 
Beranlaffung des Tönigl. Generalflaatsanwaltes am oberſten 
Gerichtshofe, am welchen die Akten wegen bes non Simon 
Mayer geſtellten Geſuches um Wiederaufnahme bes Gtraf« 
nerfoßeens gelangt waren, nach Art, 271 des SiPG. vom 
10. November 1848 weitere Unterſuchungsverhandlungen in 
der Richtung gegen Penkraz Vetz ls Ihater gepflogen, 
weiche zur Folge hatten, daß derſelbe am: 22. Oltober 1852 
Die im Jahre IHN au 8. Klinger verübte Mißhandlung, 
und am 17. Rovember 1858 die om 24. Inli 180 an 
demſelben Alinger verübte Rörkexverlehung, deren Simon 
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Mayer, wie angeführt, ſchuldig erkannt worden war, 
als von ihm allein begangen, in der Vorunterſuchung z u⸗ 
geſtand, und daß Pankraz Petz durch Erkenntniß des für 
nigl. Kreiſs⸗ und Stadtgerichts Landshut vom 25. Januar 
1853, 1) wegen des in den erſten Tagen des Oktober 1849 
Nachts 11 Uhr an dem Leonhard Klinger mitielft eines als 
Wafft erachteten Stores, unter dem erjihwerenden Umſtande 
bes Aufpaflens verübten Vergehens der Körperverlegung, 
welche eine 1A bis Zitägige Arheitgunfähigkeit bes Verletz⸗ 
ten zur Folge Hatte; 

27 wegen des am 21. Juli 1850 zwifchen 8 his halb 
10 Uhr Abends in dem Dorfe Oberneuhaufen mittel eines 
ala Waffe erachteten Stüdes Eichenholz und mittel eines 
Meſſers an eben demfelben Leonhard Klinger verübten Ber- 
gehens ber Koͤrperperletzung, welche eine 20 bis 21 tägige 
Arheitauntüchtigfeit zur Folge hatte, zur Aburtheilung in 
Die öffentliche Sizung des genannten Gerichts verwieſen 
wurbe. — 

Bei der am 21. Februar 1853 gepflogenen öffentlichen 
Verhandlung der Sache legte Pankraz Petz wiederholtes um- 
Rändfiches Geßandniß über beide Reate als von ihm allein 
verübt aß, und fügte (wie in der Vorunterfuhung) bei, 
as babe ihm Le⸗nhard Klinger, wahrſcheinlich weil er ſich 
geſchaͤnt habe, früher den Simon Mayer als Thäter ber 
zeichnet gu haben, vor feiner erſten Vernebmung in 
der Vorunterfuchung abgeredet, die am 24. Juli 1850 
au Ringer begangene That zu bekennen, was Klinger 
in der Öffentlihen Sitzung in Abrede fielite und bei⸗ 
fügte, sr habe damals den Simon Mayer als ben Thäter 
zu erlenuen geweint, jetzt bei bem Geſtaͤndaiſſe des Pankraz 
Petz müfe ex freilich glauben, daß er ſich doch geirrt Habe. 

Daag Urtheil deank. Kreig⸗ und Siadigerichtes Landa⸗ 
but vom 24, Februar I. 3. erkaunte den Mankraz Veh der 
beiden oben bezeichneten, an Klinger im Oltober 1849 
und am 21. Iuli 180 hegangenen erſchwerten Vergeben 
der Kberernerlehang ſchuldig, und verurtheilte ihn für jedes 
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dieſer Vergehen in eine Gefängnißſtrafe von 9 Monaten, im 
Ganzen alfo in eine Gefängnißftrafe von 18 Monaten. 

.  Diefes Erfenritnig wurde von Feiner Seite mit einem 
Rechtsmittel angefochten, vielmehr hatte fih P. Petz freiwil 
fig zum Antritte feiner Strafe geftellt, deren Erftehung aber 
ausgefeßt blieb, weil der früher wegen der an 8. Klinger 
am 21. Juli 1850 begangenen Körperverlehung verurtheilte 
Simon Mayer auf flaatsanwaltfchaftlihen Antrag von dem 
gegen P. Peb ergangenen Strafurtheile in Kenntniß gefebt, 
am 12. März 1. I. bei dem k. Kreis und Stadtgerichte 
Landshut auf den Grund des Art. 364 Nr. 1 des St. 
PS. vom 10. Novbr. 1848 fein früher ſchon ange 
meldetes Geſuch um Wiederaufnahme des Strafverfahrene 
erneuerte, und um ein Unfchuldserfenntniß bat. Auf die 
von Simon Mayer beantragte Vorlage diefes.Gefuches an 
das k. Appellationsgeriht von Niederbayern brachte der 
Dberftantsanwalt an dem genannten Appellationsgerichte, 
welcher dieſes Gefuh als volllommen begründet erachtete, 
Die Alten an den Generalflaatsanwalt am sberften Gerichts» 
hofe in Vorlage behufs der Entfcheidung nach Art. 268, 
365, Abf. I und Art. 366 des StPG. vom 10. Novemb. 
1848. 

Der oberſte Gerichtshof vernichtete in ſeiner Sitzung 
vom 18. April 1853 das Urtheil des Kreis⸗ und Stadt 
gerichtes Landshut vom 17. März 1851 nebft jenem des 
f. Appellationsgerihtes von Niederbayern vom 9. April 
1851 gegen Simon Mayer, fo wie das Urtheil des Kreis 
und Stadtgerichtes Landshut vom 21. Febr. 1853, infoweit 
dieſes die Beſchuldigung gegen Pankraz Peb wegen des am 
21. Juli 1850 an Leonhard Klinger begangenen Bergehens 
der Körperverlebung betraf und ‚verwies die Sache gegen 
Simon Mayer und gegen Pankraz Peb wegen bes Ders 
gehend der Körperverlegung an Leonhard Klinger in bie 
Öffentliche Sigung des Kreis⸗ und Stabigeriäjtes Bar 
burg, und zwar aus folgenden Gründen: 

„Die beiden Urtheile des Kreis⸗ und Stadtgerichtes 
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Landshut vor 17. März 1851, beſtaͤtigt vom k. Appellations⸗ 
gerichte von Niederbayern am 9. Mai 1851 gegen Simon 
Mayer und jenes nom 21. Febr. 1853 gegen Pankraz 
Petz Hinfihtlih des. am: 21. Juli 1850 an Leonhard Klin- 
ger begangenen Vergehens der Koͤrperverletzung, deſſen 
beide Beſchuldigte ſchuldig erfannt, und wegen deſſen Mayer 
mit S monatlichen Gefängniſſe beftraft, und Petz zu Imonat- 
lichem Gefängniffe verurtheilt if, laſſen ſich nicht vereinigen, 
vielmehr. ergibt eine Bergleihung der beiden Urtheile, daß 
eine der beiben verurtheilten Perſonen an der fraglichen 
That unſchuldig ſei. 

Aus den in dieſem Punkte nicht ſchwankenden oder ge⸗ 
änderten eidlichen Angaben des beſchädigten Leonhard Klinger, 
welcher bei der ihm am 21. Juli 1850 Nachts gegen halb 
10 Uhr zugefügten Körperverlegung fih allein befand, 
ergibt ſich, daß, als er über eine Wiefe, fomit an einem 
fein Verſteck darbietenden Platze, in einer mondhellen Nacht 
ging, ein Burſche, welcher über. den. Zaun flieg, auf ihn 
zugelaufen fei, und ihm einen Schlag. auf das rechte. Auge 
gegeben. Babe, fo daß er fogleih befinnungslos zufammen- 
geſtürzt und auf.dem Boden liegend noch gut empfunden 
babe, wie. ihm der Burfche an den Händen und an dem 
rechten Wadenbeine Schnitte und Stiche verfegt habe. 

Diefer Angabe des Beichädigten, welche bei Verübung 
der That vom 21. Juli 1850 nur eine Perfon als bethei⸗ 
ligt beſtimmt hinſtellt, ſteht weder eine gegentheilige Er- 
fahrung in Folge der wiederholten. öffentlihen Verhandlun⸗ 
gen der Sache, noch die Natur des. fraglichen Vorfalles 
ſelbſt entgegen und war in den fämmtlichen in der Sache 
ergangenen Urtheilen die fefte richterliche Meberzeugung als 
‚Grundlage angenommen worden, daß die fragliche Körper- 
verlegung an Leonhard Klinger nur von einer Perjon 
verübt worden ſei. Demnach geht die Unfhuld einer je 
ner Perfonen, welche beide der alleinigen Verübung des 
fraglihen Vergehens fchuldig erfannt wurden, aus den uns 
ter fih nicht zu vereinigenden Strafurtheilen gegen Mayer 


und Petz hervor und es müllen daher er Vorſchrift des 
Sigungsberiht Bd. V Heft 2. 
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Art. 268 des StPS. vom 10. Nov. 1848 die fi wider 
ſprechenden Urtheile, Hier das Urtheil des k. Kreis⸗ und 
Stadtgerichtes Landshut nom 17. März 1851 gegen Mayer 
fammt dem Urtheile des k. Appellationsgerichtes von Nie 
derbayern vom 9. Mai 1851, durch welches Mayer's Be 
rufung verworfen wurde, ferner das Urtheil des k. Kreide 
und Stadtgerichtes Landshut vom 21. Febr. 1853 gegen 
P. Peb, infoweit dasjelbe das mit einer beſtimmten Strafe 
belegte, am 21. Juli 1850 an Leonhard Klinger begangene 
Vergehen der Körperverlegung betrifft, dem Geſuche um 
Wiederaufnahme des Strafverfahrens von Seite des Simon 
Mayer flattgebend, vernichtet werden, und zwar von dem 
oberen Gerichtshofe nach Art. 364 Abſ. J des StPG. vom 
10. Nov. 1848, da das Strafurtheil gegen Mayer, gegen 
weldhes fein Geſuch um Wiederaufnahme des Strafverfaß- 
rens gerichtet ift, in zweiter Inflanz ergangen ifl. — 

In Bolge der im Art. 366 des StPE. vom 10. Nov. 
1848 gebotenen analogen Anwendung des Art. 268 a. a. O. 
war ferner die nocdmalige Aburtheilung gegen die beiden 
der That vom 21. Juli 1850 Beihuldigten, S. Mayer und 
Pant. Pep, und zwar in der Art, wie dieſes Vergehen in 
den gegen beide ergangenen Berweifungsurtbeilen objektiv 
harakterifirt if, an ein Kreis und Stadtgericht eines an⸗ 
beren Kreijes zur nochmaligen Aburtheilung aus Gründen 
der Zwedmäßigkeit zu verweilen" *). 


XXIX. 


Ableiſtung eines falſchen Reinigungseldes in der Glaubensform. — 
Nichtigkeitobeſchwerde gegen ein Berweiſungserkenntniß wegen 
Mangels des Thatbeſtandes. Art. 66 Nr. I des EIPB. 


Abraham Schönemann, jüdliher Handelsmann 
von Burgpreppach, dermal 75 Jahre alt, war im Jahre 1835 


*) Dies war felt Einführung bes neuen Verfahrens ber erſte 
Fall der Art, und auch diefer wäre wahrfcheinlich zu ver- 
meiden gewefen, wenn bie Belladung ber von Mayer ber 
naunten Zeugen verfügt worden wäre. 
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von dem Viehhaͤndler Held zu Hersbruck gerichtlich auf 
Bezahlung eines Kaufſchillingsruͤckſtandes von 530 fl. aus 
einem Viehhandelsgeſchäfte belangt worden, welches nach der 
Behauptung des Klägers aus deſſen Auftrage oder doch mit 
feiner. nachgefolgten Genehmigung am 3. Sept. 1834 von 
feinem Sohne Kufel Shönemann in Gemeinfhaft mit 
dem Handelsjuden Pfeifer Weinberg mit jenem abge- 
ſchloſſen worden war. 

Da Kläger Held, der — obwohl Andreas heißend — 
mit welchem Taufnamen er am 23. Auguf 1836 auch jel- 
nen damaligen Anwalt, den k. Advolaten Königsthal, 
gerichtlich zum Prozeffe bevollmärktigt hatte, aus Verſehen 
fowohl in der Klage als auch im ganzen weiteren Berlaufe 
des Nechtöftreites ale Georg Friedrich Held vorgetragen 
wurde, den ihm auf Widerſpruch des Beklagten rechtskräftig 
auferlegten Beweis feines Klagegrundes nicht einmal zur 
Sälfte zu erbringen vermochte, fo wurde durch das oberft- 
richterlich beftätigte Erkenntniß bes k. Appellationsgerichtes 
von Unterfranken und Afchaffenburg vom 2. Dezember 1842 
dem beklagten Abraham Schönemann der a u a da⸗ 
hin aufgetragen: 

a) dag er weder wiffe noch glaube, daß fein Sohn 
Kufel am 3. Sept. 1834 in Gemeinfhaft mit Pfei- 
fer Weinberg dem Kläger Selb 51 Stück Vieh ober 
auch weniger abgefauft habe, 

b) eventuell: dag er feinen Sohne zu Diefem Kaufe 
weder Auftrag. gegeben, noch folden genehmigt 
Babe. 

Dieſen Eid leiſtete derfelbe über die erſte Thatfache ad a) 
am 28. Mai 1846 bei dem damaligen Patrimonialgerichte 
1. Klaffe zu Burgpreppach aud wirklich ab, und da es hier 
nah auf den weiteren Eid ad b) nicht mehr anzukommen 
hatte, fo wurde er von der Klage bes Held‘ definitiv ent» 
bunden. Ä 
In der Folge wurde Abraham Shönemann auf den 
Grund eines in einer ähnlihen Viehhandelsſtreitſache ab- 


geſchworenen Haupteides in interfuchung gezogen, und durch 


11” 
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ein in Rechtskraft erwachlenes Erkenntniß des k. Kreit- 
und Stadigerichtes Schweinfurt vom 1. April 1851 zu vier- 
jährigem Arbeitshaufe verurtheilt. 

Während er fich bereits zur Erſtehung diefer Strafe in 
ber Anftalt zu Lichtenau befand, ergaben fich nähere Ber- 
dachtsgründe, daß er auch den oben angeführten Reinigungs- 
eid in der Streitfadhe gegen Held wiſſentlich falſch geſchwo⸗ 
ren habe, und auf den Grund der hierüber eingeleiteten 


Borunterfuhung, in welcher fich übrigens nicht der 3., fon- 


dern der 10. September 1834 als der Tag des von Kuſel 
Schönemann 20. mit Held abgefchloffenen Viehverkaufes 
berausftellte, wurde zwar dur Erkenntniß des k. Kreid- 
und Stadtgerichtes Schweinfurt vom 30. Juli 1852 das 
Strafverfahren wider ihn eingeftellt, auf die rechtzeitig vom 
f. Staatsanwalte dagegen eingelegte Berufung aber vom 
k. Appellationsgerichte von Unterfranken und Aſchaffenburg 
am 17. Januar 1853 die Verweiluug der Sade in die 
öffentliche Sitzung des genannten Kreis- und Stadtgerichtes 
wegen Verbrechens des Meineides beſchloſſen. 

Wider dieſes Urtheil hatte der Angefchuldigte die Nice 
tigfeitöbefchwerde eingelegt, und der von ihm zur Ausfüh⸗ 
rung derjelben bevollmächtigte Vertheidiger Advokat Streit 
zu Würzburg hatte diefelbe auf die Behauptung des man- 
geinden Ihatbeftandes zum Verbrechen des Meineides ge 
gründet, indem das hiezu erforderliche Merkmal der wiflent- 
lich falſchen Abſchwörung des in Frage fiehenden Reinig⸗ 
ungseides Dadurch ausgeſchloſſen erſcheine, daß Abraham 
Schönemann dieſen Eid der rechtskräftigen Auflage zufolge, 
gegenüber dem Kläger Georg Friedrich Held und über 
einen Viehverkauf vom 3. September 1834 adgeleiftet habe, 
und auch mit gutem Gewiffen habe ableiften Tönnen, wäh 
vend die ‚durchgeführte Vorunterſuchung zu dem weſentlich 
veränderten Crgebniffe geführt habe, daß .ein Andreas 
Held der damalige Verkäufer geweſen fei, und der fraglice 
Kauf nicht ſchon am dritten,. fondern erſt am 10, September 
- 1834 flattgefunden babe. 

. Der oberſte Gerichtshof verwarf in ſeiner Sitzung vom 
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19. April 1833 die erhobene Veſchwerde aus folgenden 
Gruͤnden: 

„Die vorliegende Beſchwerde erſcheint - zwar injoferne 
als zuläffig, als der in dem Mangel des objektiven That⸗ 
beftandes geltend gemachte Michtigfeitsgrund fi zur Sub- 
fumtion unter die Beflimmung des Art. 66 Ziff. 1 des 
StPG. vom 10. November 1848 unzweifelhaft eignet; fie 
ftellt fich aber al& ungegründet dar, denn daß bier ein in - 
einer Civilſtreitfache vor Gericht wirklich abgeleifteter aſſer⸗ 
torifcher Eid in Frage fleht, deffen Eigenichaft als folcher 
auch duch feine Glaubensform nicht alterirt wird, ift in 
den Erkenntniſſen der beiden Vorinſtanzen thatjächlich feſt⸗ 
geftelt, und von dem bevollmaͤchtigten Vertheidiger des Bes 
fhuldigten felbft nicht beanflandet worden; es ift aber in 
dem angeföchtenen Urtheile der II. Inſtanz — fo weit e8 
der Zwei der Verweiſung erheifht — nicht minder. au 
die &riftenz Des weiteren. Erforderniffes zum Verbrechen bey 
Meineides nach Art. 269 Thl. I des StGB., nämlich des 
Umftandes Tonftatirt, daß der. Angellagte jenen Eid wiſ⸗ 
ſentlich falſch gefhworen Habe. — Da nun die Trage, 
ob eine dem Strafgeſetze aͤußerlich zumwiderlaufende Handlung 
mit Borfap begangen worden iſt oder nicht, nach. Art. I 
des Geſetzes vom 29. Auguſt 1848, die Abänderung einiger 
Beftimmungen des I. Thl. des SIEB. von 1813. betr., zur 
Thatfrage gehört, und in diefer Eigenfhaft der. Kognition 
des oberfien Gerichtshofes, der nah Art. 12 des Gefches 
vom 4. Juni 1848 über die Grundlagen der neuen Gefeh- 
gebung nur als Kaffationshof in Xhätigkeit tritt, übers 
haupt entzogen if, die weitere Frage aber, ob in dem vor⸗ 
liegenden Falle der rechtswidrige Vorſatz des Angefchuldig- 
ten durch die von feinem DBertheidiger in der Denkſchriſt 
hervorgehobenen Differenzen in. Anfehung der Identität des 
in jener Civilſtreitſache als Kläger - aufgetretenen Geld unb 
des Monatstages des betreffenden Viehhandels mit Erfolg 
befeitigt erfiheine, Lediglich einen integrirenden Befanbtheil 
jener Thatfrage bildet, und in dem angefochtenen Urtheile 
thatfächlich gleichfalls verneinend feſtgeſtellt if, fo fteht dem 





162 Aus den Sigungen des ſtändigen Kriminalfenates 


oberſten Gerichtähofe, der auch. bei der Beurtheilung darüber, 
ob ein Verweiſungsbeſchluß auf einer unrichtigen Anwen⸗ 
bung des Geſetzes bezüglich der Eigenſchaft der That bes 
zube, an die thatſächlichen Feſtſtellungen der erfennenden 
Gerichte gebunden ift, keine Ermächtigung zur — auf 
eine Prüfung ns Frage einzugehen.“ 


XXX. 


NRichianwendbarkeit des Art. II Nr. 8 der VO. vom 233. Min 
1816 guf Dicbflähle des Dienfihern am _Hausgefiute. — 
Theilweife nurichtige Anwendung des Girafgelees ohne bie 
Folge der Nichtigkeit des Otrafanöfprudhes, 


Durch Erkenntniß des Sqhwurgerichts hofes von Nieder⸗ 
bayern vom 6. Maͤrz 1853 war der verheirathete Bauer 
Georg Hinmüller wegen. Berbreidend des ausgezeichne- 
ten Diebſtahls zugleih der Summe nah Verbrechen, be⸗ 
gangen unter dem erjähwerenden Umſtande der verabredeten 
Berbindung an dem Müller Franz Zeiler zu Helmsdorf, 
dann wegen eines Vergehens des Diebſtahls, begangen un- 
ter einem erfchwerenden Umftande an dem Bader Georg 
Mayer gu Harbach, ferner wegen des Verbrechens des 
ausgezeichneten Diebflahls, zugleich der Summe nad Ber- 
brechen, begangen unter einem befonders erfchwerenden Um⸗ 
Rande an feinem Dienſtknechte Bartholomä Ein- 
fiedler und wegen Bergehens in Anſehung öffentlicher 
Siegel zu Yjähriger Zuchthausftrafe verurtheilt worden. 

Gegen diefes Urtheil hatte Hinmüller die Nichtigkeits- 
befchwerde erhoben, der oberite Gerichtshof verwarf Diefelbe 
jedoch in feiner Sikung vom 22. April 1853 und zwar, 
was die Anwendung des Strafgejehrs. Pal aus folgen» 
den Gründen: 

„Mit Unrecht hat zwar das Appellationsgericht von 
Mieberbayern in ſeinem Verweiſungserkenatniſſe vom 3. Febr. 
1853 in dem Umſtande, daß Georg Hinmüller den Kaſten, 
in welchem die Effekten feines damaligen Dienſtknechtes 
Barthol. Einfiedler aufbewahrt lagen, gewaltfam erbrochen 
und hieraus demfelben Kleidungeftüde im Werthe von mehr 


% 
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als 25 fl. entwendet hat, den erſchmerenden Umſtand der 
häuslichen Gemeinſchaft nach Art. II Nr. 8 der allerhöchſten 
Verordnung vem 25. März 1816 gefunden, und mit glei 
dem Unrechte Bat auch der Schwurgerichtähof auf dieſe, 
durch den Wahrſpruch der Geſchwornen zur vierten Frage 
feftgeftellte Thatſache die eben angeführte gejebliche Beſtim⸗ 
mung angewendet, weil dieſer erfchwerende Umfland nach der 
ganz Haren Baffung diefer Beſtimmung analog der früher 
nah Art. 218 Nr. 5 Thl. I des SIEB. begründeten Aus⸗ 
zeihnung, nur da gegeben ift, wo von einer der hierin be= 
zeichneten zum Hausgefinde (Dal. Art. 219 a. a. D.) 
gehörigen Perſonen an dem Hausherrn oder an jemand 
Anderem eine Entwendung begangen wird, der ſich in ber- 
jelben hänslichen Gemeinſchaft beftwdet, nicht aber auch um⸗ 
gekehrt da, wo der Hausherr felbft einen feiner gebrödeten 
Diener beftiehlt; allein wenn auch der Schwurgerichtshof 
auf diefe Weife feinem Urtheile zum Theile eine unpaffende 
firafgefehliche Beſtimmung zu Grunde gelegt hat (Art. 232 
Ziff. 2 des StPO. vom 10. Nov. 1848), und hiernach die 
Kaflation des letztern, fofort die Berweifung der Sache zur 
wiederholten Aburthellung unter Aufrechthaltung des Wahr 
ſpruches fih auf den erften Anblick als gerechtfertigt dar⸗ 
zuftellen ſcheint, jo find gleihwohl die befonderen Neben⸗ 
umflände des gegebenen Falles von der Art, da fie Sie 
Nothwendigkeit diefer Maaßregel ausfchlteßen. 

Dreer Schwrrgerichtshof Hat nämlich inhaltlich der Ent⸗ 
fheidungsgründe feines Erkenntniſſes, gleichwie für den er- 
fien mit einem erfchwerenden Umſtande begleiteten ausges 
zeichneten Diebflahl an dem Müller Franz Zeiler, fo aud 
für den hier in Frage flehenden ausgezeichneten an Barthol. 
Einſiedler die Strafe eines fünfiährigen Arbeitshaufes als 
verwirft angenommen. — Fällt nun auch bei dieſem zwei- 
ten Diebflahle der erichwerende Umftand der häuslichen Ges 
meinſchaft weg, To Tann dennoch die Hiefür gefondert aus- 
zumeffende Strafe niemals unter vier Jahre Arbeits 
bans als das Minimum der für einen ausgezeichneten 
Diebſtahl im Art. VE der allerhöchften Verordnung vom 


4 
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25. März 1816 angedrohten ordentlichen Strafe herabfinten; 
denn da in Anfehung diefes Diebftahls dem Angektagten, 
wie folhes auch in dem Erfenntniffe des Schwurgerichtshofes 
anerfannt. wurde, mildernde Umftände überhaupt nicht zur 
Seite fiehen, da vielmehr in der realen Konkurrenz, zweier 
felbſtſtaͤndiger als erfchwerende Umftände zu berüdfichtigender 
Dergeben, fowie in dem weiteren Umftande, daß der Dieb⸗ 
ſtahl ſchon der Summe nah ein Verbrechen bildet, gewich⸗ 
‚tige Straffhärfungsgründe gegeben find, welche ihre noth- 
wendige Beachtung finden müffen, fo erfheint hiedurch Die 
Zuläffigkeit der im Art. VII der allechödften ‚Verordnung 
für die Gerichte enthaltenen Ermädktigung, bei befonders 
mildernden Umſtänden von dem geringſten Maaße der 
Arbeitshausftrafe bis auf die Hälfte herabzugehen, bezüg- 
lich des hier In Frage flehenden. Diebflahles geradezu. aus⸗ 
geſchloſſen. | a N 
Es hätte daher der Schwurgerigtshof, auch wenn er 
ben erfhwerenden Umftand der häuslichen Gemeinfchaft nicht 
angenommen baben- würde, -unter allen Umfländen zum wer 
nigften ein vierfähriges Arbeitshaus, als dur diefen Dieb- 
ſtahl verwirtt, annehmen, und ſohin, da durch die für die 
beiden ausgezeichneten Diebflähle zu je-5 und 4 Jahren 
treffende Geſammtſtrafe die geſetzlich Hödhite Dauer des Arbeits⸗ 
haufes noch immerhin überfliegen und fomit der Fall des 
Art. IX Nr. 3 der erwähnten. Verordnung noch immer ge 
geben geweien wäre, auf die Strafe eines Yiährigen Zucht- 
haufes erfennen müſſen“ *). — Ze 


*) Auf Zuchthaus mußte allerdings erfannt merben, ob aber 
2 gerate auf nenn Jahre, möchte boch etwas zweifelhaft 
in, denn der Art. IX Nr. 8 der BO. vom 25. Mär; 1816 

agt nicht, daß, wenn durch die Zufammenrechnung der eine _ 
zelnen vermwirkten Arbeitshansfrafen die: Dauer von 8 Jah 
ren: überfchritten wird, bie fich durch diefe Zufammenreihuung 
ergebende Strafzeit im Zuchthaus zu erfichen ift, fondern 

es ift in einem ſolchen Kalle die Strafe je na der Schwere 
der konkurrirenden Verbrechen zwifchen 8 nnt 12 Sahren 
Zuchthaus ale Geſammtſtrafe auszumeſſen, fo dag, wenn 
auch durch die Sufammenrechnung der einzelnen verwirften 
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-XXXI. 
— Een usmefung ber Geſammiſtrafe hiefür. 


Wie bereits u. IV ©. 354 ff. d. SB. vorgefommen ift, 
war in Sachen des Iedigen Schneidergefellen Erhard Deh— 
Ler von Schney durch Erkenntniß des oherften Gerichtsho- 
fes vom 30. Dezember 1852 das Urtheil des Schwurgerichtd- 
hofes non Mittelfranfen vom 9. November 1852, worin 
diefer feine Unzuftändigkeit zur Aburtheilung fraglicher Sache 
ausgeſprochen hatte, vernichtet und die Sache unter Auf: 
rechthaltung des Wahrjpruches der Gefchwornen zur Abur⸗ 
theilung an das nähfte Schwurgeriht von Mittelfranken 
verwiefen worden, Diefes hatte am 4. März 1853 ein 
neuerlicges Erkenntniß dahin erlaffen: 

„Erhard Dehler wird wegen des von ihm zwilchen dem 
1. und 3. März 1850 zum Schaden des Müllersfohnes I o- 
feph Dirfch auf der Ketfhmühle bei Pleinfeld verübten 
Verbrechens des ausgezeichneten Diebſtahls, zugleich der 
Summe nach Verbrechen, zu einer Arbeitshausſtrafe von 
drei Jahren, anzutreten nach Erſtehung der ihm 
bereits durch den Schwurgerichts hof von Ober- 
franken zuerkannten Arbeitshausſtrafe von 
acht Jahren, verurtheilt.“ 

In dieſem Erkenntniſſe war in letzterer Beziehung ledig⸗ 
lich angeführt, daß in Hinblick auf Art. 108 Thl. J des 
StGB. und mit Rückblick auf die Gründe des vernichteten 
Erfenntniffes vom. 9. Nov. 1852 eine Konkurrenz nicht vor⸗ 
fiege, und in letzterem Erfenntniffe war hierüber gejagt, daß 
ein Zufammenfluß. nur dann gegeben fei, wenn mehrere 
noch nicht beftrafte Verbrechen eines und defjelben Uebel: 
thäters dergeftalt zufammentreffen, . daß darüber von demfel- 
ben Gerichte in einem und demfelben Urtheile erfannt wer= 


Strafen zehn Jahre Arbeitéhans ſich ergeben würden, 
doch anf 9 Jahre Zuchthaus erkaunt werben kann, wie 
dies gerade der vorliegende Kal, die Griftenz des nicht ges 
gebenen Erfchwerungsgrundes vorandgefeßt, beweifl. — 5 
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den müſſe, bier aber die früheren Diebſtahlsverbrechen von 
dem Schwurgerihtshofe von Oberfranken bereits rechtöträf- 
tig abgeurtheilt und auch theilweife verbüßt feien, fomit die 
wefentlihen Merkmale des Zufammenfluffes von Verbrechen, 
nämlich mehrere noch nicht beftrafte Verbrechen und Erfennt- 
nig hierüber in einem Urtheile nicht vorhanden feien. 

Der Angefchuldigte Hatte fich bei dem Urtheile vom 
4. März 1853 beruhigt, der k. Staatsanwalt jedoch Nich- 
tigfeitsbefchwerde angemeldet, weil der Angeklagte nicht zu 
einer 10jährigen Zuchthausſtrafe verurtheilt wurde. 

Der oberfte Gerichtshof vernichtete in feiner Sitzung 
vom 22. April 1853 auch das neuerliche Erfenntnig, und 
verwies die Sache unter Aufrechthaltung des Wahrſpruches 
diesmal an das Schwurgeriht von Oberfranfen zur Abur⸗ 
theilung. 

Die Gründe waren folgende: 

„Nah Art. 108 Ih. I der StGB. if ein Zuͤſammen⸗ 
flug von Verbrechen gegeben, wenn mehrere noch nicht be= 
firafte Verbrechen eines und deſſelben Uebelthaͤters derge⸗ 
ſtalt zuſammentreffen, daß darüber von demſelben Gerichte 
und in einem und demſelben Urtheile zu erkennen iſt, und 
daß unter den „noch nicht beſtraften Verbrechen“ 
auch jene begriffen find, welche noch nicht durch vollſtaͤndige 
Erftehung der hiefür zuerfannten Strafe gefühnt find, ergibt 
fih unzweifelhaft aus der Bergleihung jenes Ausdrudes 
mit der im Art. 111 Th. 1 des StGB. enthaltenen Bes 
griffsbeffimmung des Rüdfals und aus ben Anmerkungen 
Bd. 1©. 251. Wenn nun au in einem foldden Falle, 
nachdem der Art. 399 Th. II des StGB. im Art.368 des 
StPG. v. 10. Nov. 1848 ausbrüdlih aufgehoben if, die 
Wiederaufnahme der früheren Unterfuchung nicht mehr ein- 
treten Tann, und hiemit die Möglichkeit einer neuerlihen 
Entfheidung der Schuldfrage bezüglid der bereits 
abgeurtheiften Verbrechen ausgefchloffen ift, fo muß doc) hei 
der unbedingten Bortdauer der Gültigkeit des Urt. 108 
Th. I des StGB. und der für die Strafausmeſſung 
bei der Konkurrenz von Verbrechen gegebenen geſetzlichen 
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Beftimmungen auch nach dem jeßigen Stande der Gefehge- 
bung, die früher gegen denfelben Angeflagten ausgefprochene, 
aber noch nit erflandene Strafe in der Art berüdfic« 
tigt werden, daß das zuletzt aburtheilende Gericht für alle 
Reate, ſowohl für jene, welche noch gar nicht beſtraft, als auch 
für Diejenigen, welche durch vollftändige Erftehung der aus⸗ 
gefprochenen Strafe noch nicht gefühnt find, die hierdurch 
verwirkte Geſammtſtrafe zu beflimmen hat, wenn eine 
fueceffive Erſtehung der für die einzelnen Reate aus- 
zufprechenden Sreiheitöftrafen das gejeßliche Maximum über⸗ 
fhreiten, oder die Beftimmungen über die Konkurrenz von 
Verbrechen verleben würde Im vorliegenden: Falle hatte 
der Angefchuldigte Dehler zur Zeit, als er von dem Schwur« 
gerichtähofe von Mittelfranten wegen des an Joſeph Dirſch 
begangenen Verbrechens des ausgezeichneten Diebflahls, zu⸗ 
gleih der Summe nad Berbrechen, zu einer Arbeitshaus- 
ſtrafe von 3 Jahren verurtheilt wurde, an der ihm wegen 
zweier , anderer Berbrechen des ausgezeichneten Diebſtahls 
dusch Urtheil des Schmurgerichtshofes von Oberfranfen vom 
15. März 1851 zuerlannten Arbeitshausftrafe. von 8 Jahr 
ren erſt einen fehr geringen. Theil eritanden, fo daß. mach ben 
oben entwidelten Grundjäßen hier allerdings drei noch nicht 
beftrafte Verbrechen des ausgezeichneten Diebſtahls konkur⸗ 
rirten, und der Schwurgerichtshof von Mittelfranken die hie⸗ 
für verwirfte Gefammtftrafe nah Urt. IX Nr. 3 der 
Diebſtahlsnovelle vom 25. März 1816 zwiſchen acht⸗ und 
zwölfiährigem Zuchthaufe hätte ausmeflen follen, von welder 
Gefammtitrafe dann die bereits erſtandene Strafzeit in Abs 
zug zu bringen geweſen wäre, da den Angellagten, wäre 
das neuerliche Reat ſchon bei. feiner früheren Aburtheilung 
befannt-gewefen, eine. höhere Gefammtftrafe nicht getroffen 
haben würde, und ihm der hieran ingwilchen erflandene 
Theil zu gute gerechnet werden muß, wenn er gleih im 
Arbeitshaufe und nicht im Zuchthaufe erftanden wurde. 
Hiernach hat der Schwurgerichtshof non Mittelfranten, 
indem er den Angeklagten zu einer, nad Erftehung ber. be- 
reits früher zuerfannten achtiährigen :Arbeitshausfirafe ab- 
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zubäßenben weiteren Arbeitshausftrafe won drei Jahren ver 
urtheilte, wonach derfelbe im Ganzen eine elfjährige Ar 
beitshausftrafe zum erfiehen hätte, die Art. 16, 108 u. 108 
TH. I des StGB., fowie den Art. 9 Nr. 3 der Berords 
nung vom 25. März; 1816 verlekt und unrichtig ange- 
wendet” *). 


XXXII. 


Erforderniß der Taͤuſchung des un en auch beim beiräglichen 
un. Art 261 TH. 1. des S 38 ie 


Dur Erkenntniß des Kreis nnd Stadtgerichts — 
ten vom 14. Auguſt 1852 war der verheirathete Holzhänd- 
fr Aloys Kluftinger von Buchenberg wegen Verbre⸗ 
chens des betrüglichen Wuchers, verübt zum Schaden ber 
Gebrüder Kunibert und Guſtav Hofer zu 31] jähriger 
Krheitshausftrafe verurtheilt, die Abırtheilung der hiegegen 
ergriffenen Berufung aber von dem königl. Appellationdge- 
rihte von Schwaben und Neuburg bis zum Ausgange des 
von den Brüdern Hofer gegen Kluftinger bei dem Landge 
richte Kempten wegen Borderung anhängig gemachten Rechts- 
flreites fuspendirt worden. 

Wie bereits oben erwähnt, war diefer Ausſpruch von 
dem oberſten Gerichtshofe vernichtet, und die Sache zur 
nochmaligen Verhandlung und Aburtheilung vor einen at» 
deren Senat des königl. Appellationsgerichts verwielen wor⸗ 
den, welder nunmehr durch Urtheil vom 23. Februar 1853 
die von Kluftinger eingelegte Berufung verworfen hatte. 

Auch hiegegen hatte der Berurtheilte die Richtigkeitsbe⸗ 
ſchwerde eingewendet, und als Beſchwerdepunkte bezeichnet: 

1) es mangele an der zum Verbrechen des beträglichen 
Wuchers, wie zum Betruge überhaupt, erſorderlichen sim 
fung der Uebervortheilten; eventuell. 

2) gebreche es an einer wirfliden Veſchadigung der 
Gebrüder Hofer, indem ſelbe noch nichts geleiſtet hätten; 


*) Vergl. Nr. 1. XL und XXVI. d. B. 
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3) fehle es an dem. Ganfalzufammenhange zwilchen 
Schaden und betrüglicher Abfiht, weil: der Schaden bie 
Folge einer Täuſchung der Uebervortheilten fein müſſe; 
5 ſeien nah gelöfchten 550. fl. nur noch 1950 fl. zu 
vertreten, ‚hieran nad Behauptung des Aloys Kluftinger 
1376 fl. geleiftet, und die vefiduirenden 574 fl. im Eivil- 
prozefſe eingellagt; in. der Behauptung der Zahlung aber 
fei fein Betrug, insbeſondere feine Täuſchung enthalten; - 

: 5) jedenfalls fei thätige Neue vorhanden, indem vor 
angegangener Unterfuchung 550 fl. im Hypothekenbuche ge 
1öfcht wurden, und die Vorderung auf- ur —— wor - 
den. ſei; — endlih 

6) mangele es an einer Feftſtellung des geſetzlichen 
Zinſenmaßes zur Berechnung des Schadens aus dem Zin⸗ 
ſenübermaße, und wenn ſelbſt 50/, Zinſen als geſetzlich zu 
Grunde gelegt werden wollten, —— ſich der Schaden auf 
277 fl. 20 kr. | 

Der oberfte Gerichtshof vernich tete in eine Sitzung 
vom 22. April 1853 das angefochtene Erkenntniß ohne 
weitere Berweifung aus folgenden Gründen: 

„Rah g. 8 der Einleitung der Anmerkungen zum Straf- 
geſetzbuche Bd. J ©. 23 find die Grundfäpe der Geſetzge⸗ 
‚bung ‚über die Sonderung der Polizeiftrafgefebgebung ent- 
widelt, und unter ausdrüdlicher Bezugnahme hierauf führen 
die Anmerkungen zu Art. 261 Ih. I des. StGB. im 
DI. Bande ©: 252 an, daß der Wucher an fih- in dem 
Steafgefehbuche eine Stelle nicht habe finden können, weil 
Wuchergeſetze überhaupt auf polizeilichen und flaatswirth- 
Ihaftlihen Rüdfichten beruhten. 

Hiengch legte der Gefepgeber Ueberuortheilungen dureh 
wucherliche Verträge, möge auch der daraus entitandene 
- Schaden noch jo groß fein, Feine ſolche Bedeutung bei, um 
aus NRüdfichten auf das allgemeine. Wohl oder auf den Ein⸗ 
zelnen ein Einjchreiten der Strafgewalt zu rechtfertigen, 
vielmehr. ift in Art. 261 Abf. 1 Iht. I des StGB. ausdrück⸗ 
li beftimmt, daß die Ueberſchreitung gefeblicher Beftimmun- 
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gen in Anfehung der Zinfen bios privatrechtliche oder po⸗ 
figeiliche Folgen habe. 

Soll-daher ein wucherliher Kontralt dem Gebiete des 
Strafrehts anheimfallen, fo muß: offenbar zu dieſer Ueber⸗ 
ſchreitung des gejeßfichen Zinſenmaßes noch eine weitere 
Handlung kommen, welche ſchon ihren allgemeinen Merkmalen 
nad dem Strafrehte angehört, und eben dadurch, daß fie 
mit dem wucherlihen Kontrakte in Verbindung ſteht, die⸗ 
fen felbft, obgleih er an fi nur yolizeilich ſtrafbar ik, aus⸗ 
nahmsweije zu einer als Verbrechen oder Vergehen frafba- 
sen Webertretung macht. 

Wenn nun unter dem Marginale „von betrüglidem 
Wucher“ des Art. 261 Abf. 21. c. beftimmt if, daß ver- 
Heidete wucherliche Kontratte, d. h. nah Art. 262 ſolche 
Vertraͤge, aus welden das wahre Berhältnig der Binfen 
zum Kapitale nit unmittelbar felbft mit Beſtimmtheit und 
Klarheit eingejehen werden Tann, ald gemeine Betrüge- 
reien beftraft werden follen, fo kann das bie- Strafbarkeit 
der Handlung erhöhende Moment nur batin liegen, daß fi 
zu der Uebervortheilung eine Täuſchung geſellt, welde 
beide Borausfeßungen in ihrer Vereinigung die charakteri⸗ 
ftilchen Merkmale des gemeinen Betruges bilden; es erörtern 
auch die Anmerkungen Bd. II S. 253 ausdrüdiich, daß der 
wucherlihe Kontrakt als Betrug angefehen werde, wenn 
die zwei Momente, nämlih Wucher, als die zum Betruge 
in der Negel erforderliche Befchädigung, und Verkleidung 
befielben, als die zum Begriffe des Betruges überhaupt er- 
forderlihe Täufchung vereint vorhanden find. Unverkennbar 
hatte daher der Gelepgeber, wenn er den verkleideten Wucher 
für einen gemeinen Betrug Wlaͤrte, zunähft das Interefie 
bes - Darlehensaufnehmers im Auge, er bielt es für noth⸗ 
wendig, ausdrüdlih zu beflimmen, dag in dem Balfe, wenn 
der Darleiher dem Verttage eine foldhe Faffung zu geben 
wußte, dag aus demielben das wahre Verhaͤltniß der Zinfen 
zum Kapitale mit Beftimmtheit und Klarheit nicht eingefehen 
werben Tann, d. i. wenn der Darleiher den andern Kontra- 
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benten über dieſes Verhältnig zu täufchen wußte und hier 
aus für den letzteren ein Schaden entflanden war, je nad 
der Größe deſſelben eine Verbrechens⸗ oder Vergehensſtrafe 
eintreten ſolle 

Hieraus erklärt ſich auch die Stellung, welche der be 
trüäglide Wucher im Syfleme des Strafgefebbuches ein- 
nimmt, indem er im II. Bude I. Tit. V. Kap. unter den 
Beeinträhtigungen fremder Mechte durch Betrug, und zwar 
als eine Art des einfachen Betruges zum Nachtheile frem- 
den Eigentkums aufgeführt if. 

Würde bei dem .verleideten Wucher das Moment der 
höheren Strafbarkeit darin liegen, daß durch die Verkleidung 
die Entdedung defielben für die zu feiner Beftrafung beru- 
fene Behörde erfchwert wird, fo wäre nicht abzufehen, wa⸗ 
rum der wirtlich entſtandene Schaden für die Frage allein 
den Ausfhlag geben ſollte, ob die Handlung, als Verbrechen 
oder Vergehen zu beſtrafen fei. 

Sat aber der Gefehgeber den Darlehen gentnehmer für 
den Fall, wo die Ueberſchreitung des geſetzlichen Zinſenma⸗ 
fes unverſteckt in dem Vertrage enthalten iſt, oder wenig⸗ 
ſtens leicht aus demſelben erſehen werden kann, durch die 
ihm in den Civil⸗ und. Polizeigeſetzen gewährten Rechtsmit⸗ 
tel hinreichend geichügt gehalten, jo läßt fi Fein Grund 
finden, aus welchem demjelben ein größerer Schub für ben 
Tall Hätte eingeräumt werden follen, wenn er felbft, um die 
Entdeckung des Wuchers zu erfhweren, zur Verkleidung dei- 
felben die Sand Histet, und daher jene Handlung jelbit mit- 
begeht, welde, wenn für Ne Strafbarkeit des Wuchers als 
Verbrechen oder Vergehen eine Täuſchung des Schul d⸗ 
ners nicht erforberlich wäre, die erhöhte Strafbarkeit allein 
rechtfertigen könnte. 

Hiegegen läßt ih nicht einwenden, bag unter dieſer An⸗ 
nahme es einer bejonderen geſetzlichen Beitimmung bezüglich 
des betrüglihen Wuchers gar nicht bedurft Hätte; denn ge= 
rade, weil in den Art. 259 und 260 erflärt war, dag der 
Betrug, welcher bei Eingehung oder Vollziehung eines Ver⸗ 
trages begangen worden if, mis wenigen Ausnahmen, un⸗ 
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ter welche aber der verfleidete Wurher nicht ſubſumirt wer 
den kann, nebit den in den. bürgerlichen Geſetzen beſtimmten 
Nachtheilen nah Beichaffenheit der Umftände nur polizeiliche 
Beftrafung zur Folge Bat, war es nothwendig, wenn wucher 
fihe Kontratte unter gewiſſen Borausfegungen austahms- 
weile als gemeine Betrügereien frafrechtlicher Verfolgung 
unterliegen follten, dieſes ausdrüdlih auszufprechen. 

Wenn aber auch eine jolche ausdrückliche Beſtimmung 
richt nothwendig. gewejen fein follte, fo kann darans nicht 
gefolgert werden, dag das Geſetz deshalb bei den Beſtim⸗ 
mungen über betrüglichen Wucher Art. 261 und 262, obs 
gleich ‚diefe Artikel im unmittelbaren Zuſammenhange mit 
den Vorſchriften über den gemeinen Betrug. flehen, ein ei- 
genes, jelhftfländiges, an die allgemeinen VBorausfeßungen 
des Betruges nicht gebundenes: Verbrechen oder Vergehen 
habe Schaffen wollen; denn auch bezüglich‘ der betrüglichen 
Schuldenmacher enthält der Art. 273 TH. I des StGB. 
die ausdrüdfiche. Beflimmung, daß fie nach- den Geſetzen wi- 
der den gemeinen Betrug Art. 258 zu: beflxafen feien, ob⸗ 
wohl, wie die Anmerkungen Bd. 1I ©, 241 fagen, der be= 
trügliche Schuldenmiacher Thon den allgemeinen Beftimmun- 
geh des Art. 257 Nr. 1 zufolge als Betrüger zu beftrafen 
wäre, went auch Darüber der Art. = le ie 
anordnete. 

Bei dem Wucher, wie bei dem betruglichen Sqqulden⸗ 
machen mußte das Einſchreiten der Staatsgewalt beſtimmt 
abgegrenzt werden, um einerfeits dem Civilrechte nicht vor⸗ 
zugreifen, und andererſeits Ne Staatsangehorigen gegen 
ſtrafbare Mebervortheilungen ‚nicht ſchutzlos zu laſſen, und 
das Strafgefeh fand diefe Grenze darin, En ein Betrug 
unterlaufen fein muß. 

Diefem ſteht nicht entgegen, daß die Anmerkungen 
Bd. I ©. 248: Nr. III zu jenen beſondern Fällen, welche 
das Gefehbuch als beiondere Arten des Betruges eigens. bes 
bandelt, und mit einer beftimmten Strafe bedroht, auch bie 
werkleideten wucherlichen Kontrafte zählen, denn au dert 
find ſie ausdrücklich als eine. Art des. Vetruges erklärt, und 
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ans dem Beifape „beſondere“ läßt fi Teineswegs folgern, 
daß Hiebei die allgemeinen Erforderniffe des Betruges nicht 
porausgefeht werden; vielmehr findet jener Beiſatz Dur das 
im folgenden Nr. 1 Angeführte feine Erläuterung darin, 
da der Darlehensvertrag, obgleich er an fich nicht betrüge- 
riſch ei, d.h. obgleich bei deſſen Entftehung eine Täuſchung 
des Darlehensentnehmers nicht unterlaufen ift, dennoch als 
Betrug beftraft werde: — wenn derjelbe eine Ueberfchreitung 
des gefeglichen Zinfenmaaßes enthält, und in diefer Bezie- 
hung fo gefaßt ift, Daß der Kontrahent aus dem Kontrafte 
die Mebervortheilung mit Klarheit und Beftimmtheit nicht 
eriehen Tann. - 

In diefer Rüdfiht können verkleidete wucherlihe Kon⸗ 
tratte allerdings als eine bejondere Art des Betruges be= 
zeichnet werden, und da auch auf fie jene Säge nicht paſſen, 
welche für den bei Eingehung und Vollziehung eines Ver« 
trages unterlaufenen Betrug im Allgemeinen gelten, und in 
den Anmerkungen Bd. II ©. 242 bis 248 mehr erörtert 
find, fo kann der betrügliche Wucher auch als eine Ausnah⸗ 
me von jenen Sätzen erklärt werden, ohne daß daraus folgt, 
daß derjelbe, obwohl unter den Betrug eingereiht, Doch eine 
Ausnahme von demfelben und zwar der Art bilde, daß da⸗ 
hei eine Taͤuſchung des übervortheilten Kontrahenten, d. i. 
des Beichädigten, nicht erforderlich fei. 

In dem angefochtenen Urtheile ift nun zwar die Exi⸗ 
ſtenz eines wucherlichen Kontraktes fefigeftellt, und diefe von 
dem Vertheidiger ſelbſt nicht beftritten; allein ebenfo fleht 
fe, daß die Gebrüder Hofer von der darin enthaltenen 
Ueberſchreitung des geſetzlichen Zinſenmaaßes Kenntniß hat⸗ 
ten, und zu deſſen Verkleidung ſelbſt mitgewirkt haben. 

Hienach fehlt es offenbar an einer Täuſchung der Bes 
ſchädigten, jomit an einem geſetzlichen Haupterforderniſſe des 
Betruges, und da. der Wucher nur, wenn mit demjelben ein 
Betrug verbunden ift, dem Strafrechte anheimfällt, der bloße 
Wucher ohne Betrug aber nur privatrechtlihe Wirkungen 
und yolizeilihe Strafe zur Bolge hat, fo find die Art. 261 
und 262 mit Art.256 Thl. I des StGB. vom Jahre 1813 

Sigungsbericdhte Bd. V. Heft 8. 12 
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unrihtig angewendet worden; es ftellt fi der primäre Nic- 
tigkeitögrund als gegründet dar, und es mußte das appella- 
tionsgerichtliche Urtheil vernichtet werden.“ *) 





*) In einem früheren am 12. Febr. 1833 erlafienen Erkennt⸗ 
niffe (R. N. 176%1/,,) hatte fi der oberſte Gerichtshof 
für die gegentheilige Anficht audgefprochen, und ben 
Beicpulvigten, welcher verfchiedenen Perfonen baare Darle- 
ben von 609 fl., 500 fl. und 100 fl. gegeben Hatte, während 
die gerichtlichen Verträge anf 800 fil., 600 fl. und 140 fl. lau⸗ 
teten, ohne daß fich aus denſelben erfehen ließ, dag und warum 
die wirktihe Schuld anf die angegebenen Beträge erhöht 
wurde, wegen zweier Verbrechen und eines Bergehens tes 
betrüglihen Wuchers, fohin wegen Verbrechens des audge- 
zeichneten Betrugs nach Art. 265 Nr. 4 Th. 1. des StGB. 
zu vierjährigem Arbeitshanfe verurtheilt. Hiebei 

. wurde angenommen, daß eine Berkleidung bes Wuchers 
dann vorhanden ift, wenn im Darlehendvertrage die wucher: 
lihen Bedingungen unter einem rechtlichen und erlaubten 
Scheine verſteckt werben, folglich der Darlehensvertrag fe, 
wie er unter den Kontrahenten wirklich abgeſchloſſen wurde, 
einen Wucher enthält, der (verfleidete, oftenfible) Kontrakt 
aber feinem Wortlaute nach jene wucherlihen Bedingungen 
verbirgt, fo daß man das wahre, d. i. wirklich Ripulixte 
Berhältnig, fei e6 in Anfehung des Kapitald oder der Zin- 
fen, nicht Far und deutlich einjehen Tann, dann daß in die 
Kategorie des Wuchers bei Darlehen auch die Brovifionen 
gehören, welche fih Gläubiger für dad Geben von Darlehen 
ſtivuliren, wenn fie im Vertrage verfchleiert werben, und 
mit Hinzurecänung ter im DBertrage ftipnlirten Zins 
fen das geſetzlich erlaubte Zinfenmaag überfchreiten. - Bei 
ben einzelnen, damals Eonfurrirenden Reaten findet ſich blos 
angeführt, daß der Wucher um deswillen verfchleiert fei, 
weil aus der gerichtlichen Schuldurfunde die wahre Größe 
des Darlehensfapitale und deren Erhöhung, fohln auch Tas 
Berhältnig der wirklich flipulirten Zinfen zu demfelben nicht 

hervorgehe. 

Dagegen erlauben wir uns aus dem Vortrage bed dama⸗ 
ligen Herrn Referenten noch folgende Stelle auszuheben : 
Wucher allein ift nur polizeilich ftrafbar; die Ber- 
fleidung deſſelben macht ihn zum Vergehen oder Verbre⸗ 
hen. Die Verkleidung erfordert gleichſam zwei Vertraͤge, 
nämlich die wahre Uebereinfunft unter ven Theilen, ihr wahres 
Schuldverhältnig mit dem darin ſichtbaren Wucher, und ei- 
nen andern lediglich zur Verbergung des Wuchers errichteten 
Dertrag: Außer diefer Verkleidung bedarf es Feiner wei- 
tern Täuſchung, d.i. feiner weitern befondern Handlung, 
wodurd der Schuldner, bezüglich feines Schuldverhält⸗ 
niffes, in Irrthum verſetzt, oder durch falfche Darflellung 
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Koffation wegen mangelhafter Enticheidungtgründe. — Art. 826 des 
StPG. (Vergl. Defterr. StPO. von 1850 6. 294. Preuß. 
BD. 18499 A. 22. Gef. v. 3. Mai 1852 4. 31, 32. 
Hannov. StPO. 8. 153. Thür. StPO. $. 254. Braunfhw. 
StPO. $. +2. Bab. StPO. (1845) $. 213. Kurh. Bel. 
1848 $. 127, 132.) 


Doch Urtheil des: Kreis- und Stadtgerichtes Negens- 
burg vom 11. November 1852 war die ledige Krämerstochter 


hintergangen wurde, fondern die Verkleidung allein ge= 

. ‚näügl. Das Verbrechen des betrüglihen Wuherd beiteht 
auch dann, wenn der benachtheiligte Schuldner felbft an der 
WVetkleldung des Wuchers Theil genommen, nnd dielen ein- 
gefehen hat; denn im Befeke wird ein wucherlicher Kons 
trakt, aiſo wechfelfeitiger Conſens, nicht blos des 
Bläubigers, fondern auch des Schuldner, und zwar ſowohl 
bezüglig des Wuchers als der Verkleidung befielben voraus 
geſetzt. Sowie der Schuldner in privatrechtlicher Beziehung 
von der Bezahlung wucherlicher, wenn auch von ihm feilbft 
ftipulicter, Zinfen ſich mittelft Klage. befreien, oder bereits 
bezahlte wucherliche Zinfen condictione indebiti zurückfordern 
fann, ebenio Tann in ftrafrechtlicher Hinficht ver Conſens des 
Schuldners in den Wucher und dıffen Verkleidung die Strafe 
des Darleihers_nicht aufheben. Die Strafbarfeit des betrüge 
lichen Wuchers beruht nicht in der TAufhung des 
Schuldners über fein wahres Schuldverhältniß, fondern 
in der Taͤuſchung der Dolizeidehörve, der Erben des Schuld⸗ 
ners, des Publiftume, indem jener bie Reftrafung des ver- 
borgen gehaltenen Wuchers unmöglich gemacht oder wenig 
ſtens erſchwert, und die ſes bei der Ceſſion ſolcher, einen 
verfleideten Wucher enthaltenden, Schuldurkunden in einen 

n leiht zum Nachtheile gereichenren Irrthum gefegt wirb, über> 
Haupt aber durch folche Verfleidungen der an ſich gemein: 
ſchaͤdliche Wucher in feinev Ausführung und Verbreitung ots 
fenbar bigünftigt und das dem wechſelſeitigen Verkehre un- 
entbehrliche öffentliche Vertrauen und der gute Glaube miß⸗ 
braucht, und allmählig untergraben wird. Verkleidung des 
wahren Schuldverhältniffes allein iſt weder Vergehen, noch 
Verbrechen; es muß dabei aud ein Wucer fonfurriren 
d.i. eine Befhädigung des Schuldner? an feinem VBer« 
mögen, und lediglich von der Größe diefer Beſchädigung 

- hängt es ab, ob der wucherliche Kontrakt als Vergehen over 
ale Verbrechen zu betrachten iſt. Der Betrag jenes Scha⸗ 
dens richtet ſich nach der Differenz zwifchen jener Summe, 
welche der Schuldner nah dem. wahren Schuldbetrage mit 


12 * 
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Anna Braun wegen Verbrechens des fortgeſetzten aus⸗ 
gezeichneten Diebftahls zum Schaden der Dienſtmagd Ka— 
tharina Eiſenhut und des Dienſtknechtes Joſeph 
Schnaidler in eine Arbeitshausftrafe von 4 Jahren, dann 
durch Urtheil desſelben Gerichts vom 18. Januar 1853 we- 
gen Vergehens des Diebftahlse an Magdalena Weber 
zu einer viermonatlichen Gefängnipftrafe verurtheilt worden. 

Bei letzterem Ausipruche hatte fich dieſelbe beruhigt, 
wider den erfteren aber Berufung ergriffen, und das Ap⸗ 
pellationsgericht der Oberpfalz und von Negensburg hatte 
die Anna Braun nur wegen des Vergehens der Begünitig- 
ung zweiten Grades zum fortgelebten ausgezeichneten Dieb 
ftahle an Katharina Eiſenhut jchuldig erklärt, und dieſelbe 
einjchlüffig der von dem Kreis- und Stadigerichte Regens- 
burg unterm 18. Januar 1853 für das Diebftahlsvergehen 
an Magdalena Weber ausgeſprochenen Strafe im Ganzen 
zu 10 monatlihem Gefängnifle verurtheilt. 

Der k. Oberftaatsanwalt hatte hiegegen die Nichtigkeits— 
beichwerde eingewendet‘, und als Nichtigfeitsgründe be— 
zeichnet: 

1) den Mangel appellationsgerichtlicher Entjcheidungs- 
gründe über die Thatfrage, 

2) unrichtige Anwendung des Art. 85 Thl. I des StGB. 
und der Novelle vom 7. Januar 1815, dann 

3) die Unterlaffung des wörtliden Ableſens dieſer 
Geſetze. 

Der oberſte Gerichtshof vernichtete in ſeiner Sitzung 
vom 23. April das angefochtene Erkenntniß unter Verwei⸗ 
fung der Sache zur nochmaligen Verhandlung und Ent- 





Ginzurechnung der gefeglich erlaubten Zinfen zu zahlen hätte, 
und zwifchen jener Summe, welde er nach dem Inhalte des 
verkleidveten Kontraftes an Kapitel und Biuifen entrichten 
mußte, daher bei der Berechnung der Bertrag nad) feinem 
ganzen Umfange zum Grunde gelegt werden muß." — 

Da der Wucher in nenefter Zeit fo überhand nimmt, 
wäre in biefer Materie eine neue Gefebgebung fehr wän- 
ſchenswerth, und zwar mit den hier am zweckmaͤßigſten er- 
fgeinenden ergiebigen Geldfirafen. 
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fheidung an einen andern Senat des Appellationsgerichtes 
aus folgenden Gründen: 

„gu 1. Der Art. 326 des Gefehes vom 10. Novbr. 
1848 ſchreibt ganz beftimmt vor, daß den Urtheilen fowohl 
bezüglich der That» als Rechtsfrage Entfcheidungsgründe 
beizufügen feien und findet im Hinblide auf Art. 339 a. 
a. O. aud in der Verufungsinfanz Anwendung. In Bes 
ziehung auf die Thatfrage iſt dieſe Vorfchrift dahin zu vers 
fiehen, daß die thatjächlichen Umſtände anzuführen find, 
welche der rechtlichen Beurtheilung und Gefeßanwendung zur 
Grundlage dienen follen. 

Eine folche Anführung erfcheint inshefondere in dem 
Valle unerläßlih, wenn die zweite Inſtanz, wie bier, den 
erftrichterlihen Schuld- und Strafausfprud abändert, näm- 
lich die wegen: Urheberfchaft eines Verbrechens verurtbeilte 
Angeklagte nur wegen Vergehens der Begünftigung ſchuldig 
eradhtet, weil fich leßtere Annahme auf ganz andere that- 
ſächliche Aufftellungen fügen muß, als dem ——— 
Urtheile unterlegt worden waren. 

Bei Abfaſſung der Entſcheidungsgründe zu dem appel⸗ 
lationsgerichtliden Erkenntniffe wurde diefe Borfchrift außer 
Acht gelaflen; es wird fi) dort darauf beſchränkt, im Be- 
treffe des objektiven Thatbeſtandes die vom Richter erfter In⸗ 
ſtanz aufgeftellten Motive in Bezug zu nehmen, anlangend 
den Schuldbeweis aber beizufügen, daß durch die erhobenen 
Momente nicht zur Ueberzeugung gebracht worden, dag fich 
die Appellantin der beichuldigten. That als Urheberin fchul« 
dig gemacht habe, daß vielmehr die Erhebungen über den 
ungerechtfertigten Beſitz und die eben gepflogenen Verhand⸗ 
lungen in Verbindung mit den Angaben der Beichuldigten 
außer Zweifel ließen, daß fie durch wiflentliche Uebernahme 
der entwendeten Gegenftände jedenfalls eine Begünftigung 
zweiten Grades verichuldet habe. Dieſe Anführungen redu- 
ziren fih in Anfehung der nicht angenommenen Urbeber- 
Ihaft auf eine bloße Verneinung der geſetzlichen Erforder- 
niffe des Schuldbeweijes, in Anſehung der ansgeiprochenen 
Begünftigusg auf eine Schlußfolgerung aus Thatjachen, deren 
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nähere Bezeichnung theild ganz unterlaflen, theils in fo all- 
gemeinen Umriffen gegeben wurde, daß weder das Berfchul- 
den an fih, noch der Grund desfelben ermeflen werden 
kann. In beiden Beziehungen iſt dem oberften Gerichtshofe 
die Möglichfeit der Prüfung darüber entzogen, ob und wie- 
fern die einfchlagenden Strafgejege richtige Anwendung ge 
funden haben. Es ijt daher nicht blos eine Mangelhaftig- 
feit, fondern ein wirkliher Mangel an Entiheidungsgrün. 
den über die Thatfrage vorhanden, wovon die Verlegung des 
Art. 326 a. a. D. und fohin auch die Vernichtung des 
appellationsgerichtlichen Urtheils nothwendige Folge ift. 

Zu 2. Anlangend die Gefekanwendung, fo konnte das 
f. Appellationsgericht, indem es die Strafe der Begünftigung 
zweiten Grades auf ſechs Monate feftgefebt Hat, hiezu nur 
durch -Anmendung der Art. 84, 85 Abf. 1 und 86 in Ber- 
bindung mit Art. 78 Abſ. 3 Thl. I des SGB. und der 
Novelle vom 7. Januar 1815 unter Den thatfächlihen Vor⸗ 
augjegungen gelangen, 

a) daß die Beichuldigte den chebern des fraglichen 
Diebftahls durch Ankauf der entwendeten Gegenflände in- 
Bezug auf die begangene Uebertretung förderlich, 

b) daß ihr die Art der Verübung der Entwendung, 
nämlich mittelt Auszeichnung durch Einbruch, befannt ge⸗ 
weſen. 

Ueber beide Umſtände ſchweigen die — —— 
erwähnen vielmehr nur obenhin eines ungerechtfertigten Be— 
ſitzes und der wiſſentlichen Uebernahme geſtohlener Sachen. 
Dieſe Anführungen ſind aber nicht zureichend, um zu der 
Ueberzeugung zu gelangen, daß ſich die Beſchuldigte der 
Begünſtigung U. Grades gleich einer Gehilftu IN. Grades zu 
‘einem mit Arbeitshausftrafe bedrohten Verbrechen, die mit 
ein» bis fehsmonatlihem Gefängnife zu beftrafen wäre, 
ſchuldig gemacht hat; es find daher die obenbezeichneten 
Gefegesitellen auch auf die thatfächlihen Feſtſtellungen, fo- 
weit fie vorkiegen, unrichtig angewendet, mithin auch hie— 
durch eine Nichtigkeit. herbeigeführt worben. 

Zu 3. Abgefehen davon, daß nur ans der Nichtver- 


des oberen Gerichtshofes (Kaſſationshofes). 179 


fung angewendeter Geſeßesſtellen «ine Nichtigfeits- 
befchwerde abgeleitet werben Tann, fo fteht überhaupt dem 
Staatsanwalte die Berehtigung zur Einwendung dieſes 
Rechtsmittels nicht zu, weil die Kenntniß der Geſetze bei 
ihm ohnehin vorausgefeßt werden muß. 

Hiernach hat es auf die vom k. Oberflaatsanwalte noch 
weiters angeregte Geſetzverletzung durch unterlaffene Anwen« 
dung der Novelle vom 17. Juni 1817 zu Urt. 27 des 
SGB. Thl. I über die Erflehung von Gefängnißftrafen in 
den Zwangsarbeitshäufern nicht mehr anzutommen, es Tann 
vielmehr dem nächſten Erlenniniffe überlaffen werden, darauf. 
geeigneten Bedacht zu nehmen und war fohin in Anficht 
der Art: 247, 248, dann 262 des Geſetzes vom 10. Non. 
1848 auf Vernichtung und Verweiſung zu erkennen *). 


XXXIV. 


ai, Being, an =. Fahrten gibt es nicht. — Url. EB 


Durch Erkenntnif des Kreis» und Stadtgerihts Nürn- 
berg war der Bauer Martin Weghorn wegen des fort- 
gefebten Verbrechens des ausgezeichneten Betruges zweiten 
Grades dur Privaturfundenfälfhung zu einer Arbeitshaus- 
firafe von 4 Jahren verurtheilt, dagegen der Unterhändfer 
Johann Lerher und fein 18jähriger Sohn gleichen 
Namens, welch’ Ießterer auf Geheiß feines Vaters die fal- 
ſchen Briefe gefchrieben Hatte, von der gegen fle erhobenen 
Anfchuldigung der Miturheberfchaft zu jenem Verbrechen 
freigefprochen worden. Gegen den Iebteren Ausſpruch hatte 
der Staatsanwalt die Berufimg ergriffen, weil Lercher und 
Sohn nit als Miturheber des Verbrechens zu einer vier- 
jährigen Arbeitshausflrafe oder wenigftens wegen Vergehen 
der Miturheberfchaft aus Fahrläſſigkeit verurtheilt' 
worden war. 


*) Bergl. Bb. IV ©. 833 u. 840 d. EB. 
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Das Appellationsgerickt hatte diefe Berufung verwor⸗ 
fen, und der Staatsanwalt hatte nunmehr Nichtigkeits- 
befchwerde wegen unrichtiger Anwendung des Geſetzes erho⸗ 
ben, weil die beiden Lercher wegen Bahrlälfigkeit in eine 
Vergehensftrafe hätten verurtheilt werden jollen. 

Der oberfte Gerichtshof verwarf jedoh in jeiner Sik- 
ung vom 23. April 1853 die erhobene Beſchwerde aus fol 
genden Gründen : 

Die Beichwerde des Staatsanwaltes am Appellations- 
gerihte von Mittelfranten befteht im Welentlihen darin, 
daß der aburtheilende Senat die Frage, ob den beiden Ler⸗ 
cher bezüglich der Ausſtellung von Urkunden auf. fremden 
Namen Bahrläjfigfeit oder. Fein Verſchulden zur Laſt falle, 
nicht durch bloße Bezugnahme auf eine doktrinelle Stelle der 
Anmerkungen zum StGB. hätte abfertigen, fondern ſich 
diefe Thatfrage ausdrüdiih ſtellen follen. Mit Recht if 
"jedody darauf nicht eingegangen worden, denn das Verbre⸗ 
hen des Betruges gehört fowohl feiner allgemeinen Natur 
als den Haren Begriffsbeftimmungen des Art. 256. Thl. I 
des StGB. gemäß unter diejenigen Brivatverbrechen, welche 
nur wiſſentlich und vorfäßlich begangen werden können. Es 
kommt hiebei nichts darauf an, daß die Vorfchriften tiber 
Fahrläffigkeit ihre Stelle im allgemeinen Theile des Straf- 
gefeßbuches gefunden haben, weil immerhin bei jeder Gat- 
tung von Verbrechen die richterliche Prüfung der Möglich- 
feit fahrläjfiger Begehung vorausgefeßt wird, diefe Möglich» 
keit aber bei jenen Verbrechen ausgeichloffen bleibt, deren 
Hauptmerkmal der rechtswidrige Vorfa bildet.“ 


\ 


XXXV. 
- Disziplinarverfügungen gegen Unterſuchungsrichter. Nothwendig⸗ 
R teit der vorgängigen Vernehmung und der Anhörung des 


Staaisanwaltes. 


Wie bereits oben ©. 23 vorgekommen, hatte der oberfte 
Gerichtshof durch Erkenntnig vom 29. Januar 1853 in der 
Unterfuhung gegen Monika Greif den Rekurs des Land- 
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gerichtsaffeffors D. wegen Verſäumniß der Anmeldungoöfriſt 
verworfen, wogegen Aſſeſſor D. mit einem Neftitutionsgefuche 
eingelommen war, und der oberfte Gerichtshof fpra in ei- 
nem neuerliden am 2. Mai 1853 im — Senate 
erfaffenen Erkenntniſſe aus: 

1) Der Beichwerbeführer fei wider den Ablauf der Frift 
zur Anmeldung des Rekurjes in den vorigen Stand einzu- 
jeßen, womit das oberjtrichterliche Dejertionserfenntnig vom 
29. Januar 1853 außer Wirkung tritt, 

2) das Erfenntnig des k. Appellationsgerichtes von 
Schwaben und Neuburg vom 19. Nov. 1852 ſei zu ver- 
nichten, 

3) die Sache ſei nad Vernehmung des  Befchwerdes 
führers und nah Anhörung der Staatsanwaltfchaft von eis 
nem ftrafrechtlihen Senate desjelben Gerichtshofes nochmals 
abzuurtheilen. 

Diefe mn eeinIake aus nachftehenden Erwä- 
gungen: 

1) daß, wenn gleich bei dem Verfahren in Disziplinar- 
fällen, welche fich aus Anlaß einer flrafrechtlichen Unter- 
fuhung ergeben, der Staatsanwaltjchaft nicht der volle Um- 
fang der ihr nad Art. 19 His 20 des Gefehes vom 10. Nov. 
1838 zuftehenden Befugniffe eingeräumt werden kann, doch 
in ſolchen Ballen die zur vollftändigen Bildung eines ſtraf— 
rechtlichen Senates nad) der allgemeinen Vorjchrift des alleg. 
Artikels 19 erforderliche Anhörung der Staatsbehörde nicht 
ausgeſchloſſen ift, 

2) daß zwar die disziplinäre Einfchreitung in dem vor» 
liegenden Zalle von den im $. 11 und 12 des Ediftes IX 
zur Berfaffungsurfunde vom Jahre 1818 verhängten ſchwe— 
ten Folgen nicht begleitet fein Tann, dag jedoh in Erman- 
gelung anderer gefeblicher Beflimmungen die Anwendung des 
$. 15 jenes Ediktes über die Nekursfriften nicht zu hindern 
vermag, 

3) daß aber in dem Reſtitutionsgeſuche ein Zufammen- 
treffen fo dringender Amtsgefchäfte angeführt und durch den 
Bericht des Gerichtsvorftandes beftätigt worden ift, daß fich 
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erhebliche Entfchuldigungsgründe für die Nichteinhaltung. ber 
dreitägigen Frift zur Rekursanmeldung ergeben, 

4) daß vor Erlaffung der appellationggerichtlichen Ent- 
heidung die Aufforderung des Landgerichtsaſſeſſors D. zur 
Verantwortung nothwendig und aus dem oben zu 1 ange 
führten Grunde auch die Anhörung des Staatsanwaltes vor 
der Beratbung im aburtheilenden Senate geboten war, 

5) daß jedoch, wie fih aus den Alten, insbejondere 
aber aus der Faſſung des appellationsgerichtlichen Erkennt⸗ 
niffes entnehmen läßt, feines von beiden geſchehen if“ *). 


°) In einer Minik+Eutfl. vom 14. März 1849 if unter 
Mr. II gefagt: „Aulangend die Frage, wie es zu halten fei, 
wenn einzelne Handlungen des Unterſuchungsrichters ſich als 
nngerechtfertigt und überflüffig darſtellen, fo hat das neue 
Strafprozeßgeich an den bisherigen Vorfchriften ia ına- 
terieller Beziehung nichts zu ändern beabfichtigt, wie denn 
insbefondere der Art. 406 THl. II des StGB. noch in Kraft 
beſteht. Es if daher Lediglich den urtheilenden Gerichten 
und zwar fowohl den Schwurgerihtshöfen als 
ben Kreis- und Stadtgerihten und Appella- 
tionsgerichten anheimaegeben, ex oflicio Ansipruch zu 
erlafien, wogegen fodann dem Verurtheilten bie gewöhns 
lihen Rechtsmittel vorbehalten bleiben. Der biöherige 
Ufus, dergleihen Ausfpräche nicht in dem Haupturtheile 
feibft, fondern in einer befondern Entſchließung aufzunehmen, 
verliert in dem neuen auf Münplichfeit und Oeffentlichkeit 
gebanten Verfahren feine Bedeutung, daher nichts Im Wege 
fieht, diefelbe mit ver Entfhetdung Inder Haupt 
ſache zu verbinden.” _ 
Der oberfte Gerichtshof ift anderer Anficht, indem er an- 
nimmt, daß durch das neue Strafprozeßgefeh auch an ber 
Unterorbnung der Berichte nichts geändert worben fei, ed da⸗ 
her audy den Kreis and Stadigerichten und Schwurgerichte: 
höfen nicht zufommen Tönne, über Mitglieder der Kreid- und 
Stadigerichte ober der koordinitten Landgerichte etue Die« 
zivlinargewalt zu: üben, während eine folge nad) dem orga- 
nifchen Ebifte vom 24. Auli 1808 nur den Mppellationes 
gerichten zuftche. Der oberfle Gerichtshof hat auch bereits 
ein Grfenntniß des Schwurgerichtshofes von Oberbayern, in 
weldem ein Landgetichtsaffefior in die Koften des Angen- 
ſcheins verurtheilt worden war, aus diefem Grunde vernichtet 
(vergl. SB. Br. IV SG. 320), und in einem andern Kalle, 
‚wo dad Kreis» and GStabigericht ben Unteriuchungsrichter in 
einen Theil der Unterſuchungskoſten verurtheilt Hatte, andges 
fprochen, daß dieſes Bericht hiezu nicht Fompetent gewe 
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nie ber thätigen Neue. Art. XI ter BO vom 25. März 
1816. 


Wie bereits oben S. 66 angeführt, war in der Unter— 
fuhung gegen den Dienſtknecht Leonhard NReitberger 
wegen Diebſtahls durch Erfenntnig des oberften Gerichts: 
hofes vom 11. März 1859 das Urtheil des k. Appellationg- 
gerichtes von Oberbayern vom 7. Febr. 1853 vernichtet und 
die Sache zur wiederholten Verhandlung und Aburtheilung 
vor einen andern Senat desfelben Gerichtshofes verwiefeh 
worden; dieſer hatte jedoch auf den Grund der neuerlichen 
Verhandlung am 11. April 1853 gleichfalls ausgeſprochen, 
daß der Angefchuldigte wegen des an Simon Bichler 
verübten ausgezeichneten Diebftahls von der Strafe freiges 
fprochen werde. | 

Auch gegen diefes Erkenntniß hatte der Staatsanwalt 
die Nichtigkeitshefchwerde wegen unrichtiger Anwendung ber 
gefeglihen Beftimmungen über die thätige Neue erhoben ; 
ber oberfte Gerichtshof verwarf jedoch, und zwar weil die 
neuerliche Entiheldung zum Theil auf einer andern that- 
ſächlichen Grundlage beruhte, in feiner gewöhnlichen Sitzung 


fet (583. Bd. IV ©. 883). Dem Beamten, welcher noch 
gar nicht gehört if, vie gewöhnlichen Mechtemittel, Nichtig- 
an oder Berufung zu geflatten, würde gegen den 
Grundſatz verftogen, daß diefelben überhaupt nur gegen Er⸗ 
kenntniſſe zuläffig find, weldyen ein Tontrabiktorifches Verfah—⸗ 
ven vorausgegangen iſt. — Der oberfie Gerichtshof hat dar 
ber immer den Grundſatz feflgehalten, daß vergleichen Die- 
ztvlinaroetfügungen nur in einem nach Vernchmung des Be⸗ 
en und nach Anhörung des Staatsanwaltes von bem 
Apvellationdgerichte In geheimer Sikung zu erlaffenden Bes 
fchluffe auszufprehen find, und daß hiegegen ein Rekurs un« 
ter den im Edikte Beil. IX zur BU. vorgifchriebenen Foͤrm⸗ 
lichfeiten zulaͤſſig iſt. Hat der Angeflagte die Unterſuchungs⸗ 
foften ganz oder theil weiſe nicht verfchuldet, fo hat das 
aburiheilende Gericht. anszufprechen,, daß fie der Staat zn 
tragen hat, und diefem bleibt es überlaffen,. im Balle ein 
Berfchulden feines Reamten vorliegt, feinen Regreß auf was 
immer für eine Weiſe zu fuchen. | 
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vom 30. Aprit 1853 die erhobene Beſchwerde aus folgen- 
den Gründen: 

Das WAppellationsgeriht hat nach gepflogener neuer- 
licher Verhandlung hinſichtlich der thatlächlihen Verhaͤltniſſe 
in.den Enticheidungsgründen jeines neuerlichen Erkenntniffes, 
welche in dieſer Beziehung von denen des früheren und ver- 
nichteten Erfenntnifles zum Theil wejentlich verjchieden find, 
als feitgeftellt angenommen, daß der im Wirthöhaufe zu 
Mooſach von. dem Damnififaten Bichler und deifen Begleis 
tern betroffene Angeklagte weder die dort bei fich gehaltenen, 
noch die im Walde verftedten entwendeten Gegenflände ver- 
heimlicht, vielmehr den Ort, wo leßtere verborgen waren, 
und fpäterhin auch vorgefunden wurden, angezeigt, und fich 
nach abgelegtem Geftändniffe des Diebftahles zur Herausgabe 
aller entwendeten Sachen’ mit dem ausdrüdlichen Erbieten 
bereit erklärt babe, diefelben nah Dachau zurüdtragen zu 
wollen, und dag erſt hierauf der Befchädigte die in dem 
Wirthshauſe zu Mooſach befindlich gemejenen Gegenflände 
an fih genommen habe. 

Menn von dem Apyellationögeriäte auf den Grund 
diefer thatjächlishen Veftflelung angenommen wurde, daß 
eine die Strafbarkeit aufhebende thätige Neue, welche bezüg- 
fih der im Walde verſteckt gewefenen und durch Zuthun des 
Reitberger wieder an den Eigenthümer gefommenen Sa= 
hen bereits in dem Erkenntniſſe des Kreis- und Stadt- 
gerichtes vom 6. Dez. 1852 als vorhanden erachtet worden 
war und unbeanftandet blieb, aud in Anſehung der ande- 
ven, im Wirthshauſe befindlich geweſenen Gegenflände vor: 
Hege, fo wurden durch Diefe Annahme die Beflimmungen 
bes Gefehes vom 25. März 1816 Art. XI und des Erlän«- 
ferungsreffriptes vom 17. April desſelben Jahres nicht 
verlegt. 

Das Gefeb führt, wie das allegirte Neftript erläutert, 
Alles auf eine Handlung des Diebes zurück, womit er den 
Erſatz bewirkt, und diefe Handlung, bet welcher es auf den 
inneren Beweggrund nicht anzulommen hat, muß freiwillig 
in dem Sinne fein, daß die Zurüdgabe oder der Erfaß mit 
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Willen und Zuthun des Diebes bewirkt wird, denn ein ohne 
feinen Willen und Zuthun, alfo unfreiwillig erfolgter Erſatz 
fann als thätige Neue nicht angejehen werden. 

Dieſe Borausfeßungen der thätigen Reue find aber 
unter den als thatfächlich feftgeftellt angenommenen Berhält- 
niffen gegeben, indem Reitberger durch das abgelegte Ge- 
fländnig des Diebſtahls, dur Angabe des Orts, wo ein 
Theil der Sachen verborgen war, und durch die ausdrüd- 
fihe Erffärung, dag er zur Serausgabe aller entwendeten 
Sachen bereit fei, feinen Willen, die vollfländige Zurück⸗ 
erflattung derfelben an den”Cigenthümer zu bewirken, uns 
zweifelhaft zu erkennen gegeben hat, und ein Zuthun von 
feiner Seite hiezu darin liegt, dag er in Folge diejer Er» 
HMärung den Eigenthümer die hier in Frage ftehenden Sachen 
an fih nehmen ließ, nachdem er fih vorher fogar erboten 
hatte, diefelben jelbft nah Dachau zurüdzutragen. 

Das Anfihnehmen der entmendeten Sachen von Seite 
des Eigenthümers mit freiwilliger Zuftimmung des Diebes 
ift aber einer Sandlung, wodurch lebterer die Zurüdgabe bes 
wirft, gleih zu achten, indem eine eivilrechtlich wirfjame 
Uebergabe auch in Ddiefer Weile geichehen Tann, und die 
Strafgefeße nicht ausdrüdlich zur thätigen Neue erfordern, 
daß die Zurädgabe ausſchließlich nur durch ein unmittelhares 
eigenes Handanlegen des Diebes geichehe.“ 


XXXVIM. 


Nichtanwendbarkeit des Art. 885 Nr. 5 Thl. I des StGB. auf 
Beichädigung eines nur dad Hinauswechleln des Wildes ver⸗ 
hindernden Waldzaunes. 


In einer gegen Peter Keilhofer, Häuslersfohn 
von Lüftenegg und 12 Genoffen beim k. Landgerichte Negen 
wegen Jagdfrevels und Eigenthumsbefhädigung durchgeführ⸗ 
ten Unterſuchung wurden durch Erfenntnig des k. Kreig- 
und Stadtgerihts Straubing vom 20. Oftober 1852 ins- 
Defondere | 

1) der oben genannte Peter Keilhofer, 38 
Jahre alt, 
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2) Michael Lohberger, 21 Jahre alt, und 

3) Adam Lohberger, 25 Jahre alt, Häuslersfähne 
von Neifberg, 

4) Joſeph Killinger, 25 Jahre alt, Haͤuslers⸗ 
ſohn von Lüftenegg, und 

5) Mihael Moosmüller, 16 Jahre, Hammer⸗ 
ſchmiedslehrling von Flanitz, 
theils mit, theils ohne Konkurrenz von Jagdfreveln im Ver⸗ 
gehensgrade auch einer polizeilich ſtrafbaren Eigenthums⸗ 
beſchaͤdigung ſchuldig erklärt und hiefür zu SER 
Breiheitsftrafen verurtheilt. 

Diefe Eigenthumsbeichädigung hatte darin heſtanden, 
daß eine Verzäunung, welche an der Gränze der Waldun⸗ 
gen des Gutsbeſitzers v. Poſchinger längs des Flanizz⸗ 
baches zu dem Ende angebracht if, um das Hinauswechſelu 
der Nehe in fremde Jagdbezirke zu verhindern, am 9. und 
19. April 1852 an mehreren Stellen gewaltiam eingeriffen wurde. 

MWider jenes Erkenntniß hatten fowohl die ſaͤmmtlichen 
Angefchuldigten als aud der k. Staatsanwalt am Kreis- 
und Stadtgerihte Straubing die Berufung eingelegt, und 
zwar Diejer unter anderem auch darum, weil die fragliche 
Eigenthumsbeihädigung nicht als eine ausgezeichnete 
nah Art. 385 Nr. 5 Thl. I des StGB., fohin als Ver⸗ 
gehen oder zum wenigften nicht als Vergehen nach Art. 383 
und 384 a. a. O., — nur polizeilich ſtrafbar qualifi⸗ 
zirt wurde. 

Das k. Appellationsgericht von Niederbayern hatte je- 
doch in diefem Punkte durch Urtheil vom 12. März 5. 38. 
die Berufung der k. Staatsbehörde verworfen, und hiegegen 
hatte, während jämmtlihe Angellagte ſich dabei beruhigten, 
der k. Staatsanwalt am genannten Gerichtshofe die Nichtige 
feitsbefchwerde wegen unrichliger Anwendung des Geſetzes 
angemeldet, und folde in einer befonderen Denkſchrift da⸗ 
rauf gegründet, daß anftatt des Vergehens der ausgezeich⸗ 
neten Eigenthumsbefhädigung nad Art. 385 Nr. 5 Hl. 1 
des StGB. ein blos polizeilih ftrafbarer Neat angenommen 
wurde, 
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Der obeifte Gerichtshof verwarf in feiner Sitzung 
vom 30. April 1853 die erhobene Beichwerde aus folgen- 
den Gründen: 

Der Art. 385 Nr. 5 TH. I des SGB. erklärt nur 
die Beihädigung von folhen Privatanftalten als: eine aus⸗ 
‚gegeichnete und fohin ohne Rückſicht auf. die im Art. 383 
bezeichnete Summe als ein Vergehen, welche zur Siche— 
rung des Tandeigenthbums dienen. In dem ange- 
fochtenen Erkenntniſſe der I. Inſtanz iſt aber thatfächlich 
feftgeftelt, daß der fraglihe Zaun längs der von Poſchinger'⸗ 
ihen Walbungen nicht den Zweck hat, diefe Waldungen zu 
ſchützen, welche bier allein als das Landeigenthum im Sinne 
des. Geſetzes zu betrachten wären, ſondern daß er vielmehr 
nur dazu beſtimmt if, das Hinauswechſeln der Rehe in 
fremde Iagdbezirke zu verhindern — eine Beftimmung, welche 
aber mit den Schutze des Waldes ald ſolcher nicht auf 
gleihe Stufe geftellt- werden. kann, weil, obſchon das Jagd— 
recht auf Grund und Boden haftet, der Rehſtand oder das 
Wild überhaupt in einem offenen oder, wie hier, nur auf 
einer Seite eingefriedeten Walde nicht, wie dieſer felbft, ein 
Gegenftand des bereits beſtehenden Eigenthums iſt. 

Das k. Appellationsgaricht hat daher, indem es den 
vorliegenden Ball zur Subjumtion unter die Beſtimmung 
des Art. 355 Nr. 5 Thl. 1 des StGB. nicht für geeignet 
erachtete, jondern Die Beichädigung des fraglichen Zaunes 
blos als polizeilich flrafbar erklärte, jene geſetzliche Beftim- 
mung feineswegs verlegt, und es mußte demnad die ledig« 
lich ‚hierauf beſchränkte Nichtigkeitsbefchwerde der k. Staats⸗ 
anwaltihaft ale unbegründet verworfen werden.” 


XXXVII. 


Verbrechen ber Privaturfundenfälfhung an einem Poſtſcheine. — 
Art. 266 Th. I. des. SSR. 


Der. Gütler Vitus Allerflorfer von Pfettrad 
hatte, um’ die gegen ihn verfügte Exekution zu hemmen, bei 
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Gericht einen Poftichein produzirt, nach welchem er feiner 
Släubigerin den Schuldreft überſendet hatte, und in Folge 
deffen wurde mit dem Vollzuge der verfügten GErekution in« 
negehalten. Später zeigte fich. jedoch, daß Allerfiorfer feiner 
Släubigerin nur einen geringen Betrag überjendbet, und den 
Poſtſchein auf die höhere Summe gefäljcht hatte, Alterftorfer 
wurde durch Erkenntniß des Kreis und Gtabigerichts 
Aichach wegen Verbrechens des ausgezeichneten Betrugs durch 
Faͤlſchung einer Privaturfunde im Zufammenflufe mit einem 
anderen Verbrechen und dreier. Vergehen zu einer Gfährigen 
Arbeitshausitrafe verurtheilt, und das Appellationsgericht 
von Oberbayern ‚hatte die von dem Beichuldigten hiegegen 
eingewendete Berufung verworfen. In der von dem Ver—⸗ 
urtbeilten angemeldeten Nichtigleitsbeichwerde war unrich⸗ 
tige Anwendung des Geſetzes Tebiglich in Beziehung auf 
das Verbrechen des Betruges durch Urkundenfälichung be— 
hauptet, und zwar, weil ein Poſtſchein nur als ein Cer⸗ 
tififat, nicht aber als eine Privaturkunde betrachtet werden 
fönne, und weil jedenfalld Die Abficht zu beichädigen geman- 
gelt habe. 

Der oberfte Gerichtshof verwarf jedoch in feiner Sikung 
vom 6. Mai 1853 die erhobene Beſchwerde aus folgenden 
Gründen. 

Nach den Anmerkungen zum Strafgefeßbuche v. Jahre 
1813 Bd. I ©. 266, und nach dem den Art. 266 dieſes 
Geſetzbuches Thl. I erläuternden Reftripte vom 26. Novemb. 
1816 (Lith. Sammlg. Nr. 156) iſt unter Privaturfuude 
jedes Dokument zu verftehen, welches als Beweismittel über 
Rechte und Verbindlichkeiten im eivilrechtlichen Sinne die— 
nen Tann. 

Dem entiprechend ſtellt fih ein Poftfchein feiner Natur 
nah nur als eine Privaturfunde dar, da die Poft bezüglich 
der Portaufgabe zu dem Aufgeber dadurd in ein Privatver- 
hältnig tritt, daß fie ihm durch die untergeordnete, feine 
ſelbſtſtändige Behörde bildende Expedition fahrender Poſten 
eine auf den Inhaber lautende Beſcheinigung über die ge= 
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ſchehene Aufgabe ausſtellen Iäßt, und da dieſer Poſtſchein 
als Beweismittel über die Rechte des Aufgebers und die 
Verbindlichkeiten der Poſtanſtalt dient, was aus der Be⸗ 
kanntmachung der Generalpofldifektion- vom 25. Yult 1808 
über die Aufgaben auf den. Poſtwagen Nummier 1. 2. 3. 
(Regierungablatt ©.. 1581); der Verordnung v. 23. Ge 
tember‘ 1814 über bie Berfährungszeit der Pofreclamatio 
nen (Regierungsblatt S. 1524); der Verordnung vom 
31. Juli 1817 über bie Orgamijation der Generalpoſtadmi⸗ 
nifttation 6.7 (Regierungsblatt ©. 721); dann aus dei 
Ausſchreiben diefer Stelle vom 20. März 1823 über Met, 
Poſtwagensauſtalt Nummer 1. => (Regierungobl. ©. — 
unzweifelhaft hervorgeht. 

Bat nun, wie im Dem —— appillatiousgericht 
lichen Urtheile thatſächlich feſtgeſtellt und von dem Verthei⸗ 
diger ſelbſt nicht. befirktten. wurde, der Angeklagte in einem 
Privatrechtsverhaltnifſe, in welchem ev zu ferner Glaͤubigerin 
ſtand, einen gefaͤlſchten Roſtſchein bei dem: betrefſenden Ge⸗ 
richte produzirt, um auf den Grund der hiemit nachgewieſe⸗ 
nen Zahlung die Verabfolgung des bei -ifm zu Gunſten 
der Släubigerin abgepfündeten Ofen zu bewirken, Hat er 
hienach von dem falfchen Poſtſcheine wiſſentlich Gebrauch 
genacht, fo war dieſes Dokument allerdings in ewiltechti⸗ 
cher Hinſicht als: Beweiemttel dienlich, es wurde auch zu 
ben; Zwecke denutzt, um die Glaͤubigerin in ihrem Rechte 
nf. ſtracken Vollzug der Exekution zu beeinträchtigen, ſich 
feik. aber einer unerlaubten. Bortheit zu verſchaffen. 
eu Art. Ab, 265 und 266 IH I de SIEB. 
iſt aber derjenige wegen Verbrechens des ausgezeichtieien: 
Beirnges H. Grades zu beſtrafen, welcher, um einen Ande⸗ 
ren Mm Schaden zu bringen oder ſich ſelbſt einen unerlaub⸗ 
ten Vorttheil zu verſchaffen, von einer falſchen Urkunde wiſ⸗ 
fentlich Gebrauch macht, es mag eine Beſchaͤdigung erfolgt 
fein ober wicht, und da dieſe geſetzlichen Vorausſetzungen 
vorhanden: And, fo mußte die erhobene ——— 
alo ungegruͤndet verworfen werden. “ 
Slumnwadariqe BI: V He ·. En je 
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Vrivatrechtliche Baftbarkeit eines Dritten Für den durch die Unter- 
[Hlagung eutflanbenem a. macht dieſen nicht zum ent 
ſikaten. Art. 329 TEL 1. d. FiGB. 

Nah dem Tode des Gemeindefihäfere Pe u 
Maldbronn war der Wittwe das Hüten der Gemeindehterde 
überlsffen worden, und dieſelde hatte das. Austreiben durch 
ihren Sohn Peter Herlein beſorgen laſſen. Als jedoch mer 
rere Stücke dieſer Heerde, welche beim Austreiben von den 
tinzelnen Cigenthümern dem Schafknechte Meter Herlein. über« 
geben werden waren, abgingen, wurde gegen denſelben wer 
gen eines Perbrechens, vier Vergehen und zweier. Polizei⸗ 
übertretungen der Unterſchlagung (je nad dem. Werihe der 
ahgängigen Schafe des aa Gigenthümers) —— 
eingeleitet, | 

1. Das Kreide und Stadigerict. Warzburg ſprach an 

ben Deter Herlein won den Auſchuldigung, frei, umd: biefem 

Untheile tagen: folgende: Auffellungen zu Brand :: ..' 

- Bon dem Bates des: Rageſchuldigten, welcher als Zie« 
weinheihäfer zu Maibbreun beſtellt gewifen, Habe ſich dieſts 
Verhaͤltniß auf die Mutter dea Angeſchaldigten in der Art 
fortgeieht, daß fie den Lohn empfongen, die Geerde zur Be⸗ 
hierrung erhalten habe, wozu ſie dann ihren Sohn, den An⸗ 
geſchaldigten, als Schafknecht angennmen habe; die ſer habe 
Kim Austreiben die Schafe. von den. einzelnen Eigeuckämenne 
in Empfang genommen, wie dieſes auch bei den frsiheren 
Knechten des Vaters des Angeſchuldigten der: Fall geweſen 
ſei. — Der Schäfer babe dem Cigenthümer im Werluſtfalle 
Erſatz zu leiſten. Es ergebe ſich zwar, daß an Schafen wer 
ſchieden ex Ciganthümer, deren Wearſſſichtignng dem Angt⸗ 
ſchuldigten oblag, Untaxſchlagungan begaugen werten ſeien, 
nicht aber, daß Der Angeſchuldigte dieſe Schafe für dieſe Eh 
genthümer in Veſiß oder Gewahrſam gehabt habe, ‚weil die 
Schafe deu verſchiedenen Eigenthümer die Heerde der Gien 
weindeſchaͤferei gebildet ‚hätten, dieſe Keerde aber: Fet dem 
Vater und jetzt der Mutten des Angeſchaidigten gegen Lohn⸗ 
bezug übergeben geweſen und dieſer liege ala Gemeindeſcha⸗ 
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ferin die Haftbarkeit für Befihädigumgen ob. Es fei daher 
ver Beſitz und Gewahrfam der Seerde auf die Mutter deu 
Angeſchuldigten nah dem Tode feines Vaters übergegangen. 
Deshalb. fei, indem die Mutter ihren Sohn, den Angeſchul⸗ 
digten, ala Schaͤferknecht in ihre Dienfke nahm, diefer weben 
zu der Gemeinde, noch zu den einzelnen Schafbefipemn in _ 
eine befondere Verpflichtung und in ein ſelbſtſtändiges 
Nethtaverhaͤltniß getreten, fondern die. Wittwe Herlein er- 
ſcheine ihrem Sehne, als. Bevollmächtigten und Knechte ges 
gemüber, bezüglich der am der Heerde begangenen Unter 
ſchlageng als die Berechtigte und eigentlich Beſchädigte. 
Da nun die Mutter in Folge an fie ergangener Befragung 
erHärt Habe, daß fie wegen der Unterſchlagung an ber ihr 
anvertrauten Heerde Beflrafung ihres Sohnes nicht verlange, 
fo.falfe nark dem auch: auf Die Uinterfchlagung anwendbaren 
Art: XI der Verordnung vom 25. März. 1846 bi er 
liche That unter fein Strafgeſetz. 

Dagegen verurtheilte das Appellationsgericht von Uns 
terfranken und Afchaffenburg den Angeſchuldigten wegen ei⸗ 
ned. Verbrechens, vier Vergehen und zweier Polizeiüber⸗ 
tweiitagen der Unterfchlagung in eine Arbeitshansirufe von 
Ah/, :Iahren, und dieſe Entfcheidung ſtüßte fich darauf: 

1) Es liege Teine Bekundung duch Zeugenausſagen 
darüber vor, welche Vereinbarung zwiſchen Sohn und Mut⸗ 
ter bezüglich ber fraglichen Schafhut getroffen worden ſei, 
namentlich nicht darüber, ob die Schafhut dem Angeſchul⸗ 
digten won feiner Mutter felbſtſtändig, auf eigene Beranta 
wortlichkeit übertrageti werben fei, ober ob der. Anugeſchul⸗ 
digte wur dis Knecht gebungen worden fei, in weldem er» 
Bere. Bells bie Schafe in ben Gewahrſam des Angeſchul⸗ 
digten nit für: feine Mutter, Sondern für bie einzelwen 
Säofeigenthämer gekommen ſeien. 

DDer Angeſchuldigte habe ſelbſt angegeben, daß er 
fiat ganz ſelbſtſtůndiger Schäfer betrachtet habe; und daß 
ihm die Schafhnt pyerföntidy von den Schafeig emt humern 
— werden ie 

>). Mit. dDiefer, vom dem Angeſchuldigten ſelbſt that⸗ 

13 * 
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faͤchlich ausgeübten Schafft, die andy, ſowie deſſen ſelbſ⸗ 
ſtaͤndiges Auftreten hiebei von Zeugen beſtaͤtigt ſei, ſtimme 
auch der Umſtand zuſammen, daß die einzelnen Schafeigen⸗ 
thümer über Abgang und Erſaß von Schafen zunächſt nur 
mit dem Angeſchuldigten, ohne Dazwiſchenkunft feiner Mut⸗ 
ter, verkehrten, welche letztere auch bei.der Ermittlung: * 
ganzen Abganges nicht zugezogen worden ſei. | 

- 4) Die Ausfage einiger. Zeugen, daß die Mutter ve6 
Angefhuldigten ihn als Schaffnecht angenommen Habe, gebe 
in der Sache keinen Ausfhlag, da hiedurch nur die Haf⸗ 
tungsverbimdlichkeit der Mutter begründet habe werben wol⸗ 
ten, und diefe Ausjagen nur auf.Folgerungen aus’ dem 
früher. bei dem Vater des nn id — 
see berußen. ne 

Demnach feien dem: Angefjutdigen als” ——— 
feiner Mutter die Schafe von.den Eigenthümern anvertraut 
. worden, an welchen er fich einer .Uinterfchlagung :im Ver⸗ 

brechens⸗ und Bergehensgrabe 20. nad: —— — 
zeugung ſchuldig gemacht habee. 

Gegen dieſes Urtheil hatte: der Beſchulbigte wegen 
Ricgtanwendung des Art. XIE: der Verordnung vom 25: Märg 
1816 Nichtigkeitsbeſchwerde erhoben, weiche jedoch von Dei 
oberften Gerichtshofe in feiner Sikung vom T. Mat: 1853 
aus folgenden Gründen verworfen wutde: Be 2) 
„In dem Urtheile des Tönigl. ‚Appellationdgerhfrts iR 
thatſãchlich feftgeftellt, daß dem Peter Herlein gerfäntick 
die Schafhut von den betreffenden Schafrigenthämern über« 
tragen wurde, und daß die. Schafeigenthümer wegen: Abgau⸗ 
ges und Erſatzes von Schafen zunächſt mit ihm. verkehrden 
Hat: fi demnach) der. Angefchuldigte. von ben auf dieſe Weife 
vor den verſchiedenen Eigenthümern in feinen Befik und 
Gewahrfam gelommenen Schafen einige trenlos zugerignet; 
fo: find die. Eigenthümer der Schafe. unleugbar. durch des 
Angeſchuldigten Handlungsweiſe unmittelbar beſchadigt 
und es iſt für dm ſtrafrecht bich en Charalber der Haud⸗ 
lung völlig gleichgültig, ob Peter Herlein feine zur: Vefſor⸗ 
gung der Schafhuit in dir Gemeinde an ſich Verechtigte 
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Boxster. In: deten Ausuͤbnug ſelbſtaindig vertrat, oder nur 
als deren Knecht aufgeſtellt war, weil es einerſeits nach den 
Anmerkungen zum SGB. Bd. IS. 147 Nr. A an dem 
Thatbeſtande der Unterſchlagung nichts ändert, ob der Ans 
geſchuldigte die treulos ſich zugeeignete Sache für dentenigen, 
won welchem er fie erhielt, felbft oder für einen Andern in 
feinen Gewahrfam befam, fomit gleichgültig ik, ob bie 
Schafbefiber ihm als Knecht feiner Mutter oder als ſelbſt⸗ 
ſtaͤndigen Gefchäftsführer feiner gewerbberechtigten Mutter 
die Schafe auslieferten, od fohin der von dem Angeſchuldig⸗ 
ten an den Schafen faktifch ausgeübte Gewahrfam für die 
Schafrigentbämer oder auch zugleih für die Mutter beftand, 
anderfeits weil, da jedenfalls ein Schaden für die Schaf⸗ 
Befiger bis zur Einleitung ſtrafrechtlicher Unterſuchung 
befand, auch nur dieſe als die Befhädigten erfcheinen kon⸗ 
nen, ‚nicht aber die Mutter bes Angefhuldigten, gegen welche 
aus rein privatrehtlihen Gründen. den Beickäbigten 
aur ein Erſatza nſpruch zuſteht, welcher begreiflicherweiſt 
fe noch nicht als wirklich Beſchädigte erſcheinen läßt. Es 
wurde demnach bie in Frage ſtehende firafbare Handlung, 
nãmlich die rechtswidrige Zueignung fremder Sachen, welche 
Sich im Beſitze und Gewahrfam des Angeichuldigten befan- 
den,. an den Eigenthümern diefer Sachen als Beihäbigten, 
nicht aber.an der, für die Handlungen ihres Sohnes, des 
Angeſchuldigten, nur privatrechtlich haftbaren Mutter verübt, 
es kann daher von Anwendung des Art. XII ber Verord⸗ 
sung von 25. März 1816 auf den — Fall keine 
— Ai er 
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Weitere Bermefung nad Grichöpfung bes Sirafmaxrinms wegen 
früheter Uebertretungen. — Unzulaͤſſigkeit einer Ricgtigkeiter 
beſchwerde hiegegen. Art. 66 des St G. v. 10. Nov. 1848. 


Der ledige Tagloͤhnersſohn Sebaſtian Bosl von 
Geiſenthal, welcher bereits durch Erkenntniß des Kreis⸗ und 
Stadtgerichts Amberg vom 26. September. 1860 wegen eines 
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in.der Macht vom 2A. zum 25. Marz jenes -Yahres ,. ‚mmeiek 
Dem erihwerenden Umſtande der. verabredeten Berbinbung, 
veräbten Diebſtahlsverbrechens, Tomfurtivend mit dem. Bere 
geben des entfernten Verſuches eines Diebſtahlsverbrechens 
und einer polizeilich ſtrafbaren Entwendung, in Ungehorn 
famsvyerfahren zu dreiiähriger. Arbeitshausſtrafe, ferner 
durch Erkenntniß des Kreis⸗ und Stadtgerichts Straubing 
vom 5. Mai 1852, beſtätigt duch Erfeuntnig des Appella- 
tionsgerichtes von Niederbayern vom 6. Juli desſelben Jah⸗ 
res, wegen Verbrechens des ausgezeichneten Diebſtahls, ver⸗ 
übt in der Nacht vom 11. zum 12. Juni 1851, und des 
doppelt erfchwerten Verbrechens - des einfachen. Diebſtahls, 
verübt in der Racht vom 25. und 26. des nämlidhen Mon 
nats, zu fechsjähriger Arbeitshausftrafe verurtkeilt wurde, 
entfprang während der Lieferung in's Strafurbeitshaus in 
der Nacht vom 15. zum 16. Juli aus: den Gewahrſame zu 
Plattling, und wurde am 2. Auguft.v. Is., als eines: in 
der .norhergegangenen Macht bei Georg Pletfhader zu 
Wipfing, Landgerichts Traunftein, begangenen Diebſtabie 
verdächtig, wieder ergriffen. 

Mach desfalls durchgeführter Vorunterſuchung wurde 
Sebaſtian Bosl wegen dieſer letzteren, als erſchwertes Ver⸗ 
brechen des einfachen Diebſtahles bezeichneten That durch 
Erkenntniß des Kreis und Stadtgerichts Waſſerburg vom 
25. Febr. I. 38. in. deſſen oͤffentliche Sitzung verwieſen. Die 
hiegegen ergriffene Berufung, mit welcher er zugleich eine 
Berufungsaumeldung gegen bie Urtheile der Kreis⸗ und 
Stadtgerichte Amberg und Straubing verbunden hatte, wurde 
durch Erfenntnig des Appellationsgerihtes von Oberbayern 
vom 1. April 1. 38. verworfen und die Berufungsanmeldung 
infoweit fie gegen jene beiden Urtheile vom 26. Sept. 1850 
und 5. Mai 1852 erhoben worden war, von dort abgemit- 
fen. Böosl hatte hiegegen die Nichtigkeitsbeſchwerde aus fol⸗ 
genren Gründen angemeldet: 

. + 1) Weil er von dem Kreise und Stabtgerihte Amberg 
unterm 26. Sept. 4850 wegen Diebflahls zu. dreiiähriger 
Urbeithausftrafe verurtheilt werden fei, ohne daß er gebizs 
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arten wäre, unb ohne daß ihm biaher GSeolegenheit gegeben 
worden, ein Rechtsmittel gegen dieſes Urtheil zu ergreifen; 

BD) weit das Kreis». und Stadtgericht Etraubing ihn 
wegen weiterer Diebftäßle unterm 5. Mai 1852 zu eimer 
ſechs jäͤhrigen Arbeitshausſtrafe verurtheilt Habe, obſchon ei 
bereits zu einer dreijaͤhrigen Arbeitsſhausſtrafe verurtheilt 
— ſei, und das Gericht ng das Geſetz — 


3). weit er, — er zu iaer mehr ale gefehfich zu: 
laͤſſigen Arbeitehausftrafe bereits verurtheitt ſei, wegen des 
nunmehr angefuldigten Diebftahle nicht weiter BERATER 
und abgeuttheilt werden könne; 

4) jedenfalls vorher wegen des ihm angeſchuldigten 
Dieskahls an Johann Gradl von Asbach durch das 
Kreis⸗ und Stadtgericht Amberg abgeuttheilt werben mußte, 
ehe er wegen des jüngſten ihm zur Laſt gelegten Diebſtahls 
über ſich verhandeln laſſen Töne. 

Die von Bösl in Bezug genommene Berufeng bei 
6. Maͤrz enthalt noch folgende Beſchwerdepunkte 

5) weil er wegen eines Diebſtahls verwieſen werben 
fei, welchen er nicht begangen habe, und nit —* begehen 
Können ; 
5) weil: fein beim Kreis⸗ und Suadtgerichte Snaubing 
gegen das ihn verurtheilende Erkenntnuiß des Kreis⸗ und 
Stadigerichies Amberg erhobener Einfpruc un protolellirt 
worden fi; 

T) weit es fi frage, ob er nicht bezuglich ſammtlicher 
Diebſtaͤhle, wegen welcher er angeſchaldigt und zum Het 
verurtheilt fei, an das Schwurgericht zu werweifen ſei 

: Der obere Gerichtshof verwarf jeboch in feiner Sitz⸗ 
ang vom 7. Mai 1833 die erhobene Befchwerde aus ſol⸗ 
genden Gründen: 

„Segen teren kann eine Nichtigkeits⸗ 
beſchwerde nur aus den im Art. 06 des StPO. vom 
10. November 138 unter Ziffer 1 His 6 fpeziell: angeführ⸗ 
ten Gründen erhoben, werden, und hieraus folgt vor ſelbſt, 
daß ſich deſelbe auch immer nur. auf diejenige Sue be⸗ 
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ziehen Tann, Boegen. welcher bie Bereifung: antgsfyeechen 
wurde. 

Was zunähft den oben unter. Sf. 7 erwähnten Ber 
ſchwerdepuntt betrifft, wonach der Beſchwerdeführer glaubt, 
daß die Sache an das Schwurgericht zu. perweiſen gewefen 
wäre, ſo läßt ſich zwar die Beſchwerde in diefem Punkte 
unter den allegirten Artikel Ziffer 6 ſtellen, fie erſcheint 
aber in der Erwägung ungegründet, weil das angezeigte; 
durch den Umſtand der vorausgegangenen verabredeten Ber- 
bindung erichwerte Verbrechen. des einfachen Diebftahls, we 
gen deffen Sebaſtian Bösl. in die üffentlihe Sitzung des 
Kreis⸗ und Stadigerihts Wafferburg verwieſen ift; für fi 
allein betrachtet, nach Art. TIL des Geſetzes vom 25. März 
1846 nicht mit Zuchthaus⸗ fondern nur mit Arbeitshaus⸗ 
firafe belegt ift, und weil felbft dann, wenn Pie in den 
abenerwähnten Erkenntuifien der Kreis» und Stadtgerichte 
Amberg und Straubing bereita abgeurtbeilten, aber noch 
sit abgebüßten Diebftähle bei Ausmeflung der Strafe für 
den Gejamtreat in Berüdfichtigung - genommen werden, 
feiner von den im Art. IX des. allegirten Befehes bezeich- 
neten Fällen eines Zufammenfluffes vorliegen würde, . welcher 
Zuhthausftrafe nah fich ziehen könnte oder müßte, indem 
unter den ſämmtlichen Diebflählen uur ein ausgezeichneter 
vorkommt, der ‚aber ‚nicht auch zugleish: dem Betrage nad 
Verbrechen iſt, und bei dem auch nicht zwei oder mehrere 
Auszeichnungen konkurriren, — ſonach in keinerlei Vezieh⸗ 
ung die im Art. 51 des SIPS, vom 10. Nov. 1848 be⸗ 
Kimmte Vorausfegung zur- Verweiſung der, ‚Sad vor. ein 
u gegeben ift. 

Was hiernaͤchſt die anderen Beihwedepuntie: betrifft, 
ehe oben unter Ziff. 1 bis 6 aufgeführt find, fo zeigt 
fih die Beichwerde fchon aus dem allgemeinen ‚runde un⸗ 
ſtatthaft, weil feiner herfelben zu den im Art. 66 des StPG. 
baſonders bezeichneten Gründen, aus welchen die Nichtig⸗ 
keits beſchwerde gegen EDEN. ie zulaſſis 

erklärt iſt, gezählt werben Tann: 

Binfſichtlich der Punkte 1, 2, 4 und 6. m — inſen⸗ 
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derhein zu bemerken, daß. dieſelben ohmpin micht auf Die den 
Verweiſungsgegenſtand bildende Sache, ſondern auf die 
früheren verurtheilenden Erkenntniſſe der Kreis⸗ und Stadt⸗ 
gerichte Amberg and Straubing Bezug haben, weshalb die 
desfallſigen vermeintlichen. Beichwerden ‚mit der Beichwerde 
gegen das zuletzt ergangene Berweilungserfenntnig überhanpt 
wicht verbunden werden Tounten, und zwar um fo weniger, 
da dem Angefchuldigten gegen verurtheilende Erkenntniſſe 
eigene Rechtsmittel gegeben find, weiche er innerhalb der 
geſetzlich beftimmten Friſt und auf dem geſetzlich vorgezeich⸗ 
neten Wege zu ergreifen uud zu verfolgen hat. 

Eine oberftrichterliche Prüfung des vor dem Kreis⸗ und 
Stadigerichte. Amberg gepflogenen Ungeherfamsverfahrens 
und bes von demſelben hierauf erlaffenen Erkenntniſſes, ſo⸗ 
wie des vom Kreis- und Stadtgerichte Straubing gefälkten 
Urtheils kann auch aus dem weiteren Grunde nicht flattfin» 
den, -weil nach Art. 361 des StPE. vom 10. Novbr. 1848 
eine Nichtigkeitsbefchwerde, bei -den zur Zuftändigfeit der 
Kreis» und Stadtgerichte gehörenden Straffagen nur dann 
zuläſſig if, wenn in zweiter Inflanz entweder eine weſent⸗ 
liche Foͤrmlichkeit verlept oder ein Geſetz unrichtig angewen- 
det wurde. 

Es Tann daher auch auf die dem allegirten Art. 66 
unangemeflenen Beichwerden, dag beim Kreis- und Stadte 
gerichte. Straubing der gegen das im Ungehorfamsverfahren 
erlaſſene Strafurtheil des Kreis» und Stadtgerichts Amberg 
angeblih erhobene Cinſpruch nicht protofollirt worden fei, 
und daß Bösl wegen des Diebflahls: an Gradi durch 
das lebterwähnte Gericht erſt nochmals abgeurtheilt wer- 
ben mäfle, che er wegen des jüngften ihm zur Laſt ge 
legten Diebflahls vor Gericht geftellt werden könne, hierorts 
nicht eingegangen werden, zumal da jenes Urtheil nad 
dermaliger Sachlage mit Hinfiht auf Art. 348 Abf, I 
des StPO. vom 10. Novbr. 1848 als rechtskräftig zu bes 
trachten ift, und ein Umſtand, der erft in Zukunft etwa 
eintreten könnte, ob nämlich der DVerurtheilte Einſpruch er⸗ 
heben: werde, ob der Einſpruch nah Art. 347 und 348 
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Abf. 2 a. a. D. no zukiffig, und’ ob er in der Kauptd 
ſache ſelbſt gegründet fei, zur Zeit en ——— 
bleiben muß. 

Der Beſchwerdepunkt sud daß m wegen eines 
Diebftahls vermwiefen worden ſei, den er nicht Begangen Habe 
und nicht habe begehen fünnen, paßt ebenfalls: unter feine 
Biffer des Art. 66 a. a. O. und zeigt ſich auch noch "aus 
dem Grunde verwerflih, weil die Prüfung der Frage, ob 
Der vorhandene Verdacht zur Verweiſung hinreiche, nad 
Art. 12 des Grundlagengefeges vom 4. Juni 1848: nicht 
zur Zuftändigfeit des oberften Be als Kafationd« 
Bof- gehört. 

Was endlich den von Bösl geltend gemachten Beſchwer⸗ 
bepuntt sub’ 3 anlangt, daß er, weil er dur die früheren, 
noch nicht zum Wollzuge gekommenen Strafurtheile bereits 
zu einer das gefepliche Map Hberfteigenden Arbeitshausftrafe 
gerurtheilt worden fei, wegen des ihm nunmehr angefchufdigten 
Diebftahls nicht weiter verwiefen und abgeurtheilt werden 
könne, fo Täßt fi) Die Beſchwerde in dieſem Punkte nicht 
anter Ziff. 1 des Art. 66 ſtellen, weil hiernach die Nic 
tigkeitsbeſchwerde nur wegen unrichtiger Anwendung des 
Geſetzes bezüglih der Eigenfhaft der That erhoben 
werden kann, ſohin hiebei Tediglich die verbrechertfche Hand⸗ 
fang nad ihrem thatſächlich Fefgeftellten Umfange 
zu betrachten ift, folde Umftände aber, die außer dem Um⸗ 
fange der. That liegen, nicht zur Verkdfichtigung kommen 
koͤnnen, indem eine Prüfung darüber, ob und inmwieferne fie 
etwa auf die Strafbarkeit überhaupt ober auf die Strafaus⸗ 
meifung Einfluß haben, dem Hänftigen Endurtheile vorbe⸗ 
halten bleiben muß. Eben deshalb fann auch zur Jet anf 
die Frage, melden Einfluß der Umſtand, daß Bosl bereits 
wegen Diebſtahlsverbrechens in den Erfenntniffen der Kreis⸗ 
und Stadtgerichte Amberg und Straubing zu drei- und ſechs⸗ 
jähriger Arbeitshausftrafe verurteilt wurde, auf die -Lünfe 
fige Entſcheidung habe, hierorts nicht eingegangen werben, 
da erſt abgewartet werden muß, ob wegen bes zur Verhand⸗ 
lung und Aburtheilung vertviefenen neuerlichen Diebſtahls⸗ 
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verbrechens ein Schuldausſpruch erfolgen, und ob, ſoferne 
das Strafurtheil des Kreis» und Stadigerichts Amberg bei 
Kraft bleibt, neben den in den früheren verurtheilenden Er⸗ 
lenntniſſen vorhängten Strafen noch auf eine weitere 
Strafe exlannt werde, oder nicht vielmehr in der Erwägung, 
dag die Verbrechen, Binfichtlich welcher die dem Bosl zuer⸗ 
fannten Strafen noch nicht vollzogen werden konnten, als 
noch nicht beftrafte Verbrechen zu betrachten find, eine 
den Befimmungen des St&B: I, 108 und 109 entfprechende 
Strafausmeflung über. den Geſammtreat des a 
bigten, wobei die frühere Verurtheilung auch nah Art. 2 
bes Geſetzes vom 29. Auguft 1848 nicht als Rüdfal zu 
— iſt, erfolgte." *) 


XXXX. 


Kaſſationsrekurs wegen angeblich unrichtiger Anwendung ber Gelee 
gen. Verbrechen ded Raubes. Mit. 285-288 Thl. 3 
es 


Durch Erkenntniß des Schwurgerichtshofes von Schwa⸗ 
ben und Neuburg war der Bdige Zimmermann Matthäus 
Lipp von Berndeuern wegen Verbrechens des Raubes dritten 


*) Das Mipliche der zu großen Beſchraͤnkung bes Richters bei 
der Strafansmefiung zeigt fich deutlich in dem vorliegenden 
Falle. Der Beſchuldigte iſt bereits wegen eines Verbrechens 
des ausgezeichneten Diebſtahls, wegen zweier Verbrechen bes 
einfachen Diebfiahle unter erfchwerenden Umfänden, wegen 
eines Vergehens und einer Bolizeiübertretung vernetheilt, und 
‚wenn. er. auch des neuerlichen Verbrechens des Diebſtahls 
unter einem nn Umftande ſchuldig befunden wird, 
fo kann doch die für alle dieſe Meate auszufprechende Ser 
fammifirnfe acht jähriges Arbeitshaus nicht überfleigen, 
weil Feiner der Fälle des Art. IX ber Diebflahlennvelle ges 
geben if, und nad Art. 16 Thl. I des StGB. auf mehr 
ale achtjäßrige Arbeitshausſirafe nicht erfannt werben barf. 
Ja wenn no zehn einfache Diebflahleverbrechen konkurrirten, 

würde die Shefe die nämlidhe fein. Bine Srweiterun ni der 
—— n iſt aber auch dadurch geboten, daß bie fruͤhern 

ückfallsſtrafen aufgehoben find, und ber Rüdfall 
uur — einen Erſchwerungsgrund bei Ausmeſſung ber 
Strafe innerhalb des durch das Gefetz — und knapp be⸗ 
meſſenen Minimums und Maximums bübet. 
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Grades zu Zuchthausſtrafe auf unbeſtimmte Zeit vermiheüt 
worden, und derfelbe Hatte ſowohl hiegegen als gegen das 
frühere Erkenntniß des Appellationsgerichts von Schwaben 
und Nenburg auf Anklage und Berweilung der Sache vor 
Das Schwurgericht Nichtigkeitsbefchwerde erhoben. . Der oberfle 
Gerichtshof verwarf jedoch in feiner Sitzung won 13. Mat 
1853 die erhobene Beichwerde aus folgenden Gründen: 

„Matthäus Lipp hat in dem am 30. März 1853 von 
dem Stellvertreter des Schwurgerichtspräfidenten mit ihm 
abgehaltenen Verhöre ausdrücklich erklärt, daß er Das appeb- 
lationsgerichtliche Verweilungserfenntniß fammt ber Ankla⸗ 
geichrift nicht blos zugeftellt erhalten, fondern auch gelefen 
und verftanden habe, und zugegeben, daß ihm auch hierauf 
eröffnet worden ift, daß, wenn er fich veranlaßt glauben follte, 
gegen die Verweifung vor das Schwurgericht eine Richtige 
keitsbeſchwerde geltend zu machen, er feine diesfallfige Erflä- 
jung binnen drei Tagen anzubringen babe, widrigenfalls er 
damit nicht mehr gehört werden würde, daß er aber ‚binnen 
diefer dreitägigen Friſt eine derlei Erklärung nicht -anges 
bracht hat.” 

Bei den vorerwähnten Berbältniffen fann aber die erft 
nach Rattgehabter Hffentlicher Verhandlung am 18. April 
b. 38. vom Angellagten gegebene Erklärung, daß er nun 
auch gegen das Erkenntniß bes k. Appellationsgerichts von 
Schwaben und Neuburg auf Anklage und Verweiſung vor 
das Schwurgericht de dato 28. Januar 1853 die Nichtig⸗ 
feitöbefchwerde einwende, als verjpätet gemäß Art. 61, 62 
und 67 des StPES. v. 10. Novbr. 1848 Teine rechtliche 
Beachtung mehr finden, und mußte fonach deflen Nichtig- 
Beitsbeichwerde, infoweit fie gegen befagtes Berweifungser- 
kenntniß gerichtet if, verworfen werden. 

- Infoferne übrigens mittel der eingewendeten Nichtig⸗ 
teitsbeichwerde das Erkenntniß des Schwurgeriähtshofes von 
Schwaben und Neuburg vom 15. April 5. Is. angefochten 
wird, batte fih, — da der Angeklagte bei Ginwendung der 
Nichtigkeitsbefchwerde Die Beichwerdepuncte nicht bezeichnet, 
fondern die Beichwerde im Allgemeinen erhoben hat, und 
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da der von ihm zur Einreichung einer Denkſchrift ermaͤch⸗ 
tigte k. Advocat Erdt in der eingereichten Denkſchrift, wenn⸗ 
gleich hierin wur irrige Geſetzesanwendung als Beſchwerde⸗ 
punkt hervorgehoben iſt, doch nirgends angedeutet hat, daß 
damit von der allgemeinen Beſchwerdeführung, wie ſie vom 
Angelagten angemeldet wurde, abgegangen werden wolle, 
vielmehr. ſogar auch in diejer Denkſchrift einer Verlegung 
‚bes Art. 231 Nr. 12 des StPO. vom 10. Novbr. 1848 
erwähnt, und enentuell auch den Antrag dahin gekellt hat, 
ben Wahrſpruch der Gefchwornen zu vernichten, und zur Ber- 
handlung und Aburtheilung die Sache an das nächte Schwur= 
gericht zu verweiſen, — die diesortige Prüfung im Hinblicke 
auf. Art: 245 Abf. I des oben allegirten Gefepes nicht bios 
Barauf,. ob. das Geſetz richtig angewendet, ſondern audy 
datanf, ob jede weſentliche Foͤrmlichkeit des Prozeſſes beobach⸗ 
tet worden ſei, zu erfireden. Es bat fih aber auch bet 
Prüfung des gefammten Ganges dieſes Prozeſſes ergeben; 
daß weder bei dem Verfahren, wodurch die zur Verhandlung 
Kiefer Strafſache beſtimmte oͤffentliche Sitzung vorbereitet 
wurde, noch auch bei dem Verfahren in der betreffenden öffent« 
lichen Sitzung vom 15. April h. Is. und ebenſowenig bei 
Schöpfung des Wahrſpruches oder bei Fällung des Strafe 
nrsheits; eine der nach den Geſetzen ald weſentlich erjcheinen- 
den. Formlichkeiten außer Acht gelaflen, oder verletzt worden: 
iſt, und Bat fih hiebei auch ferner ergeben, daß auf die 
durch den Wahrfpeuch der Gefchwornen feftgefteiten That⸗ 
fachen. die denjelben im Strafurtheile untergeftellten ſtrafge— 
feglichen — — ganz richtig in Anwendung IR 
worden find. 

In der ingereiähten Denbſchrift wird beſonders ſich 
darauf berufen, daß von den beiden den Geſchwornen ge⸗ 
ſtellten Fragen, fautend: 

1. IR: Matthaͤus Lipp, lediger Zimmermann von Berne 
benern, ſchuldig, das Werbrechen des Raubes dritten Grades: 
dadurch begangen zu: haben, Daß er am. Sonntag den 14. 
Merbr. 1852: Abende: zwilchen 6 und T Uhr auf dem Fuß⸗ 
wege von Bernbeuern nach Haslach die ledige Roſalie Pracht 
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yon Mudratörted in der Abſicht, um eine Entwendung zu 
verüben, von rädwärts angepadt, am Halſe gebroffelt, und 
fie mit Gewalt zu Boden zu bringen verſucht, und als ihm 
dieſes durch deren Gegenwehr und ihilferuf nit gelang, dem 
während des Handgemenges von fich geworfenen Handilark 
und Regenſchirm derfelben vwiderrechtlich fi zugeeignet hat? 

2. (Bär den. Tall, daß a erſte Frage ‚verneint wer⸗ 
den ſollte) 

Iſt derſelbe ſchuldig, dieſes Berbreigen Dadurch — 
zu haben, daß er am Sonntag den 14. Novbr. 1862 Abends 
zwiichen 6 und 7 Uhr auf dem Fußwege von Bernbeuern 
nah Haslach die ledige Rofalie Pracht von rückwärts angen 
packt, am Halfe gebrofielt, und fie mit Gewalt zu. Boden 
zu bringen verfucht hat, und obwohl Ihm auch letzteres durch 
bexen Gegenwehr und Hilferuf nicht gelang, den durch Die 
bezeichnete Vergewaltigung herbeigeführten Zuſtand der Hofes 
fie Pracht, wenn auch ohne Abficht der Entwendung bei 
dem Beginne bes Unfalls, benütht hat, um fick deren wäh 
rend des Handgemenges von filh. gemorfenen ii wu 
Negenſchirm widerrechtlich anzueignent — · 
mr die.2. von den Geſchwornen bejaht, dagegen ner 
die 1. vereint wurden. fei. 

MDadurch, wird in ber- Denkſchrift behau⸗tet, daß bie 
Geſchwornen die J. Frage verneinten, falle nicht nur Me. dem 
Barweilungserkenntniffe und der Anklage zu Orunde gelegte 
Anſchuldigung des Matthaͤus Lipp weg, welche dahin lautet, 
daß Matibäus Lipp die Vergewaltigung am der Roſalie Pracht 
tar der Abſicht, um eine Entwendung zu verüben, begangen 
habe, fondern e8 mangle gemäß der durch diefen Wahrſpruch 
gegebenen thatſächlichen Aufftellung au an einem zum, Ver⸗ 
brechen des Raubes weſentlichen Requiſite, an eineria diebi⸗ 
ſcher Abſicht geſchehenen Vergewaltigung, da. eine rechtawi⸗ 
drige Gewalt am einer Berfon she vorerwähnte Abſicht 
wohl in eine andere Art von Verbuedien oder Bergehen über⸗ 
geben möge, aber nicht als Raub angensmmen we Ieflwaft 
. werden kanne, und fo wenig hienach auf bie. Hier gegebeme: 
Ahatſache die Urt: 233 und 238 SHE. I des AB. Kar: 


s 
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wendung finden Tönnten, ehenſowenig koͤnne auch der Art. 234 
L e. hierauf angewendet werden, weil dazu erforderiich jei, 
daß die Gewalt an der Perſon mit Rückſicht auf die ent 
wendete Sache ausgeübt wurde, und der Beraubte ſich durch 
die Vergewaltigung in einem hilfloſen Zuſtande befunden 
habe, nach den in der Frage II enthaltenen thatſächlichen 
Aufftellungen aber nicht angenommen werden koönne, daß 
die Mofalie. Pracht durch den ohne Abſicht der Entwendung 
auf fie gemachten Augriff in einen hilfiofen Zuſtand neriegt 
worden jeh, ‚vielmehr bei der öffentlichen Verhandlung fi 
bexausgeflellt habe, daß He den am ihr verfuhten Angriff 
durxch Gegenwehr won fh ſieghaft abwendete, und den An⸗ 
greifer ſogar zum Blichen brachte. Wenn nun gleichwohl 
der Schwurgerichtahof bei Kälkıng. des Strafurtheils bie oben 
erwäßuten Art. 233, 234 und 238 zur Anwendung ;gebracht, 
ſa habe er im Widerſpruche mit dem Verweiſungserkenntniſſe 
und der Anklageſchrift, uud mit Limgehung der hei der äffent- 
Ken Berhandlung feRgefelkten und von den Geſchwornen 
in den irage I dejahten Thatſachen das Geſeß verletzt und 
Banane angemtmdet. . 

Allein. dem, oben. angeführten Gtrafgejepen amfolge if 
wicht nur dertenige ats Mäuber zu beftvafen, welcher, um 
eine Entwenbuug zu vollbriugen, einer Perſan Bewald an⸗ 
that, :fondem: auch desjenige, welcher eine Berfon vergemmi- 
tigt, und in dieſem Zuſtande an ihr eine Entwendung ver⸗ 
übt, und die Anmerkungen Bd. II pag. 156 fagen ganz 
auedrucktchh, daß es: für den Begriff. des Raubes im her 
Mirkung ganz gieichgäktig iR, ob die habſüchtige Abſicht 
vox dem Angriffe auf: die Perfon,.oder während deſſelben, 
ser auch durch denſelben entſtanden ſei. Hienach find in. 
den durch ben. Wahrſpruch der Geſchwornen feßgeſtellten 
Thatfachen alle, zum geſetzlichen Begriffe dad Raubes erfor⸗ 
derlichen Menkmale gegeben; denn wenn dem Wahrſpruche 
zufolge auch nicht angesmmmmen werden darf, daß der An⸗ 
geklagte ſchen den Aufall auf Roſalie Pracht in diebiſcher 
Abſicht gemacht habe, fo: if durch den Wahrſpruch doch une 
nectfelbaft thatfaͤchlich jeſtg eeilt daß er, Angeklagter, Die 
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Rofalie Pracht vergewaltigt, und ihren. durch Bergewaltigung 
herbeigeführten Zuftand, demzufolge fie veranlapt war, ihren 
Handkorb und Regenſchirm von fi zu werfen, dazu benägt 
bat, diefe Gegenflände fih in habſüchtiger Abficht zu ver⸗ 
fthaffen und zuzueignen. Auch die Bergewaltigungsart, näm⸗ 
Hi die Thatſache, daß der Angeklagte die Roſalie Pracht 
von rüdwärts gepadt, fie am Halſe gedroffelt, und fie au 
mit Gewalt zu Boden zu bringen verfucht Hat, ift auf eine 
den Anforderungen des Art. 2381. e. vollkommen genügenbe 
Weiſe durch den Wahrſpruch feitgeftellt, woraus fih von 
felb® ergibt, daß auf die in ſolcher Art feſtgeſtellten That 
ſachen die ſtrafgeſetzlichen Bellimmungen der Axt. 233, 234 
und 238 Thl. [des SGB. vollkommen paflen, und fonach vom 
Schwurgerichtshofe bei Fällung des Strafurtheils vom 15. April 
h. 38. mit Recht zur Anwendung gebradht worden fin®. 
Daß übrigens. darin, dag das Verweifungserkeunntniß 
and die Anklageſchrift zunächſt auf die Beſſimmungen ber 
Art. 23 und 238 Thl. I des SIEB. baſtrt find, das 
Strafurtheil aber fih zunächſt auf bie Beſtimmungen des 
Art. 234 1. ec. flüht, eine Verlegung der Av, 12 Art. 221 
des St8G. vom 10. Nonbr. 1848: nidt gefunden werden 
konne, iſt von ſelbſt klar; denn der Angeklagte iR wide 
wegen einer andern That, fondern wegen derſelben That, 
nämlid wegen Berbrechens des Raubes 3. Grades, wegen 
deffen er vor das Schwurgericdht verwielen worden war, 
verurtheilt worden, und die Abweichung betrifft nus Die Ark 
ber Verübung desjelben, wie fi foldye aus ber. Mientkichen 
Verhandlung: ergeben hat. Solche mit in die Fragen auf 
zunehmen, fchreibt der Abf. 2. bes Art. 173 des oben alle⸗ 
Hirten StPG. ausdrüdli vor, und du gegen bie Art und 
Weife, wie die betreffenden thatjächtichene Beziehungen in Die 
H. von den Gefchwornen beiahten Frage aufgenommen wor⸗ 
den find, nad Ausweis des Sißungsprotokolles auch vom 
feiner Seite eine Erinnerung gemacht wurde, hiererts aber 
nur zu prüfen iſt, ob auf. bie durch den Wahrſpruch feſtge⸗ 
ſtellten Thatſachen bie. dem Strafurtheile untetftellten: firafe 
gefeblichen Beſtimmungen richtig angewendet: wurden, Diet 
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aber, wie ſchon oben eröxtert wurde, in dem ergangenen Ur⸗ 
theile vom 15. April 5. Is. wirklich geſchehen ift, fo ſtellt 
fih die eingewendete. Befchwerde in jeder Beziehung als 
verwerflich bar.“ | 


XLI. 


"Die bei Relurfen wegen Disziplinarverfügungen gegen Beamte ein- 
zubaltenden Foͤrmlichkeiten. 


In den Unterfudungen gegen den Schäfer Michael 
Trohmann wegen unerlaubter Selbfthülfe, gegen Ulrich 
Schäffler wegen Verlebung der Ehrfurcht gegen die Obrig- 
feit und wegen eines an Joſepha Poppler begangenen 
Diebſtahls war der. Abftrich von Tagsgebühren für die in den 
erwähnten Unterfuchungen durch eine Kommiſſion des k. Land» 
gerichts Füſſen abgehaltenen Zeugenvernehmungen durch Er= 
kenntniß des Appellationsgerichtes von Schwaben und Neu— 
burg als Disziplimargericht ausgeiprochen worden. Hiegegen 
hatte der betreffende Aſſeſſor des Landgerichts Füſſen Be— 
ſchwerde an den oberen Gerichtshof erhoben ; dieſelbe wurde 
jedoch durch Erkenntniß vom 14: Mai 1853 in der Erwaͤ⸗ 
gung verworfen: 

„Daß es ſich von Disziplinasverfügungen, — ge⸗ 
gen einen E. Stantsdiener — den’ betreffenden Unterfuchungs- 
richter — handelt, daß demnach bei einer yon dem betheiligten 
Staatsdiener hiegegen eingewendeten Veſchwerde zunäcft ins 
Ange zu faffen tft, ob diejenigen Sörmlichkeiten, welche der $.15 
bes Ediktes über die Derhältniffe der Stantsdiener (Beil. IX 
zur BU. ». J. 1818) rückſichtlich folder Beichwerden oder 
Rekurſe vorfihreibt, eingehalten wurden, daß dabei der Um 
fand, dag die hier in Frage flehenden Disziplinarverfügun- 
gen von den in $. 11 und 12 des beſagten Ediktes erwaͤhn⸗ 
ten ſchweren Folgen nicht begleitet fein Tönnen, in Erman- 
gelung anderer geſetzlicher Beflimmungen der Anwendung 
der im allegirten $. 15 über die Beichwerde - und Rekurs— 
friften enthaltenen Vorſchriften auf die vorliegende Beichwerde- 
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fache nicht entgegen fiehen Tann, daß aber bei diesfallſiger 
Prüfung auf unzweifelhafte Weile ih herausftellt, dag die 
im vorerwähnten 6. 1% wegen Anmeldung und Einreichung 
ſolcher Befchwerden vorgefchriebenen Friſten nicht eingehal⸗ 
ten, ſondern gänzlich außer Acht gelaſſen worden find, zu⸗ 
folge diefer Außerachtlafiung aber die erhobene Beſchwerde 
als unzuläffig fih zur Abweifung eignet”. *) 


XLII 


Anwendbarkeit des Art. 32 tes EtPG. v. 10. Nov 1848 auf alle 
. Fälle des objektiven und TaBIeERtOER Aufammenhange. 


Vom k. Appellationsgerichte von Niederbayern waren 
der ledige Inwohnersſohn Jakob Schätz von Hafenberg 
wegen eines unter dem erſchwerenden Umſtande ber verab⸗ 
redeten Verbindung begangenen Verbrechens des ausgezeich« 
neten Diebſtahls, auch der Summe nah Verbrechen, daun 
wegen zweier unter dem erſchwerenden limftande der werab- 
tedeten Verbindung begangenen Verbrechen Des andgezeich- 
neten Diebftahls und wegen eines Diebſtahlsvergehens, fowie 
fein Vater Paul Schätz wegen Begünftigung eines Ver— 
brechens des ausgezeichneten Diebſtahls und Wegen Der- 
gehens der Amtsehrenbeleidigung auf den Grund des Art. IX 
Hr. 1 der Verordn. vom 25. März 1316 über den Dieb- 
ſtahl, des Art. 24 Thl. U des StGB. und des Art. 52 
des StPG. vom 10. Nov. 1848 zur aan an das 
Schwurgericht verwiefen worben: 

Hiegegen hatte der. Staatsanwalt. auf den Grund des 
Art. 66: Nr. 6 des StPO. Nichtigkeitsbeſchwerde eingewen- 
det, weil nah dem Wortlaute des Art. 52 des allegirten 
Sefebes die Kompetenz des Schwurgerichtes. bezüglich des 
Paul Schätz nicht begründet fei, der Art. 24 Thl. IE des. 
StGB. mehr die Kompetenz der lnterfuchungsgerichte im 
Unge babe, und fofern er auf die Kompetenz zur Aburthei⸗ 


*) Vergl. oben Mr. XXXV. 
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Img gerichtet "bezogen werben wolle, durch das ſpätere Ger 
feß vom 10. Nov. 1818 im Art. 52 hinſichtlich der Rom- 
petenz der Schwurgerichte eine Mbänderung erlitten habe. 
Der obere Gerichtshof verwarf jedoch in feiner Sitz⸗ 
ang vom 20. Mai’ 1853 die ET — aus pt 
genden Gründen: 
„Der Art. 52 des StPG. vom 10. Nov. 4888 ı unter 
fcheidet bei dan objektiven Zuſammenhange - von firaft 
rechtlichen Sachen nicht zwiſchen dem Balle, wenn cine Per 
jon wegen einer geringer flrafbaren Betheiligung mit dem 
vor dus Schwurgericht verwiefinen Saupturheber bei einer 
That zufammentrifft, welche, an ſich betrachtet, die Ver- 
weifung des Urhebers an das Schwurgeriht nad Art. 51 
nicht zur Folge gehabt hätte, und dem Valle, wenn der 
Theilnehmer mit dem Licheber bei einer That zuſammentrifft, 
welche unmittelbar. deſſen —— vor das ea 
zur Folge -hatte. 

Der erſte Mer vorliegende Ban kann af den Bufams 
menhang der Sache und die Verweiſung auch des Theil 
nehmers an das Schwurgericht nicht bedingend aus der 
Mortfäffung des Art: 52 a. a. D., insbefondere aus den 
Worten: „bei einem mit Todes-, Ketten- oder Zuchthaus⸗ 
firafe, bedrohten Verbrechen”, wicht gefolgert werden, wett 
bie höhere, die Verweiſung vor das Schwürgericht bedingende 
Strafgattung in den Geſetzen nicht immer nur von einer 
That abhängig ift, fondern, tie 3. B: im Wale des Art. IX 
Nr. 3 der Verordn. vom 25. März 1816, auch durch die 
Konkurrenz mehrerer, einzeln nicht mit Zuchthausftrafe be— 
deohter Verbrechen. ‚bedingt iſt. In einem ſolchen Walle 
Würde bie Trennung: ber Theilnehner bei den einzelnen 
Reaten von der Aburtheilung des Urhebers eine Verlegung 
des noch gültigen Art. 24 Thl. U des StGB., welcher eine 
allgemeine Verfügung über die Kompetenz enthält, fein, 
fowie. denn wegen -diefes Artikels eine Auslegung des Art. 
52 des SPS. vom 10. Nov. 1848 in dem einfhrän- 
kenden Sinne, daß die Theilnehmer bei Handlungen des 
Haupturhebers, welche deſſen Verweiſung an dad Schwur⸗ 
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geriht an fich nicht. zur Folge gehabt hätten, an die ges 
wöhnlihen Kriminalgerichte: die Kreis- und Stadtgerichte 
gefondert zu verweilen feien, überhaupt. nicht gerechtfertigt 
werben Tann, weil nach dem angeführten Art. 24 Thl. II 
des StGB. in allen Bällen jenes Gericht, welches für den 
Saupturheber (fei es auch auf den Grund des fuhjelti- 
ven ‚Zufammenhanges) zur Aburtheilung kompetent if, aud 
für alle Theilnehmer bei einer dem Haupturheber zur Taf 
gelegten That zuftändig iſt“ *). 


XLIL | 
Erforderniß der Taͤuſchung des Bejgänigten auch beim betrůglichen 
Wucher. Art. 261 Thl. I des StGB. 


Don dem Kreis⸗ und Stadigerichte Anabad war der 
Oekonom und Webgermeifter Löw Frank von Nödelfer 


von der wider ibn erhobenen Anfhuldigung des Verbredhens 


des betrüglichen Wuchers freigefprochen, wegen Wuchers im 
Polizeiübertretungsgrade aber in eine Gefänguißfirafe von 
22 Tagen verurtheilt worden. _ 2. & 

Hiegegen hatten der Staatsanwalt und der Angellagte 
bie Berufung eingewendet; letztere hatte das k. Appellations- 
gericht von Mittelfranfen verworfen und ben Löw Branf 
wegen fortgefeßten Verbrechens: des betrüglichen Wuchers 
zum Schaden des Häckers Mihel Wallrap von Ipphofen 
in eine einjährige Arbeitshausftrafe verurtheilt. 


*) Die Beſtimmung bes Art. 52, daß in dem Falle, wenn eine 
Perſon fi mehrerer Verbrechen: ober Vergehen verbächtig 
macht, wovon eines die Kompetenz des Schwurgerichts be⸗ 
grimdet, auch alle übrigen bahin zu verweilen find, führt 
nolhwendig zu der Konfequenz , daß. auch alle Theilnchmer, 
fie mögen fich bei was immer für einer ber konkurrirenden 
Handlungen beiheiligt Haben, gleichfalls zur Aburtheilung an 
das Schwurgericht zu verweifen find, nach bem allgemeinen 
Grunbſatze, daß der Theiluchmer dem Forum bes ar 
nchebers folgt; Lebterer hat aber für alle feine ſtrafbaren 
Handlungen nur Ein Vorum, und biefem muß and ber 


Theilnehmer folgen. | 
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Hiegegen Hatte der Berurtheilte die Nichtigkeitsbefchwerde 
wegen unridtiger Anwendung der Art. 261, 262 und 256 
eingewendet, weil 

a) es an der zum betrüglichen Wucher erforderlichen 
Täuſchung des Uebernortheilten mangle und 

b) bei der durch den lepten erfolgten freiwilligen Zah⸗ 
lung von einer Beichädigung feine Rede fein könne, jeden» 
falls aber die. Größe des Schadens nicht genügend fefl- 
geſtellt fei. z | 

Der oberfte Gerichtshof vernichtete in feiner Sikung 
vom 28. Mai das angefochtene Erkenntnig aus denjelben 
Gründen, wie in der oben unter Nr. XXXIU angeführten 
Sache gegen den Holzhändler Alois Kluftinger, ver 
wies aber Diesmal die Sache zur nochmaligen Verhandlung 
und Aburtheilung an einen andern Senat des k. Appella- 
tionsgerichtes, und zwar auf den Grund des Art. 249 Ir. 2 
mit Art. 218 Nr. 2 des StPO. vom 10. Nov. 1848 *). 


XLIV. 


Privaturkundenfälfchung zum Zwecke einer Unterfchlagung. Art. 268 
Thl. I des E08. men 


Der Dienſtknecht Konrad Neubauer von Reichen⸗ 
bad hatte von feinem Dienſtherrn deſſen Steuerbüdhl und’ 





*) In dem frühern Balle Hatten bie beiden Juflanzen wegen 
Berbrechens des beiräglichen Wuchers auf eine Arbeitshaus- 
firafe erfannt, und der oberſte Gerichtshof vernichtete dieſen 
Ausſpruch, weil überhanpt ein ſtrafrechtlicher Reat nicht vor⸗ 
liege; dort fonnte eine weitere Berweifung an ein Straf⸗ 
gericht nicht erfolgen, vielmehr mußte die weitere Ein- 
fchreitung der einfchlägigen Polizeibehörbe überlaffen bleiben. 
Im vorliegenden Falle aber war mit Wegräumung bes zweit⸗ 
richterlichen Erkenntniſſes die Sache noch nicht abgeihan; 
evenfalls war die gegen die in I. Inſtanz ansgefprochene 

olizeiftrafe erhobene Berufung noch zu erledigen, und über 
diefe, in Folge ver den Kreis» und Stabigerichten ausnahme: 
weife eingeräumien Kompetenz ausgeiprochene Bolizeiftrafe 
zu uriheilen, Tann in II. Suflanz nur dem einfählägigen 
Appellationsgerichte zuſtehen. 
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18.17 kr. in Geld mit dem Auftrege erhalten, Leßteren 
Betrag bei. dem Rentamte zu erlegen und quittiren zu 
laſſen. 

Neubauer brachte auch ſeinem Dienfiherrn. das Steuer- 
büchl, in welhem 1 fl. 17 fr. .abquittirt waren, zurück; 
bald jedoch zeigte fich, daß derielbe nur 7 fr. erlegt und die 
Summe auf 1 fl. 17 kr. abgeändert hatte, 

In Folge der gegen Konrad ‚Neubauer eingeleiteten 
Unterfuhung wurde derſelbe von dem k. Kreis- und Stadt 
gerichte Bamberg ‚wegen Verbrechens des ausgezeichneten Be- 
teuges 1. Grades durch Fälſchung einer PBrivaturfunde zu 
einer Ürbeitshausftrafewwon. vier Jahren verurtheilt. 

Auf die Dagegen von dem Verurtheilten erhobene. Bes 
rufung hatte ihn das k. Appellationsgericht von Oberfsan- 
fen von der Anfchuldigung des Betruges freigefprochen, da⸗ 
gegen wegen Unterjchlagung im polizeilichen Grade. zu einer 
Arreftitrafe von 14 Tagen verurtheilt.- 

Hiegegen hatte der Oberſtaatsanwalt Nichtigkeits- 
befchwerde eingewendet und als Nichtigfeitsgründe bezeichnet: 

1) die Derleßung des Art. 326 des StPO. vom 
MW. Ropember 1848, weil die dem fraglichen Urtheile unter» 
ftellten Gründe fo mangelhaft feien, daß fie nicht erfennen 
liegen, ‚welche Thatſachen als feſtſtehend erklärt und unter 
das Geſetz ſubſumirt werden wollten, 

2) unrihtige Anwendung des Gefepes durch unter 
laflene Anwendung des Art. 266 Thl. 1 des StGB. auf 
Die muthmaßlich Fonftatirt werden wollenden Thatſachen. 

Der oberfte Gerichtshof vernichtete in feiner Sitzung 
vom 28. Mai 1853 das angefochtene Erkenntniß und ver— 
wies die Sache zur nochmaligen Verhandlung und Abur⸗ 
theilung an einen andern Senat des Appellationsgerichtes. 
Die Gründe des oberſtrichterlichen Erlenntniſſes lauteten 
dahin: 

Zu 1): Der von dem k. Oberſtaatsanwalte aus der 
Vorſchrift des Art. 326 des Geſetzes vom 10. Nov. 1848 
entnommene Nichtigkeitsgrund kann als durchgreifend nicht 
angenommen werden, weil dag k. Appellationsgericht, nach⸗ 
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dem ſolches bei feiner Aufſtellung, daß hier nur eine Unter- 
ſchlagung vorliege, die Frage wegen des unter dieſer Vor⸗ 
ausſetzung irrelevanten Umſtandes der Urheberſchaft der Ur- 
fundenfätfchung in problematiſcher Faſſung belaſſen konnte. 

Zu 2): Dagegen liegt offenbar eine unrichtige Ans 
wendung des Gejehes in der Annahme des Appellationg- 
gerichtes, daB das Verbrechen des ausgezeichneten. Betruges 
durch Urkundenfaͤlſchung deshalb nicht vorhanden fei, weil 
Üch der Beſchuldigte den in der Zurüdbehaltung von 1 fl. 
10 kr. liegenden Vortheil zu der Beit, ale er die Abände- 
zung vornahm, bereits verfchafft gehabt hatte, daher zur Er⸗ 
reihung feines Zweckes der Täuſchung des Befchädigten gar 
wicht bedurfte, während doch der geishliche Begriff der Ur 
tundenfälfchung eine betrügliche Handlung nothwendig vor⸗ 
ausſetze. Nachdem es nämlich bei dem Berbreihen der Prise 
vaturfundenfälfhung gemäß Urt. 256 Thl. I des StGB. 
gleichgiltig iſt, ob überhaupt und alfo auh warn — ein 
unerlaubter Vortheil erreicht wurde, vielmehr zum That- 
beftande dieſes Verbrechens genügt, daß die Abänderung eir 
ner civilxechtlich: wirffomen Brivatieriptur, wie vorliegende 
Quittung, oder der von einer. ſolchen veränderten Urkunde 
wiffentlich gemachte Gebrauch in der Abficht geſchah, fich 
durch Täuſchung des Dritten einen unerlaubten Bortbeil 
zu werfchaffen, diefe betrügeriſche Abficht auch vom k. Appel 
lationsgerichte als thatjächlich vorhanden vorausgeſetzt wurde, 
fo ſtellt Ah der. oben angeführte appellationsgerichtliche 
Grund, daß die Täuſchung nicht. Mittel der Zueignung ge« 
weſen, als unrichtig dar, weil die betrügeriiche Abſicht zu 
dem Zwede, die Zurückbehaltung des nicht bezahlten Betra- 
ges zu verbeimlichen und dadurd die Eriebanfprüce. des 
Beihädigten abzuwenden, auch jpäter nach fortheftand, mit 
hin eine Ausſcheidung des —— von — und 
BROS nicht Ban kann.“ 


, 
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XLV. 


Verbrechen der —— Thaͤilicher Angriff ohne naätheitige 
Bo u... Gejundheit des Angegriffenen. Art. 316 THE 


Durch Erkenntniß des Kreis⸗ und —— 
burg waren der ledige Metzgergeſelle Kaver Raub von 
Ebersberg und der Tedige Fiſcher Wilhelm Zint von 
Germersheim, beide zur Zeit Schanzſträflinge auf der Feſtung 
Marienberg wegen Verbrechens der Widerfegung gegen obrigt 
feitlich beorderte Militärperfonen zu einer Arbeits haus⸗ 
fitafe von je zwei Jahren verurtheilt worden, und nachdem 
ihre hiegegen eingewendete Berufung von dem k. Appellations« 
gerichte von Unterfranken und Aſchaffenburg verworfen wors - 
ben war, hatten dieſelben die Nichtigfeitöbefchwerde einge 
wendet und dieje in Denkſchriften näher ausführen Laffen. 

Der oberfte Gerichtshof verwarf jedoch in feiner Sitz⸗ 
ung vom 3. Juni 1853 bie rgalenen Beſchwerden aus 
folgenden Gründen: 

Was 1) die in der für Wilhelm Zink eingereichten 
Denkſchrift behauptete Verlegung des Art. 326 des St6G. 
vom 10. Nov. 1848 betrifft, ſo gilt die Vorſchrift jenes 
Artikels, daß den Urtheilen Entſcheidungsgründe ſowohl 
bezüglich der That- als der Rechtsfrage beizufügen find, 
nach Art. 339 a. a. O. allerdings auch für die Gerichte 
II. Inſtanz; allein hieraus folgt keineswegs, daß dieſelben 
auch verpflichtet ſind, alle jene Thatſachen, welche bereits in 
dem Erkenntniſſe der erſten Inſtanz dem Ergebniſſe der 
Verhandlung entſprechend feſtgeſtellt find, in den Entſchei— 
dungsgründen des zweitrichterlichen Erkenntniſſes zu wieder⸗ 
holen; vielmehr iſt eine ſolche neuerliche Feſtſtellung fakti— 
ſcher Momente nur dann geboten, wenn das k. Appellations- 
gericht hierin von den Annahmen der erften Inſtanz ab— 
weicht, oder neuerliche Erhebungen den Stand der Sache 
alterirt haben, und es ergibt fich hieraus von felbft, daß 
in allen Fällen, wo das zweitinftanzliche Erkenntniß feine 
neuerliche Feſtſtellung von Thatfachen enthält, die Entſchei⸗ 
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dang auf die in den Gründen des erſtrichterlichen Erfennt« 
niſſes feftgeftellten Thatjachen gebaut wurde, auch wenn hier⸗ 
auf nicht ausdrädlich Bezug genommen fl. 

Im vorliegenden Falle genügte. daher - die Anführung 
im zweitrichterlichen Erkenntniſſe, daß Korporal Julius zu 
den angeordneten Verhaftungen ermaͤchtigt war, da die 
Thatſachen, auf welchen diefe Tolgerung beruht, insbefondere 
der Inhalt der einichlägigen Beſtimmungen der beflehenden 
Inſtruktionen und. Dienflesporfchriften, in den Gründen de 
erftrichterlichen Erkenntniffes bereits Fonftatirt waren, und 
die zweite Inſtanz hieran nichts geändert Hat. 

Berner ift in. dem erflrichterlichen Erkenntnifſe thatſach⸗ 
lich feſtgeſtellt, daß Korporal Julius, nachdem der Sträfling 
Becker, deſſen Abführung die beiden Angeſchuldigten zu 
verhindern ſuchten, weggeführt war, denſelben bedeutete, daß 
fie auch in Arreſt zu gehen hätten, und daß der Angeſchul⸗ 
digte Zink,’ als er in den Arreſt abgeführt werden follte, 
dem Soldaten Bey, welder der zur Aſſiſtenz herbeigerufe⸗ 
nen Patrouille angehörte, und welcher ben Zint am Arme 
etfaßt hatte, mit der Fauſt einen: tüdhtigen Schlag auf Die 
Sinterfeite feines Helmes verſetzte. Auch die Veftlellung 
diefer Ihatfachen Hat fi die zweite Inſtanz angeeignet, 
wenn auch eine ausdrüdliche Bezugnahme in den Gründen 
des Erkenntniſſes nicht zu finden if, und eben deshalb muß 
die Annahme des k. Appellationsgerichts, dag die dem Sol⸗ 
daten Bey zugefügte Mißhandlung als eine an einem Sol« 
daten der zum Zwede der Berhaftung . requirirten Wache 
verübte Sewaltthätigkeit zu betrachten ſei, als a jene es 
fahen gebaut angejehen werden. ' 

Hiernach kann in der Voffung der Entſcheidungegründe 
des appellationsgerichtlichen Erkenntniſſes, wenn auch ſie 
manches zu wünſchen übrig laſſen, eine Verletzung des 
Art. 326 des StG. vom 10. Nov. 1848 nicht gefunden 
werden, und auf eine Präfung darüber, ob die feftgeftellten 
Thatſachen in den gemachten Erhebungen ihre Rechtfertigung 
finden, Tann der gel Bea Bel. als Kaffationshof nicht 
eingehen. 


,. 
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Aber auch fonft zeigen fih alle ieUgen Formlich⸗ 
keiten in II. Inſtanz eingehalten. 

2) Eine weitere Beſchwerde will darin gefanben wer» 
ben, daß der von Zink auf den Selm bes Soldaten Vey 
geführte Schlag als eine thätlihe Mißhandlung betrachtet 
wurde, und hiemit faͤllt 

3) die in der für Xaver Naud) eingereichten Deukſchrift 
ausgeführte Befchwerde zuſammen, da au dort zu zeigen 
verjucht wird, daß in dem Anpaden des Korporal Yukind 
von Seite des Xaver Rauch eine thätlihe Mißhandlung, wie 
fie zu dem Begriffe des Verbrechens der Widerſeßung er⸗ 
forderlich 9 nicht liege. 

Nah Art. 317 Thl. I des SIEB. if derjenige, wel⸗ 
cher in der Perſon obrigkeitlicher Diener oder einer obrig⸗ 
keitlich beorderten Militärperſon fich einer Verfügung der 
Obrigkeit mit Gewalt widerſetzt, ebenſo zu ſtrafen, als waͤre 
feine Gewalt unmittelbar wider die obrigkeitliche Perfon 
felbft gerichtet gewefen, und nah Art. 3161. v. muß bieft 
Gewalt im einer thätlihen Mißhandlung der: Berfon bes 
fiehen. Eine Begriffsbeſtimmung über thätliche Mißhand⸗ 
fung bat hiebei das Gefeb allerdings nicht gegeben, allein 
der Annahme, daß hier jene Begriffsbeflimmung zu Grunde 
gelegt werden müfle, welche die Anmerkungen bei dem Bere 
brechen der Körperverlekumg geben, ſtehen die Anmerkungen 
zu Art. 316 1. ec. (Bd. DI ©. 36) geradezu entgegen, in» 
dem es Dort ausbrüdiich heißt, bei dem Verbrechen ber 
Widerfegung werde vorausgejeht, daß die thätliche Miß⸗ 
handlung. der obrigkeitlichen Berfon feine Beſchädigung 
zufügte, welche ſchon an Privatperfonen eine Höhere Strafe 
begründet, vielmehr trete die in jenem Artikel beßimmte 
Strafe wegen bloßer tHätliher Mißha ndlung eme 
obrigkeittihen Perfon ein, wenn gleich derfelden ah ber 
Geſundheit gar fein Schaden verurfadht worden fri. 

Hieraus geht Har hervor, daß jeder thaͤtliche Angriff 
auf die Berfon des Beamten oder obrigkeitlichen Dieners, 
ohne Rüdficht darauf, ob dadurch eine Beſchädigung "Des 
Körpers oder der Gefundheit des Angegriffenen bewirkt 
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wurde, als eine Mifhandlung im- Sinne des Art. 316 1. c. 
betrachtet werden muß, und noch weniger fann aus dem 
Beliſatze: „thätliche“ gefolgert werden, der Gefebgeber Habe 
hierunter nur fohwerere Thätlichkeiten begreifen wollen, denn 
abgefehen Davon, dag hier, wie die Anmerfungen: Bd. I 
&. 55° erläutern, lediglich der Gegenſatz zwiſchen thätli⸗ 
Her und ſymboliſcher Mißhandlung hervorgehoben wers 
den wöllte, jagen die Anmerfungen a. a: O. S. 56 a. ©: 
ausdrüdlich, dag, wenn hei der Widerfegung eine Förperliche 
Verletzung erfolgt iſt, welche für fidy ein Privatverbrechen 
bildet, dieſes Privatverbrechen mit jenem Staatsverbrechen 
konkurrirt. 

Hienach kann nicht bezweifelt werden, daß in den kon⸗ 
flatirten Paden des Korporals Julius am: Halfe und. in dem 
Drüden desselben gegen die Wand: eine thätlige Mißhand⸗ 
lung desſelben im Sinne des Art. 316 Thl. I.des SGB. 
legt, wenn biefelde auch eine Veichätigung der Gefunbheit 
des Angegriffenen nicht jur Folge gehabt Hat. 

In gleicher: Weile erſcheint abet auch der Tonftatirte 
tüchtige Schlag, welchen der Angefcguldigte Zint mit der 
Fauſt auf Die KSinterfeite des Helmes des Soldaten Bey 
führte, als: ine folde thaͤtliche Mißhandlung, da ein auf. die 
den Körper unmittelbar bedeckenden Kleidungsftüde geführter 
Schlag gerignet ift, die Empfindung der Gewalt dem Körber 
felbſt mitzutheilen, und es biebet der weiteren Konſtatirung, 
daß der Mißhandelte wirklich einen Schmerz ZeRUnDEn u 
nicht bedarf. 

Da aber au fonft alle erfmale des Verbrechens der 
Miderfeßung in den Thatfachen, wie fie in Den beiden Bor- 
inftangen felgeftellt wurden, liegen, und insbefondere hin⸗ 
reichend Fonftatirt if, daß der Soldat Bey, als er die Wir 
handlung erlitt, in Ausäbung einer Dienfteshandlung fi 
befand, ſo kann von einer unrichtigen Anwendung des Ge 
ſeßes, insbefondere der Art. 315317 Thl. I des SER, 
feine Rede fein, es flellen fich vielmehr. die von den: beider 
Berustheilten erhobenen Nichtigfeitshefchwerben als ungegründet 
dar, weshalb diefelben, wie gefihehen, verworfen werden mußten.“ 
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Beirag aus Vorenthaltung des Wahrheit... Art. 167 Mr. 1 des 


Bei dem Leihhauſe zu Schwabach war der Goldarbeiter 
Johann Beffold als Taxator aufgeftellt, und demſelben 
zugleih die Verwahrung der verfeßten Gold- und Gilbere 
waaren anvertraut. Beſſold benüste diefen Umfland, um 
von ‚der Leihanftalt gegen Borzeigung von ibm gehörigen 
Gold⸗ und Silberwaaren, welche ex jedoch theils gar nicht 
an dem Pfänderverwahrungsort legte, theild Tpäter aus. dem⸗ 
felben wieder entfernte, Darlehen im Gefammtbetrage zu: 
2161 fl. fig zu verſchaffen. 

Nah Durchführung der — eingeleiteten und auf 
das Verbrechen des betrüglichen Schuldenmachens ausge⸗ 
dehnten Vorunterſuchung verwies das k. Kreis⸗ und Stadt⸗ 
gericht Nuͤrnberg denſelben wegen des letßteren Verbrechens 
in ſeine öffentlihe Sitzung, ſtellte jedoch das Strafverfahren 
wegen des an der Leihanftalt zu Schwabach begangenen 
Betruges ein, während das Appellationsgeriht von Mittel 
franten auf Berufung des Stantsanmwaltes den Johann 
Beſſold auch wegen Verbrechens des. ausgezeichneten Betru- 
ge8 erfien Grades, verübt zum Schaden ber magiftratifchen 
Leihanſtalt zu Schwabach in die öffentliche Sitzung des 
Kreis» und Stabtgerichtes Nürnberg verwies. 

Hiegegen hatte der Befchuldigte die Ricagkeitobeſchwerde 
ergriffen und zwar wegen unrichtiger Anwendung des Ge 
ſetzes bezüglich der Eigenſchaft der That. 

Der oberfle Gerichtshof verwarf jedoch in feiner Sitz⸗ 
ung vom 6. Juni 1853 die erhobene Beſchwerde aus fol⸗ 
genden Gruͤnden: 

1) Anlangend die Beſchuldigung des betrüglichen Schul⸗ 
denmachens, ſo iſt thatſächlich als hinreichend indizirt an⸗ 
genommen, dag Johann Beſſold, feine fpäter im Konkurſe 
tonfatirte Zahlungsunfähigkeit wohl kennend, durch argliftige 
Verheimlichung derielben den Buchbindermeifter I. F. Ehe⸗ 
mann gum Darleiben einer Summe won 1100 fl. verleitete, 
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und daß lebterer hiedurch jedenfalls um mehr als 25 fl. ber 
ſchädigt wurde; dieſer Fall wurde daher mit Reit unter 
Art. 273 Thl. I des StGB. fubſumirt. 

Antangend 2) die Beichuldigung des Verbrechens 
des ausgezeichneten Betruges I. Grades zum Schaden der 
magiftratifchen Leihanftalt zu Schwabach, fo if, foweit es 
zur Verweiſung erforderlih ift, als thatſächlich feſtſtehend 
angenommen, daß Johann Beſſold dur die falſche Vor—⸗ 
ſpiegelung, als erhalte die beſagte Anſtalt die von ihm vor⸗ 
gezeigten Gold- und Silberwaaren als Fauſtpfand, und 
durch die zeitweife Sinterlegung eines Theils dieſer Waaren 
an dem Pfänderverwahrungsorte der Leihankalt von diefer 
Darlehen im Betrage zu 2161 fl. ſich verſchaffte, und daß 
derfelbe dadurch, daß er jene Waaren heimlich in feinem 
Befipe behielt und für ſich veräußerte, Die zu gemeinnüßigen 
Zwecken errichtete. Leihanftalt um die ganze Darlehensfunme 
beichädigte. 

Kann nun au nicht angenommen werden, daß der 
* Verwalter der Zeihanftalt durch eine Täuſchung von Seite 
bes Beſchuldigten zur Eingehung des Pfandvertrages ver= 
leitet wurde, indem die von demfelben vorgezeigten Gold⸗ 
und Silberwaaren wirklih Pfänder der Leihanftalt wurden 
und in deren Beſitz übergingen, wenn der Beichuldigte fie 
auch fpäter wieder an fih nahm, fo liegt doch darin, daß 
der Beichuldigte bei Vorzeigung der fraglichen Waaren als 
Pfänder der Anftalt nicht angab, daß fie fein Eigenthum 
feien, eine Vorenthaltung der Wahrheit, zu deren Angabe 
er verpflichtet war, weil ihm unter diefer Vorausſetzung 
weder die Abſchätzung noch die Verwahrung der Pfänder 
überlaffen werden durfte, und diefe Vorenthaltung der Wahr« 
heit wird Hier zum Betruge, weil der Befchuldigte den Irr⸗ 
tbum des Verwalters der Anftalt über den Eigenthümer der 
ale Pfänder vorgezeigten Gegenflände dazu mißbrauchte, den⸗ 
ſelben zur Ueberlaffung der Abfchägung und Werwahrung 
der Pfänder zu verleiten, in Folge deſſen es. dem Beſchul⸗ 
bigten mögtich wurde, bie hinterlegten Pfänder wieder an 


218 Aus den Sitzungen des ſtändigen Kriminakfenates 


fih zu nehmen, und die Anftalt. um die Dariehendfumine zu 


beichädigen. 

Hienach rigen die Art. 256, 257 Nr. 1 und 263 
Ziff. 1, Ießterer, weil die Zeihanftalt zu den’ gemeinnftgigen 
— gezahlt werden en richtig me 9): 


XLVII. 


Sanbfiensteng — Störung des — — — Selbſte 
hülfe. Art. 232, 422 und 420 Thl. I des St 88. 


Durch Urtheil des k. Kreis⸗ und Siabtgerichtes Strau⸗ 
hing vom 8. Febr. 1852 wurde Ignaz’ Freihr. von Ha— 
fenbrädl, lediger Guts- und Sabritbefiper au Bayeriſch⸗ 
Eiſenſtein, k Landgerichts Regen, 

a) des Verbrechens des Sandfriedenshrucs,. verübt am 
8. Rov. 1850: zum Schaden des Kaufmanns Gebhardt 
und deffen Werkführers Schweigert auf der ae 
ex als Anftifter und RN 


x 


‚ *) Nach Art, 211 Pr 1 des SIGB. if die widerrechtliche Weg— 
nahme der eignen Sache aus dem Beſitze des Pfaud— 
gläubigers nit als Diebfitahl, fondern nach Unterſchied 
der Fälle als Selbſthilfe, Betrug u. dgl. zu beurtheilen Bon 
einem Diebitahl  fonnte daher feine Nede fein; aber auch 
nicht von einer Unterfhlagung, da auch diefe nur an einer 
fremden Sache begangen werden fann, nud die Pfänder, 
‚wenn fie auch dem Bejchuldigten zur Verwahrung für Die 
Leihanftalt anvertraut worden, doch fein Eigenthum geblie— 
ben waren. Es blieb daher nur der Gefichtspunft des Bes 
tenges übrig, und konnte füch hiebei nur ein Zweifel darüber 
erheben, worin die Täufchung liege. Das. f Appellations- 
gericht nahm an, daß der Befchuldigte die Waaren nur zum 
Scheine vorgezeigt habe, in Wirklichkeit aber im Beſitze ders 
ſelben geblieben fei, «und durch diefe Tänfchung Den Verwal— 
ter der Auftalt zur Eingehung eines nachtheiligen Vertrages 
verleitet habe. Allein nachyem die Maaren durch Dritte in 
. die Anftalt gebracht, abgefchäßt und dafür die-Darlehend- 
ſummen ausgezahlt waren, war der Vertrag perfekt, und die 
Waaren in den Beſitz der Anftalt übergegangen, die fih um 
den Namen des Eigenthämers nicht Fümmert. Hier jedoch, 
wo der Abſchaͤtzer und Derwahrer der: Pfänder bey Kigen⸗ 
thümer war, mußte er dieſen Umftand angeben, und in der 
Borenihaltung diefer Angabe liegt die Täufchung. 


- 
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b) des. Vergehens ber Berlegung :perfünlicker Sicher: 
heit durch Selbfihülfe, verübt am 21. Mai 1850 an her 
Zaglöhnersfrau Thekla Fürſt zu Bayeriſch-Cifenſtein, 

'e) des Vergehens unerlaubter Selbfihülfe, verübt am 
21. Mai 1850 an dem Glasmacher Jakob Eihinger: allde, 

4) des Vergehens unerlaubter Selbſthilfe, verübt am 
18. Sept. und 4. Nov. 1850 — Glasmacherin Wal⸗ 
burga Hirſch allda, 

e) der polizeilich —— Mishandlung der Wirthe- 
tochter Thekla Brantl alld,, 
ſchuldig erkannt, zu 2 jähriger: Feſtungsſtraſe dritten Grades 
verurtheilt und feines Adels verluſtig erklärt. 

Zugleih waren noch 22 andere Perfonen theile wegen 
Bergehens gemeiner bewaffneter Theilnahme am Landfriedens- 
bruche, theils. wegen Bergebens der. Iheilnahme an der un— 
erlaubten Selbſthilfe zu Gefängnißſtrafe von G Monaten bis 
zu 3 Tagen verurtheilt,: und ſämmtlichen 23 Verurtheilten 
die Tragung der Unterfuchungsfofen unter me 
Haftung überbürdet worden. 

Wider diefes Urtheil haben rechtzeitig nicht nur v. Se 
- fenbrädl und. 12 der Mitbefhuldigten,. ſondern and u 
Staatsanwalt Berufung eingewendet. - 

Nach üffentlicher Verhandlung vor dem k. Appelations- 
gerichte, wobei jedoch v. Hafenbradl, durch Krankheit 
verhindert, nicht, jedoch ein Vertheidiger für denfelben .er- 
Schienen war, exlannte dieſer Gerihtshof am 27. DH. 1852 

1. vier der Beichuldigten. feier wegen Theilnahme an 
Dem Borfalle vom 8. Nov. 1850 in ber. ee 
von Schuld und Strafe freizuſprechen; 

11. ». Haſenbraͤdl fei J 

a) wegen Vergehens der Störung. des hänsttigen Trier 
dens mit Waffe, verübt am 8 Nov. 1850 in derielben 
Schneidfäge als intellektueller und phufiicher Urheber, 

b) megen Vergehens der Verletzung perſonlicher Sicher⸗ 
heit durchSelbſthilfe an Thekla Fürſt. 

c) wegen Vergehens ber unerlaubten Stwndun an 
Glasmacher Eichinger, 
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d) wegen Bergehens unerlaubter Selbſthilfe an Wal⸗ 
burga Hirſch, 

e) wegen polizeilich ſtrafbarer Mighandlung der Thekia 
Srautl, 
mit vierzehnmonatlichem Feſtungsarreſte zu beſtrafen; 

IN. die Strafen der übrigen appellirenden Ritbeſchul⸗ 
digten an den eben genannten Bergeben feien zwiſchen drei 
Monaten und vierzehn Tagen feflzujegen; endlich 

IV. die verurtheilten Appellanten in die fie treffenden 
Prozeßkoſten zu verurtheilen, jedoh, mit Ausnahme des 
9%. Hafenbrädtl, die Antheile aller lebrigen der f. Staats- 
kaſſe zu überweiſen. 

Innerhalb geſetzlicher Friſt erhob v. Hafenbrädl wider 
dieſes Urtheil Cinſpruch, der k. Staatsanwalt aber Nichtig⸗ 
keitsbeſchwerde, jedoch nur deshalb, weil durch die Aenderung 
des erftrichterlichen Ausiprudes im Koftenpuntte dahin, daß 
jeder der Berurtheilten die ihn treffenden Koften zu tragen 
und bei feiner Unvermögenheit das k. Aerar unbedingt da⸗ 
für einzuftehen habe, flatt daß es bei der folidariihen Haf⸗ 
tung des. v. Hafenbraͤdl für alle feine Mitſchuldigen belaſſen 
worden, das Gefeh, namentlich Art. 04 TH. II des StGB., 
verleßt worden jei. 

Nah nochmaliger öffentlicher Verhandlung, wobei ſich 
aun v. Hafenbrädl perſönlich eingefunden hatte, erkaunte 
das k. Appellationsgeriht am 18. März, 1852 im Schuld“, 
Strafe und Koftenpuntte völlig übereinkiammend - mit dem 
Kontumazialurtheile vom 27. Oktober 1852. 

Dagegen wendeten nun fowohl der k. Staatsanwalt 
am Appellationsgerichte von Niederbayern als der Beſchul⸗ 
digte Nichtigkeitsbefchwerde ein; erfterer bezeichnet als Nich- 
tigfeitsgründe unrichtige Anwendung des Geſetzes deshalb: 

1) weil von Hafenbrädl nit des Verbrechens des 
Landfriedensbruches nach Art. 332 und 333 Abſ. 2 Nr. 1. 
TH. I des StGB. fchuldig erfannt und neben dem Verlufte 
des Adels in die hierauf treffende Verbrechensſtrafe ver⸗ 
urtheilt, 

2) weil nicht die ſolidariſche Haftung desſelben für 
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alle Vrozeßtoſten hinfſichtlich ſaͤmmtlicher Verurtheilten ause 
geſprochen worden. 

Letzterer begnügte fich Damit, unrichtige Anwendung I des 
Geſetzes im Allgemeinen als Nichtigfeitsgrund anzufähten, 
bevollmaͤchtigte jedoch den Rechtskonzipienten Prinz zu fel- 
ner ſpeziellen Vertretung vor dem Kaffationshofe, welcher 
die Nichtigleitsgründe des Näheren dahin entwidelte: 

J. Bezüglich der Förmlichfeiten: 

1) daß das k. Appellationsgericht, obwohl von Hafen⸗ 
braͤdl nicht ungehorfam, fondern durch Krankheit entſchuldigt 
ausgeblieben und von einem ausdrüdtidh bewollmächtigten 
Vertheidiger, ohne eine Bertagung der Verhandlung bean- 
tragen zu laffen, ‚vertreten worden fei, dennoch wider das 
Urtheil vom 27. Oktober 1852 den Einſpruch zugelaflen, 
darüber verhandelt und am 18. März 1853 nochmals er- 
Tannt, daher den Art. 345 und 359 bes vs vom 
10. November 1848 verlebt habe. 

HD. Bezüglich der Gefehanwendung: 

A. im Urtheile vom 27. Ottober 1852: 

1) daß auf den Vorfall an der Arber⸗Schneidſage vom 
8. November 130° 

a) der Art. 422 Ip. I des StGB. durch irrige Aus⸗ 
legung der Bezeichnung: „fremde Häuſer“, Wohnungen u. 
f. w. in Vergleichung mit den Anmerkungen dazu Bd. au 
©. 2387 Nr. 3 unridhtig angewendet worden ; 

u) die Selbſthilſe Hier, weil nur die Abfperrung eigener 
Gebaͤude des Befchuldigten und die Verhütung ihres Miß- 
brauches durch die Leute des Pächters beabfichtigt geweien, 
im Hinblide auf $. 8 Kap. 5 Thl. TI des bayeriſchen Lande 
rechts als erlaubt fich darſtelle; 

2) daß das Einſchreiten wider Thekla Fürft, Zatob 
Cichinger und Walburga Hirſch einem in dortiger Gegend 
von jeher beſtehenden Herkommen, welches auch im $. 21 
Kay. 6 Thl. IV des bayeriſchen Landrechts a werde, 
entſprechend, mithin ſtraflos erfcheine ; 

3) daß das k. Appellationsgericht, nachdem es die ie Strafe 


jedes einzelnen Reates nicht ausgefchieden, und fomit eine 
Sitzungsberichte Bd. V Heft 2. 15 


222 Aus den Siyungen des Ränkigen Sukminniienates 


Zortiehung des Vergehens der Seihähilfe angenommen zu 
haben fcheine, über die Strafe des ſchwerſten Reetas yon 
ſechs Monaten nicht babe hinausgelangen Tünnen; | 

® 4) daß jedenfalls die zuerkannte Freiheitaſtrafe das 
Maximum der beiden vereinigten Strafen für die zwei erften 
Reste nad Art. 421 und 423 4. a, D. von zwälf Wone- 
ten nicht habe -überfehreiten dürfen, die. Strafe der. zwei 
legteren nad Art. 420 zunähf mit Geldſtrafe bedrohten 
Rente aber als mit der Gefängnißſtrafe unnerelubar hätte 
wegfallen müflen. 

Vorſorglich B zum Urtheite vom W. März 183%: 
dag Hiegegen mit Ausnahme des Grumdes oben unter Ar, 
das, Herfommen betr., deſſen Nichtbeſtehen das zuletzt gike 
girte Urteil ausdrüdlih konſtatirt babe, alle anderen dom 
bezeichneten Nichtigkeitsgründe Nr. 1a und.b Ar. 3 ua & 
geltend gemacht wurben. 

Der Bertheidiger ſchloß mit. — Geſamtantrage: 

I. die auf den Einſpruch gepflogene Verhandlung mit 
dem darauf erlaſſenen Urtheile vom 18. Bin. 1853 als. null 
uud. nichtig aufzuheben; 

I. die eventuell durch rechtzeitige Aumelbung geiwehrte 
Nichtigkeitsbefchwerde des Beichuldigten wider das erſte appel⸗ 
lationsgerichtliche Urtheil vom 27. DOM. 1852. zugulaften, fofert 

HL dieſes Urkheil wegen der Degeichueden unrichtigen 
Bejehesanwendungen zu vernichten, . 

IV. für den Fall, daß das auf den Einſpruch erlaſſene 
Urtheil/vom 18. März 1853 nicht ſchon wegen Unzulaͤſſig⸗ 
feit jenes Rechtsmittels vernichtet werben könnte, Doch beiten 
Vernichtung aus den eventuell auch dagegen geltend gemach⸗ 
ten materiellen Gründen auszufprechen. 

Der oberfte Gerichtshof verwarf jedoch in feiner Sig- 
ung vem 17. Juni 1853 fowohl die von der Staatsanwalt 
ſchaft als die vom Beſchuldigten erhobene Richtigkeitsbeſchwerde 
aus folgenden Gründen: 

I, Bor Allem muß die von der Berthbeidigung 
erhobene Beichwerde wegen Verlegung einer wefent- 
lihen Sörmlichkeit dadurch, „daß wider das appel⸗ 
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lationogerichtliche Utthril vom 27. Otbober 1882 Ehe 
ſpruch überhaupt zugelaſſen, darüber verhandelt und ent⸗ 
ſchteben wurde“, zur Sprache kommen. 

Die Vehauptung des Vertheldigers daß Hier gar nicht: 
wider einen lingehorfamen verfahren worden, daher au 
fein Kontumazialurtheil Habe erlaffen werden können, mithin 
des Fall eines Einſpruches gar nicht gegeben geweſen fe, 
iR ungegruͤndet. Denn, wenn gleich das k. Appellationg- 
gericht, nachdem der: Veſchuldigte bei der Verhandlung Über 
die Berufung vom 25. und 26. Oftober 1852 ein Zeug⸗ 
niß, daß er durch Krankheit zu erfcheinen verhindert jet, 
vorlegen, ſtatt feiner einen fpeziell bevollmächtigten Verthei⸗ 
diger erſcheinen, auch einen DBertagungsantrag nicht ſtellen 
ließ, die Erheblichkeit der Entichulbigungsgründe in An⸗ 
wendung des Art. 313 des Geſ. vom 10. November 1848 
feine Präfung hädte unterziehen und die Vertagung von 
Amtswegen befhliegen Tönnen, fo bat doch dasſelbe dadurch, 
Daß es die Berbandlung in Abweſenheit des Beichuldigten 
vor fich geben ließ, fofort dag Urteil faͤllte, und den Ve⸗ 
ſchuldigten über das Mecht des Einfprudes belehrte, Hin- 
reichend zu erkennen gegeben, daB das Ausbleiben des Bes 
ſchuldigten nicht für gefeptich gerechtfertigt gehalten, daher 
nicht im kontradiktotiſchen Verfahren, wozu die perfönlide 
Anwefenheit des Beichuldigten unerläßlich tft, Tondern im 
Ungehorfamsverfahren verhandelt und erkaunt wurde. 

Demnach Tann in Anſicht des Art. 360, verglichen mit 
Art. 345 a. a. O., der unterm 27. Oktober 1852 erlaffene 
Ausipruh nur als Kontumazialurtgeif aufgefagt werben, es 
fand daher dem Befchuldigten ein anderes Rechtsmittel, als 
das des Einfpruches dagegen nicht zu, und wenn er, hierüber 
gehörig belehrt, Davon auch Gebrauch machte, fo Hatte der⸗ 
felbe dur das nachfolgende kontradiktoriſche Berfahren hin⸗ 
reichende Gelegenheit zur vollſtaͤndigen Vertheidigung. 

Deshalb vermag in der Zulaffung, Verhandlung und 
Aburtheilung des fraglichen Einfpruches die Verlehung eine 
weſentlichen Foͤrmlichkeit wicht gefunden, fohin auch eine 
Bernihtung des zweiten Urtheils vom 18. März 1853 

15 * 
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aus dieſem Grunde für gerechtfertigt nick ei zu 
werden. 

Uebergehend II. zu der von der Bertpeidigung 
aus demfelben Grunde befrittenen Zuläffigkeit der vom 
Staatsanwalte am k. Appellationsgerichte wider eben diefes: 
Urtheil wegen unterlaffener Auwendung der Art. 332 und 
333 Thl. I des StGB. eingewenbeten Nichtigkeitsbeſchwerde, 
fo kann ſolche feiner Beanftandung mehr unterliegen ; denn 
nachdem der Einwand, daß die Beſchwerde ſchon wider das 
Urtheil vom 27. Oktober 1852 Hätte eingebracht werden 
müfjen, weil basfelbe nicht im Ungehorfamsnerfahren erlaf- 
fen worden, bereits beſeitigt ericheint, wurde das zulegt 
allegirte Erkenntniß in Folge des Art. 295 des Geſetzes 
vom 10. Nov. 1848 durch das über den CEinſpruch erlaflene. 
Urtheil vom 18. März 1853 wirkungslos, es Konnte daher. 
die Nichtigkeitsbeſchwerde wider Exfteres nicht verfäumt, wohl 
aber wider Letzteres noch zeitig genug ergriffen werden. 

Was IH die oben- für zuläſſig erklärte primäre Be- 
fehwerde des Staatsanwältes an ſich ſelbſt betrifft, fo. wird 
folde auf die Verlebung der Art. 332 und 333 Il. I. des 
SIEB. deshalb geübt, weil der Beichuldigte auf die ver» 
meintlich vom k. Appellationsgerichte feftgeftellten Thatſachen 
hin des Verbrechens des Landfriedensbrudes ala Anftifter. 
nicht ſchuldig erkannt, fofort nicht in die dort angedroßte 
Verbrechens ſtrafe verurtheilt worden fei. 

Die thatfächliden Merkmale diefes Verbrechens beſtehen 
darin, daß 

1) zehn oder mehrere Perfonen, 

. 2) ‚vereinigt entweder 
a) durch wechfelfeitige Verabredung. oder . 
b) durch rechtswidrige abfichtliche Veranſtaltung ei⸗ 
ned Dritten 2 
in fremde Käufer, Wohnungen u. f. w. gemwalttkätig ein· 
fallen, um Rache zu nehmen oder unerlaubte Selbſthilfe zu 
üben, oder um ben ruhigen Beſitz unbeweglicher Sachen oder 
die Ausübung eines echtes zu flören oder. zu entziehen. 
Daß eine Bereinigung durch vorausgegangene wechfel⸗ 
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feitige Verabredung nicht eingeteeten ‚it bier außer 
Trage. 

In dem treffenden Abfabe der Gründe zu dem erften 
appellationsgerichtlichen Urtheile vom. 27. Oktober 1852 
wurde zwar für zweifellos erachtet, dag der Einfall durch 
rechtswidrige abfichtliche Veranſtaltung des von Hafenbräaͤdl 
geſchehen, um feinem Pachter die Ausübung des Pachtrechts 
zu entziehen, denfelben in dem ruhigen Befike der von ihm 
auf Grund: und Boden des Verpächters hergeftellten Gebäude 
zu Rören und die Auflöfung des Pachtes einfeitig faktiſch 
durchzuſetzen; dagegen überzeugende Gewißheit dafür nicht 
angenommen, 

" a) daß bei dem Einfalle 10 br mehr Berfonen mit- 
gewirkt haben, 

b) daß fih die Mitwirkenden zu fraglichen Zwede ver⸗ 
einigt haben. 

In den Gründen des auf eingelegten Einſpruch erlaf- 
fenen zweiten Urtheils vom 18. März 1853 wird nach der 
Borausfendung, daß fih an den thatfähhlichen Berhältniffen 
nichts geändert habe, unter Bezug darauf feſtgehalten, daß 
fi) dem Obmote bes Stantsanwaltes gegenüber nicht habe 
erfennen laffen, daß mindeitens 10 Berfonen in die Hebel 
hütte und in die Wohnung des Schweigert eingedrungen 
feien, daher auch, nachdem das Eindringen in die eine oder 
andere diefer Lofalitäten als zwei verſchiedene Handlungen 
aufzufaflen feien, nicht angenommen werden koͤnne, daß bei 
jeder Handlung 10 Perjonen in der Art betheifigt geweien, 
dag in eine oder die andere Tofalität zehn vereinigt ein⸗ 
gedrungen feien. 

Nun hat zwar der Belchwerde führende Staatsanwalt 
die Ausführungen der Gründe in beiden appellationsgericht- 
lichen Urtbeilen einer umfländlichen Kritif unterworfen und 
daraus den Schluß gezogen, daß die Volgerungen, durch 
welche das k. Appellationsgericht zu obiger thatſuͤchlichen 
Konſtatirung gelangt iſt, unrichtig feien, Daher allerdings 

a) die Mitwirkung von 10 Perfonen zur Ausführung 
des Reates durch eigenes Handanlegen für feſtſtehend und 
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.b) das Hervorruſen dieſer Mitwirkung duch rechts⸗ 
widrige abfichtliche Veranftaltung des von Hafenbrädl für 
genügend zu erachten ſei; — allein das nähere Eingehen 
anf eine Prüfung darüber, wie das k. Appellationsgericht 
zu feinen faktiſchen Auffteflungen gelangte, und ob dieſelben 
ats Ergebniffe der öffentlichen Verhandlung richtig oder un- 
richtig aufgefaßt worden, fleht dem oberſten INGE 
nit zu. 

Wenn, wie bier, das k. Appellationsgericht beſtimmt 
ausgeſprochen hat, es habe keine hinreichende Ueberzeugung 
davon gewonnen werden können, daß wenigſtens 10 Per⸗ 
ſonen an dem gewaltthätigen Einfall Theil genommen, und 
daß auch, der abſichtlichen Veranſtaltung des von Hafenbrädl 
ungeachtet, keine Vereinigung einer ſolchen Anzahl zu dem 
verbrecherifchen Zwecke flattgefunden habe, jo if diefe that« 
fächliche Konftatirung des Mangels zweier weſentlicher Merk⸗ 
male zum Thatbeflande des Verbrechens des Landfriedens⸗ 
bruches unumftäglich, es Tann daher mit Grund nicht be⸗ 
Sauptet werden, daß die Art. 332 und 333 Thl. I des 
StGB. hätten angewendet werden follen,, ober daß deren 
Anwendung mit Unrecht unterlaflen worden ſei, wovon bie 
Berwerfung diefer ſtaatsau waltfchaftlichen Beſchwerde er 
wendige Folge iſt. 

IV. Die von der Bertheidigung zunächſt wider. das Ute 
theil vom 27: "Oktober 1852 eingewenbeten Befchwerben 
fallen, nachdem oben gezeigt worden, daß dieſes Urtheil nur 
durch Einſpruch angefochten werden Tonnte, von ſelbſt 
hinweg. | 
E83 kommen daher V. diefe Befchwerden Hier nur noch 
inſoweit in Betracht, als fie, mit Ausnahme der oben unter 
Fr. 2 vom Herkommen abgeleiteten, eventnell zugleich wider 
das Urtheil vom 18. März 1853 geltend gemacht wurden, 

Dieſelben ſtellen Ach Tämmtlich als ungegründet Fax. 

1) Darin, daß das Geſetz ausbrädiih nur von freu— 
den Säufern und Wohnungen ſpreche, während doch die 
Gebäude, in welche eingefallen worden, mie aufgehört hätten, 
Eigenthum des Beſchuldigten zu fein, vermag eine irrige 
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Anwendung bes Art. 222 Ihl. I des SGB. nicht gefun⸗ 
den zu werben. Der bier durch die Marginalfchrift Har 
angedeutete Zweck bed Geſetzes: „Sicherung gegen Störungen 
bes häuslichen Briebens” In Verbindung mit den, ber 
abweichenden Auslegung der Anmerkungen widerftrebenden, 
Daher bier allein entſcheidenden Tertesworten „fremde Wo h⸗ 
nungen“ läßt Teinen Zweifel darüber aufkommen, dag das 
Gefetz nicht den rechtlichen Beſtand des Eigenthums, ſon⸗ 
dern. den faktiſchen Zufand des Inhabens einer Wohnung 
im Sinne hatte, Yaher auch nur letzterer entfcheidend fein 
Tann. Die thatfdihlihe Befftellung, daß Die Gebäude, in 
melde eingefallen wurde, von den Lenten bes Pächters be- 
wohnt wurden, muß daher an und für fich allein ſchon ge⸗ 
nügen, um fie als fremde Wohnungen anzufehen und 
den Art. 422 a. a. O. darauf in Anwendung zu briligen. 

2) Auch vom Erlaubtſein des gewaltfamen Eindringens 
in die-Sebäude an der Arber-Schneidfäge Tann die Rede 
nicht fein: Die rechtswidrige Abficht des Veſchuldigten, 
feine vermeintlichen Rechtsanſprüche wider den Pächter Geb- 
Hard und deffen Arbeitsleute mit Umgehung richterlicher 
Hilfe durchzufeßen, in Verbindung mit den hieranf gerich⸗ 
teten gewaltſamen Angeiffen ift thatfächtich feſtgeſtellt. Hie⸗ 
gegen koͤnnen Die allegirten Stellen des bayeriſchen Land⸗ 
rechts zur Entſchuldigung nit gereihen, weil fie mir für 
den Ball der Vertheidizung eines eigenen rechtmäßigen Be— 
fies, nicht aber für den Tall eines Angriffes auf Yen an⸗ 
erfannten Beltfland eines Dritten gegeben find, Das 
treffende Strafgefek vermag aljo durch dieſe civilrechtlichen 
Beſtimmungen nicht alterht zu werden. 

33 Die Anficht des appellationsgerichtlihen Urtheils⸗ 
tenors gibt unzweifelhaft zu erkennen, daß keine Fortſetzung 
des Bergehens der Selbſthilfe im Sinne des. Art. 110 
Thl. 1 des StGB., ſondern eine reale Konkurrenz folder 
Vergehen gemäß Art. 109 angenommen wurde. Durch Die 
ausdrädliche Anführung, daß überall auf das Marimum der 
geſetzlichen Strafe zu erkennen gewefen, ift auch die Aus⸗ 
ſcheidung der Strafe jedes einzelnen Reates, nämlich von 
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zweimal ſechs Monaten nach Art; 421. und 423 und ‚zwei 
mal einem Monate nach Art. 420 genügend angebeutet. 

4) Obgleich der Art. 420 neben der Gefaͤngniß⸗ au 
Geldftrafen zuläßt, fo ift doch die Vorſchrift alternativ ges 
faßt und Fein gefehlicher Grund zu finden, weshalb unter 
gewißen Umfänden, 3. B. bei voller Vermoͤgenszureichenheit 
des Beichuldigten dem Richter das Wahlrecht entzogen fein 
ſoll. Letzteres exſcheint vielmehr bei ber Unvereinbarlichkeit 
der Gefängnißſtrafe mit Geldſtrafe hier ganz beſonders ge⸗ 
rechtfertigt. 

VI. Anlangend endlich die Beſchwerde des Staats⸗ 
anwaltes im Koſtenpunkte, jo wird ſolche darauf zu begrün⸗ 
den verſucht, 

1) daß von Hafenbrädl des Vergehens der Störung 
des häuslichen Friedens ausdrücklich als intellektueller und 
phyfiſcher Urheber jchuldig erfannt worden, - 

2) daß derfelbe. au wegen der übrigen Neate nit 
nur als phyſiſcher Miturheber erklaͤrt, fondern auch feſtgeſtellt 
ſei, daß die anderen Theilnehmer blos auf feinen Befehl 
gehandelt hätten, 

3) daß er daher den ganzen Kriminalprozeß durch fein 
Berihulden veranlaßt, mithin auch gemäß Art. 404 Thl. M 
des StGB. für die ſämmtlichen dadurch erwachſenen Koften 
unbedingt und unbeſchränkt zu haften habe, woraus ſich, 
nachdem das k. Appellationsgericht die ſolidariſche Haftung 
nicht ausgeſprochen, eine Verleßzung dieſes Artikels, ſohin 
eine unrichtige Anwendung des Geſetzes ergebe. 

‚Der Art. 404 läßt ſich jedoch in dem von ber Staats 
Behörde aufgeftellten Sinne nit auffaflen. Die folidarifege 
Haftung nah civilrechtlicden Begriffen ik dem bayerifchen 
Strafrehte fremd. Der Inhalt des allegirten Artikels Läft 
fh nur auf das individuelle Verſchulden des Prozeflicten 
beziehen. Es ift hiebei gleichwiel, ob er phyſiſcher oder in« 
tellektueller Miturheber oder beides zugleich war; denn bie 
intellektuelle Urheberſchaft febt immerhin voraus, dag er 
Mitſchuldige Hatte; iR aber diefes der Fall, fo find auch 
biefe Mityeranlaffer des. Kriminalprozeffes, muͤſſen daher 
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auıh dem Gefecht. gemäß nach Verhältniß ihres Verſchuldens 
für Die Soßen mithaften. Der Umſtand, dag diefelben zur 
Entrichtung ihres Antheild unvermögend find, vermag nicht 
zu bewirken, daß diefe Haftung auf den zahlungsfähigen 
Nitſchuldigen übergehe. Hiezu bedürfte es einer andern 
beziehungsweiſe beſonderen geſetzlichen Beſtimmung, welche 
bier fehlt. Auch das neue Geſetz über das Strafverfahren 
vom 10. November 1848 hat hieran nichts geändert oder 
ergänzt, wiederholt vielmehr im Art. 204 eben fo allgemein, 
daß bei Verurtheilung in die Strafe auch die Verbindlich⸗ 
keit des Verurtheilten zur. Tragung der Prozeßkoſten oder 
des treffenden Theiles derſelben auszufprechen fei. 

Wenn daher das k. Appellationsgericht zur Verurthei⸗ 
lung des von KHafenbrädl, obgleich derfelbe wegen einzelner 
Sandlungen zugleih als intellektueller Urheber erjiheint, 
in ſämmtliche Unterfuhungsfoften, dennoch feinen Anlaf 
gefunden Hat, weil auch die übrigen Betheiligten zur Un⸗ 
terfuhung DVeranlaffung gegeben hätten und deshalb eine 
unbedingte Haftung desfelben für alle Koften ausgeſchloſſen 
fei, fo hat es fih nur ſtreng an die Beſtimmung des Art. 
404 gehalten und es Tann alſo nicht gefagt werben, daß 
dieſer Artikel verieht, reſp. unrichtig ausgelegt oder gar 
nicht angewendet worden fei, wornach auch dieje eventuelle 
Beſchwerde des Stantsanwaltes verworfen werden muß.“ 


XLVIII. 
Brandſtiftung aus Fahrlaͤſſigkeit. Art. 249 u. 69 Thl. 1 des StGB. 


Im Monate September oder Oktober 1851 hatte der 
Bräuer Aloys Krammel von Dingolfing durch den 
Maurergeſellen und Brodhüter Thomas Bauer von da 
in feiner Schlauchdörre einen neuen Kamin erbauen laſſen, 
defien Konftenirung jedoch fo ſchlecht und fehlerhaft war, 
dag fih der Kamin alsbald fehte und Riſſe befam, durch 
welche das Feuer den naheliegehden Balken ſich mittheiten 
konnte. 
v»Anm I. Januar 1852 entſtand in dem Sudhauſe wirk⸗ 
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lich ein Brand, und durch Urtheil des Kreis und: Stadt 
gerichtes Straubing wurde Thomas Bauer wegen Bergehens 
ber Brandftiftung aus grober Bahrläffigleit zu Amenatfichem 
Doppelt gefchärften Gefängnifle verurteilt. WR 

Nachdem eine hiegegen erhobene Berufung von beim 
Appellationsgerichte von Niederbayern verworfen worben 
war, hatte Bauer die Nichtigkeitsbeſchwerde erhoben, und 
als Beſchwerdepunkte fpeziell hernorgehoben: 

1) Daß das Geſetz zum Begriffe der Brandſtiftung 
ein Feuer erfordere, daß aber ein foldyes nicht ausgebro⸗ 
hen fei, wofür er zwei neue Zeugen benannte ; 

2) daß geieglich zur Brandftiftung vorausgefegt werde, 
daß die Brandmaterialien entweder zum brenwbaren Stoffe, 
oder ber Zündfloff zu den Brandmaterialien gebradt wor⸗ 
den, daher die vorliegende en nur — ſtraf⸗ 
bar ſei, und 

3) daß jedenfalls nur eine geringe dehnaitan vor 
liege. 

Der oberfte Gerichtshof verwarf jedoch in feiner Si 
ung vom 17. Juni 1853 bie —— Beſchwerde aus fol⸗ 
genden Gründen: 

„Zu 1). Nach Art. 247 Thl. I bes Stos und. de 
Anmerkungen hiezu Bd. II ©. 194 Ziff. 6. wird zum That⸗ 
beftande der Brandfliftung erfordert, daß etwas wirklich in 
Brand gefeht worden, d. h. daß Feuer ausgebrochen fei; 
es iſt hiezu zwar Rauch allein nit hinreichend, aber eben⸗ 
fowenig eine helle Flamme erforderlih, und diefen geſetz⸗ 
lihen Borausfeßungen entſprechen die feſtgeſtellten That- 
fahen, daß der an ber Sfllichen Seite des Kamins ange- 
legene Ballen wahrſcheinlich ſchon einige Tage fortgeglimmt 
babe, bis bie Flamme zum Ausbruche gekommen ik, daß 
biefer Balfen auf der einen Seite faſt gänzlich durch⸗ und 
abgebrannt werden, jowie aud, daß die Bretter des Fehl⸗ 
bodens unter der Dörre theilweiſe ganz, theilweiſe zur Hälfte 
verbrannt und verkohlt wurden, fo daß das Auer wirktich 
ausgebrochen iſt. 

Der Antrag aber. um — weiterer gengen 
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kann von: Seite des oberſten Gerichtshofes als Kaſſations⸗ 
hof nah dem angeführten Art. 12 des Geſetzes vom 
4. Juni 1848 ohnehin Teine Berädfichtigung finden, 

. Zn 2). Der Ast. 247 Thl. I des StGB. erfordert zum 
Thatbeſtande der Brandfliftung ganz allgemein lediglich das 
„in Brand fetzen“ fremden Gigentbums oder ſeines 
Eigentums mit Gefahr für defien Bewohner oder fremde 
Wohnungen, und bei der fahrläſſigen Brandfiftung, um 
welche es fich hier handelt, genügt es nach den Beſtimmun⸗ 
gen des Art. 63 Ziff. I, IE und III dieſes Geſetzbuches, 
wenn eine gefährliche Handlung oder Unterlaffung der dort 
bezeichneten Art ftattgefunden hat, welche einen rechtswidri⸗ 
gen Erfolg hatte, ohne daß das Geſetz unterfcheibet, ob der 
Erfolg die unmittelbare Folge der fahrläffigen Handlung 
oder Unterlaffung war, oder ob durch Die fahrläffige Handr 
fung oder linterlafiung nur bewirft wurde, daß mittelbar 
der Erfolg eintrat; es kann deswegen, wie die Bertheidigung 
behauptet, aus der Stelle der Anmerkungen Bd. 1 ©. 194 
Diff. 5 nicht gefolgert werden, daß der Thäter ans Fahr⸗ 
läffigfeit entweder die Brandmaterialien zum brennbaren 
Stoffe oder den Zundſtoff zu den Brandmaterialten — 
haben müſſe. 

Da nun thatſäachlich feſtgeſtellt iſt, daß ber Brand aus 
einer fehlerhaften Konſtruktion des im Monate September 
oder Oktober 1851 neu erbauten Kamins der Schlauchdöre 
entftanden if, Daß das Feuer im Falle der Einäfcherung des 
Subhaufes auch. den. nahen Wohngehäuben hätte Gefahr 
bringen können, und dag der Angeklagte die Senerung und 
den Kamin der Schlauchdorre ſchlecht und fehlerkaft fonftruirt 
habe, fo bag fih der Kamin atsbald fehte und Sprünge 
und Riſſe befam, durch welche das euer ausftrömen und 
das nahe Holz mit erfaflen. konnte, dag er fomit aus Fahr⸗ 
läffigfeit an ber Entſtehung des Brandes Schuld trage, fo 
find alle geſetzlichen Erforderniffe zum Begriffe der fahrläffi- 
gen Brandfiiftung nah Art. 247 und 249, dann Art. 65 
IH. Ides St&V. vorhanden, und es wurde der Angefchuldigte 
deshalb: mit Necht firafrechtlich werantmnztlich gemacht: 
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Hienach aber kann von einer in Gemäßheit der Feueir⸗ 
verordnung vom 30. März 1791 6. 1341-137 nur poli- 
zeilich Rrafbaren Mebertretung feine Mede fein, indem nad 
Art. I des PBromulgationspatents vom 16. März 1813 zum 
Strafgeſetzbuche alle früheren Geſetze und Verordnungen, 
welche in diefem Geſetzbuche behandelte Gegenflänbe betreffen, 
außer Wirkung gefebt und überdies durch die Berordnung 
vom 13. Juni 1817 die Strafverhandlungen in Brandfchä- 
den für alle Bälle der Vahrläffigkeit ausdrücklich den Ge 
richten zugewiejen worden find, jo daß die erwähnte Beuer- 
ordnung nur mehr bei ſolchen feuergefährlicden Handlungen 
oder Unterlaffungen Anwendung 7 aus welchen ein 
Brand nit entflanden ift. 

Zu 3. Nicht minder wurden bei dex Strafausmeffung 
Die Beſtimmungen des Art. 65 Ziff. I, I und IH, dann der 
Art. 66 Thl. I des StGB. über grobe Yahrläffigkeit mit 
Recht zu Grunde gelegt, indem es entiprechend denſelben 
thatfächlich feſtgeſtellt iſt, daß 

a) der Angeklagte ohne Vorwiſſen des Maurermeiſters 
von Dingolfing zur Uebernahme einer derartigen Arbeit auf 
eigene Rechnung nicht befugt war; 

b) feine Handlung in fo hohem Grade gerährkich war, 
daß er ſelbſt ſchon bei Uebernahme derfelben Bedenken trug, 
es koͤnnte der rechtswidrige Erfolg wenigſtens eben fo leicht 
eintreten, als unterbleiben ; 

ec) er dieſe gefährliche Handlung af zu einer Zeit 
unternahm, als er. die Gefaͤhrlichkeit berfelben fchon aus ei⸗ 
nem & Jahre vorher bon ihm geführten gleigen Ban bei 
Thomas Sallacher genugfam erfahren Hatte; 

d) er zu der Arbeit im Krammelbräuhauſe größtentheils 
einen derfelben unkundigen Handlanger verwendete, und es 
fogar an einer forgfältigen Nachſicht fehlen lieh, und 
endlich: 

e) dag der Angefchuldigte durch den Vortheil eigen- 
thümlicher Kenntniſſe als Maurer vorzüglich im Stande ge 
weien wäre, die Gefährlichkeit feiner Handlungsweije einzu⸗ 
fehen und den nachtheiligen Kolgen derfetben zunorzulommen. — 
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Es if demgemäß auch nach Art. 249 und Art. 69 Ziff. II 
ip. I des SIEB. die Strafe innerhalb der gefehlichen 
Größe. bemeflen worden.“ 


XLIX. . 


Geſchloſſener Hofraum. — Vorhandenſein einer Luͤcke und eines fog. 
Stiegel im Bartenzaune. 


In der Naht vom 30. November auf den 1. Dezember 
1852 war der verfchloffene Gänfefall des Bayern Martin 
MaidI zu Mandorf gewaltfam erbrochen und aus demſel⸗ 
ben zehn Sänfe im Wertbe von 10 His 18 fl. entwendet 
worden, und das Kreis» und Stadtgeriht Paſſau .hatte 
deshalb die Franziska Weigel von Buchhofen als Ur= 
heberin eines erichwerten Vergehens des Diebflahls und 
die Iherefe Weigel von da als Gehülfin zu diefem 
Bergeben, erſtere zu 6 monatlichen, letztere zu SER 
Gefängniffe verurtheilt. 

Die Annahme eines bloßen Vergehens ftühte fich auf 
folgende Ausführung in den Gründen des Urtheils: 

Durch die Damnififatenausfage in Berbindung mit dem 
Augenfcheinsprotofolle vom 3. Dezbr. 1852 jei hergeftellt, 
dag zwar ber-Sänfeflall fih in dem zum Haufe gehörigen 
Hofraume befand, daß jedach diefer Hofraum nicht geichloffen 
ſei, indem gemäß der in der öffentlichen Sikung gemachten 
Ausfage ‚des Beichädigten, Maidl, die beiden Thorflügel 
gegen die Straße heraus Tag und Naht offen fiehen und 
überdies gemäß des Augenſcheins⸗Protokolles am Zaune zwi» 
ſchen dem Stadel und dem Wohnhaufe gerade au der Ede, 
wo der Gaͤnſeſtall if, ſich ſchon früher, d. h. vor. verübtem. 
Diebfiahle eine 2 Schuh breite Lüde befand. Wenn nun. 
auch das Geſetz nicht von einem verfperrten oder geſchloſſe⸗ 
nen Hofraume fpreche, um die Annahme einer Auszeichnung 
zu bewirken, fo erfordere es doch einen geichloffenen Hof⸗ 
raum, gleichviel in welcher Weife, jedoch immerhin fo, daß 
diefer Einfluß ein durch nichts unterbrochenes Continuum 
bildet, weil beim Vorhandenfein von flets offenen Thüren 
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der Lücken überhaupt von einem geſchloſſenen Hofraume, 
welcher das Eindringen von außen verhindern und den ein⸗ 
geſchloſſenen Gebäulichkeiten die im Gefepe vorgefehene Sicher⸗ 
heit geben joll, nicht gefprochen werden koͤnne. 

Auf die von der k. Staatsbehörde gegen die Nicht- 
annahme eines Verbrechens des ausgezeichneten Diebftahls, 
und von den beiden Beichuldigten gegen den Schuldausſpruch 
eingewendeten Berufungen, verwarf das k. Appellations- 
gericht durch Urtheil vom 20. Mat 1858 beide Berufungen 
und febte Tediglich die gegen -Yranzista Weigel ausgefpro- 
chene Strafe auf 3 monatliches Gefängniß herab. 

Die Verwerfung der Berufung der Staatsbehörde ſßte 
fih in diefem Erkenntniſſe auf nachſtehende Annahmen und 
Erwägungen: | | 

Es ſtehe thatſächlich fer, daß der Diebſtahl mittelſt Er⸗ 
brechens des Schloſſes am Gänſeſtalle im Stadel verübt wor⸗ 
den fet, ſowie daß dieſer Stadel, zwar vom Kaufe gefon- 
dert, in einem Hofraume fih befinde, weldher mit einem 
Zaune umgeben fei. Diefer Hofraum erſcheine aber nicht 
als gefchloffener im geſetzlichen Sinne, da, auch abge⸗ 
ſehen“ von dem dur den Beihäbigten beſtätigten That⸗ 
umſtand, daß die beiden Thorflügel feines Hofes Tag und 
Nacht offen ſtehen, na dem Augenſcheine am Zaune zwi⸗ 
hen dem Stadel und dem Wohnhaufe, gerade an der Ede, 
an welcher der Gaͤnſeſtall iſt, eine fon vor Verübung der 
That vorhandene 2 Schuß breite Lücke ih vorgefunden Habe, 
durch welche die Umfriedung des Hofraumes als unterbro⸗ 
chen erfcheine, und wozu noch komme, daß an dem ben- 
Garten umfchliegenden Zaune, hinter dem Stabel, von 
welchem es übrigens das Augenſcheinsprotokoll ungewiß 
läßt, ob er als zum Hofraume gehörig betrachtet werben 
koͤnne, ein fogenannter Stiegel angebracht fei,. mittel Deffen 
Jedermann vom freien Felde herein dur die Zaunlüde Hs 
an die Sänfeftallthüre gelangen Tönne, und ein Zaun, an 
welchem ein Stiegel angebracht fei, nicht mehr als Einfrie⸗ 
dung im gejehlichen Sinne betrachtet werden könne. 

Gegen diefes Erkenntniß hatte der Staatsanwalt am 
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k. Appellationdgerichte von Nieberbayern bie Nichtigkeits⸗ 
beiehwerde wegen unrichtiger Gefebesanwendung (Art. VE 
Rx. 3 der Berordnung vom 25. Wär; 1816) eingewendet, 
weil die beſtehende Lücke im Hofraumszaune einer offen⸗ 
ſtehenden Thüre gleihzußellen ſei, welcher Umſtand die Ge⸗ 
ſchloſſenheit des Hofraumes nicht aufhebe, weil ferner außer⸗ 
halb dieſer Lücke, hinter dem Stadel, fi) der gleichfalls um- 
friedete Gartenraum befinde, welcher, gleichgültig, ob derfelbe 
zum Hofraume gehörig fei, an ſich ſchon wegen feiner Be 
gränzung des Anweſens und wegen feiner Umfriedung, glei. 
hen Schuß wie der Hofraum genießen müfle, welche Um⸗ 
ftiedung und Gefchloffenheit aber durch das Borhanbenfein 
eines fog. Stiegels im geſetzlichen Sinne nicht. aufgehoben 
betrachtet werden Edune, zumal nicht konſtatirt fei, baP; non 
biefem fog. Stiegel ein Öffentlicher Weg durch den Garten 
und das Anweſen des Befchädigten führe. 

Der oberße Gerichtshof exachtete die. erhobene Beſchwerde 
des k. Staatsanwaltes für begrändet und vernichtete in feis 
ner Sitzung vom. 17. Juni 1858 das angefochtene Erkennt⸗ 
nis aus folgendem Gründen: 

‚ „Wenn gteih das Geſetz (Berordnung vom 25. März 
1816 Art. VI Nr. 3 verglichen mit den Anmerkungen zum 
SGB. Br. U ©. 128 und’ den Reſkripten vom 15. Febr. 
1815 (2. ©. Nr. 71) und 14. Juni 1814 (2. ©. Nr. 43), 
welches Ichtere in dem Reſkripte vom 34. Januar 1817 
. 86.: 189 in Bezug genommen ift) zur Annahme eines zum 
Haufe gehörigen geichloffenen Hofraumes mehr nicht erfor⸗ 
bert, al& einen das Wohnhaus begrenzenden, mit einer 
Mauer, einer Bretterwand oder einem Zaune umfchlofjenen 
Raum, wobei nmerheblich erſcheint, ob die Umfriedung leicht 
oder nur mit Hilfsmitteln überfiiegen werden Tann, und ob 
der ‚gewöhnliche Eingang diefer Umfriedung zur Zeit des 
Viebſtahls verfihloffen war oder nicht, weil nit ein Ein« 
bruch oder ein Einfteigen in diefen Raum in Trage ift, ſo⸗ 
mit es nicht auf die Eigenfchaft der Umfriedung. als aͤußeres 
Derwahrungsmittel anfümmt, vielmehr die Umfriedung eines 
folhen Raumes nach dem Reſkripte vom 15. Behr. (Mr. 71) 
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nur bewirkt, daß derfelbe einen Iheil des Wohnhanſes bil“ 
det, den er begrenzt und gleichen Schub des Geſehes wie 
das Wohnhaus felbft genießt, fo daB das Erbrechen von 
Behältniffen in diefem Raume jenem von Behältniffen in 
dem offenjtehenden Wohnhaufe gleichſteht, fo. erfordert doch 
der Begriff der Geſchloſſenheit der den Hofraum bes 
grenzenden Cinfriedung, daß diefelbe eine nad allen Seiten 
vollſtändige, fortlaufende und abgefehen won dem gewähn- 
lihen Eingange, deſſen Berfhlug nit erforderlich ik, 
nisht unterbrochene jei. 

Der Mangel ſolcher Einfriedung an einer Seite ober 
auch nur an einer Stelle, benimmt dem Ganzen den Charak⸗ 
- ter der Gefchloffenheit, was bei dem Mangel bes Verſchluſſes 
der:ggwöhnlichen Eingänge nicht der Tall ik. — Deshalb 
bat das k. Appellationsgericht mit Recht in dem Vorhan⸗ 
denfein einer 2 Schuh breifen ‚Rüde in dem Zaune bes 
Maidl’ihen Hofraumes zwiſchen dem Stadbel und: dem 
Wohnhaufe, gerade an der Ede, an welcher fih der Gaͤnſe⸗ 
Hall, deſſen Schloß erbrochen wurde, befindet, einen Mangel 
an dem Begriffe eines gefchloflenen Hoffaumes nad Art. VI 
Kr. 3 der Verordnung vom 25. März 1816 gefunden, 
vorausgefeht, Daß der außerhalb dieſer Küde befindliche 
Raum fein zum Hofraum gehöriger, gleichfalls gefchloffener, 
fondern ein im Freien ſtehender Garten u. dal. if. 

(Conf. Anmerkungen zum StGB. Bd. H ©. 128). : 

Mit. Unrecht hat: fih Dagegen das Appellationsgericht 
einer, durch die. angenommene Unbeſtimmtheit des Augen⸗ 
Iheinsprotofolles gebotenen Erhebung darüber, ob der gleich- 
falls mit einem Zaune umfchloffene Hinter dem Stabel bes 
findliche Gatten (aus weldem man durch die bemerkte 
Züde in den Hofraum und an den Gänfeflall gelangen 
Ann), als zum Hofraume gehörig betrachtet werden 
könne, wegen des Umftandes entichlagen, daß an dieſem 
Gartenzaune ein fog. Stiegel fich befindet. Denn, da in kei⸗ 
ner Weiſe konſtatirt if, dag von dieſem Stiegel ein äffent« 
licher Weg. dur den Garten und das übrige Anwefen des 
Beihädigten führe, fo ſchließt Die Vorrichtung nicht aus, daß 
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Der fragliche Garten, vorausgeſetzt, daß er nach feiner Lagt 
und feinen Ordßenverhältniſſe zum Hofraume, als zu die 
ſem gehörig und gleichen Schub genießend, nach den kon⸗ 
roten. Verhaͤltniſſen durch weitere Erhebungen angenommen 
werden kann (Anmerkungen zum SIEB. Bd. II ©. 128, Re 
ſtript vom 15. FJebr. 1845 Nr. 71), als ein umfriedeter, 
in: geſchloſſener im geſetzlichen ‚Sinne betrachtet werben 
Ubnne Die Vorrichtung unterbricht die Einfriedung des 
Dartens nicht, fie bewirkt keinen Mangel, keine Lüde in 
der Geſchloſſenheit derſelben, fie erleichtert Lediglich das 
Urbexfeigen. des Zaunes und ſteht, da es fih hier Lediglich 
um das Erbrehen eines im Hofraume befindlichen Bes 
haͤltniſſes handelt, thatfächlich einer an der Gartenmauer 
oder dem Haufe vom Eigenthümer angelegten Xeiter, oder 
einer offenftehenden Ihüre im Zaune, der Mauer oder in 
dem Haufe gleich. 

Zuſoferne nun nah den Gründen des Erfenntniffes 
dee Apyellationsgerichtes und nach dem in Bezug genom- 
menen Augenſcheinsprotokolle anzunehmen iſt, daß man von 
jener Züde in dem Zaune erſt in.den Garten hinter dem 
Stadel und nicht unmittelbar ſofort in's Freie gelangt, ſo 
hätte das k. Appellationsgericht, um den erſtbezeichneten 
Mangel der :Beihloffenheit des Hofraumes mit Sicherheit 
annehmen zu können, ‚näherer Erhebungen über die Lage 
und anderweitige a des ragiiien Bartens 
bedurft. — 

Indem · dasfelbe nun aber and :einem andern ungefeß 
lichen Grunde, die, Nothwendigkeit diefer Erhebungen nicht 
anerkennend, dem fraglichen Sarten die Eigenſchaft der Ge⸗ 
Achloffengett abſprach, hat dasjelbe das Geſetz, nämlich Art. VI 
Rr. 3 der Verordnung vom 25. März 1816 -verlekt, und 
es muß das Urtheil nach Art. 316 des StGB. vom 10. Nov. 
1848 vernichtet werden, wenn gleich die.in Folge der nun 
‚eintretenden: neuen Verhandlung der Sache zu pflegenden 
Erhebungen zu. dem Reſultate führen können, daß der frage 
liche Garten wegen. feiner Lage, Größe oder anderweitigen 
:Belchaffenheit, Somit. aus anderen thatſächlichen Grün- 
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den, als einem geſchloſſenen Hofraume nicht gleichſtchend 
and als ein ergängender Theil desſelben nicht erachtet wer⸗ 
den kaun. Denn es Tann nach den oben allegirten Rteſkripten 
vom 14. Iuni 4814 und 15. Febr. 1815 nicht jeder mi 
dan Wohnhauſe in unmittelbarer Berdindung fichende ‚und 
mit diefem durch eine Umfriebung eingeſchloſſene Garten 
nuf gleiche Linie mit dem Wohnhauſe hinſichtlich des vom 
Geſetze gewährten Schußes geſtellt werden, vielmehr iR. in 
jedem ſpeziellen Falle zu untetſuchen, ob der Garten nad 
ſeiner Große, Lage, Veſchaffenhett und. den ſonſtigen Ber 
haͤltniſſen als ein Theil deB mit dem Haufe gleichen. Schuß: ge- 
nießenden geſchloffenen Hofraumes betrachtet werben lönne 


r 
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Durch. Erlenntniß des k. Ayvellotionägeriäkes von 
Oberbayern vom 26. März 1853 war gegen don Tebigen 
Meétzgerknecht Anton Ba —— von er in sa 

ng: 

1) daß derſelbe Hinreichend beinzichtigt und — 
thells geſtaͤnbig iſt, am 418. Januar 1853 Abends 7 Uhr 
Hn der Abſicht, ſeine Schweſter Roſine Maier und deren 
Dienſtmagd Therefe Durſchlum bas Leben zu bringen, 
um ſich des Seldes feiner Schweſter ungehindert Bemächtigen 
zu können und vor Entdedung her zu fein, — wit einem 
unter ſeinem Rocke verſteckten Solsbeile in die Wohnung 
feiner Schweſter begeben, der: Magd Thereſe Durch. mit 
dem Beile die Hirnſchale durchgehauen, dann feine Schweſter, 
welche feinem Rufe, in Die Hluterabtheilung der Wohnung 
zu kommen, nicht gefolgt, ſondern zum Fenſter hinaus auf 
die Straße geſprungen war, dahin verfolgt und ihr beim 
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Grreichen mit der Schärfe des Veiles einen Hieb uf ie 
Kopf verfebt zu haben; 

2) dag Rofine Maier in Folge der erlittenen Verleh⸗ 
ung am 29. Januar 1853 geſtorben it, und bie Bienft- 
magd Durſchl ſich noch nicht gußer Lebensgefahr ‚befindet, 
jedenfalls aber Selm: Nachtheile an ihrer Geſundheit er⸗ 
teiden- werde; 

3) daß die That mit Vorbedacht beſchloſſen um mit 
Veberlegung ausgeführt erſcheint; und 

A) dag, nachdem der vorliegenden Handlung Cigenuut 
zum Grunde liegt, dieſelbe bezüglich der an Nofine Maier 
verübten tödtlichen Gewalttbat nad Art, 142, 146, 147 
Ne. U und IV Xp. I des StGB. als das Vexbrechen dea 
qunlifizisten Mordes, in Anſehung der der Thereſe Durfihl 
zugefügten Jebensaefährlichen Verletzung aber nad Art. 238 
und -23I Nr. 2 Thl. I des SiGB. als das Verbrechen des 
Raubes IV. Grades ſich darſtellt, von welchen aa Hand⸗ 
ungen jede mit Todesſtrafe bedroht iſt, 

auf Anklage und Verweiſung der Seche vor daB 
Schwurgericht von Oberbayern erkannt worden. 

Nachdem die Sathe dafelbft in’ der Sikung vom 28. Mai 
1853 verhandelt war; fteikte der Präfident des Schwurgerichts⸗ 
befes au die Geſchwornen folgende Tragen: 

Trage l. 

Iſt der Angeklagte, Anton Bachmayer ſchuldig, das 
Verbrechen des doppelt qualifizisten Mordes dadurch began⸗ 
gen zu ‚haben, daß er am Dienfitage den 18. Januar 4668 
Nachts nach 9 Uhr in eigennüßiger Abſicht feiner Schwefter 
Roſine Maier mittel einer Holzhacke eine Verletzung am 
Kopfe beigebracht hat, weiche den Tod derjelben zur Folge 
hatte, fowie daß er diefe That mit Vorbedacht beſchloſſen 
und mit Meberlegung ausgeführt hat?! 

(Die für den. Fall der Verneinung der erſten Trage 
geftellten Tragen II und II enthielten, übrigens mit jenes 
gleichlautend, nur die beiden Momente des vorbedachten Be⸗ 
fhluffes und der überlegten Ausführung getrennt, während 
die xierte Frage auf die Anſchuldigung des Verbrechens des 

16 * 
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Raubes IV. Grades, begangen an der Dienſtmagd Theteſe 
Durſchl, gerichtet war.) 
Frage V. 

MR der Angeklagte Anton Bachmayer ſchuldig, das Ver⸗ 
brechen des naͤchſten Verſuches eines qualifizirten Mordes 
dadurch begangen zu haben, daß er am Dienſttage den 
18. Januar 1853 nah 9 Uhr, um eine Entwendung zu 
vollbringen, die Dienfimagd Thereſe Durfchl mit einer Holz- 
bade am Kopfe lebensgefährlich verwundete, nachdem er 
dieſe That mit Vorbedacht beſchloſſen Hatte ? 

Die Geſchwornen bejahten die erfle und nad Vernei⸗ 


nung der vierten die fünfte Trage, und der Schwurgerichtes 


hof verurtheilte auf den Grund diefes Wahrſpruches den An 
geflagten wegen des an der Wirthswittwe Noſine Maier 
in Münden verübten Berbrechens des doppelt qualifizirten 
Mordes und wegen des an der Iedigen Dienſtmagd Thereſe 
Durſchl daſelbſt begangenen Verbrechens des naͤchſten Der 
ſuchs eines qualifizirten Mordes zur Todesftrafe und in die 
Koſten des Prozeſſes. 

Der oberſte Gerichtshof vernichtete dieſes Ertenntniß 
in ſeiner Sitzung vom 22. Juni 1853 und verwies die 
Sache zur nochmaligen Verhandlung und Aburtheilung an 
das nächſte Schwurgericht von Oberbayern aus folgenden 
Gruͤnden: 

- Nah Art. 173 des StPO. vom 10. Nov. 1848 if 
die Hauptfrage dahin zu richten, ob fich der Angeflagte des 
Verbrechens, weldes den Gegenftand der Anklage 
bildet, ſchuldig gemaht habe, und ſind in Die Frage alle 
jene weſentlichen thatſächlichen Beziehungen aufzunehmen, 
welche das Geſetz zu dem Begriffe des in drage ae 
Verbrechens erfordert. 

Im vorliegenden Falle war die Anklage 

1) auf das Verbrechen des qualifizieten Mordes, be⸗ 
gangen an Roſine Maier, und 

2) auf das Verbrechen des Raubes IV. Grades, de 
gangen an Therefe Durſchl, gerichtet. 

Die in erfterer Beziehung zu ſtellende Sauptfeage mußte 
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daher nit mır die nad Art. 142 Thl. I des SIGB. zu 
dem Gattungsbegriffe der vorfäglichen Tödtung erforberkichen 
Momente, daß der Tod eines Menfchen erfolgte, die Hand» 
lung oder Unterlaffung den erfolgten Tod verurjachte, und 
der Tod des Andern Zwed und Abſicht des Hans 
delnden war, fondern auch das die vorfähliche Tödtung 
zum Morde fleigernde Moment, dag die Entleibung mit 
Vorbedacht befchloffen oder mit Meberlegung ausgeführt . 
wurde, und endlich jene Thatſachen enthalten, weiche inf ges 
gebenen Falle den Mord zu einem qualifizirten madhen. 

Die an die Geihwornen geftellte und von .diefen be« 
jahte erfte Trage enthält aber kein Wort darüber, daß Die 
Abfiht des Angeklagten auf die Tödtung der Rofine Maier 
gerichtet war, und diefer Mangel wird weder dadurch er- 
gänzt, daß die That im Eingange der Brage als Verbrechen 
des Mordes qualifizirt if, — da diefe rechtliche Qualiftfation 
in den nachfolgenden Thatſachen ihre Rechtfertigung, nicht 
aber tebtere durch jene ihre Ergänzung finden können, — noch 
dadurch gehoben, daß am Schluffe der Trage beigefebt ift: 
„daß er dieſe That mit Vorbedacht befchloffen und mit 
Veberlegung ausgeführt Hat”, weil in der Frage nur von 
einer Verletzung am Kopfe, welche den Tod zur Folge hatte, 
die Mede ift, und eine folche, wenn fie auch mit Vorbedacht 
defchloffen und mit Ueberlegung ausgeführt wird, die Hand» 
lung nicht zum Morde fleigert, wenn nicht gleichzeitig feſt⸗ 
fieht, daß die Abficht des Handelnden anf die Tödtung des 
; Andern gerichtet war. 

Hienach wurde durch bie Frage I die Anklage nicht er= 
ſchoͤpft und der Art. 173 des StPG. vom 10. Nov. 1848 
verlegt. 

Bezüglich der weiteren Anklage auf das Verbrechen des 
Maubes IV. Grades, begangen an Thereſe Durſchl, erfiheint 
zwar biefelbe durch die geſtellte IV. Frage erſchöpft; allein 
die für den Fall der. Verneinung diefer Frage geftellte 
fünfte Frage auf das Verbrechen des nächſten Verſuches 
eines qualifizirten Mordes Ieidet an demfelben Mangel, wie 
die erſte Brage, indem auch hierin die Ihatfache, daß die 
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Abſicht des Angeklagten auf die Täbtung der Iherefe Durſc 
gerichtet war, nicht enthalten IR. 

Bern der Schwurgeridtshof dennoch den Angeflagten 
wegen des naͤchſten Verſuches eines qualifizirten Mordes 
verurtheilte, fo hat er das Strafgefep, nämlich die Art. 142, 
4146 und 157 Ne. IV, dann Art. 57 und 60 anf bie durd 
den zur Frage V abgegebenen Wahrſpruch fefkgeftellten That⸗ 
ſachen warichtig angewendet. 

Könnte nun auch diefe nnrichtige Anwendung des. Ge- 
febes die Vernichtung des angefochtenen Erfenntrifies nicht 
sach fih ziehen, weil das anzuwendende Geſetz Art. 239 
Ihl. I des StGB. eine firengere Strafbefiimmung enthält, 
und der Staatsanwalt Feine Nichtigkeitsbeſchwerde erhoben 
Bat, — Art. 245 Abſ. 5 des StPO. vom 10. November 
1848, — fo mußte diefe Vernichtung doch wegen der oben 
bemerkten Verletzung des Art. 173 a. a. O. eintreten, und 
die Sache, da diefe Verlegung vor erfolgtem Wahrfpruche 
begangen wurde, in Gemaͤßheit des Art. 248 Nr. 1 
a. a. O, zur nodmaligen Berkandlung und Entſchei⸗ 
dung an das nähe Schwurgericht von Oberbayern ver⸗ 
wiefen werden.” *) 


*) Die Nothwendigkeit der Vernichtung dieſes Erkenntniſſes war 
um fo bedauerlicher, als Bachmayer umfafiende Geftänpniffe 
 " Ansbefonbere auch über feine Abſicht zu todien abgelegt hatte, 
x mb eine neuerliche Berurtheilung desſelben wegen Morbes 
faum zu ‚bezweifeln ift ; ficher würde ber oberfle Den 
das Erkenntniß aufrecht erhalten haben, wenn dies möglich 
gewefen wäre. Mlein der Zweck der Vorſchrift des Urt. 173 
if, wie die Motive zum Gef-Entwurfe jagen, Gewißheit zu 
gewinnen, daß die Geſchwornen die Bedentung der Anflage 
richtig erfaßt, und dieſer gemäß ihre Antwort gegeben habens 
eine folhe Sewißheit liegt aber da nicht wor, wo bie Frage - 
auf Mord Iautet, und die dafür angeführten Thatfachen nur 
das Verbrechen der Körperverlekung mit nachgefolgtem Tode 
fonflatiren Wäre in der Frage Ratt der Worte: „diefe 
That“ geflanden: „bie Tödtung“, hätte das Urtheil viel 
leicht aufrecht erhalten werben Tönnen; aber fo wie bie Frage 
lautete, fehlte es offendar an sinem Hanptreguifite der Toͤd⸗ 
tung und ſomit auch des Morbes.-. — 
Bachmayer wurde in einer neuerlichen Verhandlung des 
Schwurgerichts für Oberbayern an 20. Juli wegen des qua⸗ 


- 
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Duch Erkenntniſe des k. Kreis- und Stadtgerichts 
Waſſerburg vom 1. März 1852 wurde Balthaſar Gröb— 
maier, Bauer von. Nillgsreuth, wegen Vergehens der 
Amtschrenbeleidigung, nerübt qm 8. Febr. 1849 an dem 
damaligen Landgerichtsfuuktionär Hauſinger von, Ebers—⸗ 
berg, im Zufammenfluffe mit einer polizeilich ſtrafbaren Be— 
fhimpfung des Gemeindevorfichers Korbinian Erlader 
von Lentersdorf in eine dreimonatliche Gefängnißſtrafe ver- 
urtheilt ; auf deifen Berufung war im Ungehorfamsverfahren 
burg Urtheil des k. ‚Appellationdgerichts von Oberbayern 
yom 1% März 1853. der desfallfige Schuldausſpruch beitä- 
tiget, die Strafe aber auf Amgnatlihes Gefängnig herab- 
geſetzt, und auf erhobenen Einſpruch durch Urtheil desſelben 
Gerichtshofes vom 21. Mai 1853 der gleiche Schuldaus— 
ſpruch erlaſſen, die Strafe jedoch auf Zmonatliches und durch 
Anwendung doppelter Schärfung auf einmongtliches Gefäng- 
niß herabgefebt worden. 

Dagegen hatte Balthafar Gröbmaier die Nichtigkeits⸗ 
beſchwerde ohne Angabe eines Grundes angemeldet, dabei 
ſeinen Vertheidiger zur Ausführung derſelben ermächtigt, 
und. es war von dieſem eine Denkſchrift übergeben worden, 
worin derſelbe als Beſchwerdepunkt unrichtige Anwendung 
des Geſetzes aufſtellte, weil der Angeklagte auf den Grund 
eingetretener Verjährung hätte freigeſprochen werden ſollen, 
mit. dem Antrage, das angeforhtene Urtheil zu vernichten, 
und. im Sinne des Art. 249 Abf. 1 des StPO. vom 
10. Nov. 1848 weiter zu uerfahren. 

Der oberſte Gerichtshof verwarf in feiner Sitzung vom 
25. Juni 1853 die —— Beſchwerde aus — 
Gründen: 
sten Mordes 4 gn feiner Schweßer in Konkurrenz mit dem 


anbe 4. Grades an Th. Durfchl jur URN: verurtheilt, 
und: dies Ursel kam am 29. Sept. l. J. zur Bolhzichung. 
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Die Beichwerdeausführung behauptet, daß die That am 
8. Behr. 1849 begangen, der Angellagte aber erft, am 19, 
Januar 1852, ſohin nach Ablauf der geſetzlichen Verjäße 


rungszeit vernommen wurde, daß dieſe Verfpätung dem | 


Untetfuhungsriter zur Schuld falle, und daß bei der un- 
unterbrochen guten Aufführung des Angefhufbigten während 
diefes Zeitraumes wegen Verjährung Freiſprechung desſelben 
hätte erfolgen follen, indem einige in ber Zwiſchenzeit ges 
pflogene Unterfuhungshandlungen ohne dazu kommende 
förmfiche Konftituirung des Angeklagten die Verfahrung 
nicht haben unterbrechen können. | 

Nach gefeplihen Beflimmungen über bie‘ Verjährung 
Art. 139, 140 und 141 Thl. I des StGB. foll aber bie 
Strafbarkeit der That, welche hier gemäß Art. 407° des er- 
wähnten Geſetzbuches Gefängnißftrafe zur Folge hat, durch 
den Zeitablauf von zwei Jahren, von dem Augenblicke der 
begangenen Uebertretung an gerechnet, getilgt werden, fofern 
die erforderliche Unterſuchung oder Entſcheidung 
aus Schuld des Richters unterlaffen worden iſt, 
und der Hebertreter während diefer Zeit eine unmierbrodgen 
gute Aufführung gepflogen hat. En 

Hiebei geht aus der angeführten Baffung des Geſetzes 
unzweifelhaft hervor, daß die erforderliche Unterfuhung den 
Lauf ber Verjährung unterbrede, und da das Gefeß nur 
im Allgemeinen von  Unterlaffen der erforderlichen Unter 
fuhung oder Entfheidung fpricht, wenn nur fein Stilftand 
eingetreten ift, welcher ununterbrochen während des zur 
Verjährung vorausgefeßten Zeitraumes gedauert‘ hat, fo 
wird durch jede erforderliche Handlung, welche der unters 
fuchende oder erfennende Richter innerhalb der Verjaͤhrungs⸗ 
zeit vornimmt, die Verjährung unterbrochen, wenn auch bie 
ohnehin von zufälligen Umſtaͤnden abhängige Vernehmung 
des der That Verdächtigen nicht innerhalb dieſer Zeit ge⸗ 
Ichehen if. Das k. Appellationsgericht hat daher in feinem 
Urtheile vom 21. Mai 1853, indem es in den Gründen 
hiezu ausſprach, daß die Einrede der Verjährung nicht be⸗ 
gründet jei, weil der <häter-.dem Unterfugungsgerichte nicht 
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unbekannt geblieben if, die Einleitung der Unterſuchung am 
1. März 1849 begonnen hatte, und weder in der Durch⸗ 
führung noch in. der Entjcheidung derfelben ein continuir⸗ 
licher Stillſtand von zwei Jahren eingetweten iſt, die Eins 
teitung der Unterfuchung aber nicht erft mit dem Verhoͤre 
des Angefdmldigten als beginnend erachtet werden kann, die 
geſezlichen Vorſchriften über Verjaährung richtig ausgelegt. 
Die Annahme des k. Appellationsgerichts ſindet insbeſondere 
nach Lage der Borunterfuhungsalten ihre Nechtfertigung, 
weiche bei der Frage, ob die Geſetze über Verjährung richtig 
angewendet worden, auch für den oberſten Gerichtshof als 
Kaflationdhof maßgebend fein müffen, indem ſich hieraus er⸗ 
gibt, daß, obmohl hei Führung der Unterfuhung bedeutende 
Bergögerungen flattgefunden haben, die ſchon am 9. Febr. 
1849 Hethätigte eidliche Vernehmung des Korkinian Erlacher, 
Gemeindevorſtehers won Lentersdorf, welchem gegenüber Die 
beleidigenden Aeußerungen und in Beziehung auf ihn ſelbſt 
gemacht worden find, dem 1. Landgerichte Aibling behufs der 
Beruehmung eines Zeugen mitgetheilt wurde; aber nebſt der 
gepflogenen Vernehmung zu Derlaf gegangen ik und nidt 
mehr aufgefunden werben Tonnte, und daß daher die wieder 
holte eidliche Bernehmung des Erlacher unabweislich erforder 
lich wer, auch am 11. Dez. 1860 vorgenommen worden iſt. 

Durch diefe Unterſuchnungshandlung iſt aber die erfor 
derliche Unterſuchung fortgeführt, fowie die Verjährung un 
terbrochen worden, und nachdem der Angeklagte am 19. Ian, 
1852 vernommen wurde, am 13. Febr. 1852 der Verwei⸗ 
ſungsbeſchluß, dann am 1. März 1852 das Urthell des 
k. Kreis⸗ uud Stadtgerichts Waſſerburg ſelbſt erfolgte, ſo 
fallen dieſe Handlungen innerhalb die geſetzliche Verjährunger 
zeit, es ift fein diefe Zeit umfaſſender Stillſtand Per. Sache 
eingetreten, und es erſcheint das Geſetz richtig augewendet, 
weil nur eine ſchuldhafte Unthaͤtigkeit des en die am 
jaͤhrung un, lan." I ; 





+) Vergl. Bb. N ©: —* und 486, dann Bd. III ©. 16 md a 
fowie Bd. IV ©. 895 und 885 d. EB. 
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LH. 
ZT 
682. 

In den Monaten Zchrum und — 1052. hatte der 
ledige Baͤckergeſelle Nichgel Keilhofer von Traunſtein 
dem dortigen Bäder Georg Bafelberger in mehreren, 
theils an bieſen, theils an deſſen Nachbarn gerichteten Veie⸗ 
fen mit Ermordung und Abbrennung feines Hauſes in der 
Abſicht gedroht, um den Hafelberger zum Berkaufe feines 
Anwefens an Keithofer um einen billigen Preis zu zwingen: 

SHafelberger hatte auch, durch Die Drohungen in Schrei 
fen verfeßt, bereits Verhandlungen über den Verkauf feines 
Anweſens unter dem Werthe mit Ketihofer eingeleitet, Die 
fer aber feine Drohbriefe fortgefebt, um den — zu 
einem noch niedrigeren Preiſe zu beſtimmen. 

Das Kreis- und Stadtgericht Waſſerburg hatte ven 
Michael Keilhofer wegen fortgeſetzten Verbrechens des naͤch⸗ 
ſten Berfuches zum Verbrechen ber Erpreffung in eine Arbeits⸗ 
hausſtrafe von At/, Jahr, wovon jedoch ein: halbes Jahr 
als uwerſchuldeter Unterſuchungsarreſt abzurechnen ſei, ver 
urtheilt, und das Appellationsgericht von Oberbayern die 
hiegegen erhobene Berufung verworfen. 

- Der Berurtheilte hatte die Richtigkeitsbeſchwerde wegen 
unrichtiger Anwendung des Gefeges eingewendet, und aß 
Beſchwerdepunkte aufgeftellt, 

1) daß es einen Verſuch der Erpreffung nicht: gebe, - 

2) bier die Merkmale der Srpreffung —n =. 
vorlägen, 

3) jedenfalls ein Araflofer ober 
doch nur ein entfernten Verſuch gegeben fei, und 

S5 m ſchlimmſten Falle ein 9 monatkicher unvetſchuldet 
erlittener Unterſuchungsarreſt hätte abgerechnet werben ſollen. 

Der oberſte Gerichtshof vernichtete in feiner Sitzung 
vom 25. -Iuni 1853. das „angefoägene — aue fol- 
genden Gründen: 
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Bu TE Die allgemeinen. Grundſaͤtze des EHE, 
Thl. I Art. 37, wonach ein Verſuch vorhanden ift, wenn 
eine Perſon in der: Abſicht, ein Verbrechen zu begeben, 
außerliche Haudblungen vorgenommen bat, welche auf Voll⸗ 
bringung oder Vorbereitung desſelben getichtet find, finden 
unzweifelhaft auch bei der Erpreffung Anwendung, bei weis 
cher ſolche aͤußerliche Handlungen vorkommen koͤnnen; es 
geht dieſes insbeſondere aus der Beſtimmung des Art. 242 
Abſ. 2 dieſes Geſetzbuches, daß derjenige, welcher mit 
Mord oder Brand mündlich oder ſchriftlich ge— 
droht, und ſich dadurch einen Vortheil erpreft 
haft, einem Räuber glei zu Seftrafen if, danıı aus ber 
Erläuterung in den Anmerkungen Bd. I ©. 178 Si. A 
hervor, daß Dei jenen Verbrechen, deren Begriff einen ge 
wiſſen Erfolg in fich faßt, auf diefen Erfolg gefehen, und 
wo dieſer nicht eingetreten ift, die Handlung nur als Ver—⸗ 
fuch beftraft werden muß. 

Bu 2). Nah Urt. 242 Au 1. des StGB. iſt über 
Erpreſſung ‚verordnet: 

Abſ. 1) daß derjenige, weldyer durch die Furcht rünfti⸗ 
ger Mißhandlungen oder durch Bedrohung mit Verläum⸗ 
dungen, Klagen oder Denunziationen, mit Ablegung oder 
Nichtablegung eines Zeugniſſes, und mit andern dergleichen 
beaͤngſtigenden Zudringlichkeiten ſich einen rechtswidrigen 
Bortheil zu erpreſſen ſacht, nicht nur des verlangten Vor⸗ 
theils verluftig fein, fondern auch nad Größe erwiefener 
Bosheit, nah der Schwere der: Drohung und nah der 
Wichtigkeit des beabſichtigten Vortheils mit 1 bis 4 jährigem 
Arbeitshaufe beſtraft werden fol; — und 

Abſ. 2) daß ein folcher, wenn er mit Mord oder Brand 
mündlich oder fehriftlich gedroht, und fich dadurch einen Vor— 
heil‘ erpreßt Bat, einem Räuber gleich zu beſtrafen ift: 

- Das Appellationsgericht-hat nun thatſächlich feſtgeſtellt, 
daß der Angeklagte während der Monate Februar und April 
1852 in’ mehreren Briefen theild an Georg Haſelberger 
theils an. deſſen Nachbarn und andere Perſonen dem Georg 
Bofelberger mit Ermordung: und Abbrennen feiner Haͤuſer 
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gedroht habe, wenn ex nicht ſchleunigſt die Stabt: Traunſtein 


verlaffe; daß dieſes in der Abſicht geichehen fei, den Haſel⸗ 
berger in Schreden zu verfeben, damit er fein Anweſen um 
billigen Preis Iosichlage und damit der Angeklagte deſſen 
Bäderanweien bebufs feiner und der Berforgung feines 
Mädchens nebft zwei außerehelihen Kindern um billigen 
Preis erfaufen könne; daß derſelbe auch über ben Kauf be— 
reits mit Safelberger unterhandelt, und diefer durch die 
Drohungen in Schreden verfeßt, das. Anweſen unter dem 
Preis Iogfchlagen wollte, der Angefagte aber. mit feinen 
Drohbriefen fortgefahren Habe, um den Kafelberger zu. gie 
nem noch niedrigeren Preis zu beflimmen ; — und biefe 
Thatfachen erfchöpfen die angeführten gefeblihen Boraus« 
febungen zum Begriffe der Erprefjung mit Ausnahme jener, 
daft der Erfolg, die Erpreffung des Bortheils, nicht — 
ten iſt. 

Hat aber der Angeklagte demnach in be Abſicht, ſich 
einen Vortheil zu erpreſſen, die mit Mord und, Brand 
drohenden mehreren Briefe gefchrieben, fohin äußerliche Hand» 
lungen mit der Abficht, ein Verbrechen zu begehen, unternom⸗ 
men, welche zu dem beabfichtigten Vortheil im Verhaͤltniſſe 
eines Mittels zum Zwede ſtehen, ohne jedoch den beabfich- 
tigten Bortheil zu erlangen, fo find nad den angeführten 
Beſtimmungen des Art. 57, dann nad Art. 110 Thl. I deg 
SGB. alle Erfordernifie des fortgeſetzten zo zum 
Berbrechen der Erprefiung vorhanden. 

Hiebei ift es nah den Aumerkungen Bd. I ©. 17 
Ziff. 3 gleichgiltig, ob er das rechte Mittel wählte oder 
nicht, es hat nichts darauf anzulommen, ob Hafelberger das 
Anweſen neh an einen. Dritten hätte verfaufen können, 
und ob der Angellagte im Stande gewelen wäre, feldes 
wegen geringer Geldmittel zu erwerben, worüber ohnehin 
die thatfächliche Feſtſtellung nichts enthält, es ift —— 
ſeine rechtswidrige Abſicht entſcheidend. 

Zu 3). Handelt es ſich hienach nur um einen Verſuch 
der Erpreſſung, ſo hat es auch darauf nicht anzukommen, 
worin der Vortheil beſtanden hätte, deſſen der Verbrecher 
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bei Vollendung des Verbrechens verkuftig zu erflären gewe⸗ 
fen wäre, obwohl der Vortheil bei vollendeter That in ber 
Erlangung des Haſelberger'ſchen Bäderanweiens beſtanden 
hätte; es Tann deswegen von einem fraflofen Verſuche an 
fih, dann aber auch um deswillen Teine Rede fein, als ed 
hiezu an den Übrigen Borausfehungen ded Art. 58 Thl. I 
des StGB. gebricht, daß der Handelnde an der Vollbring⸗ 
ang nicht durch äußere Hinderniffe, dusch Unvermögenheit 
oder Zufall verhindert wurde, ſondern freiwillig aus Ges 
wiſſensregung, Mitleid oder Furcht vor der Strafe von dem 
Unternehmen abgeflanden ift, al& vielmehr dem Angellagten 
die Fortfebung der bedrohlichen Zudringlichkeiten entgegenfteht. 

Zu 4). Der Berfuch ſtellt fih aber auch im Hinblick 
auf Art. 60 und 61 Ihl. I des StGB. als nähfler Ver⸗ 
fu dar, weil nach der thatfächlichen Feſtſtellung der Anges 
Bagte durch die Abgabe der mehreren Briefe als ber Mittel 
zum Zwede, und dadurch, daß er mit Georg Safelberger 
bereits in’ linterhandlung getreten iſt, fehon in Derjenigen 
Handlung begriffen war, durch welche das Verbrechen fo- 
glei und unmittelbar in Wirkfamteit gebracht werden follte, 
und weil hiedurch die Haupthandlung felbft vollfommen bes 
endigt war, . der zum Begriffe der vollendeten Erpreflung 
erforderliche Erfolg aber nur aus zufälligen Umfländen ver- 
eitelt worden if; denn es hing die Vollendung der That 
aur noch von einer Handlung, dem wirklichen Kauſfabſchluſſe 
mit demjenigen ab, an weldhem die That verübt werden 
ſollte, und daß diefes unterblieb, Tag außerhalb der Abſicht 
des Angeklagten. 

gu 5). Ob endlid demfelben an der Strafe nur 6 
Monate und nicht vielmehr I Monate wegen unverfchuldet 
erlittenen Unterfuchungsarreftes abzurechnen feien, umfaßt 
eine Thatfrage, deren Prüfung dem oberften Gerichtähofe ale 
Kaffationahof entzogen if. 

Allein bei Prüfung der weiteren Frage, ob auch äbrk 
gens das Geſetz richtig angewendet wurde, hat fich gezeigt, 
daß der Art. 60 Ziff. M IH. 1 des StGB. verlebt worden 
iR, welcher beftimmt, daß bezüglich des nächſten Verſuches 
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bei zeitlich begrenzten Freiheitsſtrafen von Dem niedrig- 
Ben Grade der auf das vollendete Verbrechen 
geſetzten Strafe der vierte Theil nachgelaſſen und allen- 
falls bis zur Hälfte, jedoch nicht weiter herahgeieht wer» 
den foll. 

Nah Art. 242 Abi. 2 Thl. 1 des AGB. if aber bei 
dem vollendeten Verbrechen der Erpreflung der Thaͤter gleich 
einem Räuber zu beſtrafen, und es haͤtte im Hinblicke auf 
die Anmerkungen Bd. I ©. 175 die im Art. 236 für den 
Naub 1. Grades feßgeſetzte niedrigfie Strafe von 8 Jahren 
Zuchthaus zu Grunde gelegt und die Strafe des in Trage 
fiehenden Verbrechens des fortgefebten naͤchſten Verſuches 
zum Verbrechen der Erpreffuig zwifdhen 6 bis 4 Jahren 
Arbeitshaus ausgemeſſen werben follen. 

Das Appellatiousgericht bat jedoch angenommen, daß 
im konkreten Falle das ‚vollendete Verbrechen, welches gar 
nicht vorliegt, und weswegen die hierauf ſich beziehenden 
Schaͤrfungs⸗ und Milderungsgründe gar nicht in Verüd⸗ 
ſichtigung kommen konnten, mit 9 jähriger Zuchthausſtrafe 
zu belegen wäre, es hat demnach die Strafe des nächſten 
Verſuches zwiſchen 6?/, und 41/, Jahren Arbeitshaus ber 
meflen und den niedrigften Grad als Strafe zuerkannt. 

Diefe Annahme beruht aber auf einer unrichtigen An⸗ 
wendung des Srundfages über Ableitung Der Strafe des 
Verſuches von der Strafe der Vollendung und wenn die 
H. Infauz aus jenfligen Mildernngsgründen auf den nie 
drigſten Grad der Verſuchsſtrafe herabgehen zu fallen ‚glaubte, 
jo würde jelbe jedenfalls mit 4'/, ſtatt Ajährigem Arbeits⸗ 
hauſe nach Anleitung des. Geſetzes zn hoch ausgeſprochen 
fein, deswegen ift aud der Fall des Art. 232 Abſ. 1 Nr. 2 
und Abf. 3 des StPO. vom 10. November 1848 nidt ge- 
geben, weil es fich nicht mehr um die nämliche Strafe, ſo⸗ 
wie um Ausmeflung der Strafe innerhalb der geſetzlichen 
Grenze Handelt. 

Es müßte daher nach Art. 361 and 363 des erwähn- 
ten Geſezes das Urtheil des k. Appellationsgerichts vom 
6. Imi 1853 vernichtet, die Sache gemäß Art. 339 mit 
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Bezug auf Art. 323 und 325 besfelben Geſetzes zur noch⸗ 
maligen Berbandkung und Aburtheilung an. einen andern 
Senat desielben Gerichtshofes verwielen werden.” 


Ans den Sikungen der Kreis: und 
Stadtgerichte. , 


Aus den Sitzungen des k. Kreis- und Stadtgerichts 
- Münden. 


1. 


Barbara ©. verlor am 42. September 1852 einen 
Sommerfſhwal, welchen Iofepb.S. fand; diefer jah den 
Knecht Joachim Mezger mit feiner Geliebten gehen und 
fragte fie, ob fie nichts verloren; Mezger erwiderte „fa“ 
und nahm den Shwal, als ob er feiner Begkeiterin ‚gehöre. 
Später kam die Eigenthümerin, welcher Mezger auf ihr Be 
fragen antwortete, fie hätten Feinen Shwal gefunden, noch 
etwas davon gehört Es erhoben fih nun 2 ragen, über 
die rechtliche Qualiſikation dieſer Thatſachen und über den 
Werth. Barbara ©. gab den: Iehteren anf 11 Fl. un, die 
gerichtliche Schäbung dagegen auf 2 fl. 30 fr. Die Staats⸗ 
dehonde machte geltend, daß der Shwal tm ftädtifhen Leih⸗ 
Haufe um 5 fl. verfeßt werden war, daß hei Darlehen auf 
Bändern von biefen Anftalten der Werth zu Grunbe.ges 
legt wird, welcher bei einer allenfallfigen Verſteigerung als 
wahrſcheinlicher Erlds zu betrachten ift, und daher der frag⸗ 
liche Shwal jedenfalls einen Werth haben müſſe, welcher 
. Darlehen von 5 fl. und die vom Leihhauſe zu verrech⸗ 

nden Zinfen dede, weshalb die Vergehensfumme erreicht 
Pr obgleich die gerihttiche un unter ee geblie= 
— ſei. 

Was die rechtliche Netz des Reates betrifft fo duͤrfte 





252 Aus den Sczungen der Kreis⸗ und Gicbigerkhte. 


wohl ein Funddiebſtahl vorliegen, indem durch die fal- 
fe Borfpiegelung nun BRezger Äh an die Stelle des Fin⸗ 
ders ſetzte, dieſer ericheint nicht als befchädigt, die Gigen- 
thümerin aber if nicht dur Diefe falihe Borgabe, ſon⸗ 
dern erſt durch die Abläugnung des gefundenen Gegenftan- 
des damnifizirt._ Es erjcheint daher die obige tänjchende 
Handlung nur als Borbereitungsmittel des eigentlichen 
Reates. (Anmig. U p. 229 Rr.?. BER. A Xp 249.) 
Das fladtgerichtliche Urtheil nahm jedech ein Vergeben des 
Betruges an. (Erkenntniß vom 2. Juni 1853.) V. 


2. 


Georg Kometer war angeſchuldigt, das Vergehen 
des Jagdfrevels begangen zu haben; die Zeugen gaben 
an, derſelbe habe ſeine Jacke umgekehrt getragen, um ſich 
unfenntlich zu machen, und habe auf Auforderung, das Ge⸗ 
wehr wiederzulegen, gegen die ihn verfolgenden Perfonen, 
welche nicht eigentliche Jagdaufſeher waren, angeſchlagen, 
oßne daß jedoch der Hahn der Flinte geipannt geweſen fet 
Das Urtbeil nahm den Thatbeſtand des Art. 4 Nr. 2 it. d 
des Gef. vom 25. Inti 1850 nit an, und wohl mit 
echt; denn es if in dem Umkehren der Sade kaum ein 
eigentlihes „Bermummen“ oder „VBerBleiden” zu finden. 
Dagegen wurde Art. 5 Nr. 2 für anwendbar erklärt. 

Der Staatsanwalt hatte hervorgehoben, dag es bei der 
Frage, wenn eine Drofung auf Leib und Leben vorhauben 
fei, vor Allem auf die Wirkung gegen die bedrohte Perſon 
ankomme, und da der Bedrohte nicht willen könne, ob ein 
Gewehr geladen, ob der- Hahn gefpannt fei u. ſ. w., ein 
jedes Anfchlagen eine Drohung auf Leib und Leben bilde. 
Ueberdies fei bei der Leichtigkeit und Schnelligkeit, womit 
überzogen werden koͤnne, das Richtgefpanntfein des Hahnes 
terelevant. ( Erkenntniß vom 23. Juni.) 


3. 


Berger und Dickholz, in der Frohnveſte des E. Land⸗ 
werits An verhaftet, verabredeten ſich ie der Macht vom 
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2A. auf den 25. Dezember 1852, dem in der Fruühe vifiti- 
renden Gefangenwaͤrter ben Inhalt des. Nachtkübels in das 
Geſicht zu ſchütten und feine Ueberraſchung zur Bewerkſtelli⸗ 
gung ihrer Flucht zu benützen, welches Borhaben fie auch 
in der Art ausführten, daß Dickholz, nachdem der Gefangen« 
wärter dad Schloß geöffnet, die Thuͤre eilig aufriß und 
Berger in dem männlichen Augenblide durch eine Fräftige. 
Schwingung mit dem Nachtkübel deffen ganzen Inhalt dem 
Märter in das Geficht fchleuderte, worauf fie die Flucht er- 
griffen ; hieran konnte der Gefangenwärter fie um fo weni- 
ger hindern, ale er nit allein von der ungewöhnlichen Art 
diefes Entgegenfommene ſehr Überrafht, fondern aud 
des Gebrauches feiner Augen, weldhe mehrere 
tagelang mit Schmerzen hehaftet blieben, auf 
einige: Zeitdauer beraubt war. Obgleich die Der 
theidigung beftritt, dag Gewalt angewendet wurde, weil der 
Inhalt des; Kübels, aus tropfbarer Flüſſigkeit und ſonſtigen 
weichen Ingredienzien beſtehend, kein zur Gewaltanwendung 
geſchickkter Gegenſtand, Fein ſtumpf ſchneidender oder ſcharf 
ſchneidender, kein zerquetſchender oder zermalmender Körper 
ſei, fo wurden die beiden Beichuldigten gleichwohl gemäß 
rt. 315. bis 317 Thl. I des StGB. yeruriheilt, weil in 
ſolchem Befprigen mit einer äbenden Fluͤſſigkeit aller 
dings eine. Gewaltauwendung (DBergewaltigung, Dienfte 
unfähigmachung) liege. (Erf. v. 27. Juni 1853.) Gt, 


4. 


Joſeph Hofmann wurde wegen Verbrechens dev. 
Unterfhlagung, verübt dadurch, daß er ein Schreiben 
mit 500 fl., welches ibm vom k. Poftlaffier Sch. zur Be— 
forgung übergeben war, ſich rechtswidrig aneignete, zu. 
Alyz jähriger Arbeitshausftrafe verurtheilt. Es war bier 
fraglih, ob nicht das Verbrechen der Amtsuntreue oder 
wenigftend der erfchwerende Umftand des Art. 232 Thl. I 
098. StGB. (bez. Art. II Nr. 8 der Diebitahlenovelle) vor 
liege. H. war Skribent am E. Dberpofl= und Bahnamt gu 

Sitzungsberichte Bd. V Heft 2. 17 
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M., und als ſolcher allerdings verpflichtet, allein nidt 
in der Art, wie Poſtacceſſiſten, namentfih bei ber Ueber⸗ 
nahme von Geldpaqueten nit in feinen Dienftesobliegene 
heiten (cf. Bd. IV d. SB. p. 318). Anderjeits kann der Skri⸗ 
bent eines Bureaus Taumı unter das Hausgeſtude“ Des bes 
treffenden Amtes gezählt werden, und es wurde Deshalb auch 


ein erfähwerender Umftand nicht BRRIURRNER. (Erkenntuiß 


vom 30. Juni.) 


5 


Sophie Blaß hatte ihrer Wirthefrau einige -Klei- 
dungsſtücke und eine Männerhoje geſtohlen, weldye dieſelbe 
zum Waſchen im Hauje hatte. Obgleich der Natur des Ent⸗ 
wendeten gemäß die Diebin wien mußte, dag die Sachen 
verfhiedenen -Berfonen gehörten, wurde doch im Hinblick auf 
den im Art. 209 gebrauchten Ausdruck „Berechtigten" und 
deſſen Interpretation in den Anmerkungen nur ein Die 
flahl angenommen. (Erkenntniß vom 23. Juni.) 


6. 


Helena Enderlein war beſchuldigt, auf der Dult 
einen Regenſchirm entwendet zu haben; ein ſolcher fand 
fi in ihrem Haufe auch vor. Am Tage nach der Hausfuchung 
fam der Geliebte der Enderlein, Webers, an die Bude des 
Damnifitaten, machte der Ladnerin VBorwinfe, daß fie bes 
haupte, der Schirm fei geftohlen, während doch er denfelben 
bei ihr gekauft habe; ob fie fih denn deſſen nicht mehr 
erinnere. Auf PVerneinung fuchte er fodann durch Grob- 
beiten die Ladnerin einzuſchüchtern. In diefer- Handlung 
ſah der Staatsanwalt eine Behälfiichleit zur Untervrüdung 


des Beweismittel des begangenen Diebflahle, und das Ges 


richt verurtheilte den genannten Weber wegen Begünſtig⸗ 
ung zu achttägigem Gefängniffe (Erkenniniß v. 293. Iumi.) 

Zwiſchen dem Hauſe-des Franz Riedlechner und 
Joſeph Reiter zu Großheitzenning beſtand feit jeher ein 
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Durdgang. Riedlechner, bebauptend, derfelbe fei von ifm nur 
precario modo geflatiet, zog plößlih einen Zaun. Weiter 
ermahnte denfelben öfters, wenn er glaube, den Durchgang 
verbieten zu Tönnen, folle er beim k. Landgerichte Hagen ; 
das eigenmächtige Aufrichten des Zaunes dulde ex nicht, er 
werde ihn umfägen. Dieſes that Meiter denn aub am 
15. April I. I.; bei diefer Gelegenheit entftand ein Streit 
und Riedlechner ſchlug auf mehrere Perſonen, namentlich 
auch Meiter mit einer Holzazt und verlehte denjelben. 
Niedlechner, wegen Vergehens der erfhwerten Kör- 
yerverlegung angeſchuldigt, wollte fih im Valle des 
Art. 125 Thl. I des StGB. Hefunden haben; allein das 
Gericht nahm an, daß. derjelbe Fein Hecht beſeſſen habe, das 
von ihm eigenmächtig mit Umgehung richterlicher Hilfe an= 
gemaßte Verbot des Durchganges gewaltiam aufrecht zu er⸗ 
halten. ( Erkenntniß vom 6. Juli.) | 8. 
8. 

In der Sache des Joſeph Mayer, Ied. Floͤßer von 
Tölz, wegen Diebſtahls, hatte das k. Kreis» und Stadt« 
gericht Münden in feiner ‚geheimen Sitzung einen Raub 
(HI. Grades) für angezeigt gehalfen und deshalb die Sache an 
die Anklagekammer des Appellationsgerichtes verwieſen. ‚Hier 
jedoch wurde angenommen, „daß Feine hinreichenden Beweis⸗ 
mittel dafür gegeben find, daß Joſ. Mayer, um die Ent⸗ 
wendung (der 17 fl.) zu vollbringen, der Perfon des Ber 
ſchäädigten (Manhard, Gütler von Marſchall) Gewalt ange- 
than babe, indem die meiften Verdachtsgründe ebenfowohl auf 
eine einfache Entwendung (begangen in einem Wirthshaufe 
in Holzkirchen) ‚hinweifen, während über den Thatbeſtand 
des Raubes nichts weiter vorliegt, als die Ausfage des Be⸗ 
ſchaͤdigten, diefe aber zur Begründung. einer Ueberzeugung 
um jo weniger geeignet ericheint, al8 Manhard damals in 
einem ſehr hohen Grade von Betrunfenheit fih befand, fo 
daß er fih nicht einmal ſämmtlicher Umſtände zu erinnern 
vermag, Welche fich bezüglich feiner zur angegebenen Zeit 
ereigneten, — auch die Verlegung desſelben am Kopfe hin- 

17 * 
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ter dem rechten Ohre bei der großen Bekrunkenheit des : Bes 
fhädigten eine zufällige ihm nicht bewußt gewordene Ent« 
ftehungsurfache haben konnte." Deshalb verwies die. An« 
Hagefammer die Sache wegen Vergehens des Diebſtahls in 
die öffentliche Sitzung des Kreis- und Stadtgerichts und 
verordnete die Entlaffung des Mayer aus ber Haft. | 

Die öffentliche Verhandlung am ?. Kreis- und Stadt 
gerichte ergab aber neue Momente, welche die früheren Ver⸗ 
dachtsgründe auf Raub IN. Grades nod bedeutend verftärk« 
ten. Insbeſondere ftellte ſich durch die umſtändliche Ver⸗ 
nehmung des Beſchädigten heraus, daß er fh an das We⸗ 
jentlihe noch allerdings fehr wohl erinnerte, insbeſondere 
daß er vor dem Orte des Raubanfalls — einer Marterfänte 
außerhalb Holzkirchen — nod ‚fein Geld in der Taſche 
gefpürt, dann Taufen gehört, in.dem Momente, wo er fi 
deshalb umfihauen wollte, einen tüchtigen Schlag auf den Kopf 
erhalten habe und bewußtlos zufammengefunten jei; nachdem er 
fih feiner wieder bewußt geworden, habe er fein Geld (18 fl.) 
vermißt, fogleich auf den ihm ſchon im Wirtbshaufe wegen 
Herfehens auf feinen Geldbeutel verdächtig vorgefummenen 
Floͤßer (Mayer) den Verdacht geworfen, und endlich 
nach Hauſe gekommen alles dieſes ſofort ſeiner Frau geſagt 
babe. Diefe, als Zeugin zum erſten Male vernommen, be⸗ 
ſtätigte lezteres vollkommen und gab an, fo viel Habe ihrem 
Manne, als er heimgekommen, nicht a gefehlt (d. h. ex 
fet wenig mehr betrunken geweien). 

Der Staatsanwalt wies in fünes Vorträge daran 
Hin, daß hier ein Fall gegeben fei, bezüglich deffen in den 
Bl. f RA. XVO. Bd. ©. 305 fi. bei. ©. 324 eine 
neue dem Wortlaute des Art. 321 des SPS. von 1848 
widerftreitende Anfiht aufgeftellt fei, wornad der Senat, 
falls er annehmen jollte, daß ein Novum in der Sigung 
. nicht aufgetaucht fei, lediglich eine Inkompetenzerklaͤrung aus⸗ 
zuiprehen hätte. Allein es hätten fih bier erſtens eine 
Menge neuer Beweismomente für Raub HI. Grades ergeben, 
fo daß er nicht zweifle, daß der Senat auch nad der eben 
angeführten Ausführung an das Aypellationsgeriht nah 
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Art? 321 ait. zuruckzuverweiſen hätte. Allein ſelbſt wenn 
der Senat keine Nova für gegeben erachte, ſo müſſe derſelbe 
wach Amſicht der Staatsbehörde dennoch nach Art. 321 dieſe 
Bereifung ausfprechen, weil etwaige Infonvenienzen in der 
Anwendung (eine Unmöglichleit der Anwendung werde nir⸗ 
gende behauptet) an der beftimmten und Haren Vorſchrift 
des Art. 321 nichts zu ändern vermödten. Er erlaube fid 
bei Annahme der entgegengefebten Anficht auf den entftehen- 
den unleugbaren Mipftand aufmerkſam zu machen, daß der 
Staatsanwalt bei einer erfolgenden Infompetenzerflärung 
geziwungen wäre, gegen diefe Erklärung das Rechtsmittel Der 
„Berufung“ zu ergreifen, aljo ſich befchwerend an das 
Obergeriht zu wenden, obwohl er ſich durch Diefelbe durch⸗ 
aus nicht befchwers erachten könne, vielmehr im Gegentheile 
geradezu feinen Antrag zum Befchluß erhoben fehe. 

Der Senat fprad die Verweiſung an die Anklagekam⸗ 
mer aus und motivirte diefelbe zugleich auch dadurch, daß die 
Verdachtsgründe eines Raubes III. Grades durch die öffent- 
liche Verhandlung noch gefteigert worden feien; er ver= 
ordnete demnach fofort wieder die Verhaftung des Ange— 
fhuldigten. (Erf. v. 7. Yuli.) Dr. 8. 


g. 


In der Verhandlung gegen Maria Merf et Compl. 
dot, außer dem mannigfachen piychologifchen und fittlichen 
Intereffe, welches in diefem „Hexenprozeſſe“ erregt war, nach— 
ſtehender Punkt ein juriftifches Intereffe dar. M. wurde 
für ſchuldig erflärt eines Verbrechens des Gewohnheits- 
betruges, verübt durch fünf ausgezeichnete Betrügereien I. Gra= 
des. Der Staatsanwalt hatte dagegen die Anſicht aufges 
ſtellt: nachdem M. ſchon früher wegen Gewohnheits- 
betruges beftraft worden war, bilde fortan jeder neue Be= 
trug im Verbrechens- oder DVergehensgrade ſchon an fid 
das Verbrechen des ausgezeichneten Betruges II. Grades. 
Das Geſetz beſtimme den Thatbeſtand des Gewohnheits- 
betruges identifih ‚mit dem der gewerbsmäßigen Begünftig- 
ung, und hier fei durch das Allerh. Reſkript vom 1. April 
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1815 ausdruͤcklich entfchieden, dag A, wenn er den Dieb 
ſtahl des B, des C und des D begänftigt habe, ſchuldig ſei 
dreier konkurrirender Begünftigungen I. Grades. Dem 
nad) hatte er den Antrag geftellt, die M. für ſchuldig zu 
erflären fünf konkurrirender Verbrechen des Gewohnbeitt 
betruges. (Sitzung v. 14. Jũli.) B. 


Aus den Sitzungen Der Schwurgerichte. 


Pie zweite ordentliche Schwurgerichts ſihnug von Ober 
bayern i. J. 1853. 


(Mitgetheilt von Hrn. St.⸗G.⸗Protokolliſten Dr. E. Bezold.) 


Obwohl die erſte ordentliche Schwurgerichtsfitzung von 
Oberbayern fünf volle Wochen gedauert hatte, nahm den— 
noch auch die zweite wieder eine beinahe eben ſo große Zeit 
in Anſpruch, indem ſie vom 23. Mai bis 25. Juni um 
Mitternacht dauerte; — und dennoch wird dem Vernehmen 
nach in dieſem Jahre auch noch eine außerordentliche Sitzung 
ſtattfinden. Es wäre in der That nicht zu verwundern, 
wenn bie Gefhwornen von Oberbayern über diefe den übri- 
gen Kreijen gegenüber unverhältnigmäßig große Staatslaft 
fih befchwerten *). 

Bon den 30 Hauptgeſchwornen waren 22 erfdienen, 
jo dag fofort 2 Erfaßgefchworne eintreten mußten. — Eine 
Strafe wegen Ungehorfams eines Gefchworenen brauchte in 
der ganzen Sitzung nicht ausgefprodhen zu werben; 12 Ge- 
ſchworene aber mußten im Laufe derfelben wegen Gebrech⸗ 
lichfeit und Krankheit von ihrem Dienfte entbunden, werden, 


») Fre ber That iſt am Schluffe der 8. ordenil. Beh 
— von den Geſchwornen dem HE nach bie Bitte 
dung eines zweiten Schwurgerich —8 für Ober⸗ 
Bayern geſtellt worden. 
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ſo daß in den Ichten Sitzungen immer Gefahr war, bei Er- 
krankung eines. der noch vorhandenen 24 Geſchwornen zu 
den im Art. 145 des StPO. vom 10. Nov. 1848 vorge 
fehenen, aber in der Ausführung fchwierigen und nicht un« 
gefährlichen Mittels greifen zu müflen. — 

Eine eigenthümlihe Frage ergab ſich, als der Tebte 
Erſatzgeſchworene zur Ergänzung der Minimalzapl 24 bereits 
ats Hauptgeſchworner eingetreten war, ſpätet aber einer der 
ariprünglicen Hauptgeſchwornen, welder nur auf Zeit für 
ensfchuldigt erflärt wurde, wieder eintrat. Der Bräfident 
entichied. dabin, daß nunmehr jener Exſatzgeſchworne wieder 
als Erſatzgeſchworner eeicheine, daher jein Name vorläufig 
nicht in die Urne gelegt werde. Kin Einfpruch wurde hie 
gegen von Feiner Seite erhoben. Ä 

Aus den die Sitzung eröffnenden, einleitenden Worten 
des Präfidenten (vw. Hofftetten) mag die Bemerkung aus 
gehoben fein, daß mehr Verbrechen in den vier Jahren feit 
Geltung des neuen Verfahrens zur Verurtheilung gekommen 
And, als unter der Herrfchaft des 2, Iheild des SGB. 
von 1813 in 34 Jahren. 

Bon den 18 Fällen, welche angefeht waren, kamen zwei 
nicht zur Verhandlung; der eine wegen Erkrankung des Un- 
geklagten, der andere wegen Belanntwerden eined neuen 
Berbrechens des Angellngten. 

Don den verhandelten fechzehn Fällen hatten ſechs 
Diebftähle zum Gegenfande, drei Naubfälle III. Grades, ei⸗ 
ner Brandftiftung, vier Körperverleungen mit nachgefolg- 


tem ode, einer Raub IV. Grades und einer Mord. 


Dieſer Reihenfolge folgend wollen wir zuerſt die Dieb- 
ſtahlsfaͤlle zuſammenfaſſend berühren. 

| 1. 
.Der erſte Ball bot eine traurige Ueberrafhung. Gin 
Knabe von 14 und ein Burfhe von 18 Jahren erſchienen 
anf der Anklagebank. Es waren zwei Brüder, Namens 


Heckmaier, aus Ditershaufen, Zdg. Dachau, Der jüngere 
war e8, ‚welcher die Gelegenheit machte, bei feinem Dienß⸗ 
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bauern den Diebſtahl — uͤber Die Verbrechensfumme — mit 
Einbruch zu begehen. Beide geſtändig, wurden der eine zu 
Z3 jaͤhrigem Arbeitshauſe, der —— zu en! © 
faͤngniſſe verurtheilt. 


2. 


Der Fall: Dionys Huber, lediger Dienſtknecht, 32 
Jahre alt, von Bayerdieſſen, und Joſeph Hohenleitner, 
lediger Taglöhner, 49 Jahre alt, von Wies, beide aus dem 
Landgerichte Schongau, bot kein beſonderes Intenefle. Er⸗ 
ſterer, geſtaͤndig, wurde wegen dreier Verbrechen des aus— 
gezeichneten Diebſtahls zu Ytährigem Zuchthauſe, letzterer, 
leugnend, wegen eines dieſer Verbrechen zu u Ar⸗ 
beitshauſe verurtheilt. 


3. 


Eben fo wenig bot beſonders Intereſſantes der Fall: 
Johann Altinger, lediger Dienflfneht, 32 Jahre alt 
von Höhenberg, und Joſeph Berger, Ted. Vienſtknecht, 
31 Jahre alt, von Attenberg, beide aus dem Landgerichte 
Mühldorf, wegen Diebftahls und Betrugs. Obwohl fie 
feugneten, wurden fie Doch beide, und zwar wegen eines aus⸗ 
gezeichneten Diebflahlöverbrechens und erflerer noch wegen 
eines Vergehens des Betruges zu fehsjährigem Arbeits 
baufe, Tebterer noch wegen eines weiteren ausgezeichneten 
Diedftahlsverbrehens zu neunjährigem Zuchthaus verurtheikt. 


4. 


+ Bemerlenswerther durch die Beweisführung war der 
zwei Sigungstage ausfüllende Fall: Natmund Schufer, 
led. Hütersjohn, 32 Jahre alt, von Höhenwang, Klara 
Schießl, led. Taglöhnerstochter, 42 Jahre alt, von Schwife 
ting, und Kreszenz Krehle, verheirathete Zieglerschefrau, 
31 Jahre alt, von Epfenhaufen, alle aus dem LTandgerichte 
Brad, wegen Verbrechens des ausgezeichneten Diebſtahls, 
fhon der Summe nad Berbrechen, verübt im Komplotte a 
Schöngeifing, Landgerichts Brud. a 
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ESaͤmmtliche Drei Augeklagte; von denen die Inge 
genannte einen guten Leumund hatte und in Gemeinſchaft 
mit ihrem Manne einen Ziegelſtadel beſitzt, leugneten hart⸗ 
nädig jede Betheiligung an der That; nichtodeſtoweniger 
ſprachen die. Geſchwornen das Schuldig bezüglich aller als 
Miturheber im Komplott aus. Der Präſident hatte. nur 
hierauf je eine Frage geftellt. Der Bertheidiger der Sthiegt, 
AHccefift Bach, hatte zwar eine Unterfrage auf Hülfeleiftung 
J. Grades für die Schiegl beantragt, ward aber durch Be- 


ſchluß des Gerichtshofes abgewiefen. Der BVertheidiger der 


Kieble. endlich begann gegen die Brngeftellung eine Aus⸗ 
führung darüber, warum er für feine SKlientin keinerlei Un— 
terfrage, "jondern PFreifprehung beantrage.. Der Präfident 


bedeutete ihm jedoch, daß in diefem Stadium des Verfah⸗ 


rend: nur Erinnerungen und Anträge gegen die 
Frageſtellung am Platze feien, ein Nachtrag zum Plaidoyer 
aber ‚nicht geftattet werden koönne. 

Die Beweiſe, welche erbracht wurden, beftanden haupt⸗ 
fächlich in Folgendem: Schuſter's Leumund war ein ſehr ge 
trübter; er wurde im Befitze geſtohlener Effekten getroffen 


und geſtand zu, am kritiſchen Tage mit der Schießl in ber 


Mühe der That geweſen zu fein. Letzteres wurde aud vor 
der Schießl, der Geliebten des Schuſter, zugegeben. Am 
ſchwächſten war der Beweis gegen die Krehle. Koufkatirt 


war nur, daß noch ein: zweites Weibsbild mit Schufter in 
dee Nähe. des Drtes der That geweſen fei und. die Krehle 


ſelbſt gab zu, in der Fritifchen Zeit mit Schufter und. Schiepl 
bis in .eine gewiſſe Entfernung vom fraglichen Orte gegan- 
gen. zu fein. . Berner fprach gegen fie der Beſitz geftohlener 
Effekten, von. denen fie einige an. zwei, der Zeugen unter 


‘ dem Vorgeben verkauft Hatte, diefe Sachen von einem 
Weibsbilde in Berfab befommen zu Haben, erft fpäter habe 
fie — fo deponirte die eine Zeugin —, ihr gefagt, daß 


die Sachen geftohlen feien, fie folle aber nichts jagen, fonft 
würde fie, Krehle, ihr alles aus dem Gefichte läugnen; 
darüber fei Zeugin fo erfchroden, dag fie es gebeichtet habe. 
Den Erwerb der Saden von einer jetzt verfkorbenen ver⸗ 
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rufenen Perſon machte die Angeſchuldete mur durch einen 
Entlaſtungszeugen wahrſcheinlich, während die Ehefrau dieſes 
Zeugen, welche gleichſalls als Entlaſtungszeugin vorgeſchla— 
gen war, ihre früheren — der Krehle günſtigen — Auo— 
jagen ſämmtlich zurücknahm. — Schuſter wurde zu achtjäh⸗ 
rigem, Schießl zu fünffaͤhrigem, — zu — 
——— a 


5. 


Als ein verwegener Gewohnheitsverbrecher erſchien der 
Angeklagte der fünften Verbandhuing: Andr. Steinhö⸗ 
ger, lediger Dienflfnecht, 31 Jahre alt, von Hafering, Land» 
gerichts Paſſau, wegen mehrerer Diebftähle und Sörperuer- 
lebung. Nach Endigung feiner Militärdienfizeit, während 
welcher ein Verfahren wegen Diebftahlöverbrechens mangeln⸗ 
den Beweiſes halber eingeftelt worden war, wurbe er in 
feiner Heimath unter Bolizetauficht geftellt, entzog fich je- 
doch derjelben und ging in's Defterreichiihe. Nachbem er 
am 10, Auguft 1849 das Verbrechen der yprämebitixten 
Körperverleßung I. Grades: an einer Nebenmagd begangen 
und deshalb die Flucht ergriffen hatte, verübte er, indem er 
feit 2, Februar 1850 in Salzburg unter falfhen Vorſpie⸗ 
gelungen fich eingemiethet- hatte, ein Diebſtahlsverbrechen und 
zwei Diebftahlsvergehen,, und wurde am 19. Dez.. 1850 zu 
Salzburg arretirt. Am 6. Januar 1851 Grad er aber aus 
der dortigen Frohnveſte durch den Kamin auf höchſt kuüͤhne 
Weiſe aus, was ſeit 21 Iahren keinem Gefangenen gelun- 
gen war, verübte in der daranffolgenden Nacht ein Dieb- 
ſtahlsverbrechen, wurde fpäter in Bayern anf Grund des 
Steckbriefes arretirt, entiprang auf dem Transporte, beging 
am 11. Januar 1852 no ein Diebſtahlsverbrechen und 
wurde endlih am 13. desfelden Monats in München in 
Haft gebracht. 
Wegen fämmtliher Reate, wovon er nm die Körper 
verlegung gefteht, ſchuldig befunden, wird er zu *1 läprigem 
Zuchthaus verurtheilt. 
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: . : 6. Au 

Der größte, eine. volle Woche in Anſpruch nehmende 
Hal war: Georg Hintersberger, lediger Dienſtknecht, 
32 Jahre alt, von Neumarkt bei Mühldorf, und 12 Kom 
plizen wegen mehrerer Diebflähfe und wegen Widerfekung. 
Die Berweifung Hatte auf 14 Komplizen gelautet, eine 
Angefchuldigte konnte jedoch wegen Krankheit nit in bie 
biefige Frohnveſte überliefert werden, fo daß ihr dafelbſt 
auch nicht das Verweifungserfenntniß zugeftellt werben konnte. 
Sm Einverfländniffe mit der Staatsbehörde (Oberſtaato⸗ 
anwalt Dr. Barth) erflärfe der Präfident gleih am A 
fange der Sigung, daß diefe Angeflagte unter den ange 
führten Umftänden nicht als verwiefen erfcheine, die Verhand⸗ 
lung auf fie ſich deshalb auch nicht erſtrecken werde*). 

Diefe koloſſale Komplizität löst fih in eine Haupt 
gruppe und im drei Eleinere mit diefer in mehr oder weni- 
ger Iofem Zufammenhange flehende Nebengruppen auf. 

Die Hauptgruppe, aus ſechs, nah dem Verweiſungs⸗ 
erfenntniffe aus fleben Angeklagten beftehend, an ihrer 
Spite Hintersberger und Andreas Leitner, Tebterer 
Tediger Dienſtknecht, A3 Jahre alt, aus Altmähldorf, hatte 
ihren Sig theils bei der der Begünſtigung angeflagten Fa— 
milie Lechner im fog: Bifchinghäuschen, theils bei bem 
Thomas Aigner, Befißer der Einöde zum SKuttenreiter 
bei Mühldorf und von hier aus verübten fie, Hintersber- 
ger und Leitner, feit Anfang bes Jahres 1850 eine lange 
Reihe von Diebflählen, zum Theile mit einander, zum Theile 





°) Hätten ihre in ber Vorunterfuchung gegebenen Erklärungen 
als Anfhuldigungs = oder Entfehuldigungsmomente bezüglich 
der übrigen Komplizen benüßt werden wollen, fo hätte von 
ber Staatsbehötbe refp. von der Vertheidigung der Antrag 
neftellt werben müflen, ihren Namen auf die Zeugenlifte zu 
feßen, um dann in der Sipung ihre Ansfagen (als ein un⸗ 
beſchworenes Zengniß) nach Art. 166 verlefen laffen zu föns 
‘nen. Ebendeshalb dürfte in einem folchen Falle eine foͤrm⸗ 
liche Notifikatlon an die Staxtebehörbe und die Angeklagten 
barüber zwedmäßig fein, daß jene Zuſtellung des Ver⸗ 
weiſungserkenntniſſes nicht erfolgt jet. 
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mit Dritten, nämlih Leitner einen mit ſeiner Geliebten 
Katharina Schneider; Sinteröberger einen mit dem 
Dienſtknechte Johann Baptift Gerfil und zwei :atı 
deren Dienfiinehten, Anton Schilder von Treudt- 
fingen und? Johann Schmid aus dem Landgerichte 
Vilsbiburg. Gerſtl war bald darauf arretirt, brach aber 
mit einem andern Unterfuchungss=Gefangenen, Valentin 
Schmid von Altmannflein, Landgerihts Riedenburg, gus 
der Frohnveſte zu Vilsbiburg und beide verübten fodann, 
geführt von Hintersberger, mit diefem einen Diebftahl, Jetzt 
endlih (3. April 1851) wurde Sintersberger, feit lange 
nebft Gerſtl ftedbrieflich verfolgt, arretirt; Gerftl aber, wel 
cher in der Iebten Zeit bis an die Zähne bewaffnet: war, 
wurde bei eben diefer Gelegenheit von dem Gensdarmen, 
gerade als. er im Begriff war, diefen zu erſchießen, durch 
eine Kugel getödtet *). SHintersberger, bei welchem glei 
falls zwei geladene Piftolen gefunden wurden, hatte bereits 
einige Monate vorher, als ein Gensdarm das Fiſchinghäus— 
shen, ohne daß er fein Gewehr bei. fich hatte, durchſuchte, 
fih dadurch der Verhaftung entzogen, daß er eine Flinte 
auf den Gensdarm anfchlug und fi fo in den Wald ent- 
fernte (Vergehen der Widerfekung). Anton Schilder, wes 
‚gen des oben erwähnten Diebftahls eingezogen, brach nun 
aber fpäter aus der Brohnvefte zu Mühldorf ebenfalls aus, 
und zwar im Vereine mit dem Maurer Thomas Michel 
son Traunftein, und verübte mit: diefem neuerlih einen 
Diebſtahl. Diefer Thomas Michel aber war felbf wegen 
eines zwei Jahre zuvor verübten und jebt bereits zur Ab- 
urtheilung reifen, bei Traunftein im Bereine mit feinem 


- #) 68 war hier die Frage, ob die Verhöre dieſes verlebten 
Geritl in der Berhandlung verlefen werden dürfen. Die 
Stantsbehörde löste diefen Zweifel jedenfalld auf die vor« 

‘ ſichtigſte Weife, indem fie ihn auf die Zeugenlifte jeßte. Der 
Präſident verlas hierauf nah Art. 166 die Ausfagen, nach— 
dem er die Geſchwornen auf bie un.beeidigte Vernehmung 
diejed „Zeugen“ aufmerkſam gemacht hatte, „welder, wenn 
er nicht getödtet worden wäre, anf der Anklagebank fißen 
würde,” 
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natürlichen Bruder Joſeph Hartl, Taglöhner von Traun⸗ 
ſtein, dem Schneidergeſellen Georg Pfeffinger vom 
Landgerichte Prien und — der Anklage zufolge — mit = 
ner Frau Theres Michel ausgeführten Diebftahls, - 

der fo eben. bezeichnete Hartl gleichzeitig noch . * 
weiteren Diebſtahls in Unterſuchung. 

Sp erflärt es ſich, wie nicht weniger als 14, refp.. 13 
Perfonen aus fehr verichtedenen Gegenden und zum Theile 
nur durch einen, nach gemeinfamem Ausbruch ans Frohn⸗ 
veftert verüßten Diebflahle in Konnerion gebracht, wegen. im 
Ganzen nicht weniger als 17. Reate auf der Anflagebanf 
faßen und eine Eoloffale Verhandlung gepflogen werben 
müßte, bei welcher fih das Bemeismateriat jo maffenweis 
aufhäufte, die Ueberführungsgegenſtände insbefondere einen 
ſolchen Tändelmarkt ausmachten, daß es im der That kein 
Wunder geweien wäre, wenn das Berdift der — unmenihli 
angefrengten — Geſchwornen Spuren von Verwirrung an 
fi) getragen hätte; dag dies nicht der Ball war, zeigt von 
ihrer vollen‘ Befählgung.. Allerdingd war bdiefer Val ber 
legte der Seffion und es faßen mehrere bereits wiederholt 
erwählte Obmänner (Rechtsratb Hemmer, Großhändler 
Göttner, Beide von hier und Graf Geldern von Zang« 
berg). Auch der Präfident hatte bereits vorher einen weient« 
lichen Beitrag zur Meberfihtlihmahung der Verhandlung 
durch eine allfeitig. vertheilte autographirte Zufammenftellung 
geliefert, in welcher in 17 Rubriken neben einander die 17 
Reate mit Angabe des Datums aufgeführt und innerhalh 
biefer Rubriken in 14 unter einander aufgeführten Abthei- 
lungen mit Bprausftellung. der Namen’ der Ungeflagten, ber 
Grad ihrer Theilnahme („Begünftigung“ u. dgl.) kurz be 
zeichnet war. Werner fuchte der Pröfldent dadurch nachzu⸗ 
helfen, daß er die Beweisführung über die einzelnen Reate 
moͤglichſt fcharf trennte, zu dieſem Behufe daher gewiſſe für 
mehrere Reate ausfagende Zeugen wiederholt ab und wies 
der eintieten ließ. Auch dadurch hatte der Präfident eine 
Vereinfachung erreicht, daß er nur 6 Vertheidiger aufitellte, 
was bei jener loſen Komplizität allerdings anging, indem 
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unter .diefer Vorausſetzung eine. gemeinfame. Vertheidigung 
ehne Kollifionsgefahr allerdings möglih war. Wefentlich 
trug. endlich freilich vor allem zur Bildung einer Klaren 
Reberzeugung die Klarheit und Schärfe bei, mit welcher der 
Oberſtaatsanwalt in wahrhaft flaunenerregender Art die 
Deweismomente in jechsftündiger freier Rede zufammen- 
faßte *). W 
. . Ueber das materielle Ergebniß der Verhandlung wollen 
wir uns möglichſt kurz faſſen. Sämmtlihe Angeklagte be— 
folgten im Ganzen das Leugnungsſyſtem. Hintersberger 
jedoch, vielleicht in der Hoffnung, ein Nichtſchuldig wegen 
einiger Verbrechens reate zu erzielen, geſtand ſämmtliche 
Vergehen umſtändlich zu. Im übrigen führte er ſein Sy— 
ſtem mit Klugheit und ohne ſich in zu viele Widerſprüche 
zu verwickeln, durch.“ Wenn er aber vom Praͤſidenten quf 
einem Widerſpruche ertappt und vom Publikum mit Lachen 
gelohnt war, zeigte er bitteren Unwillen auf feinem Geſichte, 
während er den Strafantrag des Oberflaatsanwaltes, worin 
das Mipliche in der Geſetzgebung ziemlich deutlich durch⸗ 
blickte, daß über 20 jähriges Zuchthaus nicht hinaufgegangen 
werden dürfe, mit Lachen, fein Urtheil aber lächelnd und mit 
vielfagenden Nebenbliden auf feine nichtebenbürtigen Anklage- 
gefähreen anhörte. — 

Valentin Schmid läugnete anfangs ebenfalls den von 
ihm mit Gerſtl fogleih nah Auobruch aus der Frohnveſte 





*) Die Gefahr der Verwirrung liegt aber in ſolchen monftrö- 
jen Berhandlungen immerhin, und nicht nur deshalb, fondern 
auh um nicht den Betheiligten, Präfiventen wie Staats: 

anwalte, Nichtern, Geſchwornen, und befonders auch bem 
Protokollführer eine erdrückende Laſt ohne Noth aufzubürden, 
dürfte es als ein Problem der Geſetzgebung erſcheinen, ſolche 
Verhandlungen dadurch ſeltener zu machen, daß nur enge 
und in der Sade, nicht in Zufälligkeiten wurzelnde Kon- 
neritäten ald der die gemeinfame Verhandlung allein noth- 
wendig machende Grund anfgeftellt werde. Die Berthei- 
lung der ganzen Berhandlung einſchlüſſig, wie fie ber 
neueſte Strafprozeßentwurf Art. 490 vorfchlägt, wird fehr 
erleichtern, aber den Uebelftand einer durch Größe erbrüden- 
den Berhandlung nicht befeitigen. 
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verübten Kleiderdiebſtahl, wobei auch Hintersberger als Mit⸗ 
urheber erſchien. Im Laufe der ———— jedoch legte 
er ein umſtündliches Geſtändniß ab. 

Thomas Michel endlich und Georg sBfeffinger geſtanden 
akichn Des letzteren Ausſagen ließen die Betheiligung 
der Thereſe Michel als eine fehr geringe,. unter das Straf 
geſeß nicht mehr fallende erfcheinen, und der — mit feiner 
Frau — im linfrieben lebende Thomas Michel ſelbſt modi- 
fizirte in etwas feine die Frau mehr gravirenden Ausſagen, 
fo daß der Oberſtaatsanwalt ſelbſt die Auflage gegen. Ihe- 
res Michel ziemlich deutlich mun als nicht mehr begründet 
hinftellte, und das. Verdikt bezüglich ihrer — und ficher mit 
Recht — auch wirklich auf Nichtſchuldig lautete *). 

Die Hauptzeugin war eine gewiffe Anna Giglber⸗- 
ger, von Adelſtein, Landgerichts Neumarkt, 19 Jahre alt, 
die. Geliebte des Hintersberger, welche in der usrigen Schwur⸗ 
gerichtsfitzung wegen Diebftahls. gefländig. war und zu 
51/3 jähriger -Urbeitshausftrafe verurtheilt worden, daher 
nad Art. 46 Ziff. 1 unbeeidigt zu vernehmen war. Trotz⸗ 
dem erfhienen ihre — duferft detailirten — Ausfagen voll- 
kändig glaubwürdig und obwohl bei einer Menge von Rea⸗ 
ten gegen die Perfonen der Hauptgruppe ihre. Ausſage bei⸗ 
nahe das ausſchließliche Beweismittel war, erfolgte —— 
das Schuldig der Geſchwornen. 

Zu beſonderer Erörterung gab —— eine frrafrechtliche 
drage Anlaß. Ein Diebſtahl war dadurch begangen, daß 
anf eine „Laube“ (Gallerie an einem Bauernhauſe) geſtie⸗ 
gen, von hier aus das Fenſter einer Kammer erbrochen und 
Bettſtücke aus der Kammer — vielleicht nur herausgezogen 
wurden. Der Oberſtaatsanwalt nahm zwei Auszeichnungen 
an, weil die Laube ein Theil des Hauſes fei, ſomit wer auf 
die — ſei, bereits in's Haus — ſei, 


Der Anblick der leldenden Frauensperſonen und ber 5 vom 
Skorbut aufgeriebenen Angeklagten machte das Dringliche 
einer Verbefierung der Yinterfuchungsgefängnifie wieber vecht 
anſchaulich. 
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bie. Erbrechung des Fenſters aber dann allein ſchon eine 
Auszeihrung ‚bilde, da das Fenſter den ‚Thüren und Bes 
hältniſſen“ im. Haufe (oder geſchloſſenem Sofraume) gleiche 
fiche. Der Vertheidiger (er. Bonn) trat diefer Anficht 
entſchieden und wohl motivirt entgegen, und \erwirkte vom 
Präfidenten noch eine Mittelfrage auf einfache Ausgeichriung. 
Die Geſchwornen verneinten aber fowohl bie Frage auf dop⸗ 
peite, als auf einfache Auszeichnung und — nur die 
auf das einfache Diebſtahlsverbrechen. 

Schlüßlich Einiges über das Urtheil. Schon bei — 
Strafantrage fühlte ſich, wie bereits erwähnt, das Mißliche 
heraus, daß Sintersberger nur zu 20 jährigem geſchaͤrften 
Zuchthaufe verurtheilt werden konnte, obwohl er wegen -& 
doppelt ausgezeichneter, erſchwerter Diebfkähle, wegen 5 aus⸗ 
gezeichneter erfchwerter, und wegen einiger Vergehen ſchuldig be= 
funden war, und überdies den ſchlechteſten Leumund hatte, in⸗ 
dem insbeſondere eine ganze Maſſe von Unterſuchungen we⸗ 
gen Diebſtahl und Raubes vor dem Jahte 1848 mir we⸗ 
gen mangelnden Beweiſes eingeſtellt wurden, und er wieder⸗ 
holt im Zwangsarbeitshauſe verwahrt war. Nichtsdeſto⸗ 
weniger Hatte der Staatsanwalt. auch für Leitner wegen 3 
ansgezeichnet erfchwerter Diebftähle und eines Doppelt er» 
ſchwerten Diebftahlgverbrechens 20 jähriges (nicht geſchaͤrftea) 
Zuchthaus beantragt, an welchem 11/, Jahr als erſtanden 
anzunehmen jet. (Die Unterſuchung war nämlich beſonders 
durch die Ausbrüche Einzelner: aus der Frohnvefle und die 
alsdann neu begangenen Verbrechen ohne Verſchulden der. 
Uebrigen fehr in die Känge gezogen.) Der Gerichtshof je- 
doch verurtheilte Hintersberger zu 20 jährigem gefchärftem, 
Andreas Reitner zu :12jährigem Zuchthauſe, an welch’ letz⸗ 
terer Strafe 17/, Jahr als erftanden abzurechnen jeien. 
Die Strafen der Uebrigen wurden fodann gleichfalls in Dies 
fem. Verhältniffe ausgemeifen. 

Keiner der VBerurtheilten hat Kaflation eingewendet. 

Gortſebung folgt.) 
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Kaſſation wegen unrichtiger Anwendung des Art. XIL der VO. vom. 
25. März 1818. — Entwendungen zwifchen‘ den in —— 
Familiengemeinſchaft lebenden Verwandten. 


Von dem k. Appellationsgerichte von Schwaben und 
Neuburg war die geſchiedene Zinngießersfrau Salome 
Beuerlen von Nördlingen nebft 4 anderen Perfonen we— 
gen Verbrechens des ausgezeichneten Diebflahls von’ mehr 
als 400 fl. — verübt an dem Privatier Mihael Geif da: 
ſelbſt, unter dem erfchwerenden Umftande des Komplotts, 
und bezüglid der Saloıne Beuerlen unter dem weiteren be— 
jchwerenden Umftande des Dienftbotenverhältnilfes, vor das 
Schwurgericht verwiefen, und die Anklage und Verweiſung 
gegen letztere auf zwei Verbrechen des ausgezeichneten Ber 
truges durch Fälſchung einer Brivaturfunde und durch Mein⸗ 
eid ausgedehnt worden. 

Die Geſchwornen hatten Salome Beuerlen und die 
übrigen 4 Beſchuldigten des fraglichen Diebſtahls und er— 
ſtere noch weiters der angeführten beiden Verbrechen des 
ausgezeichneten Betrugs für ſchuldig erklärt; der Schwurge— 
tihtshof Hatte jedoch durch Erfenntnig vom 1. Juni 1853 
die Jämmtlichen Angeflagten bezüglich des Diebftahle von 
der Strafe‘ freigefprohen und lediglich Salome Beuerlen 
wegen der ihr weiters zur Laſt liegenden beiden Verbrechen 
des ausgezeichneten Betrugs zu Sjährigem Arbeitshaufe ver- 
urtheilt, indem der Gerichtshof von der Anfiht ausging, 
daß bei der vom Beichädigten, Michael Geiß, in der öffent- 
lihen Sitzung wiederholten Erklärung, daß er gegen die 

Sipungsbericdhte Bd. V. Heft 3 18 
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mit ibm verfhwägerte Salome Beuerlen feine Unter» 
fuhung und Strafe verlange, der Art. XII der Verordnung 
v. 25. März 1816 nicht nur auf dieſe Angeklagte Anwen- 
dung finde, fondern au ihren Mitfhuldigen zu Statten 
komme. 

Wider dieſes Urtheil hatten nicht nur der Staatsau⸗ 
wait wegen unrichtiger Anwendung des Art. KU der elle 
girten Verordnung, ſoudern auch Salome Veuerlen die Nicy- 
tigfeitSbejchwerde eingelegt, und zwar letztere, weil fie nicht 
auch in Anfehung des Verbrechens des ausgezeichneten Be⸗ 
trugs durch Bälfchung einer Privaturfunde auf den Grund 
der in Mitte liegenden Verjährung und in Anſehung des 
Verbrechens des Meineides auf den Grund des hieher gleich⸗ 
fall8 anwendbaren Art. XII der angeführten Verordnung 
von der Strafe freigeiprochen worden war. 

Der oberjte Gerichtshof vernichtete in feiner Sitzung 
vom 2. Juli 1853 das angefochtene Erkenntnig und ver- 
wies die Eache unter Aufrchthaltung des Wahriprudes zur 
nochmaligen Aburtheilung an das nächſte Schwurgericht. 

Die Gründe diejes Erfenutniffes lauten dahin: 

I. „Die Beihwerde der k. Staatsanwalt- 
jchaft, welche vermöge ihrer auf den ganzen Inhalt des 
angefochtenen Erfenntniifes fich erftzedenden Wirkung eine vor- 
gängige Würdigung erheifchte, war für begründet zu erachten. 

Indem der Art. XII der bereits oben erwähnten Ver— 
ordnung vorjchreibt, daß unter anderen auch jene Entwen— 
dungen, welde zwiſchen den in derjelben&amilien- 
gemeinihaft lebenden Verwandten begangen wer- 
den, nur auf ausdrüdliches Berlaugen des Beichädigten oder 
desjenigen , Dem ſie in der Familie untergeben jind, unter= 
ſucht und beftraft werden follen, hat er die Anwendbarkeit 
diefer DVorjchrift von zwei Vorausſetzungen abhängig ge= 
macht, nämlich einmal davon, daß die betreffenden Perfonen 
Verwandte des Beichädigten find, dann aber auch noch 
weiter davon, daß fie mit diefem in der nämlihen Fa— 
miliengemeinichaft leben. 

Beide Erforderniffe find hiezu ſowohl nad dem Geilte 
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als auch ſchon nach dem Wortlaute dieſer gefehlichen Be— 
ſtimmung in ber Art unerläplich, daß der Mangel des einen 
ober anderen für ſich allein ſchon hinreiht, Die Anwendbar⸗ 
Teit Ber gedachten Vorfchrift auszuichliegen. 

Bon diefem Standpunkte ausgegangen, kann es nun 
in dem vorliegenden Kalte füglich dahin geſtellt bleiben, ob 
Salome Beuerlen — als mit dem beſchaͤdigten Privatier 
Geiß durch deſſen bexeits verſtorbene Ehefrau lediglich ver⸗ 
ſchwäägert — unter deſſen Berwandte im Sinne jener 
geſetzlichen Vorſchrift wirklich zu zählen ſei, weil es jeden⸗ 
falls an der zweiten Vorbedingung gebricht, daß ſie mit dem⸗ 
felben in Familjengemeinſchaft gelebt habe, auf welche 
der Art: XII vermöge der veränderten Stellung, die bierin 
dem oben ausgehobenen Satze im Segenhalte zu dem dur 
ihn außer Wirkfamleit gejebten Art. 228 IH. I des GW, 
angewisjen wurde, das Kauptgewicht legt, und mit welcher 
Die bloſe Häusliche Gemeinſchaft nicht auf gleiche Stufe 
geſtellt werden Tann. 

Durh die von Seite der Geſchwornen erfolgte Be— 
jahung der Brage I, welche umter anderen auch Den die 
Strafbarkeit des Diebftahls erhöhenden und daher feine - Auf- 
nahme . in, Die Trage nothwendig erheiſchenden Thatumſftand 
enthält, daß Salome Benerien zu dem Diebſtahle an Mi- 
chael Geiß als gebröbete Dienerin und Hausge— 
noffin deſſelben mitgewirkt habe, war nämtich bereits 
in unumftößlicher Weiſe thatſächlich feftgeftelt, daß Die ge 
nannte Angeklagte zu dem Beickädigten in einem Dienflr 
verhältniſſe geflanden babe, und es lag daher unter 
dieſen Umſtänden wicht mehr. in der Befugniß Des Schwur⸗ 
gerichts hofts, den dieſes Dienftwerhäftnig begründenden. That⸗ 
ſachen eine. andere — mit dieſer Feſtſtellung der Geſchwor⸗ 
nen überdies nicht zu vereinbarende — Deutung zu geben; 
denn wenn ed auch demſelben zukommt, einen Irrthum im 
Der rechtlichen Onalifiistion der Sanblung dem Wahr 
ſpruche gegenüber zu berichtigen, oder einen durch Denjehben 
für ſchuldig erklärten Angellagtem freizuiprechen, wenn die 
That duch kein Strafgeieb verboten ik, und in Dem alle, 

15 * 
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wenn die ſtrafrechtliche Verfolgung von der Erklärung des 
mit dem Angeklagten in einem beſonderen perſönlichen fBer- 
haͤltniſſe ſtehenden Beſchaͤdigten abhängt, die hierauf bezüg⸗ 
lichen Thatſachen feſtzuſtellen, fo kann dennoch dieſes Ich 
tere dann nicht eintreten, wenn die durch den Wahrſpruch 
bereits feſtgeſtellten und der weiteren Prüfung des Schwur⸗ 
gerichtshofes enträdten Thatſachen die Annahme eines fol 
den Berbältniiies geradezu ausſchließen, oder diefe nur 
durch andere, mit jenen Thatſachen im Widerſpruche ſtehende 
Momente begründet werden könnte. 

Wenn daher der Schwurgerichishof in den Gründen 
feines Ertenntnifjes, unmittelbar darauf folgend, wo er ſelbſt 
feſtſtellt, dag Salome Beuerlen dem. PBrivatier 
Geiß gegen Lohn Dienfte geleitet Habe, weiter an= 
geführt Bat: 

„daß jedoch dieje Vergütung nad allen in der öffentli⸗ 
hen Berhandlung erhobenen Umpänden nicht ſowohl 
als ein Liedlohn, als in der Eigenfchaft einer Hanune 
ration erjcheine, und die Familiengemeinſtchaft als das 
vorwaltende und überwiegende Verhaͤltniß zu betrach⸗ 
ten ſei,“ 
fo if ex hiedurch — abgejehen davon, dag Hierin bei dem 
Mangel einer jpezifiichen Bezeichnung der thatſächlichen Er⸗ 
gebniffe der .öffentlichen Sitzung in dieſer Beziehung nicht 
fowohl eine thatſächliche Feſtſtellung, als vielmehr nur ein 
Urtheil gefunden werden kann — mit ſich ſelbſt in Wider⸗ 
ſpruch gerathen, weil er hinwieder objectiv in dem Diet 
verhältnifie. der Angeklagten einen erfchwerenden Umſtand 
gleichwohl angenommen, jubjeltiv aber wieder davon gänzs 
li abitrahirt bat, dann, weil bei der von ihm ſelbſt als 
feſtſkehend erklärten Dienftleiftung gegen Lohn eine. Unter 
ſcheidung zwilchen eigentlichem Liedlohn und bloſer Ne- 
muneration ſchon überhaupt als unftatthaft erfcheint, da 
beide Begriffe in der Weienheit doch nur in Eines, nämlich 
in eine Vergütung für geleitete Dienfte, zufammen 
fallen, welche immerhin nur ein mit der häuslichen Gemein⸗ 
Ihaft verbundenes Dienfiverhälsnig begründet, durch welches 
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jenes der Yamiliengemeinfchaft, dem eine DBergütung der 
angeführten Art fremd ift, von ſelbſt ausgefchloffen wird, 
da beide Verhättniffe als mit jelbftffändiger Wirkung neben 
einander beftehend nicht gedacht werden fünnen. 

IE nun demzufolge der Art. XI der mehrerwähnten 
Berordnung in Beziehung auf die Angeklagte, Salome 
Beuerlen, wirklich unrichtig angewendet worden, ſo if Die 
besbalb von der k. Staatäbehörde erhobene Nichtigkeitobe⸗ 
Ichwerde um fo viel mehr auch in der Richtung gegen die 
übrigen 4 Mitangefchuldigten begründet, welche lediglich in 
Konſequenz der jener zu Statten kommenden Nechtswohlthat 
vonder Strafe gleichfalls freigefprochen wurden, weil ſelbſt 
unter Vorausſetzung des eigentlichen Falles die Erftredung 
diefes Rechtswohlthat von der hiezu nur allein berechtigten 
Salome. Benerten auch auf deren WMitihuldige, denen bie 
gleichen Borausfeßungen nicht zur Seite ſtehen, niemals 
gereebtfertigt erjcheimen würde, indem dergleichen ausnahme« 
weile Vegünftigungen ſchon nach allgemeinen Rechtsgrund⸗ 
fäßen eine folche Ausdehnung nicht geftatten, der Art. XH 
den Fall einer vorwaltenden Komplizität eben deshalb auch 
nicht beionder® vorzufehen braudte, vielmehr dadurch, daß 
ex unter den gegebenen Vorausſetzungen die Einleitung. einer 
Unterjuhung gegen die hierin bezeichneten Perſonen, ober 
— wenn eine ſolche gleichwohl bereits Rattgefunden hat — 
deren Behrafung verbietet, die Zuläffigkeit biefer beiden 
Maaßregeln gegen andere, nicht in der nämlichen Kategorie 
befindliche — Mitſchuldige diefer Perfonen keineswegs aus- 
ſchließt, — endlih weil das im Erkenntniffe des Schwur- 
gerichtshofes alleg. allerh. Reſtript v. 12. April 1814 (Lith. 
Samml. Nro. 40) für die gegentheilige Anficht auch nicht 
den mindeſten Anhaltspunkt darbietet, vielmehr es ſchon Die 
Natur der Sache mit fih bringt, dag alle rein fubjeltiwen 
Strafaufhebungsgründe nur demjenigen allein zu Statten 
kommen, dem fie zur Seite fiehen, wie diefes unter ganz 
ähnlichen Berhältniffen in Anfehung bdesjenigen, welcher 
thätige Neue übt, gegenüber anderen Theilnehmern dee: be» 
treffenden Diebftahls ‚der Fall ik. 
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Unter diefen Umſtänden findet. denn 

1. die auch von Salome Beuerlen ſelbſt erh 
bene Nichtigkeitsbeſchwerde, inſoweit ſolche 

a) darauf gerichtet iſt, daß dem Art. XII der Verord⸗ 
nung vom 29. März 1816: nicht auch auf das Verbrechen 
der Privat-Urkunden-Fälfhung Anwendung gegeben, und 
fie folglich nicht audı bezüglich dieſes Verbrechens von ‚der 
Strafe freigefprocdhen wurde, als nunmehr gegenftandetog 
von felbft ihre Beſcheidung; inſoferne fie aber 

b). die gleihe Straflofigleit. in Anſehung des Ders 
brechens des Meineides wegen: der in Mitte Titgenden Ber- 
jährung bezielt, Tann ihr zwar eine ſelbſtſtändige Würdigung 
nicht werfagt werden, fie ſtellt Ach jedoch als unbegründet 
dar, weil Durch die von Seite der Geſchwornen erfolgte Bes 
jahung dir denjelben vorgelegten beiden Fragen I und VIEH 
thatiächlich feſtgeſtellt iſt, daß die Angeklagte am 3. Febr. 
1862 ein Verbrechen des ausgezeichneten Diebſtahls und im 
Laufe des Monats Septbr. 1852 ein Verbrechen bes auss 
gezeichneten. Betrugs durch Fälſchung einer Privaturkunde 
begangen babe, ſohin, da. dieſe beiden Verbrechen noch ins 
nerhalb des 5 jdhrigen Zeitraumes zur. Verjährung des <rft 
am 14. Ottober 1847 geſchworenen Meineides fallen, es 
im Hinblicke auf Art. 139 Thl. 1 des SiGB. an einem. der 
wejentlichftien Requiſite der. Verjährung, nämlich an der un⸗ 
unterbrochenen guten Aufführung ber Mngefchnidigten wäß- 
send des hiezu erforderlichen Beitablaufed mangelt. - 

Zufolge der ſtaatsanwaltſchaftlichen Beſchwerde war dem⸗ 

nach das Erkenntniß des Schwurgerichtshoßes, gemäß Art. 282 
Nro. 2 des StPG. nicht blos in Anſehung des Diebſtahls 
bezuglich aller 5 Angeſchuldigten, ſondern, ſoviel die Sa⸗ 
loͤme Beuerleu anbelangt, auch bezüglich der beiden Ber 
brechen der Privaturkundenfälſchung und des Meineides, ſohin 
nach. feinem ganzen Inhalte zu vernichten, fofort nach Ar⸗ 
titel 348 Ziff. 2 und Art. 248 Ne. 2 des SP die 
Sache unter. Aufrechthaltung des durch die eingelegten Nic 
tigkeitsbeſchwerden unberührt gebliebenen Wahrſpruches an 
das nächſte Schwurgericht von Schwaben und Neuburg zu 
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verweiſen, weil nach Artikel 108 und 109 Thl.l des Strafgeſetz⸗ 
buches in dem neuerdings zu erlaſſenden Urtheile nunmehr 
gegen Salome Benerlen eine Geſammtſtrafe wegen aller 
Neate, deren fie von den Geſchwornen für ſchuldig erklärt 
wurde, ſonach mit Einſchluß des gleichfalls zu beftrafenden 
Diebftahles zu erfennen ifl‘‘. *) 





*) Der oberſte Gerichtshof hat bie Frage, ob unter dem in 
Art. XI der VO. vom 25. März 1816 nebrauchten Aus- 
druf: „Verwandten“ blos die Blutsverwandken odet 
auch die Berfhmwägerten begeiffen feten, hier unentfchieden 
geluffen. Das Geſetz fpricht, ohne zwiſchen den eigentlichen 
oder Alutöverwandten und den blos Verfchwägerten eine ihm 
doch fo nahe gelegene Unterſcheidung zu machen, im All⸗ 
gemeinen. von Berwandten und hienach möchte man aller: 
dings glauben, daB e8 diefen Ausdruck nicht im ftreng ju⸗ 
riftifchen Sinne ded Privatrechts, fondern vielmehr in det 
‚erweiterten Auffaflung ded gemeinen Lebens genommen wiſ⸗ 
fen wollte, nach welcher hierunter allentHalben audy die Ver⸗ 
fhwägerten begriffen zu werden pflegen. Schon ber Art. 238 
TH I de8 StGB., an deſſen Stelle der Art. XII getreten 
it, Hat Entwendungen zwiſchen wirflihen Blutöyerwandten, 
3. B. zwifchen Eltern und Kindern, befonder8 vorgefehen und 
biefelben glei den Entwendungen zwifchen Chegatten ober 
Geſchwiſtern ohne Rückſicht darauf, op fie inberfel- 
ben Familiengemeinſchaft leben, nur auf ausdrück⸗ 
fihed Verlangen bed Beſchädigten für firafbar erklärt, wäh» 
rend bei Entwendungen zwilhen fonftigen Berwandten 
hiezu noch weiter verlangt wird, daß fie in derfeiben Fami⸗ 
fiengemeinfchaft leben. Hienach war es dad Famtlienband, 
welchem der Geſetzgeber eine befondere Rüdfiht angebeihen 
laffen wollte; deshalb fagen die Anmerk zum StGB. Bb.1: 
„Bei Diebftählen unter Perfonen, welche duch Bande be 
Blutes oder der Familiengefellfchaft fo enge aneinander ge⸗ 
knüpft find, muß der Gefehneber dad Familiengeheim- 
niß fo lange achten, bis der Beftohlene oder derjenige, 
welchem der Dieb in der Familie untergeben ift, davon der 
Obrigkeit die Anzeige macht.” Hierauß erflätt Ah, warum 
das Geſetz, im Gegenfake zu den Ehegatten, Geſchwiſtern. 
Eltern und Kindern, welche immer al® zu ber Familie ges 
hörig zu betrachten find, bei den übrigen Verwandten noch 
weiter verlangt, daß fie mit dem PRefchäbdigten in derſelben 
Kamiliengemeinfhaft leben; denn nur unter biefer 
Votausſetzung können fie al® zur Familie gehbrig angelehen. 

werben, und e8 würde wohl nicht im Geiſte ded Geſetzes 
gehandelt fein, wenn man bie in die Familie aufgenommes 
nen verihwägerten Berfonen hier audfchliegen wollte. Zu 
diefer erweiternden Auslegung hat id der oberſte Gerichts⸗ 
hof nad) dem Beugniffe der Jahrbücher für Gefekgebung 
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LIV. 


Audgezeichneter Diebftahl durch Einbruch mittelft Außheben von 
Legihindelin. Art: VI Nr. 3 der BD. vom 25. März 1816. 


Durch Erfenntniß des Kreis- und Stadtgerichts Strau- 
bing war die ledige Anna Maria Fiſcher von Wappmanns— 
dorf wegen eines einfahen Diebſtahlsverbrechens 
im Zufammenfluffe mit dem Vergeben fahrläffiger Tödtung 
ihres unehelihen neugeborenen lebensfähigen Kindes zu einer 
in einem Zwangearbeitshanfe zu erfiehbenden Gefängnißftrafe 
von 6 Monaten verurtheilt worden. Hiegegen hatte der 
Staatsanwalt die Berufung ergriffen, weil die Beichuldigte, 
obgleich feftgeftellt fei, daß fie in das Haus des Damnifl- 
taten dadurch gekommen, daß fie auf das an einem Berg— 
abhange fih anlehnende und ziemlich flache, mit Legſchindeln 
eingedeckte Hausdach ſtieg, dieſe nach Weghebung der ſie be— 
fſchwerenden Steine aushob und ſich durch die entſtandene Oeff— 
nung auf den Hausboden hinabließ, nicht wegen des Verbrechens 
des ausgezeichneten Diebſtahls verurtheilt worden ſei. 

Das k. Appellationsgericht von Niederbayern entſprach 


und. Rechtspflege von Gönner und Schmidtlein Bd. III 
S. 172 u. 133 ſchon früher hingeneigt, indem ex den Aus— 
druck: „zwiſchen den in derfeiben Samiliengemeinfhaft leben- 

den Verwandten‘. der Art auffaßte, daß hiebei auf. die Rähe 
der Verwandtſchaft und beziehungsweife Berfhwägerung 
nichts anzukommen habe, und diefe Auffaffung ift auch von 
ben zur Vermittelung einer authentifhen Interpretation jener 
Geſetzſtelle damals zunächft berufen gewefenen Serausgebern 
ber gedachten Jahrbücher nah Inhalt der S. 173 befindti- 
hen Rote als eine fih von ſelbſt verfiehende vollfom- 
men gebilligt worden. 

Der Anwendbarfeit des Art. XII kann endlich der Um: 
fand. nicht entgegenftehen, daß die Perſon, durch welde 
das Schwägerichaftsverhältniß begründet wurde, bereits mit 
Tode abgegangen iftz denn hiedurd) Hat zwar diefed Ver— 
hältniß nach civilzechtlichen Grundfäßen, nicht aber aud) nad) 
ber hier gemäß der unzweifelhaften Abſicht des Geſetzgebers 
allein in Betracht kommenden Auffaſſung und Vorſtellung 
des gewöhnlichen Lebens, welche überhaupt im Gebiete des 
Strafrechtes zunächſt zu berückſichtigen kommt, ſein Ende 
mit den ſich hieran knuͤpfenden Folgen erreidt. -- 
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diefer Berufung und verurtheilte die Befchuldigte wegen 
Verbrechens des ausgezeichneten Diebflahls im Zufam«- 
menfluffe mit dem Vergehen fahrläffiger Tödtung ihres unehe⸗ 
lichen neugeborenen lebensfähigen Kindes zu eimer 3 jähri- 
gen Arbeitshausftrafe. 

Hiegegen hatte nun Die Berurtheilte die Nichtigkeitsbe⸗ 
fchwerde eingewendet und zu zeigen gefucht, daß das Ap- 
pellationsgericht mit Unrecht einen ausgezeichneten Diebſtahl 
angenommen habe, indem das vom Bergabhange Jedermann 
zugängige, unbefefligte Legichindeldah nicht ale Verwah⸗ 
rungsmittel gegen menſchliche Angriffe betrachtet werden 
fönne, und es jedenfalls an einer Verletzung fehle, da hier 
unter nicht jede Veränderung des faktiſchen Zuflandes, ſon⸗ 
dern die Störung der materiellen Integrität eines Gegen⸗ 
Randes begriffen fei. 

Der oberſte Gerichtshof verwarf in feiner Sikung v. 
2. Juli 1853 die erhobene Beſchwerde aus folgenden Gründen: 

„Während der Art. 221 Nro. 4 Thl. I des StGB. 
vom Iahre 1813 zu dem ausgezeichneten Diebftahle ein ger 
waltfames Erbrehen des Haufes forderte, anneh- 
mend, daß die höhere Strafbarkeit in dem Angriffe auf 
die gewöhnliden Verwahrungsmittel liege, fand 
die Diebfahlsnovelle vom 25. März. 1816 ein Hauptmo⸗ 
ment der höheren Strafbarkeit in dem Angriffe auf die 
häusliche Siherheit und erklärt daher im Urt. VI 
No. 3 jedes Eindringen des Diebesin das Haus 
durch Verletzung eines gewöhnlidhen Verwah— 
rungsmittels, ohne Rüdficht auf die hiebei angewendete 
Gewalt, als einen Einbruch, fo daß, wie die Novelle vom 
31. Iänner 1817 (Lith. Samml. 159) ausdrüdlich erläus 
tert, das Einbreden - oder Auslöfen einer Fenſterſcheibe 
in diejer Beziehung dem: Aufbrechen einer Thüre gleich zu 
achten iſt. 

Nun gehört aber das Dach eines Hauſes, es ſei aus 
Kupfer, Ziegel oder Schindel, offenbar fo gut zu deſſen äuf- 
feren Berwahrungsmitteln, als eine Thüre oder Tenfterfcheibe, 
und die Annahme, daß dag Geſetz die Verlekung eines fol- 
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hen Verwahrungsmitteld und das Biedurd ermöglichte Ein⸗ 
dringen in das Haus nur dann als einen Einbruch betrach⸗ 
tet wilfen wolle, wenn jenes Verwahrungsmittel feiner Natur 
nad den nöthigen Schuß gegen Angriffe won Ber- 
fonen zu gewähren vermöge, — zerfällt in der einfachen 
Erwägung, daß eine zerbrechliche Glasſcheibe hiezu wohl am 
wenigften geeignet ift, und doch Das Einbrechen sder Aus- 
Iöfen einer folgen, wie bereits erwähnt, von dem Gefehe 
mit dem Aufbrechen einer Thüre auf gleiche Stufe geftellt 
wurde. Gleichgältig ift es ferner, daß die Legſchindeln im 
vorliegenden Falle nicht mit Nägeln, fondern nur durch das 
Ineinanderfügen und durch die aufgelegten Steine befeftigt 
waren, da auch ein auf diefe Weile konſtruittes Dach als 
ein in dortiger Gegend gewähnliches Berwahrungsmittel ber 
trachtet werden muß, und das Wegheben der zur Befeſtigung 
dienenden Steine dem Ansziehen eines Nagels gleich zu 
achten iſt. 

Endlich kann es nicht zweifelhaft ſein, daß derjenige, 
welcher in ein Dach ein Loch macht, durch welches er in das 
Haus ſteigen kann, das Dach und hiemit ein Verwahrungs⸗ 
mittel ver letzt, darauf aber, eb hiezu eine größere oder 
geringere Kraftanfrengung erforderlid if, und in Folge 
deſſen eine Berflörung einzelner Theile entficht, kann nichts 
antommen, da jede den Zweck eined Verwahrungsmittels 
aufhebende Veränderung feines Zuſtandes als eine Verlegung 
defielden betrachtet werden muß" *). 





*) Ganz bdiefelben Srundfäge waren in einem am 19. Suli 1847 
(R. Nr. 218 45/,,) erlaſſenen obesftrichterlichen Erfenntniffe 
geltend geriacht worden, während in einem: früheren ganz 
ähnlihen Yale (BR. Nr. 26 19/,,) der oberſte Gerichtshof 
am 25. Febr. 1841 audgefprochen Hatte, ed könne ein Ein: 
beuch nicht Angenommen werden, weil die Schindeln, durch 
deren Befeitigung die Deffnung, duch welche der Dieb ein« 
gedrungen, entftanden fei, nicht befeftigt, fondern nur aufs 
gelegt newefen, und durch das Herhußziehen der Schindeln 
weber diefe noch ein anderer. Theil des Duched gebrochen, 
verlegt oder in ge u geändert worden, und das 
en felbft ohne alle Gewalt gefchehen ſei; ſolche 

indeln aber, wenn fit außer dem Schutze gegen das 
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LV. 


Nichterforderniß her betrugeriſchen Abſicht beim Neineide in Straf: 
ſachen. Art. 290 Th. I des SEB 


Mie bereits Bd. IV ©. 439 d. SB, vorgekommen ift, 
war in Sachen des Schulfehrersfohnes Franz Reidelbach 
von Auffenhaujen wegen Meitteids das Erfenntniß des Appellas 
tionsgerichts von Unterfranfen vom 16. September 1852, wel« 
ches den Beſchuldigten wegen des im Vergehensgrade ftraf- 
baren Meineides zu einer 3monatlichen einfachen Gefängnig- 
firafe verurtheilt hatte, vernichtet, und die Sache zur noch— 
maligen Verhandlung und Aburtheilung an das k. Appellas 
tionsgeriht von Öberfranfen verwiefen worden. Der letzt⸗ 
genannte Gerichtshof hatte jedoch den Franz Reidelbach von 
der gegen ihn erhobenen Anjhuldigung freigefprochen, und 
hiegegen hatie der Oberſtaatsanwalt wegen unrichtiger Ans 
wendung des Geſetzes dic Nichtigkeitsbeſchwerde eingewendet. 

Der oberite Gerichtshof ver nichtete auch wirklich in 
feiner Sigung vom 2. Juli 1853. das angefochtene Erkenntniß 
und verwies die Sache zur nochmaligen Verhandlung und 
Aburtheilung an einen anderen Senat des Appellationggerichts 
von Oberfranfen. Die Gründe des oberftrichterlichen Er— 
kenntniſſes beiagen Folgendes: | 

„Sn dem appellationsgeridtlihen Erfenntniffe it that: 
ſächlich feftgeitellt, daß der befchuldigte Kranz Reidelbach bei 
feiner eidlihen Zeugenvernehmung in der in der Karl Diep- 
hen Unterfuhungsfache flattgehabten öffentlihen Sitzung 
vom 2. Auguft 1851, ungeashtet wiederholt gejchehener Erin= 
nerung an die Kolgen des Meineides, mit Beftimmtheit und 
wiffentlich wahre Thatſachen abgeläugnet und falfch gefchwos 
ten hat. Diefe thatfählichen Aufftellungen genügen aber 
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Wetter auch als Verwahrungsmittel gegen die Angriffe von 
Perſonen en werden wollten, au) wie jedes andere 
Verrnährungdmittel Hefefigt fein, und ber Angriff gerade 
auf diefe Befeftigung gerichtet worden fein müfle. (Blätter 
f. Rechtsanwendung Bd. VII S. 299.) Vergi. auch Dp. Ill 
©. 461 u. Bo. IV 8, 418 d. SB. 
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vollfommen, um die ſtrafgeſetzlichen Beſtimmungen der Artikel 
269 und 290 Thl. I des StGB. in Anwendung zu bringen. 
Nah ausdrüdlicher Beſtimmung des Art. 290 if jeder, 
welcher als Denunziant, Zeuge. oder Sachverſtändiger in 
einer Unterfuchungsfache einen falfhen Eid geichworen bat, 
der Strafe des Meineides (Art. 269) unterworfen, und die 
Anmerfungen Bd. II ©. 316 geben hiezu noch die Erläu- 
terung, daß es hiebei ganz gleichgiltig iſt, ob es einem 
Verbrechen, Vergehen oder einer bloßen Polizeiübertretung 
gegolten, und daß, es möge für oder gegen den Angefchul- 
digten falfch geichworen worden fein, die endliche faljche Aus— 
fage jedesmal als Verbrechen anzujehen und in der Üegel 
mit der Strafe des Meineides zu belegen fei. | 
Daß, um obige ftrafgefebliche Beftimmung in Anwen- 
dung zu bringen, auch noch erfordert werde, daß die in 
der Unterfuhungsfadhe gemachte faljche eidlihe Ausfage jo 
beichaffen fei, daß hierin ein betrügerifcher Angriff auf eine 
Perſon, die Abſicht der Beihädigung eines Dritten gefunden 
werden fönne, wie das Appellationsgericht bei Fällung des 
Erfenntniffes vom 27. April 5. Is. annahm, ift in den ein« 
ſchlägigen gefeßlichen Beftimmungen nirgends ausgefprochen, 
und daraus allein, daß die obige Beſtimmung, betreffend 
den Meineid in Strafladhen, iin Cap. V Thl. 1Bch. 2 Tit.1 
eingereiht ift und im Marginale des Art. 290 der gericht: 
lichen Verbindung durd falfches Zeugniß erwähnt ift, läßt 
fih dies den oben angeführten wörtlichen gefeßlichen Beſtim— 
mungen gegenüber mit rechtlihem Grunde um fo minder 
folgern, als auch noch die Haren Beftimmungen des Artifels 
7 Nr. 3 entgegenftchen, welche beweifen, daß der Geſetz— 
geber die bloſe Vorenthaltung der Wahrheit vor der Obrig- 
feit, das nad) vorausgegangener Aufforderung der Obrigfeit 
zu einem Zeugniffe vom Zeugen erfolgte Ableugnen oder 
Verichweigen feines Wiſſens als Betrug erflärt hat. 
Wenn hienach auch das Appellationsgericht die Ueber— 
zeugung nicht hat gewinnen können, daß der eidlichen Aus⸗ 
ſage des Franz Reidelbach die vorgedachte betrügeriſche Ab— 
ſicht zu Grunde gelegen -fei, fo kann Dies, da dieſer Umſtand 
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an ſich unerheblich iſt, und auch ohne ſolchen in den that- 
fächlihen -Aufftellungen des fraglichen Erkenntniſſes ale zum 
Verbrechen des Meineides gehörigen Merkmale vorhanden 
find, der Anwendung der flrafgeieglichen Beftimmungen über 
Meineid nicht hindernd entgegenfichen, und ift ſonach da= 
durch, daß diefe Anwendung gleichwohl unterlaflen wurde, 
das Geſetz verlebt und unrichtig angewendet worden *). 


LVI. 


Kaſſation wegen unrichtiger Anwendung der Beſtimmungen über 
Delegation _eined anderen Unterfuhungsgerichtd. Art. 4 u. 5 
des StPG. v. 10. Nov. 1848. 


Aus den Alten einer bei dem Landgerihte R. geführ- 
ten Dorunterfuhung hatte jih ergeben, daß .die Daten eini- . 
ger Protokolle unrichtig angegeben, darnach höhere Diäten« 
beträge liquidirt, und in Folge deshalb geichehener Anregung 
eine Abänderung der Datirung vorgenommen worden war, 

Der Oberftaatsanwalt am k. Appellationsgerigte fand 
hierin Anlag zur Einleitung einer ftrafrechtlichen Unter⸗ 
ſuchung wieder den Unterfuhungsrichter N. wegen Amts» 
verbreshens auf den Grund des. Art. 352 Abi. 2 Thl. I des 
StGB., beantragte jedoch vor Allem wegen muthmaaßlich 
beſtehender freundjchaftlicher Verhältniſſe unter den Beamten 
jenes Landgerichts und wegen mittelbarer Betheiligung des 
Landgerichtsvorſtaudes in Folge dienſtlicher Stellung einen 
Pleuarbeſchluß des Appellationsgerichtes dahin, daß 
ſtatt des nach Art. 22 Abſ. 1 Thl. II des StGB. zuſtän⸗ 
digen Landgerichts R. ein anderer Unterſuchungsrichter auf⸗ 
zuſtellen ſei. 


*) Bei der nochmaligen Verhandlung und Aburtheilung der 
Sache verwarf das Appellationsgericht von Oberfranken, in 
Uebereinflimmung mit der Anſicht des oberſten Gerichtshofes, 
die gegen das Erkenntniß des Kreis- und Stadigerichts 
Schweinfurt vom 7. Juni 1852 eingewendete Verufung, und 
nachdem der oberile Gerichtähof auch die von dem Berurs 
theilten hiegegen erhobene Nichtigkeitsbeſchwerde am 8. Sept. 
1853 verworfen hat, wird diefe oft Dagewefene Sache wohl 
ihre Endſchaft erreicht haben. i 
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Das k. Appellationsgericht erließ jedoch in einer geheimen 
Plenarfigung Beſchluß dahin, daß auf den geflellten Antrag 
nicht eingugehen ſei, weil im vorliegenden Falle ein ſtraf⸗ 
rechtlicher Gegenſtand nicht indizirt erſcheine. 

Hiegegen hatte der Oberſtaatsauwalt die ——— 
beſchwerde erhoben, und zwar 

1) weil das Appellationsgeriht nicht zuſtändig und 
erhächtigt geweien, über die Frage, ob ein ftrafrechtlicher 
Heat indizirt ſei, in ſeiner Plenarverſammlung ſogleich ma⸗ 
terielle Entſcheidung zu erlaſſen, und 

2) weil hier nicht ein ſtrafloſer oder zu einer bloſen 
Disziplinareinſchreitung geeigneter Diätenexzeß, ſondern das 
im Art. 352 Abſ. 2 Thl. I des EtGB. Baeanete Amts⸗ 
verbrechen indizirt erſcheine. 

Der Generalſtaatsanwalt hatte den Antrag geſtellt, den 
appellationsgerichtlichen Plenarbeſchluß zu vernichten und die 
Beſchlußfaſſung über den Antrag des Oberſtaatsanwaltes 
auf Beſtellung eines anderen Gerichtes als des Landgerichts 
St. in Die geheime Plenarfipung des oberſten Ge— 
richtshofes zu verweilen. 

Diefem Antrage, wurde jedoch durch oberftrichterliches 
Erkenntniß vom 2. Juli 4853 nur in erfkerer Beziehung 
entfprochen, und zwar aus folgenden Gründen: 

„Schon der Art. 26 Ih. 1 des SGB. vom Jahre 
1813 ermächtigte „zwar die Obergerichte, die Unterfuchung 
eines Verbrechens aus wichtigen Gründen einem anderen, 
als dem nad Art. 22 und 24 zuftändigen Gerichte aufzu— 
tragen, und es ift diefe Beitimmung auch unter Aufhebung 
jenes Artikels durch Art. 368 des neuen Geſetzes über das 
Strafverfahren vom 10. Novbr. 1848 in dieſem letzteren 
Geſetze mit den beiden einzigen Modifikationen, daß die Ans 
hörung des Staatdanwaltes angeordnet, und die Entjchei- 
dung dem Plenum des Appellationsgerichtes zugewiejen würde, 
durch Art. A und 5 beibehalten worden. Allein unter dem 
vom Geſetze gebrauchten allgemeinen Ausdrude „wichtige 
Gründe“ können nit ſolche Fälle ſubſumirt werden, bie 
auf einer bereits durch das Geſetz ſelbſt anerfannten Noth⸗ 
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wendigkeit beruhen. Hier wurden von dem Oberftantsanwalte 
4408 Gründe aweiter Art angeregt; denn es wurden aus⸗ 
drücklich freundichaftlihe Verhältniſſe unter den Beamten 
des Landgerichts und die mittelbare Betbeiligung bes Land⸗ 
gerichts vorſta ndes, inshejondere Dur Mitunterichrift der übers 
irannten Koſtenliquidationen hervorgehoben, welche nad 
Vorſchrift der noch in Gültigkeit beſtehenden Artifel 36 und 
33 Mr. 1 und 3 Ih. U des StGB. ben Unterſuchungs⸗ 
richter der ihm zuſtehenden Amtafunktion entheben. Auf 
dieſen Tal find die Art. 4 und Ba. a. O. nicht anwend⸗ 
“bar, es hätte Daher weder der Antrag auf Erlaſſung eines 
Plenarbeſchluſſes gefteltt, noch fich der -Berathung und Be- 
Ihlußfaffung in einer Plenarverſamulung unterzogen werben 
ſollen. Es war vielmehr angemeilen, die Führung der Un⸗ 
terjuchung bei dem an Ad zuitändigen Unterfuchungsgerichte 
zu beantragen und deſſen eigene Entſchlagumg oder feine 
Ablehnung von Seite des Beſchulbigten zu erwarten, fofors 
bierauf Die Beſchlußfaſſung in einem gewöhnlichen Senate 
hervorzurufen, beziehungsweiſe zu erlaffen. Glaubte aber 
auch der gl. Oberſtaalsanwalt, die Rekuſationsgründe des 
Art. 33 von Umtöwegen gektend machen zu mäſſen, fo fonnte 
doch die Vernehmung der Rekußrten nicht wwmgangen und 
die Erheblichkeit ihrer Erklärungen wieder nur Der Verathung 
und Entſcheidung im einem ordentlichen Senate unterzogen 
werden. 

Hiernach hat f. Appellationdgericht ſchon dadurch, daß 
es der Vorſchrift der Art. 4 und 5 zuwider eine nicht da— 
hin gehörige Sache in ſeine Plenarſitzung zog, die allegirten 
Artikel unrichtig ausgelegt und angewendet, ſomit verletzt. 

Wenn nun dieſer Gerichtshof, noch weiter gehend, zwar 
nur in einem, dem dispoſitiven Theile ſeines Ausſpruches 
unterlegten Grunde den Sazz aufſtellte: 

„daß ein ſtrafrechtlicher Gegenſtand als indizirt nicht 
vorliege“, ſo hat es vermöge dieſes einzigen kategoriſchen 
Motives eine materiell durchgreifende Entſcheidung erlaſſen, 
wozu es weder durch den beſchränkenden Antrag des Ober⸗ 
ſtaatsanwaltes veranlagt, noch fouft durch die Altenlage be— 
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rufen war. Es bat hiedurd dem Unterſuchungsrichter vor- 
gegriffen, welchem zunächft die Beurtheilung der Frage, ob 
eine flrafrechtlide Unterfuhung in einem konkreten Balle 
einzuleiten fjei, dem Art. 60 Ihl. II des SIGB. gemäß 
auch dermalen noch zufteht, während dem Art. 24 des Sei. 
vom 10. Rovpr. 1848 zufolge hätte abgemwartet werden fol- 
len, ob der treffende Unterfuchungsrichter die Angehung ei- 
ner Unterfuhung ablehnen und der Staatsanwalt die Frage, 
ob dieſe Verfügung gerechtfertigt jei, der Entſchließung des 
föniglihen Appellationsgerichts unterbreiten werde, welche 
gleichfalls in einem gewöhnlichen Senate zu faffen wäre. 

Es mußte daher der angefochtene Plenarbeihluß aus 
beiden Gründen vernichtet werden. 

Daß eine Verweiiung der Sache, foweit fie die vom 
Oherflaatsanwalte zu Paſſau beantragte Beltellung eines 
anderen, als des zufländigen Unterſuchungsgerichts zum: Ges 
genftande haben joll, an das Plenum des oberſten Gericht!- 
hofes nicht gefchehen Tann, ergibt fih aus den oben ange» 
führten Gründen von ſelbſt; denn wenn, wie gezeigt, die 
Sache jo gelagert ift, daß die Zufammenberufung eines ap⸗ 
pellationsgerichtlihen Plenums nicht gerechtfertigt war, fo 
vermag fih um fo viel weniger ein oberappellationggerichtlis 
ches Plenum mit jenem Antrage zu befaflen. 

Es fann daher der Staatsanwaltfchaft überlaſſen wer 
den, die Sache nad den oben bezeichneten Direktiven im- 
merhin nod in einen gejebmäßig nn Gang zu a 
gen. “ 


LVN. 


Kaflation wegen unrichtiger Fe der. Beilaciensen über 
Tumult. Art. 319 IH. I des St® 


Am Sonntage den 17. Detbr. 1852 wurde im Wirthe- 
haufe zu Löwenau, Landgerichts Tittmoning, Tanzmufif ges 
halten. Zur Aufrehthaltung der Ruhe und Ordnung bie 
bei, ingbefondere aber zur Ueberwachung des DVerbotes, im 
Griffe feſtſtehende Meffer zu tragen, wurden Gerichtsdiener 
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Scheller und: Gensdarmeriebrigadier Schmid dahin abge⸗ 
ordnet. Als Abends gegen 8 Uhr ein heftiger Wortwechſel 
inter den zahlteich anweſenden Bauernburſchen ernſte Ruhe⸗ 
förungen beſorgen ließ, begaben ſich die genannten Per- 
jonen auf den Tanzplag, fanden bei Matthias Rudhol— 
zer ein: Beſteck mit einem im Griffe feſtſtehenden Meſſer, 
und nahmen folches weg. Auf ungeftümes Verlangen diefes 
Burfihen, ihm fein Meffer zurüdzugeben, wurden die oßrige 
fertlichen Diener von 30-40 der beim Tanze -verfammelten 
Burſche umringt, mit Zuſammenhauen und Hinauswerfen 
bedroht und wurde auf Zurückgabe des abgenommenen Meſſers 
gedenngen. Gegenvorſtellungen und Abmahnungen blieben 
fruchtlos, Sie Burſche beharrten unter Lärmen, Schimpfen, 
und Drohen — wobei ſie allerlei Geräthfäuften” zerfätugeh 
und Ah mit Stuhle und Bankbeinen verfahen, auf ihrem 
Begehten. 

Da der Uebergang zu perſönlichen Gewaltthatigkeiten 
zu befürdten ſtand, ſah ſich Gensdarmeriebrigadier Schmid 
veranlaßt, das Meſſer zurückzugeben, womit ſich ſofort 
Ruhe und Ordnung wiederherſtellten. 

Nach Surchgeführter Vorunterſuchung hatte das Kreis: 
und Gtadtgericht Waſſerburg die Sache an die fompetente 
Polizeibehörde, dagegen auf erhobene Berufung des - 
Stadtsaniwaltes- des Appellationsgerichtes von Oberbayern 
in die öffentliche Sitzung des Kreis und Gtadtgerichtes 
München verwiefen‘, damit dafeib gegen Matthinus Rude 
Holger von Milzham und 15 Mitfäuldige wegen Berbre 
chen s des Tumult es I. Grades - weiter ——— 
werde. 

- Biegegen Hatten die — wegen unrichtiger Anwen⸗ 
dung des Geſetzes bezüglich der Eigenſchaft der That Nichtigkeits⸗ 
beſchwerde erhoben und ber oberſte Gerichtshof vernihtete 
auch in feiner Sitzung vom 9: Juli 1833 das angeſochtene 
Erfenntnig ‚unter Berweifung der Sache zur weiteren Bes 
ſchtußfaſſung in’ feine geheime Sitzung. Die Gründe bes 
oberftrichterlichen Green ntniffes samen —— I 

Styungsberihte Bo. V. Heft > 49° 
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„Das harakteriftiiiche Merkmal vom Thatbeſtaude des 
Zumultes beftebt darin, daß der -gewaltiame Widerſtand ge- 
gen die Obrigkeit gerichtet fein muß, um die Erlaffung 
oder Zurücknahme einer Verfügung von ihr: ” — 
oder zu ertrotzen. 

Daß hier der Begriff des Wortes „Obrigteit” im 
engeren Sinne aufjufaflen, und darunter nicht: auch obrig⸗ 
keitliche Diener zu verſtehen jeien, ergibt. fi) aus einer Ber- 
gleihung des Verbrechens des Tumultes mit. dem der Wider 
feßung, wobei. zwar qud eine obrigßeitliche Verfügung der 
Gegenftand des Widerflandes fein mug, dieſer aben- nicht 
blos gegen obrigfeitlidke Diener und obrigkitlich ahgeord⸗ 
nete Militärperjonen gerichtet fein .fann. ‚Bei dem die ge 
ſetzlichen Erforderniſſe aufſtellenden Art. 319 Spt: I des 
StB. ift diejer Unterfhied nicht. gemacht, und. wenn auf) 
Art. 320 u. ff. einzelne Grade des Tumultes an öffentlichen 
Dienern, oder an hinzugelommenem Militäy begangen wer- 
den können, fo. ſetzt Doch dieſe Beftimmung voraus, daß der 
gewaltinme Widerſtand gegen die Obrigleit ſelbſt bereits in 
einen. Tumult übergegangen war, und dag derfelbe von her 
in der Bujammenzottung und dem bartnädigen Trotze be⸗ 
harrenden, Menge gegen die zu. deifen Abftellung, ericheinen- 
- Sen obrigfeitlihen Diener nur fortgeießt wird. Obgleich 
Daher im vorliegenden. Falle als thatſächlich konſtatirt au⸗ 
genommen worden iſt, daß die in einer Zahl von weit- über 
10 zujammengerottete Menge von dem- zur, Aufrachthaltung 
der Dränung und Ruhe, insbejgndere: zur Ueherwahung 
des Merboteg, im Griffe feßitchende Meſſer zu tragen, abger 
ordneten Gerihtstiener und Gensdarmerie-Brigadier die Zw 
züdgabe des, ſei es in Folge fpezielen. Auftrags ober in 
Folge der allgemeinen Verordnung wider das Tragen ſolcher 
Meer, dem Matthias. Mudholzer abgenommenen Meſſers mit 
Gewalt zu, erzwingen, ſo flanden doch der: verſammelten 
Menge, wenn auch die Zujammenrotiung an fih nicht wohl 
anders als eine.öffentfiche im ‚Sinne des Geſetzes aufgefaft 
werden. fan, nur obrigkeitliche Diener, nicht aber eine 
Obrigkeit gegenüber, es kann alfo nicht gefolgert werben, 
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Bar. der: gewaltſame Widerſtaud gegen bie Obrigkeit als’ folche 
und der verbrecheriſche Zweck darauf gerichtet :war, die Zu⸗ 
rücknahme einer obrigkeitlichen Werfügung von der Obrig- 
keit ſelbſt zu ergwingen. Hietnach bleibt es auch Für den 
Thautbeſtand des. Verbrechens des Tumultes gleichguͤltig, Daß 
Gerichtsdiener und Gensdarmerie-Brigadier in Ausubung 
ihrer Dienfipflicht zur Bollziehung einer obrigkeitlichen Ver⸗ 
fügung ſich befanden; denn dieſe Umſtände können nur bei 
det Widerſetzung, nicht aber auh beim Tumulte in Betracht 
fommen, welder die Störung der Obrigkeit in der unmite 
telbar von ihr felbſt ausgehenden en ns 
— = 

Hienach Hat das k. Appellationagericht, wenk'es den⸗ 
noch das Verbrechen des Aummultes als vorhanden annahm, 
inföweit..ale bie: aufgefteliten thatfäͤchtichen Anzeigungen ‚tel 
hen, Bir Mrtilel:317T, 319 und 320 Thl. I des StGB. 
unvichtig zur Anweiidung gebracht, und muß als nothwen- 
Dige Folge Hievon deſſen Verweiſungserkenntniß vernichtet, 
ſoſort im Hinblicke auf Urt. 69 Nr. 1- des Gefehes vom 
+0, November 1848 die Sache in die geheime Sitzung des 
oberften Beridstshofes'nerwielen werden, um dort Die geeig- 
nete Verfügnng auf die Vorunterſuchung zu erlaſſen“. — 


LVII. 


— ‚her. Zeugen. durch Zuſtellung - bed Deich, Hi fee ne 
hörigen. Art. 132 bed StpG. vom 10. Nop. 

Durch Erkenntniß des Schwurgerichtshofes von ben 
Basen v. 7. Juni 1853 wer Ereszgenz. Krehle nom 
Ephenhaufen wegen eines von ihr in Verbindung mit zwei 
anderen Perſonen verübten Verbrechens des ausgezeichneten 
Diebſtahls, auch der Summe nach Verbrechen, zu einer Ajäh« 
tigen Arbeltshausftrafe werurtgeilt worden. 


le — 3 


*) Durch dad in geheimer Sikun des oberſten Gerichtshofes 
Re 
erlaffene Erkenntniß wurde die Sache in die öffentliche 
Sitzung des Kreis⸗ und Stadtgerichts Walferburg ver- 
wieſen, damit daſelbſt wider die ———— wegen Ber. 
gehens'der Widerſetzung mittelft gefaͤhrlicher Drohun· 
gen weiter verfahren werde. 
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Gegen diefes Urtheil hatte Creszenz Krehle die M— 
tigkeitsbeſchwerde erhoben und unter anderen als Beſchwerde⸗ 
punkt geltend gemacht, daß ihre beiden als Zeugen benann⸗ 
ten Kinder, welche in der Gibung nicht erſchienen waren, 
nicht richtig geladen und daher ihr hieranf gegründeter Mer- 
tagungsantrag mit Unrecht verworfen worden fel. . 

Der oberite Gerichtshof verwarf jedoch in feiner Gikung 
vom 9. Juli 1853 die erhobene Beidswerde, und die Gründe 
des oberfrichterlichen Erkenntniſſes beſagen bezůglich de rn 
angeregten Punktes Folgendes: 

„Nach Ausweis der Akten erfolgte die Ladung ber Zeugen 
Alban Krehle jun. und Creszenz Kreble, Kinder ber 
Angeklagten, dadurch, daß ber Gerichtsdiener Diefelbe dem 
Bater der Zeugen, mit ihm ſelbſt redend, behändigte, und 
demfelben zugleich bemerkte, daß die genaunien beiden Per- 
fonen fich der Zeugichaft gegen ihre Mutter entſchlagen kön- 
nen, wa# der Vater Alban Krehle durch Unterfchrift beftätigte. 

Hiedurch wurde den Anforderungen der Art. 132 u. 134 
des StPG. vom 19. Novbr. 1848 genügt, da die beiden 
Zeugen noch mit ihrem Vater in Bamiltengemeinfchaft Ichen, 
und nad Art. 308 a. a. D. ſelbſt bei der Borladung eines 
Befhuldigten die Bekanntgabe derielben an eines feiner 
erwachienen Bamilienmitglieder gültig geſchehen kann. 

Wenn daher der Schwurgerichtshof den auf das Aus- 
bleiben dieſer richtig geladenen, aber zu erſcheinen nichk ver- 

pflichteten Zeugen gegründeten VBertagungsantrag verwarf, 
kann hierin eine Formverletzung im Sinne des Art. 31 
Nro. a. a. O. nicht geanben erden. — 


LX. | 
VBegriffbeftimmung des Raubed. Urt. 233—235 Thl. I Ich StGB. 


Durch Erfenntniß des Schwurgerichtshofes von Ober- 
bayern v 17. Juni 1853 war der Tedige Wagnergefelle 
Kajpar Urban von Weihe wegen Verbrechens bes Rau- 
bes IM. Grades zu Zuchthaus ki unbeftinmte Zeit verur- 
theilt worden. 
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Urban Hatte htegegen die Nichtigkeitabeſchwerde einge- 
wendet und als Nichtigfeitsgründe geltend gemacht: 

1) dag bielediglich auf den Art, 234 Ist. I des SGB. 
gebaute Frage UI nit: habe geſtellt werden können, da dieſer 
Artikel nicht eine Begriffderweiterung des Art. 233, wie tn 
den Anmerkungen im Widerſpruche mit dem Texte des Ge⸗ 
fees angenommen ſei, fondern lediglich eine Fiktion ent» 
hatte, welche ‚jet, nachdem durch das Geſetz nom 29. Auguſt 
1848. die. Beflimmungen des Etrafgefegbuches Aber prae- 
sumlio doli aufgehoben feien, feine weitere Berädfichtigung 
mehr finden könne, wenn aud der: einfchlägige Art. er 
nicht auadrücklich aufgehoben fei; 

2) daß die Frage II in der Art, .wie fie gefetit wre 
den, jedenfalls mangelhaft fei, indem fie nur enthalte,. daß 
der. Angellagts der Unna Leimberger im Zufbande der 
Pergewaltigung ein feidenes Tuh „entwendet“. Habe, 
ohne die thatfächlichen Merkmale anzuführen, welche zu dem. 
Mechtäbegriffe der. Entwendung erforderlich feier; 

4) daß, nachdem mit der Berneinung der erſten Bräge 
auch Der Umſtand, dag der Angellagte die Abſicht gehabt 
babe, eine Entwenbung zu begehen, verneint geweſen ſei, 
für die Annahme eines Raubes der nothwendige Kauſalzu⸗ 
fantmenhang zwiſchen der Gewalttbätigleit und der Entwen⸗ 
dung, wrlde in der H. Frage enthalten feien, gefehlt habe, 
dahrr nicht. eine Verurteilung wegen Raubes, ſondern höce 
ſtens wegen einer polizeilich ſtrafbaren Mißhandlung und wegen 
eines ‚polizeilih ſtrafbaren Diebſtahls habe erfolgen ‚können: 

Der oberfte Gerichtshof verwarf jedoch in’ feiner Sißung 
v. 15. Zuli 1853 die erhobene anne! aus ne 
Gründen; 

ad 1. „Das zu ben drei Artikeln 238, 234 u. 
gehörige Marginale: „Vom Raube. Beſtimmung — 
Begriffes” zeigt deutlich, daß es nicht die Abſicht war, in 
dem Art. 233 eine erfchöpfende Begriffsbetimmung des Maus 
bes zu geben, vielmehr werden in den angezogenen Artikeln 
jene drei Bälle aufgeführt, in welchen Die Geſetze über 
den. Raub zur Anmendung kommen follen, nämlich 
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9) wenn. zum Zwecke einer Entwendung einer Perfon 
Gewalt angetfan wird (Artikel 283);  . 

p) wenn an einer nicht in habſüchtiger, fit. —* 
——— Perſon in dieſem Supande eine. Biegen tar 
Abt wird, (Artikel 23%): und., t. 

€) wenn ein abſichtlich mit Woeßſen — ‚Dies; 
bei: der That entdeckt, ſich dieler Waffen zur. Scwedung oder 
Mißhandlung wirklid bedient, oder fon ein auf der That 
eriappter Dieb, um das entwendete Gas: in Sicherheit zu 
bringen, an eine Berfon thätlig Hand angelegt hat. - 

.. Allerdings past die gewöhnliche Begriffeheftimmung ' bes 
Raubes nur auf den erftlen: Fall; altem. gerade weil das 
Gefe "die: Strafe des Raubes nicht auf; dieſen einzigen Fall 
beſchränken wollte, mußte’ es die Fälle, melde 46 als Raub 
beftraft willen ‚wolkte, ſpeziell Benmgeiinens dies. iſt in den 
Artiteln 233-235 gejchehen, wand hiebei wurbe inshefonderr 
noch bemexkt,: daß es in dem erſten Kalle gleichgültig ſei, 
ob der Thäter. feine habſüchtige Abficht/ erreicht Gabe nder 
nicht, und dag im. zweiten Falle darnuf nichte ankoͤmme, 
aus welchen Urſache Die Mißhandlung begangen worden, us 
vielmehr genüge, wenn der: hilfioſe⸗Huſtand des Bergewäta 
tigten als Gelegenheit zur Entwendung. benützt worden fei: 
. Wenn daher die Anyerheugen zum StGB. Pd. II ©.:150 
Nro. 9 fingen, daß es für: ben: Begriff de Raubes in der 
Wirkung gleichgültig fei; ob: die habſüchtigt Abſicht war dem 
Angrifft auf die Perſon oder während deſſelben oder durch 
denſelben entſtanden fet, ſo ſtehen fie mit dem. Negte des 
ala Teineöwegs. im’ Widerfpruche. 

Mit Unteht wird behauptet; . der. Ant. 234. wi. Iivdes 
St enthalte nur eine Filtion, eine Präjumtios, : bei 
welrher: idoer ‚Wegenbeweis ‚ausgefdloffen ſei. Wir eine 
Perſon vergewaltigt, und in diefem Zuſtande an ihren Sa⸗ 
chen eine Entwendung verübt, von dem: vermuthet oder ſin⸗ 
girt das Geſtetz nicht, "dag er fchen Bei. der Vergewaltigung 
die Abficht der Entwendung gehabt, ſondern daſſelbe erklärt; 
daß es Bier gleichgültig jei, welche Abfit- bei der 
Vergewaltigung zu Grande gelegen, und deshalb 
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wird der Beſchulbigte mit der Einrede nicht gehört, daß er 
wicht um des Raubes willen Me Mißhandlung begangen habe. 
Enthäaͤlt aber der Art. Ma, deſſen Faſſung allerdings 
feine gluͤckliche genannt werden bann; feine Filtion oder 
Präſumtion des Vorſatzes, ſondern ein für einen beſtiumten 
Fall gegebenes Strafgeſetz, ſo blieb er auch durch den im 
Artikel 1 Des Geſetzes vom 29. Auguſt 1848 ausgefprochenen 
Grundſatz unberührt; und daß gerade aus die ſem Grunde 
der Artikel 234 IH. I des StGB: -in dem erwähnten Ge— 
ſetze abſichtlich nicht aufgehoben wurde, beweifew: die Ber 
handlungen der SRICHRESHNGSAUSHHANE, wo die Sache ſpe⸗ 
Be sur Sprache iu: 
(Bergi. Berhandi, des OA. der — der ceeicho 
nathe Bo. I. S. 35, dann Beilage Bb.1S:33.3 . * 
Hienach konnte allerdings für den: Fall der Verneinung 
der erſten; die Merkmale des Artikels 238 enthaltenden, Frage 
eine zweite dahin geſtellt werden, ob ſich der Angeklagte des Ver⸗ 
brechens des Raubes IN. Grades dadurch ſchuldig gemacht habe, 
daß er an die Anna Leimberger gewaltthätig Hand angelegt, 
fie geſchlagen und ihr im dieſem Zuſtande der Vergewalti⸗ 
gung ein feidenes Tuch, das fie am Halfe trug, entwendet hat 
ad 2: Uber auch darin, dab ta her Frage Il dag Wort 
„entwendet” wicht nad der im Art. 200 Thl. J des StGB. 
gegebenen Begriffs heſtimmung in feine thatſächlichen Merk 
male aufgstöft wurde, kann ein Nichtigkeitagrund ‚bier nicht 
gefunden werden, da der Ausdruck: „entwendet“ ein gemein- 
verſtaͤndlicher ift, die im Geſetze gegebene. Definition: von der 
gewöhntichen: Anſchaunngsweiſe nicht abweicht, und ‚nach der 
Perbindung; in welcher das Wert in der. Brage H. gebraucht 
wurde, Tein Zweifel: ‚darüber. beſtehen lonnte, daß damit. bie 
rechtswidrige, eigenmädtige Zueignung des — 
gehoͤrigen ſeidenen Halstuches gemeint war. 
ad Z3. Nachdem die erſte Frage won den —E— 
verneint war, ſtand allerdings ſowiel feſt, daß die Bergp. 
waltignng der Anna Leimberger nit in der Abſicht ge⸗ 
ſchah, um an ihr eine Endwenbung zu begeben, fomit jener 
Fall des Raubes, weldheriin Art. 233 vorgefehen if, nicht 
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gegeben fei. Allein durch die Vermeinung. diefes nur in 
dem ebenerwähnten alle erforderlichen Requifltes war noch 
keineswegs die Anwendbarkeit des Artikels 234 ansge- 
fohlofien, da der dort vorgejehene Tall des Naubes gerade 
vorausieht, daß die Vergewaltigung aus irgend einem an⸗ 
deren Grunde geichehen, und dann an der Bergemwaltigten 
eine Entwendung verübt worden if. Wenn auch in einem 
folden alle Bergewaltisung und Entwendung, an ji 
betrachtet, nur polizeilih frafbar wären, fo folen fie 
doch als Raub dann beftraft werden, wenn fie daduvch, daß 
die dur die Vergewaltigung herbeigeführte hilfloſe Lage. 
als Gelegenheit zur Entwendung benützt werbe, in einen 
die Strafbarkeit orhöhenden Kauſalzufammenhang getreten 
find; und da die Frage II auch. alle jonftigen Merkmale des 
Raubes IH. Grades enthält, jo erſcheint Die.anf den Wahr⸗ 
ſpruch gebaute Bernitheilung volltommen gerechtfertigt.“ 


LX. 
Nächſter Verſuch des Meineides dur) Berben eines Dritten hlezu. 


Wie Bereits oben ®. 56 vorgefommen, war if Sachen 
gegen Georg und Katharina Köglmaier von Sallach 
wegen Meineides das Urtheil des Appellationsgerichts von 
Niederbayern von 4. Janitar 1853, wodurchdie Köglmaier'« 
ſchen Eheleute von der Anihuldigung freigeſprochen worden 
waren, vernichtet, und die Sache zur nochmaligen Verhand⸗ 
fung und Aburtheilung an einen anderen Senat deſſelben 
Berichtshofes verwiefen worden. Diefer hatte nun: den Georg 
Koglmaier wegen Verbrechens des fortgeſetzten nächfien Ber 
ſuches des Meineides zu einer. Arbeitshausſtrafe von dritt⸗ 
halb Jahren und deſſen Ehefrau Katharine Adglmaier. wegen 
Verbrechens des nächſten Verſuches des Meineides zu 2 jah⸗ 
riger Arbeitshausſtrafe verurtheilt. 

Gegen dieſes Erkenntniß hatten die asgimier ſchen 
Eheleute die Nichtigkeitsbeſchwerde wegen unrichtiger Ans 
wendung des Geſetzes eingewendet, und zwar weil‘ über 
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haupt ein ſtrafbarer Went, und eventuell weil der. nächſte 
Verſuch des Meineides angenommen worden fri. 

. Der oberfte Gerichtahof verwarf jedoch Die eingewendete 
Beichiwerde in feiner Sigung vom 15. Juli 1883 aus folgenden 
Gründen: 

„Der Behauptung, daß das Geſetz verletzt und unzichtig. 
angewendet erfiheine, weil ein ſtrafbarer Heat gar nicht hätte 
angenemmen werben follen, kann ohnehin nach Vorſchrift 
des Art. 252 des Geſttzes vom 10. Rovbr. 1848 eine rechte: 
lihe Würdigung nicht mehr zu Theil werden, weil in, diejer. 
Beziehung die in den von dem Beſchwerdeführer angegriffenen 
appellationsgerichtlichen Erkenniniſſen ausgefprocgene Mechts⸗ 
anfiht ganz in UNebereinſtimmung ſteht mit der Rechtsanficht, 
weiche. der oberfte Gerichtohaf in feinem das frühere appella⸗ 
tionsgerichtliche Erkenntnis vom 4. Januar 1852 vern ichtenden 
Erkenntniſſe ausgeſprochen hat, und über diefen Punkt ſonach 
von keiner Seite eine weitere Nichtigkeitsbeſchwerde zufäffig if. 

Es will zwar geltend gemacht werden, daß obige Be⸗ 
Rimmung des Art. 252 nur für das Verfahren bei Schwur⸗ 
geriehten gegeben: fei, und auf das DBerfahren bei Kreis- 
und Stadtgerichten ‚keine Anwendung finde, da dieſelbe im 
Art. 303 1. e. auch gar wicht aufgeführt ſei. Es handelt 
Rh Hier. aber nit non Dem, bezüglich der zur Zuſtaͤndigkeit 
der Kreis= und: Stadtgerichte gehiernben Verbrechen und 
Vergehen in erfler und zweiter Inſtanz einzuhaltenden Der» 
fahren, ſondern von den Berfahren bei dem oberften Se» 
richts hofe bezüglich einer dahin gebrachte Richtigkeitsbe⸗ 
ſchwerde, und tn dieſer Beziehung beſtimmt der Art. 363 1. & 
ausdrücklich, daß das Verfahren und die Entſcheidung über 
derlei Nichtigleitäbefchwerben ſich nach den über die Nichtig⸗ 
keitsbeſchwerden gegen bie Urtheile der Schwurgerichtshöfe 
gegebenen Borfchriften richte, woraus von ſelbſt fich ergibt, 
daf die Bekimmung .des Art. 252-1. c. auch in vorliegen- 
Der Sache zur Anwendung zu fommen hat. . 

‚Siena Tann es fi nur noch darum fragen, ob N 
daß die Strafgefeße über nächſten Verſuch auf Die in dem 
gegenwärtig angegriffenen appellationsgerichtlicken Erkennt⸗ 
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niffe feftgefeßten Thatſachen angewendet wurden, tine unrich⸗ 
tige Gefebanwendung gefunden. werden-fönne Gar urrich⸗ 
tig AR das Vorbringen m der Denklſchrift, als fei im dies- 
ortigen Erkenntaiſſe vom 4. Maͤrz h. Is. nur ein ontfern- 
ter Verfuh angenommen worden, und könne deshalb‘ audi‘ 
eine Uebereinftüumnng.:der im appellationsgerichtlichen und 
oberſtrichterlicher Urtheile "enthaltenen. Rechtsanſichten nicht 
angenommen werden. Denn einerjeits ſpricht ſich das oberſt⸗ 
richterliche Erkenntniß daruͤber gar nicht aus, ſondern es 
iſt Darin nur erörtert, daß die Anvendung bar Strafgefetze 
über Verſuch mit Unrecht untertaſſen worden iſt/ andererſeits 
aber kann auch immer nur mit Rückſichtenahme auf Die. in 
dem angegriffenen Erkenntniſſe gegebene Aufſtellung ber that⸗ 
ſächlichen Umſtände, an welche thatfaͤchliche Aufſtellungder 
oberſte Gerichtshof als Kaſſationahof gebunden iſt, bemeffen 
werden, ob die Strafgeſetze über — — ne 
Verſuch in. Anwendung ji Bringen: ſind. : 

: Ya: dem: appellationsgerichtlichen ee 29, 
Kpril h. 38. iſt thatfaͤchlich feſtgeſellt, daß Georg und Rus 
tharinn Köglmaier die Söldnersischter Maria MRetſchmaier, 
und erſteret noch den Taglöhner Georg Köglmaier in rechts⸗ 
widriger Abſicht angeworben und ‚beauftragt "haben, zu Gun⸗ 
ſten ihres wegen Diebflahleyerbrehems: im Unterſuchung be⸗ 
findliden Sohnes Anton Koöglmaier eine wiſſentlich falſche 
eidliche Ausſage zu machen, daß jene Beiden Zeugen in Fpigt 
jener Anwerbung. von: Seite dei Sbloner Köglmaier'jchen 
Eheleute wirfli zu Gunſten des Anton Köglmaier am 26; 
Novbr. 1851 beziehungsweiſe am 7; Inu! 1852." eine. wif⸗ 
fentlich falſche Ausfage bei ‚Gericht gemacht, : und: füch: zu 
deren eidlicher Erhaͤrtung erboten Haben, daß jedoch ber Uns 
terfuchungsrichter “ihnen den Eid wegen Verdachts des Mein« 
eides nicht abnahm, und. dag ſodann jene’ beideit Zeugen im 
fpäterer. Vernehmung vom. 14. Dezember 1851 und 11. März 
1852 ihre falfhen Angaben ohne alles Hinzuthun der. Kögl⸗ 
maier'ichen Eheleute zurückgen ommen und acc bie seaht: 
ai angegeben Haben, 7 4 

Es iſt damit feſtgeſtellt, daß bie Eoelonien ſchen Ehe» 
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leute ihrer: Sets. alles gethan haben, im das von’ ihnen 
beabfichtigte Verbrechen des Meineides in's Werk zu ſetzen, 
daß die geworbenen Zeugen daraufhin ſchom falſches Zeugniß 
abgelegt, und fi zu deſſen eiblicher: Trhärtung bereit erklärt 
harten, mithin. Schon in jener Handlung begriffen waren; 
durch welche das Verbrechen ſogleich und unmittelbar in Wirk⸗ 
lichkeit gebracht werden konnte, und kann fonach im Hinblicke 
auf die Beſtimmungen der Art. 60 und 61 Thl. J des StB. 
nicht gefunden werden, daß eine unrichtige Anwendung der 
dem’ beſagten Urtheile ————— Re en ; 
en ur we 
Cu 


4 


| ILxXI. 


Vachiberde zur EN de. Gefehei wegen anche Au⸗ 
= meffung ;hex Ghenie. einer. Röapernerlegung aus — Bedız 
‚ läffigkeit. | EN 
Der EN Bote Joſeph — — Priel 
wurde durch Erkenutniß des treis⸗ und Stadtgerichts Aichach 
wegen. Wergehens der' Abrpetverlegung bei aus grober Fahr⸗ 
läͤſſigkeit überſchrittener Nothwahr zu einer, durch Anweiſuug 
der Lagerſtätte anf bloßen Brettern und Entziehung aller 
warnen Spriſen jeden 3. Tag doppelt gefchärften, Gefäng⸗ 
nißſtrafe von 6 Tagen verurtheilt, und das Jk. Appellations⸗ 
gericht von Obetbayern hatte eine hiegegen vom: Staatsan- 
walte wegen: gu: geringer Girafuusmehung: erhobene Beru- 
fang verworfen. Hiegegen hatte der Verurtheilte Nichtigkeits⸗ 
befchwerde eingewenbet; und ber Staatsanwalt am oberſten Ge 
richtshof: Befchwerde zut Wahrung des Geſetzes wegen Verletz⸗ 
ung ‚der Art. 179: und 69: ZUR 4 TH. 1 des SGB. erhoben. 
Der oberfte Gerichtshof gab diefer Beſchwerde unter 
 Beiwerfung ber vom Verurtheilten eingewendeten Nichtig— 
kelesbeſchwerde in einem am 16. Full 1853 erlaſſenen a 
lenneniſe ans folgenden Gründen ſtatt. 

„Der Beſchuldigte ift des Mergehens Det — 
letzung bei aus grber Fahrläſſigkeit überſchrittener 
Nothwehr ſchuldig nerklärt, und in den Gründen erörtert, 
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daß objektiv das MBerbrechen der Körperverlebung erſten Gra⸗ 
des nah Art: 159 I. I des StGB. begründet vorliege, 
gleichwohl aber wegen der in Mitte liegenden Umfände die 
That dem Angefchutdigten micht als eine abfichtliche, ſondern 
nur als eine fahrläffige Koͤrperverletzung, fohin nur als Ver⸗ 
geben angerechnet werben Tonne, wohei fidh jedoch die Dands 
Iungsweije des Angefchnldigten als eine grobe Fahrläfigkeit 
daritelle. 

Hienach ftellt füch die dem Angeſchuldigten imputirte 
That als eine ſolche dar, welche, da gemäß Art. 179 Ihr. I 
des Strafgefebbuches für das betreffende Verbrechen ciniähr 
riges Arbeitshaus der niedrigfte Strafgrad ift, nad Art. 69 
Ar. IV 1. c. mit Gefängnig von 1 bis 6 Monaten zu be- 
Rrafen fommt, und es find fomit, da diefe Strafbeſtimmun⸗ 
gen nicht in Anwendung gebracht wurden, und der Ange. 
ſchuldigte zu einer geringeren, als einmönatlihen Gefängnig- 
ſtrafe verurtheilt wurde, bie uud: une AUGEN: 
det worden. 

In den Gründen zum befagten: appellativnsgerichtlichen 
Erkennt niſſe findet ſich zwar angeführt, daß im gegebenen 
Falle, wenn eine doloſe Körperverletzung: anzunehmen wäre, 
die Strafe wegen Mangels. eines Vorbedachtes nur in Ges 
fängnißftrafe hätte beßehen Fönnen, und demnach bie. Strafe 
im gegebenen Kalle nah Art. 69 Nr. V loe. dit. aus zumeffen 
geweien ſei. Allein der vworberührte . Mangel für fi 
allein genügt noch nicht, um no under den im Art. 7 bes 
Geſetzes vom 29. Auguft 1848 beftimmten niedrigen Straf: 
grad herabzugehen, und da. weitere hiezu erforderliche mil⸗ 
dernde Umſtände ıMicht konſtatirt find, fo konnte auch erwähnte 
Nummer V des Urt. 69 rechtlich nicht zur Anwendung ‚ger 
bracht werden. 

Die vorliegende unrichtige Gefepesenwendung bildet 
indeſſen für den Angeſchuldigten, da ſie ihm nicht zum Nach⸗ 
theil gereicht, Teinen Befchwerdeyuntt, und. da -der Staats⸗ 
anmwalt am FE, Appellationsgerishte kein Rechtsmittel einge- 
wendet hat, fo konnte aud: gemäß Art. 245 des SIR. 
vom 10. Novbr. 1848 das ergangene Urtheil nicht nernichtek, 
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fondern es mußte die won Joſeph Hörmann eingewendete 
Nichtigkeitsbeſchwerde verworfen und derſelbe auch in die hie— 
durch veranlakten Koſten und in eine Geldftrafe von 25 fl. — 
gemäß Art. 246, 274 und 363 1, 0. — verurtheilt, dabei aber 
der vom biesortigen Staatsanwalte zur Wahrung des Ge— 
fees erhobenen Beſchwerde zu Folge ausgeſprochen werden, 
dag durch das vom }. Appellationdgerichte von Oberbayern 
vom 25. Mai h. 38. in: obiger Sache erlaffene Urtheil das 
Geſetz verletzt worden fei.“ 


LXxI. 


Kaſſation wegen Mangels von Entfcheidungdgründen. Art. 326 des 
StPG. vom 10. Rov. 1948, (Deften, StPO. v. 29 Juli 

1853 $. 292. Preuß. BO. v. J. 1849 Art. 22, Sefeh v. 

3. Mai 1852 Art 31, 32. Hannov. StPO. $. 153. Thür, 
SPD. Art 2599. Kurheſſ. Geſetz v. 1848 9. 127. 152. 
Braunfhw. SPD. $. 92. Bad. SPD. (1815) $. 248.) 


Durch Erkenntniß des Kreis» und Stadtgerichts Amberg 
war Johann B. von Erbendorf von der gegen ihn erhobenen 
Anihuldigung des Nothzuchtverſuches freigefprochen worden, 
da, wie die Gründe dieſes Erfenntniffes befagten, durch Die 
Ausſage der Beſchädigten und eines vernommenen Zeugen 
die feſte Ueberzeugung nicht begründet werde, dag die That 
Aberhaupt geſchehen fel, indem aus diefen Ausſagen nicht 
zu entnehmen, daß Yon Seite des Beſchuldigten irgend 
eine Törperihe angewöhnlide Gewalt flattgefunden, 
fordern nach der Ausfage der Beſchädigten ber Befchuldigte 
fie bloß mit dem Arme umſchlungen und fie auf eine GSik- 
bank niederzubrüden verfucht habe, darin aber feine Anwen⸗ 
dung einer befonderer Pörperlihen Gewalt Hege. 

Gegen diefes Erkenntniß hatte der Staatsanwalt die 
Berufung ergriffen, weil nicht det Beſchuldigte wegen Ders 
fuches zum Verbrechen der Nothzucht verurtheilt worden war. 
Das k. Appellationsgericht der Oberpfalz und von Regend- 
burg hatte jedoch bie Berufung verworfen, und zwar lediglich 
deshalb, weil durch die im erfirichterlichen Urtheile angeführ= 
ten Thatumſtände und durch Dit Verhandtung in I: Inftanz, 


298 Aus den, Sihungen. des ſtaͤndigen Kriminalienates 


ſelbſt mit Müdäiht anf die wiederholte Vernehmung der Be 
Schädigten, im Zuſammenhalte mit den erhobenen übrig 
Umfänden die fehle Ueberzeugung wide begründet werde, 
dag Johann B. des in Trage fichenden Rentes: ich me 
gemadt habe. R- 

Gegen dieſes Erkenntniß hatte der Oberſtaatsanwalt 
wegen Mangels der Entſcheidungsgründe ſowohl bazüglich 
Der That⸗ als der Rechtsfrage, und wegen unrichtiger An⸗ 
wendung des Geſetzes — Art. 186 Thl. 1 des SIEB. — 
Nichtigkeitsbefchwerde eingewendet, und der oberfte Gerichts» 
hof vernichtete das angefochtene Erkenntniß in feiner 
Sitzung vom 16. Juli 1853 aus folgenden Gründen: 

„Die erfte Inftanz hat den Beichuldigten von der gegen 
ihn erhobenen Anſchuldigung freigeiprochen, weit fie annahm, 
dag die thatſächlichen Momente, welche das Gefeß zum Thate 
keitande des Verſuches der Rothzucht verlangt, nicht: gegeben 
feiern, fomit aus rein objeftiven Gründen. 

Nachdem in der Berufung: des k. Staatsanwaltes die 
Nichtigkeit diefer Annahme beftritten, und, bei der Berhands 
lung in zweiter Inftanz von dem k. Dbesfigatsanmwalte ing⸗ 
befondere hernorgehoben worden: war,: daß im vorliegenden 
Balle alle Merkmale gegeben ſeien, welche. das. Geſetz zum 
Thatbeſtande des entfernten Verſuches ‚zum Vexrbrechen der 
Nothzucht nah Art. 186, 57 und 62 Ihl. 1 des SER. 
fordere, — mar ed vor Allem : Pflicht des k. Appellations⸗ 
gerichts, ſich über dieſe Frage ſchlüffig zu machen, und je 
nah Beantwortung dieſer Brage in den Motiven des Er- 
kenntniſſes jene Gründe aufzuführen, welde mit. Rüͤdfficht 
auf die einjshlägigen Gelebeöftellen die Annahme oder Nichte 
annahme. einer ſtrafbaren Handlung an ch rechtfertigen: ſoll⸗ 
ten. Nur wenn das Apypellationsgericht, abwaichend von 
ber Annahme der erſten Inſtang, der Anſicht war, daß: die 
hat nad ihren durch big Verhandlung feſtgeſtellten Merk⸗ 
malen überhaupt unter das Strafgelek, fahr, kounte daſſeltze 
zur Beantwortung der weiteren Frage kommen, ob genügen⸗ 
der Bemeis vorhanden: ſei, daß. der Baſchuldigte Die ihm zur 
Laſt gelegte That begangen habe, and nach dem. Wortlaut 
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der Stelle in den Entiheidungsgründen, form.: „die fefte 
„Ueberzeugung nicht begründet wird, daß Johann 
„B. des in Frage ſtehenden Reates ſich ſchuldig 
„gemacht hat“, möchte es allerdings jcheinen, daß die 
Berwerfung der Berufung, fomit die Beftätigung der in 
L Yaitanz erfannten, Freiſprechung wegen Mangels des 
Schuldbeweijes erfolgt fei, in weldem Falle die ‚weitere 
Prüfung der Sache dem oberſten Gerichtshofe entzogen wärs. 
Allein die jener Stelle vorausgehenden Anführungen machen 
dies um jo zweifelbafter, als eine Sreilprehung wegen Mangels 
bes Schuldbeweiſes nur dann erfolgen Tonnte, ‚wenn 
das k. Uppellationsgericht, abweichend von der erſten Inflanz, 
das Borhandenjein eines firafharen Reates an fih annahm, 
hierüber aber in hen Gründen des Erkenntniſſes gar nichts, 
nit einmal der. einfhlägige Gefegartifel, fo. wenig. als im 
srfrichterlichen Erkeuntniſſe, enthalten, vielmehr ſich auf die 
im letzteren aufgeführten Ihatfachen und die übrigen erho⸗ 
benen Umßände, ohne —— jedoch thatſächlich feſtzuſtellen, 
bezogen iſt )/..— 

Anführungen, elle nur in die äußere Koi von Ente 
fcheidungsgründen gekleidet find, es aber: ungewiß laffen, ob 
die Entſcheidung aus. fub- oder ‚objektiven oder Überhaupt 
aus welchen Gründen erfolgte, fönnen auf. den Namen: 

‚Entjheidungsgründe" feinen Anſpruch machen, und 
genügen daher auch der Vorſchrift des Art. 326 > StPO. 
vom 10. November 1848 nicht. 

| Diejer Mangel, an Entſcheidungegründen macht in dem 
vorliegenden Falle auch Jede weitere Pruͤfung über die rich— 
tige oder unvichtige aumerung des N A & 


— — 


Vergl. Br IV e 383.u 840; €. Ve. 138 vB. 
Die Annahme Der erſten Inſtanz, daß bei bem Berbres 
Ken der Rothzucht zine ungemwöhnlide Gewalt erfor- 
derlich fei, laͤße fich nicht veditfertigen. “Der Art 186 Thl. J 
des StGB. ſpricht ganz allgemein von Nörperlicher Gewalt, 
undudie Anmerf. Bl 11 S. 63 fagen, der Etafluß der an« 
gewendeten Gewalt müffe nady den Verhältniffen der angrei« 
fenden und der angegriffenen Berfon, bed Orts nnd der Zeit 
der Röthigung bemeflen werden. Ein Fräftiger Mann wird 
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LXIII. 


——— Diebſtahl durch Oeffnen eines fremden Behältniſſes 
dem eignen Schlüſſel des Diebes. Art. 6 Rr. 3 der 
BD. vom 25. Mär; 1816. 


Dur Erfenntnig des Kreis» und Stadtgerichts Ange: 
burg war der ledige Söldnersfohn Johann Wenger wegen 
Verbrechens des ausgezeichneten Diebftahls im Zufammen- 
fluſſe mit dem Vergehen des Diebflahls, dann mit 4 poli⸗ 
zeilich ſtrafbaren Entwendungen in eine 21/, jährige Arbeits- 
hausftrafe verurtheilt, und bie von ihm bezfiglich des Schuld⸗ 
ausfpruches wegen Verbrechens des ausgezeichneten Diebſtahls 
eingelegte Berufung von dem kgl. Appellationsgerichte von 
Schwaben und Neuburg verworfen worden. 

Dagegen hatte der Verurtheilte wegen unrichtiger An- 
wendung: des Gefehes, weil mit Unrecht das Verbrechen des 
ausgezeichneten Diebftahls angenommen worden jet, die Nich⸗ 
tigfeitöbefchwerde eingewendet, welche jedoch der oberſte Ge— 
rihtshof in feiner Sikung vom 23. Juli 1853 aus folgen⸗ 
den Gründen verwarf: 

‚Was die rechtliche Eigenfchaft der That —— hat 
das Urtheil der IM. Inſtanz als feſtſtehend angenommen: 
„daß der — des beſchaͤdigten — ze ch zur Bet 


feiner ungemößntichen oder : Pefonbesen Rraftanftrengung bes 

dürfen, um ein ſchwächliches Mädchen zu überwältigen, unb 

doch wird Niemand zweifeln, dab wenn er baßfelbe in biefem 

- Buftande u ihren Willen zur Unzucht nötbigt, er fich 

des —RE ns der Nothzucht ſchuldig macht. Der gerin⸗ 

gere oder hoͤhere Grad der angewendeten Gewalt kann bei 

der Strafausmeſſung berückfichtigt werden, und es wird das 

Verbrechen ſogar zum zweiten und dritten Grad geſteigert, 

wenn die genothzüchtigte Perſon durch die verübte Gewalt 

an ihrer Geſundheit irgend einen Nachtheil erlitten hat, oder 

wenn fie an den Mißhandiungen geſtorben iſt. Art. 100 u. 189 

Ihl. dd StGB. — Eine auf die Verübung des Beiſchlafs 

gerichtete gewaltthätige Handlung muß immer vorhanden fein, 

und man würde in das entgegengefegte Extrem verfallen, 

. wenn man in jedem Angriffe auf die Schamhaftigleit einen 

— Verſuch zum Eee der finden 
- wollte, 


Ren Me (Kaffationshofte. an 


. ber.. „That mit, einem verſchloſſe nen Vorhaͤugſchloß verſehen 
war, daß der Angeklagte in der Abſicht, das in dieſem Koffer 
befindliche Geld ſich anzueignen, das fragliche Verhaͤngſchloß 
„mit ſeinem eigenen Schlüſſel, wiſſend, daß er es öffne, 
Aufgeſperrt, und daß er das darin borgefutfbene Geld mit 
„3. 8. 36 Ir. herausgenommen und für fich verwendet. hat, 
‚nuDb. dieſe Thatſachen erſchoöͤpfen die geſetzlichen Vorausſetzun⸗ 
„gen, des angeführten Art. VI Nr. 3 der Verordnung vom 25. 
März 1816 ‚zum Begriffe bes Verbrechens des ausgezeichneten 
Diebſtahls, deſſen ſich ‚derjenige ſchuldig macht, welder, um 
. fehlen zu fönnen, die in einem Wohnhaufe befindlichen Be⸗ 
hältniffe oder die Schlöſſer daran mit Inftrumenten, z. B. 
Sperrhacken, Dietrichen, nachgemachten Schlüſſeln oder auf 
‚andere unerlaubte Art, oder auch mit den rechten 
Scqchlüſ E ein, welche, er fi vorher heimlich oder mit Liſt 
verſchaffte, "geöffnet hat. 
Beni daher der Ungeflagte auch mit feinem eigenen 
Schlüſſel welchen er auf erlaubte Art beſaß, das verfperzte 
Vorhaͤngſchloß geöffnet hat, jo iſt dieſe Deffnung in der 
« allgemeinen Auffaffung des Gefepes eine unerlaubte, 
„weil es nicht der rechte Schlüſſel war, und weil der 
Gebrauch des fremden Schlüſſels einen gefährlichen Angriff 
‚zugleich gegen ein gewöhnliche. Verwahrungsmittel, enthält, 
woran der Umſtand nichts ändert, wenn auch der Befchäs 
digte mußte, daß der Schlüſſel des Angeklagten das Vor—⸗ 
bängichlog zu öffnen geeignet fei, indem er durch deſſen Ber- 
ſyerxung fein Eigentum hinreichend, gefichert hielt, und in 
‚Dem vielmehr von dem Beſchädigten das auf ihn ais Zim⸗ 
„.mergenoffen. oͤelebte Bertranen mißbraucht worden 


EN ae 


no" — a  R ; LxIV. en oo welt 
Barfchren Bei Dianginfäphbungen gegtu. Beamte. 
R "In der gegen Sc rg Beugler von Leutsdorf wegen 
Diebſtahls geführten Vorunterſuchung war der Unterſuchungs⸗ 
„NFichter, Fan dgerichtsaſſeſſor F., von dem k. Aypellaionsgericht 
Sitzungsberichte Bd. V Heft, . 20 


'302 Aus den Sipungen des fändigen Krlminalfenates 


"von Mittelfranfen in einen rheil der Azunge⸗ und unta⸗ 
ſuchungskoſten verfällt worden: 

Gegen diefen Ausfpruc Hatte” der nirletliichingericeer 
ſogleich nach Zuſtellung deſſelben Veſchwerde an den oberften 
Gerichtshof erhoben und dieſer vernth‘ tete auch in ſeiner 
geheimen Sitzung vom 23. Juli 1853 dem angefochtenen 
Beſchluß mit der Weiſung an das tgl. Appellatlonsgericht, 
"die Sache nad vorgängig eingeholter Verantworhirig” bes 
Anterſuchungsrichters von Neuem abzuurtheilen. Re 

Diefe Entiheidung erfolgte aus folgenden Erwägungen: 

1) „Daß die angefochtene Diszipfinareinfchtettung gegen 
einen kgl. Staatsdiener aus Veranlaſſung einer von dem⸗ 
felben geführten ſtrafrechtliche Vorunterſuchung in Gemaß⸗ 
heit der dem k. Appellationsgerichte nach $ ZT des drgani⸗ 
"chen Edikts über die Gerihtsverfaffung vom 24 Juli 1868"in 
peinlichen Sachen zuſtehenden Aufficht erlaſſen worden iſt; 

2) daß in Anſehung dieſer Disziplinargewalt in Straf⸗ 

fſachen das Strafprozeßgeſetz vom 10. Novembet 1848; wenn 
au hiedurch der Art. 16 Thl. II des SGB. aufgehoben 
wurde, nichts zu ändern beabſichtigt, vielmehr nach—Art“9 
Abſ. 2 im DVergleihe mit den Motiven zu dem Entwütfe 
dieſes Geſetzes allenfallfige Einfchreitungen gegen die Untere 
juhungsrichter ausdrüdlih an die fol. Appellationsgerichte 
verwiejen hat; daher auch zur Entiheildung in N. Inftanz 
in folhen Fällen nur der oberfte Gerichtshof in feinem ſträf⸗ 
rechtlichen Senate berufen fein fann; ’ 

3) dag das angeführte Strafprozeßgeſetz Vorſchriften 
über, das Verfahren in Disziplinarfachen nicht gegeben, viel— 
mehr die desfallfigen früheren Beltimmungen ganz unberührt 
gelaffen hat, hienach aber die Anordnungen des Ebifts, Bei- 
lage IX zur Verfaſſungsurkunde vom 26. Mai 1818 über 
die Berhältniffe der Staatsdiener insbefondere bezüglich ber 
BU DI: VIER in dew:g. 45, wenn 


8 auch nicht um einen Disziplinarbeſchluß mit ben 


en dolgen der 11° und 12 dieſes site Handelt, 
Anwendung finden 


müfl 
IT daß ‚biefe For reen in HEIM re 


2 in Mean: Denke (Acitionsho. 03 


19er Aumelauuag und Mtunfühneng den VHeſchwerde alkı gamahrt 
:98 Beinkihten: Nub, inbam ‚die: wedhigeitige, Meherngabe, Ran .Me- 
ſchwerdeſchrift bei dem kgl. Landgerihte Schwahadfatt hei 
‚ner. vumittelhau Höheren Ansbehorbe inſoferne genögt, als 
wer: da dieſe Worlage nach ENT tigen ik 
mer sefolgem Können; :.: 3 m ee 
8 Reit zwar mo $1 13 des amihikn BR pon 
ABA bie: ene Diazlovarſtraft ohne: ale Formlichteit ſatt⸗ 
‚sfludet:, dieſe Befimmanng : hen, ‚wenn. fie. quch; hej wiader 
wichtigen Disgiplinaufälen auzuwenden iſt, nicht im; den Art 
ausgelegt werden ſann, Daß ‚bie. Meftattung techtlächen Ge⸗ 
share 08 ein; SONDISTHERIE ——— atangefeht 
eg darf;/ RE 3 
by deſ jedoch⸗ Ans ; — pan Mittel⸗ 
— vor Erlaſſung den angefochtenen Digziylinarheſchlaſes 
mit Des Folge des Art. AbG. Ibl. 1: Bes SUB. den Be⸗ 
n: Ahwerdeführer nicht gehort hat; demngch fich; der — en 
+ Bunte erlaſſane Beſchluß u — Perth = a 
a Bee a e 
ee XV. mis 
Ba, ’En in Kür, Roftfcinälerung, , Art, » 
— J 7 — 
Wie bereits oben S. 140 een ‚ warn, der 
Mnterinöhnngigegen: dem Saliterbauer 30 feyh,. &sneibe 
ex won: Emerting Twegen Bergehens ‚der.: Amrtächrenkefeidi- 
gung das ‚vom 7. Aypsllationsgeriht man Oberbayern fie 
laſſene Urtheit wegen des darin enthaltenen. bedingten Graf 
ansfdruches dunch: Gberſtrichterliches Erlenartniß vom 34Murz 
8 wernichtet. und Die Sache zur: npchmaligenVerhandlung 
‚und: Mburtbeiluug at einen anderen Senat, deſſelben Ap⸗ 
—— mn ni 
7. DU8 mruerliche Urtheil hatte ‚die Bersfanguden Ange 
fhuldigten im Schuldausſpruche verworfen, die zuerfannte 
Strafe aber mittelt Anwendung doppelter Schärfung durch 





*) Bergl. oben Rr. 8, 85 und 41 d. B. 
20* 
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mEuwotifung pr Rigerfiitte uf’ bofſen Braten; ud Wat- 
—— des een an nee her⸗ 
tbgeſebt et ar 
‚Segen :diefes tell. Write bi —— 
* Mqhtig keits deſchwechsn amgenuendeb, uud bei Gtaatsan⸗ 
walt am oberſten Gerichtshof bei Berhandlungbder ‚Wache 
"18 Unregelmahigketten hefvorgehaben; daß in dea Sitzungs⸗ 
proͤtoͤtvile die Ableſung deo: Sinafenahfikktionsgenmriffes 
KRicht aus druͤcklich bemerkt, wir in dam: Keitor det Urtheiles 
Ni der Entziehung des Tleiſches — —* en: 
"Jan ſedem B..Vage? gemachtworden ſti. — 
Ber oberſte Gerichlshof verwarfein — — 
25. Juli 1853 die erhobene Beſchwerde, und' bezuͤglich vder 
Bbben bemerkten Ausſtellungen beſagen die:@ründe des oberſt⸗ 
richterlichen Erkennt niſſes Bolgendeg: . 0 rin 
"2. IndBefondere kann nicht' bezwlifelt werden, duß tinter 
den: Hetreffenben Alten fkitken;: weile. nad. Mem 
Sitzungsprotokolle in H. Inftanz: verlefen warden, ſich auch 
das Strafqualififntionszeugniß befand, da gerade die Nicht» 
beachtung dieſes ſchon vor/ Per! erfimaligen Aburtheilung zu 
den Alten gebrachten Beugnifies die Vernichtung des frü- 
heren Erkenntniſſes herbeigeführt hatte, und in bem neuer⸗ 
lichen Erkenntniſſe auf jenes Seugniß ausdrücklich Bezug 
genommen if: Bl ee rl 
31. &enfowenig Tann eine aneiäptöger Amanenbung. De Strnf- 
:gefepes, insbeſondere der Artikel MWrumd BOCHL I des StGB., 
datin gefunden werdeh, daß die zweite Inſtanz ide —** 
fung der zuerkannten ſtebentaͤgigen Oefaͤngnißſtrufe: durch 
:Aucweiſung der Rayerftätte auf bloſen Bräiern : und utzie⸗ 
chuug ben’ Meiſches ⸗hne dem Deiſagg: ‚an. jedem Ddritten 
Rage!’ angeordtiet hat, da dieſer Veiſatz kan: Ari 2%; c. 
nur auf die zweite Alternative Ber Koſtſchmülernug, naͤwlich 
ur die en aller Wardiek Swei ſem Bug ar 
en TE ee ee 
DR 6 
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a ILxvr BUT —— 
a ber Def un non Weite —* fan onisenden. Steh 
„Mrebe eiberd. Art. 416 2: 1b. St@ A h : 


ı Died: Grfenninif des Kreis ⸗ und Sl dwerichles And. 
bad war der Stadtfchreifer Miarl Hertling von Ip; 
hofen ‚wegen. des fortgeſezten Vergehens der Beſtechung zur 
Dienßentleſſung ‚und Derausgabe ber angenommenen, ea, 
ſcherke am die. Armenfaile. zu Iphofen verurtheilt worden. 
und: das E Apyrllationsgericht yon Mittelfraufen hatte die 
von demfelben hiegegen eingelegte Berufung verworfen. ., .., 
Bagegen hatte: des. Verurtheilte Die-Nichtigkeitöbefchmerder: 
eingewendet, und in einer von ihm felbft gefestigten, ſowie 
in einer man. feinem: Vertheidiger Übergebenen Denkichrift. 
mehrfache Germverfegungen, und unrichtige Anwendung deß 
Geſchhes als Yeichwerbegrände geltend ‚gemadt. . 

. Dex. aberſte Gerichtshof verwarf jedoch, die ebene, 
Veſchwerde aus folgenden, Gründen: a 

Was vorerſt 

A. die mon Michael Hertling ſelbſt in 1 feiner, 
Dentfärift aufgeßellten Beſchwerdepunkte ann 
belangt, ſa wird hie Nirhtigleit des angefochtenen .. 
IRRE IR Erkenutniſſes | 

1) zunächßt in der von ihm angefüßrten Thatſache 
— gemacht, dag in der affentlichen Situng vom 15. Juni, 
1853 ein Richter zur. Linken des Borfigenden faſt eine ganze, 
Stande laug im.tiefften Schlafe verſunken geweſen fei, in⸗ 
dem hiernach die; Formyerletzung des Art. 231 Ziff. J des, 
HRS. vom 10; Novbr. 1848 ‚gegeben ericheine, . welches 
wader. der Bier bei Vermeidung der Nichtigkeit verlangten, 
ununterbrodhenen Beiwohnung aller Richter unſtreitig 
mit bins deran körperliche Gegenwart allein, jondern auch 
ihre: geiflige Anmaelenheit und. Aufmerfjamkeit Mn den ‚Gang 
— begreife. 

Allein da über alle Bosgäuge in einer offentlichen Sipung 
nur allein das hierüher aufgenommene Protokoll Nachweis 
ze liefen .yeranag , dieſes aber in dem vorliegenden Falle 
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eine Konſtatirung der fraglichen Alkıtfache nicht enthält, und 
nicht einmal von einem hierauf gerichteten Antrage Erwähs- 
nang macht, fo kann dieſer Nichtigkeitsgrund bei: dent ober⸗ 
ften Gerichtshofe, der in feiner Eigenſchaft als Kaſſationshof 
nur auf die Wuͤrdigung bereits —— ro. be 
ſchtaͤntt iſt, feine Berüdfihigung finden. © 0 - 

2) Ein! weiterer Nichtigkeitsgrund und zwar — —* 
oben allegirten Artikels L31 giff. 8 with vom Beſchwerde⸗ 
führer darin dis“ gegeben behaubtet; daß er init ſeinem Be⸗ 
rufungsnachtrage vorm 02. Jaͤnker 1888: die Konzeffibns⸗ 
Geſuchs⸗Akten des WW. J. Würſching und eine abquittitte⸗ 
Rechnung bis Schneiderineiſters Michael: Metz zw Dan Ende 
in Borlage gebtacht habe, um hieraus die unrichtige Augabé⸗ 
dieſer beiden Perfonen in ihren früheren Vernehmungen und’ 
ſeine Privat handlungen näher an's Licht gut: ſtellen, daß 
jedoch die zweite Juſtaͤnz auf dieſe Vorlagen troßz feiner: 
wieberhoften offentlichen Bezugnahmen nicht eingegangen ſei, 
vielmehr eine ſpezielle Entſcheidung dieſer beiden Falle! 
gänzlich unterlaffen, und nur im Allgemeinen‘ u ah ohne 
dir übtigeh an: ſich verſchiedenen Falle — a mar 
am — ſlitie Entſcheibung erlaffeh' habe. . 

Ir Hefer Anführung' find jedoch die u 
der angerufenen Beftimmung des Ark: 231 Ars. S: nit im: 
Glifechteflen zu erkennen, Ba -diefe mut ſolche Zwlſchenan⸗ 
träge zum egenftande Bat, wellhe von eikein Angetiagten 
iM ‚Läufe der öffentfihen Berhanblung geheilt" worden, wwes= 
halb fie auf ein, die Entſcheidung in der Hauptſache betrv 
fendes Berufungsverkangen um ſo minder Anwerbung finden’ 
kann, als überdies auch das Sitzungsprotokoll von elucn 
hleher bezůglichen Antrage de’ ———— nicht die: 
riibefte Meldung macht. Ä 

"3, Dem dritten Befhrierböhuttte liegt die Behauptung 
einer unrichtigen Geſetzesanwendung zu Grunde, welche hart 
beruhen ſoll, dag der Angeklagte durch ein mit feinem sben‘ 
erwähnteh Berufungsnachtrage weiter vorgelegtes Jeugniß 
bes Sefanmıtmagifrats von Iphofen dei Ftadpseis geliefert 
Babe, daB etwaige "emüherattönen die My gleich allen 
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—— — „bei, Anſaßigmachungg- und, Konzeſſtong⸗ 
geſuchen für ſejne —— n zu Theil gewotz. 


den, zu den: fogenannten, Atome, — ‚Heinen, Ergöte 
lichleiten gehören, welche nach den nit zum Art. 447, 
Thl. 1 des SGB. Bd. 1 ©. 346,1, T.,den. fuba ternen 


Beamten bei vollendeten Geſchaͤften für ihre mechaniſchen 


Dienſtleiſtungen gereicht, werden fönnen, ohne eine eigent- 
liche Beſtechung zu, begründen, daß demnach auf jeine Hands 


[ungen fraft jener ibm von feiner Amts behoͤrde ausgeſtellten 


Ermachtigung der Begriff der Beſtechung keine Anwendung 
finde, ‚und daß johin, die U. Inftanz das Geſetz unrichtig 
ausgelegt habs, 

‚der in, dieſen , Anführungen enthaltenen, Behauptung 
einer unrichtigen Anwendung, des Art. 446 TpL, I des SGB. 
kann indeſſen eine, Beachtung gleichfalls nicht zu Theil wer: 


ben, da Die thatfächliche Feſtſtellung im appellationsgericht- 
lichen. Grtenntniffe ganz allgemein lediglich dahin, fautet: 


„Daß dei Angeklagte als funkt, Stadtihreiber zu Iphofen 
von mehreren Berfonen für Amtshandlungen im, Po⸗ 
lizeireſſort Geldgeſchenke angenommen babe,” und dieſe Kon- 
ſtatirung durch die Bezugnahme auf die betreffenden An— 
führungen im Urtheile der J. Inſtanz, welche den behaup- 
teten rein meshanifchen Charakter der Dienftfeiftungen nicht 
erlennen laſſen, auch vollkommen gerechtfertigt erſcheint, ſo⸗ 
hin an den erforderlichen Merkmalen zum Thatbeſtande der 
Beſtechung im Sinne, des Art. 446 Ihl, 1,,des StGB. um 
jo, weniger ein Mangel befteht, als nach Abſ. 2 diefes Ar⸗ 
tikels auch die ohne vorgängige Ermächtigung der vorgeſetzten 
Amtsbehoͤrde erfolgte Annahme eines Geſchenkes für eine 
bereits vollzogene Amtshandlung der Veſtechung gleichgeadhtet 
wird; endlih, da nirgends konſtatirt ift, daß dem Ange- 
ſchuldigten in dem einen oder, anderen Falle eine ſolche E—⸗ 
mädhtigung uur überhaupt, gelhweige rechtzeitig, zu Theil 
geworden fei, 

4) Ebenfo unbegründet ik, die in der weiteren Ber 
ſchwerde unterfellte Behauptung, daß die von ihm an die, 
Lolalarmenpflege zu erſtattende Exſatzſumme unrichtig — 
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net fei, indem’ insbefondere nicht ber dem Schuhmacherge⸗ 
ſellen Lechner bezahlte Preis der Stiefeln zu'Zz ſſ 30: r. 

fondern nur die etwaige Mehrbegünftigung in Aufreänung 
gebracht werden könne; denn nah dem thatſachlichen In⸗ 
halte des vom Appellationsgerichte lediglich in Bezug ge⸗ 
nommenen Urtheils der 1. Inſtanz ſteht feſt, daß Lechner 
dem Angeklagten ein baares Geſchenk von 1fl. 30 fr. ge⸗ 
macht und ihm außerdem auch die Stiefel — wenn gleich 
gegen Bezahlung von-3 fl. 30 kr. doch Immerhin nod um 
einen Gulden unter ihrene wahren Werthe Abertaſſen Habe; 
es iſt alfo hiernach die Beitehungsfutnme zu 2 fl. 30 fr, 
zu deren Erſatze die 1. Inftanz den Angeſchuldigten auch 
nur verurtheilt hat, allerdings ganz richtig berechnet worden. 

5) Endlich erachtet der Beſchwerdeführer das appella- 
tionsgerichtliche Erfenntniß auch noch darum für nichtig, weit‘ 
demfelben, der Vorfchrift des Artitels 326 des SIEG. ent⸗ 
gegen, Entſcheidungsgründe bezüglich det Thatfrage gänzlich 
mangeln, jene bezüglich der Rechtsfrage aber nicht ale techts⸗ | 
beftändig anzuerkennen. feien. 

Allein der erfte Theil, diefer Befchwerde findet feine 
zureichende Widerlegung in dem der appellationsgerichtlichen 
Beurtheilung vorangeſtellten Satze: „es ſei durch die im 
erſtrichterlichen Urthelle angeführten Momente allerdings die 
feſte Ueberzeugung begründet, daß Michael Hertling als funkt. 
Stadtſchreiber zu Iphofen von dem dortigen Kaufmanne 
Würfhing, Maurermeifter Sermann, Schneidermeifter 
Mep, Schuhmaher Lechner, Schneidermeifter Neder, 
Oekonom Mend und von dem Seilermeifter Hilyert für 
Amtshandlungen im Polizeireffort Geldgefhenfe angenommen 
und behalten habe, denn durch eine ſolche vom Gelege nir- 
gends unterfagte Bezugnahme und Aneignung der thatfäh- 
lichen Aufftellungen der Vorinſtanz iſt der Vorſchrift des 
Art. 326 in Anfehung der Thatfrage volltommen Genüge 
geleitet; fo viel aber die zweite Richtung der Befchwerde 
anbelangt, fo fält der den Entfcheidungsgründen bezüglich 
der Rechtsfrage gemachte Vorwurf ihrer rechtlichen Unhalt⸗ 
barkeit mit der theils von dem Angeflagten ſelbſt, theils von 
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feinem Vertheidiger vihobenen Befchwerde über die unrichtige 
Anwendung bes‘ Geſetzes in Eines zuſammen, und wird ⸗ 
außer dem diesfalls bereits oben sab Neb. 3’Angeführten — 
ſeine weitere Würdigung bei: der nachfolgenden SBräfing 
der vom Vertheidiger mifgeftellten Beſchwerdepunkte fütden. j 

Was außerdem“ der Wefchiverdeführer in ſeiner eigenen" 
Denkſchrift thelis in Anfehung: der beiden? Veſtechungsfaͤlle 
durch Delonom Mend und Seilermeifter Hilpert, theils "bes 
zügkich des früheren Buͤrgermeiſters Stoͤhr und über die 
ſonſtigen Lokalverhaͤltniſſe zu Iphofen?noch weiber: anfährt, 
laͤßt eine beſonderen Nichtigkeiks zrund überhaupt nicht ent» 
nehmen, und kann als ein den vorliegenden Erkenntniſſen ganz 
ftemdes Vorbringen von rein thatſächlicher Natur eine Bertik⸗ 
ſichtigumg von Seite des oberſten Gerichtshofes nicht auſprechen. 

B. Betreffend die vom Angeklagten ſelbſt in 
Bezug genomimene Denkſchrift des k. Advolaten 
Dr.Berlin, fo erſcheinen auch“ die hierin aufgeſtellten Ve— 
ſchwerdepunkte, welche lediglich darauf abzielen, den Mangel 
eines ſtrafrechtlichen Reates in dem gegenwärtigen Batke Rn 
Im tiögefannmt als undegrändet: - 

“1 Vor Allem kann dem Angeffagten die Eigenfänft 
einen öffentlichen. Dieners nicht aus dem Grunde beſtritten 
werben, well feine prowiforkiche Verwendung als Stadiſchrei⸗ 
ber von der f. Regierung von Mittelftanten nur auf--die 
Dauer einds halben Jahres genehmigt, für die weitere Volge 
zeit aber von einer vorgängigen Verichtserſtattung über feine 
Befähigung abhängig gemacht worden ſei. Denn abgefehen 
davon, dag nady den diesfalfigen Anführungen: der beiden 
Borinftanzen ' die ‘betreffende Hegierungsentfihliegung vom’ 
T. Auguſt 1846-in diefer Weiſe gar nicht lautete, Tondern 
vielmehr‘ die einftweilige Verweſung der Studtfchreiberftelle 
durch Sertling ausdrücklich genehmigte, und nur in der Ab⸗ 
ſicht auf die ſeinerzeitige definitive Beſtätigung die fragliche 
Berichterſtattung nach Umfluß eines halbes Jahres anorb⸗ | 
nete, ſteht unbefttitten fehl, daß der Angellagte — wie ihm 
hiernach auch wirklich oblag — feine Funktion and ned 
näch Ablauft diefer Zeitfriſt unbeanſtandet forigeſetzt habe. 
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. 84 faun daher vaon einer mitidieſem Zeitpunkte eingetretenen 
Erlöfhung ;diefer Funktion von ſelbſt feine Rede fein, viel⸗ 
mehr hat Seriling. mit der faltiſchen Toctführung her ihm, 
üpertragguen, Rerweſung alle jene Verpflichtungen anverän⸗ 
dert auf; fir behalten, die er bad, dexen Anutritte übernom⸗ 
men hatte, und ſeine damit; verknüpfte Eigenſchaft als öffent- 
liches Diener het ira nicht die nertngße Pperandernng 
erlitten. 137 

2): Daß — — Mangel, ‚eiyar auf diefe, Banftion. 
erfolgten beſanderen Berpflichtung des. Angeffagten qu dem, 
Thatbeßande der Veſtechung nichts. zu. alderjyen vermag, daß 
vielmebs Diefer Mangel auf. im Strafgeſekbuche bezeichnete. 
Awtigperbrergen. oder Bergehen ohne allen Cinfluß iſt, und 
die. eidlicht, Verpflichtung eines Stagtebeamten ‚ober .öffenk-, 
lichen Dienegs, nur als ein Peſtaͤrkungsmittel ber-.ohnedies 
ſchon durch ſeine Berufung, zu ſtaatsdienerlichen Funbtionen 
und durch deren Annahme von feiner, Seite übernommenen 
Vexpflichtungen erſcheint, iſt hereits in: dem qugefochtenen 
Erlenntniſſe der II. Inſtanz — gleihwig ſchan im. jentm ‚dei, 
Kreis⸗ und Stadtgerichtes Ansbach — genügend dargethau, 
und in ber Denftſchrift des Vertheidigers nicht, widerlegt 
warden, ba; nixgends vom Gelehe, die. Verpflichtung, eines. 
Stagte=. oder. oͤffentlichen Dieners zum Thatbeſtande ‚eines, 
Amtsverbrechens oder. Vergehens gefgzbert wird, und ing, 
beiondere aus der ypm Mertheidiger . des Angeflagten anges 
rufenen Stelle der Anmerkungen Bd. U. &,157 No. U, 
wenn fie auch Die jedesmal esfolgende eidliche Verpflichtung 
eines folden Beamten als die Regel vorausfept, ein — 
Grfordernig nicht von ferne abgeleitet werden- kaun. 

3) Ohne Erfolg wird endlich der Thatbeſtand des Ver⸗ 
gehens der Peſtechung aus dem Grunde angefochten, weil 
die Handlungen, für welche Hertling Geſchenke qugenommen, 
außer aller. Verbindung mit einem wirklichen Amts ge— 
Ihäfte gehanden Hätten, und jedenfalls feine genügenden 
Anhaltspunkte zu. der Annahme gegeben -feien, daß herfelbe. 
durch bie Annakına dieſer Geſchenke den Rechten Anderer. 
odes feinen wuheziygifektgn Amtspflichten habe zumider han 


des obere, Cerichtähnfes, (Fafatienghefet). Al: 


deist «wollen. : Denn it beiden Baziehungen iſt der, oherſte 
Geridhtähef wir Die thatſaͤchliche Feſtſtellung, der Ik und tes, 
ziehuugsweiſe I Inſtanz gebunden. welche aygbrüdiigh ‚dahin 
lauten, daß die fraglichen Geſchenke für Amtshandlungen: 
im Wolizeireſſort, alſo für ſolche Handlungen, ‚bezüglich, 
deten dem; ‚Angrklagten - die Eigenſchaft eines öffentlichen, 
Dieners wirküch zukam, demjelben ‚gegeben und npn, ihm. 
auch angenemmen werben, ſeien, — ejne Feſtſtellung, welche 
das; abfihtlihe Handeln gegen ART AAO, 
von: fette in ſich hit 10.0; 


IE A ö i | — PER, on ae R V — 
8 — der görperverlepu gl Grades. — Be ri der Ber 
ern ie. _ Art. — des EIGB.' ® M 


Am 1A. Juli 1851. war. Yuton Beiger vor Bertan' 
von dem lebigen, Gütlersfohne Gerpas Ern ſt von da durch 
einen. Wurf mit einem- Ziegelſteine in, der. Art; ap dem Kopfe 
verletzt worden, daß der Schuppentheil feines linken Schlä— 
fenbeines zexſchmettert worden, er in Folge dieſer Verlegung 
über SO Lage arbeitsunfähig, war, und. durch ‚Die. nothwen⸗ 
dig gewordent Trepanation einen Knochenverluſt von 3 Zoll 
Lange und 21, Zoll Breite, dann 9/ Bol, im Umfange 
erlitt. —* — That wurde Gervas Ernſt in Unterx— 
ſuchung gezogen und. von dem f, Kreis- und, Stadtgerichte 
Munchen wegen Verbrechens der, Körperverlepung II. Grades, 
verüht ‚ohne Ueberlegung und: Vorbedacht in aufwalfender. 
Hitze des Zornes, zur. Baar von 2 Jahren verz 
ustheilt. 2 

- Eine von dem Verurtheilten —— Bern 
— war vau dem Appellationsgerichte von Oberbayern ver⸗ 
werfen worden, und derſelbe hatte die Nichtigleitsbeſchwerde 
wegen unzichtiger Anwendung des. Geſetzes darauf. geftüßt, . 

» 4) daß angenommen worden, ‚der Beſchädigte fei, vers 
fümmelt worden, und es liege demnad das Verbrechen der 
Sörperverlegung IL Grades vor, und 

2) daß nicht geminderte Zurechnungsfahigkeit angenom⸗ 
men worden ſei. 
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Der oberſte Gerichtohf verwarf in feiner Gidung v. 
9. Auguſt die erhobene Beſchwerde ans folgenden Weäkben“' 
ad 1. i „Im Art. 180: Thl. 1’deg EGV. von Jahre 
1813 iſt ein beſonderer Begriff von Verſtummelnug Kühe. 
aufgeſtellt; ſolche iſt dann vorhanden, wenn jemand“ elnecs 
nothwendigen Theiles feines’ Körpers gewaltfam beraubt 
worden if. Da nun fefgeffeltifb, daß demn Anton Beißer 
dur Trepanafion, welche durch Den ihm zugefiigten: Stein⸗ 
wurf veranlagt worden, der angegebene Auochenverluſt verur⸗ 
facht worden, die Kontinuität des Schädelknöchens Aber aus: 
Anlag des Steinwurfes nicht Aufgehoben werden konnte, 
ohne den Anton Beißer der Integrität eines nothwendigen 
Theiles ſeines Körpers gewaltſam zu berauben, fo Hat An⸗ 
ton Beißer eine Verſtümmelung erlitten, wenn es gleich— 
wohl der Fall fein ſollte, daß dieſelbe Auferfich nicht ſogleich 
auf den’ erften Blick in die Augen fallen möchte, und IR” 
der Art. 180 Hl. I de8 Stss. auf die — — 
wendet worden. 
ad 2. will die — tZere haungefadigten auf 
den Zuſtand der Trunkenheit geftirkt werden. Das 't. Apr 
pellationsgericht hat hiergegen thatſächlich für begrändet bes 


funden, dag fich dafür, dag Gervas Ernſi bei der That in 


geminderter Zurechnungsfähigkeit gehandelt, keine Belege er⸗ 
geben haben, indem die Zeugenvetnehmungen nur eitten bus‘ 
Biergenuß aufgeregten Zuſtand, Teineswegs aber eine mehr 
zu 'berüdfichtigende Trunkenheit dargethan haben. Die’ Veſt⸗ 
ftellung hierüber gehört gemäß Artikel 3 des: Gefches vom 
29. Auguft 1848, die Abänderung des erſten Theiles des 
Strafgefephuches betreffend, zur Thatfrage, die Beurfheilung 
aber, ob eine Thatfache richtig hergeflellt worden ſei, IR 
nach Artikel 12 des Gefehes vom 4. Juni 1848, die Grund» 
lagen über die Gefeßgebung u. ſ. f. betr, der Zuſtändigkett 
des oberſten Gerichtshofes als Kaſſationshofes ehtzugen *).“ 


*) Bigl. Bd. IV. ©. 808 b. EB. Bezüglich des Begriffs ber 
Werunftaltimig. zug 9 f 
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ur ah reg 9 Dr? 
— ———— 
u Duxcht Erlanntnif Dad Kreis⸗ and Stadigemchi⸗ Strau⸗ 
— hie ladige Auwoleratocher Anua Maria Saut- 
—mea vrmKim wegen Verzehen4 deq entfernten Berſuches zum 
Meugehen des Diebſtehls im. Zufammenfluſſe mit 3, polizeilich 
„ſrafbaten Enterndungenszar Strafeeings äffentlichen Ver⸗ 
aacſes und Lnw natlichan Polizeiaxxeſteq verurtheilt weyrden, 
und das kgl. Aupalatiendgericht von Niederbayern hatte. bie 
hiegegen mon ı.dem Stganßanwalte wegen Nichtperurtheilung 
der MDeſchuldigken wesen. Werhrechens dei quogtzeichneten 
Dictbſtahls erhobene Berufung unter Nebamo eiſuns · der Koſten 
VBerufungainftanz auf die Staatslaſſe vpexwarfen. 
. Hingegen hatte der: KR ‚die Bihtigfeiter 
—2* arkaben, weil er 
: «Ja das Igl —E auf Die in den Cotſehei- 
—— * — — bepeekekten — 
st — epfännkein dæ Wirkeimiigen Bauſes Aula 
. aufeinander .gelegen und — mit, Querhalken > Bi 
.nı.. nen beſchwert geweſen | 
keine Mcſicht genammen —* ae WARTE 
-  Al.auf.die im ER un tom —* 
Er on 
daB von ken. Diebe, um. in das REITEN * 
‚Witgelm ‚einfeigen zu koͤnnen, das vorher im guten 
ni, ‚Bande befindliche und verſchloſſene Rrchhinbeidadt a 
gededt wurde, 
hc De Art. IV dex Beroadanungı vom 25, Bir, 1816, die 
— — BER: ben, ——— MER), — — 
— Wire... 
M. — ‚Baßenyunfte.der. En 24 er sun. zen 
' m Maevember ABAH analag and .- 
7 TV: ee rt ANNIE: U ai IR —* ange 
gewendet worden fei. nu : 
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Der oberfle Gerichtshpf prrnichtete in feiner Sigung 
vom 9. Auguft 1853 das Angelo gEeN. Erkenntniß aus fol⸗ 
genhen Gründen: BE Bel 

Au I. Nachdem der Staatsanwalt‘ am Yal. ateis und 
Siadtgerichte gegen das erſtrichterliche Urtheil / wegen unrich⸗ 
iger Anwendung des Geſehes veradfich:;der Eigenfchaft der 
par auf die ſeſtgeſtellten Thutſachen, ame ohnelazte angu⸗ 
Fechten, die Berufung eingewendet hatte, waͤr vie Auſtenz 
nach Art 339 mit Bezug” auf die Art. 310 bie IM: ıhes 
BE. vom 10. November 2848 nlt der werhfung‘ der. Kkt- 

And Rechtsfrage im volle m Unfinge nfage et . 1 Sr: 
Wat aber bie: erſte In ſtanzo in den Orfsrwungsgrhiden 
ihres Uttheits rhatſaͤchlich angenotmmen, daß! dis Legflhindeln 

vreifach“ aufeinander gelegen und außen⸗ mit Querbalben and 
Steinen eingeſchwert geweſenn ſelen, and Hab: dus Appella⸗ 
nonsgericht desfas ſich dahin ausgeſprochen, daß dieſe Um⸗ 
ſtaͤnde weder durch die Vorunterſuchumgsakien moch durchvas 
Sitzungsvrotokoll Beziehungsweiſe die Vormerlungen dis ſtadt⸗ 
gerichtlichen ProtokollſfUhrers Lonſtattſeien, Tunde Map tes 
immer zweifelhaft bleibe, wie ſie in die Entſcheidungẽgrinide 
gekommen, weshalbhierauf keine Rüulkſicht geionieren wer⸗ 
ven Anne; Te enthalten zwar bie Art. I mr Mezug auf 
Art. 209, dann Art. 317 des! angeſahrten⸗ Seſetzes die ein⸗ 
ſchlägigen Vorſchriften über-!sie Fahrung der Bkyurgspto- 
u 4gBölfe: und der. denſelben beizulegendenn Vormertungen des 

Protokollführers; ſoferne aber die Entſcheidungsgründe bes 
betreffenden Urtheils hievonn abweithen den Annahmen anthal⸗ 
u tfen, »muß letzteren; da ſie eine thatſachtiche Aufſteliuug von 
Sch des vrthellenden Gernhts vnthacien, er ein- 

geräumt werden. en 
1 iczienach hatte ch die weiter Iuſtau⸗ Hlctöinge Heimmnt 
Vnd! ausbrucklich datuber ausſprechen ſollen' / 1vb Bieſ erwachn⸗ 

ten Thatſachen als bewieſen oder als nicht bewiefen umge 
tt nommen; unbe dm: erſten Falle, welthe rechitichenn olgen ihnen 

beigemeſſen werden; es Hütte gucich Art: BY duo veiWänhten 
RVeſetesiAm Falle etneso Sgweifolbe hikiüber werſtohren Iſollen. 


Ay 


Allein abgefehen hievon wurde 1 „ie „-@: 
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pe oberſten Gerichtshofes (Ruſſattondhöfee) UBS 


— #. von "Seite ben ft. phrllatla nogeticqts · chatſuthieh fh 
‚erent: Are Sie : 
„duß vas Steffi zuvor gut und veiſchloſen be⸗ 
iehangewelſe unverfehrt, daß es "aber ſpaͤter aufgedeckt 
— geweſen⸗ und daßan der ktitiſchen! Stelke A bis 5. Schin⸗ 
vetn kosgemacht beziehungsweiſe 10 bis 2Schindeln 
weggenoinmen, Bahr 'duf — — vg ver⸗ 
N Sehen und keicht aufzulsſen waren;“ 

"reg wurde dieſet That tediglich "die Eigenſchaft aner Poizei⸗ 
Abertretnngheigelest, und der Erbrkerung hierüber als: recht⸗ 
"tie Schlußfolgerung beigefuigt/⸗ daß' ſich die Utderzeugung für 
"rs Daſein eines! vollfühtten Einbruches nicht ergeben habe. 
Mad Art. VERE: 3 der Rovelle vom W. März 1816 
liegt aber unter” ander‘ eine‘ Aus zeichnung des Diebſtahls 
por, wenn der Dich’, "um ſtehlen zu können, in ein Haus 
"Äingeßrodieit if); undmach dem Reſeripte v. 31.gaͤnner 1817 
ieh: Samuil. Sr. 159) iſt jede Gewalt⸗ ohne Umterſchied 
des Grades, zum Begriffe des aushtzezetchneten DIEBRABIS' Hin- 
reichend ; Angriffe auf die häusliche Sicherheit durch Verlegung 
der gewöhnlichen inneren oder äyßeren VBerwahrungsmittel — 
heißt es daſelbſt — ift das Waräkteriftiiche Merkmal des aus« 
gezeichneten. Diebſtahls, z. B. Einbrechen oder Auslöfen einer 
Fenßarſcheibe dem Aufbrechen einer Thüre gleich zu achten. 
“2 7 Mady Diefet‘ Ertaduterung aber feilt ſich die Wegnahme 
„der, Legſchindeln eines Daches behufs des Ejnſteigens, wie 
in U. Inſtanz feſtgeſtellt worden, allerdings als. ein Einbruch 
PR ein Haus dar, indem das Dad nicht blos ale. Schutz⸗ 
„mittel gegen die Witterung, jondern auch ale Verwahrungs- 
„mittel alfes deſſen, was ſich im Kaufe befindet, zu betrachten 
“ ‚it, wobei e8 gleichgültig bleibt, daß nur Fegſchin deln ent⸗ 
„fernt wurden, daß dieje nicht mit Nägeln öber auf’ ſonſtige 
Weiſe und nur durch Ineinanderfügen befeſtigt taten‘, weil 
„auch, ein, in ſolcher Weiſe konſtruirtes Dach als din‘ Ai’ dor⸗ 

„tiger Gegend gewöhnliches Berwahrungsmittel erſchelut. 
Derjenige endlich, welcher in ein Dach’ "äh Loch macht, 
und durch dasſelbe in das Haus ſteigt, verletzt unzweifelhaft 
das Dach und hiemit ein Verwahrungstmittel des Gaufes, 
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2% iin ‚lolcher. ein. gefährlichener Dieb, als, jener, weldger 
eine Fenſterſcheibe auslöf und darauf, ob hiezu eine .gräßere 


oder geringere Rraftanfirengung erfordert wisd, und ig Folge 


‚Yigfer eine Zerſtoͤrung einzelmer Theile entfteht, kaun es nicht 


aufsmpmen., indem jede den Zwei eines gewoͤhnlichen Ver⸗ 


wahrungsmittels aufhebende DBeränderung jeines Zuflandes 


als ‚cine Verletzung degjelben erachtet. werben muß. ., 

Hienach aber wurde von, dem fgl, Aypellationsgerichte 
auf die feſtgeſtellten Thatjachen bezüglich der Eigenjchaft der 
That: das Geſetz unrichtig apgewenhet; es mußte dag Urtheil 
desſelben nad) Vorſchriſt der. Art. .361 und. 363 mid Bezug 
‚auf Art. 230-de8 StPG. y. 10. Novbr. 1848 vernichtet, 
und die Sache zus neuexlichen Verbandlung und Aburthei⸗ 
‚lang: an einen andern Senat verwieſen werden. 

Zu IM und IV.; hiemit endlich fallen die weiteren. Bes 


sven. im. Koftenpuutte von ſelhſt⸗ We weil, mit Der 
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Nichtmitgabe eines Augenſcheinsprototolls in bag Berathungdzim- 
mer der Gefhmwornen. Art. 180 des StPG. v. 10. Nov 
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Durch Urtheil des Schwurgerichtshofes von Schwaben und 
Neuburg war der Dienſtknecht Anton Thürnhuber von 
Unterpechingen wegen eines Verbrechens des ausgezeichneten 
Diebſtahls auch der Summe nach Verbrechen und wegen eines 
‚Verbrechens des doppelt ausgezeichneten Diebſtahls zur Zucht⸗ 
hausſtrafe von 10 Jahren verurtheilt worden. 

Thurnhuber hatte hiegegen die Nichtigkeitsbeſchwerde ein- 
‚gewendet, und, der Staatsanwalt am oberſten Gerichtshofe 
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wegen Verletzung des Art. 180 des StiG. v. 40. Mapbr. 
1848 die Vernichtung des angefochtenen ange be⸗ 
antragt. 

Der oberſte Gerichtshof verwarf ſedoch in feiner Situng 
vom 12. Auguſt 1853 die erhobene Beſchwerde aus folgen⸗ 
den Gründen: 

. Das Sipungaprotofot enthält zwar eine Unregelmäfig« 
feit, indem darin der unter Ziff. 9 gezogene Geſchworne nur 
mit dem Zunamen „Schmid“ aufgeführt: ift, während laut 
der Gefchmwornenlifte unter den erfchienenen Gefchwornen. ih. 
ein Sofeph Anton Schmid von Steinbach (Ziff. 2) und ein 
Matthäus Schmid von Seeftall (Ziff. 5) befinden, ſo daf 
es ungewiß ift, welcher von biejen beiden Geſchwornen ‘das: 
mals in Funktion war; allein. diefe Ungewißheit ericheint 
unerheblich, theils weil Feine Ablehnung geſchah, theils weil 
feine ausdrädliche Beſchwerde nach Artikel 231 Biff. 16 des 
altegirten: Befebes ‚wegen etwaigen Mangels der perfünkichen 
Eigenſchaften des unter Ziff. 9 gezogenen SR exe. 
heben wurde, : 

:- ine. weitere Ungenauigkeit im Siungsprotofoile, — 
— beſteht, daß das Erkenntniß auf Anklage als vom 
— d. 38. datirt angeführt, während ſolches am 30. April 

38. exlaffen wurde, ift ebenfalls unerheblich, weil an bexi 
——— dieſes Erkenntniffes kein Zweifel beſteht. 

33 Da im Sitzungsprotokolle vorkommt, es ſeien die Atten 
mit Ausnahme der Protokolle über die Zeugen⸗ 
vernehmungen den Geſchwornen in's Beratfungszimmer. 
mitgegeben worden, und nichts darüber erwähnt ik, wie es 
mit dem Augenjcheinsprotololle des kgl. würtembergiſchen 
Oberamtsgerichts Ulm vom 6. Auguft 1852 über den Dieb 
ftahl bei Jakob Leibing, welches in ungertrennlicher Ver⸗ 
binbung mit Zeugenausſagen ſteht, gehalten, ob nämlich. das- 
ſelbe abichriftfih oder nah Berkiebung der Zeugenausſagen 
den: Geſchwornen ausgehändigt wurde, ſo fell nach Auficht 
des kgl. Staatsanwaltes am oberſten Gerichtähofe .eime Un— 
gewißheit. darüber beftehen, ob dieſes Augenfcheinsprotolsll 
den Beichwornen ausgehändigt. worden. fei oder nicht, und: 
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in. dein einen wie in dem andern alle nach Artifel 180 des 
SEO die Berlebung eister weſentlichen Foörmlichkeit des 
Verfahrens vor dem Schwurgerichtähofe vorliegen, indem im 
eufbenen. Dalle die Geſchwornen bei ihretr Berathung Zeugen⸗ 
ausſagen im Händen gehabt. hatten, deran Einſicht das Geſeg 
ihnen unbedingt verbietet, und im andern alle die Vor— 
ſchrift. des Art. 180, daß den Geichmarnen ſämmtliche 
Alten, ui Ausnahme der Brotalelie über die Zeugenver⸗ 
nehmungen, in's Berakfungdgimmer: wmigegeben werden BelleNz 
uacbeachtet geblieben wäre. 

Es tonnte jedech dem hierauf geſtützten — da 
Kal. Staatsanwaltes: am oberen Gerichtshufe auf Vernich⸗ 
tung dee won. Schwurgerichtshofe von Schwaben und Neu⸗ 
berg erlaffenen Urtheils vom 14. Juli 1855. nicht — 
Mochen werden, denn 

‚4. da in dem Sikungaprotololle vorkommt, daß Die 
Alten, mit Ausnahme: der Protalolle über. die, 
Zeugenvernehmungen, den. Geſchuarnen in das Be⸗ 
rathungszimmer mitgegeben worden feien, und das Protokoll 
des Al. wideteenbevgi ſchen Oberamtagerichas Ulm: vom .B, Aus 
guß; 1852 Zeugenvernehmumgen enthält; zwiſchen welchen die: 
Augerſcheinseiunahme vorkommt, To daß hiefer Beftaudthit 
Des PBntntolld von dem demjelben voran» und nahflehenden: 
Zeugenvernefswungen nicht getrennt.werden kounte, und eine 
worgenonunene Verklebung der Zeugenausſagen weder erficht- 
lich, noch im Sibungsprotoßolle, wie außerdem nothwendig 
bitte. geſchehen müflen, angegehem it, fo muß -unker. dieſen 
Umſtänden atgenommen werden, daf das erwähnte Protelckl,; 
gleich. Dem. übrigen ‚Beugenverneiungsprotofoflen, den. Gem: 
ſchwmorwen nicht mitgegeben worden ift, und das Gihungs= 
Protobolt:läpt daher hierüber ‚Beine: Ungewißheit übrig. . . 

:. 2. Dadurch, daß das mehterwähnte Protokoll, inſowein 
es die Augenſcheinsrinnahme betritt, den. Geſchwornen weder 
re, n och mit Verklebung der Zeugenausſagen mitge⸗ 
geben wurde, iſt aber eine weſentliche Foͤrmlichkeit nit ver⸗ 
legt, weil die Augenſcheinsverhan dlung von. 6. Auguſt 1852. 
hinfichtlich des bei Jakobi Leibing⸗ zu Ballenbeuf begangenen 


* 
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Diebflahls, wie im Sitzungsprotokolle ausdrüdtich bemerkt 
if, in der Öffentlichen Sitzung vorgelefen wurde, und daher, 
die Geſchwornen hierdurch von dem Kiefultate ded Augen⸗ 
ſcheins volfländige Kenntniß erlangt haben, fo daß fie auch 
in diefer Hinſicht, wie fih gezeigt hat, it Den Stand gefeßt 
waren, den Wahrſpruch zu ſchöpfen, ohne Bei ihrer Berathukg 
der Einſicht des Augenſcheins⸗Prokokölls zu bevürfen, was 
fie ſchon dadurch zu entnehmen gaben, daß von ihnen bie 
Mitgabe desſelben nicht ausdrüͤcklich verlangt wurde. © 
Da ſich auch im Uebrigen ergeben hat, dag alle weſent⸗ 
lichen Formlichkeiten des Prozeſſes beobachtet worden find, 
ingleihen, daß das Geſetz auf die dutch Den Wahrſpruch feſt⸗ 
geftellten Thatſachen richtig angewendet worden” it, fo war 
die Nichtigkeitsbeſchwerde des Ariton Thurnhuber zu vers’ 
weten. ) ) = ur 


*) Nah Art. 171 follen die Geſchwornen bei Abgabe ihres, 
' Wahrſpruches nicht Nücfiht nehmen auf eine beftimmte Anz 
zahl oder befonbere Befchaffenheit von Beweismitteln, fondern; 

fie ſollen ſich Tediglih von der Ueberzeugung leiten, laffen, . 
welche fie durch eine gewiffenhafte Prüfung aller für und“ 
gegen den Angeklagten vorgebrachten Beweiſe erlangt: 
haben. Es muß daher. den Geſchwornen in der ‚öffentlichen, 
Sitzung das ganze vorhandene Material vorgeführt werden, 
und auf dad Hier Gehörte und Gefchere fol fih- 
ihre Meberzeugung won der Schuld ‚oder Nihtihuld des An- 
geflagten gründen. Confequent wäre e8 daher, den Ges 
jhwornen in ihr Berathungszimmer aus den Alten gar 
—nichts mitzugeben, denn dann könnte man ficher fein, daß 
der Wahrſpruch nur der Ausdruck ihrer durch die Vorgänge 
in der Öffentlichen Sitzung gewonnenen Ueberzeugung iſt. 
Da jedoch beſonders bei laͤngern Verhandlungen, möglicher 
Weiſe manches hievon dem Gedächtniffe der Geſchwornen ent— 
ſchwinden Farm, geftattet der Art. 180, denſelben ſämmtliche 

- Akten mit Ausnahme der Protokolle über die Zeugenderneh- 
mungen in's Berathungszimmer mitzugeben. Hiebei verſteht 
es ſich aber von ſelbſt, daß hierunter nur jene Aktenptodukte 
u verſtehen find, deren Inhalt in der öͤffentlichen Sitzung 
Aundgegeben würde; denn was nicht Gegenftand ber 
üöffentlichen Verhandlung war, darf aud bei Fällung des 
Wahrſpruches wicht berückfichtigt werden; anderer Seits kann 
ber auch daraus, daß ein in öffentlicher Sizung kundgege⸗ 
benes Attenprodutt den Geſchwornen nicht mit in das Be⸗ 
rathungs zimmer gegeben wurde ein‘ BER eitsgrund nicht 
entnommen werben, da die Geſchwornen den Inhalt"desfel- 
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Ausgezeichneter Betrug durch Privaturfundenfälfhung. — Art. 266 
Thl. J des StGBB. 


x · 


J Des ledige Maurergeſelle Johann Scheer von Seß— 
lach, ſchrieb Namens der Hafnersfrau Marie Maeusl von 
da einen mit dem Datum 2. Febr. (ohne Jahreszahl) ver=' 
ſehenen, mit der Anrede: „liebe Schweiter” beginnenden und 
mit „Schweiter Maria” unterzeichneten Brief, in welchem. 
die Briefitellerin in angeblich augenblicklicher Geldverlegenbeit 
ihre Schwefter erfucht, durch dieſen Boten ihr Afl. zu fchiden, 
und. brachte dieſen Brief um Lichtmeß 1853 der Bauersfrau 
Dorothea Schwinn in Pfarrweilah. Von diefer erhielt 
er 54 fr. oder 1 fl., welches Geld er, da er den falfchen. 
Brief, um ſich betrüglicher Weife Geld zu verfchaffen, ge 

ſchrieben hatte, für fich behielt. u 
.Nach verhandelter Sache hatte das Kreis» und Stadt: 
gericht. Bamberg den Iohann ‚Scheer von der Anfchuldigung 
des Verbrechens des Betrugs durch Fälſchung einer Privat- 
urkunde freigeſprochen, und denſelben in eine polizei⸗ 
liche Strafe wegen Betrugs perurtheilt, annehmend, daß ber 
ftagliche Brief nicht als Privaturtunde im Sinne des Art. 
266 Thl. I des StGB. betrachtet. werden könne, well der 
ſelbe, abgefehen von dem Inhalte, ſchon aus formellen Män- 


ben, wenn er von„Nelevanz ift, auch ohne diefe Mitgabe 
berüdfichtigen müffen, und diefelben im Falle des Bedürfens 
ſelbſt die nachträgliche Mittheilung verlangen, fünnen. Nur 
die Protokolle über Zeugenausſagen ſollen nicht-mitge- 
geben. werden, weil,. wien die - Motive - zum. Gefegentwurfe 
jagen „ ‚die mündliche Verhandlung das. eigentlihe, beſtim— 
mende, Moment für: die, Entſcheidung fein doll... Allein auch 
dann, wenn. dieſes PBrotofoll in öffentliher Sitzung verlejen 
wurde, oder der dajelbit: abgehörte Zeuge lediglich, dad wie- 
derholte, was in feiner, frühern, protofoflirten Ausſage ent= 
halten. ift, kann die Mitgabe eines ſolchen Protofold Fei- 
nen Nichtigkeitsgrund bilden, weil: die Geſchwornen dadurch 
fein fremdes , jondern nur ein ihnen „bereits. aus der öffent— 
lichen Verhandlung bekanntes Material für ihre Entfheidung 
erhalten. ., Die, Nichtbeachtung des Ark. 180 iſt daher auch 
nicht unter den wefentlichen, Sormverlebungen des Art. 231 
aufgeführt, — 
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gehe im Eivitprogeffe als Beweismittel nicht benicht werben 
ꝝRönne, da’ Datum und Unterfehrift nicht vollſtaͤndig ſeien, 
bie Adreſſe gaͤnzlich vermißt werde, ferner der Bote und: die 
Schweſter weder namentlich, noch fon näher bezeichnet ſeien, 
was um fo unerläßlicher geweſen ſei, als Marie Maͤusl 
und Dorothen Schwinn nach mehrere Schweſtern hätten. 

Eine biegegen von dem Staatsanwalte erhobene Be- 
rufung war von dem fol: Appellationsgerichte von Ober - 
“ franfen verworfen und hiefür angeführt werden, es begründe 
zwar der Mangel der Jahreszahl im Datum feinen wefent- 
lichen Fehler des Dokuments, auch fei in den Briefe die 
Beauftragung des Boten zum Geldempfange — das Man⸗ 
datsverhältniß — genugjam ausgedrüdt; allein wenn, unter 
det Vorausfehung, daß über die Berfon der Adreffatin- Tein 
Zweifel beftünde, auch die angebliche Abſenderin des Briefes 
genügend bezeichnet anzunehmen wäre, fo komme doch über 
die Adreffatin in dem Briefe gar nichts vor, alo die Ueber⸗ 
Schrift „tiebe Schweſter,“ was um fo ungerügender erfcheine, 
als dieſe Bezeichnung überhaupt für eine beſtimmte Perfoh 
gar keinen Anhaltspunkt gebe, hier aber um ſo weniger, weil 
die Damniſtkatin Dorothea Schwinn mehrere Schweſtern habe; 
wenn auch eine Urkunde Über das ganze Rechtsverhäaͤltniß 
nicht vollftändigen Beweis zu liefern brauche und es genüge, 
wenn nur ein Theil der das Nahtsverhältnig begründenden 
faktiſchen Momente durch die Urkunde erprobt werden könne, 
fo müſſe doch aus deren Inhalt fowohl der Berechtigte als 
der Verpflichtete zweifellos zu erkennen fein, weil außerdem 
die Urfünde dem Kläger, der fich auf deren Inhalt beziehen 
wolle, gegen einen beftimmten Beklagten niemals als Ve⸗ 
weismittel dienen koͤnne. 

Gegen dieſes Urtheil hatte der Oberſtaatsanwalt am tat. 
Mpyellationsgerichte die Nichtigkeitäbefchwerde ‘wegen Nichtan⸗ 
wendung des Art. 266 Thl. J des StGB. auf die in dem 
Urtheile feſtgeſtellten Thatſachen erhoben, und der oberſte Ge⸗ 
richtshof vernichtete in: feiner Sitzung v. 13, Auguſt 1853 
das angefochtene Erkenntniß aus folgenden Gründen: 

„Wenn auch der fragliche Brief weder den vollen Nas 
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men Der angeblichen Priefkellerin, noch uͤberhaupt ben Namen 
der Schweßer derſelben, als Adreſſetin, enthält, fo iR « 
Doc, feine Abficht vorausgeleht, zu dem Peweiſe tamgligg, 
daß bie Sqhreiherin des Briefes ihre Schweſter angewieſen 
habe, dem Ueberhringer deſſelben eine Summe Geldes für 
fie als Darlehen zu übergeben, indem zu dem vollen Be 
weile des Schuldverhältniffes der Schwinn an die Mäusl 
und des Mandatg der Maͤusl für Scheer nur noch der, im 
Falle der Nothwendigheit, auf andere Weile zu erbringende 
Beweis erforderlich iß, dab Maria Maͤusl jenen Brief duch 
Scheer an ihre Schweſter Dorothea Schwinn gelendet habe. 
Da nun, wie an das Tal. Appellationsgericht in feinen 
ründen angengmmen hat, zum Begriffe einex Privatur⸗ 
funde im Sinne der Urt. 266 Thl. I des SIEB. und des 
Meſtripis vnm 26. Rovhr. 1816 (Lith. Samml. Nro. 156) 
nicht erforderlich iſt, daß die Urkunde den gefammten Rechta⸗ 
auſpruch zur gerichtlichen Geltung im Beweisverfahren allein 
zu hringen nermöag, fordern eine zum Bewetſe des Rechts- 
perhaͤltniſſes überhaupt, fomit auch nur theilweiſe taugliche 

Ghripfur den Peariff einer Privaturlunde erihöpft, fo wurde 
der Urt. 266 Ihl. I des SGB. jrrigerweiſe auf die — 
Helſten une nicht Be in 


LXXI. | 
 ‚Erehung einer Sefängnißftrafe im Zwangbarbeitshauſe. 


Durch Yrtheif dg8. Kreis» und Stadtgerichts Nürnberg 
ar ber hedige Dienſtknecht Michael Haufmer non Cbenried 
wagen zwaier sinfadher, Diebfiahlsr Vergehen in eine neun- 
monatlihe, in einem Zwangsarbeitshaufe zu erſtehende Ge 
fnguißfkrafe. yerustheitt worden, und das Appellationsgericht 
uon Mittelfranken hatte die hiegegen von dem Verurtheilige 
hauptlächlih wegen Erſtehung der Strafe in einem Bmange- 
arbeitshauſe eingewendete Berufung verworfen. | 

Der Beſchuldigte hatte ſofort die Nichtigkeitsbeſchwerde 
erhoben, weil er bie gegen ihn quegeſprochene Strafe als 
au bad gegriffen erxachtetz; der oherfie Gerichtshof ver- 


pen hofts (Kufſativnehofed). 328 


warf jedoch in feiner Sigung vom 19. Auguſt 1853 die 
erhabene Beichwerde und nerurtheilte den Befchwerdeführer 
in eine weitere, vor feiner Ablieferung in das Zwangs⸗ 
webettähaug zu erſtehende, Gefängnigfrafe von 8 Tagen. 
Die Gründe des oberftriihterihen Santa? beſagen 
Bofgendes: 
„Bei. der. nad Art. 361 des StP®. vom 10 November 
1848 angepellten Prüfung, ob das Strafgeich auf die 
gegen ben Beichulbigten feſtgeſtellten Ahatfaden richtige 
Anwendung gefunden habe, Hat fich ergeben, daß der 
Art. IV der Berordnung vom 23. März 1816 und Art. 198 
und 109 Thl. 1. des StGB. richtige Anwendung gefunden 
baben, zumal aus ber gefihebenen Zumeſſung der Strafe 
innerhalb der gefehlichen Schranken nah Art. 232 febten 
Abſaß des SIPB. vom 10. Rovemher 1848 ein Nichtigkeits⸗ 
grund ‚nicht entnommen werben Tann, und binfichtlih der 
Erſtehnug der Strafe in. einen Bwangsarbeitshaufe in dem 
Urtheile I. Inſtanz, auf welches fih jenes der. V. Inſtanz 
in Ihatfächlicher Beziehung Rüdt, konſtatirt iR, dag Gaupner 
nah dem Inhalde des Voralten, deſſen Kundgabt im dem 
Gigungsproistolle hei. Borkefung der ‚Lenmundserhebungen“ 
bemerkt ift, fi zur Erſtehnug der Strafe in einem Zwängen 
arbeitohnuſe eigne“, was abe thattächtithe Annahme zut 
Auwaendung des’ Ast. 3 der Vetordnung vom 28. Novem⸗ 
der 1846, Die Bwangsnrbeitsgäufer betr. (Hegierungsblatt 
©. 886 u. f. Stüd 44), ald dem hier einſchlaͤgigen Gefehs 
genügt, Indem ‚Hierin auch die Annahme, dag Gaußner 
feinen Leumunde und ben wider ihn bereits frühet vollzo⸗ 
genen polizeilichen Maßtegeln nad) für ein Zwangsarbtits⸗ 
haus; „retf". fei, liegt, zumal er nad dieſen Vorabkten 
fon 4 Monate in einem Zwangsarbeitshauſe polizeilich 
dennirt war, und die im Jahre 1851 gegen ihn wegen Dieb» 
ſtaht vergehens erlan ute Geſtugnißſtrafe von 6 Monaten sie 
Mus ir eimem Arbeitshauſe erſtauden hat.*) - 
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. LXXI. . ou 
en wegen unrichtiger — der geſetlichen Bei 
mungen über Erpreffung. Art. 242 Thl. I ded StGB. 

Die Poſtillonsfrau Margaretha Müller von Ahiers- 
heim Hatte von dem Iedigen Gaftwirthsfohn Ehrifian Hagn, 
mit welchem fie einmal den Beifchlaf gepflogen hatte, dur 
Bedrohung mit Klagftellung vor Gericht und anderen beäng= 
ſtigenden Zudringlichkeiten für fih und ihr Kind Alimenten 
und Entihädigungsgelder fih zu verſchaffen gewußt, und 
diefe ihre Nöthigungen zu Zahlungen mehrere Iahre, feibit 
nachdem fie im Jahre 1849, nach Empfang von 30 fl. eine 
Urkunde unterzeichnet hatte, worin-fie fi eine weitere Au— 
forderung an Chriftian Hagn nicht mehr zu flellen verbiud« 
lich gemacht Hatte, fortgefeht, ja ſelbſt dann noch Geld von 
Chriſtian Hagn verlangt, nachdem fie, von demſelben zur 
Klagſtellung provozirt, durch das k. Landgeriht  Wundfiedel 
zu ewigem Stillſchweigen mit ihren Anſprüchen verurtheikt 
worden war. 

Margaretha Müller, welche von. ihrem Ehemanne nicht 
getrennt lebte, hatte diefem ihren Umgang mit KChriſtiau 
Hagn, fowie die an denſelben verübten Zudringlichkeiten bis 
um Dftern 1852 verfchwiegen, und felbft geäußert, daß das 
Kind, ‚bezüglich deſſen fie die Anforderung an. Chriftine 
Hagn gemacht, nicht von: diefem erzeugt, fie ‚vielmehr. zur 
Zeit des Beiſchlafes mit ihm ſchon von ihrem u 
ſchwanger gewefen ſei. 

Nah Durchführung der gegen Margaretha Müller wer 
gen Verbrechens der Erpreffung eingeleiteten Borunterfuchung 
hatte das k. Kreis- und Stadtgericht Bayreuth auf Ein» 
kellung des Verfahrens erlannt, und das Appella⸗ 
tionsgeriht von Oberfranfen hatte die. hiegegen von ‚Dem 
Staatsanwalte ergriffene Berufung aus dem Grunde ver⸗ 
worfen, weil der Beichädigte, Chriſtian Hagn, felbft einbe⸗ 
kannt babe, mit der Margaretha Müller Beiihlaf gepflogen 
zu haben, und feine genügenden Anhaltspunkte gegeben 
feien, daß die fragliche Schwängerung dur ihn nicht habe 
erfolgen koͤnnen, ſonach aud nicht angenommen, werden 
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konne, daß Margareta Müller durch eine falfche Angabe 
secheswidrig einen Vortheil fih zu verfchaffen gefucht habe, 

‚Hiegegen hatte der Oberſtaatsanwalt die Nichtigkeits— 
befchwerde wegen unrichtiger Anwendung des Gefehes erho- 
ben, und ber oberfte Gerichtshof vernichtete in feiner 
Sigung vom 20. Auguft 1853 das angefochtene Erfenntniß 
unter Verweiſung der Sache in feine geheime Sitzung zur 
weiteren Beichlußfaflung aus folgenden Gründen: „Der Art. 
242 Abſ. 1 Thl. J des StGB. verordnet: Wer durch Furcht 
kuͤnftiger Mißhandlungen, oder durch Bedrohung mit Ver—⸗ 
läumdungen, Klagen oder Denunziationen, mit Ablegung 
oder Nichtablegung eines Zeugniffes und mit anderen der- 
gleichen beängftigenden Zudringlichkeiten fih einen rechtswi⸗ 
drigen Bortheil zu erpreffen juckt, fol nicht nur des er= 
langten Vortheils verluftig fein, fondern auch nah Größe 
der erwieſenen Bosheit, Schwere der Drohung und Wide 
tigkeit des beabfichtigten Vortheils in eine einjährige bie 
wierjährige Strafe des Arbeitshaujes verfallen.” 

Unter dem Merkmale der Rechtswidrigkeit des Vortheils 
verfteht nun aber das Geſetz ‚nicht, daß derjelbe nur durch 
falſche Vorgaben erſtrebt werde, ſondern daß die in dem 
angeführten Art. 242 bezeichneten Handlungen im Bewußt⸗ 
ſein der mangelnden rechtlichen Befugniß zur Geltendmachung 
des Anſpruches, ſelbſt wenn er auf wahre Thatſachen ge= 
üßt werden wollte, vorgenommen werden. Da nun das 
k. Appelationsgerisht in feinem Erkenntniſſe, ohne auf das 
Ergebniß der Borunterfuchung. weiter einzugehen, ſich ledig⸗ 
lich darauf bezogen hat, daß nicht angenommen werden 
könne, daß Margaretha Müller dur eine falfche Angabe 
rechtswidrig einen Vortheil ſich zu verfchaffen fuchte, fo wurde 
das Geſetz unrichtig angewendet, daher. nah Art. 66 Nr. 1 
bes StPO. vom 10. November 1848 das Erfenntniß des 
t. Appellationsgerichts vernichtet, und die Sache nah Art. 
69 Nr. 1 des zitirten Gefebes in die geheime Sitzung des 
oberften Gerichtshofes verwieſen werden mußte*). on 


.*) In der geheimen Sitzung wurde "fofort die Sache in bie 
oͤffentliche Sizung des Kreis⸗ und Stadtgerichts Bayreuth 


- 
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LXXIII. 


Ausgezeichneter Diebſtahl burh Erbretung eines „Bonbräfens 
ig f. g. Mählſtübchen. Urt. VI Re. 8 der DD: RB. 
1916. 


Durch Urtheil des Schwurgerichtshofes von Oberbayern 
war der ledige Bauersjohn Georg Rutzner von Vorauf 
wegen eines in dem bewohnten Mühlgehäude des Müllers 
Sommerau zu Frauenftadt nad) vorgängigem Einfchleichen 
nächtlicher Weile durch Erbrechen eines in dem Mühlſtübchen 
befindfihen Wandkaͤſtchens veräbten Verbrechens des ausge 
zeichneten Diebflahls, zugleich der Summe nad Verbrechen 
und begangen unter einem befonders erfchwerenden Umftande, 
zu Sjähriger Arbeitshausftrafe verurtheilt worden. 

Georg Rußner hatte Hiegegen die Nichtigfeitsbejchwerde 
eingewendet und zwar 

1) wegen Verlegung des Art. 173 des StPO. vom 
10. November 1848, weil die in die Frage aufgenomurenen 
Worte: „bewohntes Mühlgebäude“ und „nächtlicher Weile“ 
ohne nähere thatfächkiche Hinweifung auf die konkreten Ver- 
häftniffe nur vage Begriffe feien, welche bie Unterſtellung 
verſchiedener, die Vorausſetzung des Geſetzes nicht erſchopfen⸗ 
der, Vorſtellungen zuließen, wonach dem Schwurgerichtshofe 
die Prüfung der rechtlichen Subſumtion auf verlaͤſſige Grukd⸗ 
lagen nicht moͤglich geweſen ſei; 

2) wegen unrichtiger Anwendung des Strafgeſetzes, 
weil ein bewohntes Gebäude im Sinne des Art. VI Rr. 3 
des Gefeßes vom 25. März 1816 über den Diebſtahl noch 
fein „Haus“, "fein zur Wohnüng von Menſchen ftändig be= 
ſtimmter Ort fei, zumal hier, wo nur eine zum Zwede bes 


‚Sewerbsbetriebes bewohnte Muͤhle in Frage fei, welde fo 


wenig als ein von dem Knechte —— Stall als ein 
Haus betrachtet werden könne. 
Der oberſte Gerichtshof verwarf jedoch in feiner er 


— damit dortſelbſt gegen Margaretha Müller wegen 
Verbrechens ben Erpreffung nad Urt. 242 Abſ. 2 SU. I 
deb StGB. weiter. verfahren werde. 


Ba ah Mer (Kaſſetionttzafeg). ART 


an 3. September 1853 die schebene Befſchmerdt aus fol⸗ 
genden Gründen: 

ad 1. Den Anforderungen des Art. 173 des Stp6. 
vom 10. November 1848 entfpricht volllommen bie Aufnahme 
der oben bezeichneten, allgemein verſtändlichen, geſetzlichen 
‚Begriffe in die Trage, zumal über bie Thatſachen, welde 
im Tonfreten Balle diefelben begründen, nach dem Inhalte 
der Anklagefchrift und der öffentlichen Verhandlung bei den 
Geſchwornen eine Ungewißheit nicht beſtehen Tonne, fomit 
dig richterliche Prüfung keinegwegs auf einer unſicheren fal- 
tiſchen Grundlage beruhte. 

ad 2. Ein bewohntes Gebände (hier eine zum Betriebe 
des Mühlgemerbes fortwährend bewohnte Mühle) fteht nad 
Art. VI Yr. BR einem Haufe, d. h. einem augsſchließlich zur 
Mohnung befimmten Gebäude im Sinne des Gefebes woll- 
kommen gleich, und unterſcheidet Ach, Dem Zwecke und ber 
Abit ber in dem Gebäude fi aufhaltenden Perſonen na, 
welentlich ppn einem Stallgebaͤnde, im melden ber Knecht 
aus leichtzren PBeiorgung feiner Geſchäſte lediglich feine 
FEchlafftelle har“. 


LAXIV. . 


en en s 
Be gr rg gg = me 
E a den 26. Mai 1853, Abends 
gegen 7 Uhr, war in dem Garten des Bierbraners Bleifchr 
maun won Hohenwart eine Mauferei entitanden, wonon dem 
dortigen Stationskommandanten Johann Ahammer wi 
dem PBeifligen Anzeige gemacht worden war, daß der als 
Raufer befannte und aus dem Zwangsarbeitshaufg unge 
beſſert ontlafkene Schneidersiohn Michael Klotz won Thier- 
ham der Anfifter der Ranferei geweßen fei. 

Auf dem Wege zum Date der That begegnete dam Gens⸗ 
darm Ahammer der genannte Kloß mit blutendem Kopfe, 
worauf Gensdarm Ahgmımar gegen. beufeiben die Arretirung 
ale Während des; Abfuͤhrens in den Bolizelarreft 
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zu Hohenwart, fowie im Arrefte ſeibſt hatte Kloß den Gend- 
darm zu wiederholten Malen unter heftigem Ringen und 
Herumreißen auf die Bruſt geflofen und am Mittelfinger 
der linken Hand verlebt. 

Nach durchgeführter Vorunterfuchung hatte das Kreide 
und Stadtgeriht Aichach die Sache zur Aburtheilung in 
feine öffentliche Sikung wegen Verbrechens der-Wiberfeßung 
nah Art. 315 u. 317 Th. I des StGB. verwielen, mif 
die von dem Staatdanwalte wegen Nichteinftellung des Strafe 
verfahrens eingewendete Berufung : hatte das Appellations⸗ 
gericht von Oberbayern wirklih auf Einftellung ans nad- 
ftehenden Erwägungen erfannt: 

: &8 jei zwar die Gensdarmerie nach Art. 122 u. 123 
des Edifts über die Errichtung der Gensbarmerie vom 11. OR. 
1812 ohne Nequifition einer Behörde befugt, Verbrecher, 
welche auf frifcher That betreten werden, zu arretiren unb 
fi) derjenigen zu bemächtigen, welche durch Tragung bfutiger 
Waffen 2c. oder durch andere fihere Anzeichen den Verdacht 
eines Verbrechens auf fi laden; allein im gegebenen Kalle 
jei dem Gensdarm Ahammer nach feiner eidlichen Angabe 
zwar angezeigt worden, daß im Bleifchmann’schen Garten 
zu Hohenwart eine Nauferei flattgefunden, nicht aber auch, 
dag ein Verbrechen dabei verübt worden fei, ferner habe 
Gensdarm Ahammer, nad feiner eidlihen Angabe, an 
Klotz wohl die Spuren einer von diefem erlittenen 
Berlebung, nicht aber ein Anzeichen einer von ihm ver- 
übten unerfaubten Handlung bemerkt, daher fei fein Grund 
vorhanden gemeien, ben wegen Mauferei zwar bel belen⸗ 
mundeten aber dem Gensdarm wohlbefannten Klo nad 
bereits beendigter Rauferei ohne obrigkeitlichen 
Auftrag zu arretiren. 

Gegen dieſes Erkenntniß hatte der Oberſtaatsanwalt 
die Nichtig keitsbeſchwerde eingewendet, weil durch Die erkannte 
Einſtellung des Strafverfahrens die Art. 315, 316 und 317 
hl. I des StGB. bezuͤglich der Eigenſchaft ber unterfüch 
ten Ihat irrig angewendet worden feien. - 

Der oberſte Gerichtshof vernichtete in-feiner Sthung 
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vom 9.:Sepgember 1858 das angefochtene Erkenntniß unter 
Berweilung des Sade zur weiteren Beichlußfaflung in feine 
geheime Sitzung aus folgenden. Gründen: „Rah Art. 122 
und 123 des Edikts vom 11. Dftober 1812 über die Er- 
rihtung der -Gensdarmerie liegt es im Bereiche, des ordent- 
lichen, von einer befonderen Requifition einer Behörde nicht, 
abhängigen Dienfted der Gensdarmerie, ſich der „Verbrecher“, 
welche auf: friicher Ihat betreten, werden, ober derjenigen zu 
bemächtigen, welche durch fichere Anzeichen den Verdacht 
eines Verbrechens auf fih laden. Daß diefe gefehliche Be— 
ſtimmung nit nah der im dem ſpäter erfhienenen Straf-. 
gaſetzbuche non 1813 aufgeſtellten Klaſſifikation der unerlaubten 
Sandlungen in Verbrechen, ‚Vergehen: und Bolizeiübertres 
tungen interpvetirt werden koͤnne, bedarf feiner Ausführung, 
vielmehr ift nach der Faſſung des fraglichen Edikts yon 1512 
klax, daß hier im Allgemeinen Mebertretungen von Strafge-. 
ſetzen bezeichnet werden wollten. Es if demnach worexft eine 
irxthüpliche Auffaſſung, wenn das Appelationsgericht „den. 
Mangel. ber; geſetzlichen Ermächtigung des. Gensdarmen Aham-, 
mer zur Arzetixung des 2c. Klotz aus dem Umſtande ablei» 
tet, daß dem Gensdarm .nur Anzeige von einer. Nauferei,. 
nicht aber. auch von einem.Dabei verübten. Verbrechen 
gemacht. worden ſei. Eben jo wenig iſt die Auffaſſung, daß 
der Art. 123 des allegirten: Edikts „Spuren“, d. h. äußer- 
lich ſichtbare Zeichen der Verübung einer. frafbaren That 
zur Ergrejfung der Perſon von Seite der Gensdarmerie 
ausſchließend bedinge, gegründet, ‚vielmehr. genügen nach ber. 
Schlußalternative dieſes Artikels auch „andere fichere Anzeigen”, 
welche im gegebenen Balle für die Iheilnahme des Klop an 
eigrer Rauferei, bei ‚welcher, befanntlich Verletzungen größeren 
ober ‚gerihgeren Belanges anf. beiden Seiten zu entitehen 
pflegen, und wobei ein felbft Verwundeter oft auch der Ur- 
heberi ber Verwurdungen Dritter iſt, genugſam dadurch be= 
gruͤndet waren, daß Elotz, ein Keräctigter Raufer mit Blur. 
tendem Kopfe, ſofort nach der Rauferei dem Gensdarm Aham⸗ 
mer begegnete, wie dies das koönigliche Appellationsgericht 
ſeihſt in. ——— Beziehung. Eongatin hat. „Wit dem- 
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nach der Genodarm nach den von dem k. Appellationsſge⸗ 
richte thatfächlih angenonimenen- Berhättniffen -- Beaft: feine 
ordentfichen Dienſtesbefugniſſe ermaͤchtigt, den sc. Kloh zu 
arretiren, ſtellen ſich demnach die rechtlichen Anhahmen des 
k. Appellationsgerichts als irrige Geſehesantbelrdüngen Bebe: 
aus, ſo hat das Appellationsgericht auch noch aus dem irrig 
angenommenen Martgel der dienſtlichen Befugniß Des Gens⸗ 
darmen Ahammer zur Arretirung des 2c. Kloß den ange‘ 
ſetzlichen Schluß gezogen, daß die gegen den Gensdarin, weis 
cher unleugbar In Ausübung feines Dienfes aͤnßerlich ſich 
befand, von Klotz angezeigter Maßen verübten Gewäalkiha⸗ 
tigkeiten keine ſtrafbare Handlung bilden. Es wird naͤmlich 
nach den Anmerkungen zun StGB. Bb. H ©. B2 und 58 
Nr. A der Thatbeſtand der Wiberſetzung dutch Wie Jilkbin 
petenz zu der betreffenden dienſtlichen Sandlung duf Sur 
der obrigkeitfichen Perſon oder des obrigkekklichen Dieners 
nicht aufgehoben, und hat, wenn eine Ueberfchreituug Dir 
dienſtlichen Befugniſſe Bei Arretirungen anf Seite’ eilies Gens⸗ 
darmen vorliegen folte; nach Art. 201 ves Bitte von MI. 
Oktober 1812 lediglich Einſchreltung gegen dert — 
bet dem Militärge richte einzutreten. 

Es Hat demnach bad f efiatonägerit" — ir 
kennung der gefetzlichen Rerkmale des Vetbrethens der Wr: 
derſetzung die Attiket 345 und 317 TE 2 des StGB. me 
züglich ‘der Eigenfchaft Ser That durch den gefaͤßten Beſchlij 
auf Einſtellung des Verfahrens wegen Ringes u“ kei 
rechtlichen Reates Re ) — 
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geſetzten Betruges in Kenlurrenz mit dem Verbrechen der 
betruglichen Anmaßung eines Staatsamtes als Miturheber 
nit 22/, jaͤhrigem Arbeitshauſe beſtraft worden war, hatte 
dem alten Schmiede Medegg wor Niederporing zu ver⸗ 
ſchiedenen Malen und unter verſchiedenen faiſchen Vorgaben 
Geld im Geſammtbetrage von mehr als 25 Gulden abge 
bot, and nah dem ihm befannt geweſenen Tode dieſes 
Medegg unter aͤhnlichen Borfpiegelungen von deſſen Stief⸗ 
ſohne Sebaſtian Renner zweimal Geld im Betrage 
vor 16 Guld. 54 Kr. ſich zu verfhaffen gewußt, umd ver 
ſucht, auch von der Wittwe Medegg unter falihen Vorga⸗ 
ben 11 Guld. zu belommen. 

Auf ben Grund dieſer Thatſachen Hatte das Apyelka, 
Honsgericht. ven Niederbayern den Georg Pinzinger wegen 
Verbrechens des ausgezeichneten Bertuges H. Grades zu Fi« 
ner ‚AUrbeitehausfirafe won 6 Jahren verurtfeilt, und. Pin⸗ 
zenger hatte hiegegen wegen unrichtiger Anwendung —* Ge⸗ 
ſetes Nichtigbeitsbeſchwerde eingewenden. 

Der oberſte Garichtahof verwarf jedoch in feiner Sg 
vom 10. Setir. HI a rg aus felgen? 
ven runden: 

„Bası Geſetz beſtraft, wie die Ansıertunger zum GUORE, 
* N S. Ma fagen, den geübten und gewöhnten Betrü⸗ 
ger deshalb haͤrter, weil ex fich: wis ein bosartiger und ger 
führkicyer Menſch auszeichnet. Diefe Bogartigkeit und Wer: 
fuͤhllichkeit erhollt aber: won felbſt ans den mehreren beirä« 
geriſchen Handlungen, durch weiche der Uebelthäter feinen 
Sarg und ſeine Fertigleit zum und im Betrügen lund gibt, 
und es wird weder vom Geſetze, noch vom den Anmerkun⸗ 
gen, noch. außerdem eine. beßondere VBöobartigkeit oder Ge⸗ 
fährlichkeit eyfordert, wie im. der: Denkfchrift unrichtig be⸗ 
hauptet werden wollte, weshalb es auch darauf wicht anzu« 
en "ob: die alien, a Hand 


— gt erichtes nicao yerwiefen, damit daſelbſt —X wei⸗ 
log — — der 2 akefaun er ver 
vn werde. 


332. Aus ben Sißungen des fhindigen Krümtnalfenätes 


lungen leicht oder „mit. Schwierigkeiten verbunden war, und 
noch weniger hat der. Betrag. des gefiftetem. Schadens Ein+ 
fluß auf den gefehlihen Begriff des Gewohnhelisbetruges, 
weil es nach ausdrüdlicher Beftimmung des Art. 266 nicht 
zu deſſen Merkmalen. gehört, Be eine Beſchaͤdigung vn 
erfolgt Tel. Dr Di 
Die weitere Anfügrung. ir der. Deutſqrift, daß die 
Perſonen, an:welden die wiederholten Betrügereien began—⸗ 
gen wurden, als Familie, als eine einzige. Perſon zu be 
trachten ſeien, daß fie alle drei in einer und derjelben Sache, 
zu ‚einem und demſelben Zwedke und hauptſächlich aus einem 
und demjelden Vermögen unter gegenfeitiger Mitwiſſenſchaft 
die verjchiedenen Summen audbezahtten, Tann gleichfalls feine 
Beachtung finden; denn abgefehen davon, dag die Angabe 
bed Vertheidigers, als habe auch die Wittwe Medegg einen 
Geldbetrag an: Pinzinger bezahlt, mit den ſeſtgeſtellten that⸗ 
ſaͤchlichen Verhältniffen in Widerfyruch ſteht, inderh nad: 
dieſen die Wittwe Medegg den Betrag; von 11 Gulden, wel: 
hen ihr Pinzinger betrüglich abzulochen ſuchte, nicht bezahlt 


bat, und weiter abgeſehen davon, daß ſich darüber, daß die 


Geldbeträge, welche Pinzinger von dem nun verſtorbenen 
Schmiede Medegg und ſpäterhin von, deſſen Stiefſahne Se⸗ 
baſtian Renner erhielt, aud. einem und demfelben Veu— 
mögen bezahlt warden feien, eine thatſächliche Feſtſtellung 
in den appellitionägertchtlichen. Entſcheidungoͤgründen nicht 
verindet, fo knnen die genanuten beiden. Damniflater fon 
aus dem vom Appellationagesichte angeführten: Stunde nicht 
abs eine Perſon betrachtet werben, ‚weil, wie als faktiſch feſte 
geſtellt angenommen wurde, der Schmied Medegg nicht. mehr. 
gelebt hat, wie. Binzinger von deſſen Stiefichn:@eld. erhielt; 
und der: Angeklagte davon, daß der Erfigenannie. .beneits: 
Sn war, Lhiſſenſchaft gehabt. hat..: „u... rn, 04 

Könnten aber auch die erwähnten verſchiedenen Dam 
nifitaten nur als eine einzige Perſon angefehen werben, 
jo würde dieſes gleihwohl im vorliegenden Valle unerheblid 
fein, well der Art. 110" Thl. 1 des SGB. nut allge» 
meine Regeln für die Konkurrenzfälle enthält, weldhe wie 
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die Anmerkungen zum SteB. Bd. I ©. 83254 aus⸗ 
druͤcktich bemerken, in den Fällen nicht Matz greifen, wo das 
Strafgefetzbuch für gewiſſe Verbrechen befondere Vorſchriften 
über den Zuſammenfluß aufſtellt, ein ſolcher Ball aber auch 
im Artitel 265 Neo. IV TH. J des StGB. gegeben ift, fo- 
wit dieſer beſonderen Vorſchrift die allgemeine a ” 
Artifele 110 nicht entgegenfteht. 

- Bol. Blätter für Mechtsanwendung Band 13 ©. 164. 

Da nun im vorliegenden Falle nebft dem ſchon früßer 
beſtrafſten Verbrechen des Betruges in dem neuerlichen Reate 
Des Minzinger ein weiteres Verbrechen des Betruges mit 
einem Vergehen des Betruges und dem Verſuche zu eiriem 
gleichen Vergehen konkurrirt, jo Tiegt unzweifelhaft eine dem 
geſetzlichen Begriffe des‘ Gewohnbheitsbetruges entiprechende 
Mehrheit betrügeriſcher Handlungen vor, weshalb aud in 
dieſer Beziehung. das Geſetz RR zweiter Inftanz richtig ange 
wendet worden ifl.“ 


LXXVI. J 
— Aburtheilung eines bereits durch die SU 
beftraften Mented, 

Das Kreis- and Stadigericdht Nürnberg hatte den Röbs 
ke Johann Reubaner von Lohen in -feine öffentliche 
Sitzung verwiefen, damit gegen denjelben wegen angeſchul⸗ 
digten Verbrechens der Widerfebung, verübt an dem Rent—⸗ 
amtsbeiboten Aaver Sayer von Greding, in Konkurrenz 
wit. dem Vergehen der Amtschrenbeleidigung gegen das Rent⸗ 
amt Beilngries refp. den dortigen Rentbeamten und dem 
Bergehen der Begünftigung II. Grades zu dem Verbrechen 
Des ausgezeichneten Diebſtahls an li a, zu 
Lohen weiter verfahren werde. 

In dem nad Verhandlung der Sache ih öffentlicher 
Sipung erlaffenen Urtheile hatte jedoh das Kreis- ‚und 
Stadtgericht Nürnberg den Johann Neubauer blos der oben 
erwähnten beiden Bergeben fchuldig erfannt, und ihn des⸗ 
halb zu einer doppeit geichärften Gefängnißitrafe von 1 Mo⸗ 
nat und 8 .Tagen verurtheilt, dagegen denfelben bezüglich 

&igungsberihte Bd. V. Heft 3. 22 
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der Anftguldigung des Verbrechens der Wiberfehung au dem 
Resıtamtsbeiboten Kaver Sayer won Greding von der Strafe 
aus dem Grunde freigeiproden, weil Neubauer wegen ber 
fraglichen Mißhandlung des Saper bereits Durch RMolizei⸗ 
beſchluß des Landgerichts Grediug vom 17. Marz 1894 
abgeurtheilt worden war, und die ihm zuerfannte rintägige 
Arreſtſtrafe auch erfianden hatte, Daher mit Rüdficht auf die 
Beimmung des SIEB. Thl. I Art. 137 wegen berielben 
That nicht noch einmal beftraft werben könne. 2: 
Gecegen das kreis⸗ und Radtgerichtlige Urtheil hatte Dex 
Staatsanwalt die Berufung ergriffen, weil Neubauer. wegen 
bes Verbrechens der Widerfehung nicht u Ach 
fondern freigeſprochen wurde. 

Das Appellationsgericht von Mittelfranlen halu⸗ ſefert 
ben Johann Neubauer des Verbrechens der Widerſetzung im 
Bufammenfluffe mit dem Vergehen der Begünftigung U. Gra⸗ 
des zum fortgeießten Verbrechen des ausgezeichneten Dieb⸗ 
ftahls und dem Vergehen der Amtsehrenbeleidigung ſchuldig 
erfannt und ihn biefür zur Arbeitshausftrafe von 2 Iahren 
und 1 Monat verurtbeilt. 

Siegegen hatte Neubauer die Nichtigkeitsbeſchwerde ein⸗ 
gewendet, der oberſte Gerichtshof verwarf dieſelbe jedoch in 
feiner Sitzung v. 10. Septbr. 1853, und beſagen die: Gründe 
bes desfallſigen Erkenntniſſes bezüglich der le des 
Strafgeſetzes Folgendes: 

„Die Thaͤtlichkeit, welche Slenbaner an dem Reriamis- 
beibsten nah den in der I. und II. Juſtanz für feßgeftellt 
eradhteten faktiſchen Umftänden verübt hat, ftellt ſich unzwei- 
felgaft als Verbrechen der Wiberfehung gegen einen obrig⸗ 
feitlichen Diener nad Art. 315, 316 Ziff. IE und Art. 317 
Theil I des StGB. dar, wie au beide Inſtanzen überein» 
Bimmend angenommen haben. Der Umſtand, daß dieſelbe 
That vom Landgerichte Greding als Polizeiübertretung. mit 
eintägigem Arrefte abgewandelt und von Neubauer dieſe Strafe 
auch bereits erfianden wurde, Tonnte aber die ſtrafrechtliche 
Aburtheilung dieſer That nicht befeitigen, weil eine Polizei⸗ 
behörde durch ihre Beichlüfle dem Einfchreiten der ſtrafrecht⸗ 
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lichen Behörden nicht. yräfudtziven.. Tann; weshatb es auch 
einer borgängigen Aufhebung jenes polizeilichen Beſchluſſed 
durch die vorgefehte Verwaltungsbehörde nicht bedurfte. | 

Bergl. Entfihliepung des gl. Staatsminiſteriums der 
Juſtiz vom 14. Januar 1850 und Entſchließung des Kgki 
Stäatsminifteriums des Innern vom 5. Vebr.. del. Jahres, 

Ebenſowenig Rand die Beflimmung des Art. 137 Xht..I 
des StGB. entgegen, weil fie zu ihrer. Anwendung ein Urs 
theil einer Kriminaliuftizbehörde verausſetzt, wie ſich 
aus Dergleihung mit dem Darin in Bezug nn 
Art. 399 Thl. U des SIEB. deutlich ergibt. 

Endlich ergibt fig auch Feine Nichtigkeit. aus dem Ume 
flande, daß die bereits erlittene Polizeiftrafe von der em 
kannten Kriminalſtrafe nicht in Abzug gebracht wurde, weit 
jene an fi unbedeutende Strafe nur als Strafmilderungs⸗ 
atund bei Ausmeſſung der Kriminalfirafe Hätte in Betracht 
gezogen werben fönnen, das, Strafmarimum von 4 Jahren aber 
nit erfannt wurde, und aus der Ausmeffung der Strafe 
innerhalb der gejeßlichen Schranfen ein Nichtigleitegrund nach 
Art. 232 des StPO. vom 10. Nonbr. 1848 nicht 
eutnommen werden kann.“. 


LXXVII. | J 
Vergehen der Siegelverletzung — Art. 410 Th. I des StGB. 


Durch Erkenntniß des Kreis⸗ und Stadtgerichts Würz⸗ 
burg war der Kafetier Gottlieb Sitzler von Kitzingen 
wegen Vergehens der Amtschrenbeleidigung im Zuſammen⸗ 
fluffe mit dem Vergehen der Verlegung der Ehrfurcht gegen 
die Obrigkeit durch Siegelverlebung in eine doppelt_gefchärfte 
Gefängnißftrafe von 45 Tagen verurtheilt worden und dag 
igl. Appellationsgericht von Iinterfraufen hatte die von Sitzler 
hiegegen ergriffene Berufung verworfen. Gleiches Loos hatte 
bie von demfelben erhobene Nichtigkeitsbefchwerde, und befagt 
das in der Sipung vom 16. Septbr. 1853 erfaffene oberſt⸗ 
richterliche Erkenntniß — der ——— der — 
verlegung —— 

9» 
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‚Bas die Eiegelverlegung betrifft, fo beichräntt ſich die 
Gtrafbefimmung des Art. 310 IH. I des SIEB. feines 
wegs auf den Hal, wenn die Gerichts⸗ oder obrigkeitlichen 
Siegel won: der zu. deren Gebrauch autorifirten Gerihiöbe- 
hörde oder Obrigkeit jelb angelegt werden and, ſondern 
fie bat auch dann einzutreten, wenn die Siegelanlegung von 
einem obrigkeitligen Diener bei dem Bollzuge eines ihm 
won der Obrigkeit ertheilten Auftrages geſchehen if. Nach 
dem für feſtgeſtellte erachteten thatjächlichen Verhältniſſe hat 
der Gerichtsdiener Merkel, welder von dem Landgerichte 
Kikingen beauftragt war, bei Dem Angeklagten eine Aus— 
pfändung vorzunehmen, im Keller deſſelben einige Fäſſer, 
worin fi Wein befand, als Exekutionsobjekde worgefunden 
and an diejelben das Iandgerichtliche Siegel angelegt, es 
fanden fh jedod in der Felge die angelegten Siegel abge 
nommen und durch Privatfiegel erjeht. Zur Berfiegelung 
jener Beinfäller war der Gerichtsdicner vermöge des ihm 
vom Landgerichte ertheilten Auspfändungsbefehlee gemäß ber 
Vorſchrift des Prozeßgeſetzes nom 11. Novbr. 18 6. 16 
ermächtigt, die Siegelanlegung iR ſonach jedenfalls zufolge 
obrigkeitliher Anordnung geichehen, und daher ebenſo zu 
betrachten, als ob fie von der Obrigkeit felbft vorgenommen 
worden wäre, weshalb durch die unbefugte Hinwegnahme 
der angelegten Siegel, deren der Angellagte für überwieien 
erachtet wurde, die der Obrigkeit fehuldige Achtung verleßt 
wurde.” 


LXXVII. 


Umfang des dem oberſten Gerichtshofe a ber Anwendung 
ae Strafgeſetzes zuftehenden — 


Der ledige 27 jährige Badergefelle Benediet Berger 
von Attenhofen, k. Landgerichts Abensberg, wurde durch 
Erkenniniß des k. Kreis- und Stadtgerichts Aichach wegen 
fortgeſetzten Verbrechens des Betruges an der Bauerstochter 
Joſepha Schmid von Oberſinn mit Arbeitshausſtrafe von 
5 Jahren und 6 Monaten belegt. Auf bie von dem Ber 
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ſchuldigten gegen diefes Urtheil eingewendete Berufung, welche 
die nochmalige Vernehmung der Hauptzeugen and mehrerer 
Entlaftungszeugen in I. Inſtanz zur Folge hatte, erfolgte 
durch Urtheil des k. Appellationsgerichts von Oberbayern 
die Freiſprechung des Beſchuldigten von den beiden bezeich- 
neten Anfhuldigungen und die ——— der az 
Toften an die Staatskaſſe. j 

" Gegen diefes Erfenntniß Hatte der k. Staatsanwalt am 
Appellationsgerichte von Oberbayern reihtzeitig die Nidytig- 
keits beſchwerde eingewendet; und: als Beſchwerdepunkt bes 
zeichnet, daß in eine materielle Würdigung von als eriwie 
Ten änzunebmenden weiteren faljihen Angaben und 
Behauptungen des Angefchuldigten, wodurch derfelbe Die 
Damnififnten getänfeht Habe, und zur Verabfölgung von 
Geldbeträgen unter Bezeichnung fpezieller Zweckanwendung 
veranlaßt habe, weldhe Angaben und Behauptungen in der 
Beſchwerde näher bezeichnet: wareh, in dem Urteile bes k. 
Appellationsgerichts gar nicht eingegangen worden fei, wäh: 
rend doch diefe Täufchungen an und für fih ſchon das Ver— 
brechen des Betruges begründen, weil fomit hiedurch der 
Artttel 256 Thl. des StGB. verlebt und das N un- 
richtig angewendet worden fei. - - 

Der’ sherfte Gerichtshof verwarf in feiner Sitzung vom 
16. Septbr. 1853 Die eujoben: Befchwerde and — 
Gründen: 

„Die Unierſuchung darüber, ob das — Gericht 
alle thatſaͤchlichen Momente, welche fich ‘zur Herſtellung des 
<hatbeftandes ‘oder .der. Schuld. eignen, auf den Grund der 
öffentlichen Verhandlung der Sache vollftändig. in Würbi: 
gung ‘gezogen habe, vb fomit der Ausſpruch über Schuly 
der Nichtſchuld anf einer, alle faktiichen Momente würdi- 
genden, feſten inneren Ueberzeugung beruht habe, berührt 
offenbar ‚nur: die Ihatfrage, nicht aber die Geſeßesganwen—⸗ 
dung, deren Prüfung allein dem 'oberften Gerichtehefe in 
ſeiner Eigenschaft als Kaffationshof anheimgegeben iſt, wenn 
nicht, was hier nicht der Tall iR, auf die Pruͤfung von 
Thatſtichen aus dem Grunde vom Richter richt eingegangen 
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wurde, weil er diefeiben für den Begriff des in Rede fe 
henden Berbrehens, aus Verkennung der beſehlichen Be⸗ 
griffsmomente, unerheblich hielt. 

Im gegenwärtigen Falle ſind nun die in der ——— 
waltſchaftlichen Beſchwerde bezeichneten Vorgaben des Be— 
ſchuldigten den beiden Beſchädigten gegenüber weder ale wif- 
fentlich falſche noch als ſolche thatſächlich feRgsfteift, welche die 
Beſchädigten zur Geldverabfolgung beſtimmten, auch find die— 
ſelben nicht als unerheblich bezeichnet, vielmehr iſt der frei⸗ 
ſprechende Ausipruch des k. Appeationsgerichts auf das. Ge 
fammtergebniß der Verhandlung geſtützt, wobei, wie erwähnt, 
dem oberften Gerichtshofe nicht zufteht, zu prüfen, ob die zu 
Tag getretene Ueberzeugung der Richter innerlich auf einer 
volfländigen Würdigung aller in der Sache zur Sprache ge- 
ommenen ie Vomente — worden u a 


LXXIX. 
Tragweite des Art, 26 de Vreßſtrafgeſehzes vom 17. Mär; 1850. 


In der Buchhandlung des Friedrih Enke in Bam- 
berg hatte fiih ein Erempfar der von dar Lauppichen Buch⸗ 
handlung zu Tübingen 1853 verlegten, von & B. Aır* 
“ing. gefertigten lieberfehung : der ‚Montülembert'ihen 
Schrift: „Die katholiſchen Intereſſen im: 19. Jahrhundert! 
gefunden, und da in diefer Schrift ©. 130, nachdem vor 
gängig zu ‚zeigen gefucht wird, dag die Angriffe ‘auf die 
Selbſtſtändigkeit und 'die freie Beregung des Katholizismus 
nitht von. Regierungen mit parlamentärem Syfteme, ſondern 
meift von: abſoluten Regierungen ausgegangen feien, fol 
gende Stelle enthalten it: „Wer hat in’Bayern von 1800 
Ms 1819 eine Revolution, die von oben kam, in "jenem 
Rande: angerichtet, welches vor. kurzem nod das Bollwerk 
und der. Heerd des katholiſchen Geiftes in Dautfchland war? 
Wer Sat im Jahre 1803 das ſchmähliche Pincet ein 
geführt? Wer hat alle Klöfter ohne Ausnahme beranbt 
und unterdrückt? Wer hat'den ausfchließlich Latholifchen 
Bei ‚ber: Univerfitäten.. geändert und biefelben mit Prote⸗ 
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ſtanten und Rationaliſten bevölkert?, Wer hat die Sitten, 
den: ‚Blauben- und die: frommen Traditionen des treueſten 
und glaubenseifrigfien Volles mit Füßen getreten ?-: Wen 
hat dem Volke und der Geiſtlichkett Tyrols die 4 Jahre det 
Verfolgung: auferlegt; welche den: heldenmüthigen Aufſtand 
von 1809 herbeigeführt: und gerechtfertigt haben? Etwa 
eine repräfentative Negierung? Nein, es war ein abi 
Inter König, übrigens ein ſebhr freundlicher und gutmü⸗ 
tiger Mann, geleitet ‚vom. jeinem .Miniker Montgekag, 
ohne den Schatten einer Kenſtitution oder irgend eines 
Barlgments,” — fo war .auf-den Grund: des Artı 2:28 Geh 
v. 17. Maͤrz 180 zum Schupe gegen den Mißbrauch der 
Preſſe eine Voxunterſuchung eingeleitet worden. Das Kreis⸗ 
und Stadtgericht Bamberg hatte jedoch auf Cinſtellung des 
Strafverfahrens erlanat, weil, abgeſehen davon, daß eine 
Berfon, gegen welche eine Anklage mit Erfolg ‚gerichtet wer⸗ 
den könnte, nichtigegeben fei, obige Stelle über Bayern in 
dem. ‚genannten Buche nur hiſtoriſchen Inhalte fei, 
und: feine Uebertretung bes Vreßſtraſge ſehes (Art. 26) 
enthalte. 

Auch dem Antrage des Staatsanwalts, die nnter⸗ 
drſickung der fraglichen Schrift auszuſprechen, war nicht 
ſtattgegaben worden, und: das Appellationsgericht Hatte bie 
deshalb erhobene Arrufung in ber Erwägung verworfen, daß 
der Art. 26 des Geh. v. 17. März 1850 nur von der be 
ſtehenden Staatsregierung ſpreche, ſonach die S. 130 
der beſagten Druckſchrift über Bayern ‚enthaltene Stelle nur 
hiftorifhen Inhalts fei und feine —— — alle⸗ 
gixten Preßſtrafgeſetzes enthalte. 

‚Gegen. dieſes“ Erkenntniß hatte der. Oherſtaaisamoait 
am Appellationsgerichte von Oberfranken die Nichtigkeitsbe⸗ 
ſchwerde eingewendet und zwar aus dem Grunde, weil jene“ 
Erfenntnig in. Folge Mißlennung des Geſetzes, insbeſonder⸗ 
der Art. 26 und 6 des, &efehes u. 17. März 1850 den Ine 
Halt der bezeichneten Stelle der fraglichen Druckſchrift, wels 
cher nach den angeführten Beftimmungen bes: Prepftunfgeleges 
ein geſetzwidriger ſei, als ſolchen ‚nicht anerkannt, vielme be 


348 Aus den Stuungen des’ ftändigen Atkminalfenätes 


denselben für einen nur hiſtoriſchen erklärt: Habe, und au 
nur wegen diefer Mißkennung des Gefetzes von der Befug⸗ 
niß des Art. 2, die gedachte Druaſchrift zu NEL 
feinen’ Gebrauch gemacht Habe. | 

Der oberſte Gerichtshof verwarf jedoch in * Sigg 
v. 19. — en die erhobene‘ Beſchwerbe aus folgenden 
Gründen: 

„Die Srläutnife des’ ? Kreisſ⸗ und Siadtgerichtee 
Bamberg und des k. Appellationsgerichtes auf Einſtellung 
des Strafverfahrens wegen Mangels einer Perſon, gegen 
weiche mit Erfolg eine Anklage wegen Lebertretung des 
Prepftrafgefebes gerichtet werden könnte, laffeh unzweifelhaft 
entnehmen, daß von der im Art. 2 Abſ. 3 des Geſetzes vom 
17. März 1850 gegen den Mißbrauch der ‚Breife dem Ges 
richte, welches über die -Verweifung: zu erfonnen hat, gefſetz⸗ 
lich eingeräumten Befugniß, die Schrift wegen gefehwibri- 
den’ Inhaltes zu unterdrüden, : lediglich deswegen fein Ge⸗ 
braud gemacht wurde, weit der Inhalt als ein gefehwidriget 
Chfer unter den Artikel 26 des Preßfkrafgefehes . fallender) 
nicht erachtet wurde. 

Inſoferne daher der Nichtgebrauch der erwähnten. gefeß- 
lichen Befugniß anf irriger Anwendung des Gefeges: über - 
die Gefepwibtigfeit des: Inhaltes der fragkichen Schrift bes 
ruht, findet Nichtigkeitsbeſchwerde nad Art. 66 Nro. 1 des 
StPG. vom 10. Novbr. 1848. an den oberen a. 
hof flatt. 0° 

Die erhobene weſchwene — jede materiell nicht 
begründet. 

Zwed und Abſicht des F. 26 des Geſehes vom 17. März 
IEH Sofern ſich derſelbe auf die „Verletzung der Achtung ‘gegen 
bie Stantöbehörden” (vergl. den Geſetzesentwurf) bezieht, iR zu. 
Rah Darauf. gerichtet, den Angriffen Der Preffe wegen ihres 
Ginfſluſſes auf die oͤffentliche Meinung durch Herabſetzung des 
Anichens und folgeweife duch Lähmung der Wirkſamkeit 
ber Regterungsgewalt entgegenzutreten. Diefe Gefahr 
einer Lahmung der Wirkſamkeit der Meglerung wird aber nur 
buch Angriffe aufMegierungsafte begründet, weiche von ber 
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Regierungsgewalt der Jehtzeit.mittele oder unmittelbar aus« 
gegangen find, nicht aber durch Angriffe auf Regierungs⸗ 
handlungen, welde nad einem gänzlichen Wechfel der ri 
ger der Megierungsgewalt , einer Zeit angehören, welkche in 
das Bereich der Gefchichtsichreibung gewöhnlich gezogen 
wird. Für diefen Zweck der Preßrepreifiumelehgehmg if 
es daher unerheblich, daß frühere Regiexungsakte von dei 
Staatsregiernug eines Landes in ihren Folgen äußerlich. ver⸗ 
treten werden muͤſſen, wie auch der Umſtand, daß ein Werhſal 
in dem Grundcharalter der Staatsgewalt mittlerweile nicht 
eingetreten iſt. Das Feld der. hiſtoriſchen Kritik in dem be 
zeichneten Sinne, wenn dieſe gleich auch in Schmaͤhung aus⸗ 
arten Tan, wollte die Preßſtrafgeſeßgebung nicht in ihr Ber 
reich ziehen, indem fie nur die jetzige Wirkſamkeit der 
Negierungsorgane ſchützen wollte. 

Mun enthält aber die fragfiche Stelle (©. 130) lediglic, 
Angriffe gegen Alte der bayeriſchen Regierung aus Den 
Jahren 1800 His 1810, nämlich .gegen- die. „Einführung“ 
(nit den Fortbeſtand) des landeshertlichen ‚Placel, gegen 
den Vollzug des Reichsdeputationshauptſchluſſes von 1803 
duch Einziehung der Kloftergüter und gegen die Admini—⸗ 
Aratian eines. laͤngſt qus dem bayeriſchen Staateverbande 
gettetenen Landes (Tyrol), welche Handlungen ausſchließend 
dem damaligen Monarden und. dem Ginfluffe eines 
Miniſters zugefchrieben werden, wongch aud der Art. 12 
des Seh. vom 17. März 1850 in der hetzten Richtung als 
nicht anwendbar erſcheint. Keiner diefer Alte, als Haud- 
fungen der Staatsregierung im Allgemeinen aufgefaßt, ber 
rührt die jehige Wirkiamfeit. und. das Anfehen der bayeri⸗ 
ſchen Staatsregierung und: nm: zum Schube diejer find 
Die erwähnten preßſtrafgeſetzlichen Beilimmungen gegeben, - 

. Aus dieſen Gründen Tann der betreffende Inhalt der 
fraglichen Schrift als ein „geſetzwidriger“ nach -Art. 2 Abi. 2 
DeB: Gefetzes vom #7. März 1850 nicht exachtet: werden, es 
ifd daher - eine Geſetzesnerlezung durch den ergangenen Ausr 
fornch des k. Appallationsgerichts nicht erfolgt.“ * 
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Beſchwerde gegen eine Verfügung des — — "Un 
auläffigleit einer folhen von Seite bed Anwalts — en 
gen Beſchuidigten 


In der gegen Amfon und Morik PP von Re 
burg wegen Verbrechens des Betrugs eingeleiteten Vorunter⸗ 
fuchung hutte Advolat E. als Bevollmaͤchtigter ber beiden 
Rüchtigen Angeſchuldigten mehrere dirien gehörige: Attinaus- 
Mände eintreiben: wollen; ber Unterfuhungsriäiter Hatte jes 
doch die Beſchlagnahme verfelben verfügt, und eine hiegegen 
von dem Advokaten E. erhobene Beſchwerde war von dem Kreis- 
und "Gtadtgerihte Augsburg abgewielen, die ſofort erhobene 
Berufung aber von’ dem Appellatlonsgerichte Yon Pla 
und Neuburg als unzuläffig verworfen werden. 

Der Advokat E. hatte fid nunmehr mit diner Berufung 
und Richtigkeitsbeſchwerde an- den oberſten Gerichtshof: ge⸗ 
wendet; dieſet verwarf-jeboch beide in feiner geheinten Sitzung 
v. 24. Septbr. 1853 unter: Werfällung des Be fihwerde 
ffüihrers E. in die hiedurch veranlaßten le in de 
——— J —— 

„daß in Unterfußungsfagen gegen- Beſchiafe des Kreis⸗ 
and Stadigerichts, wodurch bie gegen Verfügungen des Un⸗ 
terſuchungsrichtets erhobenen Beſchwerden entſchieden worden 
find, ſchon an ſich Fein weiteres Necht smittel mehr ſtattfindet; 
daß aber überdies der Advokat E. auch in keiner Weiſe als 
befugt erſcheint, gegen die vom Unterfuchungstichter und den 
einſchlägigen Strafgetichten bezüglich der früchtigen Gebrüdet 
Amſon und Morik Modl erlaſſenen Berfügimgen und Be⸗ 
ſchlüſſe ein Rechtsmittel eiflzumwenden, indem. Rechtsmittel 
gemaͤß den in dem Jetzigen Strafverfahren geltenden Grund⸗ 
ſätzen, ‚Toferne das Geſetz nicht ausdruͤcklich etwas anderes 
fatuirt, lediglich von ben Betheiligten ſelbſt eingewenbet 
werden Können, und bienach die’ vom Advokaten E. geſche⸗ 
bene Beſchwerdeführung um fo weniger als ſtatthaft erachtet 
werden kann, als dus Gtrafprozehgefeb vom 10. Novbr. 1848 
im Artikel 280 ſelbſt dem Bevollmächtigten, welchen ein ab» 
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weiender Angellagter zurüdgelafien hat, nur die Befugniß 
einräumt, jene Gründe darzulegen, welde den. Angeklagten 
anßer Stand ſetzen, der ergangenen Ladung Folge zu leiften, 
und die vorläufige Einhaltung mit dem dort bezeichneten 
weiteren. Verfahten zu beantragen, ihm aber nicht einmal 
bezüglich eines gegen den Abweſenden erlaffenen. Gtrafun 
theils die Cinwendung eines Mechtsmittels geflatiet, fondern 
laut Art. 250, 203, 294, 340, 316 und 347 diefes nur 
dem SAN ION ſelbſt Bun! se Zur 


EXT. 


Verbrechen der Veſtech und ung delelen 
Art. 355 und 856 Bl. I de8 StGB. 

‚Gegen den k. Landgerichtsarzt Dr. N. war dir ei⸗ 
a des Kreis⸗ und Stadtgerichtes Würzburg wegen 
des fortgeſeyten Amtsverbrechens der Beſtechung nah . 
Art. 355 und 36 Thl. J des StGB. die Verweiſung der 
Sache in die Öffentliche Sitzung ausgeſprochen worden. Die 
Handlungen, welche dieſes Verbrechen fönfkitnirten, waren 
in dem’ gedachten Berweifunigserfenntniffe unter 5 Nummern 
bezeichnet, von welchen die 3-erfieh als Verbrechen qualifiziert, 
und die 4. als Vergehen beurtheilt, fich auf Beſtechungen 
des Beſchuldigten in Konftriptionsfachen und hledurch er⸗ 
wirtte Untauglichkeitserklaͤrungen Konftribirter bezogen, welche 
Handlungen ‚ferner in die Yabre 1843. un 1845 und die 
3. in das Jahr 1847 fielen. — - Ä 

:Die mit Nro. 5 bezelihnete, ala Sie gteichfatte 
natifirt Handlung: Hatte die durch Beſtechung erwirkte 
Richtanzeige ‚einer poltztilich —— — zun 
Begenftanbe. 

Die von dem Beſchuldigten gegen dieſes Urtheil einge⸗ 
wendete Berufung war durch Erkenntniß des k. Appellations⸗ 
gerichts von Unterfranken und Aſchaffenburg verworfen und 
hier bezüglich des von dem Beſchuldigten angebrachten Ein⸗ 
wandes der Verjährung bemerkt: worden, daß hiezu die ge⸗ 
ſeylichen Verausjepungen nicht. gegeben wären, da bie Wire 
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Bergung. in der Konfkriptiondfadye des. S. Rau {Nro. 3 
des Berweifungserkenntniffes) in das Jahr 1847 fiele, wäh 
zend die Unterfuchung gegen. den Beichuldigten ſchon im 
Anfange des Jahres 1862, fomit noch vor Ablauf von 5 
Jahren, feit Verübung des jüngften zur Mnzeige gefomme- 
nen Reates eingeleitet worden war. 

Gegen diefes Erkenntniß Hatte der Veſchuldigte die 
Nichtigkeits beſchwerde eingewendet und der erfchienene Ver⸗ 
theidiger hatte als Beſchwerdepunkte nach Art. 66 Nro. 1 
des StPY. vom 10. Novbr. 1845 folgende bezeichnet: 

1) Es jeien die in den Verweiſungserkenntniſſe bes k. 
Kreis- und Stadtgerihts Würzburg v. 26. Januar 1. 3. 
sub 1, 2 und 3 bezeichneten Handlungen unrichtig ale das 
fortgefebte Verbrechen der Beftehung nad "Art. 355 
Ihl. des StGB. quakifizirt worden. Eine Kortiekung die⸗ 
ſes Verbrechens, im Gegenſatze zur Wiederholung, laſſe fi 


. aus bei einer wiederholten Geichenkesannahme des Beamten 


pon denſelben Berionen, zu demſelben Zweie und 
unter Verlegung deſſelben Pfichtkreiſes Bes Beamten, ſo⸗ 
mit zur bei dieſem im neren Zuſammenhange der einzelnen 
Handlungen anuchmen. Dieſe Vorausſeßungen fehlten aber 
kei den in dem Erkenntniſſe angeführten Handlungen. 

2) Nach den thatſächlichen Annahmen ſeien ferner die 
wit 2 und 3. bezeichneten Handlungen unrichtigerweile als 
das Verbrechen der Beſtechung bezeichnet worden, weil 
Die „mahrbeitswidrige Ausßellung eines Untanglichkeibegeng⸗ 
niſſes,“ hergeleitet aus der nachher erfolgten Tauglichkeitset⸗ 
 Simang der Konffribixten. Durch die Viſitationskammiſſion 
des oberſten Rekrutirunggrathes, noch Teine abfichtlich und 
ſubjektiv⸗wahrheitswidrige amtliche Zeugniß⸗ Auskellung, ſo⸗ 
mit feine abfichtliche RSDE IN des DOREEN) Beam⸗ 

ten innolsirg: 

3) Die unter Nr: 5 des —— Berwrifungeer- 

kenntniſſes ‚aufgeführte Handlung jei irrigerweiſe als eine 
firafbare bezeichnet worden, währerd dieſelbe ſtraffrei jei, 

da die als, pflishtwidrig.. Dort ‚angenommene Nichtanzeige 

einer polizeilich ſtrafbaren⸗ Sörperperlepung von Seite. des 


\ 
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Gerichts arztes, welche Zweck der Beſtechung geweſen jein 
ſolle, nach der noch gültigen Inſtruktion für die Getichts⸗ 
ärzte.v. I. 1809 für das ehemalige Großherzogthum Würzßz⸗ 
burg; eine pilichtwideige nicht ſei, und fih auf eine. Amts 
pfliht überbanpt nicht. bezogen: habe, weil. diefe Ber: 
ordnung die Gerichtsärzte nur zur Anzeige „gefä — er“ 
— verpflichte. 

4) Es hätte auf den Grund der Verjaͤhrung Een Ver⸗ 
— eingeſtellt werden ſollen, weil, wenn eine fortgen 
ſetzte Handlung icht vorliege und die mit Mr. 3 bezeichnete 
Handlung ein Verbrechen nicht ſei, welche Kandlung in 
das Jahr 1847 falle, die anderen Handlungen aus den Iahs 
ven 1843 und 1845 nach Ablauf. der fünfjährigen An 
rungszeit nicht mehr verfolgt werden könnten: — — 

. Der oberite Gerichtohof verwarf jedoch in jeiner Sisung 
vom 30. September 1853. die erhobene Beichwerbe aus fol⸗ 
genden Gründen: . 

ad 1. „Nah den thaträchkichen Annahmen des Bere 
weifungserfenntniffes zu den mit Nr, 1, 2 und 3 bezeiche 
neten Handlungen’ wurden, in Folge von Geſchenkannah⸗ 
men., pflichtwidrige Untauglichfeitszeugnifle für Konfkribirt⸗ 
von dent Beſchuldigten, nämlich für die .beiden Söhne des 
Chriſtian Helterih im Jahre 1843 und 1845 und für den 
Cohn des M. Rau im Jahre 1847 ausgeſtellt. — Die 
Verlegung. der Amtspfliäht, bewirkt durch Beſtechung, 
worin das Hauptmerkmal des Verbrechens der Beſte— 
hung auf Seite des Beamten liegt, bezog fich demnach im 
den gedachten drei Ballen, fowie auch in dem wierten ale 
Vergehen qualifizirten Falle, auf denſelben Pflichten⸗ 
kreis des Gerichtsarztes, naͤmlich auf ſeine Pflicht, ſich über 
die Militärtauglichkeit der Konſkribirten amtlich auszuſpre⸗ 
hen; durch dieſe Amtspflichtverletzung wurde ferner immer 
dafſelbe Recht des Staates hinſichtlich der Einreihung 
tauglicher Konffribirter. und dieſelben Rechte Dritter, 
nämlich aller Militärpflichtigen eines Bezirkes, welche durch 
pRichtwidrige Untaugfichfeitserflärungen berührt werben, vers 
legt. — Es find fomit bezüglich des Gegenfandes 
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der Amtspflihtverlegung ale Erforderniffe des Arti⸗ 
kels 110 Thl. I des StGB. über Tortſezung eines Der 
brechens gegeben, und es ift für das vorliegende Amts⸗ 
verbrechen rechtlich gleichgültig, daß der Aulaß zu diefer 
fortgefeßten Amtspflichtverletzung durch Geſchenkannahmen 
von Seite des Beſchuldigten durch oo ene Bethei⸗ 
ligte gegeben wurde. — 

ad 2. Unter den thasfächlichen Aufſtelungen bei den 
mit Nr. 2 und 3 bezeichneten Handlungen in dem Berwei« 
fangöerkenniniffe finden fi an dieſer Stelle nur die Ans 
nahmen, daß der Beſchuldigte in beiden Fällen, in Folge 
der Gefchenlannahme , Untauglichkeitszeug niſſe ausgeftellt 
babe, und daß dagegen in beiden Fällen die betreffenden 
Konfkribirten von der Bifitations-Gommijfion des oberſten 
Rekrutirungsrathes als militärtauglich erklärt worden feien; 
die: Anführung der „Wahrheitswidrigfeit" der fraglichen 
Zeugniife des Befchuldigten findet fih in den Erwägungs- 
gründen sub Mr. 2 und 3 gar nicht. Allein in.dem all- 
gemeinen Erwägungspunkte Nr. 6 iſt zu den das fort 
gelebte Amtsverbrehen der Beitechung begründenden drei 
Sandlungen (Nr. 1, 2 und 3), als gegen den Beihul 
digten indizixt, jomit thatjächlich angenommen, daß er ſich 
bei diefen Handlungen, im Gegenſatze zu dem Ber» 
gehen der Beſtechung (welche Handlungen mit Nr⸗4 und 
5 bezeichnet .ind)., eines Mißbrauchs der Amtäge- 
walt — d. i. einer Amtspflichtwidrigkeit — ſchuldig ‚ges 
macht habe. — 

Dur dieſe thatfaͤchliche Annahme iſt der Thatbeſtand 
bes Verbrechens der Beſtechung nach Art. 355 Thl. I des 
SGB. und —— S. ai Bd. 3 Nr. A vollſtaͤndig er⸗ 
ſchopft. 
ad 3. Der mit Nr. 5 in * Bermeifungsertenntuife 
bezeichnete Reat ik nur als Vergehen ber Beflechung quas 
lifizirt, wobei e8 auf die Pflichtwidrigkeit der in Folge 
der Geſchenkannahme geſchehenen Nichtanzeige einer polizei⸗ 
lich firafbaren Körperverlegung gar nicht auksmmt. (Art. 446 
Thl. I des StGB.) .. 


des obhexſtenGerichtshofes (Kaſſationshofes). BAT 


Inſoferne aber dem Verweiſungserkenntniſſe die that« 
ſächliche Annahme zu Grunde liegt, daß ſich die Geſchenks⸗ 
annahme auf eine Amtsangelegenheit auf Seite des 
Beſchuldigten überhaupt bezogen habe, (Art. 443 mit 446 
Ihl. J des: StGB.) ſteht dem oberſten Gerichtshofe in ſeiner 
Eigenſchaft. als Kaſſationshof eine Prüfung nicht zu. 

ad 4. Da ein fortgeſetztes Amtéverbrechen ber 
Belegung vorliegt und bie mit Nr. 3 bezeichnete Handlung 
aus den Jahre 1847 die Annahme der Verjährung für Die 
Handlungen aus den Iahren 1843 und 1845, vom Stan 
punkte des Berweifungserkenntniffes aus nad 
Art. 139 Abf. 2 und Art. 140 Rr. 2 Ih. I des StGB, 
ausihliegt, fo kann von Verjährung des ‚fraglichen Derbres 
chens a :die Made fein. 1 


LXXXII. 


Beleidigung ber Wicgleber einer Gemeindeverwaltung durch bie 
Ban 1850. ‚al, 83 und 86 des Preßſtrafgeſetzes vom 12. 
; rz 


Die Gina zu Klingenberg hatte eine der 
Gemeinde Klingenberg gehörige Thongrube an den Meiſt⸗ 
bietenden verpachtet. In Bolge mehrerer Differenzen mit 
den Pächtern hatten diefe eine Drudicrift unter dem Titel; 
„Nechifertigung der Pächter der Ihongrade Wagner und 
Comp. in Klingenberg vom 2. Januar 1853" in Umlauf 
geſetzt und da diefe Schrift mehrere Angriffe auf die Mit 
glieder der WBemeindeverwaltung in Klingenberg enthielt, 
flellten die Mitglieder derfelben gegen die Pächter. Klage 
bei dem Kreis⸗ und Stadtgericht Aſchaffenburg, weiches bie 
Beklagten Schaftian Wagner und Eomp. wegen Polizeiübers 
tretung der Ehrentränfung, verübt an den Mitgliedern der 
Semeindeverwaltung durch die obige in Umlauf geſetzte Druck⸗ 
ſchrift ſchuldig erflärte, und jeden derfelben in eine Arref« 
firafe von 3 Tagen, in. eine zum Schulfonde zu entrichtende 
Gelbfirafe von 10 fl., fowie zur Entrihtung einer Private 
fatisfaktionsfumme von 20 fl. an den Gemeindevorſteher und 
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von 15fk. an jedes der. übrigen Semelabeverwaltungsmit- 
glieder won Klingenberg verurtheilte. 

Gegen dieſes Erkenntniß hatten die Verurtheilten die 
Berufung ergriffen und gebeten, :die Klage abzuweiſen, even- 
mell die Sache. an das Schwurgericht zu verweifen, während 
die Mitglieder der Gemeindeverwältung die Berwerfung. det 
eingewendeten Berufung beantragt Hatten, 

Das 8: Appellationsgericht hatte das Urtheil des Kreis⸗ 
und Stadtgerichts Aſchaffenburg, anmehmend, dag wicht eine 
Potigeiübertretung, fondern eine als Vergehen ſtrafbare Ber 
leidigung vorliege,,. vernichtet und die Sache in die nächfte 
Schwurgerichtsfitzung verwieien unter Ueberbürdung der ae 
der I. und 1. Inſtanz quf Das k. Aerar. 

Siegegen hatte der Staatsanwalt am genannten - —* 
richtshofe die Nichtigkeitsbeſchwerde wegen unrichtiger An⸗ 
wendung des Geſetzes, insbeſondete; der Art. 31, 33 und 
36 des Prepftrafgefebes vom 17. März 1850 und des Art. 
204 des StPO. vom 10. November 1848 eingewendet. - 

Der oberfle Gerichtshof vernicht ete in feiner Sitzung 
vom 30. September 1853 das angefochtene Erfenntnig unter 
Berweifung der Sache zur nochmaligen Verhandlung und 
Aburtheilung über die eingewendete. Berufung an einen an» 
deren Senat des k. Uppellationsgerichts und zwar aus fols 
genden Gründen: 

„Vas kgl. Yppellotiondgericht vom. Unterfranken. und 
Aſchaffenburg hat laut dey feinem Erkenntniſſe beigefügten 
Entſcheidungsgründe das. erkrichterlihe Urtheil nur deshalb 
vernichtet, uud die Sache an das Schwurzericht verwiefen, 
weil, wenn es ſich auch hiex von keiner Berläumdung oder 
Shmähung, fondern lediglih von einer Beleidigung handelt, 
dDiefe doch in. Rückſicht auf. die. beleidigten Perſonen nad 
Art. 33 und 31 des oben allegirten Geſetzes vom 17. März 
1800 nicht als Polizeiübertretung, fondern als Vergehen 
ſtrafbar ſei, indem die Beleidigungen an Gemeindeverwal⸗ 
tungsmitgliedern, welche bexufen ſeien, für das pelunfäre 
Interefie dex Gemeinde zu forgen, und zwar in der Mic 
tung auf Diele ihre Dienßverrichtungen verübt wurden, und 
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derlei Gemeindr⸗Verwaltungtglieder: zur Kategorie . ber tin 
Ark: 31 Abſ. 2 aufgezählten PBerfonen, nämlich zu :denft= 
jenigen,: von welchen es dort heißt, „welche fländig‘ oder 
auch nur vorübergehend mit einem ae Din 
betraut -wären,“ gehören. 

Allein das vorerwähnte Gefeh, weißes. genau ausfihei- 
det zwiſchen Schmähungen ‚oder Beleidigungen an Korpos 
rationen — Art. 26 — und Schmähungen und Beleidigun« 
gen an Perfonen — Art. 31 — hat immer hiebei das öffent- 
liche Intereffe im Auge, und wenn. der Abjab 2 des oben 
erwähnten Art. 31 vom dffentlihen Beamten oder einer 
Perſon, welche ſtaͤndig oder auch nur vorübergehend mit 
einem dffentlien Dienfte betraut if, ſpricht, ſo iſt auch 
hier, wie die nachfolgenden Aufzählungen, als eines Mit⸗ 
gfiedes einer Kammer, eines Landrathes u. :f. w. unzwei⸗ 
deutig bewähren, nur das. uffentlihe Intereffe und 
die in diefem - öffentlichen. Intereffe einer Berfon, die ſelbſt 
fein öffentlicher Beamter ik, vermöge ihrer beſonderen Stel 
lang zukommende Berufsverrichtung berückſichtigt. 

Hiernach Tönnen aber Gemeinbe-Berwakturigemitgliedet 
Sa, wo diefe blos das pekuniäre Intereſſe ihrer Gemeinde 
deforgen, den vorbezeichneten im beſagten Art. 31 Abſ. 2 
aufgeführten Perfonen nicht beigezählt werden, da’.es ſich 
hiebei ganz unverkennbar nicht von einem öffentlichen, ſon⸗ 
dern lediglich von einem privativen Intereife, von einer. ſri⸗ 
vatangelegenheit der Gemeinde handelt. . 
> Da nun in dem erlaffenen zweitrichterlichen Erfenntnife 
als thatſächlich angenommen iſt, daß den. Hagenden Gemeinde 
verwaltungsmitgliedern von'Klingenberg die in Frage ſtehenden 
Beleidigungen bios bezüglich ihrer, das pekuniäre Intereffe 
der Gemeinde bezielenden Funktionen zugefügt wurden, jo 
find offenbar die Art. 31, 33 und 36 des oben allegirten 
Geſetzes auf unrichtige Weife zur Anwendung gebracht wor« 
den, und es ſtellt fi bienad die vom Staatsanwalte am 
Appellationsgerichte von Unterfranken und. Alchaffenburg 
eingewendete Nichtigkeitsbefchwerbe als dDurchgehends begrün- 


det dar, daher das zweitrichterliche a feinem ganzen 
Gigungsbericyte Bd. V Heft 3. 
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Mhalte nach vernichtet und die Sache an: einan anderan 
Senät verwichen werben mußte, damit: ſowohl rürkßchtlich 
der Hauptſache als auch des Koſtenpunkies über die gegen 
das erſtrichterliche Urtheil vom 7. April 1853 eingewenheie 
Berufung _. ns und abgeuriheikt made,“ 


Ixxxm. — — 


Nichtigkeitbheſchwerde wegen zu hoher Strafe. Art. 245 Nr. II des 
22 SRG. vom 20. Mevember 18. . .. a 


Durch Urtheil des Schwurgerichtähnfes von Nederbayemn 
tar Ratfanina MWilleutner. von Forſthart wagen :+inns 
an threm Dieufiheren unter erſchwerenden Umſtänden werükten 
Verbrechens ded ausgezeichneten Diebſtahla, welcher hie 
Summe von. 490 fl. weit Adefiteg, gu. neunjaͤhriger Aucht⸗ 
hausſtrafe veruriheikt worden. Dieſelbe hatte hiegegen die 
Nichtigkeis beſchwerde eingemendeh. nah. hiebei bemnerke, Daß 
fie als Nichtigkeitägrund nur den bazeichnen loönne, daß ihr 
die Strafe gu Head ſei. 

: Der oberfte Gerichtshof venwarf in feiner Siapına von 
30. Sepiember 1853 die erhobene Beſchwerde, und be 
ſchränkte ſich hiebei auf die Prüfung der Auwernbung des 
Strafgefehes nad Anleitung des Art. 235 Mr. 2, weil bir 
Berurthetite bei der Anmeldung der Richtigkeitsbeſchwerde 
als den einzigen Nichtigkeitögrund dem, daß ihr. die Siugfe 
su Hoch fei, bezeichnet habe, und eine zu habe Gtrafzu- 
meſſung nur in einer unrichtigen Anwendung Des. ze 
feßes ihren Grund haben —— | 


un Sem — — 


9) Vergl. oben Rr. 71; auch in jenem Falle Ste der Bes 
ſchudigte lebiglich aus dem gr Defekt — 
weil er die Strafe für zu hoch iffen —— und dex 
oberſte Gerichtshof 2— en ae rüfung gleihfatt® auf 
de u des Gtrafgek 
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Aus Den Sitguugen der Schwurgerichte. 


Aus den Sitzungen des Schumegerichta — 
Oberbayern v. I. I. 
(Sortfegung des Berichts über die zweite Sing) 


Die vorgeleumenen drei Sa. wegen un N 
te% @rades waren BERNER n —J 
1. 


Micha vpfab. 25 Jahre alt, lebiger — 
von Apfeldorf, Log Schangeu, augellagt, daß er am 6: Fepr 
tember d. J., Machmittags zwiſchen 2 und J Uhr, auf ham 
Gangfleige ber non Meilgeim neh Augsburg führenken 
Straße die Dienfunagb Therefe Reitmayer, um ein« 
Entwendung zu volldringen, gewelttgätig angenadt, au Bar 
den geftoßen und ihr in biefem Zuſtande der Verg ewalti⸗ 
gung ihren Handkorb wit Kirchweihnudeln, Bred nnd Aep⸗ 
feln, dann einen Regenſchirm — alles im Werthe von. nicht 
son; 2 8, — entriſſen und mit fi genommen babe. | 
Der Angeklagte, ein Burſche van ketneswegs boſarti⸗ 
gem Auoſehen, gab zu, der Reitmayer, melde er wohl gekannt 
habe, als fie ihm auf feine Bitte nicht freiwillig Nudeln 
gegeben habe, ohne Gewalt Nudeln und Brod genym⸗ 
men zu haben. — Die Reitmayer, eine non ven zum Blüde 
feltenen Zeugen, welche ſich ihres Dialektes ſchaͤnen, und in 
eiuftudirter hochdeutſcher Sprache zu deyoniren ſuchen, änderte 
ibre frühere Ausſage dabin: es ſei ſehr ſchmutzig geweſen; 
als Pfab fie daher, am Genicke packend, vorwärts drückte, fei 
fie miedergefallen. Weh babe ex ihr gar nicht gethan. Sie 
babe auch ein ſilbernes Geſſchnür angehabt, und Geld bei ſich 
getragen. Nah dem Korbe und dem Megenkhirme habe 
ſie fpäter nicht mehr gefucht. — Die Geſchwornen fprachen nad 
en kurzer —— ein ———— 





9 Ben das Moment ae Vergewaltigiu weifelhaft iſt, ſollte 
| ————— nur wegen Diebſtahles varmieſen werden. — Wenn 
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2. 


— Urban, 29 Jahre alt, lediger — 

von Weichs, Landger. Dachau, angeklagt, ame 27. Septbr. 
1852, Abends zwiſchen 7 und 8 Uhr, wicht weit vom Ein⸗ 
gange in das Schulhaus zu Jetzendorf, die (18jaͤhrige) Anna 
Zeimberger von da, um eine Entwendung an derfelben 
zu. volldringen, thaͤtlich mißhandelt und hierauf derſelben ein 
ſeidenes Tuch im Werthe von 1 fl. 48 kr. vom Halſe her⸗ 
abgeriſſen zu haben und damit entflohen zu ſein. 
Der Angeklagte leugnete vollſtändig. Sowohl die Leim⸗ 
berger, als die andere Sanptzeugin, ihre 17jaͤhrige Freun⸗ 
din, welche beide kurz zuvor bereits von dem Burſchen an⸗ 
geredet, bei der Hand genommen und, wie ed nach einer 
anderen Zeugenausfage fcheint, unanftändig betaſtet worden 
waren, fagen felbft aus, daß fie diefen erften Angriff für 
Spaß gehalten haben. KReimberger fagt aber dann weiter, 
bei einer zweiten Begegnung habe fie der Burfche ruͤckwaͤrts 
gepädt, He dann — vorwärts gelehrt — an den Zaun. no 
den dem Schulhauſe hingedrückt und, als diefer krachte, am 
die Mauer des Schulhauſes gelehnt. Giebel Habe er ihr zwei 
ſtarke Schläge auf den Kopf gegeben, und ihr das Tüchleln, 
welches blos in das Mieder eingeſteckt geweſen, und ihm e 
gleich in der Hand geblieben fei, genommen. — : - - 

Eines der Beweismittel war ein am Orte ber That 
gefundener Stiefelabfap, welcher zu den in der Wohnung 
des Angellagten verſteckt gefundenen Stiefeln deſſelben ge— 
Hört. Der Angeklagte wollte ihn von einem Orte in bet 
Nähe aus von fh geworfen haben. — Ä 

Die Geſchwornen verneinten die erfte ber Anklage ent⸗ 
ſprechende, bejahten aber die — — Art. 234 — I . 
StGB. ‚el Frage. Bu | 2 


om 


wegen Diebſtahls im ——— rade eine unter⸗ 
— geſtellt worden wäre, fo wäre ſicher ein Schuldig 
erfo 

ey. Ieſndig aufgeklaͤrt wurde die Beſchaffenheit des Falles 
durch das a nicht, und mb es blieb noch manches 


Schwurgericht non Rbabayen. © 853 
3. den 
"Yohann Schneider, 21 Jahre alt, lediger Bauern⸗ 
knecht von Zillenberg, angeklagt, daß ey. den. Veterinät« 
arzt Migael Finkl am 22. März. dieſ. J. Pormittags 
zwiſchen 7 and 8 Uhr auf dem Wege von Bachern nad 
Aſchbach, um eine Entwendung zu vollbringen, gewaltthätig 
angepadt, zu Boden geworfen und bemfelben im Zuftande 
der Vergewaltigung aus beiden Hoſentaſchen die darin ber 
findfiche Baarſchaft (über 12 fi.) entwendet habe. Der An 
geflagte war gefländig, und die Geſchwornen bejahten ‚die 
geRellte eine Frage. 


In pſychologiſcher Beziehung beachtenswerth war die 
Verhandlung gegen Kaspar Donner, ledigen Sohn einer 
Obſtlerin zu Umpfenbach, Landgerichts Miltenberg, 19 
Jahre alt, wegen Verbrechens der Brandſtiftung I. Gra— 
des, am 9. Oktober 1852, Abends 6 Uhr, an der Wagen: 
hütte des Bauers Nikolaus Schweiger in Baumgarten, 
kandger. Traunſtein, verübt. 

Der Angeklagte, ein hagerer Menſch mit blaffem, gelb- 
lichem Geſichte und verſtoͤrtem Blicke, war ſchon wiederholt 
wegen Vagirens im Auslande und im Inlande abgeſtraft 
worden; nur ſelten und nie auf lange Zeit war er im Dienſte 
und verrichtete Tageloͤhnerarbeit. Ein Leumundszeuge aus 
dem Heimathsorte des Angeflagten deponirt in der Sitzung, 
die Mutter des Donner habe als Wittwe mit verfchiedenen 
Männern zu thun gehabt... Er babe von der Mutter. feine 
Erziehung genoffen, habe in der Schule nichts gelernt und 
dieſelbe unfleißig beſucht. — Donner habe Eigenheiten ge⸗ 





Raͤthſel, n bbaondere, un. ba8 Auchlein in — xRhat 

| gelommen, indem ber A — bald darauf ausgeſucht, 

ader nicht Im Befitz deſſelben gefunden wurde. Die Hart- 

nackigkeit, mit welcher der Angeſchuldigke ben ganzen Vor⸗ 

F fall ‚Iäugnete, mag dad meiſte zu der Schöpfung des Wahr⸗ 

fpruches beigetragen haben. Der von Urban einge . 
‚&affationdrefurd Batte feinen Erfolg, f. oben Nr. L 
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habt, fo daß man nicht recht wußte, was man aus ihm ma⸗ 
hen ſollte. Einſt hate er Ihn an einem Vichbaum ſtehend 
gefunden, wo et Gerentonfeen wie tin Prieſter Hei’ der Meſſe 
gemacht habe; als "er feiner anſichtig geworben, ſei er ſcheu 
In den Wald geflüchtet. In Umpfenbach habe Bonner wohl 
Arbeit finden Fönnen and Tönne fie Immer finden; ; er habe 
Rd aber immer, went hingeſchubt, wieder entfernt. — 
Der Andeflagte meinte während ‘der ganzen Ausſage heftig 
und bethenerte, er könne es in ſeiner Veimath nicht aushal- 
ten, nie Armuth und Elend fei dort zu finden. — Ein an⸗ 
derer Leumundszeuge fagt ähnlich aus, und nimmt feine früs 
here Ausfage, man werfe dem D. Diebflähle vor, zurüd. 
Der Angeklagte weinte hier noch heftiger und ſagte, einen 
Diebſtahl fönne ihm gewiß Niemand vorwerfen, 

Die That ſelbſt betreffend, Hatte ſich Donner dem Ge 
richte ſelbſt angezeigt. Er gab in der Sigung unter ande 
rem folgende Erflärungen: er habe im fraglichen Haufe ges 
bettelt, aber fein Almoſen erhalten, (— es Tonnte dies je⸗ 
doch nicht erhoben werden —); nun habe ihn die Ver— 
zweiflung überfallen, indem er ih aud erinnert, daß er 
ichon öfter bejtraft worden fei, ohne etwas verbrochen zu 
haben. Da habe er den Gedanken gefaßt, die Wagenhütte 
dieſes Hauſes anzuzünden. Rächen habe er’ fih hierdurch 
nicht wollen, ſondern nur etwas anfangen, um eine Unter⸗ 
funft oder Arbeit beim Wiederaufbau zu finden; denn er 
habe fih gefürchtet, im feine Heimath zurüd zu müffen ; 
der Winter fei vor der Thüre gewefen und er habe nicht 
gewußt, wohinaus. Iu der Zeit zwifhen Entfhluß und 
Anzünden habe er noch ein Paar Glas Bier vom Gelbe, 
welches er jich bereits erbettelt gehabt, getrunken, und dann 
unter einem Gebüſch gefchlafen. Nachdem er Abends wirf- 
lich angezündet gehabt, Habe ihn jedoch bie Angſt fortgetrie- 
ben, und als er auf feiner Blucht um. den See über Gra- 
benſtadt und Seebruck fi; After umgeſchaut habe, habe er zu 
feinem Schrecken brennen ſehen. Nachto feier in Söhl bei 
Troftberg qugelangt, wo ihn eine Tray aus Mitleid über 
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Mathht Schalte. Er Habe un Beine Naihe mehr naht, bie 
—— Mpeg Verl. —— 

- Ma Benelſanen des Angeklagten war ein ſehr mhiges. 
Die Zengtnausſagen hörte er aufmerkſam an, amd ſchaute 
dabei die Zeugen zwar mit. verſtoͤrtem, aber gutherzigem 
PUR an. Nun hoͤchſt ſelden brachte er im: beſcheidenen Kane 
eine Berichtigung don Ausſagen vor. Sein Weisen glich 
dem eines Kindes, auch fpielte er bie und da — wie fin 
diſch nerkegem — mit feinen. Händen. Der Gerichtsarzt von 
Taaunſtein, Di. Joſeph Hell, gab auf ſeine Beobachtun⸗ 
gen, welche er an Donner fowohl während feiner Unter= 
fuhungshaft, als heute gemacht hatte (er war während 
des auf den fubjektiven Thatbeitand bezüglichen Theiles der 
Verhaublung des Präfidenten anwefend), blieb trotz der fehr 
efgehenden Kreuzfrugen des Vertheibigers, Rechtapraktikanten 
A. Seuffent, auf ſeinem Gutachten beſtehen, daß ein Zu⸗ 
Rare geminderter Zurethnungsfähigkeit bei Donner nicht 
vorllege, Akte jedoch dieſes Gutachten hauptſächlich auf aͤu⸗ 
ßerliche Gründe, insbefonderte darauf, daß in der. Umgegend 
von Traunſtein kein Bettler auch nur einen Ing hungrig 
und ohne Obdach bleibe; daß daher unter ſolchen Hurftäns 
von Im Zufannnenhalte mit ben. Exgebniffen ber Unterſuchung 
Uber das Benehmen bei Ausführung. ber That geminderte 
Zurechnantzsfaͤhigkeit nit angenommen werben Tühke, went 
auch Aufregung durch Roth: und Berge —— — 
mochte. 

Richtadeſtoweniger pladirte der Bertheidiger Auf. gemin—⸗ 
derte Zurechnungsfähigfeit und begründete diefelbe durch pfy⸗ 
chologiſche Mospente, welche insbefondere durch den ganzen 
Anblick des Donner, dur fein Benehmen in der Sitzung 
und. durch bie Hier hezeugten Sonderbarkeiten desfelben, ins⸗ 
bejonbere die fixen Ideen, in feinem Heimathsorte nicht blei— 
ben zu koͤnnen, gegeben wären. Der Prafident fand fi 
veranlaßt, eine Unterfrage, auf geminderte Zureihnungsfähig- 
beit zu ſtellen. — Die Geſchwornen bejahten dieſe Frage, 
worauf. der Gerichtshof Gjähriges Arbeitshaus ausſprach. 
In: den Entiheidungsgründen iſt augenommen, daß die or⸗ 
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bentliche geſetzliche Strafe. der Srandſtiftung I. Grades. zuis 
ſchen Kettenftrafe und 16jägrigem Zuchthaufe autzumeſſen ſei; 
in concreto. würde aber wegen der vorhandenen Strafmin⸗ 
derungsgründe auf zeitlich begränztes Zuchthaus zu erkennen 
geweien fein, weshalb der Gerichtshof bei gemindenter u⸗ 
rechnungsfaͤhigkeit (nad Art 99 Ziff. II des StB. Ihl. I) 
auf ———— herabgehen könne. *) — 


Die vier abgeurtheilten Verbrechen der Körperver- 
Iegung bieten eine scan: Abſtufung diefes Bere 
brechens dar. 


1. 


Johann Gruber, 23 Jahre alt, led. Dierſtknecht 
von Einspach, Ldog. Bruck, angeklagt, am 10. Auguſt 1852 
Abends zu Puch den Dienſtknecht Jakob Kienader zwar 
ohne Ueberlegung und Vorbedacht in anfiwallender Hitze 
des Zornes auch ohne die Abſicht zu tödten, jedoch vorſätz⸗ 
lich durch einen Meſſerſtich verletzt amd dadurch den Tod des 
Verwundeten, ‚welcher als wahrfcheinlich eeeche wer⸗ 
den konnte, verurſacht zu haben. 

Die Veranlaſſung des Vorfalls war folgende: Kienader 
hatte ſchon früher einen Groll auf Gruber, weil dieſer ihm 
einſt Nachläßigkeit im Dienſte vorwarf und an feinen Plat 
im Puch, wo ſeine Geliebte Ertl im naͤmlichen Dorfe diente, 
zu fommen fuchte. Als im Wirthshaufe zu Puch eine Hoch⸗ 
zeit war, fanden ſich Hier auch mehrere andere Gaͤſte ein, unter 


Er. Der Staatsanwalt, Frhr. v. Wölderndorff, hatte ausgeführt, 
die Normalftrafe der Brandftiftung II. Grad8 fei Ketten- 
ftrafe; es könne daher nad Art. 99 Ziff. II nur auf Bude: 
hauäftrafe herabgegangen werden; er beantragte daher bad 
Minimum diefer Strafart. — Nach der. Faffung des Art. 249: 
„Toll mit SKettenfttafe und bei minderer Strafbarfeit "mit 
Zuchthaus, jedoh niht unter 16 Jahren ‚beftraft werden‘ 
und den Anm. Bd. II S. 204 ift die Kettenftrafe zwar die 
„regelmäßige Strafe, aber die Zuchthausftrafe doch darum 
nit die ‚außerordentliche‘ , indem lestere 3. B. nad) dem 
Anm. auch eintritt bei einem ‚geringeren Grad der Gefähr- 
lichkeit. Es fcheint vielmehr durch obige Faffung dad Marimum 

- und Minimum der ordentlihen Strafe beſtimmt zu fein. 
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anderen die Gril. Muher kam fpäter ebenfalls in's Wirthshans 
und ſeßte ſich zu feiner Geliebten. Der Vorfall ſelbſt hatte. 
in einer Sadgaffe ſtatt, welche durch Gartenzänne geſchloſſen 
wer und den Ein- und Ausgang nur gegen die Saupigafle 
vom Wirthshauſe her hatte. Das lebte Hays diefer Sadgafle 
iſt daa Backengütlerhaus, wo die Ertl diente; ein weiteres Haus, 
mehr gegen die Hauptgaſſe bin, if das Bädermanngütl. An 
biefem ſteht ein Holzhaufen und hinter diefem ein Abteitt mit 
unverſchloſſener Thůre. Die Naht war ſehr dunkel. — Die 
beiden Angreifer waren der getöbtete Kienader, ohngefähr 
eben. ſo groß und Hark als Gruber, und der als Zeuge er⸗ 
fihienene Rapp, noch flämmiger ala. Gruber, und von fehr 
rohem Ausſehen, während Gruber ein beinahe —— 
eng! hat. 

‚Rad der Ersählung des Angellagten, welche zum AR 
heile durch Zeugenausſagen befkätigt wird, im übrigen, we= 
nigſtens na Feiner Zeugenausfage, ſelbſt nicht der des Rapp, 
ls. unglaubhaft erſcheint: „feier im Wirthohauſe von einem 
Kameraden gewarnt: worden, er ſolle fih in Acht nehmen, 
Rienader und Rapp wollten ihn durchprügeln. Die Ertl habe 
ihn anch einmal mit dem Fuße geflogen und, auf dieſe beiden 
aufmerkſam gemacht, wie fie auf. Gruber herſehend, ſich in 
die: Ohren flüfterten; fie. habe Abm hiebei auch gelangt, der 
Eine der Beiden babe He Ichon vorher gefengt, ob denn heute 
Gruber nicht: kaͤme. Hierauf Habe er, Gruber, des Ertl ber 
ment, es fei geſcheuter, wenn fe. beimgingen, und fo ſeien 
Re ſchon um 2/9 hr foxt. Unf dem Wege habe er noch 
mit dem Schechbauern wegen eines Dienfles geredet, während ' 
die Ertl im Gaͤßchen, in Der. Nähe des Bädermann-Abtritts, 
anf ihn gewartet habe. Dis er dann ihr nachgelommen, 
habe er. ſchon Hinten fich herlaufen hören, weshalb er Dex 
Ext ſchnell geſagt, He folle machen, daß fe in ihr Haus 
Säneinläme, ex .babe fich_ in den Abtritt verfledt. Die beiden 
Durſche feien bie an's Paͤckengütlerhaus hingelaufen, wo fie 
Sohen, daß die Ertl allein fei. Kienader ſei nun yurüd 
an den Abtritt hingelaufen, habe ‚die Ahüre aufgerifien 
und ihn, Gruben, herausgezogen, worauf ihn beide Burſche 
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gepackt und auf ihn — er wiſſe wit, mit was — Sinrins 
geſchlagen hätten. Aus dem Bihermanngütlerhaufe habe Yes 
mand (der Gütler Kafpar Kern, wie Diefer Feld beſtaͤtigte) 
herausgeſchrieen: „Ihr Lumpen, erfchlagt ihn doch nicht gang, 
fhämt’s euch!” ‘Sie Hätten ihn aber zu Beben newarfen, 
feien mit Füßen in feine Weichen geſprungen, daß ihm der 
Roth zum: After hinausgetrieben worden ſei (das drechige 
Hemd Fönne er noch zeigen). Nun habe auch die Eril fleheni⸗ 
fih herausgetufen: „um Gobteswillen erfihalgt ihn doch wide 
ganz”; allein umſonſt. Seht habe er enblich das Meſſer ge⸗ 
zögen und auf die beiden Burſche zugeſtochen, wie. er eben ge⸗ 
troffen. — Kienader erhielt hliebet wit dem ſcharfgeſchliffenen 
feſtſtehendeni Weiler einen SH durch bie Linke ange, und 
einen andern in die linke Brufthöhle, wodurd, felbft Die Spitze 
des linken Leberlappens no durchſchuitten wurde, welch' 
feßtere Wunde nach 13 Btanden den Tod herbeiführte. 
Rapp war am Arme geladen. — Am KRoyfe Grubers 
fanden fi 4 Quetſchwunden, welde nach dem Emtachten 
der Sachverſtändigen nicht mit der Fauſt, ſondern wohl mit 
einer „Waffe zugefügt wurden; derſelbe wir nach dem Vor · 
falle „von Fuß bie zu Kopf vol Schmab’ 
Einflußreirh war ſicher auch das Beuchnen dus Bruder 
einerſeits und bes Rapp andererſtits. Wahrend Gruber mit 
einer, vom Schreiber diefes bt einem Angellagten neh. .ıre 
währkenommenen, beiteren und moefichtiiden Ruhe und 
Kit großer Offenheit ſich benahm, war Rapp fo ſtoͤrriſch uud 
voll Zurückhaltung, daß rin folgen Fende ſelbſt bei unſe⸗ 
tem Schwurgerichte eine ſeltene Crſcheinung If: - 

Der Vertheidiger, Act. Mäedl, erkiäiche in einem Vor⸗ 
trage, ſich bei der hler offenbar gegebenen Sotfnuche nie 
entſchließen gu koͤnnen, eine Ihnterfrage auf Erceß Der Nuke 
wehr zu Beantragen, und empfahl ben Geſchwornen „wit 
Börme, im Intereſſe det Stcherheit ber. Perſon die an Fe 
geſteut werdende Fratze einfach za vernemen. Und ebwohi 
bie Anklatze ganz aus gegeichnet vertveich md auſtocht erhhl- 
den war Oberſt.⸗Anw. Dr. Barth), ſprachen die Gefchwen⸗ 
nen nach ZTurzet Brralhmg eur ©: 


Swrnhencti bon Wieibayeri.‘ '  B6B 
Mn ae Zu 
Ein —— Fall, wo die Geſchwornen wegen Annahme * 
Nothwehr Nichtſchuldig ſptachen, betraf Franz Wankerl, 
42 Zahre alt, led. Dienſtknecht aus Michelsdorf, Ldg. Cham, 
angeklagt a) des Verbrechens der Körperverlegung mit nach⸗ 
gefolgtem als wahrſcheinlich vorausſehbarem Tode, verübt in 
aufwallender Hitze des Zornes zu Schwaben, Ldg. Ebersberg, 
am 29. Junl 1852 an dem Dienſtknecht Gg. Altmann, und 
b) bes Vergehens ber Korvperverletzung, wertibt” bei der näm⸗ 
lichen Gelegenheit an dein Dienſtknechte Matth. Binder. 
Ber dall tt hi Allgemeinen dem vorhergehenden ganz ähnlich: 
Die Angreifer find hier zwei viel Fingere Burſche, als ber 
Angeklagte. Die Beranlaffung war ein Verdacht, welchen 
Altmann wegen einer ihm abhanden gefommenen uhr auf 
den Rebentnecht Wankert geworfen hatte, weshalb er ihm 
wiederholt, insbeſondere auch am kritiſchen Tage in Wirthe- 
Hinrfern den Diebſtahl vorwarf, in welche er mit feinen Ans 
hängern dem ausweichenden Wankerl nachging. In einem 
dritten Wirthshanſe ſchlugen die Vurſche bereits auf Wankerl, 
und vor dem Wirthshaufe fielen fie, insbeſondere Binder 
And Allan, auf's Neue über ihn her. Wankerl, welcher 
kin gutmuͤthiges aber ziemlich einfättiges Anſehen dat, was 
durch ſeine Haurihorigkeit gefteigert fein mag, und der noch 
Alter ansteht, als er wirklich iſt, erzählt weiter: er habe den 
Vinder gebeten: „luißt mich aus“, diefer aber habe gefagt: 
ses WE nichts mehr, du mine nicht mehr heim”. Et 
habe nun in der Noth zum Meffer gegriffen, um Teine Geg* 
ner Tampfanfähig zu Machen. Den Binder habe er in ben 
Arm getroffen, ſo daß diefer ihn ausgelaſſen habe; run habe 
th aber Altmann afgepulkt und af fein flehentliches Bit⸗ 
tert geſchriern ‚Sin mußt vu werden, verrecken mußt. du”, 
ntit dem Stocke auf ihn hineingeſchlagen und ihn immer in's 
Wirthshaus hineingedtüngt, wo eine Menge Vurſche noch 
Eher Ihn Hergefüfen ein wuͤrden. Et Gabe daher num auch 
den Altınkıen geRöthen, wobei er den Arm desfelben Habt 
treffen wolfen. : "Die xbbtliche Wunde war ekwa 8° Zon 
vom "reiten Arme entfernt-in: Die Druſt gedrungen vnb 
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hatte noch die Lunge verlegt. Der Tod erfolgte nad 
17 Tagen. 

Im Allgemeinen erfcheinen bie Angaben Wankerl's nicht 
unglaubwürdig. — Der Zeuge Binder — wie auch Andere 
bezeugen, beim Vorfall betrunfen — behauptet, nichts vom 
Borfalle fagen zu können, indem ex, ſelbſt daß ihn Wankerl 
geſtochen, nur von Andern erfahren habe. 

Es genüge nod eine Aeußerung des Getodeten, welche 
er feinem als Zeugen vorgeladenen, Krankenwaͤrter machte: 
wäre ich nicht betrunken gewefen und wäre ich dem Wanterl 
nit in 3 Wirthshäufer nachgegangen, um Haͤndel anzu⸗ 
fangen, ich wäre jetzt noch ebenſo geſund mie du! | 


3. 
Georg Reiter, Tediger Wirthsſohn und Metzgerknecht 
von Ismaning (bei Münden), 23 Jahre alt, angeflagt des 
Verbrechens der Körperverlegung mit nachgefolgtem, als wahr 
fdyeinlich vorausfehbarem Tode, in aufwallender Kige des 
Zorns verübt am 9. Januar. 1853 an dem ‚Dienffnechte 
Georg Demmel zu. Iamaning. — Die Obduktion des 
wenige Minuten nad dem Stiche Geſtorbenen ergab, daß 
ein ſpißiges Meſſer ober der vierten Rippe zwiſchen dem 
pberen und mittleren Lappen der rechten Lunge in die Bruſt 
gebrungen war, in den Nand des: oberen. Lungenlappens 
zolllang eingefhnitten, dann durch den Herzbeutel in den 
rechten Vorhof des Herzes ‚eingedrungen und bier noch eine 
drei Linien lange Wunde verurſacht hatte. Die Beranlaffung 
dea Vorfalls war folgende: das Meiterifche Wirthshaus wurde 
um 10 Uhr Nachts, zur Polizeiſtunde, geſchloſſen. Sämmt 
liche Gaſte hatten ſich entfernt, nur hatte der Wirthsſohn 
Georg Reiter noch einen Kameraden zurückbehalten, um mit 
dieſem und dem Wirthsknechte Zeller Karten u. ſplelen 
Als nun Georg Demmel, ein ſtreitſuͤchtiger und verwegener 
Burſche, und ſein Kamerad Georg Schmid, welche vorher 
das Wirthsehaus hatten verlaſſen muͤſſen, noch Licht im Wirths⸗ 
zimmer ſahen, wollten fie ebenfalls wieder eingelaſſen fein. Als 
dies nicht geſchah, drangen fie mit Gewalt in den Hof, deffen 
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Thor eben der Hausknecht ſchließen wollte, Tärmter im Hofe 
und befonderd vor dem Fenſter der Mägde und drohten ihnen 
fo lange feine Ruhe zu laſſen, bis fie in's Wirthshaus ges 
laſſen würden. Eine der Mägde fland anf und ging, wäh« 
rend ſich die Burſche wieder in das Hofthor zurüdzogen, zu 
dem MWirthsfohne,; damit er ihnen Ruhe ſchaffe. — Die 
Nacht war ſtockfinſter — Der Angeklagte erzählt nun den 
weiteren Hergang fo: er fei mit einer Peitfihe hinaus, um 
die Beiden zum Hofe hinauszujagen. Einer derfelben habe 
die Peitfche gefangen und ihm entwunden. Beide Hätten ihn 
bann angepackt und er ſei, glaublich mit einem Prügel, nie» 
dergefehlagen worden. Dann fei der Zeller auch heraus. ge 
fominen und habe mit dem Schmid, er mit dem Demmel ge» 
rauft. Hiebei fei Demmel, welcher anfangs außer dem Hofz 
raum geweſen, — fiegreich — in den Hofraum hereingekom⸗ 
men. Er: habe fih nun im feinem Zorn’und Rauſch und 
weil er die Peitſche nicht mehr gehabt, gedacht: „ganz mag 
ich mich doch auch nicht erfihlagen laſſen“, habe das Meffer 
genommen und nad dem ihm gegenüber befindHichen Demmel 
geftöchen. Demmel habe gefchrteen, und — fo endet der Anr 
geffagte weinend feine Erzählung — fei nicht mehr gang 
zum. Hofthore Hinausgefommen. Als Licht herauskam, Tag 
Demmel, mit dem Kopfe gegen das Hofthor, das Geficht ab- 
wärts, die Füße im den Hofraum gefehrt, röchelnd und 
bereits ſprachlos am Boden. Konflatirt wurde, daß bie 
Veitihe am Ende in den Händen des Schmid war, während 
ber Beweis, daß ein Prügel in der Nähe der Leiche lag, 
mißlang. — 

Der Vertheidiger, Acc. Hagen, fuchte in feinem Vor⸗ 
trag Tharfiinnig und beredt das Vorhandenfein der Nothe 
wehr darzuthun, eventuell das eines Exceßes der Nothwehr, 
während ber Staatsanwalt Peib eben fo feſt als gemäßigt die 
volle Anklage aufrecht erhielt. 

Der Praͤſident erflärte, fih nicht veranlaßt zu fehen, 
eine Unterfrage auf Exceß der Nothwehr zu flellen, worauf 
der. Bertheidiger an den Gerichtshof den Antrag flellte, die 
Unterfrage dahin lautend zu flellen: ob ſich Georg Meiter Dur 
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Die ihm augeſchuldena Handlung einer ſträfſichen Ucherfährete 
fung ber Graͤnzan rechtmaͤßiger Vertheidigung a Mr 
macht babe. 
Der Staatsanxalt erkläͤrte, der Stellung einer Unkere 
frage auf Crceß der Nothwehr überhaupt im Intenehe her 
Vertheibigung nicht entgegen zu fein. trat apes ber vorge 
ſchlagenen Tormulitung, als dem Geſehe nick eutſprechend 
antgegen. Auch der Präſident bedeutete dem Vertheidigex, 
es müßten jedenfallez die einzelnen Handlungen, wodurch bey 
Ereß begründet fein ſolle, in hie Frage aufgenommen wer 
den, und ebenſo müſſe in die Frage aufgenzggunen werben, 
ob die Handlung wur als Fahrläſſfigkeit zuzurechuen ſei, in⸗ 
dem dieſe Erwaͤgung der Kognition her, Geſchwarnen nicht 
entzogen werben dürfa. Der Vertheidiger beharcte jedoch auf 
ſeiner Formulixung. Der Gerichtehof beſchloß hierauf bie 
Muterfrage und zwar folgandermaßen farmulixt zu ſtellen; 
ash Reiter ſchuldig, das Vergehen her fahrläffigen 
Todtung dadurd begangen zu haben, day er am. P. Januar 
d. 38., nachdem Demmel in das elierlicha Haus des Augelag- 
ten zur. Nachtzeit einzubringen verſucht, nachdem die Paitſche 
mit weicher der Ungeflagte hen. Unkläger zu vertreiben ſuchte, 
ihm aus den Händen geriffen war, und nachdem Denmel Deu 
Angelfagten mit Schlägen angegriffen hatte, das zu feinem 
Schutze ergriffene Mefler im ſtraͤflicher Ueberfchreisung der 
Graͤnzen rechtmäßiger DVertheidigung dem Demmel iu bie 
Bruft geſtoßen und dadurch deſſen Tod pexurſacht hak?“ *) 
Die Geſchwornen bejahten jedoch die beiden erſten, Dis 
Anklage erſchöpfenden Fragen, und es fiel ſonach die Unter 
frage weg. Der Werichtshof verurtheilte hierauf den Weiter 
in eine Arbeishausſtrafe von 4 — 


*) Daß bie * des — = 1 — won. in ein 
Geich worna © Haben, wit paßt, 

dürfte fgum nsifegaft fh [in Wr —— 13 it Gar 

tigkeit im vorliegenden Falle du ormu wie 


he der Gerichtshof beſchloß —2 a, m — 
get. 
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. Softeph Rhalmuier, 29 Jahre alt,, Iediger Dienf- 
wecht von Minsrading, Landgerichts Wreifing, wegen Ber- 
irechens der Kärperverlegung mit nachgefolgtem als wahr⸗ 
ſcheinlich vorausſehbaxem Tode, mit vorbedachtem Entſchluß 
veriba unterm 29. Auguſ 1852 an dem Bauern Martin 
hei von Hörenghanfen. we | 
» Me Worfall, welder einem WBamilienvater im beiten 
Manntéalter dad Reben Ipfiete, ift. in Kürze, und ohne daß 
wir An. das Nähere des ebenfo fünftlichen, als im Wejentli- 
den übarzergenden Beweiſes eingeben können, folgender. 

In Wirths hauſe zu Gunzenkaufen war am kritiſchen 
Abende weher eis Streik, noch ſonß eine Störung. vorgefal⸗ 
len,ela Sich der Im. Urlaube in feiner Heimath befindliche 
Bott Arad; Buchmaier noch vor 9 Uhr entfernte, um 
nach dem ichs nehegelagenen Dorfe Hörenzhauſen an's Kam⸗ 
merfernſar zu gehen. Er kehrte jedoch auf dem Wege wie⸗ 
Ber. um und begegneie zweien Bayern, naͤmlich dem Scheid 
mb Johann Obermaier, welche ebenfalls gegen 9 Uhr 
ns dem Wirthahauſe gegangen und auf ihrem. Heimwege 
neh Höreughaufen waren. Diefe hielten den ihnen Begeg⸗ 
aruden. aus Meugierde, aber, wie es ſcheint, in aller Freund⸗ 
Schaft, ihn mit einem „Gut' Nacht” wieder loslajfend, auf 
Kurze Beil on. Dies ſcheint aber Buchmaier, wahrſcheinlich 
arena angetrunken, nidt als Scherz aufgefaßt gu haben, ob» 
wohl er in der Sißung aud nur angab, fie hätten ihn bei 
Kern Armen gepadt und dann geſagt: „das ift ja der Pro⸗ 
foßs (Heusname des. Buchmaier)" ; denn nach der Angabe 
höbermaier’a Hat er ſogleich zu ſchimpfen angefangen und 
gedreht: „ih haue euch gleich das Mefler hinein“, und nad 
feiner eigenen Angabe fagte er, in's Wirthshaus zurüdge- 
fommen, dem Thabmaier, ex hätte heiuahe von den Zweien 
Schläge gekriegt. Thalmaier fuhr nun mit den Worten auf: 
„Be find fe, laufen wir ihnen nad.“ Dies geſchah denn 
and, indem fi Buschmaler einem diden Gehſtecken verſchaffte, 
Thalmaier aber einen Zaunfteden abbrach. Die Bauern, 
welche auf dem Gangſteige hinter einander, 5 Schritte von 
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einander entfernt, bereits bis etwa halbwegs nach ihrem 
Dorfe gekommen waren und jeßt hinter ſich Kaufen hörten, 
traten etwas aus dem Bangfteige zur Geite, um die Nach⸗ 
eilenden vorüber paffiren zu laffen und dachten an ein Ar, 
ges durchaus nicht. Die beiden Burſche fprangen aber. auf 
den ihnen zunächft ſtehenden Scheid los, —: während der 
überrafchte Obermaier in der Entfernung von 5 Säphktten 
ruhig ſtehen blieb —, und ſchlugen auf ihn hinein. Der 
Zaunſtecken des Thalmaier brach bald entzwei, worauf Bud. 
maier gerufen haben ſoll „Meffer aus!“ Xhalmater zug 
nun fein Meffer und fing auf Scheid hineinzuſtechen ai, 
während Buchmater fortprügelte. Scheid, Sich nur anfangs 
mit den Händen wehrend, war bereits niedergeſunken, Thal: 
maier aber verfehte ihm noch ein paar Stiche. Obermaier 
war im Schreden entflohen. — Als nun das Opfer vollends 
zu Boden lag, kehrten Pie Burfche um, fahen aber noch, wie 
ch Scheid noch einmal’ anfraffte. Thalmaier rief daher dem 
Buchmaier zu: „Halt, da läuft der neh, wir miſſen doch 
fehen, ob er nachläuft!“ - Scheid fihleppte ſich noch etwa 
150 Schritte und wurde Hier don dem mit einem zweiten 
Bauern zurüdtommenden Obermaier - bereits tobt. gefunden. 
Thalmaier, fpäter gewahrend, dag er feine Mefferfcheide ven 
Toren, Auferte zu Buchmaier: „Seht: habe. ih wegen bem 
Zumpenbanern meine Scheide verloren.” - (Gerade diefe an 
Orte der That gefiindene Scheibe. bildete: das Haupt⸗ 
beweismittel.) An--der Leiche fanden fih, außer Duetfch⸗ 
wunden am Kopfe, 4 Stihwunden, die eine 12/, Zoll 
lang in’ der linken Achfelhähle, welche den Hauptaſt der 
Achſelſchlagader durchſchnitt und die tödtliche Verblutung zur 
Kolge Hatte, dann eine weitere, 11/, Bol lang, welche die 
fechfte Rippe zertheifte, in die Bruſthöhle eindrang and ben 
oberen Theil des: linken Rungenlappens durchbohrte. : - 

Da Buchmaier dem Militärverbande angehört, ging bie 
Anklage nur gegen Ihalmaier, und Buchmaler war lediglid 
als austanfisgeuge: At. 46 Nr. 4 d. el ie *) 


*) Ein noch immer beſtehender Shen, weiei Pr heſondert 
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Der Oberſtaatganwalt, Dr.. Barth, führte durch ſchla⸗ 
gende. Aneinanderreihung der höcft verwidelten Beweismo⸗ 
mente durch, wie uüͤberzeuggender Beweis dafür ſich ergaben, 
daß Thalmaier die Stihwunden beigebracht, führte aber auch 
zugleich eventuell aus, dag ihm der Erfolg jedenfalls zur 
Straſe angerethnet werden müßte, wenn er auch die Stich 
wunden nicht ſelbſt veranlaßt habe, weil Komplott vorlisge. 
Der Dertkeidiger, Rath Ney, beſtritt in Icharflinniger Rede 
beſonders auch letzteres und ſtellte die Behauptung auf, bei 
Verbrechen der, Art, befonders.. bei dem Verbrechen Der Kor⸗ 
prrverlepung mit nachgefolgtem Tode, wenn auch eine allgemeiute 
Berabredung auf Durchprügeln und dergleichen : vorkäge, 
Zönne. „dad Komplott“ fiher nicht benützt werden, um die 
einzelnen Theilnehmer an. der Handlung als: im Allgemeinen 
gleich ſtrafbar erſcheinen zu laffen. — ‚In dem Verwei⸗ 
fungsertenntniffe. und der Anklage mar Komplett nick: ar 
genommen; Der. Präftdent dehnte feine Auseinanderfebung 
. auf den Begriff des Komplottes nicht aus, erklärte viel⸗ 
mehr nur, er behalte fih nor, falls von der Staatshehörde 
eine Unterfrage auf Komplott beantragt und vom Schwur 
‚gerichtöhofe beſchloſſen werden follte, ned. nachträglich den 
Begriff des Komploties auseinander zu ſetzen. — 
Der Oberflaatsanwalt erklärte in dem nächſten Stadiym 
des Verfahrens, ald der Präfident lediglih die dem Der 
weilungserfenntniffe entiprechende Frageſtellung verlefen hatte, 
er halte nicht für nothwendig, eine beſondere Unterfrage auf 
Komplott zu beantragen, da ja die Geſchwornen, wenn ſie 
Komplott gegeben glaubten, ſchon deshalb die vom Praͤſi⸗ 
denten geftellte Frage bejahen müßten. “Der Bertheidiger 
trat jedoch diefer Anficht entgegen und auch der Präfident 
wiederholte feine frühere Erklärung, fih nit in der Tage 
zu ſehen, feine ui — a aus⸗ 
uudehnen. *) 


1 


auch bei dieſer — — lebhaft fühlbar — 
Möge es doch ber 0. recht bald g ingen, den 
Mifftand endlich zu befeitigen. 
— Die Frage lautete: je Thalmaier ſchuldig, dab Verbre⸗ 
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Uebrigens beantworteten hierauf nach kurzer Verathung 
Ye Geſchwornen bie beiden das angeſchulbete Verbtechen 
erfinsßfenden Brägen mit Id, und der Gerichtshof vermit 
iheitte dert x Thatınaker ſobann zu ' Häßriger guchthandfſlrefe. ui 


" Beier Naubes A. Grades: wurde mihe⸗l —X 
maier, MZJuhte alt, Iediger Schuhmachergeſelle von Att v⸗ 
mauſter. Landgerichts Aichach, verurtheilt. Inbem wie hin⸗ 
ſrchtlich des Thatſachlichen auf die bei der Hiarichtung bei 
Veruvrtheilten ausgegebene umtlide Kundmachnig virwetſen, 
Feine hervorgehoben, daß das: Kreis.- al Eeadtgericht 
Murnchen in geheimer Sitzung befhteffen "Hatte, bie Dache 
an Das k. Appelltttionsgericht zu’ verweilen; weit hier das 
VBetbtechen Bes qualiſtzirten Mordes gegeben Tä,: iehtreie 
Art. 146: und reſp. Art 147 SHE 1x zur Anwmendang 
komme. Das t Apyellatipnsgericht jedoch verwies vir Buche 
Ah das Schwurgericht wegen des Sonntags den Wi Mei 
1832 Morgens zwiſchͤn Haar und Truderg — wi dem 
Tedigen Sattlergeſellen Friedrich Kehle aus Bornbsrf Stu 
herzogthum Baden) derübten Verbrechens Des Raubes IV. Otu- 
des,“ und demgemäß wurde auch und zwar nat bdir sine 
dieſem entfprechende Frage an die ne geſtent add 
von dieſen bejaht.5 —— 


den ze. dadurch begangen Haben. baß er bu "Selb 
mit ons angen ji jedod ohne die Abſicht zu 
— 4Etiche. darunter einen in die linke Achſelhohle — 
ſehtzte, und dadurch deu Tod deſſelben verurſacht hat? Wir 
glauden ebenfaͤlls, daß die Geſchwornen diefr tage, wenn 
Re glaubter, daß. Thalmaier bin todtlichen Stich nit 
verſetzt Habe, nicht hätten bejghen Fünnen. Cine. jm 
—— daß bei ——— darauf nichts lee ndert 
wornen den Wortlaut der Frage eben doch 
a Fe a ‚gn ice rien en den Be — 
a en zu ein, injoferne ‚ihnen, nicht nur offenbar ganz 
unweſentliche Redenumftände in der Fruge geändert erſcheinen 
„ Einfender erlaubt fi) die Frage aufzuwerfen, ob bier: h 
Raub IV. Grades gegeben war? Lag nad den Umftän- 
® ben nicht vielmehr Mord aus Eigennuß vor? Wir glauben, 
die Antwort Hängt lediglich davon ob — iſt, 
daß Oſtermaier fein im Gri endeb Meſſet in den 
Bauch des — mit der t Air födteng — oßen 
— — "Bar bies es ber’ Fall, wi wi u — —2* 


ni“ 
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Wegen Morde und Baubts AV. Grades wurde ferien 
verurtheilt Anton Bachm aier, 23 Juhre all, lediger Metz⸗ 
gersfohn von LKandshut und Meggerlknecht dahier, ein Gott⸗ 
(ob ſeltenes Beiſpiel einer thieriſchen Verworfenheit. Obwohl 
Bachmaier ein hypothtkariſch verſicheries väterliches Erbgut 
von 300 fl. Hatte, konnte ihn doch die Werlegenheit, ee 
er. auf Druͤngen ſeitens eines von ihm geſchmaͤngerten Maͤd⸗ 
Gens dieſer die 25 N. rückſtändige Alimenie und Leichen⸗ 


void Anzuirehnten nicht Anſtand nehmen, fo lag Mans, 
und nicht Raub. IV. Grades vor. ya Urt. 239. Thl. 1 
de8 StGEB. beſtimmt, daß Raub IV. Grades vorhanden 
* sel, wenn zum Zwecke vder bei der Entwendung eine Per⸗ 
.. ſou gepeinigt, id Rebenägefahr: verſetzt ober. verfküntmelt 
+, . worden fei. . Allerdings dehnen die Anmerkungen Bd. II 
S. 167 diefe Beſtimmung aus, jedoch nut fo weit, baß 
„ber erfolgte Tod nad dieſen Beſtimmungen wirverleimd 

. bar auch in diefem vierten Grabe des Raubes — B 
zuͤglich des beabſichtigten Todes aber wird gleich darau 
Ansdrüͤcklich auf die Erläuterungen zu Art. 142 hingewieſen 
Bier aber (S. & 1, cit,) ſcheint und nur gefagt: es Ting 
„demnach bei Raub mit erfolgtem Tode, und wenn. bie 
Adſichk aufden Tod nit Hergeftellt fei, gleichwohl 
auch zum Tode verurtheilt werben. & aber dieſe Abſicht 
.;wirklich vorhanden (Axt. 142), fo it nah Art, 147 ein 
qualifizierter Mord vorhanden, und die Anmerk. (a. a O. 
&. 820) fagen, „KHaubmord“ fei deswegen nicht als An 
beſonderes Berbrechen aufgeſtellt, weil aud er den Mord 
als Hauptmoment in fid) trage, folglich juriſtiſch nicht als 
eine beſondere Art’ des Verbrechens des Mordes bettachtet 
werben könne. So wie alſo bei einer Entwendung Sie Ab⸗ 
fiht.zu toͤdten gegeben. iſt, iſt immer qualifizirter Mord in 
Frage, und wenn der beabfichtigte Tod nicht erfolgt Aft, 
Verſuch des qualifizirten Morde. Lehteres ift auch aus⸗ 
drücklich in den Motiven zum Erkenntniſſe des K m 
hofes vom. 14. Auguft 1851 (S. B. Bd. III ©. 287 fi.) 
anerkannt, wo es heißt: „Ungeachtet der formellen ren» 
nung im Strafgefehmiße grenzen hoch bie beiden Verbrechen 
(qualifizirter Mord und Raub) fo nahe an einander, daß 
eine und dieſelbe Händblung, je nachdem bei der zum Zwecke 
a ee an der Perſon ie — 2 Tin» 
tun elhen, oder ur deren t hättiche ante 
hans HT war, fih als Verſuch des qua- 
lifiſerten Mordes vdet did Raub IM. über IV. Gra⸗ 
. ReB darſtellen Ian; As ſcheinen ims in Wrwägeng der 
fattifden Umftände Gründe zur Annahme vor Be 

bad die That Oftermaier’d im Berweifungderfenn al 
AR — ee RR var 
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Hoften für. fein bald nach der Geburt: geflorbeites: Kind be⸗ 
zahle, zu dem Gntichluffe: bewegen, feine: Schwofſter; "welche 
ihm Schon Niberalitäten erwitfen, und ihre Magd zu ermom 
den/ um eine. Summe son einigen :baaren : T60O &t8:2000 fL; 
welche er noch im Beſitze feiner Schweſter glaubte, zu zaubern. 
Mit diefem Mordgedanken nimmt. er Dienflags Yen 18; 
Sankar d8. 38. ein ſchmales Beil feines Dienfiheren,; geht, 
dasſelbe unter einem langen Mod derbergend, in die 2), Stunde 
entfernte Wohnung feiner Schwefter (äußerſtes Haus der 
Amalienſtraße), ‚wohin es. in der lebten Zeit häufig auf 
Beſuch gefommen war. Er ſei, — fo lautete fein: Geftänd- 
nig — nun 2 Stunden — immer das Beil unter dem 
Rode — bei ſeiner Schwefler geblieben , wobei er allerlei 
Geſpraͤche mit ihr geführt und ‚nit dem“ Kinde geſpielt 
babe. — Geld habe er. von feiner Schweſter nie verlangt, 
weil er ſich geſchaͤnt, ihr zu 'offenbaren, daß er ein Kind 
gehabt habe. — Als er fortgegangen, habe ſich die Schweſter 
angeſchickt, in's Bett zu geben; die Magd habe ihm: hinaus⸗ 
geleuchtet, wobei er vorausgegangen ſei. Jetzt erſt, fo bes 
hauptete der Angeklagte, ſei ihm der Gedanke gekommen, 
bie Magd und feine Schweſter umzubringen, und dann das 
Geld zu nehmen. Er habe fich uingedreht, die: Magd The⸗ 
reſe mit dem Beile niedergefehlagen , dann - der Schweſter, 
welche eben in's Bett ſteigen wollte und, ſchon laͤnget Uebles 
ahnend — heraus rief „was gibt's ?“ zugerufen: die The⸗ 
reſe ſei zuſammengefallen, fie ſolle mit Licht herauskommen. 
Die Schweſter habe geſchrieen „du haft ihnen (dev Magd 
mit dem Kinde auf dem Arme) gewiß etwas gethan“. Er 
ſei nun in's Zimmer, die Schweſter — von Todesangſt ge⸗ 
jagt — im Hemde zum Benfter hinaus, er ihr nach und — 
mitten ‚auf‘ der Straße (Nachts Bald nah I Uhr) — Habe 
er jetzt der Schweſter mit. dem Beile ben Schlag auf den 
Kopf verſetzt. Das Beil habe er dann in der naächſten 
Siraße in einen Gatten (in den Univerfitäfggarten, wo es 
gefunden: wurde) geworfen, ſei dann nach hauſe und habe 
ſich niedergelegt. 

Nur ein — befand fich gerade auf. der: Straße am 
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Orte der That, zwei Frauen, eine im nämlichen Hauſe über 
eine Stiege, die andere in der Nachbarſchaft wohnend, hör⸗ 
ten den ſchreclichen Schrei des Opfers und glgubten, heim 
Scheine "der" naher Gastalerne den’ Thäter -zh "erkennen, 
weldjer bei dem im Bhute liegenben Körper mit forfchendem 
Blicke ftehen, blieb und unter widerholtem, Umſehen zuerſt 
langſam weiter ging, dann zu faufen begann. 

"Dies bie an's Unglaubliche grenzende Tragodie welche 

dem einen Opfer, “einer ‚blühenden eben wieder verlobten 
Frau das Leben, dem anderen, einer braven Magd, die de 
fundheit und jeden Lebensgenüß foftete, und am 28. Mai 
vor einer zahllofen tief erſchütterten Menge im Schwurge⸗ 
richtsſaale reproduzirt wurde. 
Die Frageſtellung an die Geſchwornen bezüglich der 
Todtung der, Roſ. Maier veranlafte die Vernichtung des 
Crkenntniſſes durch den Kaſſationshof oben ©. 238 
diefes Bandes). ° 

Die That an der Magd war im Verweiſungserkennt⸗ 
niſſe als Raub IV. Grades aufgefaßt, über welche Quali⸗ 
fizirung auf unſre obigen Bemerkungen verwieſen wird. Der 
Vertheidiger (Acceſſiſt Schwaiger), u. A. darauf hinwei⸗ 
ſend, es ſei denn doch die juriſtiſche Spitzfindigkeit zu. weit 
getrieben, wenn man in der ganzen einheitlichen. That nicht 
zwei gleichartige Verbrechen, ſondern zwei Verbrechen ganz 
verſchiedener Gattung erblicken wollte, beantragte eine Un⸗ 
terfrage auf nächſten Verſuch des qualifizirten Mordes. Der 
Präſident entſprach dem Antrage und die Geſchwotnen be⸗ 
jahten dieſe Frage. DVergl. auch hierüber S. — 
Bandes. Ben ne es * 





m Deu ann: der — und 


Aus den 34 — des Kreis: und Stadtge⸗ 
richtes Münden im Monat Augnſt 1853°) fommen nad 
ſtehende Fälle hervorzuheben, welchen 2 Bälle aus dem Mo⸗ 
nat September und Oktober nachfolgen (onen, 


u 


"In dem Falle gegen C. Beuber wegen Körperverletzung 
war erhoben, daß der Damniflfat zwar nad 21 Tagen aus 
ärztlicher Behandlung entlaffen, aber erft in der ſechſten 
Woche fähig wurde, feinen gewöhnlichen Berufsarheiten 
nachzufommen; 14 Tage lang hatte er nur eine oder einige 
Stunden des Tages leichtere Arbeiten. verrichten können. 
Gonform der oberftrichterlihen Entſcheidung (SB. Bd. IN 
©. 212) rechnete das Gericht auch dieſe letztere Zeit zur 
Arbeitsunfähigfeit und nahm deshalb Verbrechen der Kör— 
perverlebung an; hiedurch fiel die Entſcheidung hinweg, ob 
die Mißhandlung, welhe durch Einfpringen mit den Füßen, 
an denen fich jchwere, nägelbeichlagene Gebirgsſchuhe befan- 
den, verübt worden war, nad Anficht der Staatsbehörde 
(von der DVertheidigung lebhaft ‚beftritten,. wobei jedoch zu— 
gegeben wurde, in Den Händen wären die Schuhe Waffen 
gewejen). als mit Waffen begangen zu betrachten fei. 

Wichtig Scheint mir bei der maßlos überhand nehmenden 
Rohheit aufdem Lande, die nach der Konkflufion des Staats- 
anwalts in diefem Balle (und ebenfo in der Verhandlung 
des 24. Auguft in Sahen Steeb wegen Körperverleung) 
gegebene Entfcheidung, dag die Wohlthat des Art. 7 des 


— 22 — 


Geſ. v. 29. Auguſt 1848 demjenigen nicht zu ſtatten 


) Außerdem hatten die drei in dieſem Monate präſenten Mit» 
glieder der Staatsanwaltſchaft 7 Schwurgerichtsfaͤlle zu 
plaibiren. 
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kemme, bay einen Crzeß abfichtlich, ohne Grund, aus. bloßer 
Rohheit ſelbſt provozirt, wenn, gu Die. körperliche Wiß⸗ 
handlung ſelbſt exſt nah Bin- und Herſchimpfen erfolgt, 
(Erk. v. 3. Aug.) 


DE ER — — 

4 Baujer von Erpfting hatte am Anfangs l. J. Dew 
Augenblick, da Meinrad W. den Schlüflel an feiner Zim⸗ 
mesthüre ſtecken gelaffen,  benügt, um in dem Zimmer von 
einer dort unverſperrt anfbewahrten größeren Summe 13 f, 
wrdi dann beim Herausgehen den Schlüſſel ſelbſt au an 
wehden. Später einmal traf die Ehefrau W. dieſen Saufer 
in dem mitt dem geſtohlenen Schlüffel geöffutten Ziunmer, die 
Käßen. in diebiſcher Abſicht durchſuchend. — Der Staatsau⸗— 
wult beantragte, den Hauſer, — da feine beiden Handlungen⸗ 
als gegen denſelben Befhädigten und zwar aus benfelhen 
verbrecherifhen Entjchluffe geübt, für eine That anzufehen, 
in diefer einen Xhat aber zwei verfihiedene Strafgeſetze 
übertreten feien, — für ſchuldig zu erklaͤren: „des fortgeſetzten 
Diebſtahls zum Schaden des M. Wi, ſtrafbak als Vergehen 
Bes einfachen Diebftahls in idealer Konkurrenz mit dem Ver⸗ 
brechen des nächften Verſuches zum Verbrechen des ausge⸗ 
zeichneten Diebflahls. — Die VBertheidigung wollte aus dem 
Umſtande, daß das Oeffnen eines Schloffes mit dem daneben 
fegenden Schlüffel Leine Auszeichnung begründe und Die Ms 
velle vom 4. Dftober 1814 beftimme, daß auf die Länge Des 
Zwiſchenraumes von Verſchaffung des Schlüffels bis zur 
Verübung des Diebſtahls nichts aukomme, demnach die Hand⸗ 
fung des Hauſer ebenſo anzuſehen ſei, als wenn er den 
fledenden Schlüſſel abgezogen, einige Sekunden geſpäht, ob 
Niemand komme, und dann die Entwendung verübt hätte, 
diefe feßtere aber fihher Fein ausgezeichneter Diebſtahl ges 
wefen.wäre, — das Borhandenfein- der Auszeichnung. in Ab⸗ 
tede. ſtellen, ohne hiemit durchzudringen. — Das Gericht 
nabm an, Die pexſchiadene Qualifikation der beiben von 
Saufer verübten"Sandlungen ‚verhindere „: dieſelben als 
eine That "anzufehen (gegen Arüold BI {. MY. Bd. IV 
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P: 178) und veruttheilte wegen Verbrechen des nähen Ver⸗ 
ſuches zum ausgezeichneten Diebſtahl in real Er Konkurrenz 
ntit ‘einem Diebſtahls vergehen ). (Erk. v. 3. Aug) 


3. 


In Sachen Bader und Genoflen wegen Körpervers 
beßung verurtheilte das Gericht Jeden. der zwei Angeklag⸗ 
ten in die Hälfte der Koften gegen den Antrag. der Staats 
Behörde, 102 — T —— — aus a 
titten” Tel“ ltkemäind Rechtogruudſah, Diefeni derotire auch 
nicht Art. 204 De "SANS. niet : 10: Mohr: 1848, dann 
diefer Art. ſpreche nicht von dam Falle :Mehrerer; den 
Ausdruck: der Angellagte fei entweder in das Ganze „oder 
den ihm treffenden Theil” der Koften zu verurtheifen, 
beziehe ſich nur auf den Ball, wenn Einer theils freigeſpto⸗ 
hen, theils verurtheilt werde. (Erk. v. 4. Aug.) :. . 

Be en Ener — SI 

ER Mad Be) a BauESE Para Ber Ze ze 4. U O e. niit ia 
-. 3a Sache Tohnetı: und -abehfo. in: Sachen Brest 
(om 18: Auguſt) nahm: das. Gericht  (emkgegen: ber Auſicht 

Gönner’ in ben: Jahrbüchern: Bo. I-p.ı170) an. daß 

das bloſeVerſetzen einds " wnwertuauten : Gegenfandes die: 
Unterfchlagung vollende, nach Konkluſion dev Stantsbchörde, - 
welche. argumentirte, daß allerdings, am’ Balfe fol’ ein .ver- 

feßles Objekt vom: Thäter wieder ausgeloſt worden ſei, Die 





*) Da bier, der Beihuldigte in Haft war, hielt der Staatsanwalt 
eine Appellation, welche diefe “Haft notäwendig verlängetk 
mußte, zur Entſcheidung einer bloßen Rechtsfrage in analager 
Anwendung ded Art. 232 Abi. 2 ded StPG. von 1848 nicht 
' für gerechtfertigt, obgleich ein Präjudiz über dieſe Interef 
fante Materie wünſchenswerth wäre. Die Form des Urs ' 
theils im Falle der Fortſetzung ift fehwierig ; noch mehr ‚aber, ı. 
wenn ‚die beiden, Momente jchon primär in einer Handlung 
zufammentreffen. A'erbricht in einem offenen Zimmer einen 
) Kaften und ftiehlt Afl.,. dann ıftiehlt er noch frei, liegende 
23 fl.; ift hier ein Verbrechen des außgezeichneten Diebftahls 
auch der Summe‘ nach Berbrechen, oder find zwei Dieb: 
ftähle, oder ift-ein Diebftahl und zwar ald Verbrechen des 
ausgezeichneten Diebftahl8 in idealer Konkurrenz mit einem - 
Vergehen, vorhanden ? 
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Sanbhikgsfiraflos: bliben mäfe, nicht ‚aber; weil dank eine 
Unterfäfagung -niät:vorliege, da die. rechtswidrige Verfü⸗ 
Kung als Aber ein Eigenthum Rumerbin geſchehen fei,' fondern 
am a thatine Metie in: ai trete. ARE v Mn. a ) 


u a Be jo N iv: 1 > “4 3 


Audi Saöen Bart en Genafen ſprach — 
richt, ‚einer früher mitgetheidten EGutſcheidung getreu, ben Franmz 
Bart fihuldig eines Verbrechens bes Gewohnheitsbetruges, 
verübt durch Begehung eines Verbrechens des Betruges zum 
Schaden’ der %; in realer Konkurrenz mit einem "Bergehen: 
des Betruges zum Schaden der B., wobei in: ben. Entſchei⸗ 
hungsgründen. des früher: gegen: denfelben "Bart wegen: Ge 
wohnheitöbetrugs bereits :ergangenet Exlenntniffes zur Be⸗ 
grändımg des objektiven -Thatbeftandes- erwähnt wurde: . 

Beſtritten wurde, ob auch das zweite Heat ein Betrug 
fei. Bart: hatte nümlich "Sachen, : welche : feike im Kranken⸗ 
hauſe beſindlichei Geliebte. Anna: Sc. bei biner Katha- 
tina ki: deponiert hatte, abholen woͤllen «unter der falichen 
Vorgabe, ‘die Sch. werde auf dem Schub fortgeſchafft und 
er’ fei von derſelben mit Beforgung: threr Effekten beauftragt. 
Als: die Depofitarin diefelben nicht bergab, brachte Bart 
. eine Frau (Namens 3:), welche er als Schweſter der. Eigen- 

thuͤmerin darſtellte und die, letzteres beſtaͤtigend, unter hefti= 
gem Weinen. das ‚traurige Loos ihrer. Sichwerter beflagte. — 
Hiedurch getaͤuſcht, Gändigte L. die Effekten aus, Bart ver- 
kaufte diefelden an eine. gewiffe 8. unter der falſchen Vor⸗ 
gube, er — ſolche von einer verſtorbenen Schweſter geerbt. 

BDie Wertheidigung wollte in dieſem Verkaufe keinen 
Betrug. feben, da der. Angefchuldigte nur die Abficht gehabt 
habe, feinen erſten Betrug zu verheimlichen, nicht aber die 
B. in Schaden zu bringen: der unerlaubte Vortheil aber 
ebenfalls ſchon durch Die erſte Handlung: ibm zugegangen fei, 
und. der foätere Verkauf nur eine Umwandlung des Betra⸗ 
ges in eine andere Form, nicht: die Erwerbung eines neuen 
ne en A a ea, 2 i 





3 


*) Bol. BI. fi AU. X. S. 206, 
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Betrages enthalte, Das Gericht nahm jedoch die Meran, 
feßungen des Art. 259 Abſ. 2 als: gegeben an. — Hin 
fichtlich der Gehülfin wurde Hülfeleiſtung au einem einfachen 
Betrug angengmmen, und ſonach Art. 118 Ih. Ld. 198: 
in Anwendung gebracht; welcher Ausſpruch, obgleich objektiv 
Hülfeleiſtung zu einem ausgezeichneten Betruge gegeben 
war, im Hinblick auf die Anmerkung Bd..i p. 296 gerecht⸗ 
fertigt erſcheint (ol. auch Neuer Entwurf Art. GB und Motive 
p.:33). (Erkeuntniß vom 18. Aug.) *) a 


! 


‚Des Diebſtahl, verübt durch Ih. Snilling, bot ine 
foferne Antereffe-dar, als der Diep die Einrede porbrächte, 
er fei fo ſtaxk betrunken geweſen, dag sr das: Bewußtſein, 
er ziehe fremde. Kleider an, nicht gehabt habe. Die Staats⸗ 
bepörde widerlogte hiele Behauptung eines „Fohrläffigen 
Diebſtahls“ oder, „Diebſtahls bei geminderter Zureſchnungs⸗ 
faͤhigkeit“ Durch Die einzelnen Momente aus dem Penehmen 
bes Ruilling vor, Hei und nad ber That, (Erkenntniß 

+) "Die ——— beſtand — der — daß er 3. 
son ber Abſicht, Bart wolle ginen Betrug fpiefen ,. nicht8 
gewußt, fondern geglaubt ah er Bi bereit, den Koffer 

zu holen. Die Anklaͤge ‚behauptete, hierdurch werde die Hand» 

‚Jung nicht ſtraflos; ſicher ſei, daß: ein Betrug verübt wor- 

den, und daß hiezu 3. eine Hülfe geleiftet, ohne welche derz 
ſelbe nicht möglich gewefen wäre: habe fie nun nicht gewußt, 
Ir. daß Bart einen Betrug beabſichtige, ſo Habe fie doch. umter 
. aullen Umftänden eine an fich unerlaubte Handlung begangen, 
‚bei. welcher. fie mittelſt einiger Aufmerkſamkeit wohl hätte 
7. : einfehen können, daß fie zu einer rechtswidrigen" That Bel- 
.  - ‚bülfeLeifte., Deshalb habe ſie mindeſtens nad), den Anmerkun—⸗ 
gen Bd. I p. 203 RNr. s eine Hülfeleiſtung (als socia prin- 
»2vipalis) aus grober Fahrläſſigkeit begangen. Es gebe nun 
7° mach den Anmerk. Bo. Ip. 229 Ne: 6 allerdings keinen fahr⸗ 
läßſigen Betrug; allein die vorliegende Handlung, wenn 
auch nach Art. 258 bez. 215 und Art.69 die Strafe zu bes 
rechnen Teil, werde daburch doch nicht zur Miturheberſchaft 
eines fahrläſſigen Betruges, ſondern 3. ſei ſchuldig der Mit- 
urheberſchaft aus Fahrlaͤſſigkeit zu einem doloſen Betruge, 
was juriſtiſch und logiſch efwas Anderes ſei. 
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In Sachen Anna Speduer nahe auf Antrag des 
Ftagtganwaltes das Gericht an, bei der Entwendung vog 
Verſatzzetteln Liege ein Diebftahl vor, deſſen Betrag der 
Werth der verjebten Gegenftände nah Abzug der von der 
Pfandanftalt u Sue u) ru vom 


— En 2: De 
— Bi ER Aa 8. 3% ee 
F Antonia $. war non einem, Herrn mehrmals. auf 
dan Zimmer‘ beſtellt zud fleiſchlich gebhraucht worden, ohne 
hie. hiexfür perſprochene Bezahlung: zu erhalten. Als dies 
wieder einmol geſchah, benützte K. sing augenblickliche Ent 
feraung des Peihälters, auß dem Zimmer, und nahm eine 
auf.B #, geperthete Sackuhr von der Wand mit ſich fort, 
Daß Gericht nahm nicht das Vergehen der unerlaubten 
Selbſthülft, ſpnhern ‚einen Diebſtahl als gegeben an, auf 
Antrag der Staatsbehörde, welche mit Berufung auf 1.4 
*. 3 D. de cond. ab-turp. caus. (12, 5) zugab, daß unter 
Paljzgigefeen, welche derartige Geſchäfte patentiren, K. alz 
lerdiggs wenigſtens ein vermeintliches Recht geltend. zu mar 
hen. geglanbt haben konnte; da aber dieſelbe ſehr wohl ge; 
wußt.änben müſſe, daß He pine an ſich unerlaubte Handlung 
— (weh Fe MIN. — nr —— 


ve. 





“ — Das to " Stadt pericht hat übri; end mitunter al die 
0 andere cht⸗ (we —* ſoviel dent is zu bekamit if, af 
zn Br —— — — | —— an⸗ 


ey ettels er an RE ie Br sur Auslö⸗ 
7 fung, ei IR: aigunehmen, te Akuffung nicht unter⸗ 
läuft, und daß die obige Anficht die richtigerei.ft. : 
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worden), fo habe fie auch nicht einmal meinen konnen, 
ein Necht geltend zu machen; "wenigftens dürfe das Gericht 
im Hindlid auf das Bayeriſche Landrecht TH. IV Kap. 13. 
8EN. 1 eine folde Renung u in nam 
en 2. Auguſt. y a —— 
Ne, a a a. 

" Es BER SE 

Die Se: gegen den Gerichtsdienersgegilfen &. 

war ſeit Beſtehen der Deffentlichkeit die erſte, welche am 
fol. Kreis= und Stadigerichte München wegen Vergehen der 
Berletzung der Amtsvetſchwiegenheit gepflogen wutde. -Die 
Thatſache war eines jener haͤufigen VBorkommniſſe, welche ben 
Krebsſchaden der bayeriſchen Juſtiz bifden.*) "Gegen einen 
Bauern, der ſchon häufig wegen unerlaubter Verleitgabe von 
Hier beftraft worden Year, lief im’ Landgerichte B: Anzeige 
ein, derfelbe habe wieder ein Fäfchen heimlich in fein Haus 
gefhafft. Der Funktionär Sch., fofort zur Vornahme eiter 
Hausſuchung kommittirt, "beauftragte den Gerichtöbieneräge 
hülfen H., ein Gefährt zu beſtellen und ſich zur Affiſtenz zur 
Kommiſſion in T. bereit zu halten; dieſer aber ſchickte fos 
gleich einen Boten an den Bauern ab, er ſolle Acht geben, 
es werde eine Landgerichtskonimifſion kommen und meldete 
(augenſcheinlich, um Zeit zu gewinnen), es ſei kein Fuhr⸗ 
wert zu bekommen. Als nun die Kommiſſion' zu duß “bei 
dem Bauern anlangte, fand ſich nätuͤrlich Nichts vor. — 
Die Vertheidigung beftand in der Behauptung, 9. habe die 
von ihm dem Bauern mitgetheilte Thatſache, ſchon ehe ihm 
der Funktionär. den Aufirag gegeben, dadurch entnommen, 
bag er während der Vernehmung des Demanzianten im 
Bureau Wanderbücher vifirt habe. Der Staatsanwalt be⸗ 
hauptete, ſelbſt wenn dies wahr wäre, würde ‚doch deri objel- 
tive. Thatbeſtand des StGB. Art. ‚a1 gegeben ar da 





” Wie oft Pfandungen — ſolche Art vereiteli werden werden, iſt 
belannt. Strengere Vorbedingungen In —— are 
die @erichtöhienerägehilfen und ‚namentlich, B — 

eg hurch⸗die Gerichtsdiener würde er die Anzahl 
— — und ——— in Bälde 
gern. ee Wa Re RS 
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H. nur vermoͤge feines Amtes das Geſchaͤft ausübte, durch 
deſſen Vornahme ey ihm gelungen fein ſollte, die fragliche 
Thatſache zu erſahren. Fraglich fchien, ob nicht: dur bie 
perritelte Hausſuchung der. Staat in Schaden gebracht wor⸗ 
den und deshalb auf die ſchwere Strafe (Art. 441 Abſ. 2) 
zu erkennen ſei; was jedoch nicht angenommen murde, na⸗ 
mentlich da. der erwähnte Bauer angab, er habe ſchon nor 
Ankunft des Boten, weil er Morgens den Denunzianten in 
Sonntagstleidern nach B. gehen geſehen babe, eine Anzeige ver⸗ 
muthet und Alles weggeräumt. (Erkenntniß vom 15. Auguſt.) 
V. 


. Amisehrenbeleidigung Erkenntniß vom 26. September 1858. j 

Brivatier Friedrich Rohmer von Weißenburg, u 3. 
in Schlierſee, Hatte am_?T. April 1853 auf dem: Nebeng oll⸗ 
amt II. Kaffe. Bäckeralpe die Verzolung einiger aus Tyrol 
mitgenommen Flaſchen Wein werweigert, mit- dem Boll 
einnehmer dieſes, Nebengollamtes Gezänte. angefangen und 
unter anderen auch: das Wort: „Gefindel“ fallen. laffen. 
Die Nebenzellämter II. Klaſſe find mit einem Zolleinnehmer 
Sefeht, welcher die Behandlung gollpflichtiger Gegenſtaͤnde 
sornimmt; ‚den Aarif anwendet, die Gelder vereinnahmt, 
Kafſa und. Bücher führt,: jedoch bei entſtehender Differenz 
mit deu Bollpflichtigen die Befuguig. zur Beſchlußfaſſung 
nicht hefibt. (Vergl. Berorknung vom 4:-.Mäny 1834, bie 
Zollerhebungs- Behörden an den Grenzen hetreffend, Regbl. 
©. 187 ff. und, Verordnung: nom 7. März 1834, Die Ne⸗ 
benzolämter U, Klaffe an den Grenzen des Königreichs 
betreffend. ebendaſ. S. 207 ff) Die Vertheidigung beftritt, 
daß Die Beleidigung unter Art. 05 THl. I des StGB. zu 
ſubſumiren fei, -da der. -Einnehmer ohne pragmgtiſche Rechte 
nur aufı Ruf. und Widerruf angeſtellt, überdies als vorma⸗ 
maliger Unteroffizier derjenigen Klaffe entnommen fet, ‚aus 
welcher De Amts⸗ und Gerichtsdiener und ihre Gehilfen 
hervorzugehen pflegen, endlich weil er kein Bedienſteter der 
Krone Vayerns, ſondern bes Zollvereines, folglich durch 
Art. 406 Th: I des SIEB. nicht ie 
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Das k. Kreid- und Stadtgericht vetutthetlle den Be 
ſchuldigten zu einmonatlichem Gefärtgnäfe, weil ein folder 
Zolltinnehmer eines Nebenzbllamts 11: Klafſe ein ihm Kite 
tragenes Regierungsrecht der Krone ſelbſteidig dusabee 
und einen ſtaͤndigen, wenn al micht Anlegen 
Gehalt beziehe, folglich die Eigenſchaft eines Breamten im 
Sinne des Art. 205 Thl. I des StGB. geuteße (Vergi. BD 
Bon 28: Nov. 1817 Regbl. 1518 ©. u ZH. 1) ter 
Terintaig vom 26. en Re — Si. 


11. 


Dem Maurerpalier Joſeph Wenzl, welcher mit der 
Leitung eines Hausbaues des Kupferſchmiedes Jalbb Mayer 
in München. berraut war, warden aus ſeiner uwerſperrten 
im unverſchtoſſenen Hoſfraume Bes. Muyer befindlichen Dret⸗ 
derhütte am 21. Juli HF Is: eine Anzahl blechernet Marken, 
glaublich 1820 größere und 30 Heinere, entwendet, mit⸗ 
gel weicher derſelbe bie richtige Ablteferung der zum Mae wir 
forberliden Sandfuhren den Buhrleuten gegenüber Tonttols 
iwte resp. für die jebesmalige Ablieferung einer Fuhre demn 
betreffenden FJuhrmann eine Marke verabfolgte. Bezuͤglich 
diefes ‚Murten war zwiſchen bem Bauherrn Mayer und dem 
Sandlieferunten Behner dad Uebereinkommen getroffcu 
wordea, daß letzterer ben Fuhrleuten gegen Praͤſentirning 
der von dem. Palier Wenzl einpfangenen gzvößeren Marken 
den Fuhrlohn mit 30 kr. ausbezahlte, worauf er fodanun 
von dan. Bauherrn Mayer gegen dieſe Marken den. ausge⸗ 
legten Fuhrlohn und den Preis des Bandes, im Ganzen 
1.6 vergütei erhlelt, während die Heineren Matten nur 
denfenigen Bhrleiten verabreicht wurden, welche "ben: Bührs 
Ich unmittelbar dom Bauführer ausbézahlt erhietten Tomeit 
war als Kontrölle für den abgſenommenen Sand. Bienen und 
dom Bauführrr Hinterder init 20 Ar hnuogebſt willen: 
. Der Verducht, dirſe -Mührken eWiiwendut:zu ‚haben, fee 
af den Fuhrknechhl ZJoſeph Winer, weicher a: Beitifchen 
Tage Niltags Sand Win abwelicheen Nachmitteigkh aber en 
Paar ſolcher Maier m men nberrn⸗Fuhrmaun Vkauhßali 
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hatte. Derſelbe ſtellie, des anderen Tages vom Palier Wenzl 
varũber zur Rede geſtellt, gar nicht In Abrede, In den Beſitz 
ver 18 größeren Marken gekommen zu fein, behauptete ſolche 
&ber gefunden und einer dritten Perſon, bei welcher dieſelben 
Ha wirklich aufgefuriden- wurden, zum: Aufſbewahren gegeben 
zu haben. Da der Abgang der Marken: dem-Patler ſogleich 
dr die Aigen gefalleh, wurde durch ſachgemäße Vorkehrungen 
jeher Mtlichkeit widertechtlicher Benützung derſelben vorgebeugt 
And dadutch Mayer und Zehner vor jedem Nachtheile gewahrt. 

Huf dieſe thatſaächlichen Momente hin verwies das kgl. 
KR.» ua SiB. Münden durch Erkenntniß vom 27. Augnſt 
1. 38: die Sache in bie öffentliche Sitzung genannten Ge— 
richts, damit daſelbſt Wegen Verbrechens des einfachen Dieb⸗ 
ſrahls gegen Joſch Muer weiler verfahren werde. In der 
bffenblichen Sitzung ſtellte der kgl. Staatsanwalt dem Antrag, 
Bert Beſchuldigken des obenbezeichneten Verbrechens ſchuldig 
zu exrachten uns in eine 13/, jährige Arbeitshausſtrafe zu 
verurtheilen und begründete feinen Antrag durch die Be— 
hauptulig, daß dieſe Marken FJahlungsanweiſungen au potteür 
je auf Loder *45fl. ſeien, weil zeder Produzent für die⸗ 
ſelben einen relativ beſtimmten durch fie repraͤſentirten Werth 
von 1 und 17, fl. erhielt, und daß demnach derjenige, welcher 
dieſelben in der rechtswidrigen Abſicht, fi das. Eigenthum 
der durch Die betkeffenden Marken repräfentirten -Guthabet 
zuzneignen, entwendet, nach den Anm. 3b. Ip. 104 und 100 
als Dieb betrachtet werden müße. 

Der Bertheidiger beatitragte primär Greifpreäung, even⸗ 
kuell Verurtheilung wegen entfernten Verſuchs zum Vergehen 
des Betrugs, indem dieſe Marken, an ſich werthlos, lediglich 
als Kontrolle eines! zwiſchen 2 beſtiumten Kontrahenten ab⸗ 
geſchloſſenen Lieferungsvertrages erſchienen, und nicht burch 
die. Minwegnahme derfelben.un und für ſich, ſondern erſt durch 
die rechtswidrige Benützung derſelben ein ſtrafrechtlicher Reat 
geheben ſei, hinfichtlich der 18 eñtweldeten Matken aber 
tätige Seite in Mitte Tiege. - — Ser Gerichtshof entſchied: 
Joſeph Auer ſei ſchuldig des Vergehens des entfernten Ver⸗ 
ſuchs zum Verbrechen des einfachen Betrugs zum Nachtheile 
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des Kupferſchmiedmeiſters Jakob Mayer und werde deshalb 
mit Utägigem Gefängniß beftraft. Aus den Entſcheidunge⸗ 
gründen mögen folgende Säpe ausgehoben. werden: Die: That 
Anne als Verbrechen des Diehſtahls nicht. betrachtet merben, 
denn wenn auch gegen die fraglichen Marken nad einem 
zreifchen beſtimmten Berfonen abgejchlofienen Vertrage eine 
Zahlung geleiftet wurde, fo erlangten diefe Zeichen dad) 
piebuyc ‚Heinesweng Dip Eigeniaft, — — DIE 
Ayweifungeu, au porleun, da den zur, Bgblung Nerpfljätete 
dei deren Hräſentation har! dann zur Zahinug derbundin 
war, wenn die Härten’ Hei’'bte Mbrdäkindg- mit der noch 
weiters feſtgeſetzten Kontrofe, übereinftimmten,, fo daß die 
Marken ſelbſt einen Theil dieſet Koͤntrolle bildeten. Eben⸗ 
deshalb lonnte es quch dem Beſchuldigten erſt durch eine 
noch hinzukommende betrüglihe Handlung gelingen, ſich den 
Werth der Marken zu verichaffen und den zur Zahlung Ver- 
pflichteten zu bejchädigen. ES erſcheine demnach die vorlie— 
gende Handlung nur als ein Verſuch zum Verbrechen, des 
Betruges, da der Beſchuldigte bei ſolchen Handlungen ftehen 
geblieben, welche nur als Vorbereitungshandlungen zu der 
das Verbrechen vollführenden Haupthandlung zu betrachten 
find, wobei jelbit der Verkauf der beiden Marken an einen 
Dritten nicht als pollendeter Betrug erſcheint, da dieſer den 
Erſatz der geleiſteten Zahlung von Auer ausdrücklich für den 
Fall. bedungen Hatte, wenn der Eigenthümer der. Marken 
ausgemittelt würde. Uebrigens fönne der Umftand, daß ein 
Theil, der weggefommenen. Marken bei Anna Raming. vorge 
funden und zu Gerichtshanden genommen, wurde, dem Be— 
ſchuldigten als thätige ‚Neue, nicht zu Gute kommen, da die 
Zurüdgabe als eine, freiwillige. von feiner Seite, nicht be— 
trachtet werden kann. (Ex, v. 5. Oftbr. 1853.) 
| Karl Mayr, Rechtsprkt. 
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s die vierle Zeile 6 von unten’ „foferne nicht bis „geirrt ha⸗ 
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In der Anierſuchung gegen — ſwlesnig⸗ 
holſteiniſchen Hauptmaun Michael Thunſer. hatte der 
Echwurgerichtshof von. Mittelffanteh denſelben on 
ti: 4) wegen 4 Preßvirgeben., ; 
23 wegen:.5 Vergehen ber an 
tet. Kollegien ‚oder deren Kommiſſarlen mE 406 ae 1 
des EB.) und 

3) wegen 4 erheben der Matoehe eubeleidigung at 
anderen Stantäbeamutm (ii. AOT a. a. ©.) zu einer: 18 
monatlihen Feſtungéöſtrafe verurtheilt. Hiegegen hatte 
nicht nur der Staatsamwalt, fordern auch Thumſer die Rich: 
tigtelböheftiiwerde eingemwendet, und letzteret im einer befon- 
deren Workekung an den oberſten Gesichtähof bezüglich det 
zu gefchehenden Aburtheilung über vorbezeichnete Nichtig⸗ 
keitsbeſchwerde jenen oberſtrichterlichen Senat, d. 1. jene fieben 
Mitglieder des oberſten Gerichtsofes, welche Bei. dem auf 
eime: früher: von ihm dahin eingebradste Beſchwerde erlaffenen 
oberſtrichterlichen Erkenntniffe mitgewirkt hatten, rekuſirtt. 

“ Der oferfle Gerichtshof verwarf vor Allem in gehtimer 
Sigung den geftellten Aplehnungsantrag in der Erwägung, 


daß gemaͤß rt. 15 des SP. vom #. Nowbr. 148 beim 
Sitzungsberichte Bd. V Heft 4. 25 
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oberſten Gerichtshofe für Strafſachen nur ein ſtändiger 
Senat beſteht, und, wenn ſongch ein Mijglied dieies Seng- 
tes abgelehnt werden will, gemäß Lt, 239 und; 126 1. g. 
und Art. 33 Thl. U. des StGB. der ‚Diesfallfige. Antrag 
den in vorerwaͤhnten Artikeln gegebenen. Vorfchriften gemäß 
angebracht und begründet . werben muß, dap aber in, dem 
oben etwähnten Thumſer! ſchen Ablehnungsantrage, keiner 
jener ge ſehlichen Gründe, welche den Dei udigten u eil 
re tageHbirepligen —— : Airch A ae 
ud Fülnhinfee: Ahrteir Vicavig tedigaich ohkit "Dein: der dcbeſen 
Vorbringen zu ie 277,0.7 79 ech, weh, Neinem. Dafürhaf- 
ten die fraglichen GerichtSmitglieder in Fonfequenter Auf- 
rehthaltung ihrer früheren Rechtsverweigerung auch jebt 
gegen ihn Partei ergreifen müßten, daß ſonach bei ‚vorer- 
wäh Mängelhaftigfeit des Thumſer' ſchen Antrags auch 
nicht einmal zur Einleitung ‚des im vorerwähnten Art. 126 
Spzatshusten: Verfahrens rechtliche Beranlaffung gegeben ift. 
= Bei der fofortigen. nöffentfichen Verhandlung: über) die 
erhobene Nichtigkeitsbeſchwerde beantragte der Generalſtaats⸗ 
anwalt, annehmend, daß bezüglich der 4Preßvergehen wegen 
ha Mitte liegender Beriährung eine Berurtbeilung und Strafe 
nicht hätte ausgeſprochen werden ſollen, dagegen die zuer⸗ 
kannte 18monatliche Gefängnißſtrafe ſich als eine ſolche dar⸗ 
Balle,: wricht unter das gefehlich gwiäflige Minſcuum. herab⸗ 
Önte, Die Wernichtung des angafochde wan Orlenntviſſes und 
die; iermeekiiing der Sache unter. Aufnechthaſtung; dea Mahn⸗ 
ſyrvches zur: mochmaligen Ahurtheilung bazöglich ber em 
Augeflagtan zw Kaſt liegenden Vergehen der Amiaehren · 
beteidigung a Die nat: Echarracihaei vant ‚an‘ — 
franlen. .0009% 

1... Der ohertte —& —— non. Abanler ww 
hobenen: mehrfachen Veſchmerdan Für ungegründet, dagegen 
We. Peſchhwerde dos Stpatsnumalteh für gegrimdet md: ver= 
nichteſne inuſeiner Siung vom 8 Meder ABI dao ala 
seehtene Exkenntniñ wegen norichtiger —— des 
Fuuafgeſetzes aus. folgenden Grümden: 

Mo⸗ kanuzwau die Vai. hebonigen uc· wuu⸗ 


Vtkreltde VBehalptungg,“ baß Vezutglkch. fener’biet Eitepver- 
Men, vetek · Thumſel durch den Wahxrſpruch Der Geſchiwor⸗ 
Her Far ſchucvig betidct Horde, wegen th Witte letzendet 
eg Ant Verurthellung unb Strafe Hit meht hätte 
Hubperptudhen Werden ſbilen, ab Ba, ir oe voch ge⸗ 
Heben; dir Mr: 3 Bed a zit Sihuhe gegen Din 
Acbrauch der Preſſe Dör LI Matz RIO üntlchtig Anke: 
wendet worben — nicht Tachtet wer⸗ 
ven, da Hal Autzwbelg der Arten Dee’ Stadttonmẽſſariats 
aelrnitrg ai intefoabbre Best bikhem lehdteren atıtikgbnbek 
Strelbeſite des SAhtkrsdnemeh Al: Mreil'L ud Siabtgel 
nthte Nurcuberz wor WB. Auguſt 1892, Bank nad’ Ausweis 
Dir Botnktkerfüägtligeätten de8 Nreis sub Sladthetichts 
Nabe BREIT DE IK Winde ſtehenben Vteßvargehen Dei 
vorgebliche Gnidnattiche SHURAAb in der Ünterfuchung keines 
wegs ſich vbtfindet, und die Vbrausfetzungen; von welchen 
der vorallegitke Akt. 5 de Erloſchung der Strafbarkeit von 
Preßvergehen abhängig macht, im Hinblick auf die in vor— 
liegender Unterfuhungsjache fonfurrirenden und gemäß 
Art. 4 des Gefepes zum Schuße gegen den Mißbrauch der 
Preffe vom 17. Marz 1850 zur gleichzeitigen Aburtheilung 
ſich eignenden mehrfachen Preßvergehen nicht als gegeben 
erachtet werden können *). 
& u 
) Bezuͤglich der von dein Befchuldigten in öffentliher Sitzung 
des Schwurgerichts geltend gemachten Einrede der. VBerjäh- 
rung war ‚in dem Erkenntniſſe des Schwurgerichtshofes ledig- 
lich angeführt, daß die Vorausſezungen, unter, welchen die 
Preßvergehen und deren Strafe als durch Verjährung ge— 
tilgt anzunehmen feien ‚Hier wicht als gegeben, 'erfcheinen ; 
Dagegen machte der, Staatsanwalt am oberſten Gerichtähofe 
geltend, daß nach Art. 5 des Prepftrafgefeßes die Straf- 
batfeit eines Preßvergehens nah 6 Monaten von dem Zeit- 
purfte au, wo dasſelbe vollendet, oder das eingeleitete ftraf-' 
rechtliche Verfahren unterbrochen und fodanı nicht weiter 
fortgejeßt worden fei, erlöſche, es Daher, abweichend von 
den Beſtimmungen des Art. 139 TH. 1 de8 StGB., weder 
auf den Leumind noch darauf ankommt, 06 nod andere 
Prepvergehen oder gemeine Verbrechen oder Vergehen im 
Zufammenfluffe mit einem unterfuchten Preßvergehen ftehen, 
und. jich die Unterſuchung auf jene erſtreckt, vielmeht jedes 
Preßvergehen in Bezug auf die BVBerjährimgszeit felbft- 
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„.Gleichwohl klebt dem erlaſſegen Strafuxtheile «in, Sehr 
weſentliches Gebrechen an, indem ſich aus demſelben ‚gar 
nicht entnehmen läßt „wie bie 8monatliche Gefaͤng nißſtpgft 
in Beziehung auf die zungbreren hier, in Frage gelommenen 
verſchiedenen Reate bemeſſen warben; ift,, :uup: haflelpe Inhin 
ſchon dieſes Mangels, wegen ‚deu Vorſchriften- ded Art. 206 
des Strafprogeßgefehrs ‚vom 10, Mayenber 1335 nicht. fe 
ſpricht. Jedenfalls .fteift ſich aber, auch Die; vom Staatsan 


walte wegen. unrishtiger Glefehesanwendung,-eripkene. Mücke 
tigleits beſchwerde als rechtlich. begrügbet das, Da, unter den 
13 Vergehen, für welſhe dieſes Strafurthtil, dom cher 
ſpruche der, Geſchwoxnen zufolge. Die Strafe, feitaußkehlen hakte, 
5: Vergehen. der Amtsehrenbelgidigung höbezen, Grades. find, 
deren jede nach dem im, Strafurtheile des Schwuyrgerihkte 
hofes ſelbſt in Bezug genommenen Art, 406 Ihl, 1 des 
SSL. in minimo. mit dyeimongtlicher Oefünguißfiagie ver- 
yönt iſt, mit. ſolchen aber. noch vier; Bergeben: ber Amts- 
ehrt. ri UM fen ia. 
ra, fEindig zu béurtheilent fei; Daß‘ bezügtich der hier in Fra 
— se Preßvergehen nach Aug weiß der betreffenden Al⸗ 
tenſtücke, welche ein. Gerlchtznotorium Hildesen, bie richter⸗ 
ſ. »“liche Thaͤtigkeit mehr als 6 Monate geruht "Habe und die 
3: hiedurch eingetretene Vorjähtung ibndudgı:bie inzwiſchen er⸗ 
folgte Fortführung der Unterſuchung wegen- ber anderen 
Anfhuldigungspunfte nicht habe netter werden Tonnen. 
Diefe Annahme würde jedoch in ihre Tonſequenz dahin 
führen, daß bei mehrfachen. ſucceſſiven Preßvergehen ‚einer 
Perſon jeder einzelne Neat nad der. hierüber gejchloffenen 
Borunterfichung ohne Rückſicht auf die übrigen fogleih an 
das Appellntionsgericht und, von, diefem an. das Schwurge— 
richt ‚verwiefen werden müßte, damit nicht Verjährung ein- 
trete. Dadurch würde aber die. Beftimmung des Art. 4 
des Preßſtrafgeſetzes, dab Tonkurrirende Prepvergehen, ſie 
mögen gleichzeitig oder fucceffive begangen, oder, zur Anzeige 
‚gefommen ſein, gleidzeitig abgeurtheilf werden 
follen, in den meilten Fällen vereitelt werden. ‚Diele Be— 
ſtimmung zeigt vielmehr gerade, daß das Geſetz bei konkur— 
rirenden Prekvergehen die. deshalb eingeleitete, Unterſuchung 
‚al ein Ganzes betrachtet willen wollte, ſo daß durch 
jede richterliche Thätigkeit in derfelben, ſomit auch durch 
das Einfchreiten wegen eines neuen Neates, ſoferne nicht bis 
zu diefem Beitpuntte jchon ein 6 monatlicher Stillitand ein— 
‚getreten war, bezüglich des früheren Neates. die Verjährung 
‚ unterbrochen. wird, * 
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ehrentieteibtäntig. Hlieberent Graͤdes, von·welchen wirder ad Art⸗ 
Kr. c. fedes Än-tfinims mel Aninvna tuicheim Gefängniffe ı ver⸗ 
bont HE" und’ vier Meßvergehen onkurriren, ſonach Hat 
Bstg; vaß der Gerichtshof dadurch, daß er nur auf eine 
aͤchtze uimbnatliche Sretheitaftrafe erkannte,bei Auismeffung 
ver Strafe ſich nicht' mehr innerhalb der gefetzlichen Schranken 
gehntten hat; fondertt under das geſetzliche Sirtiſe Mintmum 
herabgeganten tft? und bad die’ eben erwähnten ſtrafge⸗ 
ſetztichen Veſtimmirngen fotbie Fee des" Akt. 109e und 
des oben allegirten Oeſches Ho IT Maͤrz 130 Art. 16; 

4, "8 „at auf ünrichnge Brife - 
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In der bereits oben ©. 195 erwähnten Unterfuchung 
gegeh den Taglohnerſohn Sebaſtian Bösl von Geiſenthal 
hutte das Kreis- "und Stadtgericht Waſſerburg denſelben 
nad) öffentlicher Verhandlung der Sache wegen Verbrechens 
des Diebſtahls verübt an dem Bauern "Georg Pletſch— 
der von Wipfing, unter einem beſonders erfchwerenden Um— 
Rande, gu einer "Arbeitshausftrafe von 3 Jahren verurtheilt, 
ohne auf die gegen Bosl früher erlafjenen und. noch nicht 
vollzogeiten Strafurtheile irgendeine Ruͤckſicht zu nehmen. 

‚Segen diefes Erkenntniß hatten fowohl Böst,, als, der, 
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— A et 
— Im. Shtuffe de8 Erfenntniffe es iR ‚nody hemerft, daß, auch, 
"das Welch des Thumſer; ihn zur — Verhandlung 

—— re und ihn die Labung durch: m. EB! 
ml en, ,; undexückſichtigt bleiben. ‚mußte weiß, 

— ae — ligte durch den öffentlichen Anfchlag ch ‚Kenne, 
* ſchaffen! kann, kounıt die vetreffende öffentlidhe Ver⸗ 
—— Ser, hate 7 Ba — Abſ. 2⸗ 
gen, rafprozeßg ‚vgm 10. Nopember dere, 
Na Kl it de Ws eriheidiger, wenn ein ſolcher ren 
5 Fe BGeeicht Lhofes aufgeſtellt är zu geben ifli; Aut] 
FA od ine FE vechtsunlundiner Vanteiendyuch / ſich 
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Staakganyalt. Berufung ergujßgn. ud. daß Anpelhationege 
richt von Dberhayern hatte Den .Bäsl. megen Les ahigen 
Verbrechens des. Diehſtahls, dann wegen Derkrehmß 44 
enfahen Diebſtahſs bei, Dem. Bayern, Johann Ghnad man, 
Yabakı, deen derſelbez dung. Krlguuspiß, Ras, -Kreig- und 
Gtadtgerichtes Amherg. hom 26, Geptemher 10, Bir Acheldig, 
erfona „mordeu, mar, euplich „negen, Def. Bnndyechonßg Dh 
ausgezeichneten, Diebfafls. zum Nacpthgile, Deg, Bayern. Fran 
Gruber von, Leonbartöherg und. des Aanmgik awichmerig, 
Diebkahlsusrkupheng zum Narktörige, das Mirthet - Jahanıy 
Bayfigger.st Hirſchhorn, Zeren Hosl. dung Arelegutui, 
des Kreis⸗ und Stadtgerichtes Straubing. vom, 5. Mai, bes 
Rätigt in I. Juſtanz am 5, Zufi / I52,. für ſchuldig exkannt 
worden war, zu einer Geſammtſtrafe uon.B Jahren Ara. 
beitshaus, geichärft jährlich auf; 128 Jage durch einfame 
Ginfyerrung in. das. ee un Smile. det 
Kof, verurtheilt. Ialeiruen 
Gegen. Diejes Grtenntnig hatte — der — 
walt als Sebaſtian Bösl die Richtigkeitsbeſchwerde erhoben, 
und, zwar erjterer, weil, das Urtheil zugleich auf anders, 
Reate, welche, bereits, dur, Die rechtskräftigen Erkenntniſſe 
des Kreis- und, Stadtgerichts Straubing. vom, 5 Mai 18 
abgeurtheilt und mit 3, reſp. 6: Jahren Arbeitshaus ſrafe bes 
legt ſind, ausgedehnt, jelbit „in, eine „materielle Würdigung, 
diejer älteren Neate eingegangen, wurde,.wie aus ben horse, 
ten der Entjheidungsgründe, „daß Die, ſchon von jenen, Ge— 
richten ausgeſprochenen Strafen. dem Verſchulden angemeſſen 
befunden,“ hervorgehe, ſofort eine Geſammtſtrafe von 8 Jah« 
ven Arbeitshaus mit doppelter Schärfung ausgeſprochen, alſe 
üßer‘ bereits, beſtrafte, d. h. mit Strafe ‚belegte, Verhrechen 
und, Vergehen, nochmals abgeumbeilt, amp. dadurch in bie 
Kumpetenz anderer Gerichte und die Rechtskraft ihrer Er⸗ 
keuntniſſe elugegriffen worden, fei,. wes hal⸗ Bier Ay. 22 
Wl. U var SEM, Art 263, 365 und 3660 MEETS. 
von. 10. Nopbr. 1848 und Art, 309: Thl. L.deß Etos 
bei,, dem, Nichworhandenſein eines: Wiederaufnhenefaiies oder 
eines wirklichen Konkurrenzfalles als verlezt exſchicneit 
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GSladt gerlchren Aucberg wich Gitcaubiitz vbau 26) Drytemder 
EB: nr Tr erahnen: GSteuſen mach nie 
erftanden hatte, wie er neuerdingen wege: Diehfinhie’“zumi 
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des EB Tre warn Fe hi ee 
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nalllowmen Zu: gualigen dan Jolgeiſder · Accſhebung Mir Art. 
N AL II das SUB. wragefillen,. weshalb jegte Ane 
neuerliche Abartheiluag Des Früber beſtraften aber ulndg eat 
durch Exrflelung, Per. Strafe abgchüßten: Beubnsiene:: hü ne⸗ 
Tihtlihtägr. SHuld wigk: meer, einceten ann allein 
03 iſt Die Seas Taräfk dea noch sin Rrafk. beſtechenden Met. 400 
ZU. I: Res HD, wanach übre ‚mehtrrerttmhnmirekde Biere: 
buschem .einod: und, deſſelben Loabelthaͤt ers pn drmnſeibrit Ger“ 
richte in einen: nad: Aemfeihen ı irkigile zu erkimuem»if, tn 
. nem: Bells, wiender vopkiegemät, doch zum ſewdit auoſtthriat 
ur in Anvendung ju,-Btiugen, dapıten: z ulaps erbrun⸗ude 
Gericht die Sefammifkrafe mit Rückficht auf tue frkteign 
Sehnldaus ſptuch und auf Dir zim Art. BOB. den’ 
Buhemı mel: geg eberen Maßimmuugen/ queguſrechen Sad; 
„Hiegegen man anf Art. 2 des Geſetzes none 29. Auguſt 
KA und deſſen Motive wii Erfolgl micht; Being geuonmen 
werden x. Deren dunch den iArt.ſ cefes Geſetzeel werden! zu⸗ 
folge. ‚Dar Beſtimmung de. Auue 2. Defekten, wcheraro 
net: „wenn: Zemandurntzen ci Vitbrechens vder Mergehers 
vexurtheilt worden iſt ud zfch jpã ur meiden His DWerbte 
chens oder Vetgehens Bunfkibisn oder dmderuee Axt eig 
macht, ſa iſt: die ſer Umſand in kt Aut. M 
und IE BAHT DB" 1 el die ak REM 
falle :banbeinden: Art. A114 1: Al. dr 
den, hierauf Bezug habenden. Anmerkungen mit: Muteeiem; 
nicht aber, die Beſtimmungen Des GEB. : über⸗ zden uſam⸗ 
menfluß (Ahl. E Url: Mo. Mufdthaden⸗ veckdermächuehe: 
nad. Bertgalsit. valle Kiitiigleik; herben Pax. HE or. Ar: 
3.12.08 GUREE vom 10. Movencher sR ae 
im Bezugigetommem And, .iucunra 30 ie Puhehh 
Nur bezüglih der Aufhebung er ler; kiknmbk Ken 
menendie Dhohiver,gn den Gatreautftll des erumihnten Cofetzes 
uder die Rbaktinn desAutu Vundeſſelbe ny Bsıfrnnda ent ie 
griffe dei: Rückfalles dad Meekmal Bess Idonti taſ des a 
letzt hegangenen ı Berkocddens . mit dem: fräher perübten ande 
ferbt worden ei, weil: dh. den Aremyerrı Sfr 
auch ‚der Erund äu;einek! geſchlichen Untesſcheidurg ykfchen 
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einem Pit vnd uatigen ſtichreu Nuchſalle hiroegfalle⸗ 
re Mr maͤmtichen Ueſuche fei auch in dem Artikel micht 
nmerſhdeden here ob em Feigen: Bulle: der Ver⸗ 
brecher bios“ veritheilt · worden fe "oder de Stine ſet 
ug ee ae ueneet 
„t ‚ben. deshalbsiahkt, weit ie Beinninchgere des StGVB. 

der ufenmenflug̃ vurcht dabr Geſez Yont 291 Auzvſt 
148 ⸗auicht auftzekreten Mordew/nſorndern muverandurs der 
geſeglicher Kraft verblieben ſindi kaumn derArt: Zveſſrlben 
ebenıfo wenig wie die allegitten Mötive zur Intekpribalionsk 
quelen Bezüge ve: Mr OB IE Erde: EB" ein: 
haltenen tern wich wicht beſt t aftr VBerbrechem* 
benäpt werden; vadekſelbe bereits vurch die Vaffuung dr& 
Art 11 ihbdomn vice dier· Anmertuugen do. Feine re! 
tldrung hiareichrab "Rd Heu Rich Khäkten: hut; Ati keiner 
neuen Auslegung bedurfte, ante es würde noch A6dınleg: 
Dark die: Anwendeng er Wi 2ves hen eiwähnten Ge⸗ 
fehes nebſt deffen Motiven ‚if wen! Weg vifſ des Iuſteimmen⸗ 
Knften che. ideen mir re mit den Giundſätzen, 
weiche Die pr zelteuüden Weſtimmungene dis StSVor üder 
den Zuſammenfluß nufköllen ‚ ſendern auch Togar mit der) 
Mat rind dene JZwrihe des 1wehrbeſagten Art: 2herbeige⸗ 
führt weerdet.t -Ritei Abſicht Tanid der gweck defſelben wati 
zediglich davauf geutchtet/ bie: ſtreugen zur betiährer Anwen⸗ 
dung ſchwierigen Beflimmungen des StGB. über den” Mader 
fall Iu Defeitigen, nnder Dafür wurde feſtgeſchzt, dab" tt allen 
Bellen dr De wrztere Untetſchelduig der: Bhktfatt nur 
alse Erſchmeran gogtund vbetvachtet · werden Toll, wechatbe den v 
auch ie engeren Mertnalerdzs Nückfalles, welche das. Strufut 
sei hie vornuoſete voarnfribſr hinwdegſtelern, nad". hieranf 
beruht. allein⸗der Grand, iin in Bern Autikel wicht un⸗ 
terſchachon werde, ab innen fee Te 5 dyr Verbecheẽ 
blea veruthait vorden Tel vder. Heitrafe TA es so 
oader thei +. 7.020005 erlitten? habe; T hip > 

Wollte man aber darans, daße wasn nem — 
dieſen Mnderſchiedee Nincumz · geimsmmihentigak, fäikten;, daß 
mumehrHi- item Jalle⸗ der workiegenben Sl, inod vs ich! 
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non: mohmtuer, wiki Arbrat charctiunefe elegten· Merbrechen 
handelt,die Ahern Früßer ewarnien Shhdfemn naht wei‘ ſar 
das zulchht mtenſrchte / Warbtrche nu unter‘ MBeriifkihbirung: 
des Ruͤckſalles als Wrtikweruughgmundi dos: weitetzu be⸗ 
meſſenden Strafe nach, :eimamdes zum Votzuge zu buismgem 
ſeten, obſchen daefe: färnnitlichenn Enafen Das geſehliche 
Marimum dean Arbeitshauſes uherſteigan; ſon mise dres/ nicht 
nur Deu; mildern Grſcaſi ge , aviche d· We Arbos alte! 
girten Geſthes qu Srunde liegen, und den Vorſchriften des 
Ars 100. Ah’ 2 0. INTM. Dides StGB: geradezu entge⸗ 
gen; Tower 27 würden! auch dieſt beiderlet geſehlichen Bes 
fimmungen: 3U- einander, in einen unauflösbaren Widerſpruch 
geſetzti merben, heihnen cine richtige Muffaffung: ihres geyen- 
ſeitgen Verhälmiſſes biea- zu: Sera Manltate führen kaunn 
daß Die: Mefinmenagı bed. Krkriä ad Geſeeo tar ZU. 
gap AS nur in Teineht" Anwenduntz zit" ffudetil heche, her 
bach bie, Brsunafäben ie. Cunnfgefap hats inner vom ns 
Fanart went: re: > a Ne, 
Jtu un aber, wat oben — — —EkE———— — 
—* Shane: des cr HH ROLE" Wiek goge⸗ 
ben, “im war. daBi UpnsBgtistiägeriihki vor! Mlerkmnperais, aw 
weiges: dier Suche iur, Metze· der Mersienug: zn: Greiſchtidung 
im zweiter. Inſtamze gelantzt war ; :. andy" kumvetent, die: Ge⸗ 
ſammiſttafe fir dom. gamgens Meati krs:;Angchiagien Hausjes 
ſpnechen: It dt, RT rt en 2 
ech Br are Yon’ dans Meike. ride. Stadlei 
gerichten Muthergs nad Sinebing >rekgeen Hpeäktensüäteiste: iſſ 
das: ApeBationägericti von: Morbeyeeni Fingewegsrtin eine 
ninterl lien Flärhigung! eingetangun⸗ iadenn akıhen Schuid⸗ 
urlaracdy dar beiteffbudennErfenittaife anxerundert· ſbeſ verd 
beide Strafauamaſſiengi eig m Amiide. fgter: 
Die Feß ſchurgi der Turin fandanmte audi neie” gefihihen: 
nun mach Madsgaher ass Urt: OU:TCEE A Res) EIER. erfebe 
gen, indem die geſetzliche Dowesd-baui Muheitshamafeaft: richt 
ũberſchritten wende une ne να 
Im dheham ‚Paar The ouuten dien Bhechtistaahhtiranen: fruũſxre 
Uriheibe lein Hinderniß folk werk ca ii wurd unkkfäieung: 
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Ren Aerſchiedenen Strafausſprijchen auf dur: Selammilzeie 
iggenbaib der geſeblichen Ara es Arbeitshauſech hann 
dalte „ynbei. euticlishlirh, anni — 
Dune Mit dienen men Mu 1.0 


EZ zT en en 


)⸗ EL Fan SU Ka PB 2 I :EANKVU Be u En 


eisäeinetet kg, ah "etc Wälldefer der Slelle *— — 
ben FE ee We OEL TE RR.” 


Durh Urtkeit, des. Kreise, und. Stadtgerichtes Nürnberg 


war, der S abtfommiffarietsoffsigut Sriedrid Rang von 
vn Wegen, Bergebens, der, Amfschrenbefsidigung,,, begangen 


an, dem damals, Die, Stelle, eines, reöhtafupdigen, Magiirats- 
RIFRTFTT ee Tg ET NRZ 


Der a a an. oberſten Gerichtshofe welcher die 
Br ee, ei — — ma De: —320— ‚gelteud, 
— Hier, vb nicht ber mehr: erbredjen: eines ind des- 
le hen —* ap in Cie‘ ee sh 
a ur ihen ſei, Fein Fall d ER N it. 
— RR, REEL. Aeneben II ſich auch 
An micht um den Ra des aufgehobenen Art 390 SH II de8 
BR RE: ro beß) Art, 213; des Geſehes wom 10: Nopemb, 
fo er, um, einen Nücfall im. ‚Sinne des, Art,. 2- 
1 bes Geſehe⸗ vom: 2 Minuft‘ 1848 ‚Die‘ "AH imderungen des 
* — —— des HER! betreffen; Kai in nn 
2 rafe als jel di Strafe zu erken⸗ 
5 I ") feü f — reis, ne Strafe, 
u: ge rium ganz oder kheilweiſe erſtanden/ oder "noch gar! 
vn Mick, Bang fein, „weshalb, Dem; die, ſelbſt ſtaͤndig ausge⸗ 
Prochenen Strafen aud dann ‚nad einander zu vollziehen 
a 'felen)‘ wWenn fie in ihler Surfahtmentechttung das gefeßlich 
44 \ — ‚einer zeitlich begrenzten, —— — NER uber⸗ 
ten. — 
u 


Der, eher Far untetfchbidet ſich bon den frühen, 
Dr ——— ãhnlichen (vergl· S 20¶ are Ve 
in) * u. daß «hier, das, böchfie «Strafma aß * 


| Sl N —— ung, der in den früheren Urtheilen 
R aus Wer nen Arbeitsnaudftrafe: Hiherfchritten war, 

—* —* Her en ann ‚des neuen De 

nicht verlangent werden ‚kon vielme dem ' 
Ehe) eihte Reduktion ee —B —5— 
170 ale Ati Aa —* nn Art. 16 u zu⸗ 
ee Salt heweift, y wie not Hwendig fr if, dien t für 
# — berechne Feine eng des mach 
Bil „1848 bald, definitiv ‚zu ee a tn? 
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sathesi'eridefenden When" von Te, ie" gitſammein- 
fluſſe mit einer anker mildernden Unrttänden verübten Vteß⸗ 
volizei Ueberttetung zum Böftitägatrefle: von 25' Tagen: ver⸗ 
urtheilt worden; way dabee Hondgericht: son Atlel⸗ 
franten Hatte eine hiegegen erhobene Serafung’ verworfen.” 
Rang hatte nunmehr MNe⸗ Aichtigkeitsbeſchwerde einge⸗ 
wendet wegen unrichtiger Anwendung des Geſehes, weil. dem 
Verweſerder Steller‘ fine: teätetankten' Mäfigsitetathes 
die‘ ihm beigelegte Eiyenfihäft elrteg Stantankämten; erh 
ber dem Artheile”" u Grunde ‚gelegte, Hıt rt. 405° hr. 1, des, 
SB. böranefege‘; r ‚abgeft,' „Britt Biefer hret "perfegt 
worden ſei N 1 — 
Der’ 'obeifle Gerichishof werwutf 17 net ei bo 
8. Ottober˖ 1853 die erhobene! Beihwerde‘ aus‘ Tötgenden 
Gründen: Odchtem airgenomen Morde, "dc er Beletöthte 
als ſerbſtſiändiger Verweſer der’ Stelle! ejneg rbchtoͤfunbigen 
Madiſtrotoraihe⸗ im poltgeiliche it Wivrne goriee wein als 
Organ Der Staatgewatt ‘af egalen Welfe haſtent wal, "it 
die in Vezug auf eine Amshanblung »wißer ihn Jamachte 
Aenßernng · at Verona SE" vezeichtet onrde, 
13 rehtfetfigte fh der’ darcius gezogene Schtih,' doß im’ die 
Gigenſchaft eines Staaksbeamten "utaik :dap:i mithin” die 
Ehrfurcht, wetche "Der "Wihtede’ be& Stantwräuhtes gebuhtt, "m 
feiner Berfon verletzt wasde ; vbllkommen, nied vernag es 
hieben keinlen Unterfchitvezu mnachen, dB’ fette Funktion eine 
ſtͤndige oder log boflbergehende: ——— Und ob er durch 
t. Dekret unmittelbar ernannt, vber Wortängg dia der 
k. Regierung befteift worden, weil her inmerhin iur die 
Ansäbung ı des auverttanten Staatonmtes entſcheivend bIAT. 
Deshalb wutde die Tat mit Reit unter’ den At Ark 405 
Th. I des SER, aufgeſtellten Begriff eines Vergebens ber 
Veieibigung Der Amtse hre ſubſumirt ar wettzes Mm Hin⸗ 
biftke anf" Art. 207 bie ausgeſprochene Strafe‘ arigemeffert 
erſcheint, &6 ‚mr daher: Dem Antratge der BSinutobehorde 
gemäß nicht nur "bie Nichtigkeitgbetörde zu yerw eztenn ſon⸗ 
dern: Befchwernsfügter au. nachdem er in nie ofen Des 
bingt verurtheilt worden und" Vezutzeneiner Befolbung 
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Beh; in, wine Rauch it, des HStfet⸗ MR. os 
1848, gerechtfertigte. Geldſtrafe au urdilen., Sau 1: dk 


virnalı Aa. a eu Re —— 32 ii .d \ eye —R 
IL Ayıla dr win — BT} ee STIHN %> 3 Bra 3, sth 
Kaflatlon: yuegensunnichtigeni en per geſoh lich en Beftimemund 
Bar — — BREI. Art, Ian —IBL, ‚Zpl., L, be 
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— a PL TEE 5 BEA RER WE 1 Bere 
en — E Dam Kreia⸗ and: ——— — 
hing, war Nich at Sögertimn Lauda; wegen — 
chens der; nichtpräͤmeditirten Korpererrlezug H, Grades ii 
rise tweidäßrige ı Xaheitshanfitrafe ; veruttheiſt worden; auf 
jtine Perufungi hat zedoch dası:t. , Aypellatiensgericht, von 
Niederbayarn Denel bannux wegen; Vearbrechens der. Mörpere 
weelxßung 3.1 Gradeß, ‚nawäbt ahne Ueberltgungjud; Worbe 
dadık An. maßeabend tr. Oitze das Zarnes, Aa. Aine:. gli 
— netfällt A 4 kn”. Be 
Hiegegen haste. Der Sicataauwalt hie, Wicrkigkritehen 

es ae unrichtiger Anmwendurng hen, Meiches - un 
seat des Krk, 480 Xhl.d Be FED, Tingemsendet,. und 
des .obaße Gerichahef neruinktekeramf in feiner Gitzung 
von. 44, Dfteer, IH 299 angeſonere Srkeunkih.: unten 
Berpailung :den Gare, zur, piehaehnlien Verhandlung th 
Wurtbrilung : a4. sitenH amberem Senat - Dei —— | 
arzichieg, aus folgenden Gidena Ta Be pe 

it bau. der Art: 460 EEE , —* 
daß PBerbucchen. Des Koͤrparvenle zung· II. Grades gegeben: ip 
wer; Dex. Peſchadigte gwax, nicht/ vüllig,. oder nicht, auf immer 
a nem Berufsarbeifen Intauglach gewarden, jedoch an · ei⸗ 

nen, A heile, ſeint Kihrpert. ‚verfikuuurkt, vargnſtalten, o dem 

* Gebrauches eines — — uabeilverrberoubt vote 
den iß. en ze, wars 8 2 Se 

Da angefochtene — * — ehehuch ‚fehgen 
ſtellt, daß die dee Marti Auar —— Angeſchuldig⸗ 
ten beigehrachke Verſetzung. die Folge, hatte, daß zwei Win- 
ger. deſsſelben, naämlich der Ringe und har feine Finger det 
linken Hand, Dusch Ahſchneiduug „Der. Veugeſehnen eingebo⸗ 
gen Änd,. nicht freiwillig. in die gehörige Loge; mit den are 
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veren Fingern gebracht, orten" WILDER Ve zul 
Hand ansgeſtreckt lan ande: lien m 

' Hieraus folgt, daß die bezeichneten beiden Finger, welche 
unbeftreitbar zu den Shin: denſchlichen Korpers ge⸗ 
horeer/vunben che geheilt werden konnten; daß der: Veſha 
vigte des naturgemäßen Gebrauches derfelben beraubt wor⸗ 
den, und daß dieſe Berqubun eine unheilbare iſt, womit 
der ‚in der heiten Alterntitive bed ängefühtten eh. 180 
gegebene Begriff des en — Bee: 
1, Gtades etſchvft wird. ar 
Siebe 428 aber — mn — Geht fon 
Singer dem Beſchtwigken inicht gänghich :schtgogem, ſondern 
wo theilweiſe, Jeboch in Poſchtrauktem Macßen uagg lich If; 
indem derſelbe mtl: Ailfe ver rechten Sun" die: werle yren 
Bingen’ nuszuſtreenAnde einen“ zemtich Hoeren Gegens 
ſtand, wenn er- einnfal "en: die Hal nd yditoemiktert- Al, 
uhr Mitwirkung ber velben tingtbsgenin'Biriger zu 
heben end:  Wenchaltun: words ; ak: te "Drefenndithuthe 
Bev: Vorſchriſten! des Ark 2800 irie vem nächfelgenkienh' Art⸗ 
Kt; welhes zum Vrorbrechennder Korgervoclepung Ner Graꝰ 
ed: ein: voniges Uabrinchbarwverdeſ zu Den Betufsgeſchaͤften 
ader Kine: vattige Booatibunag des Gebrauches dines (Ebel 
voraucfat, ergibt Rp, "dal: Hut TE Bd diefes / Vetbre 
chens eine beſchraͤnkte derle: Beeaubung geirägt! nd: "NE 
Borſchriften des. worhengehenden Ahr! 173n ghere dal Ver⸗ 
brechen vor Abtpreverlezang Trab konnen ae de 
Anwendung ſuden, wenn : die volle: Adrarclich / Unobeſrher⸗ 
heit wieber hergefiellt ig; bleibt aber ſolche durch Sam 
ves naturgema gon Gerrucchet eines Snedes des Meliſchen 
geſtart, Te ind dauch dieſen Zuſtand der gefepliche Begriff 
des Verbrechens der Koͤrperverletzung II. Grades’ erſchöpft, 
wurd es oſr wazulaäſſig, zwiigen einer danztichen uber be⸗ 
ſchrãnkren Hemmung hieria zu unterſchelden, du das Geſch 
einen ſolchen Untevſchiede nicht keunn und im Shine‘ der 
Integrität des menſchſicher Korpers zegen einen Angriff 
hierauf nur die wuheilbare Beraubu — — Behr 
ches eines ſeiner Glleber vorausſetzu. 
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ee u Tefkgaikelbieh Thatſachen des 
Eitnafgeſehen Ant... 179 uncichtig aſtattdes Art 980: IE d 
des SIOB., angewendet, umd es chat hiebei ‚auf.iee. weitere 
"Trage, ab Anm fraglichen Verlegung. cine Verſcimmelung 
177 —— — a. EUER! 
DR re ul art pigka Neue Ubeo cn 3 


a Eu, * — “d. — da 4* I. ER — Ser — 
Pe R ‘ > 
op Me a 171 BEE dar Js! ‚NT wa dh 


— ——— — als — bes Schwur: 
zu Mord. — Beſchwerde — — — 
BE 4 eier 55 — en — ung Be" mebtern 
He leere Bin — irn ae line 
per Kuud —* Gr ec ee OR —E— 
Lenwar Johzann Meorg Dr we Serbrechens. de 
ee rel, ur: er. Summe nach Ders 
hweche n Mud,aſchwerz a don Umſteude der sorge 
gengenen verabredeten MWerhim dag, in Honlurrenz milt 
rum... Verbrechen den Fottgeſehten Die bſtatree mn deo 
wählen ‚Beriuchen. zu elnsn mlügeminhngtan / aetbaahle, dann 
mit. zu, voligeilich⸗ Auaßhasen. DichRähler, megen welther 
4; Meape Derielbe hereith ae a u des Rerik 
nnd: Stadtgerichatſs ‚Mangeuih, zu ainter;A Dihrigen, Mrheikin 
Smößkafe uerunibeiit agrdenn wan, in. sine Dochthaus ſuaſe 
vemn 10 Seßren; verfällt, werben... Mansik abodı Die,enn: Ahen 
Beuciis. im. Sttafarbeisähmnie an der ibensits früher gegen 
ihn ra ‚Strafe, abgehüßte Ecraſzeit — 
nen Arc LIE EYE ge , a DEE BET 4 
1 Ringen, Dieies Untheil hen G. Dompel —*** 
i hohen a ‚alt: Peſchwerdtyundie aufgeſtellt;: 
I. Daß Z Landgenichtamitglieder, als Michter hei = 

——ſS — funignixt. hätten 

..; H. daß die Veizichnug von ——— 
jedenfas sicht, aathmen dig gemehen ſi 
ME daß Die, Meeibigung,, der... HZeugen br... öffentlicher 
Sitamg erſt wach, Beagiyartang der ae m. vor⸗ 
gerocame wordes ſiiiiii. urn, 
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IV. Da in ide: Iuage: amı die: Behdiemnruden „ale -eingel- 
men geßohlenen Sachen umeſaſte daren. Wert wit. ſwegiell 
— ſtien/ un ιν ers 

N. Buß in Diner / Thage Die, Ah⸗ilnahne ‚des Bawne! 
— um. Diabitahle: micht kefiummd ‚Rezeichepei,. ud . bie. Kom 
plottanten nicht einzeln angegeben werden rien. , « 

Der oberite —— yerwa in ſeiner Sipung v von 
21. Dttbr. 1853. die PR aa folgenden 
Gründen: , — Re 

Zu L.. Rad, Au. 16 DB — A, Novbr. 
18 wird in jedem: Avpella tionsgerichtsbegirke bei einem 
Kreis = und Stadtgerichte der Scwurggrihtehaf zur Ab- 
urtheilung der vor das Schwurgericht gehörigen Strafſachen 
gebildet, weicher tgeidß Met, :1:4 uakt. Aänfiging des Porſtan⸗ 
bes aus fünf Dichteren beſtaht, au nachır Meı18 Abſ. 3 
bat: der Vorſtanð deai Auridssamnd. Stabegerichtes, bei. meh 
Yen: das Schwurzericht. gehalten wird, tar. plc nen, unter 
Berüdfiiigung.. der Wſchrif des: Art⸗ Ih monaph,, ein 
Bericdsbemitgkid, ı weiches. die Bezunitekiunenng geführt Dach 
an der Abmtiheilung kit heilen. Dann) ; Die: Araise 
ned Stabigesichtämidgliidrd zu beilimineri,:weldee ik ‚Dem 
Brüfiventen Den: Siena dilden „Rena, auch Bier 
bei: nicht auf Art. LOG. 3b hiagewieſen zeusbe; 
Welches verorduet: ‚Sf in einzelnen Dringenden; Fällen. Bie ans 
ſorderliche Zahl vom Miigliedern doo Kreio⸗ und. Stadigtrichte 
nicht vorhanden; .fa werden :usrinhmeweile Mitgliader ‚nähß 
getegenien Laudgerichte yugegogeim* und deefe Lehmmung, 
wie der Inhalt der Abfchuitte 3: und 2. des allegirten Am 
tieels eninehmen. Milk, zunchſe nur auf Falcht Swafſachen 
Bezup: hat, weiche bra Kreis⸗ und. Stadtzerichten zur Min 
metheilung andı BeſchlußfaſſangJaghwiehen ſind, in läßgt ſich 
hieraus doch keineswegs ablelten, daß die vorerwaͤhne Be⸗ 
Miicmung des Mac 10 Abſ. Zelenglich auf die krtis und 
ftadtgerichtlichen Verhandkumgen: und: Meiheite: zu beſchranken 
and: nicht: aufi die. Schwurgerichtehsſe anzuwenden je Es 
folgt vielmehr daraus, Daß. das Geſed in ehrzelnen dxingen⸗ 
den Fällen die Ergänzung der erforderiihen Zahl des Aeise⸗ 


des hen Gewchtohe feo (Raffatienshofee). 397 


und Stabtgeihia durch Landgerichtomirgtieder win Ueber⸗ 
nahmeder Futktian der erſteren in Strafſachen ausnahms—⸗ 
weiſe geſtattet, uamıfel6f; daß unter derfelbeh Vorausſetzung 
auchn bei Schwurgerichtsfällen Landgerichtsmitgliedern die 
Funktion ‚abgängiger Kreio⸗ rend Stadigerichtsmitglieder 
übertuagen: werden darf, zumal da - der Grund und: Zwech 
gang derſelbe, nämlich. hier wie. Dort: durch bie. eingetretene 
Nothwendigkeit ſolcher Aushilfe geboten iſt, und dieſe bei 
Schwurgerichtöfällen deshalb .nody : dringender erfordeufich 
wind, weil‘. das »Gefetz beſtimmte Zeiträume zur Abhaltung der 
regelmäßigen Schwurgerichtsſitzungen vorfchreibt: (Art. 113:) 
1: Siegegen Tann. die iin den Geſetzen nirgend® begrün⸗ 
dete Anficht des Verſaffers der Denkfchrift, daß dev Schwur⸗ 
gerichtshof: als’ eine Deputation des Appellationsgerichts — 
biefent: glrichgeſtellt — zu betrachten fei,: keine weitere Beach⸗ 
tung fruden, und eben fa wenigeiſt der Art, 248 zu einer 
Schlußfolgerung dafür: dien lich daͤß der Geſeßzgeber die Aus⸗ 
ſchließgung der LRandgerichtsmitglirder von den Schwurgerichts⸗ 
hofen! beabſichtigt habeg. deun in ⸗diefer / Geſetzesſtelle iſt bios 
beſtimmt, daß im: Fallender ·Warnichtung/ des Urtheils eines 
Schwurgerichtshofes bet Zurüchweiſung der Sache an daſſelbe 
Schwurgericht noͤthigenſerlis zur Bilbungiäes Schwurgerichts⸗ 
hofes Mitgliederdes Appellationsgerichts abgkordnet werden 
koͤnnen, weil: der Schwurgerichts hof nur aus ſolchen Richtern 
beſtehen Darf, die ander nn ——— nicht Theil 
genommen haben. an 2 
Diefe nur don einer: a — abſolut noth« 
wendigen Aborbnung appelfattonsgerichtliher Witglieder 
ſprechende Beſtimmung des Art. 248, wodurd: für eine der- 
gleichen noch 'augerordentlichere Aushilfe wohl ur in der 
Erwägung Kürforge getroffen wurde, weil bier noch leichter 
ein - Mangel an der :erforberligen Zahl der Rreid- und 
Stadtgerichtsmitgliedet eintreten kann, vermag die "Anwend- 
bazkeit des Art. 10 Abi. 3 um fo weniger auszuſchließen, 
weil, wenn wirklich beabſichtigt gewefen wäre, Landgerichts⸗ 
mitglieder. zur Aushilfe bei Schwurgerihtshöfen nicht zuzu- 
Taffen, im Artikel 18 — als dem hiezu geeigneten Blabe — 
Sieungsberihte Bd. V. Heft 4. 26 
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hätte beſtiumt werben mällen, daß, wenn die enfarberkidhe 
Zahl von Kreis⸗ und Stadtgerichtsmitgliedern nicht dise 
ponibel ſei, deren Ergänzung durch Appellationsmitglieder 


zu geſchehen habe. 
Der erſte Beſchwerdegrund ſtellt ſich dem Allen zu⸗ 
folge als unbegründet dar *). 


*) Bereits in einem dem oberſten Gerichtshofe früher vorgele— 
genen Falle (vergl. Ab. II S. 847 d. SB.) hatten bei der 
zweitmaligen Berbandlung und Aburtheilung der Sache vor 

. dem Schwurgerichte zwei Landgerichtsaffefleren ald Richter 
mitgewirkt, und der oberfte Gerichtshof Hatte Hierin feine 
Verlegung eier weientlihen Förmlichleit gefunden, ohne 
.jedoh auf die Frage der Zuläſſigkeit ber Zugiehung von 
Landgerihtöheamten ald Mitglieder des Schwurgerichtshofes 
näher einzugehen. 

Rah dem Verhandlungen der ſtaͤndiſchen Gefehgebungs: 
Ausſchüſſe iſt dieſe Frage allerdingd etwas, zweifelhaft. 
Schon bei Berathung ded Art. 10 Abſ. S beantragte der 
Referent des Außichufle ker Kammer der ReichBräthe bie 
Streihung dieſes Abſatzes, da ſchon in dem urfprünglichen 
Entwurfe de8 Art. 3 des Geſetzes vom 12. Mai 1848 
(Geſ.⸗Bl. Ar. 6) die Werte: „wozu vorläufig die Kreis⸗ 
und Stadtgerichte und nöthigenfalld Landgerihte 
mit verſtärktem Richterperfouale zu beftimmen find‘ geftti- 
hen worden feien, weil man das landgerichtliche Perſonal 
nicht für gesignet gehalten habe, zur-Üburtheiluug von Bere 

eben und fogar von Verbrechen beigezogen zu werden, die⸗ 
Felben Gründe aber, welde damals im Reichsrathe für die 
Streihung jener Worte geltend gemacht worden feien, auch 
hiuſichtlich der Beiziehung der Landgerichtsbeamten als 
Suppleanten gelten müßten, indem das landgerichtliche Per⸗ 
fonal nun einmal für da8 wichtige Gefhäft der Aburthei⸗ 
lung von Verbrechen und Vergehen wicht jelbfäudig genug 
geftellt und daher weder in der Regel, noch aud nur aus 
nahmsweiſe dazu geeignet fe. Ein Ausfchußmitglieb ſchlug 
vor, fatt der Worte: „Mitglieder nächfigelegener Land⸗ 
gerichte zu fegen: „Mitglieder von nächſten Bezirks⸗ 
gerihte”; auf die Bemerkung des Suftizminifterd, daß 
man die Snppleanten ſchnell müfle haben Tönen, wurbe 
auch dieſes nicht beliebt, fonden ‚ber Abf. 3 bed Regierungde 
entwurfed mit der Modiftfation angenommen, daß nad dem 
"Worte: „einzelnen“ gefeßt werde „dringenden“. Auch 
der Referent des Ausichufes ber Kammer der Abgeorbneten 
hatte bie Streichung bes Abf. 3 des Art. 10 und dafür zu 
fegen beantragt: „Iſt in einzelnen dringenden Fällen die 
erforderliche Zahl von Mitgliedern des Kreis» und Stadt⸗ 
gerichtes nicht vorhauden, fo ift die Pienarverfanımlıng bed 


S 
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— Bu II. Außer den im Art. 14 und 3 Nr. 1u.2 


vdes SPS: vom 10. Nov. 1848 bezeichneten Fällen, in 


Appellationdgerichte8 des Kreifed ermächtigt, die Aburthei- 
lung einem anderen Kreid» und Stadtgeridhte 
bed Kreifes aufzutragen.” Der Ausſchuß ging jedoch 
hierauf nicht ein, fondern nahm gleichfalld den Regierungs⸗ 
entwurf mit den obigen reichsraͤthlichen Belfate an, und In 
fer Fafſung ging der Art. 10 Abſ. 3 and) in dad Geſetz 
ber 


Anlangend die Beflimmung de8 Art. 248, wonach nö⸗ 
thigenfall® zur Bildung des Shwurgerihtähofes Mit- 
glieder de8 Appellationdgerihted abgeordnet werden 
fönnen, fo enthielt der Entwurf den Beifaß: „oder eineß 
anderen Kreids und Stadtgerichtes“. Hiernach 
hatte Die Staatbregiarung ſelbſt, abweichend von der Ber 
fimmung des Art. 10 Abſ. 3, worin ald Suppleanten für 
die kreis⸗ und ftadtgerichtlichen Senate die Mitglieder nächſt⸗ 
gelegemer Landgerichte bezeichnet find, für die Schwut⸗ 
gerihtähöfe die Mitglieder der Appellationägerihte ader 
eined andern Kreid- und Stadtgerichtes des Krei- 
ſes beftimmt. - Die Ausſchüſſe beſchloſſen, dieſe letztere Alter: 
native aus dem Grunde zu ſtreichen, weil fie eB für eine 
zu große Willkür hielten, für den Sal, daß die Sadıe 
in die nächſte Sitzung desſelben Schwurgerichtes vertiefen 
wird, umd nur einige Mitglieder zur Bildung des neuen 
Schwurgerihtöhofed fehlen, zur Completirung dedfelben Mit- 
glieder eined anderen Kreis- und Stadtgerichtes herüberzus 
nehmen, übrigens much bei nicht gehöriger Belegung des 
Gerichted durdy die Verweifung der Sache an dad Schwur- 
geriht eines anderen Appellationdgerichtöbezirked geholfen 
werben fönne. 

Hiernach möchte es allerdings feinen, daß es weder in 
der Abfiht der Staatöregierung und noch weniger in ber 
Abſicht der Gefekaebungdausfhüflfe lag, daB ausnahmsweiſe 
Zandgerichts⸗Aſſeſſoren als Mitglieder des Schwur⸗ 
gerichtshofes beigezogen werden ſollten. 

Dagegen iſt in dem Entwurfe eines Geſetzbuches über 
das Strafverfahren, welcher den Ständen im Jahre 1851 
vorgelegt wurde, die Frage im entgegengefehten Sinne ent- 
fhieden, indem nad Art. 16 und 32 desfelben nicht nur bei 
den Bezirfögerichten, denen die erftrichterliche AburtHeilung 
der Vergehen zugewiefen iſt, fondern auch bei den Schwur⸗ 
gerihten, welche über alle Verbrechen zu urtheilen haben, 
ausnahmsweiſe die am Site des Bezirfägerichted ober zu⸗ 
nähft desfelben wohnhaften Stadt- oder Landrichter ober 
Aflefloren de8 Stadt » oder Landgerichte® zugezogen werden 
können, und die Motive zu Art. 32 führen als Grund hies 
für an, daß dasſelbe Bedürfſniß, welches der Beftimmung 
bed Art. 10 Abſ. 3 des StPG. vom 10. November 1848 


26 * 


u 
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welchen ein Richter an der Aburtkeilung einer Stwrafſache 
überhaupt nicht Antbeil nehmen kann, verbietet das Geſeß 
Art. 332 auch die Theilnahme desjenigen, ‚der: als Richter 
oder Staatsanwalt bei dem Verfahren in erſter Inſtanz 
mitgewirkt hat, ander Abursbeilung. der ‚Sache in zweiter 
Inftanz, und nicht minder fchließt das Geſetß, wenn, in 
Bolge der Vernichtung. des. Nrtheiles die Sache: nochmals 
abzuursheilen if, die Richter, welche bei dem vernichteten 
Urtheile mitgeflimmt haben, van a an der 
wiederholten Aburtheilung aus. . v.r nee 2 tr deran 

Diefer Ausſchluß iR nit nur . | 

a) für diejenigen Bälle vorgeſchrieben, in weigen der 
oberfte Gerichtshof ein von einem Schwurgerichtshofe er- 
laſſenes Urtheil vernichtet, und. die. Sache ‚entweder im Zalfe 
des Art. 248 Ziff. 1 zur nochmaligen Verhandlung 
und Entfcheidung, oder in den ‚Fällen des Art.. 248 
Ziff. 2 und Art. 249 Ziff. 2 6408. zur. weiteren Ab⸗ 
urtheilung in die nächſte Sitzung desjelhen Schwur⸗ 
gerichtshofes verweist, ſondern er bat auch _ ..; 

b) in denjenigen Faͤllen einzutreten, in: welchen das 
Appellattonsgericht das Urtheil des Kreis= und Stadtgerich⸗ 
tes vernichtet, — entweder weil die That, welche den Gegen 
hand der Verhandlung gebildet hat, vor, das. Schwurgericht 
gehört, oder weil die That, welche von einem aus drei Rich⸗ 
tern beftehenden .treis- und ſtadtgerichtlichen Senate abge- 
urtheilt wurde, aber durch einen aus fünf Richtern heſtehen⸗ 
den Senat abzuurtheilen geweſen wäre, — und erſteren Falles 
die Sache an die naͤchſte Schwurgerihtsfibung oder, wenn 
noch weitere Erhebungen erforderlich fcheinen, an den Unter- 
fuhungsrichter verweift (Art. 335); letzteren Falles aher 
die wiederholte Aburtheilung durch einen aus fünf ie 
befehenden Senat anordnet (Art. 336). 

Der Grund, aus welchem Nichter, Die fchon einmal in 
der Sache mitgeurtheilt haben, bei deren anderweiten Ab- 


— 


zum Grunde liege, ſich auch in Bezug auf die Veſetzung de® 
Schwurgerichtshofes ergeben Tönne. 
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urtheilung nicht wiederum Theil nehmen können, beruht 
offenbar darin, weit ſich bei ihnenn die zur Gewinnung einer 
freien‘ und feſten Meberzeugung erforderliche Unbefangenbeit 
richt deſtinmt vorausfehen läßt, indem ihre bei der vworhe 
rigen Aburiheilung gefaßte Meinung einen flörenden Ein. 
rup Hierauf! ausüben könnte 
Da der Grund, anf welchem die gejeßlich N 
Ausſchließung der vorigen Richter von der'Iheilnahme an 
det neuerlichen Aburtheilung beruht, vermöge der Allge⸗ 
meinheit feiner Borausjehung und feines Zweckes bei allen 
porbemerkten Fällen Platz greift, fo erſcheint die Behaup⸗ 
tung in der Denkſchrift, dag der Abſatz 3 des Art. 336 
nur auf Abfaß 2 ididem und nicht auch auf den im Art. 
335 berührten Fall zu-beziehen fei; unvichtig, und es findet 
diefe Anficht auch keinen "Stägpuntt in den in Bezug ge- 
nommenen Verhandlungen des Gefeßgebungsausfchuffes, aus 
weichen blos ſoviel zu entnehmen ft, dag die vom Aus- 
ſchuſſe beantragte Beifügung des erwähnten Abfabes 3 zum 
Art. 336 nur der mehreren Vollfländigleit wegen gefchehen 
iR; ohne hiebei zu ' beabfichtigen;; daß die darin enthaltene 
Beſtimmung anf den im Art: 435 bezeichneten Fall unan- 
wendBar ſein foll, was ſich auch um fo weniger annehmen | 
Tapt; va jener Beiſatz eigentlich ur die fon im Mt. 248 
Abf. 3: enthaltene Vorſchrift wiederholt, deren Anwendbar- 
feit wegen der’ Allgemeinheit ihres Grundes auch auf die 
Fälle der Art. ‘335 und 336: keinem Zweifel unterworfen 
gewejen wäre. — Da nun der Freis- und fladigerichtliche 
Senat, deffen Erkenntniß von’ dem Appellationsgerichte des— 
bald, weil die That, welche den Gegenftand der Berhand- 
lung gebildet hat, vor das Schwurgericht gehörte, vernichtet 
wurde, Aus dem Rathe Pohlmann und den Affefloren 
Neubig und Gleitsmann beftanden hatte, fo konnten 
dieſe Serichtsmitglieder gemäß. Art, 335 und 336 Abi. 3 
nicht als Richter bei dem Schwurgerichtshofe, vor welchem 
die Sache zur Verhandlung und Aburtheilung Fam, eintre- 
ten, da Hiezu auch Math Silbermann, welder in diefer 
Sache Unterfuhungshandlungen vorgenommen hatte, und 
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Math Dpel, weil er zum Stellvertreter des Schwurgerichts⸗ 
präafidenten befiimmt war, nicht verwendet werben Tonnten, 
unter diefen Umfänden aber die zur Bildung des Schwur⸗ 
gerihtshofes erforderliche Anzahl won Mitgliedern des Kreis⸗ 
und Stadigerihts wangelte, fo war allerdings die Voraus⸗ 
feßung gegeben, unter welcher nah Art. 10 Abi. 3 Land 
gerihtsmitglieder zugezogen werden durften, weshalb die 
desfallſige lediglich auf Hechtsgrände Banıte Anordnung des 
Kıeis- und Stadigerihtsvorftandes gerechtfertigt erſcheint, 
und folglich auch dieſer Beichwerdepundt ſich als ungegrün⸗ 
det darftellt*). = 





*) Der Angeichulbigte Hat ein Recht darauf, yon feinem or⸗ 
derntlichen und von einem unparteiifhen Richter abgeurtheilt 

zu werden. In Ichteser Pezichung hat nun das Geſetz dem 
nicht nur das Rekuſationsrecht eingeräumt. 
ſondern auch grundſätzlich ausgeſprochen, daß fein Richter, 
welcher Unterſuchumgshandlungen vorgenommen oder zur Er» 
fennumg der Anklage mitgewirkt hat, ober der in dem ge⸗ 

en den Angellagten eingeleiteten Verfahren als Beuge, 
Folmetfcher oder Sadverfländiger vernommen worden ift, 
oder der ald Beigädigter erſcheint, ald Richter zur Wurthei⸗ 
lung mitwirken darf; ferner, daß derjenige, welcher bei dex 
Aburtheilung der Sade in erfter Inſtanz als Richter ober 
Staatbenwalt thätig wir, an der Wburfheilung in zweiter 
. Seltanz nicht theilnehmen darf; und endlich, daß auch dann, 
wenn in Folge einer Vernichtung bed Urtheild die Sache 
zur nochmaligen Aburthellung fommt, die Richter, welde 
bei dem vernichteten Urtheile geftimmt Haben, beider wies 
derholten Aburtheilung nicht mitwirfen dürfen. Die Ges 
rihtsvorftände ‘oder deren Stellvertreter, welden die Bes 
ftimmung der Gerichtsmitglieder zur Aburtheilung der ein- 
zelnen Sarhen obliegt, Haben jene Vorfchriften genau zu be 
obachten, und es kann feinem Zweifel unterliegen, daß die 
Außerachtlaffung derfelben auf deefallfige Beichwerde des 
Beichuldigten, welcher eim Recht darauf bat, daß diejenigen 
Perfonen, welhe nah, dem Geſetze nicht Nichter in der 
Sache fein fünnen, von der Aburtheilung ausgefchloffen 
bleiben, die Vernichtung des Verfahrens zur Folge’ Haben 
muß. Dagegen kann der Befchuldigte nicht. verlangen, . daf 
gexade dieſe oder jene Mitglieder des Gerichts bei feiner 
Aburtheilung mitwirken, die Beſtimmung hierüber ift 
reim in die Hand des Vorſtandes gegeben ; er kann die Altes 
ſten Mitglieder oder die jüngften dazu wählen, wie er es für 
angemefjen erachtet, und Niemand wird behaupten wollen, 
dag dem Beſchuldigten aus einer folhen Wahl ein Be 
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Zu M. Wenn ach nach Art. 157 und 159 des 
SSR. vom TO. November 3848 die Beeidigung ber Zeu⸗ 


— 


ſchwerderecht erwachſen könne. Aber auch dann, wenn ber 
Vorſtand wegen Verhinderung der orbenttichen Gerichtsmit⸗ 
glieder ausnahmsweiſe anßerorbentlihe Beifiger zuzieht, 


möchte dem Belhuldigten ein Befchwerdepunft nur gegeben 


- 


fein, wenn die Beigezogenen ſolche Perſonen find, welche 
nach Dem. Geſetze überhaupt wicht beigezogen warden 
durften Die Urſachen, welche die -Rildung des Gerichtes 
aus den disponiblen ordentlichen Mitglicdern unmöglich mas 
chen, tümnen verichtedene fein, Erkraukung oder Beurlaubung 
mehrerer Mitglieder, oder Betheiligung derfelben an ber 
Vorunterfuhung ober früheren Aburtheilung u.f.w. Wenn 


"mm in biefen Fällen ber Gerichtsvorſtand diejenigen That: 


jachen, welche ihn im gegebenen Falle veranlaffen, von der 
ihm eingeräumten Befugniß, außerordentlihe Beifiger zu 
berufen, Gebrauch zu machen, zu den Akten konftatirt, fo 


gecchirht dies nicht, um dem Kngeſchuldigten gegenüber die 
. getroffene Verfügung zu rechtfertigen; diefer kann vielmehr 
m einem folhen Falle nur verlangen, daß ihm die Namen 


der Fur Verhandlung beizuziehenden außeroördentlichen Bei⸗ 


ſitzer frühzeitig genug bekannt gegeben werden, um von dem 
ihm zuſtehenden Ablehnungsrechte Gebrauch machen zu koͤn⸗ 
nen. Aber auch gegen das unter Mitwirkung außerordent⸗ 
licher Beifitzer ergangene Urtheil Tann eine Befähwerbe auf 
bie ——— nicht gebaut werden, daß die Beiziehung 
derſelben nicht nothwendig geweſen ſei, daher der Ge— 


richtsvorſtand die ihm eingeraͤnmte Befugniß überfchrit- 


ten habe. Wenn Erkrankungen, Beurlaubungen oder dienſt⸗ 
liche Abweſenheit mehrerer ordentlicher Gerichtsmitglieder 
die Beiziehung außerordentlicher Beiſitzer nothwendig ge⸗ 
macht haben, ſo iſt dies wohl von ſelbſt Harz denn wer wollte 
dem Beſchuldigten hierüber ein Urteil einräumen? — abgefehen 
davon, daß wenigften® der oberſte Gerichtshof anf eine Prü- 


fung biefer thatfächlichen Verhaͤltniſſe niemals eingehen 


fönnte. Aber auch dann, wenn der Gerichtövorfland im 


eigenen Intereffe des Befhuldigten alle jene or- 
dentlihen Gerichtömitglieder von der Aburtheilung der 
Sache ausſchließt, welche hiebei nicht ganz unbefangen fein 
fönnten, felbft werm er hierin zu weit gegangen wäre, wird 


- dem Beichuldigten ein Beſchwerderecht nicht eingeräumt 


werden koͤnnen; denn es ift nicht abzufehen, wie diefer durch 
eine Verfügung, welche nur bie Berfchaffung eines ganz 
unbefangenen Gerichtes bezielt, in feinen Rechten verlegt 


ſein follte, und nur auf eine folche Verletzung oder we- 


igftend die Möglichkeit derfelben kann eine Beſchwerde 


ni 
"gebaut werden. Auch von Berlekung ded allgemeinen 


Grundſatzes, daß Niemand feinem ordentlichen Richter ent- 
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gen deren Vernehmung, über die, ‚allgemeinen Fragenn vor⸗ 
ausgehen joll, ſo Tann. dad daraus, daß le: Zeugen ernſt 
nach Beantwortung der ‚allgemeinen Bragen:: beeidigti.werr- 
den, die Verlebung einer. weientlichen Förmlichfett: im Siune 
des Art. 231 Ziff. 6 on. fih.nidt und im vorliegenden 
Valle um fo weniger entaommen werden; als cs, wenn ber 
Angellagte auf die vorgängige Beeidigung einen: fo hohen 
Werth legte, feine Sache geweien wäre, gegen die Verneh⸗ 
mung der Zeugen in der Art, wie. fie. gefchah, Einwendung 
zu maden und nöthigenfalls einen Gerichtsbeſchluß hierüber 
zu veranlaflen, von welcher Befugniß er jedoch feinen Ge⸗ 
brauch gemacht hat. ER 

Zu IV. Die Brage an die Geſchwornon, wie fe — 
ſtellt wurde, war ruͤckſichtlich der entwendeten Sachen und 
ihres Werthes zur Genüge umfaſſend, indem in derſelben 
das Objekt der Entwendung als „verſchiedenes dem (Dan- 
nififaten) Krügel gehöriges Leder” und der Betrag dieſes 
entwendeten Leders mit ben Worten in ‚einem wohl die 
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zogen werden dürfe, kann hier nicht die Rede ſein; die Mitglieder 
der nächfigelegenen Landgerichte find von den Geſetze (Art. 10 
Abf. 3) ausdrücklich als Ergänzungsrihter (Supplean- 
ten) der Kreis- und Stadtgerichte erklärt, und durch ihre 
Beiziehung werden fie für den einzelnen Fall Richter des 
ſtadtgerichtlichen Senatesd, welcher in feiner Ge— 
fammtheit den ordentlichen Richter des Angeichuldigten bil- 
det; daher könnte von einer Entziehung des ordentlichen 
Richters nur dann gefprodhen werden, wenn ſich der, ftadt- 
gerichtliche Senat durch die Beiziehung von Landgerichts— 
beamten als Ergänzungsrichter in ein Landgericht ver- 
wandelte, wad aber wohl Riemand behaupten wird, Glei— 
ches güt von den Schwurgerichten, nachdem der oberfte Ge- 
richtshof angenommen hat, daß auch hier die Landgerichtd- 
beamten als geſetzliche Ergänzungdrichter zu betrachten find, 
und e8 hätte daher die zweite. Beſchwerde wohl einfach ald 
unzuläffig obgewielen werden Eönnen, zumal der oberfte 
Gerichtshof, wenn der Gerichtövorfiand eined oder daß an- 
dere Mitglied des Gerichted mit Unrecht von: der Theilnahme 
ausgeſchloſſen Hätte, wohl ſchwerlich eine Vernichtung des 
Verfahrens hätte außfprechen können, wohl aber dann, wenn 
er bei der erſten Befchwerde angenommen, daß Landgerichtds 
beamte überhaupt nicht als Ergänzungsrichter zu den 
Se gezogen werden bürfen; denn dann hätten 
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Summe von 3 fl.⸗nicht aber die vbn * fü —— 
den Gefammtwerthe" bezeichnet wurde. 

Die Aufzählung; der einzelnen — des: ——— 
— nebſt dem ſpeziellen Wertbe war nicht erforderlich. 
Uebrigens hätte auch hier der Angeklagte die Befugniß zus 
Elnſprache : gegen: die Frageſtelung geltend machen können, 
wenn er — in —— se nit m er⸗ 
ſchoͤpfend hielt 

EB: erfehhindı daher. au in Hefe ante — 
— ungegrändeti | :: 

HBu; V. In gleicher: Art — es ſich ini dem weis 
dan Beſchwerdepunkte, daß Inder Fragt an die Geſchwor⸗ 
nen die Theilnahmei:des Doppel- an dem: Diebftahle nicht 
beſtimmt bezrichnet, und die — nicht einzeln 
‚angegeben worden ſeien. ET a Dur EZ Er 
Es handelte. fill ‚von: einem PR NEN 
nes. zwiſchen dem: Angeklagton Doppel: und- eine: anderen 
Perfon: oder mehreren verabredeter WVerbindung zur Aus 
führung gebrachten — mithin tar Komplotte -veräbten — 
Diebſtahle, welcher die. Strafbarkeit erhöhende Umftand in 
die’ Vrage auch ausdruüͤcklich qufgenommen wurde, und/ da 
nach Art. 50 Thl. I des StGB. jeder Theilnehmer des 
‚Komplettes nach Vollendung des: Verbrechens als ein Mit- 
‚arheber deſſelben zu betrachten if, — ohne AUnterjchied, worin. 
feine. Mitwirkung ver; bei. oder- nach der That beilanden 
habe ‚= ja-'fogar-feibk daun, wenn er ſich nur zur Mitwir- 
fung bereitwillig gegeigt, ‚oder feine Mitverbündeten bei der 
Veberzengung dex von Ihm zu. erwartenden Beihilfe erhalten 
hat, ohne wirklich bei der Ausübung. thätig.gewwefen zu fein, — 
jo folgt chen hieraus, daß eine beflimmtere Bezeichnung, 
worin die Theilnahme des Doppel an dem verübten Dieb- 

Rahle beftanden: habe, nicht. nathwendig. in die. Frage auf- 
genommen zu en brauchte, ze daß a in der ge= 





bei der Aburtheilung Richter mitgewirkt, welche nicht Rich— 
ter fein fonnten, und fir diefen Fall tft dem Beſchuldigten 
em Beſchwerderecht ausdruͤchlich geſtattet. 
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ſtellten Art genügend war, zumal da eine ſolche allgemeine 
Srageftellung oft nah Zage der Sache um fo mehr für 4us 
(äflig erachtet werden muß, als gegebenen Falles allerdings 
die Ueberzeugung beichen Tann, dag ein Komplehant zu 
der Ausführung des Verbrechens mitgewirkt hat, ohne daß 
die Art feiner Ritwirkung ſich befonders nachweiſen Mt. 

Eben fo wenig bedurfte es der Angabe ber einzelnen 
Komplottanten in der geftellten Trage, weil e8 in Fällen 
der vorliegenden Art weſentlich nur darauf anzukommen 
hat, ob das Verbrechen, deſſen der Abzurrtheilende ange⸗ 
klagt tft, in Folge eingegangenen Komplottes ‚verübt worden 
fei, nicht aber auf die Individualität und Anzahl der ans 
deren Romplottanten, indem die zur Beanwortung ber 
Frage erforderlidhe Ueberzeugung von dem -Borbandenfein 
des Komplottes gewonnen werden Tann, wenn auch bie an⸗ 
deren Betheiligten nicht angegeben find oder bezeichnet wer- 
den koͤnnen. ine desfallſige allgemeine Frageſtellung muß 
um ſo mehr für zulaͤſſig erachtet werden, weil außerdem in 
vielen Fällen gegen Angeklagte, deren Schuld in bemerkter 
Hinficht offen vorliegt, ein ihrem Reate Ageneſene Schuld⸗ 
ausſpruch gar nicht erfolgen könnte. 


PLXXXIX. 


Verbrechen bed Meineides. — Veirſuch mb Bolenbung ein. — 
Derleitung hiezu. — Art. 290 Th. 1. ded StGB. 


In der Nacht vom 16. auf dern 17. März 1853 war in 
das Schlafzimneer der Maria Anna Gungeffer zu Er- 
fingshofen ein mit Schrot und Tleinen Pfoften geladenes 
Gewehr abgefeuert worden, welde das Bett derfelben an 
mehreren Stellen durchbohrt und die Anna Sungefler nur 
deshalb nicht verlegt hatten, weil fie, durch das Geräufh 
vor dem Benfter aufgeichredt, kurz vor dem Schuffe das 
Bett verlafien hatte 

Wegen biefer That wurde gegen ihren Schwiegerfohn 
Georg Hofer Vorunterſuchung eingeleitet, in welcher 
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auih fein Bruder Johann Hofer über des Erſteren Ans 
anbe, dag er das ihnen gemeinfchaftlich gehörige Schießge⸗ 
wehrt erxſt in der Woche des Joſephitages (19. März) bei 
dem Lebteren zu Unterglauheim abgeholt habe, als Beuge 
eidlich vernommen worden war. 

Da ſich jedoch Verdacht ergab, daß Johann Hofer bei 
feiner eiblichen zeugſchaftlichen Vernehmung am 1. April 
1853. zu: Gunften feines Bender eine wiſſentlich faliche 
Ausſatge gemacht, und daß dieſer ihn durch Belehrung und 
Auftsagertheilung hiezu verleitet babe, fo hatte das Kreis- 
md Gtadtgericht Augsburg am 30. April 1853 die Aus: 
dehnung Der eingeleiteten Borunterfugung hierauf be« 
fchloffen. ' ee Zu 

Johann Hofer, nunmehr neuerlich vernommen und bes 
fragt, vb er bei feinen früheren Angaben bleibe, verneinte 
dies und nahen diefelben als unwahr zurüd. 

Nach ducchgeführter Vorunterſuchung hatte das k. Ap⸗ 
pellati onsgericht von Schwaben und Neuburg gegen Georg 
Hofer auf Anflage wegen naͤchſten Verſuches des Mordes 
and wegen nächſten Verſuches der Verleitung zum Mein⸗ 
eide und auf Verweiſung der Sache an das Schwurgericht 
erkannt, die Unterſuchung gegen Johann Hofer wegen Mein⸗ 
eids aber eingeſtellt. 

Gegen dieſes Erkenntniß hatte der Oberſtaatsanwalt 
die Nichtigkensbeſchwerde ergriffen, weil nicht auf Anklage 
und Verweiſung des Georg Hofer wegen vollendeten 
Verbrechens der Meineidsverleitung und des Sohann Hofer 
wegen Verbrechens des Meineids erkannt worden war. 

Der oberſte Gerichtshof verwarf jedoch die erhobene 
Beſchwerde in jeiner Sigung vom 22. Dftober 1853 aus 
folgenden Gründen: 

I. „Bezüglich de8 Iohann Hofer if in dem anges 
fochtenen Erkenntniſſe thatfächlid angenommen, daß er bei 
feiner eidlichen zeugfchaftlihen Vernehmuug am 1. April 
4853 zu Gunften feines Bruders Georg Hofer eine wiffent- 
lich falſche Ausſage gemacht Habe, und es it in Folge der 
erhobenen Veſchwerde nur die Trage zu prüfen, eb die 
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weitere Annahme bes k. Appellattonsgerichtes, daß ‚die gu⸗ 
rück nahme jener falſchen eidlichen Ausfage von Seite des 
Johann Hofer rechtzeitig, d. i. vor Einleifüng einer Anz 
terfuhung gegen denfelben erfotgt iſt; u desfätifgen ge 
feßlihen Vorſchriften entſpricht. 

Zwar hatte das k. Kreis⸗ und Stadtgericht Augsburg 
bereits am 30. April: l. Jahres die Auédehnung ver gegen 
Georg Hofer wegen Morbverfulhes eingeleiteten Untelſüchuns 
auf das Verbrechen bes Meineides beſchlofſen; ällein won 
dieſem Beſchluſſe erhielt Johaun Hofer vor feiner weiteren 
Vernehmung vom 21. Mai 1.3. Feine‘ offtzielle Krnrituig, 
und auch hiebei wurde‘ derſelbe im’ Gingange nur "befragt, 
ob er bei feinen früßeren Angaben bleibe, worauf er 'fos 
gleich mit „NRein" antwortete und feine frühere Ausfage 
als unwahr zurücknahm. Erſt nach dieſer Zurücknahme wurde 
dem Johann Hofer der Vorhalt gemadit, daß die Einteituig 
einer Unterfuchung gegen ihn ivegen Meineides beſchloſſen 
worden fei, und wenn man auch annehmen wollte; daß hie⸗ 
durch die fih nah Form und Inhalt augenfheintich als 
weitere Zeugenvernehmung darfleltende Vernehmungz 
vom 21. Mai h. 3. in ein Verhoͤr wegen Meinetdes am: 
gewandelt wurde, fo if dies ohne Einfluß auf die hier 
zu enticheidende Frage, da durch die diefrnr Vorhalte vor⸗ 
gusgegangene Zurücknahme ber früheren falſchen eid⸗ 
lichen Ausjage diefe zu exiſtiren aufgehört hatte, und hie—⸗ 
durch jede weitere gerichtliche Verfolgung gegen Johann 
Hofer ausgeichloffen war. 

Auch der Umſtand, daß derſelbe bei feiner wiederholten 
zeugihaft/ichen Vernehmung an feinen geleifteten Gib nicht 
zurüderinnert wurde, ändert hieran nichts, da durch dieſe 
Unterlaffung keineswegs die Vernehmung, welche unter ge 
wiſſen Borausfeßungen auch bei Zeugen ohne Beeidigung 
gefchehen Tann, in ein Verhör verwandelt wurde, noch we- 
niger dem Johann Hofer die Wohlthat des Geſetzes, durch 
eine freiwillige Zurüdnahme jeiner frühsren Angabe and 
Ablegung eines vollkändigen Zeugniffes nach feinem beſten 
Wiſſen und Gewiſſen ſich Strafloſigkeit zu erwirten, entzo⸗ 
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gen werden konnte, indem die, Borjchrift der Novelle vom 
12, April 18153 (%.©. 84), dag die Zurüdnahme der 
früheren ‚Angabe, und ‚die neue Ausfage unter Beziehung 
auf den, ſchon abgelegten Zeugeneid zu gefchehen Gabe, nur 
den Zwed hat, eine ——— für deren an zu 
u rennen 

Hiedurch erfäheins der. Ausſpruch des angefochtenen Er⸗ 
tennhsifes gub B. gerechtfertigt...  .. 

I Anlangend, die Auflage. gegen Georg Hofer we 
gen nächſten Verſuches der Verleitung zum Meineide, fo if 
in dieſem Erkenntniſſe thatſächlich angenommen, daß er im 
Laufe der gegen ihn pegen Mordverſuches eingeleiteten Un— 
terſuchung feinen Bruder Johann Hofer durch Belehrung 
und Auftragertheilung verleitet habe, bei feiner eidlichen 
Vernehmung; als. Zeuge sine. wifentlich falſche Angabe zu 
machen. Run, fagen zwar die Anmerkungen (Bd. U S. 274 
Nr, 5) unter Hinweiſung auf die Befimmungen der Art. 
35 und. 46 Ihl. 1. des StGB., daß derjenige, welcher ei= 
nen Anberen zum Meineide beauftragt,. gebungen over fies 
ſtellt Hat, als intelleftueller Licheber des Meineides ſchuldig 
werde, und vermöge diejer Gleichſtellung zwifchen mittelba= 
vem und unmittelbarem Urheber eines Verbrechens will das 
Geſetz den. intellektuellen Urheber eben fo angefehen und ber 
urtheilt wiſſen, ale. ob er das Verbrechen, zu deſſen Ausführung 
er ‚Andere befimmt hat, unmittelbar ſelbſt begangen hätte. 

Da jedoch, wie eben ausgeführt, das Verbrechen des 
Meineides in Folge der rechtzeitigen Zurüdnahme der fal- 
ſchen eidlichen Ausfage niht zur Bollendung gelom- 
men iſt, ſo konnte aud die Anklage gegen den intelleftuellen 
Urheber nicht. auf das vollendete Verbrechen des Mein- 
eides gerichtet werden, während andererfeits demfelben die 
von dem unmittelbaren Urheber durch feine freiwillige Zu⸗ 
rücknahme der falichen. Ausfage für fich erwirkte Strafe 
fofigkeit des non ihm verſuchten Verbrechens des Meineides 
nit zu Gute kommen konnte“ *). 


*) Berg. Bd. IV. S. 35 und Pb. V. ©. 56 u. 136 d. SB. 
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XC. 


Vernichtung wegen unrichtiger Anwendung ber Art. 256 u. 266 
TH. I des St8B. — särfhung eines Lotteriezetteld zum 
Awecke der Verdeckung einer Unterfchlagung. ae 


Durch Erkenntnig des Kreis- und Stadtgerichts Aſchaf⸗ 
fenburg war Anton Zirkel von Mömlingen wegen. Ver- 
brechens des ausgezeichneten Betrugs durch Privaturkundens 
fälfchung zu einer Ajährigen Arbeitshausſtrafe verurtheilt 
worden; auf ergriffene Berufung hatte jedod das Appella⸗ 
tionsgericht von Unterfranken und Aſchaffenburg den Anten 
Zirkel von der Anjchuldigung des Verbrechens des Betrug 
durch Fälſchung einer Privaturkunde freigeſprochen und ihm 
die erſtandene Unterſuchungshaft als Strafe für die begangene 
polizeilich ftrafbare Unterſchlagung angerechnet. 

Hiegegen hatte der Oberſtaatsanwalt wegen unrichtiger 
Anwendung des Geſetzes, nänflih der Art. 256 u. 266 
Thl. I des StGB. Nichtigfeitsbeichwerde erhoben, und der 
oberſte Gerichtshof vern ichtete in feiner Sigung v. 14. 
Oktbr. 1853 das angefochtene Erkenntnis unter Bermeilung 
der Sache zur nochmaligen Verhandlung und Aburtheilung 
an einen anderen Senat deijelben Appellationsgerichtes aus 
folgenden Gründen: | 

„Der im Erlenntnifle des kgl. Kreis- und Stadige- 
richtes Afchaffenburg vom 14. Juli 4. Is. enthaltenen that- 
ſächlichen Aufftellung zufolge, an weicher thatſächlichen Auf 
ſtellung im Erkenntniſſe IL Infanz nicht? geändert if, ſteht 
fe, daß der Dienſtknecht Johann Ball dem Beſchuldig⸗ 
ten, Anton Zirkel, gegen Ende März 1853 neben anderen 
Beträgen auch 9 Er. mit dem Erfuchen behändigt bat, ſolche 
für die nächfte 2otteriesZiehung in der Lotterielollelte zu 
Grogoftheim und zwar auf die Nummern 9, 66, 61, daun 
auch auf die Nummern 3, 90, 6 in der Urt eingufeßen 
oder durch feinen Vater einfeken zu laſſen, daß 1 !r. für 
den Stempel und 8 kr. als Einlage verwendet werden. 

Es fteht ferner feft, dag Anton Zirkel nach einigen Tagen 
als Beweis der richtig gefchehenen Berwendung der erhaltenen 
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9 Er. dem Dienſttnechte Ball den von ber Lottolkollekte zu 
Großoſtheim erhaftenen, nun den Gerichtsalten beilisgen- 
den. Lotteriezettel Aberbrachte, worin die Einlage für oben- 
bezrichnete Nummern mit 9 fr. Ceinſchlüſſig 1 Te. für Stem⸗ 
pel) eingefchrieben war, dag aber, nachdem bei der betref 
fenden Ziehung die Nummern 3, MW, 6 wirklich gezogen 
worden waren, wad fich Dienſtkaecht Ball in der Lotterie- 
kolleltke Großoſtheim unter Vorweifung des erwähnten Lot⸗ 
teriezettels zur Erhebung des betreffenden Gewinnſtes mel⸗ 
dete, ſich ergeben hat, daß die Einlage nicht zu 9Vr., ſon⸗ 
dern nur zu 6 ir. und resp. incl. 1 fr. Stempel nur zu 
7 Mr. gemaht und auf dem Lotteriezettel vom Kotleftenr 
angeieht worden, und daß am fraglichen LTotteriegettel eine 
Faälſchung Dadurch vorgenommen worden fjei, daß außer an« 
beren Abänderungen die Zahl Gi, welche der Lotteriekollek⸗ 
teur als Einlage — selept batte, in die Zahl 9 adge- 
ändert worden. 

Es ſteht dann sie fett, dag der Beſchuldigte, Anton 
Birkel, ſeinem Vater, welcher den Einſatz in der Lotterie⸗ 
toltefse beſorgte, ſtatt der erhaltenen 9 kr. nur 7 kr. zum 
Einfap übergeben hat, daß dann derfelbe, nachdem er von 
feinem Vater den betreffenden 2otteriezettel zur Aushändi- 
gung an Ball in Empfang genommen Hatte, auf folchem 
die Zahl 6 der Eintage in die Zahl 9 abänderte, um auf 
ſolche Art Die Burüdbehaltung fener 2 kr., die ex fih am 
obigen Einjagbetrage von 9 fr. zueignete, zu verdeden oder 
zn verbergen. 

In diefer thatſächlichen Aufktellung finden fih aber alle 
jene Merkmale vor, weiche nah Art. 256 u. 266 Thl. I 
des StGB. zum Verbrechen des ausgezeichneten Betruges 
durch Privaturfundenfälichung erfordert werden. Daß näm- 
lich der fragliche Lotteriezettel die. Eigenfchaft einer civil= 
rechtlich wirkſamen Privatifriptur an fih trägt, Tann feinem 
rechtlichen Zweifel unterliegen, du ſolcher nicht blos im Ver- 
hältniife des Dienſtknechtes Ball gegenüber der Lottoanftalt 
zum Nachweiſe des geichehenen Ginfabes und der Berechti⸗ 
gung zum Bezuge des allenfalligen Gewinnftes, fondern 
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ſelbſt auch bezüglih des ‚Anton Birkel zum: Madmeile- Des 
Bollzuges des dieſem erteilt geweſenen Auftrages und der 
geihebenen Verwendung des. ihm behändigten Geldbetrages 
gehört, und der beſagte Lotteriezettel iR. ſonach unbeſtreit⸗ 
bar eine Privaturkunde im Sinne des oben — Arti⸗ 
kels 266 Thl. 1 des StGB.. io ne Be 
Gecſchah nun die daſcung des befogten Lokteriegettei, 
um den Dienſtknecht Ball bezüglich. ver. Verwendungdes 
von ihm bes Anton Zirkel. hehaͤndigten Gelgbeizages. in 
Irrthum zu verſetzen, um ihn zu verdeden ‚oder. zu verber⸗ 
gen, welchen Betrag fih Anton Zirkel vom fraglichen Gelde 
gueignete, wie dies die oben erwähnte thatſäͤchliche Auf⸗ 
ftellung befagt, jo iſt damit von ſelbſt dargethan, dag Die 
Abficht bei fraglicher Fälſchung auf Sicherung des ; Beihul- 
dDigten im Beſitze jenes Geldbetrages, welchen er ſich won 
dem erhaltenen Einjasgelde rechtswidrig. zueignete, und ſo— 
bin auf Erreichung eines, unerlaubten Vortheils gerichtet, 
dag jomit, die Abficht. „bei fraglicher Fälſchung eine betrüg— 
lie war,. und ſonach auch in dieſer Beziehung an den im 
oben bezeichneten. Artifel 266 und 256 ‚aufgezählten Requic 
fiten nichts ermangelt. 

Ob die geſchehene Bälfhung. des fraglichen, xLolleri⸗ 
zettels der Zeit. nach mit der in IL Inſtanz dem. Beſchul⸗ 
digten, Anton Zirkel, zur Laſt gelegten Unterſchlagung zu⸗ 
ſammenfällt, darauf hat es hier nicht anzukommen, indem 
bei dem Verbrechen der Privaturkundenfälſchung es gleich— 
giltig iſt, ob wirklich, und alſo auch wann ein unerlaubter 
Vortheil erreicht wurde, es vielmehr zum Thatbeſtande des 
Verbrechens vollkommen ‚genügt, ‚daß, die Abänderung der 
Urkunde oder der ‚willentlich “gemachte „Gebrauch. derjelben 
in der Abficht geſchah, ſich dur) Täuſchung eines Dritten 
einen unerlaubten Vortheil zu verſchaffen, an dieſer betrü- 
geriichen Abſicht aber auch nad den im appellationsgericht⸗ 
lichen Erkenntniſſe angenommenen khatſächlichen Momenten, 
wie ſchon oben angeführt, es nicht ermangelt. a 

Mebrigens fehlt es zu der zweitinftanzlichen Annahme, 
daß erft nach vollendeter Unterſchlagung die Fälſchung er⸗ 
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alat fei, mach. on jedem rechtlichen Anhaltspunkte, viel⸗ 
mehr erfheinen. die beſagten Gandlungen bei ber thatfäch- 
Sisben: Aufſtelſung, daß die Fälſchung den Nachweis der 
wichtig welchehenen. Geldverwendung und die Merbergung der 
wiberzerhälich „geichehenen. Geldzueignung bezielte, als im 
ſolchen -unmwitielbaren Zujammenhange ſtehend, daß firh: die 
ſelben ‚unnerkennbar als in. idealer, Konkurrenz verübt dar⸗ 
ſtellen, md eine Ausiheidung, wie Be in II. Inſtanz an⸗ 
genommnen· wurde — nun iſt. — 
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Bananen von gar Se anverti aulen Banknoten. 
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| Die ‚ehemaligen Wirthsleute € mit und Anna Kro= 
nenbitter von Eichſtädt hatten dem dortigen Schneider- 
meifter Franz Eugen Blum 1100 fl. in Banfnoten zur 
Aufbewahrung übergeben; ; letzterer hatte jedoch hievon A00 fl. 
zur ‚Zahlung eigener Schulden verbraucht, und das Kreis- 
und Stadigericht Nürnberg hatte denfelben wegen befonders 
erſchwerten Verbrechens der Unterfchlagung zum Schaden 
der genannten Eheleute zu einer Jjährigen Arbeitshausftrafe 
verurtheili. Das Aypellätionsgericht von Mittelfranken hatte 
eine hiegegen von dem DVerurtheilten eingewendete. Berufung 
verworfen, und derſelbe nunmehr die Nichtigkeitsbeſchwerde 
ohne Bezeichnuug eines Nichtigkeitsgrundes angemeldet, 
während der ihm in U. Inſtanz beigegebene Vertheidiger 
in einer von ihm übergebenen Denkſchrift unter Bezugnahme 
auf jene Anmeldung der Nichtigkeitsbeſchwerde unrichtige An- 
ivendung bes Geſetzes als Beſchwerdegrund bezeichnet hatte. 
‚ Der. oberfte Gerichtshof verwarf in feiner Sitzung vom 
28. Oltbr. 1853 die erhobene Beſchwerde aus folgenden 
Gründen: 
„Der Angeklagte hat die Nichtigkeitsbefchwerde im All⸗ 
gemeinen ohne Angabe eines‘ Grundes angemeldet, hiebei 


) Bgl. oben ©. 209. 
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dem Tal. Advokaten Bed die wähere Ausführung wit 
übertragen, auch die vor dieſem ibergebene und auf - Die 
unrichtige Anwendung des Gefebes beſchränkte Denkſchrift 
nicht befonders genehmigt; da Ihm aber Abvokat Be auf 
fein Berlangen ala Vertheidiger in 1. Inſtanz beigegeben 
worden, und die Denkfihrift im Eingange ausbrücktich anf 
die innerhalb der gefeblicden Fri erfolgte Anmelbung der 
Beichwerde Bezug genommen hat, was auf eine Beſprechung 
mit dem nicht verhafteten Beschuldigten hindentet, To war 
zu Gunften der vollen Bertheidigung diefer Beſchwerdeaus⸗ 
führung die geeignete Berädfichtigung nicht zu verfagen, 
vielmehr nach Borfchrift der Art. 361 u. 363 mit Bezug 
auf Art. 245 Abi. 2 Ziff. I des StG. vom 10. Novbr. 
1848 zu unterfuhen, ob in dem in II. Inflanz durchge⸗ 
führten Strafverfahren, oder in dem daſelbſt erlaffenen Ur— 
theife ein Nichtigkeitsgrund vorliege. *). nr 





) Nah Art. 245 des StPO. braucht der Angeklagte "bei 
der Anmeldung der Nicdhtigfeitsbejchwerde - Die. Befchwerbe- 
punkte nicht näher zu bezeichnen, es ift ihm aber geftaftet, 
innerhalb 14 Tagen im einer Denkſchrift die Beichwerdegrimde 
näher auszuführen. Reicht er: die. Denffchrift ſelbſt ein; 
und befchränft er hierin die allgemein, angemeldete Beſchwerde 
auf unrichtige Anwendung des Geſetzes, fo kann es wohl 
feinem Anſtande unterliegen, daß der oberſte Gerichtshof 
auch nur dieſen Punkt zu prüfen hat. Wird aber die Denk— 
ſchrift von einem Dritten, ſei es auch der bisherige Ver— 
theidiger, eingereicht, ohne hiezu ſpeziell bevollmächtigt zu 
ſein, ſo dürfte dieſelbe, nachdem der oberſte Gerichtshof 
ſchon öfter gegen die Annahme eines mandati praesumti 
ſich ausgeſprochen, Fonjequent gar feine Beachtung finden, 
joferne: fie der Angeklagte nicht. nahträgtich genehmigt: hat. 
Das Geſetz ſchreibt allerdings. die Erholung einer. jolh.n 
Genehmigung nicht ausdrücklich vor; allein man jollte mei- 

no ne, 28 verftände ſich dies vorn ſelbſt, wie es denn aud) 
von vielen Gerichten geſchieht. Bei Verhafteten Hat Die 
Sache ohnedem feine Schwierigkeit, . und bei Nichtverhafte- 
ten wäre es Sache des Vertheidigerd, dafür zu forgen, daß 
der  Angefchuldigte die Denkſchrift mit) unterzeichnet oder 
nachträglicd, genehmigt, wenn er wünfcht, daß diefelbe eine 
Berücjichtigung finde. Sehr wünſchenswerth wäre es, wein 
in diefer Beziehung eine allgemeine Verfügung von Seite des 
Suftizminifteriums erlaffen würde, denn nad der jebigen 
Hebung weiß man in der Negel wicht, ob bie Dentſchrift 
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5Hiecbei hat ch gezeigt, daß bei dem bie Sffentlide 
Sttzung: äm kal. Appellationsgerichte vorbereilenden, ſowle 
bei dem Verfahren in der öffentlichen Verhandlung ſelbſt 
and bei der Urtheilsſällung keine weſentliche Förmlichleit 
verletzt worden iſt, dag nicht minder das Geſetz Art. 229 
und 2W0 Thl. I des StV., jowie Art. I und A der 
allerhochſt. Verardmung vom 25. Mär; 1846 über den Dieb- 
Habt; weite nach dem- Meffripte vom 12. Mai 1816 :anı 
Hie:Stelle des aufgehoßenen Art.:233 Thl. I des SGB. 
gelreten: IR, in Anfehung des Schuld» und Strafausſpru⸗ 
ches die richtige - Anwendung gefunden Bat. - 

Nach dieſen geieblichen Beſtimmungen ift insbeſondere 
Verjenige, welchet eine Sache für einen Andern in Beſitz 
oder Gewuhrſam hat und ſich dieſelbe rechtswidrig zueignet, 
Der Umerſchlagung des Anvertrauten ſchuldig; es wird dieſe 
That für vollendet erachtet, ſobald der Beſitzer Die ihm auſ 
vertraute Sache ganz oder zum Theile veräußert, verbraucht 
oder ſonſt eine Handlung damit vorgenommen hat, wozu 


mit Wiſſen und Willen des Beſchuldigten eingereicht iſt, 

und doch kann dieſes der Fall ſein, ohne daß es aktenmäßig 

»N Ktoönſtatirt iſt, weil es eben das Geſetz nicht ausdrücklich 
‚3 WWvorſchreibt. Setzen wir nun den Fall, der Angeklagte bat 
die Beſchwerde allgemein angemeldet, allein fein Berthei- 
diger räth ihm, obgleich in dem Verfahren eine weſentliche 
Förmlichkeit verlegt: ifty’ die) Befchwerde, weil er bei einer 
neuerlichen ‚Berhandlung der Sadye ſchlechter wegkommen 
fünne, auf unrichtige Anwendung des Geſetzes zu beſchrän— 

° fen, und fertigt in diefem Sinne eine Denffriftz da je 
Doch der Vertheidigen | zur Ausführung der; Nichtigfeitöbes 
ſchwerde nicht fpeziell  bevollmächtigt,. und auch die Dent- 
ſchrift nicht nachträglich genehmigt tft, prüft der oberfte Ge— 

“>. richtshof im Folge der allgemeinen Anmeldung das ganze 
u Verfahren, und ‚vernichtet dasſelbe, ſo daß der Beichuldigte 
- wider feinen Willen wenigitend da8 ganze Verfahren nod)- 
2 mals durchmachen muß, und es am Ende im günftigen Falle 
beim: Altem bleibt. — Diefer Fall, welcher keineswegs aus 
der- Luft gegriffen iſt, möchte beweifen daß die Erholung 

der Genehmigung der Denkſchrift von Seite des Beſchuldig— 

ten, wenn ſie auch nicht geſetzlich vorgeichrieben iſt, Doc 
acht verfäumt werden ſollte, wobei der Umſtand, daß dann 
die Akten um einen oder zwei Tage fpäter vorgelegt werden‘ 
tönnen, gar nicht in Betracht kommen kann. Zr 
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blog der Gigenthämer berechtigt, fein. Tann; und es fol der 
Depofitar, wenn die umterihlagene Sache ‚den Betrag von 
300 fi. nicht überfeigt, wegen erichwerten Verbrechens der 
Unterſchlagung 2 bie Ajäbrigem aa! an 
werden. 

Die beiden‘ — Iuſtanzen — nun als Mathich⸗ 
lich feſtſtehend angenommen, daß die Emil und Anna Kra⸗ 
nenbitter’fchen Eheleute dem Franz Eugen Blum 1100 1. 
in Banknoten lediglich zur. Yufbewahrung,: nicht 
aber zum -Berbrauche :übergeben haben, daß Blum'nad den 
begleitenden: Umfländen werpflichtet: war, die nämliden 
ihm axvertrauten Banfnoten: (in specie)'- zurüdgu- 
geben, und daß er einen Theil davon, im Betrage von AUO FE, 
in rehtswidriger Abficht für dich zum Zahlung: van 
Schulden verbraucht/ hat, womit alle geſetzlichen Voraus⸗ 
feßungen zum Begriffe des beſondere —— an 
ber Unterfchlagung erichöpft fud. .. ' A 

Dieſe thatlächliche Feſtſtellung ik — * Kt 12 
des Geſetzes vom A: Juni 1848 über die Grundlagen der 
Sefebgebung , ſowie nach Art. 1 des Gef. vom 29. Augufl 
1848 über’ die Abänderung einiger Beftimmungen des-1: This. 
des StGB. vom Jahre 1813, für den oberſten Gerichtshof 
als Kaſſationshof maaßgebend, es ſtellt ſich hiernach das 
Rechtsverhältniß zwiſchen den Kronenbitter'ſchen Eheleuten 
und dem Angeklagten als ein wahrer Depoſitalvertrag, ſo⸗ 
wie der hinterlegte Gegenftand als ein wahres Depofitum 
dar, und es Tann hieran der Umſtand nichts ändern‘, daß 
Banknoten, dem baaren Gelde gleich, als fungibte. Sachen 
dem Angellägten nicht verfchtoffen oder’ verfiegelt "und Ledig- 
lich zugezäßtt zur Aufbewahrung übergeben werben find, 
weil die Kronenbitter’jchen Chefeute die nämlihen Bank- 
noten wieder äurüderhalten wollten. womit deren Verbrauch 
ansgeichloffen war, und weil: es jedenfalls, follte je eine 
Verwendung derfelben gerechtfertigt erfcheinen, Sache ‚des 
Angellagten geweien wäre, dafür zu forgen, daß von ihm 
‚die hinterlegte Summe = En — wer⸗ 
den konnte.“ 
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velcwenne genen die ned, Art. 2 Abſ. 2 hei Preßpefehes.. vom 
1. März 1890 ausgefprödhene unterdrũckung einer Schrift, 


In der Beilage zu Nr. m des Korreſpondenten von 
und für Deutſchland d. d. Nuürnberg, 20. Juli 1853 (in 
welcher Zeitung nur der verantwortliche Redakteur, nicht 
aber‘ der Wetleger oder Cigenthümer genannt iſt) erſchien, 
aus der Regensburger Zeitung abgedruckt, ein Bericht über 


die am. 16; Juni 1853 bei dem Schwurgerichte zu Amberg 


flattgehabte Verhandlung gegen den Literaten Achtner und 
den Buchhändler Krug, in welchem als. VBeranlaffung die- 
ſes Falles und als Gegenſtand der Anklage ein in.der Re— 
genöburger. Zeitung: im Oktbr. .1852 erfihienener Artikel da- 
Fin bezeichnet wurde:': „in: welchem (Artikel). das bevorſte⸗ 


hende; Steigen: der Brodprtife‘ als. Folge der Bevormundung 


der Gemeinden durch die Gentratbehörben Hingeftellt wurde.” 
Im Verlaufe des Berichtes’. ift der hierauf geftüßten 
Preßvergehensan ſchuldigung · nach Art 10 des Geſetzes gegen 


den: Mißbkaidy‘ der-Preffe und der: Beendigung -diefes Falles 


mit’ Sreifprehung: der" beiden’ Befchuldigten erwähnt... -. 

2Bieſer Bericht gub dem Tal Oberſtaatsanwalte am Fol. 
Appellationsgerichte: won- Mittelfranken VBeranlaffung, bei 
dem kgl. Kreis». und -Gtadtgerichte Mürnberg eine Worun- 
terſuchnng, bei dem Mangel einer böslichen Abficht- des Be⸗— 
richterſtatters und des Zeitungsredakteurs, lediglich zu dem 
Zwecke zu beantragen, um nach vorgängigem Gehoöre des bei 


der Unterdrückung ſeines Blattes betheiligten Redakteurs“ 


die Unterdrüdang dieſes Blattes: nah Art. 19 und Art.2 
Abſ. 2 und 3 ei ‚gegen. ———— — Preſſe 
herbeizuführen.. net) 

Nah —— des ee des En 


Dr. Philipp Feuſt durch den Unterfuhungsrichter des: Kreis- 


und Stadtgerichts zu Nürnberg in der bezeichneten Richtung, 
daß es fi nämlich vorerfi nur um Unterdrückung des frag- 


lichen Zeitungsblattes handle, erkannte am 29. Juli 1853 


dag fgt. Kreid- und Stadtgeriht Nürnberg lediglih_auf Ein- 


426 Aus den Sipungen bes ſtändigen Kriminalſenates 


ftellung des Strafverfahrens, weil eine Verletzung des Art. 19 
des PStG. nicht gegeben fei, fomit bei dem Mangel eines 
objektiv geſetzwidrigen Inhalts eine Unterdrückung des be⸗ 
treffenden Zeitungsblattes nicht erfolgen könne. 

Auf Berufung des Staatsanwaltes gegem dieſe letztere 
Annahme erfannte das kgl. Appellationsgeriht von Mittel- 
franfen am 19, Auguft 1853 auf Unterbrüdung des frag- 
lichen Zeitungsblattes, indem es annahm, daß, wenn auch 
der Zweck des fraglichen Auflapes ‚nach ſeinem ganzen In⸗ 
halte nicht dahin gerichtet ‚fe, durch Ausfireuung einer 
wiſſentlich falſchen Nachricht die Staatseinwohner zu beun 
ruhigen und das öffentliche Bertrauen zu flören,, as ſonach 
in.congreio an einer fträfliden Abſicht mangle, doch die 
Stelle, in welcher der Grund Des bevorfichenden Steigens 
der Brodpreije dargelegt, wird, gerignet- eriheine, eing Des 
unrubigung. Der Gtaatseinmohner und einge Störung hea 
öffentlichen Vertrauens .Herbeizyführen, Diefem. zufolge 
der Aufſatz im Hinblick ayf Art 19. De8 Vreßttrafgeſetzes 
an fi als objektin geſetzwidrig zu betrachten ſei. 

Zugleich, verordnete das. kgl. Appellationsgericht die 
Ausſchreibung dieſes Erkenntniſſes, welche o hne Zuſt el⸗ 
lung an den Redakteur ‚Dr. Feuſt, auch in den 
fämmtlichen Kreisintelligengblättern, und insbefondere am 
14. Septbr. 1853 zu, Ansbah in jenem für Mittelfranfen 
erfolgt, Am 16. Septbr. 1853 meldete Dr. Feuſt bei dem 
gl. Kreis» und Stadtgerichte Nürnberg, gegen das. erwähnte 
Erkenntniß des kgl. Appellationsgerichts die Nichtigkeitsbe⸗ 
ſchwerde an und führte dieſelbe in einer Denkſchrift näher 
aus, in welder im Wefentlihen aufgefellt wurde: 

1) eine Nichtigkeitsbeſchwerde müfle gegen die im Ge⸗ 
feße (Art. 2 des PStG.) thatſächlich zugelaflene Verux⸗ 
theilung wenigſtens analog zuläſßg fein; 

2) der Art. 2 Abſ. 2. fei aber unrichtig angewendet, 
weil dexjelbe, wenn die Unterdrückung von. den Berichten 
ausgefprochen werben folle, vorausſetze, dag sine mit An- 
Hage verfolgbare Perfon niht vorhanden fei, was hier, 
da ber Redakteur des Blattes Iuländer fei, nicht der Fall fei; 
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8) der fragliche Schwurgerichtsſitzungsbericht d. d. Am⸗ 
berg 17. Juni 1853 verletzte an ſich in feiner Veziehung 
den Art. 19 des PStG., und jedenfalls dann nicht, wenn, 
wie angenommen, die böswillige Abſicht als ſubijektives 
Moment dieſes Brefvergehens fehle; 
4) ‚jedenfalls verſtoße der ergangene Aus ſpruch gegen 
Die Rechtskraft, nämlich gegen das gegen Achtner und Krug 
ergangene ſchwurgerichtliche Urtheil vom 46. Juli 4853 auf 
Freiſprechung ohne gleichzeitigen Ausspruch auf Unterdrückung, 
Der Sensrotflantsanwalt Hatte primär die Zuläſſigkeit 
der erhobenen Beſchwerde, eventuell Die materielle Begrün⸗ 
dung: derfelben,. befämpft; der oberſte Gerichtshof yernich- 
tete jedoch im feiner Sitzung vom 29. Dftbr. -1853 dag 
angefochtene Crkonntniß aus folgenden Gründen; x 
> „Die den Gerichten, welche über die Verweifung er— 
Innen, durch Artikel 2 Abi. 2 und 3 des Preßkrafgefehes 
vom, 47. März 18550 in dem Falle, wenn eine Perfon, 
gegen welche eine Anklage gerichtet werden könnte, nicht 
gegeben if,  eingeräumte Befugnig: die Unterdrüdung 
der Schrift wegen ihrer Gefepwidrigleit zu verfügen, ‚greift 
‚ wegen der dem Schwurgerichtähofe auch bei -erfolgter Frei⸗ 
ſprechung ebendaſelbſt gegebenen gleichen Befugniß auch 
dann folgereht Pla, wenn eine ‚gleichwohl: vorhandene 
Perſon megen Mangeld seiner geſetzwidrigen Abficht oder 
ber Imputabilität nicht verfolgt werben Tann. 

Die Ausübung dieſer Befugnig, wenn. biefelbe nach 
Artikel 49 Nr. 3 und Art. 55 des StPO. vom 10. Novbr. 
1848 mil. dem Einftellungsbefchluffe oder nah Art. 198 1. c. 
mit dem freiipvecgenden Urtheile des Schwurgerishtshofeg 
verbunden wird, erſcheint als ein Ausflug der dem Staate 
zuſtehenden polizeilichen Berechtigung, verbotene Ger 
genflände (ck. Verordnung pom 2A. Septhr. 1808.68. 91, 
die Inſtruktion der Polizeidireltionen betreffend) — bier ge- 
ſetzwidrige Preßerzeugniſſe — gu Fonfisziren (cf. Motipe 
zum Preßftrafgefep-Entwurfe Beil. Bd. I zu Art. 3 ©. 134). 

Diefe Konfisfationen müflen daher als von den Ge- 
sichten ansgegangene Ausſprüche der Polizeigewalt nad 


420 Aus’ den Gipungen' des Häntigeri’ Arhliddtfendtes 


demfelben Verfahren bkurtgeitk" werben /' vbefched Ar RPreß⸗ 
ſachen nach Art. 35 des Pießſtrafgefetzes bei Artheilen Ärher 
preßpolizeiffche Uebertreiungen maaßgebend if; wonach "bie 
Rechtsmittel des mit der Runfisfation’ Betroffenen! hier des 
verantwortlichen Redaktetrrs des" Bihttes‘, ſömit aüch“? Die 
Nichtigkeitsbeſchwerde, nach den allgemeinen Beſtimmungen 
über: die Rechtsmittel gegen Sttafurtheire (ME’2IO 
u. f., Art. 361 dee ‚SB. ‚vom Den 2 Fu 
beurtheilen find.’ we a ir 
Wenn demnach der — Aenſtehenonoenehiiq 
dem Betroffenen,’ wie jedes Strafuͤrtheik,haäͤtte zugeſteut 
werben follen, ſo erſcheint die von Di. Feuſt' nuch Betannt- 
machung des fraglichen Urthells "in dem Intelligenzblatte 
des betreffenden Kreiſes techtzeitig eingewenbete NMchttgkets 
beſchwerde zuläffig, und inſoferne fie auf würichtige Aui⸗ 
wendung des Art.‘ 14 des Pregfträfgefehes geſtuͤzt ifr auch 
begründet, weil‘ in’ dem fragkichen Artikel (AmbergN. 
Juni 1833)’ der Inhalt’ eier BF —— 
digung gegen einen Dritleit tt! einer: Weriite Uher Wie 'ge- 
richtliche Verhandlung ledigkich hiſtdrifch · angtfühtl wurde, 
bei dieſem Zwecke und’ be'vieſet Form dir —R | 
. aber weder von einer Beunruhigung bit’ Gtaatseinwohner, 
noch von "Störung ' des‘ -sffehtlichen: Wertraucris ‚nöd auch 
von Erregung von Gehäffigfeiten, days‘ einer a ü ch Hide 
objektiven, von der dafür preßgeſeßzlich verantwortlichen 
Perſon nicht beabſichtigten, Wirtung eine Rede fein 
fann. IS 
Es war daher nach "Art. 249 Nr. 1’ dee EMS.’ sim 
10. Novbr. 1848 das Erkenntniß des ‘Tat. Aphellationbge⸗ 
richts von’ Mittelfranken v. 19. Auguſt 1. J. lediglich zu 
vernichten, und nur nach Art. 26% und 366 1ec. Beroib- 
nung zu erlaſſen, indem die inArt. 3 des 20 ange: 
ordnete Bekanntmachung des uUriheils in "den Art. 6 und 
Ic. auf taſſatorifche nrtheite nicht ardzedernt in ) 
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Wom c Anpelatiendgerichte: von. Mittelfranlen waren 
BeorgrLeonkhard, Siteinhauer, lediger Taglöhner von 
Wattenbach,. Marie Dorothea Schindler, Wittwe 


’ 
r war! 
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welche gegen DIE Aus ü bun'g Bet im’ MED’ Abſ. 2 des 
222 Preßſtrafgefezes den Gerichten eingerkumten: Vefngniß, ein 
geſetzwidriges Preßerzeugnißß, ungeachtet entweder die preß⸗ 
ſtrafgeſetzlich verfolgte Perſfon freigeſprochen wird, oder die 
Verweifnung einer Perſon überhaupt gar nicht erfolgen kann, 
‚gu unterdrüden, — it. — Bezüglich der Zu⸗ 
- fäffigkeit einer ſoichen Veſchwerde mußte vorerſt das 
.Weſen eines Ausſpruches dieſer Art-unterſucht werden, 
.nm zu ſehen, oh auf denſelben die allgemeinen Beſtim⸗ 
mungen über die Zuläffigfeit der Rechtsmittel Anwendung 
“finden, ober ob, wenn dies nicht der Fall wäre, aus dem 
tr Schweigen’ dtB Geſetzes Aber ein Rechtsmittel’ bei dem frag⸗ 
>. lien Ausſpruche Pie Unzuläſſigkeit, wie in anderen Fällen 
..:,6 2. Art. 96 und 97 — dann Art. 9 de StPG. vom 
10. Novbr. 1848 — Sitzungsberichte Bds S 279, Bo. 4 
198,166) zu folgern ſei. Bei biefer Unterſuchung konnte 
darauf, ob. der Ausspruch von einem: Schwurgerichtähofe 
mit erfolgter Freifprechung des Angeflagten, oder von einem 
ur Bereifung kompetenten Gerichte mit dem Urtheile auf 
‚ „: Einftellung ausging, fein Unterfheidungdgrund gebaut wer- 
den, weil in beiden Fällen die Natur des Ausſpruches, ale 
auf demfelben Prinzipe betuhend dirſelbe tft, und aus 
„ e der ſonſtigen Unzuläffigkeit einer-NRichtigkeitsbeſchwerde gegen 
ein freiſprechendes Urtheil des Schwurgerichtshofes, ſowie 
gegen ein Erkenntniß auf Einſtellung än ſich von Seite des 
> Beſchuldigten nichts gefolgert werden kann. Bär das Weſen 
.eines ſolchen Ausſpruches kann aber in den Auslegungs⸗ 
quellen des Preßſtrafgeſetzes vom 17. März 1830 nur der 

in dem obigen Erkenntniſſe angenommene Standpunkt ge⸗ 

. wonnen werden, und dieſer ‚führt nothwendig dazu, ein 
‚preßpolizeiliches Konflöfntiond-Urtheit, fomit einen Straf: 
außfpruh anzunehmen. Hiebei zeigen fi gleichwohl Lüden 


re 
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des Gütlers Michael Sphindler von Unterſulzbach, 
Schwefter des Vorigen, und Marie Barbara Stein- 
bauer, die Mutter der beiden Obigen, wegen des an dem 
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in der Geſetzgebung Kinfihtiih de Verfahrens, weldes 
einem folden Urtheile vorauszugehen hat, welche das obige 
Urtheil nit zu berühren Hatte. Einmal wird, um den 
Ausſpruch geſetzlich vorzubereiten, in den Fällen, wo bie 
Konfisfation eine andere Perfon berührt, ald jene, gegen 
welche Berweifung erfolgen könnte, oder welche vom Schwur- 
gerichte freigefprochen wurde, 3. B. die gerankte Berhand- 
lung im Gegenfage zum Autor oder den Redakteur, dieſe 
Perton gleichfalls geladen und mit ihrer Verantwortung 
gehört werden müflen. Andererieitd fehlt jede VBorfchrift, 
wie hiebei, — namentlich wenn die Unterdrüdung von dem 
zur Bereifung fompetenten Gerichte ausgehen fol, wo 
ſonach ein Öffentliches, kontradiktoriſches Verfahren gar 
nicht ftattfindet, — verfahren werden foll. Weil e8 im Ge: 

ſetze an jeder Ermächtigung fehlt, Hier deu Ausſpruch auf 
‚Unterdrüdung der Schrift, getrennt und felhftitäunig etwa 
erſt nachher und nah einer Öffentlihen Verhandlung zu 
erlaffen, fa dürfte eine Verantwortung des mit der Konfiska⸗ 
tion Betzoffenen im Wege der Borunterfugung genügen, 
wie died in dem veranlaflenden alle mit dem die frag- 
liche Zeitung allein vepräfentizenden verantwortlichen Re⸗ 
dafteur geſchehen iſt. — Im Falle einer ſchwurgerichtlichen 
Berhandlung wäre, wenn ber mit der. Konßskation Be- 
sroffene nicht zugleih der Angeſchuldigte ift, auch Jener 
zur eventudlen Verantwortung zu laden. Wir fagen zur 
eventuellen Werantwortung, weil jener Konfisfationd- 
ausipruh immerhin nur anf einer Befugniß des Ge- 
richtes beruht, ſomit Feine nothwendige Folge der Annahme 
der Geſetzwidrigkeit eines Preßerzeugmiſſes if. 

Die Zulaſſigkeit eines Ausſpruches auf Unterdrückung 
der Schrift auch in dem Falle, wenn gegen eine an ſich 
verfolgbare, vorhandene Perfon wegen Maugels rechts⸗ 
widgiger Abſicht ꝛc. Seine Anklage gerichtet werben kann, 

_ muß anexfannt werden, weil folgerehte Durchführung eines 
Prinzipes jedem Geſetze unterlegt werden muß. Nenn der 
fouyernine unmotivirte Ausfpru der Geſchwornen auf Nicht⸗ 
ſchuldig, — welcher auch auf pen verichiedenften Gründen, ſo⸗ 
mit auch auf der Annahme, «8 fei die Schrift an fi ob- 
jeftiy gar nicht rechtswidrig, möglicherweife beruhen kann, — 
den Ausſpruch des Gerichts, es fei die Schrift ald objektiv 
rechtswidrig zu unterdrüden, Doc zu läßt, chen weil Fein 
Motiv. des „Nichtſchuldig“ außgeiprocdhen vorliegt, ſo⸗ 

mir die Annahme des Richters nur in feinen Äußeren 
Konflitt mit dem Ausſpruche der Geſchwornen geräth, — To 
kann an dieſer Befugniß gewiß dann nicht gezweifelt wer: 
deu, wenn be Gründe her Richieesfolgung einer Perfon: 
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Chemaune der Marie Dorothea Sichindler im Komplotte 
begangenen Berbrechens Des qualifizirten Mordes (At, 
14% Nr. IE IH. 1 des StGB.) zur ENNS vor da⸗ 
Schwurgericht verwieſen worden. 

Nach Berhandiung der Sache daſelhſt waren bexuglich 
de⸗ Gerry Leonhard Steinbauer Die beiden erſten auf das 
Verbrechen ds qualifizirten Mordes im Komptotte und 
auf das Verbrechen des cin faryen Mordes gerichteten Fra⸗ 
gen yon den Geſchwpruen verneint, hassen die 8. Brage, 
weiche dahin Tautede:- 

„Iſt ©. 8. Steinbauer ſchuldig, das Verbrechen des 
Mordes als Urheber dadurch begangen: zu haben, Daß er 

in der Nacht vom 26. auf. den 27. März 1853 ſeinen 
Schwager, den Bauern Michgel Schindler zu Ynterfulz- 
bach, welcher im Bette ſeiner Wohnſtube ſchlafend lag, 
üherfieh, demſelben, mit der Abſicht zu tödten, nad) vor- 
bedachtem Catſchluſſe o der mit überlegter Ausführung 
mehrerr nothwendig und unmittelbar tödtliche Kuochen⸗ 
bruche des Schädrls zufügte und ihn auf dieſe Art oder 
durch abſolut und umnmitkeihar: todtliches Exſticken mn 
Erdroſſelns, um. des Leben —— 
einfach bejaht morden. 

Auch bezuüghich den Marie Barbara Sleinbauer waren 

die erſten vier Bingen, u auf u der: ho im 





Mangel an bbſer wi. an Zurechnungsfaͤhigkeit, "welche 
eine künftige Freiſprechnng zur Folge hätten, offen vor- 
S ne en, fomit die geſchiedene Würdigung des Richters 
oficht auf Subſektivität und Obfektivität, ohne allen 
Konktt, vor Ah gehen kann. Es müflen daher die Worte 
des Al. 2 in $: 2 hc. ‚ober eine Perſon, gegen welche 
eime Anklage gerichtet werben könnte, nicht gegeben ift,“ 
allerdings fe aufgefaßt werden, wie das obige Urtheil ge⸗ 
ton Bet, zumel man von Ber praktiſchen Seite 
wohl nicht wird zugeben können, daß eine Ausgeburt 
"der Preffe, datam, weil die dafür preßgeſetzlich verant- 
werttige, gueifdere Potſon, wegen eines lediglich bei ihr 
nen Aufhebungs⸗ oder Hinderungsgrundes der Zu⸗ 
rechnung überhaupt oder der Zurechnung zum böfen Vorſatze 
richt in Anklageſtand verfeht werden Tann, fortwährend 
vexhagjtet werden fänng, 


224 Aus: ben Sthzungen des ſtändigen "Reiminakfenates 


Komplotte, ferner auf Hülfeleiſtung I. und IL Grades: ver 
neint, Dagegen die 5. auf Begünftigling IE. Grades gericht 
tete Frage einfach bejaht worden, 'und: Hautete Diefelbe dahin: 
„Iſt die Angeflagte. Marie "Barbara: Steinbauck, 62 
Jahre alt, Wittwe des verlebten Asblers Johaken 'Weorg 
Steinbauer don Watienbach; zuletzt in Unterſulzbach, 
ſchuldig, Das: Berbrechen ber Begünſtigung U.Grudes 
zum Verbrechen des Mordes dadurch begangen zuhaben, 
daß fie-Ihrem: Sehne: Georg Leonhard. Steinbauer Don 
Wattenbach, nachdem er die von ihm mit! Vorbedacht bes 
ſchtoſſene oder mit: Neberfegungaltögeführte Tödtung ih— 
res Schwiegerſohnes, "des: Bauen” Michael: Schindler zu 
Unterfulzbach, vollbracht hatte, — welche in der Art vor 'fich 
ging, daß Georg Leonhard Steinbauer inder Mat vom 
:i 26. auf den 27. Maͤrz 1803 den in der Wohnſtübe im 
Bette ſchlafenden Michael Schindler Aberfiel ,. demſelben, 
der töbten, mehrere nothwendig MB un⸗ 
mittelbar tsdtliche Knochenbtüche am Schadel⸗ zurfügte 
+ MD ih ee Art. oder durch abſolut und anmittel- 
- bar: töntliches: Erſticken mintelſt Brbroffelns um: das Leben 
brachte, — pflihtwibrig befördertid- in Bezug 
auf diefe XHat war, inden fie den - Thäter Genta: 2. 
Steinhauer, wiſſend, daß: et. ben Mithael Schindler er- 
moidet hatte, Bei ſich aufnahm, oder anderwirts: verbarg, 
oder ihm zur Flucht oder zur Unterdrädung'der 
Spuren:des Mordes entweder Burch:-geleifteten Bei- 
fand beim Ankleiden des im der: Wohnfube "gelegenen 
Leichnams des Michaef Schindler,“ oder dur -das un⸗ 
„wahre Borgeben, nis habe. fio.den Michael Schindler noch 
am Sonntage, den 27. März 1853, früb Morgens, als 
es ſchon hell geweſen, ſo um 5 oder 6 Uhr geſehen, 
wie er aus. dem Stalle eine Heubude (Butte)ngeholt, 
dann, daß ſie glaube, ex ſei vom Boden herabgefallen, 
oder ſonſt auf irgend eine Art behülflich geweſen iſt?“ 
Nah Fällung des Wahrfpruches hatte der Bertheidiger 
der M. B. Steinbauer, entgegen dem. Strafantrage des k. 
Staatsanwaltes auf Gjähriges Arbeitshaus, primär die Frei- 
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ſprechung derſelben nach, — * 79 en I des — 
beantragt . 
Der Eawurgerichte hof hatte bes 

Mh den Georg Beonhard Steinhauer N Bebregen 
des Mordes. zur Todesſtrafe, | 

2) die. Maxie Dorothea Schindler wegen: ulfeleiſtung 
1, Grades zu dem Morde an ihrem Khemanne zu. 16fähri⸗ 
ger: Zuchthauaſtxafe, und ö 

= 3); die Marie Barbara Steinhauer wegen Beaünfigung 
U. Grades zu dem von ihrem Sohne an Michael Schindler 
begangenen Worde zu: Gjährigem Arkeitshanie verurteilt, 


And. war in lebterer Beziehung in dem Erkenntuiſſe ledig: 


Sich angeführt; daß die That, deren M, P. Steinbauer. durch 
Sen Wahrſpruch der Geſchwornen ſchuldig befunden, worden 
ſei, das Verbrechen der Begünſtigung I: Crades BUN 
.—- bed Mordes. bilde. J EN 

M. D, Schindler Hatte, ji bei dem Uptheile — 


Marie. Barbara. Steinhauer. aber Die Michtigkeitsbeſchwerde 


wegen anrichkiger- Anwendung des. Geſetzos eingewendet, in⸗ 
denn akle- im: der 3: Frage derſolben zusfaf gelegten That⸗ 
ſachen⸗ Bagünſtigungen jeien, welche ledigtich den Schuß der 
Bertou des Verbrechers (des Sohnes. der Angeklagten) zum 
Zwecke gehabt hätten, ohne mit einem anderen. Berbrcdhen 
perbunden zu. fein,. ol nad Art. a Thl. 1 des StGB. 
ſtraflos jeien.. 
Der oberſte Gerichihof, — bexuglich des zur 
Todeöftrafe verurtheilten ©. % Steinhauer nah Art. 233 
des StB. nom 10: Novbn: 4835. eine . Offizialprüfung oßr 
lag, ſprach jedoch in feiner Sigung vom-d. Novbr. 1858 
aus, daß weder in ‚dem gegen ©. 2. Steinbauer durchge ⸗ 
führten Strafverfahren, noch in dem gegen. ihn: erlaflenen 
Strafurtheile ein Nichtigkeitsgrund vorliege, und die von 
Marie Barbara. Steinbauer en UI IIANENE 
verworfen: werde, — 

- Die Gründe bdieſes Grtenntniffes —— Folgendes: 
1) „Sinfichtlich des wit Der Todesſtyvafe belegten G. 2. 
Stfinbauer verſtoͤßt zwar bad. Erhenntniß auf Verweiſung 
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der Sache vor das Schwurgericht, In welchen gegen G. E. Stein⸗ 
bauer und deſſen Mutter M. B Steinbauer die Anklage auf ein im 
Komplotte begangenes Verbrechen des qualifizierten Mordes 
nad Art. 147 Ne. IE THE. J. des SiGBe gerichtet wurde, 
gegen den im Art. 118 Thl. I des SGB. ausgefpronenen 
Btrundiag, daß beichwerende Umſtaͤnde, welche lediglich in 
der Perſon vder In beten befonderen Werhältniffen ihren 
Grund haben, auch nur bezügtich diefer Perion wirkfam fein 
Können, welcher Grundſatz nah den Anmerk. BP. 1:5. 296 
ganz allgemein von jedem Urheber, ſomit auch von den 
Miturbebern dur Komplott gilt; allein, wenn hienach auch 
eine Anklage gegen- ©. 2. Steinbauer und ſeine Mutter 
wegen qualifizirten Mordes (nach Artikel 497 Nr. U 
Th. I des St8B.) an den Ehemanne der Mar. Dorothea 
Schindler rechtlich nicht zuläfiig war, fe TAllt doch dieſe 
unrichtige Gefeßesanwendung wukerhalt bes die äffent- 
de Sitzung vordereitenden Verfahrens, welches erft mit 
der Zuſtellimg des Eriennintffes auf’ Anklage, dem Schluß⸗ 
fleine der Vorunterſuchung, beginnt: (Urt. 146, 290 Ne. 1 
des SIPB. vom 10. Novbr. 1848), und überdies’ iſt gegen 
Georg Leonhard Steinbauer, wie auch gegen deſſen Mirkter, 
ein Schuldanafpruch wegen auafifigisten. en an — 
Schindler nicht erfolgt. 

Es verſtößt ferner die gleichwohl — infpuch w 
Angeklagten und des Staatsanwaltes geflattete unmittelbare 
Stellung von ragen von Selte des Shiperfländigen Dr: 
Frech an den Zeugen und des Sachverſtaͤndigen Chirurgen 
Gollwig gegen die Art: 162 und 163 des’ SIPE: vom 
40. November 1348, wonach (ef. insbeſondere Abſ. I bes 
Art. 162 1. e.) lediglich dem Pröfldienten zuſteht, Auftide 
tungen, welcher ein Sachverſtändiger zur Abgabe ſeines Gut⸗ 
achtens von Zeugen and anderen Sächverſtaͤndigen bedarf, 
durch Befragung der Letzteren zu ermitteln; auch hätte dem 
Angeklagten nach Aufruf der erſchienenen Geſchwotnen, de⸗ 
ren Zahl nur 24 betrug, in Gemäßheit des Art. 101 des 
SPS. vom 10. Rohr. 1348 eröffnet werden follen, daß 
von’den eingerufenen 30Geſchwornen bereits6durch frü- 
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here Beftlinfe von ihren Berrichtungen entbunden worden 
fetent; allein bie eben bezeichneten beiden Unvegelmäßigfeiten 
begründen keine Nichtigkeit, weil in erfler Beziehung eine 
Beſchränkung des AngeMagten in feiner Bertheidigung in 
Heiner Weiſe gefunden:mwerden kann, er and Überdies gegen 
jenes Verfahren keine Erinnerung erhob, weil ferner in der 
weiten Beziehung ein Recht des Angeklagten nicht verleht 
erfiheint, welches nach Art. 83 des SPS. von 10. Nov. 
13483 auf ein Weiteres nicht ausgedehnt ift, als daß min- 
deſtens 24 Geſchworneanweſend feten, daß deren Ra⸗ 
men tn die Urne gelegt werden: 

Eine weitere Unregelmäßigkeit ergibt — ferner ans der 
Yaffung der bezüglich des Angeklagten G. 2. Steinhauer 
gefellten 11H, Brage, in welcher zwei Alternativen, einmal 
in ſubjelktiver Beziehung hinſichtlich des vorbedachten Ent: 
ſchluſſes und ver überlegten Ausführung, dann in 
objektiver Beziehung bezüglich der Schäbelverlekungen und 
des Erdroſſelns enthalten find-, weichen Alternativen ledige 
lich die retmfuche Beſahung ber Frage gegenüber ſteht. 

Wenn es nun auch dein Geſetze mehr eniſptechen würde, 
entweder bei Stellung von Fragen alternativen Inhaltes, 
die Geſchwornen fpeziel durch eine beigeiehte Be— 
wertung anzuweifen, im Falle der Bejahung much zu er 
Hären, ob: ſie ale oder welche der alternativ aufgeführten 
Thatumſtände fle gegen den Angeklagten bejaben, oder mit 
Werlafung jeder alternativen Faſſung, vorerſt ale und ſo⸗ 
dann die einzelnen Thatumflände, Mon welchen jeder den 
Begriff des fraglichen Verbrechens ſchon erfchöpft, zum Ges 
genſtande einzelner, eventuell art einander gereihten, Fragen 
‚zu machen, was Bier under kopulativer Aufführung der bei⸗ 
den fubjeltiven Momente des Mordes (Entſchluß und Aus⸗ 
führung) in erſter Meihe Hütte geſchehen Sollen, fo Tann 
doch tm gegebenen Halle aus der bezeichneten Frage⸗ 
ſtel ung im Zuſammenhalte mit dem Wahrſpruche der Ger 
ſchwornen ein Richtigfeitsgrund nicht entnommen werden. 

Nachdem gemäß Art. 191 des ABE. vom 10. Mov. 
1845 die Geſchwornen au eine Frage nur theitweiſe be⸗ 


428 Aus den Sigungen des: Rändigen Kriinalſenates 


jaben oder verneinen Können, im gegebenen Kalle auch diefe 
geſetzliche Beftimmung ausdrücklich von dem Präßdengten nor 
Beginn ihrer Berathung den. Geſchwornenvorgeleſen wurde, 
wie das Sitzungoprotokoll nachweiſt, fo’ mug bei⸗der einfu⸗ 
hen Beiahung : der alternative Thatſarhen: eithälienben 
Frage vorerſt ſchon angenommen’ werden, : ö--Hige dio Ve⸗ 
jahung aller alternativ geſtellten Thatſachon ˖ihmm einfach 
bejahenden Wahrſpruche zu Grunde. Allein: auch abgeſchen 
hievon iſt durch den Wahrſpruch immerhin der: Begriff des 
Verbrechens des Mordes nach Art: 146. Ahl. bis: SB. 
vollitändig geſetzlich ˖ erfhäpft, indem, war mag / vorbedachten 
Entſchluß bei der in tödtlicher Abſicht vollfühnten That, oder 
überlegte Ausführung, hiebei, oder. Beides, farner man Mag 
die Schadelverletungen: oder das Etdroffeln mit Hev / gheich 
mäßigen Folge des Todes, oder auch. Beides,als die vom 
Angeklagten begangerien Gewaltthätigkeiten, dam Kejahenden 
Wahrſpruche zu Grunde Liegen annehuen jidenſalls ga⸗ 
wiß iſt, daß der Augeklagte eine hat begongen Habe, 
welche das bezeichnzte Verbrechen nach dem Meſetze Hs --i 

Es liegt daher: bezügdich deod SL Steinkausı 
weder ein- unvollſtändiger, ‚noch ein ſich vwidepſprechender 
Wahrſpruch vor. 444 

Im Uebrigen bat fuch Ber der anderweitigen Prüfung 
ergehen, daß ‚weder in dem Verfahren, Durdy- weiches: «Die 
Öffentlihe Sitzung des Schwurgerichtes vorbertitet wurde, 
noch bei der öffentlichen Verhandlung der Sache felbſt, und 
auch bei der Schöpfung des Wahrſpruches and der Faͤllung 
des Hrtheiles eine weientliche Formlichkelt de: Bitezeiles: wer- 
lebt wurde, fowie, dag das ’eiunfhlägige-Shtafgefeh 
(Art. 146 pl. I des EuaR.) rihtige nenne eefun 
den babe, 

2) Die von Maria — er — 
wendete und lediglich wegen unrichtiger Anwendung Bes 
Geſetzes (Art. 245 Nr. H des StPO. som 10: Novemb. 
1848) ‚ausgeführte Nichtigkeitsbefchiwerde drei a Bbe⸗ 
gründet und. mußte verworfen werden. 6 

Auch hier muß in Folge der —RR Xu 491 
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des SRG. vom W. November 1848 won. Seite des Präfe 
denten an, die Gefchwornen nor. ihrer Berathung gegemüber 
den in der fünften. Frage enthaltenen mehreren Alternativen, 
welche die Begünfisungssandiungen ber Angeklagten zum 
egenſtande haben, im. Zuſammenhalte mit dem einfach be⸗ 
jnlenben Mahripruche. der Geſchwoxaen als feſtſtehend an- 
genommen werde, daß die. Beiafung aller alternativ ge- 
- Rollen. Haundlungen demſelben zu Grunde liege... Auf diefe 
Annahme if. auch. die nur. megen. unrichtiger Geſetzesanwen⸗ 
bung. erhobene. Beſchwerde der. Angellagten, wonach .eine 

Brüfnng. der. Bollkändigleit des Wahrſpruches ausgeſchloſſen 
#, geſtügt, indem die Behauptung aufgekeft wird, daß 
alde. der. Angeklagten in der ieiahten fünften Frage zur 
Laſt gelegten: Handlungen nach Art. 89 Thl. I des. StGB. 
m. feien. — :. .” 

. Diefe Aufftellung iß. hinßdhilich der erſten Kate⸗ 
—* non Begünfigungshaudlungen.,.. ‚melde in, Aufnahme, 
Verbergung und-iz Fluchtbefördernng des Ihäters (hier des 
Sohnes, ber: Angellasten) beſtehen, nicht aber bei. der zwei⸗ 
den Aategorie yon. Handlangen begründet, welche bie Un⸗ 
terdrücung der Spuren des Mordes zum Zwecke 
haben, und beſtehen. 

: 4) in dem Peiſtande zum Autleiden des im Bette ers 
mordetan M., Schindler, 5. 4. - 
4h) de deu, unwahren. Angaben, der Getädiete babe noch 
‚fpäter (65—6 Uhr Morgens des 27. März). gelebt und ſich 
‚an..felhen Orten nnd ‚in: der Art bewegt, daß bie Ange- 
klagte geglaubt Habe, er fei nom Boden Herabgefallen und 
habe hiedurch fein, Leben verloren. . 

Die kategorijch einfhränkende Ausdrudsweiſe des 
Befehes im Art. 89 TEL I des StOB.: 
Bagũnſtigungen, ‚die, nur den. Schub der Perſon des 
Berbrechers zum Zwede haben“, 

. Jäßteine Ausdehnung der Straflofigkeit auf foldhe Hand⸗ 

fungen nicht zu, welche auf eine Unterdrüdung der Spuren 

der hat, als einer verbreherifhen überhaupt, 
‚ femit. auf. Beſtitigung jeder richterlichen m im 
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Allgemeinen, ohne Rückſicht aufı die Perſon bes Thers gen 
richtet find. 

Bon diefen Handlungen, namentlih von jener oben 
mit a) bezeichneten, Tann nicht gelagt werben, daß fie „nur“, 
d. 5. ausſchließend den Schub ber Perſon des Thaͤters zum 
Zwede haben, indem dur dieſelben jede Gamitleluug de 
Thatbeſtandes befeltigt werden ſoll, jo dag deren Erfolg 
als ein ſchlechthin ohne Rückſicht auf eine bekimmte Per⸗ 
ton als Thäter beakfichtigter. und eingetretenet erfeheinen 
muß: ” 5 rs. ren 
Es wurde demnad das Strafgefeb, nämlich xt. 78 
Nr. I Thl. 1 des StGB. auf dieſe gegen die Augeklagte 
thatſachlich feſtgeſtelllen Begünfigungsfnnbinugen. richtig- ans 
gewendet“ *). | I En er u 


—⸗ 
’ I. 


*) Nach Art. 84 beſteht die ftrafbare Begünſtigung darin, 
daß man dem lebelthäter nad) vollbrachter Webertretung . 
durch pflihtwidrige® Thum oder Unterlaffen ‚in Bezug 
auf die begangene Uebertretung beförderlich iſt, ohne ihm 
vor Bollendung . der That ſolche Unterſtützung verſprochen 
zu haben, Das pflitwidrige Thun bildet die „erften 
beiden Grade der Begünftigung, je nachdem es gewerbs— 
mäßig, oder nicht gewerbömäßig betrieben wird, "und beſteht 
nad) Art. 85 darin, daß man dem Uebelthäter bei fih auf- 
nimmt oder verbirgt, oder ihm zur Flucht, zur Unter: 
drüdung der Spuren oder Beweismittel feines Verbrechens 
behilflich it, oder die durch bed DVenbrechen gawonnenen 
Sachen wiſſentlich bei ſich aufnimmt, verbirgt, an fich Fauft 
oder bei Anderen zum Verlaufe oder fonft unterbringt. Ten 
dritten Grad der Begünfligung bilder das pflichköldrige 
Unterlaffen, nänlich die Nichtfanzeige eines be en 
Verbrechens oder der Schuldigen bei der Obrigkeit Art. — 
Dieſe Unterlaſſung iſt bei Demjenigen, welcher durch fein 
Amt zur Anzeige verpflichtet iſt, immer ſtrafbar, Bei an— 
dern Perſonen jedoch nur dann, wenn das begangene Ver— 
brechen die Todes⸗, Kettens ober Zuchthausſtrafe nach ſich 
sicht, und die Umterfuchung oder Beſtrafuug bed Verbre— 
chers buch die Unterlaſſung der Anzeige erſchwert oder vers 
eitelt wurde Art. 8. — Die im Art. 79 verzeichneten 
Perſonen Töhnen — unterlaſſener Anzeige, ſomit 
wegen Begimftigung III. Grades, niemals beſtraft werben, 
da fie zu einer ſolchen Anzeige nicht verpflichtet finds; aber, 
au wegen eine® pflichtwidrigen beförderlihen Thun 
in Bezug auf die begangene Uebertretung follen fie nach 
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ACIV: 


Antrag des Vertheidigers bezüglich der Etrafausmeffung. Richt: 
beſcheidung 8 Iben in dem erlaſſenen Strafurtheile. Art. 

2068 des — al Hannov. StPO. 6 215 Rro. 5. 

Würt. Gef. A. 193 I, 2. u Aw. StPO. N. 168. 

Gh. Gel. ©. 9. 270 A, 2.8 afl. ®. 257 A 2. — Dann 
BD. A. 22: © A. 31, 32. Hannov. SPD. 

8 153. Thür. SPD. g 259. Vraunſchw. StPO, g 9. 

Bad. StPO. (1845) S 243. Kurheſſ. & (1848) 8 127, 132. 


Durch Erkenntniß des Schwurgerichtshofes von Ober: 
Bayern waren Andreas Xeitner, Dienſtknecht von Frei⸗ 
ham, und Selig Dirndl, Taglöhner von Gars, wegen 
des von ähnen an ber ledigen Dienkmagd Magdalena 
Bauer von⸗Schaßwinkl verübten Verbrechens des Mordes 
zur Todesſtrafe verurtheilt werden. 

Beide Angellsgten hatten hiegegen Die Nichtigfeiten 
beſchwerde eingewendet, und der Bertheidiger des Dörndi 
hatte fpeziell die Verletzung der Art. 206 und 231 Ziff. 8 
des SPS: vom, 10. Nov. 1848 als Nichtigkeitsgrund gel- 
tend gemacht, weil der von ihm. in der öffentlichen Schwur⸗ 
gerichtsverhandlung nach Bertündung des Wahrſpruches ge 
ſtellte Antrag, unter Anwendung. der Art. 104 und 105 
Ahl. I des StGB. gegen Feliz Dörndl wegen des von ibm 
über 2 Jahre unverſchuldet erlittenen Unterfuchungsarrefes 
wur auf. Kettenftrafe zu erfennen, in den Entſcheidungs⸗ 
gründen des vom Schwurgerichtähofe gefälkten Urtheiles nicht 
gewürdigt worden fei. 

Dex obere Gerichtshof ſoroch jedoch in feiner Sigung, 
won 19. Nov. 1853 aus, daß weder in dem gegen Andr, 


2 


Art. 69 mit Strafe verfhont werden, wenn ihre Handlungen 
‚nurden Shut der Perſon des Verbrecher zum 
Bavede Haben. Als ſolche Sanbiungen können aber nad; ber 
im Art. 85 enthaltenen Aufzählung nur die Aufnahme oder 
Berbergung des Nebelthäter und die Beihilfe zur Flucht 
men werden; denn bie übrigen dert aufgezäälten Hanb⸗ 
n haben nicht ausſchließlich den Schub der Perfon de& 
erbrecher8 zum Zwecke, fondern fie bezielen, überhaupt den 
a der Gerechtigkeit zu kihmen, bie Umterfuchung und 
- Belttafung zu. veroitefn oder wenigfigad zu erfhmern. 
285 * 
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Leitner und Belig Dörndl durchgeführten - Strafverfahren, 
noch in dem gegen fie erlaffenen Strafurtheile ein Nichtig⸗ 
keitsgrund vorliege, und bezüglich, des von dem MWertheidiger 
des Dörndi ſpeziell geltend gemachten. Nichtigkeitogrundee 
wird in dem oberſtrichterlichen Frkenninifſe angeführt : ..: 
„Infonderheit Fonnte der vom Wertheibiger des Selig 
Doͤrndl aufgeſtellte Beſchwerdepunkt, daß die Art. 206 und 
231 Ziff. 8 des StPO. verlegt worden ſeien, nit für ges 
gründet erachtet werden. Von einer Verlepung des Artilels 
231 Ziff. 8 fan ſchon deshalb feine‘ Rede fein, weit er fi 
lediglich auf ſolche Anträge bezieht, welche während. det 
ſchwurgerichtlichen Verhandlung zum Zwecke ber Vertkeidtgs 
ung geftellt werden 'und :nody. vor. gallung der Urthenee 
zu beſcheiden geweſen wären, mithin bie allegirte Geſetzes⸗ 
ſtelle auf den bier in Frage ſtehenden Antrag, welcher erſt 
durch das vom Schwurgerichto hoͤfe zu Elend —— 
zu entſcheiden war, keine Anwendung findet. N: 
Ehen fo wenig zeigt ſich auch der Art. 306: verfept, 
Denn wenn aud in dem beurtheifenden Abſchnitte der Ent⸗ 
ſcheidungsgruͤnde des Urtheiles vom 23 ‚Dftober‘. ‚1883 ein 
Grund, warum der fragliche ‚Antrag unſtatthaft befunden 
worden ſei, nicht ſpeziell angefüͤhrt wurde, was allerdings 
der Vollſtändigkeit wegen hätte geſchehen ſollen, ſo hat der 
Schwurgerichtshof doch jedenfalls dadurch, daß er in ſeinen 
Entſcheidungsgründen nach vorhergegangener Erwähnung Te 
nes Antrages die gegen Dörndl ausgeſprochene Todesftrafe 
auf die ſpeziell allegirten Artikel 142 und 146° Tl L-des 
SGB. gründete, von felbit zu erfennen gegeben, daß er 
den Antrag, unter Anwendung der Art. 104 und 105 1. e. 
nur auf Kettenftrafe zu erfennen, nicht für begründet erachtete. 
Diie Unterlaſſung einer ausdrüdlichen-desfallfigen Be— 
merfang in den Entſcheidungsgründen zeigt ſich überdies im, 
der Erwägung nicht von Erheblichkeit, weil, ohne daß es 
einer weiteren faktiſchen Feſtſtellung bedurfte, ſchon aus den, 
Akten zu entnehmen war, daß die Vorausſetzungen der Art. 
104 und. 105 a, a. O. nicht vorlagen. Denn der frühere. 
Arreſt des Dorndl vom 18. Dezember 1860 bis 24; Behr. 


\ 
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1852 und de. nadjherige vom A. Auguſt 1852 bis A: Behr. 
1858, wo das Kreis⸗ und Stadigeriht Waſſerburg die Vor 
anterſuchung dem Appellationsgerichte von Oberbayern als 
geſchloſſen zut Beſchlußfaſſung vorlegte, hat im Ganzen nur 
20 Monate betragen ‚und wenn auch durch fpäter zur Ans 
zeige gekommene Umſtande weitere Unterſuchungshandlungen 
wär warben, fo daß ſich der Arreft des Dirndl bis zur 
Erlaffang des Berweilungserkenntniffes vom 5. Auguſt 1853 
im Ganzen’ auf 25 Monate berechnet, ſo konnte ſelbſt bei 
bieſer. Daner und vel dem Umfange und der Wichtigfeit der 
hurch Lengnen der Angeſchulbigten ohnehin erſchwerten 
Unterſuchung von einem über zwei Jahre ungebührlich 
en En feine Rebe — 
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vageen enen Öle nad Art. 2 ar. 2 ve Preßſtrafgeſetzes vom 
eye 1850 ausgeſprochene "Unterdrüdung einer Schrift. 
"Bent, © en Rr. 9 un unten Mr. ‚100. 


2 — mwar neh der Kanfnann Nichael Fried⸗ 
ie; Reinhart: von Nauſladt a8. eine von ihm verfaßte 
SHrift, betitelt 

oabrnanſtze Ueberficht vaſchiedener — fuͤr den 
aigenilichen Staatsaufwänd, ſowie der Netio- und Brutto- 
Einnahmen in ſechs Binanzperioden während den @tatsjahren 
1810],, auf 18°%,, von Michael Friedrich Reinhart aus 
geuſtadt An :der fraͤnkiſchen Saale, 3. 3. Landtagsabgeord⸗ 
neten in Bänden, neb der darüber gehaltenen Rede in 
der: RN. öoffentl. Sitzung der Kammer ber Abgeprbneten am 
19. ZFebruat 1852 Tant- ſtenographtfchem Berichte Nro. 87 
Gut 
in der Wilhelm Tamme h'ſchen ODffizin in Nürnberg 
drucken und als. Beilage zu Nro. 204 des zu Nürnberg 
hernuetommenden -fräntifcheh Kuriers vom 22. Iuti 1852 
ausgeben; deinen andern Theil: diefer in beifäufig 2000 
Eremplaren gedruckten Schrift verbreitete Reinhart ſelbſt, 
Amd bei einer am 17. Januar 4853- aus anderer Veran⸗ 


634 Aus den Sipungen des ſtandigen Krictinalſeneies 


laflung vorgenommenen Hausſuchung fanden fi ‚bei den 
ſelben noch beilaͤuftg BO Exemplare jener Schrift, welche 
durch polizeilichen Beſchluß des Landgerichtes Neufadt a / S 
vom 19. Januar 1853 mit Beſchlag belegt wurden. 

Nach Durchführung der gegen Michael⸗Friedrich Rein⸗ 
hart auf den Grund der Art. 19 und 26 des APE. vom 
17. März 1850 eingeleiteten Verunterfuhung marde von 
dem k. Kreis⸗ und Stadtgerichte Schweinfurt die Suche zu 
weiteren Beſchlußfaſſung an das k. Appellationsgericht ven 
Unterfranken und Aſchaffenburg verwieſen, weldes am 22 
Auguf 1853 in: Anwendung des; Urt. 5 des Gefeßes gun 
Schutze gegen den Mißbrauch der MPreſſe vom 17T. Bär 
1850, dann der Wet. 9: Nre. 5, 55, 60, Abſ. 1 und 63, 
Abſ. 2 des StPG. vom 10. Novemb. 1848 auf Einkellung 
des Strafverfahrens erfannte, zugleich aber in Anwehdung 
des Art. 2 Abf. 2 des allegirten Preßfträfgefeßes und der 
Mr. A der Vollzugoverdronuug won 25. Wärz 1860 bie 
Unterdrüdung und‘ Vernichtung der fraglichen Drudichrift, 
fo weit diefelbe noch. nicht in Privatbeſitz übergegangen if, 
fowte die Veröffentlichung des Erkenneniffes in fuͤmmtlichen 
Mereisinteligenzhlättn and In.'dem Amtoblatte ber —* 
verordnete, und zwar in der Erwägung: * : 

1) daß nach dem Ergebniſſe der geführten —— 
ſuchung Michael Friedrich NReinhart hinreichend beinzichtet 
iR, die fragliche Schrift verbffentlicht zu babenz " 

2) daß ſowohl die tabelleriſche Uebetſicht Auch die kt 
und Weife der Sufammenfellung der einzelnen Poſitionen, 
wie auch Die fragliche Rede ihrer ganzen Faſſang mach, ſo⸗ 
wie namentlih durch Me Ausführungen auf Stie 5 and 6, 
fernex durch die derſelben nachgeſetzten Bemerkungen bas 
vorfägliche Beſtreben fund gibt, Nachrichten zw verbreiten, 
welche mindeftens bezüglich der Dem ninzelmen Poſttlonen an« 
gebängten Naifennemenis falſch und gesignet fine, Die 
Gtaatseinwohner zu beunruhigen, das öffentliche Vertranuen 
ga Hören und Gehäffigkeiten zu erregen, «antererfeibis uber 
beleidigende Angriffe gegen die beſtehende Stanksregiemumg 
und deren Organe, mumestlih gegen Die Mimiherien em? 
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Hatten, ſomit mehrfach gegen bie Veſtimmungen ber a = 
und 26 des Preßfirafgefehes verſtoßen; 

3) daß die Cinrede, daß die fragliche Rede un 
durch die Ständeverhandlungen veröffentlicht wurde, hier 
nicht Platz greifen Tann, weil es einen großen Unterſchied 
macht, -ob.derartige Morträge vor einer gejeßgebenden Mer 
femmiung- des. Bandes gehalten, ober ob diejelben durch be⸗ 
fondern : Abdruck — die Maſſe des Volkes verbreitet 
werden; een 

‘ 4) aß aber it Rüti auf. die Beſtimmungen des 
Urt, 3 des: Preßſtrafgeſepes die Strafbarkeit des vor—⸗ 
Ihegendeil: Neeßrergehens bereits durch Verjährung er⸗ 
lofchen iſt, weil die Veroͤffentliching und Verbreitung ber 
in Bimge- Behenden Duuckſchrift ſchon am 22. Juli 1852 
als Beilage zu Mio. 24 des zu Nürnberg beraustommen- 
ben fränkiſchen Auriers erfolgte, und die Iinterfuchung gegen 
Miqchaet Friedr. Reinhart er mittelſt feiner Bernehmung 
bei Dem 1: Landgerichte Neuſtadt am 25. Jannar 1868 des 
gonnen bat, jehin damals die geſehliche Verjaͤhrungazeit von 
ſechs Monaten bereits abgelaufen war, und keine Anzeige 
vorliegt, da, der Beſchuldigte Exemplare der fraglichen Drude 
ſchrift noch nach dem 22. — 1852 audgegeben und ver⸗ 
Wreitti- Bat. : - 

OR”. Berkffeniliätung: hieles Gstenntnifes erfolgte, und 


gwar in dem: Jatelligenzblatte von Unterfranken und Aſchaf⸗ 


fenburg,. am 2. September 1853, worauf Michael Friedrich 
Beinhart am 21. Sentember 1853. unmittelbar bei dem 
oberſten · Gerichtahofe mid einer Veſchwerde einkam, in wel 
der: die Vitte geſtellt wird, die von dem königlichen Appel 
Imliousgenichte ausgeſprochene Vernichtung. ber fraglichen 
Deuckſchnift ale ungefeglih und nichtig aufzuheben und zu 
verordnen, daß die mit Belchlag belegten 80 Gzemplare an 
Neubert: gurüdgugeben jeien. 

Der oberſte Gerichtshof verwarf jedoch in feiner Sitzung 
ven 19. Nowmber 1853 Die erhobene Beſchwerde unter 
Verurtheilung des Beichwerbefügrers in die hiedurch vera: 
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Ingten Hofe und im eine RR vor > — aus fe 
genden Gründen : — 
, „Anlangend vorerſt bie. ‚Yutäffgteit — — Be⸗ 
ſchwerde, ſo enthält zwar das Preßſtrefgeſetz vom 1%. Maͤrz 
1850 barliber, ob gegen die Berfügung das: Echmrgerichte 
hoſes oder des auf die Vorunterſachung erkennenden Ge⸗ 
richtes / daß ungeachtet dar Freiſprechung des Alngellagten, 
beziehungsweiſe der Cinſtelluag des VBrefahrens, die Sehrift 
wegen ihres geſetzwidrigen Inhaltes zu unterdrucen ſei, eine 
Beſchwerde⸗ zuläfſig ſei, — keine ſpezielle Beſtimmung, und 
eben ſo wenig iR dieſer Fall in dem hiuſtehtlich des Ver⸗ 
fahrens Hei-Breffoergehen in Vezug ˖ getonanemn SAU. vom 
10.:Ronemnber 1888: vorgeſehen. in 
: Allein weder. das: Schweigen: hierüber: in Dem: erſtern 
Geſetze, nach der Umſtand, daß / in Dam lehtern Dem Beſchul⸗ 
digten ein. Baeſchwerderecht un gegen Werwelfungss 
estonntniffe und Strafurthefüle eingeräumt ik, Hi 
nen zu dem Schluffe berechtigen, daß die oft folgenfüeser 
Verfügung dev. Unserbrüdung einer Schcüft;weil fe mit der 
den: Veſchuldigten jedenfalls nicht beſchwerenden Eteſtellung 
des Verfahrenso oder Freifprechuug in Werbindung ſteht, Für 
den daron Petraffenen, welches moͤglichet Weiſe ein Anberet 
als der von: ber Unterſuchung punächſt Berührte fein: Tamm, 
unangveifbar fein: folle, da. auch hei auderen Verbrechen and 
Bergehen bezuͤglich der. in Yan Kraſgerichttichen Grienwtiiffen 
mit .ertichiedenen Mebenpunkten, 3. B. wegen - 
Koftenüberbürdung oder Konſtekatien ber durch die Unter⸗ 
ſuchung zu: Gerichtahanden gelummenen.- Gegenſtände, dem 
hievon Vetroffenen ein ſebbſtſtänditges Veſchwerdereche möcht 
verſagt werden kann, wenn gleich hieraͤber sine ſpezielle Be⸗ 
Rinnwang ‚in: dem —— vom ati — 
nicht enthalten iſt. 

Der Zulaͤſſigkeit der Befhwnde: Reit. m. — 
Falle ferner der Unſtand nicht entgegen. daß dieſelbe un⸗ 
mittelbar. beim oberſten Gerichtshofe eingereicht wurde, :da 
die. Borfägrift des Art. 67 und 61. des angezogenen SWS: 
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über Anmekdung deu Nichtigbentsbehigwerbe auf der Kanzlei 
bes Kreid » und Stadigerichtes eine Zuflellung des beſchwe⸗ 
renden: Erkenntniſſes durch dasjelbe vorausſeßt, deren Stelle 
Die von bemfelben: anögegangene öffentliche Belanntmachung 
im Kreiaindetigengblatte wicht vertreten Tann, weshalb denn 
ah bie Einhattung: der: dreitägigen Anmeldungsfrit Wer, 
wofür deren Beginn der -gefebtiche. Zeipuult der Verkuͤn⸗ 
dung des’ —— ——— fetu, = weiber in 
drage mmen kun: 
Aubangeerd den: — zb ‘der Befäwerbe, fo 
wird in derſelben · bediglich zu zeigen gefucht, daß die frag⸗ 
liche tabellarifche LUeberſicht nuut Auszuge aus den von ben 
friheren Landſtaͤnden genehmigten Rechnungsabſchlüffen, ſo⸗ 
wit keine wiſſentlich falſchen Nachrichten enthalte, Daher nicht 
gegen Aut. 18 des Etrafpreßgeſeges vrrſoßen konne, ‚bie 
Untebeillung einer Schrift aber nur daun ausgeſprochen 
werden dinfe; wenn beren Inhalt ein gefepwidriger: jei. 
Mm hat‘ aber: das: E. Apellationsgericht in dem an⸗ 
arfochtenen Beichiuffe keineswegs angenommen, dag bie in 
des fraglichen Ueberſecht enthaltenen Ziffern falſch feien, und . 
daß hied urch wiffentlih fafpe Nachrichten über die Finanz⸗ 
verhaͤltniſſe des bayeriſchen Staates verbreitet wurden, ſon⸗ 
dern jener Veſchluß veruhr darauf, daß ſowohl durch die 
Art uns Weile der: Zuſemneſtellung der tinzelnen Boflties 
nen; "ats auch durch die ange Faſſung und namentlich durch 
die beſonders hervorgehobenen Stellen der angehängten Rede 
ſich das worTägitiihe Veſtteben kund gebe, Nachrichten zu 
verbreiten, weicht mindeſterrs bezüglich der den einzelnen Pe⸗ 
ſtlibnen angehängten Ralfonnements falfih und geeignet 
feien, die’ Staats einwohner zu beiruruhigen, das Öffentliche 
Berkaumm zu: Möten und Gchäffigkeiten zu erregen‘, fernes 
darauf, daß in der fraglichen Schrift auch beleidigende 
Angriffſe gegen die befehende Staatsregierung umd deren 
Organd, namentlich gegen’ die Minifterien, enthaften ſeien 
Sind diefe Annahmen richtig, fo iſt der Inhalt der frag⸗ 
lichen Schrift offenbar ein geſeßzwidriger, da devſelbe 
gegen die Beſtinmungen Der Art. 19 und 26 des. Preß⸗ 
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ftafgefebes verſtößt, und: teptere -Unnahme: Hat Michael 
Friedrich — in —— ge Ir =. ne 
flreiten verfucht. e — 1B 
Der Inhalt eines Broperjenguiies — auch 
dann ein geſezwidriger, wenn, wie hier, "bie: ſtrafrecht⸗ 
liche Berfolgung "gegen den: Verfaſſer wegen inzwiſchen ein⸗ 
getretener Verjaͤhrung ausgeſchloſſen if; Daher gegen den⸗ 
ſelben eine Anklage nicht gerichtet "werben: Tann, und da 
gerade unter dieſen beiden Vorausfetzungen Demi @erichten 
Burdy Art.2 Abf. 2 des Preßſtrafgeſetzes die Befugriß zur 
Unterdrädung einer Schrift eingeräumt iſt, jo erſcheint die 
gegen den desfallſigen Ausſpruch des 1. Appelationsgerichtes 
eshobene Veſchwerde ald ungegrändet, uud mußte reicher 
verworfen, zugleich aber Beſchwerdeführer nach Aut. 234 Des 
SPS: in die: dadurch veranlaften Doſtan und in Anwen 
bung des Art. BA6 m eine a von a ea 
erben.” — 
Verwaäͤndlung eines einfachen Biebſtahlsverbtechens in ein Vergehen 
durchtheilmeiſe Erſahleiſ ung. Wet: 14 ber: VO.vwom 
25, März 1816. ar Er 
Margaretha Gilzienbeck, ei Reperin., "zuleipt 
im Dienfe bei der Bierbrauersahefrau Kathartıta Hart 
mann zu Augabıng; wurde durch Erkenntniße des kgl. Kreis- 
und Sitadtgerichts Augsburg DesVMerbrechens ˖ den Unter⸗ 
ſchlagung, verübt unter” Dem erſchwerenden Umſtaude Des 
Dienſtboten⸗Verhaältuiſſes zum: Nachtheile der Bierbrauers⸗ 
thefrau Katharina Hartmaun ſchulbig erkaumt und in eine 
Arbeitshausſtrafe non Bdahren veruubeilt. AnßzVerufueng der⸗ 
ſelben hiegegen ſyrach das kgl. Appellationsgericht von Schwa⸗ 
den und Marburg die Beſchuldigte von der. Anfchuldigung 
bes VBerbrehens.der. Unterſchagung frei, erkaunte fe 
dagegen des Vergehens der erichwerien Nuterſchlagung aR 
der Bierbrauersehefrau Hartmann ſchuldig und - wersrtheiäte 
fe in eine Gefäugnißſtrafe van -3 Monalen. De ini 
finegung: von der Anſchuligung des Verbrechena berußke, 
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abweichend vun: der thatfüchlichen Annahme des Urtheils der 
erften Inſtanz, auf der Feſtſtellung, es könne die Beichä- 
digung der Katharina Hartmann mit Berläffigleit nur zu 
40 fl. angestommen werden, hievon habe diejelbe in. Bnarem 
die Summe von 15 fl: 42 fr. zurüderbalten, weiche. Summe 
bei der: Poligeibehörde an dem Tage der Xrretirung ber Be- 
ſchaldigten, und noch ehe dieſe gerichtläch vernommen erlegt 
worden ſei, die. Beichädigte habe. ferner ſelbſt angegeben, 
daß ihr die Beſchuldigte vor ihrer Arretirung eröffnet habe, 
Daß der Met. des unterſchlagenen Geldes bei. dem: Fabrik⸗ 
arbeiter Braun zu Augsburg befindlich fer, umd die fpätere 
Angabe der Beicguldigten, daß fie den Polizeiſoldaten, der 
fie artetirte, benuftagt habe, dieſes Geld. bei Braun ab 
guholen, finde. darin ihre geniigende Veſtätigung, daß Bram 
dieſes Geld ſogleich bei der Polizeibehörde erlegt habe. 

: + 8 ſeien ſomit die Erforderniſſe der: thätigen Neue ge— 
nügend dargethat, weshalb der Betrag von 15fl. 42 kr. an 
der Beſchädigungsſumme von Mfl. in Abzug zu bringen fei. 

Gegen diefed Erkenntniß Hatte der gl. I. Staatsan- 
wait am, kgl. Appellationsgerichte von Schwaben und Nies 
burg bie Nichtigkeitsbefchwerde angewendet, weil . 

1) bezüglich der von dem 20. Braun am Tage nad 
der Arvetiiung der Beſchuldigten bei der Polizei erlegten 
15 fl: 42 te. für Margareta Gilzenbeck thätige Meue ange- 
nommen, ſohin dem Art. XI :der Werorduung vom 26. 
Mirz 1815 zuwider erkannt worden fei (Amer. Bd. 1. 
©. 138 Nr. 3 5. StGB. von 1813); 

2) weil, auch unter. ber Annahme thätiger Neue für 
dieſen Betrag, der Art. 1 der angeführten Verordnung au 
dadurch verisgt jei, daß die Beſchaͤdigte den ihr zugefügten 
Schaden auf 45 fl. bis 50 fl. angegeben habe, fo daß auch 
bei. der Annahme von nur 45 fl ſich noch immer eine die 
Verbrechensſumme überfteigende —— von 29 fl. 15. 
ergebe. 

Der oberfte Gerichtshof eisen jedod in feiner Siß- 
ung. vom 1. Rovbr. 1853 die ——— Beſchwerde aus 
folgenden Gründen: 


440 Aus den -Gipunge des RändigenRriteinatfenntes 


ad. 4: Rach den tharfächtichen Annahmen des Fpt. 
Appellationsgerichts, deren Prüfung’ dem’ oberen Gerjchte⸗ 
bofe in feiner GEigenfchaft als Keffettönaef nicht zuſteht 
wurde die Uebergabe der baaren Summe von 15 AZ Tr; 
von welcher die Beſchuldigte ſchon vori threr Verhaftung er 
Beſchädigten gegenüber erflärte, dag ſie bei’ dem Arauu bo 
Andtich fet, durch ihr Buthum, naͤmlich In Folge nis dem _ 
Boligetfpldaten gegebenen Aufttages dur Brenn bei der Bol: 
geibehörbe bewirkt, ſo daß die hiedurch rifofgte Zuruckgabt ok 
die Beſchaͤdigte nach den Aum. Am SB. EN E1WENEF 
gleichſteht dem durch Die Veſchuldigte felbſt unmittelBär geleiſte⸗ 
ten Erſatze. Dieſe Erſatzleiſtung geſchah ferner rechtzeitig kb 
freiwillig im Sinne des Geſetzes, da nach den: obigen Aufſtell⸗ 
ungen bie Gelderlage ſchon nor ber gerichtlichen Berinchuing Der 
Beſchuldigten erfolgte (Weil. vom 6. Auguſt 6160 Wr. 144), 
und ein vorhergegangens Zuredeſteller der Beldtubigten 
durch Die Beſchähbigte die Freiwilligkeit der Erfatzleiſtung 
nad Art. XI der‘ Verordnung vom: 25. Matz ABS Am 
Gegenſatze zu dein aufgehobenen Art. 226) and den Anmerk; 
hiezu Br; A 8.139 Mr. a Sem. BR. —— . — 
1816 nicht ausſchlieft. — 
ad. 2. Es if gleichfalls eine rein thatfagrige 
Annahme: des Tat. Appellationggerichtes; daß die Befihäbt- 
gungsfumme mit Vetlaͤſſigkett auf nur Z0:R. feſtgeflellt fei, 
ſo daß fi unter Abrechnung des geleiſteten Erfaßes! mit 
15 ſ. AR fr. nur Bit — a — ag BL 


eve 


——— wegen — — ber Art. 4° ab . des 
GSeſetzes vom 8. Febtuar 1850, bie rei. mb 
Vereine betr, ange, 


Durch Erkenntniß des Kreiſ⸗ und Sradtgeriäts WBürz⸗ 
burg waren Gabriel Burkhart, Briedrich — 


*) Auch in dieſem Falle war die Freiſprechung ber Beſchuldig⸗ 
ten von der Anſchuldigung bes Verbrechens der Unterfehlee 
gung neben der Berurtheilung berfelben wegen Bergebent 
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und Geord; Beer, Sindirende der Untverſität daſelbſt 
wegen Meberiretung der Art. ;und: 21 ıded Geſetzes ‚vom 
6; 8ehr. 1E530 ;.die Berfammiungen und Vereine betr., durch 
Betheiligung au einen, öffentlichen, ohne vorgängige. An 
zeige bei Derr- einſchlägigen Polizeidirektion, ; abgehaltenen 
Maskruzuge, in; die.söffentliche Sihung zur Aburtheilung 
weriviefen ,.. in Toßchek” Abet. nach. Werhandlung . der ‚Sache 
freige ſprochen, ‚and die vom Staasanwalte dagegen erhobene 
Verufung von dem ſtgl⸗ Appellationsgerichte ‚von‘ Annan 
ku und Aſchaffenburg nertuätfen worden. — 

Gegen Diefen Ausſpruch hatie der Dberaoisankalt 
— genauntem Gerichts hofe Die. Nichtigleitsbeſchwerdo wegen 
unrichtiger Auwendung der Art. A und 21 des: oben ex⸗ 
wůhnten Weſetzes erhohen, und der oberſte Gerichtshof ve r⸗ 
nich de to. ini Finke: Sitzung vom 28. Novbr, das: angefoch⸗ 
kene Erkrauntniß unter Verweißung der Bade zur nochmali⸗ 

gen Werhandlung und Aburtheilung an einen andern Senat 
= Arvellationsgerichts aus folgenden Gründen: ;Daf dei 
Her. in Frage Kehende Maskeijug unter Diejenigen öffent 
Ben Aıfjüge zu jene iſt, zu ‚Deren 1 Ubhattung nad} 
Art. 4 des Geſetzes vom. 26. Fehr. 1850, die Verſanim⸗ 
huägen. und PBereine beir.,. die vorgängige Auzeige bei Der 
einſchlaͤgigen Polizeibeharde und: deren Senehmigung zu ‚era 
holen if, haben die Heben; Inſtauzen ſelbſt anerkannt, und 
ebenſs ſteht ale‘ unbeſtritten feſt, daß eine ſolche polizeitiche 
Bewilligungzu jenem Maskenzuge nicht erholt wurde: 
Bei der hienach ohne allen Zweifel gegebenen Uebertretung 
des Art. 4 des erwähnten Geſrhes kann es ſich alfo nur 
darum fragen, ob und in’ mie weit: anf Die 3 Beſchuldigten 
die Strafbeftimming: des Mi. 21. efeiben. ‚anwendbar if, 
— verordnet: 

„daß Derjenige, Ber, ohne die yolzeitiäe ga 
erholt zu Haben,’ einen zur Kategotie des Artikels 4 ger 
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: Bieigen Mienttichen Aufzug veranlagt, dazu einladet, 
benfelben ordnet oder leitet, mit Gefängnißſtraft bie gu 
einem Jahre oder mit — BER "2 zu L belegt 
werden — 

In dieſer Beziehung sat nun die erſte Außen; auf 
den Grund der vorausgefchickten Anführung zweier Zeugen⸗ 
ansfagen, dann der von den 3 Anpefihuibigten in der Vor⸗ 
unterfuchung gemachten und tn der fentlichen Sizung ver- 
leſenen Angaben als thatſächlich feſtſehend angenommen; 
dag Die Letzteren einzelne wirkliche Alte der Leitung uns 
Ordnung des: Zuges vorgenommen Gaben, indem Gabriel 
Burkhart die Anordnung traf, dag ein Wagen, worin die 
Maske eines Türken wit einigen Damen gefeſſen, feinen 
veränderten Platz am Ende des Zugea zu nehmen habe, 
Fredrich Müller und Joſeph Beer aber in der Maske als 
Garlekins demfelben vorousgtugen, um Pak unter den 
Bufchauern zu machen, und auch bie 11. Inſtanz Kat an 
dieſer thatſaͤchlichen Beßfellung nichts geaͤndert, fondern ſich 
vielmehr ſolche dadurch ſelbſt zugeeignet, daß fie unter aus⸗ 
druͤklicher Berufung auf die eingeholten Erhe bun⸗ 
gen die Vorausfehungen zur Anwendbarkeit des At. Di 
anf Die Angefchnidigten nur um deswillen nicht für gegeben 
erklärte, weil es an den erfordertihen Anhaltspuntkten ge⸗ 
breche, daß der fragfiche Maskenzug das Unternehmen einer 
oder mehrerer bekimmter Berfonen, ober doch ſchon im 
Voraus herartig organifirt geweiew fei, daß wenigſtens be 
ſtimmie Perſonen als Ordner und Leiter im Voraus 
aufgeſtellt waren, indem vielmehr exſt im Momente det 
Abganges von dem Orte der Verſammlung fich die Leiter 
und Drdner des Zuges ſekbſt gebildet hätten. | 

Hiefür ſcheint nun zwar allerdings außen dem bereitt 
nben ausgehobenen Wertiaute des Art. 21 auch jener des 
Art. 4 zu ſprechen, indem hierin ums der Unternehmer, 
Leiter oder Ordner eines Öffentlichen Aufzugs die Zuftim- 
mung der betreffenden Polizeibehörde zu erholen für ver- 
bunden erHärt it, und auch nur diefe, gleih Denjenigen, 
die ihn weranlaßt oder dagu eingeladen haben, mit. Strafe 
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bedroht. And; es iſt ferner auch nicht zu verkennen, daß 
mr ſolche Hereits im Voraus in Thaͤtigkeit getretene oder 
dach. yorame beſtimmte Perſonen, nicht aber diejenigen, 
weiche ſich erft im Momente der Ausführung in irgend einer 
hervorragenden Weite dabei betheiligen, ſich in. der Lage 
befinden, ‚der. Polizeibehörde behuſs der. erforderlichen Bes 
willigung die vorgeſchriebene rechtzeitige Anzeige zu 
wochen. Allein andererſeits liegt es jedenfalls in dem Pflicht 
kreiſe Dexienigen Perſonen, welche erſt bei der Ausführung 
feloR die Ordnung und Leitung eines folchen Zuges über⸗ 
nehmen, fich. Die erforberliche Ueberzeugung zu verkhaffen, 
daß die polizeflihe Anzeige und: Wewilligung wirklich ſelbſt 
erfolgt iR, und wenn ſie, dieſes unterlafiend, fich in jener 
hewortretenden Weiſe dennoch betheiligen, fo Tann ihre 
gleichmaͤßige Strafbarkeit im Sanne und Beiſte des Geſetzes, 
weiches einer Umgehung ber polizeilichen Kognition vorbeu⸗ 
gen will, Seinem ‚gegründeten. Zweiſel unterliegen, weil 
außerdem in allen jenen Zällen, wo die im Boraus be= 
Rellten Deranlafler, Ordner und Reiter eines Aufzuges nicht 
zu ermitteln wären, die. Abhaltung eines ohne. polizeiliches 
Vorwiſſen Pattgefundenen und möglicherweiſe mit den ge= 
fährlichſten Folgen begleiteten Aufzuges geradezu ftraflos 
auogehen mäße.,: ſonach den jedesmaligen Theilnehmern in 
einem ſolchen Falle in einem ſchlauen und vorſichtigen Be 
nehmen; das erfolgreiche Mittel — — den ie 
des Geföged. ganzlich zu vereitehn. - 

VDieſe Berbindiichtett muß; wenn auch nicht bei u 
demeinen Theilnehmet, fo doch jedenfalls bei den vorbe 
zellgunten Peyſonen um jo mehr vorausgeſehßt werden, als 
zwifthen dem Unternehmer eines ffentliden Aufzuges, mit 
wolchem bes Veranlaſſer und Einlader in Eines zuſam⸗ 
menfällt, : und zwifchen. den Ordnern md Leitern deſſelben, 
weiche immerhin ganz. andere Berfonen fein Bönnen, ben 
dieſen Bezeichnungen enkfprechenden Begriffen zufolge wohl 
zu unterfcheiden iſt, wie denn auch. das Geſetz dadurch, DAB 
6“ im Art. 28 des Enbewfd von den Drdnern und Lei⸗ 
tem ganz abſtrahirte, im Krk 21, im feiner von den beiden 
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Nammern beihlofienen nunmehrigen Baflung: aber ſalche 
dennoch aufgenommen, zuteichend zu erkennen gegeben bet, 
daß es in Anfchung dieſer lezteren nicht: Darauf augufem- 
men habe, ob ihre benaorragende Shätigkeit fen vor 
ausbekimmt war, oder ob ſie .folde, af:. im. Momente 
der Ausführung eutwideh haben. 

. Da aun, wie bereits angeführd,- ntiihlich.. ARRcht, 
bag die 3 Angefchuldigten — wenn and etſt bei der. Aus⸗ 
führung des Zuges ſelbſt — ſolche hervorragtade Sunktie- 
nen ausgeübt haben, welche die beſandere Vemflichtzuig Ass 
Geſetzes mit ſich führen, ib. Der :ohtifle Gerichtahof in. ſei⸗ 
ner igenſchaft als Rafationshof hieran nichts au. ändern 
vermag, fo findet. auf, fie der. Urt: 24: uud beziehuugaweiſe 
Art. 4 des allegirien Bereinsgeichee alerbiugs Anwendung. 
Disie geichlichen Wehimmungen erſchainen dahar durch; das 
auf Freiſprechung des Angeſchuldigten — en „Rex 
N. en —_n — a Be 
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Audmeſſun der Strafe 'bes Gehilfen 1. Grabeß zu einem außge 
—* ———— Kt. 2. BD. vom 28. os 


Rare Gelenntniß: des Saeit- un} Siad iderlaus NMoſir 
burg warn Georg Eſchertshuber vom Crnccing und 
deſſen Ehefrau Ratbarine. Efgertähuher mgeu. Ver⸗ 
brechens der . Hilfeleiftung ;L Grades: zum Verbrechen des 
ausgezeichneten Dicbſtahls, dann Georg: Efcherts huber = 
wegen lenkurrirenden einfachan Diebſtahlsnerbrechens, and 
awar Georg Cicherisbuber au Al/, jähriger, amt. Katharina 
Eicherishuber zu Aaͤzriger Acheitähmaßrafe. derurtheilt mar 
den. Das kgl. Appelationogericht von Oberbayern haue⸗ 
Die hiegegen erhobene Berufung ‚verworfen, und die beiden 
Beſchuldigten hatten hiegegen die Michighkeitabeſcharde, uud 
zwar unter Anderem auch wegen. vnrichtigex Anwendung des 
Geſehes bei. Bumuffung. der Strafe eingewandetl.. ..: . 

Der oberſte Gerichtshof werwarf in feine Sipung. vom 
26. Rowhr. 1363, Die erhobene Beſchwerde, und zwar, : fer 








3 estate Gurk et RnftigrhofeB), .7 445 


1 ei re — us ke 
genden: Gründen: 
tt REEL, — Ye: 208 
hl 06 Gtrofgiiehhugesg-: Arh:I..dann. VI. Mr. 3 der 
VBacardnung Heben 25: Min: 9816 iiber den. Diobfinhl und 
Aut: An Biih-H- des angefühten Seſeßbuches richtig ange 
wuenhah:- rc: Inſſang, suas: die Ads Fufbaaı 
hatte, rare ee iſter Deu nur] Ws FIR, re 
rl Bu Warge Ihie Morgens. gwiſchen Bund 
U re ou dar Mario Hinter aleir zn 


Whlrinkanei reiten zu Köormen, darch; Erkrechetrug einer 


Denſtevfcheibe neh ıMushthing der · Fenſterſtügel dann Ein⸗ 
ſteigen, gewaltſam rinhebrochen, sub: Htauo 2: Eauicke "Arie 
rein Ser earth or. BG ſt ent⸗ 
unter a run · Qathacin q Cſcherca· 
Sauber; die gefchehrne Musführutg dirſea man In ſe vch Su enn 
bereitsn beſchlo intern Dichnhter wiſſendlich and Monſanlich 
DuwinBeiskaugg uũber Die Ant/ Mittel men — 
ſeibau ober für dent haban; das Art nun: Ze 
re a Nur: 15 ARaRı. ‚Mafınittagt: dem ne 
We herab Ark gm. Mellingr. suävıklucn. Laden ıntehrene 
Mace xſtude a: Mexahe - non HH. mmdi:60.fl, entwende⸗ 
urban fer finds aller geſetzlichtn Mernaniichiugen: zum — 
serie ber ing I. Grades um Verbrechenn des ara 
geceichnenen Diebſtahls arr Maria Hintermairr,r Ind Rad ein⸗ 
Tagen: Dirbſtahlsverbrechens am. Axraͤmer Millerbuͤchler excrorit 
ohne daß Dder weiter angenomene Thatumftandı  - 

ern daß die Eſcherishuber fhen /Cheleute / dem ‚Stern. durch 
vorausgrgawgene · Suficherung der Verheimlichung: der That 
Ko : des Nltfteahne · Ben chhekei!' zur; gewißtntenden - Beute die 
forderlich waren ‚tn als für ich allein nach Art. 76 Ziff. V 
BE LIU de SB Die FAR Hans bes 
al and Nektar in’ Betracht Tagen Tann 

ver Arena hei Ausmzeſſung der Strafe hat * PER 
Yes JH und NH. bey sangeffigyien Verordnung vom 25. März 
A dann, Art I Ai, ſowis Art. 408 u. ff. Rp 
Dar SIR. die richtige Anwendung arfınden; indem, Hier 
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sach der Urheber eines audgezeichneten Diebſtahle mit A His 
8 jährigem Arbeitshauſe beſtraft, für den Gehllfen I." Bra 
des zu diefem: Verbrechen der geringſte Brad: dieſer Strafe 
um den vierten Xheiltgemindert und: allenfalls bis auf. bie 
‚Hälfte herabgeſetzt werden fol, jo daß dieſe Strafe zwtſchen 
zwei⸗· bio breifährigem Arbeitshauſe zu bemeſſen kommt, und 
dar kenkurrirende einfache Diebſtahlsverbrechen mit Arbeite⸗ 
haus auf 1 bis 3 Jahre bedroht iR; fu daß dem Georg 
Eſchertshuber wegen. den. Hilſeleiſtung I. Grades tine drei⸗ 
Jährige, und: wegen tinfachen Diebſtahlsverbrechens eine: ein- 
und. halbſahrige; und dev. Katharina Efchertäfgiber: wegen 
gleicher Silfeleikung ‚eine zweijhrige Arbeitshaueſtrafe ie- 
erhalt. des geſeglichen Maaßes amgerechnet worden iſt. 
5 Demhadr-Reilt:fich- ie im dieſem Punkte von bir Mer 
ctheidagung befonders hervorgehobene Beſchwerde ul unge 
gründet bar. Denn wenn es auch nad Art. WII der auge⸗ 
ſahrten: Beterdnung vom 2. März 1816 den Gerichten 
verſtattet if, bie dortſelbun fotgeſezie Strafe. des Urhebere 
eines ausgezeichneten Diebſtahles bet beſenders mil⸗ 
dernven: Umſtämnden auf die Hälfte herabzufetzen, ſo kann 
Se Bemeffung der: Strafe des Gehülfen 1: Grades nur von 
dem gefetzlich objektiv -: allgemein ſeſtzeſeßzeen edrigſten 
Girfmaafe- ausgegangen werden, ſoferne nicht auch für Den 
Behilfen die. vom Gefetze vorgeſehenen beſonders mildern⸗ 
ven Wnftände: eintreten, wofhr es aber im’ gegebenen u 
an as Bene Valtvunkte neen — 
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F Pr 8 Februar — hatn ſich der —— I 0« 
ſeph Schußmann von Wartenberg, — nachdem er bie Wap- 
nerstohter Anna Gutmann von feinem Börhaben, daß 
er in Diefer Macht bei der Bran mwelnbrennerswittwe Gr 
tzench ofer zu Moosburg Geld Holen wolle, und daß bie- 
fer: die Gürgel abgeſchnitten werde, Ai Reuntnig geſeht, and 
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bier. Atıaa: Batman angegangen, halle, ‚ihre Schürze zur 
Yufnabıne des: Geldes. herzugeben -: und. die Teufen des 
Schinkzimmers behufs der Flucht zu Affen, — -in dem 
Haufe der Anna Sabenhofer verſteckt, nach GEntfernung der 
„Gaße, dis Thüre Der Gaſtſtube erbrochen, ſich ſodann in das 
Schenkzinuner und: von da: in: das Nebenzimmer begeben, 
0 +7 auf: das Bett, in welchem Die: Wittwe: Subenkofer 
bag, :eimen Griff machte, fofort--aber. in Volge der won Anua 
Gutmann der Gensdarmerie gemachten Anzeige: end: darnach 
getroffenen Vorkehruugen feſtgeneumen wurde. 1::::- 
. Schufmann befand fich sim. Beſitze eines Stemmeifens 
und eines Im Griffe feſtſtehenden Meſſers, und derſelbe 
wurde :anf den Grund der öffentlichen Verhandlung ˖ von 
dem AMAeis⸗ und Stadtgerichte Aichach wegen Verbrechens 
Des. entfernten Verſuches zum Verbrechen Des Raubes 3. 
Grades zu: Zlährtger Arbeitshausſtrafe veruftheitt: - 

+ Bine Megegen van demfelben:. eingemendete Berufung 
„hatte: das Appellationsgericht von «Oberbayern. verworfen, 
annehmend,/ daß Schumann: in.das Schlafzimmer Dei Satzen⸗ 
hoßer· in keiner andern Wbficht gedrungen ſei, als um durch 
‚Gewaltanwendung an der/Perſon eine Entwendbung zu ver⸗ 
üben, indem derſelbe -mit Wasfen verſehen geweſen ſei, daB 
ſich ſonach die That als entfernter Verſuch zum— Ban 
des NRaubes 3. Grades charakteriſifhfe. 
Schußmann hatte gegen dieſes Urtheil die Nictigtritse 
beſchwerde wegen unrichtiger Anwendung bed Geſetzes ein- 
;gewertdet, indem zu dem Raube, bei welchem die Erreihung 
der habfüchtigen Abſicht zum Begriffe der Vollendung nicht 
erforderlich fei, ein Verſuch überhaupt nicht und beiſpiels⸗ 
weile möcht zum Maube I. Grades denkbar ſei, weit fi 
wicht ausſcheiden Tale, was zum Berſuche im Gegenfahe 
zu dem :gefeplüchen ‚Begriffe der Vollendung, welcher bie 
Arveichung des Zweckes nicht erfordere, gehöre, noch. weniget 
‚aber moͤglich fei, zwiſchen entferntem und näcftem Verſuche, 
ne mit. dem Begriffe der — ———— in — u 9. 
‚tathen, zu unterſcheiden. 

Der oberfte Gerichtshof verwarf in feine Sipung nom 
29 * 
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3. Dezember 1853 die erhobene Beihwerde ans folgenden 
Gründen: 

„Der Berjuch, als der Inbegriff aller äußeren Hand⸗ 
kuneen, welche in der Abficht, daß ein. beſtimmtes Verbre⸗ 
hen enifiche, vorgenommen wurde, Die aber den geſetzlichen 
Begriff des vollendeten Verbrechens nicht erreichen oder nicht 
erfchöpfer, daher nur als Mittel der Vorbereitung der Bol 
bringung der That. erfcheinen, kann dieſem gefſetzlichen Be⸗ 
griffe gemäß auch bei Verbrechen ſtattſinden, webhe zu ibrer 
Vollendung die Erreichung: eines beſanderen Zweckes des 
Sandelnden nicht erfordern. (Anmerk. zum SER Bd. I 
S. 16, letzter Abjah unten.) Die allgemeine An 
wendbarkeit der Strafgelebe über den Verſuch iſt auch bei 
dem Haube, bei welchem die Erreihung der habſüchtigen Mb- 
ſicht auf Seite des Haudelnden zum. Begriffe der Vollendung 
nicht erforderlich ift, nicht: ausgeſchloſſen, vieimehr iſt es 2er 
Dergleihung. der Fonfreten Handlungen des gegebenen Balles 
mit vem geſetzlichen Begriffe des Verſuches in feinen beiden 
Abſtufungen anheimgegeben,, zu ermeilee, ob eine. in den 
MÆreis des ftrafbaren ‚Berjuches bereits ‚getxetene äußere do- 
Iofe Handlung gegeben fei, und gb; diefelhe in einem ent 
fernten oder ‚nahen Verhältniſſe zur Vollendung: Rebe. - 

: Auf den. Grund dieſer Prüfung hat im ‚gegebenen 
Balle das Appellationsgericht mit Recht bie gegen ben Be 
ſchuldigten feftgeßellten oben bezeichneten Kandlungen in 
Verbindung mit der thatſächlichen Konftatisung der damit 
verbundenen ‚vexbrecheriichen Abſicht als- Verſuch zu dem 
Verbrechen des Naupes-3, Grades überhaupt beurtheilt, 
was ingbeſondere aus der Abſicht und den Vorbereinungen 
der That Max herporgeht. Ob die weitere Annahme, daß 
die von dem. Beſchuldigten vorgenommenen Handlungen nur 
in dem Perhältniſſe der bloſen Vorbereitung zur Haupt 
handlung, ſtehen geblieben. ſeien (Art. 63 im Gegenſatze zu 
Art. 69 Thl. I des. StGB.) richtig ſei, kommt hierorts 
nicht zu unterſuchen, weil jedenfalls — — |. 
des Be nicht Be jein: N er 
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Beſchwerde wegen der nad Art. 2 ar 2 des 8 Prefgefshet vom 
- 417. März 1850 ausgeſprochenen Unterbrüdung einer Schrift. 
Bergl. oben Nr. 92 und 95. 


Bon dem in Augsburg in der Boltarde ſchen — 
druckerei gedrudten und unter verantwortlicher Redaktion 
des Albrecht Volkardt herausgegebenen Augeburget 
Anzeigeblatt“ wurden die veröffentlichte 

a). Numnier: 222 vom 15. — 1853, entfatten ei⸗ 
nen Auffad: © © 

„Rußlands Politit ald Damm gegen die Revointion“, 
5) Nummer 223 vom 16. —— 1853, — ei⸗ 
nen Aufſatz: 

„die deutſchen Ruſſen“ 
am 15., dann 16. Auguſt in 260 — und 

e) Nummer 224 vom 17. Auguſt 1853 mit dem 
Schluſſe des vorigen Aufſatzes am felben Tage, ebenfalls in 
200 Exemplaren von dem k. Kommiſſar der Stadt Augs- 
burg auf -den : Grund der Artikel 24 und 25 des Preß⸗ 
frafgefebes vom 17. März 1850, dann des Minifterial- 
ausfchreißene vom: 24. Oktober 1851, wornach mit Rufe 
fand - volfländige Gegenſeitigkeit in Breffraffaden befteht, 
mit Beſchlag belegt. 

Nach Durchführung der dethalb gegen Albrecht Vol⸗ 
kardt eingeleiteten Vorunterſuchung erkannte das k. Kreis⸗ 
amd Stadtgericht Augsburg am * September 1853 in der 
Erwägung: 

1) daß in Nummer 222 des Augsburger Anzeigeblattes 
in dem Artikel „Rußlands Bündniß als Damm gegen die 
Revolution“ der Regierung eines auswärtigen Staates, wel⸗ 
her in Preßſachen den Grundſatz ber Gegenfeitigfeit ange- 
nommen hat, ein Hinwirfen auf die Entflehung innerer Uns 
ruhen in anderen Staaten, ſomit eine Thatfache zur Laſt ge» 
legt werde, welche, ihre Wahrheit vorausgefeht, allerdings 
geeignet wäre, allgemeinen Haß und Verachtung gegen dieſe 
Hegierung hervorzurufen, wornach alfo, das Hinzukommen 
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einer' rechtswidrigen Mficht vordusgefegt, ink Uebertretuugz 
des Artikels: 23 des Brepfrafgefepts‘ vom vom 17: Mit, 1850 


vorliegen würde; J ne 
2) daß 28’ zwar' an genügenden — Mir An 
nahme einer rechtswidrigen Abfccht mangelt; 1 "7 Fin 


3) daß jedoch der Inhall des fraglichen -Brtikrke) ob⸗ 
jetfid ein geſchwidriger iR, wornach alſo in Gimaßheite dee 
Art. 2Abf II des Preßſtrafgeſetzas die Vernichtang derrfrug⸗ 
lichen Nummer gerechtfertigt erfiheint; " :: 4.5 wur 

"Ayidaß bezuͤzlich des in Nummer 223 und-224 veſſel⸗ 
ben’ Blattes‘ enthaltenen Artikels bi ſtrafrechtkiher· Near 
nicht vorliegt; Er a la SDR 

in Gemäßheit der ae 4 5 Aruilil 55 
des Strafprogeßgefeßes vom 10. November 1848 auf Ein- 
ſtellung des: Strafverfahrens;; " verfügte aber ik Genaßheit 
des Art. 2 des Preßſtrafgeſehes, daß die Nummer 222. des 
Augsburger Anzeigeblattes, inſoweit dieſelbe nicht in! Pris 
vatbeſitz uͤbergegangen, zu pernöchten, und das gegenwaͤrtige 
Erkenniniß in ſämmtkichen —— ee. 
Amtsblatte für die Pfalz zu veroͤffentlichen: ſei. Str 

Gegen diefen Ausſpruch wurde ſowohl von se %: 
Staatsanwalte, ‚weil nicht 'auch wegett "der Nummer. 223 
und 224 des Augsburger Anzeigeblattes Die itnterdruͤckungi 
verfügt worden, als auch von Albrecht: Volkardt,- weil Pie 
Vernichtung der Nummer 222 des befagten- — verfügt 
worden fei, Berufung eingewandet. - - — 

Beide Berufungen wurden aber Dutch Grtenninig- bed: 
f. Aypellationsgerichte vom 7. Oktober 1853 verworfen, und 
Babei inobeſondere thatfächlih angenommen; daß in dene in 
Nummer 222 enthaltenen Artilel der kaiſenlich xuſſiſchen: 
Staatsregierung inſoferne ein verläumderiſcher Vorwurf gen 
macht wird‘, als ihr zur Laſt gelegt wird, daß Tier aus ci» 
gennuͤtzigen Zwecken mit der revolutionären Partei in an⸗ 
deren Ländern in ein Buͤndniß gekreten fei, welcher Bor⸗ 
wurf geeignet ift, fie allgemeinem Haſſe Preis-zu geben; ſonach 
der Art. 24 des Preßgefehes Hier in Anwendung kommt. 

Hiegegen hatte Albrecht Volkardt die Nichtigkeitsbs⸗ 


dehnen Gexvbtazoſan (Meierimmeheked: Alf 


ſchwerdr angemeldet. umd.- Be: in dere öffentlichen. Sißzung 
durch Advekat Pr. Kerſtorf won Augsburg ondführen laf⸗ 
fen; zugleich hatte der Generalſtaatsanwalt im Koſtenpunkte 
Befrhmerbe zur. Wehrung des Geſehes ergriffen, -und der 
obere Gerichtshof verwarf-in der Sigung vom 9. Dezem⸗ 
be: 1863 - Die Richtigleitsbeſchwerde des Albrecht Volkardt 
under Verurtheilung desſelben in „Die hiedurch neranlaften. 
Koſten und in eine Geldſtrafe von 25 fl., ſprach aber zugleich 
aus, daß durch Die Nichtperurtheilung des Albrecht Volkardt 
in Die durch feine von dem &. Appellationsgerichte verwor⸗ 
fene; Berufung veranlaßten Koſton das Geſetz Art. 204 des 
SPS. vom 10. November 1848 verletzt worden ſei. =:,. 
Die Erimde des rn anne “ee 
ten dahin -. : - 
:k- on Rigtigtelissefgnerne Beh. Aibieat 

Polkardt. 57 

5 & — haurſagug hervorgehoben, — weder 

—* noch, die. I. Inſtanz zur Erlaffung der fraglichen. Ver⸗ 
fügung lompeaent geweſen, Daß, jedenfalls dieſe Verfügung 
ohne vporausgegangenes — nicht habe erlaſſen — 
Böanen, a a EB 
» . Rah Art, 2 Abſ.2 * 3 bes Brefftrafgefehrs- vom 
17. März 1850 ift dem Gerichte, weldes über die, Ver- 
weiſung zu entfheiden hat, in dem Falle, wenn gine 
Perſon, gegen. welche eine. Anklage gerichtet werden, könnte, 
nit gegeben iſt, Die Befugnig eingeräumt, die Unterdrü- 
ung oder Vernichtung einer. Schrift. wegen ihres geſetz⸗ 
wibrigen: Inhaltes „u verfügen; -— .eine Perſon, gegen 
welche eine Anklage gerichtet werden könnte, ift aber au 
dann nicht gegeben, wenn gegen eine beffimmte Berjon das- 
Strafverfahren wegen Mangels einer, vechtöwibrigen Abſicht 
eingeftellt wird, weil hienach gegen diefe Perfon eine An- 
klage wicht gerichtet werden Tann, und die Ausübung. diefer 
Befugniß auch bei Einftellung des Strafverfahrens gegen 
eine beſtimmte Berfon ſteht dem diefe erkennenden Gerichte 
folgereht um fo mehr zu, als gleiche: Verfügung: auch bei 
erfolgter Freifprehung des Angellagten von dem Schwur- 
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gerichtshofe erlaſſen werden, dieſe möglicher Weiſe aber anf 
bei Annahme eines obieltw nicht ren — 
der Schrift beruhen kann ). 

:Diefe vom Geſetze demjenigen Breite, weläjes. über 
De Derweilung zu entſcheiben hat, eingeräumte Befkamig 
muß nach der Faſſung des Art. 2 Abſ. 3 auf das zut Ent⸗ 
ſcheidung Über die Verwerfung berufene Gericht im weite 
Ren Sinne bezogen werden; es iſt aber hiemit auch -un- 
verkennbar eine AUsnahmsbeſt imm ung von der Nagel 
Des fonft in Preßſachen angeordneten Verfahrens gegeben 
und daher anerfannt, dag auch ohne vorangegange- 
nes Verfahren von dem zur Entſcheibung über die Ber- 
wilwug im allgemeinen berufenen Gerichte Die Unkerdrädung 
oder Bernichtung einer. Schrift wegen lea serepwibrigen 
-Inhaltes- verfügt werden kann. 

Hatte nun das}. Kreis» und Stodtgericht Augsburg 
gemäß Att. 49. Ziff. 2 und Art: 51: des StG. vom 10. 
Noveniber 1848 nach Lage dee Vorunterſuchung über Die 
Berweifung der Sache an das k. Appellationsgericht "Bes 
ſchluß zu faffen, fo Tonnte es bei Prüfung: det Ergelinifie der 
ann zu einem Verweiſungsbeſchluſſe, welcher ſich 

u ein Hauptbeſchluß RN und u . das 


*) Das ‚yon den — — ————— une 
kann allerdings auch auf der Annahme eines objebtiv nicht 
geſetzwidrigen Inhaltes der Schrift — da: die⸗ 
felben. für. ihren Wahrſpruch feine Gründe anzugeben haben, 
bleibt die immer ungewiß, und das Geſetz hat Cr in 
dert Falle, wenn wegen des In Mitte liegenden Wahr 
‚ed ber Gaſchwornen eine. Berurtheilung .dr8 —— 
klagten nicht erfolgen kann, dem Schwurgerichtshof⸗ die I 

fugniß eingeräumt, nunmehr ’felbft den Inhalt! der Schriſt 
zu prüfen: und, wenn. er benjelben für gekehwidrig a 

‚ bie Bernichtung oder ir der Schrift auszuſpre⸗ 
Gen; denn wenn ed auch an einem Individuum fehlt, wels 
ches im gegebenen falle für ven Inhalt einer Schrift Arafı 

rechtlich verantwortlich iſt, kann derfelbe immer. noch ein 
eſetzwidriger fein, wie dies durch die Verſchiedenheit der in 
9 t und 2 des Art. 2 ded Preßgefetzes gebrauchten Aus⸗ 
— „ſtrafbar erfiärte Schrift und Ageſetz⸗ 
widriger Inhalt einer Schrift“ deutlich hervor⸗ 
gehoben iſt. 


* 
— 
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Appellationsgericht, — nbgefehen von dem VFalle, in weldem 
die Sache im’Wege der Berufung dahin erwächſt, — nad 
Art. 63° des’ angeführten Gefeges eine Verweiſung vor das 
Schwurgericht nicht ausſprechen kann, nur datın kommen, 
wenn ſich erhebliche Berdacdhtögründe gegen eine beſtimmte 
Perſon ergaben, und derſelben 'eine rechtswibrige Abficht zur 
Laſt fiel, und Hat es die" Saché hiezu nicht angekhan gefun⸗ 
den, daher nah Art. 35 des erwähnfen Strafprozeßgeſetzes 
die Einſtellung des Strafverfahrens beſchloſſen, ſo war es 
uud; zuſtaͤndig, hiebei unter-den geſetzlichen Vorausfegungen 
Verfügung über Vernichtäng' der Schrift zu treffen. — . 
*Das durch die Berufung des Angeklagten angegangene 
t. Avpellationsgericht Yon Schwaben und Neuburg war hie- 
had) auch kompetent, die Rechtmäßigkeit der erſtrichterlichen 
Berfügung zu pruͤſen und dieſelbe zu beſtätigen oder auf 
zuheben, und es hat ſomit Arkitel 2 des ar 
bie richtige Anwendung Lena PR; I: | 


4 
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” Die an oder — dr — bei nicht 
erfolgter Verurtheilung iſt von. dem Schwurgerichtshofe. be⸗ 
—ziehungsweiſe von dem mit Aburtheilung der Preßpolizei⸗ 
übertretungen ‚beauftragten Strafgerichte, bei dem Nicht» 
vorhandenfein einer Perfon, gegem welche eine. Anklage. ge⸗ 
richtet werden ‚Lömite, von demjenigen Gerichte anzuorbiten, 

= welches über die Berweifung zu entfheiden hat. 
"Da wm bei Preßverbrechen und Vergehen die Appellations⸗ 
gerichte darüber zu entfiheiben Gasen, ob eine Auflage zu 
 » erheben und auf Verweiſung der Gahe an dad Schwur- 
‚gericht zu erkennen fei, und die Vorlage ber Vorunterfuhungs- 
atten von dem Kreis⸗ und Stadtgerichte an das. Appella- 
tiondgeriht zur weitern Beſchlußfafſung als eine 

*’ Bereifung im eigertlihen Sinne nicht betrachtet werden 
Tann, fotäht bie Ausbeuföweife im Gefeße allerdings einen 
12 .Zweifel daräder zu, 0b bei Preßverbrechen und. Bergehen 
unter dem Gerichte, welches über die Berweifung zu. erfen- 
nen hat, auch dad Kreis⸗ und Stadtgericht zu verfichen 
fel: Der oberſte Gerichtshof hat biefe Frage bejaht, unb 
wohl mit Recht. Denn der Vorlage der Akten ‘an das 
Appellationsgericht zurt weitern Beſchlußfaffung muß von 
Seite des Kreis⸗ nnd Staͤdtgerichts eine Prüfung darüber 
vorausgehen, ob der Inhalt der Schrift ein gefek- 
widriger iſt, und ob eine Perſon vorhanden, gegen welche 
eine Anllage gerichtet werben Tann. Iſt BLetzteres nicht der 
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‚23 Unter diefen Berausiehungen fana- : -. 

a) von- einer  Verlehung-- der Art. 5,, 6.-und. -« dh 
Ediktes vom 4. Inni 1848 Aber die. Freiheit. ber . Brefle 
und des Buchhandels - dem Presſtrafgeſeße vom 17. März 
1850 und dem bierin in. Bezug genummenen Strafverfahren 
gegenüber ohnehin keine Rede fein; es iſt dieſes 

d) · derſelbe Fall mit Art. 1 des Geſezes vom. 29. Aug⸗ 
1848 über einige. Abaͤnderungen des . Ahls. des CBz 
weil dem Gerichte, welches über die Berweiiung zu: entſchei⸗ 
den bat, die nt! der. — — -und, ern 


zuſteht; 
0) find die Art, 49 51 und 69. be⸗ PR. vom 1% 
November 1848, wie erörtert, nicht verlegt. mosben;: --. - 


‚d) fuben die Art. 74 und 226.desfelben, Geſetzes auf: 
den gegebenen. Ball feine. Anwendung, weil. — die — 
Vorunterſuchung Beſchluß zu faſſen, war, und ort 


e) konnte Art. 3 des Preßſtrafgeſetges — nicht — 
letzt werden, indem die hierin. behandelte Materie mit der 
vorwürfigen — Bu in: der. nr — er 


RE EEE En ES er Ale EM 
Fall, fo darf nach Art. 51 des StPE. vom 10. November 
1848 eine Berweifung an das Appellationsgericht nicht er 
folgen, und es fann daher nicht angehen , - daß. dad ‚Kreis-, 
und Stadtgericht in einem folden ‚Falle die Akten dem 
Appellationdgerichte lediglich zur Entfcheidung darüber vor⸗ 
lege, ob die Schrift + wegen ihres ı gefehwidrigen Inhaltes 
etwa zu unterdrüden jei. Vielmehr ı hat das Kreiß- umd 
Stadtgericht, ‘wenn ed von dev Gejegwidrigfeit der Schrift 
überzeugt iſt, die geſetzliche Folge det Unterdrückung oder 
Vernichtung ſelbſt auszusprechen: Auch darf man-fid an. 
dem gewählten Ausdrude: „über die. Verweiſung zu ent- 
ſcheiden hat‘ nicht ftoßen, da’ auch die Art. 49 und 52 des 
SPS die Vorlage, der Alten an das Appellationsgericht 
ut weitern Beſchlußfaſſung, eine Berweiſung der’ 
Sache an dad Appellationdgericht nennen: . Jedem Zweifel, 
wäre einfad dadurch abgeholfen geweſen, wenn! min im 
Geſetze den Schlußſatz ded Art; 2. dahin: gefaßt‘ hätte: „wel⸗: 
ſches die Einftellung des Strafverfahrens verfügt," da exit. 
durdy diefe Verfügung, fie mag nun vom Kreis: und Stadt: 
gerichte oder vom Appellationdgerichte, (in Folge: der Ber:. 
weilung der Sache dahin zur weitern Beichlußfaffung) aus- 
gegangen fein, feſtſteht, daß feine Perſon vorhanden ift, 
gegen welche eine Anklage gerichtet werden kann, 
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3) Die Verfügung der Vernichtung der Rummer 222 
des Augsburger Anzeigeblattes wegen geſetzwidrigen Inhal⸗ 
tes des darin "enthaltenen Nuffages Rußlands Bündniß 
als Damm gegen die Mevolutien“ beruht aber auf richtiger 
Anwendung des Art. 24 Des: mehrerwaͤhnten Vreßſtraf⸗ 
geſehes, welcher erfordert, daß in einer Schrift die Regie⸗ 
rang eiites auswärtigen Stadtes durch Befchimpfungen oder 
Shmäbungen angegriffen wird, indem ſolche in der für ben 
oherſten Gerichtshof maaßgebenden thatſächlichen Annahme 
des Appellationsgerichtes, daß der kaiſerlich ruſſiſchen Re⸗ 
gierung zur Laſt gelegt wird, daß fie aus eigennuͤtzigen 
Zwecken mit der revolutivnãren Partei in anderen Ländern 
in ein Bundniß getreten Seh, weicher Vorwurf peeignet jei, 
fie allgemeinem Haſſe Präs zu geben, unzweifelhaft enthal« 
ten ſind, und indem der Grundſatz der Gegenſeitigkeit in 
Preßſachen nach Borſrift — — 25 deſeien Ge⸗ 
net feſtgeſtellt iR. 

4): Der Art. 31: diefee: —* — wurde von dem 
I. Aphebationsgerichte gat nicht in: Bezug genommen; der⸗ 
felbe ſteht auch nach feinem Inhalte mit Art. 24 in feinem 
nothwendigen Zuſammenhange, indem er non den Schmäh- 
ungen -einer -Privatperfon oder eines öffentlichen Beamten 
oder einer mit diefem in gleicher Kategorie lebenden Perfon 
bezüglich einer. Amtaͤhandlung, jedoch aufer Ei Talle einey 
Berläumdung nach Art. 28, Handelt. 

Demnach mußte die eingewendete wichtigkeitsbeſchwerde 
als ungegründet verworfen werden, und es hatte der alterna⸗ 
tive Antrag, den Albrecht Volkardt mit feinem Blatte vor 
das nächfe Schwurgericht zu verweiſen, bei dem in Mitte 
liegenden Befchluffe der I. Inſtanz vom 9. September 1853 
auf. Einſtellung des Strafverfahrens, wogegen das nad 
Art. 60 des Strafprogepgefehes nur dem Staatsanwalte zus 
Rehende Berufungsrecht nicht ausgeäbt wurde, ald ganz un= 
Batihaft. unbeachtet zu bleiben ; es war aber zugleich der 
Beichwerdeführer nach Art. 274 des StPO. vom 10. Nov. 
1848 in die veranlaßten Koßen und in Anwendung bes 
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Art. 246 desſelben Gefehzes in eine Gelbſtrafe von 25 FL. 
zu verurtheilen. 

B. In Anfehung der Beſchwerde zur. Wahrung 
’ des Geſetzes. 

Das k. Appellationsgericht haͤtte in feinem Etkenntniſſe 
vom 7. Oktbr. 1853, wodurch die Berufungen des. k. Staats» 
anwaltes und des Albrecht Bolkarbt gegen. den Beſchluß des 
Kreis» und Stadtgeriätes Augsburg vom 9. September 
desielben Jahres verworfen wurden, bezüglich des Letten 
na& Art. 339 mit Bezug auf. Art. 303 und 204 Ani. 1 
and 3 des StPS. vom 10. November 3848 Aber deu 
Roftenpunft entiheiden, und den unterliegenben Beſchwerde⸗ 
führer in die durch feine Drtufung veranlaßten Koſten ver⸗ 
urtheilen ſollen. 

Es hat aber durch Unterlofung Ans Ansfprudes im 
Koſtenpunkte ſtillſchweigend die Koften ber k. Staatelaile 
überbärdet, Hiedurch den angeführten Art. 204 verletzt, und 
es mußte daher auf die deshalb von dem k. Generalſtaats⸗ 
anwalte zur Wahrung des Geſetzes erhobene Wafdhwerde 
nah Art. 364, dann Art. 260 und 262 bes — &e= 
febes erlannt werden.“ 


dl. 


1) Zeit der Zuftellung des Berweifungserfenntniffee. — 2) Un⸗ 
richtigkeiten in der zugeſtellten Beugenlifte. — 3) Berleſung 
ärztliher Gutachten. — 4) Mitgabe von Aktenftüden, welche 
Zeugmaußfagen enthalten, ehe Berathungszimmer. — 
3) Berwendung eines Ac—ceſſiſten als Pantololiführer. — 
(Bergt. Bu 2) en ms StPO. 2 au 178. Bükt. Sf 

23. Braunfhw. StPO. 5 1 Zu 3) $annov. 

Emo. 5 144. Braunfchw. u 8 X. Thür. HPD. 

$ 243, 244. Preuß. BO. $ 21. Kuch. Gaſ. (1848) U. 106. 

Bad. StPO. 6 233. Zu 4) Hannov. SPD. $ 189. Thür. 

StPO. A. 288. an G. 9. 161. Braunfhw. StPO. 

4. 141. Kurh. ©. (1848) 5 321. — Bd. (1851) 

8 97. Gh. Heſſ. &. 9. 174. Naſſ. ©. A. 171. Zu 5) 

Preuß. BO. 5 99. Hannov. StPO. $ — Braunſchw. 

StPO. 83 165. Thür. StPO. © 304. ne Gef. 

(1848) $ 143, 114) _ , 


Dur Erkenntniß "des Scwurgetichts hofes von Ober⸗ 


des oberſten Gexichtohofes (Anfiationchofe), AKT 


bayern waren: Georg Mailinger, lediger Dienſtknecht 
von Glonn, und Jakob Antretter, Tebiger as 
von. MWittericheyern Et 

L wegen des von ihnen im EN verabrede- 
‚ter. Berbindung. an dem Bauen Johann Seid! verübten 
Berbrechens des Maubes IV, Grades, und“. Ä 

. U. wegen zweier Verbrechen des: Raubes U. Grades, 
verübt: an Joſeph Weber und. Kafpar Ziegelmaier 
von Sonderwichs unter dem. erfehwerenden Umſtande der 
vorausgegangenen ptrabredeten —— a FIRE: 
verurtheilt worden... . 

Gegen dieſes nach Art, 233 des SHPEG. vom . Mo⸗ 
vember 1848 ohnedem der Ofſizialprüfung zu unterſiellende 
Uttheil hatten beide Angeklagte die Nichtigketisbeſchwerde 
eingewendet, und der Vertheibiger wm ne an 
Michtigkeitagrunde bezeichnet: 

1) Verletzung des Art: Ge des StPO. vom 10. Mo⸗ 
vember WBaſs, weil dem Angeklagten Mailiuger das Ver⸗ 
weiſungserlenutniß und die: Anklageſchrift erſt lange nach 
feinen. Anlieferung: in das Befänguiß des kKreis« und 
Stadtgerichtes Münden, nämlih am 24. Oktober 1833, zu⸗ 
geſtellt worden.fei, während der angezogene Artikel eine fü- 
fortige Mittheilung nach jener Einlieferung anordne; 

2) Dertegung des Art.:128 a. a. O., weil im. der dem 
Angeklagten Mailinuger zugeſtellten ZJeugenliſte Me Bengin 
Maria Seidl, Bauerntochter von Heinrichsdorf, gar nicht, 
und die Zeugin Marie HKHochſtetrer, Huttererbaͤuerin von 
Abling, unrichtig als — von en auf⸗ 
geführt ſei; 

3) Berletzung bes Art. 134. a — weit ber, Benzin 
Marie Antretter bei der: Belehrung . über Das Recht der 
Senghhaftsentichlugung nicht Fund gegeben ‘worden: fei,. daß 
fie in einer Unterſuchung wvesen ihren — 
‚werden ſolle; 

A) Berlepung des it, 165 0. — dur Verleſen 
der Gutachten des Gerichts arztes Dr. Be, welther weder 
in. der. Vorumerſuchung!  beattigt;, noch ig" die :tefferikliche 
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Bigung zur eidlichen Beſtätigung — GBut achten — 
worden ſei; 

5) Verletzung des Art. 180 a. a. 0. wurch witzabe 
dos. Endgutachtens des; Dr. Be, welches im Cingange eine 
Angabe des Dammifilaten Seidl über die Dauer feiner 
Arbeitsunfähigkeit, ſomit eine Zeugenanßſaßge enthalte, und 
des: Hausſuchungsprotokolles vom 1. April 1859, in. welches 
zine Vernehmung der Zeugin. Xherefe Bernauki ver⸗ 
webt fei,. — in das Berathungszimmer des Meſchwornen; 

.. 63: Bertebung. des: Ast. 208, da: der bei der ffen tlichen 
Verhandlung als Protofollführer verwendete Kreis⸗ und 
Stadtgerichtsacceſſiſt Rummerer den Wied, Hs 
Die erfordertiche Orxalifikation nicht habe; 
.2.:%), wweihtige Anwendung des Sirafgefepen beguntich 
des :an Zofeph Weber und Kaſpar Ziegelmaier btgangenen 
Raubes II. Grades durch Annahme des Rompinttes, obgleich 
die von ben. Geſchwornen bejahten V., VH., ZHE und XV. 
Fragen Teinzgwens' die nach Art 50 Kt. I des SLOW. er 
forderlichen Momente des. Komplottee, insbefondere wicht 
Die Mitwitkung bei der: Ausführnug ber That enchielten. 
Der oberſte Gerichtshof verwarf in. fedten Sipnung vom 
10. Dezember 1863 die — Veſchwerden aus folgen⸗ 
den Gründen: . ol RN ee ange 
Aulangend .vorerft Die. vor dem: Rerireben des Ange: 
Hagen Mailinger geltend —— u ——— ſo 
verordnet 
v ad 1) ber. Krtitel 65 Abſ. 2 des SB, born 40. Br 
yenber 1848 keineswegs eineı fofortige: Zuſtellung bes 
Berweifungsbefchluffes und der Anklagefchrift. an: den‘ Un 
geklagzten nach deſſen Cinlieferung in das Gefängniß des 
Kreise und Stadtgerichts, ſondern eine gleichzeitige Zu⸗ 
ſtellung beider Altenſtücke, und: da die Anklageſchrifd im: vor⸗ 
liegenden Falle erſt am 23. Dftchen 1853. gefertigt: wer, 
fonnte eine gleihzeitige Zuftelung derſelben mit dem 
Werweiſungserkenntniſſe nicht: früher, .uls geſcheher, edfolgen, 
nnd: da.: die. öffentliche Verhandlung den: na: am 
iu. Nowember, begaung ;:ı wat. dem Ungelktagbew: auch zur Bei⸗ 
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Bvringung allenfaltſiger weiteret Vertheibigungomittel — 
en Zeit gegönnt. - s 

Ba War in der dem Angeklagten: Moellinger * 
—— Abſchrift der Zeugenliſte die Zeugin Marie Gib! 
ar nicht, und die Zeugin Marie Hochſtetter mit unvichtiger 
Angabe des Standes und! Wohnortes aufgeführt, jo ſtand 
bemſelben nach! Ati 158Abſ.n1 das Recht zu, hei ber 
vEᷣſen kUchen Verhandlung gegen die Vernehmung dieſer Bew 
gen Einwerbung zu erfieben- und’ eine“ Entſcheidunge Des 
Scqchwürgerichtshofes zu provdziren; nachdem der Angeklagte 
über Me -Mernehmung” der Äraglichen: Zeugen‘ ohne Wider⸗ 
gebe gefcheben: lieh)” Bank er die verſttumte u = 
N ats Nichtigkeitsgrund geltend: malen... .:. 

28.3) Da:der Vorladungsbefehl nachweist, daß — 
gZeugin Monika Antretter dei ihrer Vorladung ausdrücklich 
-röffnet wurde, daß ſie ſich in der Unterſuchung gegen Georg 
Maillnger und sinen Genoſſen wegen Ruubes der Zeug⸗ 
shaft: gegen thren GSohn-Jakob Antreiter — 
— koͤnne, zetfaͤllt dieſer Eintvand von ſelbſt. 

:ad’4)> Dee Art: 168 des Strafſprozeßgefetzes ıgeftattet, 
m Ronfe der Berhandlung die über. den Thatbeſtand aufs 
genommenen: Protstolk und die Gutachten: der Sachverftän- 
digen aus der Vorunterſuchung zu vorlefen ; zu’ den Ichteren 
Yehören vorzugameije die don ven k. Gerichtsaͤrzien in Folge 
‚ihres Öffentlichen. Amtes: abgegebenen. Gutachten, und. fo 
wenig es vor Abgabe derjelben der befonderen Beeidigung 
oder Erinnerung an den geleifteten Dienfteid bedarf (Nos 
velle vom 2. Dezember 18172. ©. 179); eben fo wenig 
AR die Verleſung folder Gutachten in öffentlicher Sitzung 
davon abhängig gemacht, daß der Sachverſtändige Diefelben 
- dort eidlich befräftige, vielmehr. ift e8 gerade ber Zweck des 
Artı 165, durch geſtattete Verleſung feicher Gutachten das 
Erfcheinen des Sachverjtändigen in öffentlicher Sitzung ui 
flüſſig zu machen. 

445) Wenn das Endgutachten des Gerichibarztes 
Dr. Bed in dem Eingange einer. ihm von dem Damnififaten 
Beil .-üben . die Damen .; feiner : Mrbeissunfähigkeit. gemachten 
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Mittheilung erwaͤhnt, jo. Tanz, in. dieſer "Hafaı- Melation. 
über eine das: Obieltive der. Socke :befueiiande Angabe: sine, 
Dritten eine Zeugenausſage, im -uehlichen Birne; nicht. ae⸗ 
— NEBEN. en st ENDE ann. op 
Anbkangend : degegen. A üRn — — net sei. ar 
1: April 1093, Touanthäft Diet alterkingd une snöten Ahahle 
Ausſagen der nah -:im. Affentkicher Siſang alt Bagin. ven 
nommenen Tihareſe :Bernapfis: affeinshayr-Zegkeik,. weil, A, 
jenes auch in öffentlicher Sipung. nit. wenlelene Gange 
ſuchungsprotoboll als wine: Zeugmemälagn-Darkelltı uk nen 
dem Vertheidiger ſelbſt. akt: eine: ſolche⸗ erklärt uixd, muß an⸗ 
genommen. werden, daß ich Ansfalhe unter den Mentalolien 
über die. Zeugenvernehmungene ketend vmtllhe-: nach 1: 
Sitzungoprotalole: den Geiſchwornen nicht mit rin s Veratbungs⸗ 
zimmer gegeben: —— Da —.. 
gende kaufatirt: 7 2: nd ati men 13 
ad 67. Diefer. Einwand: ———— — of. — — 
Berausiehung; daße zu⸗ den Verridſungen eines Prototoll· 
führers in: Stcafſachen der Kriminalacdeſin d.ci. Risz-adr 
nmahmsweiſe Befugniße,⸗ohne + selhh:ı Mächten: · zu ſein / unter 
Refpigieng eines wirktchen Mühen Iurierfnikungbhankiungen 
ſelbſtſtändig vornehmen zu dierfen, .exfpaberhich; fei,: nähen 
doch die Sanktionen, eines Pretotallführens ihimen smeientlie 
verſchieden And,: und von aedem wernflichteian Ae⸗eſſi ken now: 
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. *). Zu dieſem Ginweanbe hat wahrfeinlich ein in Dr. ex tig)s 
Sammlung von Miniſterialentſchließungen zu dem neuen 
NT Strafverfahren &. 6 imbonftändig abgedrucktes Reſtript vomn 
: 80: Dex 1848, Anlaß gegeben, indem es dort heißt „Den 
Acceſſiſten, welde mit-dem Kriminalaccep nat 

find, fann die Fuͤhrung der Prototolle in den Öffentliche 
’ Sitzungen, wenn die Protokolliſten des Gerichtes verhindert 
find, übertragen werden““ ‚ Allein dieſes Reſkript handelt 
überhaupt nur von den Befugniffen derjenigen Aeceffiiten, 
weldhe den Kriminalacceh haben, und ſpricht nur aus daß 
diefelben auch als Protokollführer verwendet, werden + föne 
nen, ‚ohne bei diejer Funktion die übrigen Ncceffiften aus— 
zufchtießen. ' Zur Befeitigung jedes Mißveritimdniffe® ergmg 
daher am 10. Dez: 1853 eine weitere Minifterinlentfchlieh- 
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ru TER ie 6 ini vorlegenden VFalſe unerhebitch 
ob im den bezüglich bes Raubes an: Voſeph Weber ürb 
Kaſpar Ziegelmaier au ‚die Geſchwornien geſtelllen Kragen 
alle erforderlichen gefeblichen Momente enthgiten fup, ‚und. oyp 
Wu; diaſer Beiehung das Strafggeſttz michtige Anteendung ge⸗ 
funden hat, da: ſchonndurch das Verbtechen! des Kiabes 
W Grades anJohani Saht, hitnſichuich deffert’ die Vrage⸗ 
ſtellung nicht beanſtandet nyerden⸗ tann nnd au‘ dicht be⸗ 
anſtandet wurden die Auerlenpung,, den KTodesſtrafe geboten 
war; und idaher die loxnturnirtaben Nerhrechenoh nedem micht 
— ‚in: Wetracht ommen könmien. DE u Br zer SET FE ZT 

Bienäach Bellen‘ fih alle von dem Vertieter des Georg 
Mailinger erhobenen Einpendungen; ‚alB; ungegrünbgt" dar, 
var A auch „die sTankige, amklinhe Prüfiyig,zıgeben ‚bat, daß 
ſowohl in dem Die öffentliche Sigung vorbereiten den n Wide 
fahren, als Bei Jenem wor: dem Schwurgerichte, ſowle bei 
WSaspfing des Wahrſpruches und set” Karfutig des Urthelts 
dede weſenfliche Fohrſmhichſeit Genbantek,. ingh das Geieg, auf 
die dnh. den Wahrſocuch ulrz: ‚Beihwerndk - feligefeilten 
Whatſathen richtig angewendet aumtbe-, naußten die von den 
veidert BT. — Sean vetworfen werben!” 
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vVSohann —— Federer, 16 Jahre. akt; Sattler⸗ 
Tebetähe vn Ettkangen, wurde — Erkeſrniniß des pt. 
Riss und Stadtgerichts "Mrwberg! des Verbrechens des 
Meineides, : ubgelegt- m der! —* bſache! gegen: den 
Sottlergeſellen⸗ Michael Ehiasi Kinditer vo: Erlangen 
wegen — GSelbſthilfe, ſchalbig: etklaͤtt, und zu 
Acker “ rbeitchauvſtraſ⸗ Hera, fuglekn zu allen 
33. Su? „i 

— rn Ne oh — — 
PTeung daͤhln, daß⸗nicht nut und —— 
des Kreltz⸗ und Stadtgerichtes, ‚fordern <auch. verpflächtese 
Kau zlei⸗Individnuen ‚bei: Wethiicerung ‚bir Rrotot⸗olliſten alb 
Et een bei Hfienttiher, Siaungen: nenmenbet, werben 
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Mürden , Staats = und, Ehrenämtern ‚ii dann zur Ablegung 
eines, Eides oder Zeugniſſes für immer unfähig erklärt, 
Gegen dieſes Urtheil „hatte. Zederer die Berufung -ein- 
gewendet und das Fol. Appellatiönsgeriht von Mittelftan- 
fen’ hat hierauf ausgejprochen: “ —— 
 »1)9 dohann Georg Lederer werde von der gegen’ ihn 
erhobenen Anſchuldigung freigeiproshen,undı ind man 
2) die Koſten des Prozeiles- jeien „mit Ausnahme der 
Vertheidigungskoſten von der Staatskaſſe zu tragen. or 
Hiegegen hatte der Oberflaatsanwalt am Tal. Appella- 
tionsgerichte die Nichtigfeitsbefchwerde aus dem Grunde ein⸗ 
gewendet, weil: in: vorerwähntem gweitrichterlichen < Erfennt- 
niffe der Art. 290 TH.) des, GR. undigtigsungemmpet 
worden ſei, dann wegen Mangels genügender Cutſchei⸗ 


—J— ee ee. er 
I Dee oberſte Gerichtshof veribarf im feiner Sißung voln 
10, Dezbr. 1853 Die: erhobeneBeſchwerdrrraus folgenden 
Gründen:; a ale a, 

ı «Um; den Art. 290 Thl.,I; des StGB. in Anwendung 
zu bringen, wird nicht ‚blos erfordert, daß ein Zeuge oder 
Sachverftändiger 2c. 2. in einer, Unterfuhungsfahe eidlich 
unrichtige Angaben gemacht babe, fondern 28 wird hiezu noch 
erfordert, daß er dies wifjentlich gethan habe. Art. 2691. e. 

So wie die erſte Inftanz hat nun zwar much die zweite 
Inſtanz laut der dem Erkenntniſſe ‚beigefügten Entſcheid— 
ungsgründe angenommen, daß das erſte der vorerwähnten 
Erforderniſſe gegeben ſei, bezüglich des zweiten Erforderniſſes 
heißt es in den beſagten .jweitrichterlihen Entſcheidungs⸗ 
gründen wedih: — —. BR Ban ee Sei 

“dagegen konnte ſich eine fefle Ueberzeuygung des Ge⸗ 
richtshofes darüber nicht begründen, daß Angeſchüldigter J. 
SB. LMerer dieſe A re Angaben. auch: wißſentlich 
TH ish lich und zu. Guften des. damaligen Angelchulpigten 
Michael Clias Lindner gemacht hahe, und. dag x nicht viel⸗ 
ehr wegen. Mangels gehäriger. Aufmerlſamkeit, Aufpaſſumg 
un beſtimmten Erinnerns dieſe Unxrichtigleiten leicht⸗ 
fniger Weifa: bei jugendlichem Alter in ſeinen Ausſage pop 
Aommen. lieh. Es mangels, daher dem Gerichtghofe bie be⸗ 
ſtimmte Ueberzeugung, daß der Angeſchuldigte in ſeiner eid⸗ 
lichen Ausſage nicht blos unrichtige Thatumſtände angegeben, 
ſondern daß er dieſe Angſagen auch, wohl wiſſend, daß fie 
Sale ſeien, zu Gunſten bes. Angefihuldigien M. Elias 
Lindner gemacht babe, and unter dieſen Verhaͤltniſſen konnte 
daher ih Anwendung des Art: 325. des! SiPSvom 10. Nov. 
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1848 kein vollkommen genügender Beweis dafür als erbracht 
angenommen werden, daß Der Angefchuldigte das ihm zur 
Lan gelegte Verbrechen des Meineides betzangen babe u. 1.:m.’ 
Hieraus ergibt: fi; daß die in: zweiter Inftgay erfolgte 
Breifprehung des befchuldigten Joh. G. Lederer aus einem 
Mangel des Shulviiweitet hervorgegangeniſt, in- 
dem die IL. Inſtanz, abweichend von der J., genuͤgenden Mk 
weis Für das zweite der oben bezeichnete: Etforderniſſe als 
vorhanden wicht angehemmen:hat, woncch die Anwendung 
des Ark 290. Wl. 1 RISGB: var ſelbſt ausgeſchloſſen iſt 
ODerkgl. Oberſtaaisanwalt fücht Amar. in feiner Werke 
ſchrift darzuthun, daß im Tebterwähnten: MBuhlte: die zweit 
richterlichen er nuͤcht als denäigend erachte 
werden koͤnnten, und ſohin eine Verletzung der’ Worſchriften 
deo Art. 326 des StPG. : vom 10. Norte. 1848) vorhan⸗ 
den: ſei, aber auch dieſes Beſchwerdevorbringen ſtellt ſich 
18 unhaltbar dar ts 
+ + Die oben: angeführte Motiviting' bes zweltrichtetlichen 
Erkenntniffes erſcheint a en u ganß 
genau und paffend, als der darin hetvorgehsbene Umſtand, 
daß Lederer nur leichtſinniger Weiſe unrichtige At 
gaben gzemacht habe, in ſeiner Augemeinheit nicht durch⸗ 
Fteiſend wäre, "weit ver⸗Lrichtfſilnn hie Sch’ alltin das Wiſfeit, 
DE! die Ausſage“ ſalſch Fer; nicht” aungſchließt ſomit Kiefer 
Umfand: der Anmwehbung des Art RIO: Ihr. I des GB, 
nicht entgegenſtehen, ſondern nut allenfalls bezüglich der 
Strafausmelung von Ciufluge ſein Tante) Est Uber 
dortſelbſt mit direkten Worten auch geßagt, daß eine! feite 
VNebetzeugung!des Gerichtshoſes! darüber dag Angeſchuldig⸗ 
ter Lederer“wfſenttiche unrichtige Ausſagein“ gemächt 
habe, nicht begründet werden konnte, und iſt dabel noch 
angeführt; daß deflert- unrichtige Ausſagew aus Mangel bes 
Bimmich Erinnerns u. ſ. w. "erfolgt zu- fein scheinen. 
— Es laßt ſich Hienuih nein weſentlicher Mangel oder jon« 
ſtiger Nichtigkeitsgtund nirgends auffinden, zumal der obetſte 
Werichtshof in: ſeiner Eigenſchaft als: Kaffatichähof. gemäß 
Art. 1 des Gef. vom 9Auguſt: PER die Abanderungen 
des Lughls: des EB vom Jahre 1813 Heil. ruhb Art. 
AR des Bel. vom Ar Juni 1848 über⸗ die Grunidlkaͤgen ber 
Sefſetzgebung, nicht berüfen If, zu unkerſuchen, af welche 
fe dab abuttheilende Gericht zu dem Schluffe gelantte, 
Daß eine! feſte —— einen die Schuldfrage bes 
vührendeil- Umſtand beſtehe odernicht 
J J 
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A) Bran Kanmer,;Isdiger Sauhmachrrgefeie von 
Reuburg.») des Vexbrachens des Diebſtahls, veruͤht an. bem 
Sausfucht. Bartolamä Hauf Zu; Eichſtädt, b) bes Ver 
brechens des Diebſtablg, veräht. an. dem Wirthsſohne Kon⸗ 
z20d Schleſcha allda, e) des Vorgahens des Diebſtahl s,ver⸗ 
uͤbt au hen: Dienſtboten des Päckers Nüißler allda, ſchuldig 
arkannt und; zur Strafe des Arheitshauſes auf St, Sahı 
aergriheitg-2) Eiyanzigtg Kaltenegger, Idige Näherig 
aan Meuburg, des. Vergehens ber Silfpleijtung ‚11. Grades 
zu oben benannten drei Diebftählen ſchuldig ‚erfannt und 
au. einer, Imonatlichen, in einem Amnnasarbeitehaufe ;zu er⸗ 
ſtehenden Gefängnißſtrafe verurtheilt.. .; 

Das Appellatiqusgericht von Mitielfranten hatte, die 
Haan erhobene Berufung des Siaatsanwalts. am Kreis⸗ 
und Stabtgeriihte. Neuburg verworfen, und der Staatsanwalt 
am: Appellatiosgerichte Nichtigkeitabeſchrerde wegen unrichtiger 
Anwendung des Geſetzes singewendei,. weil diefer Gerichtar 
hef den, Art, 50. °4:7 dei OB; ,nld auf. day; vorkiegen- 
den Fall unanwendbar erkfärt. habe, ‚annabanend, . ‚daß; zu 
dem Begriffe des, Komplottes die. Werkindung zu reigem nn 
ſtim mten Verbrechen gehören .. x u’ — 

Der oberſte Gerichtshof verwauf in Teiger. Sigung yayı 
10, Dezbr. 1833: die, erhobene. Beſchwerde aus folgenden 
Gründen: 

Nah Art. 50. Thla b des StGB. beitehen die weſent— 
lichen Merkmale des geſetzlichen Begriffes des Komplettes 

1): in dem aus gemeinichaftlichem Intereſſe hervorgegan— 
genen Beſchluſſe, ein Verbrechen zu begehen, 

2) in der Verabredung eines gegenſeitigen Veiſtandes 
zu deſſen gemeinſchaftlicher Ausführung, 

3) in der Vorausſetzung beiderſeitiger Mitwirkung vor, 
bei, oder nach der Ausführung; dagegen wird dem Art. TB 
ai a. D. zufolge zur Theilnahme an einem: Verbrechen durch 
Hilfeleiſtung mehr nicht, als ‚Beförderung der ſchon vorher 
von einem Anderm bejchloifenen. Begehung ; desjelben erfor— 
dert. Das hiernach« ſich ergebende harakteriftiiche  Anter- 
Iheidungsmerfmal zwiſchen Komplott und Silfeleiftung, näm— 
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lich die Gemeinfchaftlichkeit ge Beichluffes, ein Verbrechen 
zu begehen, und die gegenjeitige Verpflichtung zum Beiſtande 
hei der gemeinſchaftlichen Ansfährung kann im vorliegenden 
Falle. aus dem thatfächlichen; Feſtſtellungen wicht gefolgert 
werden. - Zwar iſt das kgl. Appellationsgericht Darin zu 
weit gegangen, dag es den Begriff des Komplottes aud 
deshalb nicht für. gegebeg hielt, weil dazu die Verbindung 
zu einem beſtimmten Verbreshen gehöre, hier aber bie 
Kaltenegger vorher nicht gewußt, fondern erft nach volle 
brachtem Diebflahfe -Kenntniß : davon! erhalten habe, wohin 
ſich Korner, um zu'ftehlen, begebe; denn es würde," Wenn 
es darunf anzukommen Hätte, die Bezeichnung der Art bes 
Verbrechens, der Zeit und des Ortes Teirter Begehung, ſo⸗ 
wir: das Einverſtaͤndnißt mit jeder ſich Darbietenden: Belegen 
heit’ genuͤgt haben. Nachdem jedoch das: Kreisſ⸗ und Stadt⸗ 
gericht Nürnberg ausbrücklich thatfächlich bonſtatirt hatte: 
za ich die Beſchuldigten nicht verabredet haben, 
" mehrere Diebſtaͤhle gemeinſchaftlich begehen zu wollen,‘ daß 
ſich auch Die Kaltenegger Dem Korner 'gegenüßer nicht ver⸗ 
pflichtet hade, beider. Ausführung eines obder:des anderen 
Diebſtahls behilflich Ju fein‘, fondern ihre Thaͤtigkeit Ti 
varımf befchräntt babe, Die von Körner zu ſtehlenden Effek⸗ 
ten fortzufchaffen, zu verwerthen und zu verbrauchen m. T. w.) 
und nachdem das Tal. Appellativnsgericht, Darauf: Bezug. 
nehmend; feiner Ertfcheidung dieſelben Thatſachen zu Grunde 
Rote, dem oberſten Gerichtshofe aber eine Kognition über 
Are Richtigkeit nicht zuſteht, fo Tann : in der unter⸗ 
bliebenen Anwendung des Art. 50 keine Geſetzesverketzung 
gefunden werden: *. - 6666— 
Be — eo 
.2) Diefe beiden im Konkubinate Iehenden 'Berfomen 'Hatten fich 
7 naͤmlich, um. bie nötgigen:Subftitenymittel fid, zu werſchaffen, 
‚ gu verſchiedenen Seiten. nach Eichllädt begeben, und während 
. Franz Korner in den Stadt umherging, um eine Gelegen- 
2 zum Stehlen außfindig zu machen, begab ſich Franziska 
altenegget in die Kapuzinerkirche und wartete dafelöft, big 
Korner mit den von ihm geftohlenen Gegenftänden dahin 
tam. Hier übernahm Kaltenegger dieſelben, unb was fie 
hievon nidyt gleich verwerthen konnte, nahmen . beide mit 
; einander nad) Reuburg Daß hier fein Kowplott beitand,; 
iſt ſchwer zu glauben, und die moraliſche Ueberzeugung von 
‚ ber Eriftenz eines. olhen mag auch den Staatdanwalt ver- 
anlaßt haben, die Nichtigkeitbefchtwerde einzuwenden. Allein 
die thatfählichen Feſtſteüungen reichten eben doch nicht Hin, 
eek Anwendung des Art, 50 Thl. des StGB. zu recht⸗ 
gm» N — — 
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In dar Nacht. vom. = auf rar 1852 
when ‚rin dem Grafen mon Bram:gehönige Fiſchbehaälter 
aus dem Irlbache herausgenommen ‚nad aus danſetben 
Fische, und. Krebie sim Werthe von: d Fl: 18 fr. pie 14 FL 
18 fr. entwendet, zu welchem ware: der: Dackel des größe 
ven. verfperrten Fifchbehäkters: ahgekprengt worden. war. Bes 
gen dieſes Diebſtahls wurde- augen: den ladigen Soldaers⸗ 
john, Johann Hafner und dennledigen Wiarthsfohn Jo⸗ 
ſeph Groll, Beide von Irlbach eing Vorunterſachung ein⸗ 
geleitet,;.in. „welcher. diefelben den Bee! ſogleich .:cänger 
ſtanden, und-Joſeph Groll bamgrhte, daß er. und Hafmer 
alsbald nach dem Diebſtahſle zum: Grafen non Baay freie 
win gegangen ſeien, um ihm um Vexgeihung vw bitten; 
und dag pr. ihnen verziehen habe. 1 mu: 3: 
Der. Stantsanpalt am Arcit- uch Swadtg michte Strau⸗ 
Sing beantragte, bez Grafen Bray- zu. veryehmen; vers. aber 
wegen deſſen Abwaſenhejt nicht geſchehen dannte,. amd an 
dem. zur öffentlichen Verhandiang der Sache anbereumten 
Jarmine ſtellten daher wor Allem die Vertheidiger Dee bei⸗ 
den Beſchuldigten den Antrag, die Sache zu. pertagen, und 
in die anzuberaumende öffentlihe Sikung den Wirth Jo⸗ 
hannGroæll von. Irlbach, den Zieglermeiſter Stopfer 
von da, und, wenn Graf Bray mach Irlbach zurücdtommen 
follte, andy diefen vorzuladen ‚ da dieſe Perſonen beſtätigen 
würden, dag Graf Bray von det Beiden Beſchuldigten ſchon 
vor — ber Unterſuchung gänzlich zufrieden geſtellt wor⸗ 
den ſei. 
Das k. Kreis⸗ und Stahigericht Straubing perwarf 
diefen Antrag und- verustheilte nach fofostiger. Verhandlung 
der Sache durch Erkenntniß vom Bi: Juli 1853 Die beiden 
Beſchuldigten wegen des von ihnen nitter drei erfchwerenden 
Umftänden verübten Verbrechens des Diebſtahls zu einer 
LIBRI von je drei Monaten und in die Prozeß- 


Die beiden Beſchuldigten ergriffen die Berufung, und 


ndes ohenſten Gerichaaboſes (Ariiaitenthefes). - AUR: 


Der Vertheidiger des Hafner bat, den Wirk Zohan Groll 
und den Zieglermeiſter Stopfer, welche die Anfriedenbeitsr: 
erllarung dei Grafen: Saba Hätten, in. die afeatliche 
ipung zu laden. 

Der‘ Sprfnatsanwalt am. Apyellationogeticht⸗ ben 
aniragie, nebſt dieſen beiden Berfonen auch noch den Güter: 
verwalter Metz lex vom Jelbach zu laden, ader varerſt die 
Abhoͤr dieſer Bengen durch das Unterfuchungsgericht bethär 
tigen zu laſſen, da vielleicht nach dem Refultate ihrer Aus- 
ſugen die mit. vielen . verbundene Ladung des. einen 
ader andern Zeugen in. .bie — Sibung nücht mehr 
nöthig — werde: ne 5: 

‚Der: Senaſaworſtand — Er" Iehtmwen Antrage, 
und nachdem die Vernehmungen eingelaufen waren, wurde 
zur — ber Once cf den dh Oltober 186 df- 
fentliche Sitzung anberaumt, und die: Beſchuldigten hievon 
mit dem Anhange in Menntniß geſeht, daß auf. die bean⸗ 
tragte Vorladung der Zeugen Johann Groll und G. Stopfer 
micht ‚eingegangen werben Tönne, da die Zeugeugebühren 
wicht... im Voraus erlegt worden freien, Groll ſich der 
Zeugſchaft entichlagen: habe, und Die nachträglich. erhobenen, 
Analuden SIORIERE RD Meere nichte Weneeligen: erteben 

ütten. 


De — inzwifchen Graf, Bray nach Irlbeach gekom⸗ 
men war, verfügte der Senafsporſtand ſeine ſofortige Ver⸗ 
nehmung durch das Unternſuchungsgericht, und bei der Ver— 
handlung: der. Sache ſelbſt, wobei jedoch keiner ber beiden 
lg erſchienen ‚war, ſtellte der Senatsverſtand an 

en Vertheidiger und den k. Oberſtaatsanwalt die Frage, 
* fie gegen die Verleſnag jener Vernehmung ewas einge⸗ 
wenden hätten. 

Der Vertheidiger berneinte dies und beantragte 
vielmehr ſelbſt dieſe Verleſung, während. dr -Igl. 
Oberſtaatsanwalt hiegegen pnoteflinte, und, nachdem ber Se⸗ 
natsvorſtand die Verleſung auf Grund der ihm in Urt, 141 
des StPO. vom 10, November 1835 eingeräumsen. diekres 
tionären Gewalt .anordnete, einen Gerichtsbeſchluß über die 
ragt, ob der Berlefung. geiebtich Rattgegeben werden könne, 


beantragte. 

Der Gerichtshof verwarf dieſen Antrag. als unzuiäfhg, 
annehmend, daß eine Entiiheibung nur auf den Grund der 
Verwerfung von Anträgen ‘der !. Staatsbehörde oder des 
Bertheidigerd provozirt werden. Tünne, im vorliegenden Falle 
aber ein Antrag auf Bernuehmung: des Brafen Beay van 


ZUBE: Aus sven) Sihunggen / dee RMandigen Mohlahralfertes 


inet) Bund zeſtellt ſonbern -boniıbeik Senatavboſtanbe IL 
diguh auf Grund feier diskrettonäaven is Gewchlt gehan⸗ 
worden ſei.“ Die: VPernehmung des Grafen. von Bay 
wurde ſofort verleſen, und durch Erkenntniß des: Appela 
tionsgerichts won Niederbayerm vom 11. Oktober· 1838 Jo⸗ 
hann Hafner und Joſeph Groll von der gegen’ fieiertammien 
Strafe freigeſprochen, im Koſtenpunkte aber das erſtinſtanz⸗ 
liche Erkenntniß beſtätigt, während die Koſten der Berufung 
el der Staatskaſſe überbürdet winden. mir. "m 

‚Gegen dieſes Erkenntniß hatte der f. Oberſtaatsanwalt 
am 120 Oktober 1853 die Nichtigkeitsbeſchwerde —— 
und als Beſchwerdepunkte bezeichnet: 

Ar —— re beindem —— in 
Inſtanz. Bes 

1) Weil der 3 Verkefung der Am⸗ 

ſage des Damnifikaten aud:; den Muterfuchuugotitten anded⸗ 
nete, obgleich Die: geſeblichen ne — m 
anheben waren; + as 

2) weiß. der appellationsgerichttiiher Senat dena 
über bie Frage, ob dieſer Werleſanggeſetzlich „Ratögegeben 
werden "Sonne, "zu: enticetben‘,: als unzulafſig zarüdgewisieh 
er ſohin⸗ —— hieruͤber verweigerte Bat; nee 

3) weil die beſagte Zeugenausſage wirklich in öffente 
mrr Sitzung vebleſenn wdrdin, undiäer avpellatidnogericht⸗ 
liche Senat alberdies : Feier: Gaeſchidumg iu: ko —— 
gang allein auf Dieje Awfagt buſwe hat. ——— 

B. Unrich tige ee der Sefopen: . 
3, IP) Weil der Ark, Xl der Verorduung vom 25Mur 
41916' angewendet worden, während‘ doch die" Morunsfehms 
gon ern nach dem vom’ 2 EIRENNOHEBIIDE — 
ne nicht gegeben find, 

: 2) weil! die Art: 366 und: 274: ‚208. SB. — 10. 
November; 4848. angewaibet : werben ſind, wähtend' doch der 
Art. 366 mar. bei Geſuchen mu Wiederaufnahme des· Straf⸗ 
verfahreis, undi ers Art. Maunur beidieſenGeſuchenund 
der Michtigteitsbeiäwerde, abed nicht bei Berufungen igegen 
kreis⸗ und Rabtgerichtliche Urtheile Anwendung: findet. :- 

Dur vera o in ſetnerꝛ Stßzung 
vom 17. Dezember 1853 die erhobene Pause) aus fols 
gensen - Srimiden; ... :; Br 
Anlangend A. die Befäwerde wegen — 
bich eriFormberletzungenbrindent Verfahren in 
| Inftanz;' fo: iſt es ınllerbings:;ı eine nvthwendige Folge 
des dem dermaligen . Straferrfahrets zur. Grumbe liegenden 


rves bberſteti Gerichtäßofte‘ (Raffatlonshofes)! Luc 


Ptiuzipe!n der Oeffentkichteit und Mündlichteit daß ber 
Zeuge bei der Verhandlung der Sache perſönlich erſcheine, 
und. feine Ausſage dene” Angeflägten, ſowle den Richtern 
gegemäßer mache; nunr ausnahmsweiſe iſt in’ den durch Art: 
133, 106 und 16 vdes St PG. vom "10, November 1848 
ſpefiell bezelchneten Faällen geſtatiet Zeugenaxsfageıt 
zu verleſfen.. a 
I Känsr diefer Ausnahmefälle iſt jedoch hier in ragt; 
ſondern es handelt ſich darum, ob ber Senatovorſtand tm 
VFolge der ihm in Art. 131 4. a. DO. eingeräumten bistresi 
tivnären Gewalt Defugt war, die Ausſage des in der Vor—⸗ 
unterſuchung und‘ in der erſten Inſtanz wicht vernommenen, 
ſondern erſt auf Anorvnung des Genatsvorſtandes kurg won 
der Berhaudlung in zwetter Inſtanz von dem Unterfuchung⸗ 
pe abgrhörten. Dammifikaten rs“ den Aften‘ verfeien zu 
fen? Eee Se Fe 
=. Dee nah: Art: 303 und 339 auch für das: Berfahren 
bei den Appellationsgerichten maaßgebende Art." 141:: ver⸗ 
pflichtet Denn 'Senatevorftänd, - Alle’ ſeine Kräfte: aufzubieten, 
um DIE Wahrheit; es ſei zum Rachtheile oder zum Vorkheiker 
Die Angeklagken,“ an. su eforfcdsen , und: Derfelberhet 
zu dieſein Zwerle nit nur von allen durch den: Stagtses 
aunwalt oded den Anugeklagten beantragten Mitteln,ſoferne 
fe ihm dionlich ſcheinen, Gebrauch zu machen, ſondern er if, 
ſoibſt derechtigt, einzelne Bisher nicht abgehörte Perſonen, 
von“ Denen: Aufklaͤrung zu hoſſen iſt, zur Wernehmung ſo⸗ 
gleich vorzukaden und nöthigenfalie: vorführen‘ zu lafſfen. 
Dagegen bat der Senatsvorſtand Anträge, von: der 
“nen ein erjprießliches Ergebniß: fire! den Zweck bes Verſah⸗ 
rund. nicht zu erwarten ift, zurückzuwetſen, und: wenn fih 
der Antragfteller Bei der Zuruͤckweiſung nicht beruhigt, 
fo’Hut her Werichtstof zu entfheiben. 2. 0: 
Im vorliegenden Kalle war nun von Seite des k. Ober⸗ 
fuatsanwaltes weder ein Antrag geitellt,: noch" diefer: vom 
Senatsvorftande verworfen worden, ſondern ber Lebtere hatte 
in: Solge eines Antrages‘ des Bertheidigers auf 
Grund der. ihm zuſtehenden diskretionären Gewalt, ungeachtet 
der dom Oberſtaatsanwalte hiegegen erhobenen Ciuſprache, 
“die Werleſung dar fraglichen Zeugenausſage angeordnet: .ı-n 
Eine Entjheidung darüber: aber,: ob der Senatsvorftand 

durch dieſe Anordnung die ihm zuftehende Befugnig über- 
Ihritten habe, ſtand dem Gerihtahofe nicht zu, und berfelbe 
hat daher mit Recht die ihm von dem k. Oberflaatsanwalte 
angelonnene materielle Entfcheidung jener Frage abgelehnt. 


EIN Aus den Fiungen des ſaͤndigen Kıimigelienntes 


Die VWerleſnrag kennte aber auch Im verliegenden Felie 
von dem Senatavorſtande angeorduet werden, da Die Thete 
ſache, Daß der Damniſtkat Graf Brey nach ſeiner inwiſchen 
erſelgten Rückkehr: wach Irlbach auf Anerdnung des Senats⸗ 
vorſtandes nachträglich vernommen wurde, nach Mudiweis ‚der 
Akten erſt im der: öffentliche: Sißzung, in welcher die heiden 
Beſchuldigten nicht erſchienen waren, zur Kennmißihres 
Verthẽeidigens kam; and: dieſen zudem ausdruͤclichen Antrage 
anf Verleſung jener Ausſage veranlaßte, augenſchein lich mr: 
in der Abſicht, um: eine. Bertagumg! den Sache zu verneiden 
In Folge dieſes Antrages, Tonnte zwar die Derlefung. der : 
Sengemandjage tigt auf. den Grund der Act, 166 ma 167 
angeordnet werben, da Bezu die: Voraugfehuugen fehlden,; 
allem den Senntsavorſtaud: wor, dadurch in die Lege arfeht, 
bezüglich des er ini der Sihung: angeregten All 
ffandes, dag eine Erklärung des Beſchädigten vorfiege, 
durch Kundgabe dieſer Erkkarung die: Erforſchung den Wahr⸗ 
heit nacht Art. 141 Abſ. 2 zu fördern. 3 
n: Wenn: das Gefeh die Verleſung pon Zuugenausfegent 
im! Laufe der Verhandlung mir. dann geftattet, wenn die Yan 
dung des Zeugen nicht möglich war, oder der Angeſchuldigie 
im Falle des: Äusbleibens des geladene Beugen. in de, Bes 
befung der Amäfage beiletben willigt, ſo begwedte. dafieihe 
Anerfeits. durch das Werbot einen: ſolchen Verleſung im-.Dew 
Falle, wenn: der Antrag auf, Ladung des Zeugen - verläumk 
wurde, einem mit dem Prinzipe der Oeffentlichleit und, Münd⸗ 
lichkeit wnverträglichen Verfahren entgegen zu wirken, und 
anderfeite jedmoͤgliche Gefaͤhrdung bes. Beſchuldigten in ſei⸗ 
nem Intereſſe ferne zu halten. 35.7* 

"m vorliegenden: Falle waren iaher. die, Veſchrldigtan, 
welche vom ber Eyifteng der Ausiage des Grafen Bray keine 
Kenntnig hatten, nicht in der Lage, beiten: Ladung in: die 
affentliche Sibung beantwagen zu Bunem,sund:kaß die Ver⸗ 
befung der. Ausfage dieſes Zeugen im Imereſſe der Beide 
digten fag, geht daraus hervor, daß ihr Vertheidiger dieſelbo 
ausdrüdtich beantragte: Wenn unter dieſen Verhälsniſſen 
der. Senatsvorſtand Die. Verlefung der froglichen Zeugenanb⸗ 
ſage anordnete, hann hierin eine Ueberſchreitung der ihm ein⸗ 
geraͤumten diekretionaͤren Gewalt nicht: gefunden: werben *), 


*) Hätte im vorliegenden Falle der Senatsvorftand gleichfalls 
der firengern, von dem f. Oberſtaatsanwalte vertretenen 
Anficht gehuldigt, und Sie Verlefimg der aͤußerſt Televanten 
Ausſage bed Grafen Wray verweigert, fo Hätte. zwar "Ser 


z phepſen / Gorichesbofes ¶ Kaſſatienzhefes). A. 


+ Anlangend:B..kir Boſchwende wagen unrachtig er 
Kumwendung des Geſetziea4, Jo iR in. dem angefochtenen 
Erenniniſſe thatſächlich feſtgeſtellt, daß ber, Bruder des einen 


— I a 
er am Schluſſe der Verhandlung näch Art. I19 
) umnmer Ro bie Möurtheilung' der: Sache: ausſetzen und: Die 
"ı uVernehmung. des Grafta Bryry.: in einer. fpäteren: Sitzung 
r: verfügen konnenz allein wenn. der Gerichtshof von, dirfer Ber 
fugniß feinen Gebrauch gemacht, hätte die pa dl Ar 
„Berufung nothipendig erfolgen müſſen, und. den Veryrtheils 
> ten hätte dann auch — mit einer Nichtigkeitsbeſchwerde 
2° geholfen werben Können, da eine auf die Nichtverlefung jene? 
ee Ausſage oder auf die Richtausſehumg der Urtheilsfällung 
2‘ gebante Nichtigkeitsbeſchwerde wohl. erfotgles' geweſen wöne, 
se Dat Prinzip: wären dann wohl gerettet geweſen, aber 
ber, Gerechtigkeit ein ſchlechter Dienſt erwiefen worden. Hin⸗ 
gegen wäre, wenn das zweitrichterliche freiſprechende Erkennt— 
mniß in Folge der ſtaatsanwaltſchaftlichen Nichtigkeitsbeſchwerde 
wegen unftatthafter Verlefung der fraglihen Ausſage ver: 
nr lchtek worden, allerdingd auch das Prinzip der Mündlidy 
 zrBeitanfveheierhalten geweſen; allein dies; Hatte: dann nur 
i,ı ,ıdke: Folge gehabt, daß Die Beſchuldigten die Vorindung dos 
1 5 Grafen, Bray gun nächflen- Verhanbfung; beantragt hathen, 
und daß dann Die Ausſage, weil berfelbe wegen fein r, ing 
‚.. Moilhen erfolgten Abreife auf feinen, Gefandt aftöpsffen in 
7 Meterößtrg nicht hätte geladen werden können, jett auf ben 
Grund ded Urt. 166 verleſen "worden wäre Jedenfälls 
.. wäre &8. aber’ eine‘ mit der Loͤſung ber dem Senatbvörſtande 
gelgellten ‚Aufgabe unverrinbare Beſchraͤukungder ihm in 
1. "Ark 141 eingeräumten Gewaht, wenn man eing anf den 
Grund diefer letztern angeorhuete Verleſung einer Zeugen⸗ 
ausſage von den Vorausſetzungen der Art. 166 und 167 
abhängig machen wollte. Denn in den’ dort votgeſehenen 
Fallen hat die — Verlefung von ——— 
gen ſchon kraßt des Gleſe zei kinzutteten, und es bedarf 
hiezu Seiner; befoindern dem Senatsvorſtande in Urt. 141 
.Angsräumten Befugniß. Diefe iſt ihm gerade fir außer- 
gewöhnlide Sertemmnie gegeben, und wenn ‚er -fie nu— 
.dazu gehraucht, um, die Währheit gründli zu, erferfchen, 
770 kann man dies wohl faum einen Mißbrauch feiner Ge- 
"" wallinennen. Webrigend fteht e® in einem foldhen Falle dem 
- Stahtdantvalte und dem Angeklagten imnier frei, am Schluſſe 
ben Berhandäung alle Erimerungen . gegen die Erheblichkeit 
' daB. nengeippnuenen Entlaſtungsſs⸗ oder WelaftiungärMomentes 
vorzubringen, und daher eine wirkliche Gefährdung. bed Anz 
geklagten durch Mißbrauch ber Dißfretionären Gewalt, we⸗ 
nigſtens wie fie in Bayern bisher geübt wurde, wohl nidt 
" zu befürchten. Vergl Sitzungsberichte Br. II &: 50 und 

149 danıt:8%. HI S. 31, 180 An 253: De 


AT Aus‘ der Sißunggen das Mäweizen KriminkiIſenates 


Angeſchuldigten, Wirth Gros M'zu Ielbad, Im Namen der 
beiden Thäter an den Grafew die Bitte ftellde, die Suche 
Auf fih Berufen zu Taffen ,’ daß dieſet unter der Bedingung 
einwilligte, daß ihm der zugefügte Schaden erſetzt werde, 
dag Wirth Groll fogleih im Namen der Betheiligten 
und zwar auf-Zutbun:derfeiben bie Berpfhichtung 
zu dieſem Erſatze übernahm, und daß alles dies wor Ein— 
leitung der gerichtlichen Unterſuchung geſchah, ſowie daß ſpä— 
ter auf! Anfordern des Grafen Bray der Erſatz auch wirk— 
lich geleiſtet wurde. 

Dieſe Thatſachen enthalten alle Vorausſetzungen der 
thätigen Reue. Daß die Zufriedenſtellung nicht von den 
Beſchuldigten ſelbſt erfolgen konnte, erklärt ſich aus dem 
gleichfalls feſtgeſtellten Umſtande, daß Graf Bray dieſelben 
nicht vorließ; allein die Zufriedenſtellung geſchah Am ihrem 
Namen von dem dazu beauftragten Wirthe Grolf. 

Auch iſt zur gänzlichen Zufriedenjtellung des Beſchä— 
digten nicht erforderlich, daß ſogleich wirklicher Erſatz geleiſtet 
wird, vielmehr genügt hiezu auch die unbedingte Annahme 
eines Verſprechens der Erſatzleiſtung, und«gleichgiltig iſt, 
dag das Verſprechen nicht von Seite der Beſchuldigten ſelbſt 
gemacht wurde, da dies in — Namen durch — 
Groll geſchah. 

ob die thatſächlichen Feffellungen- in dem angefochte- 
nen. Erkenntniſſe den: gemachten - Erhebungen ‚ entiprechen, 
kann der oberſte Gerichtehof in feiner Eigenf&aft:ale Kaſ⸗ 
ſationshof nicht unterfuchem; allein anf die. Thatſachen, wie 
ſie feſtgeſtellt find, wurde der Art. a der Verordnung vom 
25. März 1816 richtig ‘angewendet. | 
Endlich findet der k. Dberkantsanmält auch darin ‚eine 
unrichtige Geſetzesanwendung, dag bezüglich des Koſtenpunk⸗ 
tes im appellationsgerichtlichen Unrtheite:die Artikel 366 und 
274 des SPE. angezogen worden ſeien, "während diefe Ar 
tikel bei Verafinegen gegen Freis- und ſtadtgerichtliche Are 
— Keine Anwendung finden könnten el 

Der k. Oberaatsanwalt hat nicht behauptet, daß - Die 
Entfdeidung im..Ko enpunfte ſelbſt eine unrichtige jei, ſon⸗ 
dern nur, daß Derjelben eine. unpafjende gejegliche Beſtim⸗ 
mung zu Grunde gelegt worden: fei. Allein aus tem Grunde, 
naß in der -Anführung des Geſetzes ein- Frethum · miterlaufen 
if, kann nach Art. 232 des SePG. vom 10. November 1848 
weder der Staätsanwalt, noch der Angellagte die Vernichtung 
des Urtheils beantragen, und es ſtellt ſich daher die erhobene 
Beſchwerde in dieſer Beziehung als unzuläſſig dar. 
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nl gen eines: in Mr.:320. det— Bansberger: Zeinm vom 
15... Movembey 4852 enthaltenen — niberſchree bonr 
Gexicqhtoſqal⸗, rhob.am Ab: Newembre 1852Advooat A ktais 
Namens des Mofes Hefmann won, Meanstsdorf:. bei dem 
Kiris- und Stadtgerichte Bamberg Klage. gegen den. Verant« 
wortlichen Redakteur des Blattes Ch. MKießlimg, :tiitider 
Bitte, denſelben uf Brandes: Art Al Des Preßÿſtrafge 
ſetzes/ evendutell auf Ben Grund des Art. Ab dieſes Meſetzes, 
wegen Bhrenträntung zur Auetrſuchung und Edrafe zu ziehen. 
Duni Verfügung. vom.i29%. Itosenber: 1852. Wurde: je⸗ 
dech dem: br. Adroenten Titus eröffnet, daßder pımmlre 
Mutiag- bei dem Venteriudgumgsrichten:, oden. dem Stantsan⸗ 
zealte am Kreis ar and Stadigerichte anzuhringen ſei, und 
her; exentuelle Antxag ı bit auf weitere Marlages ud: Aure⸗ 
ug. bon: Setite⸗ des Klägers berahen mühe; worauf den Hl. 
dugcat. Kite -Mamend deſſeiben sub präes. 9.‘ Dezember 
1BöR.:erklärte, da ex den Ch. U. ſtießling Nediglich auf 
den Grund Re - Artı:36 © a. O. wegen Ehtenteäntung zut 
Unteriudmug: und Stufe gezogen willen. walle . Das Kreis⸗ 
und Stadtgericht theilte nun durch Verfügung vom 41. und. 
46. Dezbr. 1652. Dem, Redakteur: Kiekling die beiden Ein⸗ 
gehen warläufig; zur Motiz mit dem UAnbange-Mmit, daß Klk« 
gär itiefelben zuverderſi, durch gerichtliche Erklärung zu ge⸗ 
nehmgen habe, werauf.. zur öffentlichen: Werhandiung * 
Bar Sipuus anbeunumt werden würde: :... . 
Kläger. — am 12. Januar 4883 jene: beiden 
Eingaben: Ye8: 8. Advokaten Titus, und durch WBerfügung 
vom 22. März 1853 wurde zur Verhand lung der Suche 
auf der 3. Mai : 1868 öffentliche. Sitzung auberaumt, dieſe 
jedoch auf: Antrag der Parteien auf:den 6.: Juni 4853 ‚= 
legt, wobei weder der Kläger, noch der Bellagte in Perſon, 
dandern ſtatt des Erſteren Advokat Titus und ſtatt des Letz⸗ 
teren der bevollmächtigte Vertreter, Aypellatiowägerichtä 
aeceſſeſt Stengleja, erſthienen. ıDer klägeriſche Auwalt bes 
antragte hier Verfällung des Redakteurs- Kirkling rin die 
gefetzliche Strafe, Unterdrücung ‚Ber Nummer 320: Der ke 
bergen "Zeitung ‚vom Jahre. 1852 und Einrückung des Un 
Weils, in die nächſte Nummer dirſer Zeitung, bann:im 
Anilvehtlichen Beziehung, Varurtheitung des zu Kiehe 
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ing zur Abbitte, eventuell zu einer dem Hofes Hofmann 
zu gebenden Ehrenerflärung, und zur Tragung fämmtlicher 

n, während der Bertreter des Beklagten die Cinteden 
ber veripäteten Klageftelung, des ‚mangelnden Klaggrundes, 
der bereits geſchehenen Chrenerflärung und der Wahrheit 
gektend mearhte, und: die Abweiſung der: Klage, Tewohl was 
Ye Sktafe, ala was die Civib Aufprüche betrifft, beautragte. 
Das Kreis“ and Stadtgericht -Baimberg. ſoraqh ſolen bie) 
teuntnig vom SB. Juni 1853 088, - . 

4) Moſes Hoſfmann werde. mit! feiner Klage —— 

2) Derjeibe Haße ſammtliche Kofler: zu — ur 
annehmend, dap ds: an. ber. Abſicht zu beleidigen fehle. 
“- . gen: Biehed ‚Küilenntnig: meldete der ‚Kläger: Sof 
Sofmanı am. 10. Auni 1853: ir Berafung und an 13. bee 
felben Monats evrntuell, naͤmlich: für den Bat, dag: die ein- 
gelsgte Berufung fir  unzuldilig :erflärt. wirden felkte, deu 
Einſpruch am, : und: am 6. September 1853: Wurbe von Beik 
1. Appellationsgerichte über die Berufung Des: Kldgrss 
öffentlig verhandelt, : wobei Die Barteion:. wieber nicht per⸗ 
Kulkkh,: fonbern nur: ihre bevollmüchtigten Vertreter, Advolbat 
Altes und Acrefſiſt Stenglein, etſchienen Marett;, vor denen 
Eſterer ‚feine sin I. Inſtanz geſtellten Anträge: lederhott, 
Rebterer aber: die Berwerfung- des Berufung beantragte. : 

Das ee *— al ——*.& 
font am 6. September 1 

9.8.0. —* raniworricher Rebatinei ber 
Bamberger Beitung, jet ſchuldig Der. pᷣreßpoligeilichen Ueber 
tretung ber Shrentränhung, werkbtian dem Israrllien Moſcü 
HGofnann im Memelsdorf durch dem: iwı Nummer "30: Dr 
Bamberger Zeitung: vom 13.. Nowenber 1832 enthaltenen 
ee übesfhrieben. „Beriittsfaal’‘,' und: werde: deshalb 

2) u einet Geldfirafe von 20° fl, —' bar. — 4% 
ziät lien Abbikte vaıntbeilt; <<; 

1 S)bie-Ranange 320 der Bamberger Zeitung vom 18. op. 
4852. je gu: unterbrüden wıdı.bas : abyeslutiänsgeridhtläcke 
Usthell am die: nächte: Nummer Dieter: Zeitung ednzurüden; 
4,4) Beblagter habe die! gets Beozeploken 1 ‚und 
B. Inſtanz zu tragen. 

Gegen dieſes rfenatnig meidste ver: what. — 
A. September 1853 die Nichtigkeitabeſchwerde arı, welche er 
jedoch am: 19. deff. Mis. ‚wieder zuruͤcknahm, dafuͤr den 
Einfprud. anmelbend. . Am 14. October .1888 :würde hier⸗ 
über: bei dem ki Appellationogerichte und zwar in Segel 
wart des Beklagten Kiekling verhandelt, worauf daſſelbe San 
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en (neh meldete der Beflapte. noch ‚äh banfelben rage 
re an,‘ weil die Klage: bes Roſes Hof⸗ 
war nit abgewieſen, edel, weil nicht wenigſtensn die 

ws. Kunalauen verworfen wurde, und in der kim 
I Mtober 1858 "eingereichten Dentſchrift wurde die Ver- 
ir tdatunng : bb8 —— Erkenneneſſes beantragt, 

— weil Mies Klagte nich: us verſpaͤtet abgewieſen RR: ; 
3 Wer Weib das Verfahren in J. Inſtanz eitt: fo. irtiges ge⸗ 
EAN daß Mad darauf gebaute —* Berfahren nich⸗ 

a weit An ſaaſche Regianiitei. ut: Vehandlang ge⸗ 
— — — Anden ıder bei der Verhandlung ti 1. In⸗ 
a 1 anwefenbe ln, nur un 2 inſpruchs 

abi hadb e; 14 x 

— Aywat boi dor Verhandiung in H. Zuftn am u ons. 
4863 weſentliche Bökiniidkelten: perlept worden, uAdi" 
ni 5) wen. vie — Wwiere chiliche stge: auf Abbitie 
aß: verworfen ‘wurde, ' — 

"Der ioberfle —— ver neh tete in — Sihun⸗ 
wo 17 Degen. 1853 dus angefbochteue Erkennitniß, inſow 
SE. R. Kießling Buck daſſelbe zur gerichtliche n A 
Hirte: verurthrilt wurde/ verwarf aber im Uebrigen die ee 
hobene Meſchwerde aus ſoblgenden Betnbden: - 1.2 2°. 

> 17, Bas Mar zur Anwendung Tenmmende — 
gelb nom: 10: Nobbr. 1819 ſchreibt Im’ Axt." 361: vor, duß 
HA Den zur Zuſtaändigkelt Der Kreis⸗ und- Siddigerichi⸗ ge⸗ 
hhor en den· Scrafſachen eins: Nichtigbeits beſchwerbde wir. daun 
zuläffigi hy: wen in 1 Im [bang entweder eine weſentliche 
Börmlichkeit verlegt, oder ein ae undätig angewendet 
warde, und nach Art. B337. a. à. OD. außer den in Ben Art. 
935 und BB. vorgeſehenen, Bitten, von sehen jedoch hier 
Beiden: gegeben iſtt, das Appeliationagerichn ſelbſt wenn 
in. I. 60 eine weſentliche Formlichkeit verletzt ſein ſollte, 
An der Hauptſuche zw erkennen hat; —as Tann: duher das 
Vorbringen drs Beſchwerdeführers, als ſet das Verfahrenim 
bi! Inſtanz ein ſo irriges geweſen, daß— bas ganze: darauf 
gebaute weitere Werfahren en Werbe, keine weitere :Be- 
achtung finden. 3 Eh 
.%.2) Wer. weitere Diſchwerdepuutt, daß iu. H. Inſtanz 
die⸗ Berufung des Klägers zur Berhundlung gebracht wor⸗ 
den fei, wahrend dem bei der Verhandtung m I. Inftanz nicht 
anmejenden Kläger nun das: Rechtdes Eiufpruchesizugge 
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Yaudın fei, if: mgegründet. - Bea auch bei der Pechand 
lung der Sade vor —— k. Kreis⸗ und Stadtgerichte Bam 
berg weder der Kläger nach der Beklagte in Verſorn erſchie⸗ 
nen waren, fo. war doc das hierauf erlaſſene Crkenatnisſ 
vom 8. Jugi 1853, durch welches der Kläger mit gen 
‚Klage- unter, Berfälbing in Die Koſten abgewieſen wurde; für 
biejen kein Kontumnzinferieuntuih,. da nur. besjenigt, wei- 
her, ſei es img öffentlichen Intereiſe, oder anf Aumag einer 
‚Partei, wor Gericht geladen wird, um dort Rebe und Ant- 
voprt zu geben, im Balle des Ausbleibens «ls. Ungehorja- 
mer betrachtet werben kann. Dem mit feiner’ Ringe abpr 
wiejenen Moſes Hofmann fand daher allerdings: nad Aut. 
36 des Preßgeſehes die Berufung zu, und Bas 1. Appella- 
tionsgericht: von. Oberfranben Kat dieſelbe nit Baht. nu 
0 gezogen 
3) Die weitere Beſchwerde des Bellagten: Setrift: an⸗ 

geblich in U. Inſtanz hegangene Hormmerisgungen,, ibem 
a)-dadurch, daß bei der Perhandlccug nom 19. Oft. 
IQ, des. Beklagte erſt am Anhange des Plaidoyers zur 
Begründung ſeines Einſpruchs aufgefordert worden, der Art. 
BE des SP. vom 10.-Nopbe.. 1848 verletzt werben ſei 
Allein wenn- der angezogene Artikel: vorſchreibt, Daß, falls 
der Verurtheilie an dem zur Verhandlung des Kinfprudes 
peiimmden: Tage -erfeheint, derſelbe zu deſſen Begrurdaing 
aufgefordert, und hienaͤchſt die erheblichen Zeageraus ſagen 
abgelefen und die chwa vorgeladenen Zeugen ‚algehärt wer⸗ 
ben tollen, ſo kann darin, Daß dieſe Aufſerderung im vor⸗ 
liegenden Jalle erſt nacber erfolgte, eine Verlürzung bes 
Beklagten in feiner Vertheidagurg, ſomit eine 
einer weſentlichen Formlichkeit wg. serunden werden. 

Ebenſowenig wurde : - :- 

db): das Baxkeinerhältnig rabig wirst, daß Kläger 
hei dieſer Verhandlung man zur. menertüchert:. Begründung 
feiner Berufung. aufgefordert wurde, vielmehr genügte ‚bier, 
we der. — durch feinen. Einſpruch eine Abandetung 
des auf; die klaͤgeriſche Berufung. erlaſſewen Erlenntniſſes 
an ſirebte, der Antrag des Uägerifchen: Bertretens auf Ber 
werfimg des Einſpruches und Aufsehthaltung des appelld- 
trensgerichtlichen Erlen vom 6. Sepibr. "1868, melden 
Antrag das Sigungsprotofoll nachweiſet. E 
—0 Auch: im der Berlefung. dieſes mittel Einfpruges 
augefochtenen appelluttowsgerichtlichen Urtheils und des des⸗ 
fallſigen Sttzungsprotalodles Tann "die Berlegung einer we⸗ 
ſentlichen Foͤrrilichkeit nit gefunden. werden, bein.’ wen 
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auch ber der in-Welge bes Cinſpruchs und des Erfiheinens 
des Beklagten gebotenen: neuerlichen umfändliden Verhand⸗ 
lung der Sache die Verleſung jener beiden Aktenſtücke fügs 
lich hätte -unterbleiben können, fo wurde doch hiedurch der 
Beklagte -in- feinem Bertgeidigungsrehte weber beeinträchtigt; 
noch dem ſpätern Urtheile in irgend- einer Weiſe praäjudieirt. 
.Es wurden. auch ‚in der Il. Inſtanz alle Ionfigen we⸗ 
fentlichen Foörmlichkeiten beobachtet. 

Anlangend 4) die weitere Beſchwerde, daß durch Bere 

werfung der Einrede der Verjährung der Art. 49 des Preß⸗ 
ſtrafgeſetzes unrichtig angewendet werden fei, fo ik —— 
gleichfalls ungegruͤndet. 
Der angezogene Artikel beſtimmt, daß die Strafbarten 
der Preßpolizeiübertretungen erliſcht, wenn von dem Zeit⸗ 
punkte an, wo die Uebertretung begangen, oder das einge 
leitete Verfahren unterbroden und ſodann mit BE ur 
- gejebt: worden if, 3 Monate abgelaufen ſind. 

- Nun waren im vorliegenden Kalle, felbf wenn man. di⸗ 
unterm 25. Novbr. 1852 eingereichte und gleichſam ' ange 
brachtermaßen zurüdgewiefene Klage gar nicht beachtet, am 
9: Dezbr. 1852, wo Advocat Kim, Namens: des Mofes 
Hofmann; : den Antrag: Relte, - den Beklagten wegen Ehren⸗ 
kraͤnkung zur Unterfuhung und ‚Strafe zu zieben, feit dem 
Erſcheinen des fraglichen Artikels in der Bamberger Zeitung 
vom: 45. Novbr. 1852 drei Monote noch. nicht verlaufen; 
und da ſelbſt die gerichtliche Genehmigung der von Advocat 
Titus erhobenen Klage von Seite des Mofes Hofmann: ine 
nerfalb: diefer- Friſt, nämlih im Protokolle vom 12. Januar 
1853, aufgenommen bei dem Landgerichte Ebern, erfofgte, 
fo faͤut die ganze Ausführung in der Denkſchrift darüber, 
daß das Geſetz über das Strafverfahren eine Präſumtipvoll⸗ 
macht des -Anwaltes nicht fenne, und die Genehmigung zu 
ſpat erfofgt fei, von ſelbſt gulanmen 

- Zwar wurde die am 12. Januar 1853 ausgeſtellte Bol 
madıt. von dem klägeriſchen Vertreter dem Berichte etſt am 
17. März 1853 vorgelegt, allein abgeſehen davon, daf dies 
ſes Saumfal dem Kläger nicht ſchaden könnte, war jedenfalls 
durch die richterliche Verfügung vom 11. Dezember 1852, — 

wodurch dem Beklagten unter Mittheilung der. beiden Ein 

aben des Advocaten Titus eröffnet wurde, daß zur öffent⸗ 
ten Verhandlung der Sache Termin werde anberaumt wer- 
den, fobald der Kläger jene Eingaben werde genehmigt Has 
ben, — der erfte Schritt. zur Einleitung des Berſahrens ge 
macht, und es könnte daher von-einer Verjährung nur dann 
Sipungsberichte Bd. V Heft 4. 31 
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die; Rehe fein, wenn von Mittheilung jener Sueg au 
den. Kläger big zur Vorlage der Genehmigung und Voll 
macht am 17. März 1553, während welden 2 Beitsemes die 
Sache ruhte, 3 Monate abgelaufen wären; dies if aber 
nit dar Fall, da die Berfügung van 11. Dezbr. 1854 dem 
Fäger Hofmann erft am 29. deſſ. Mis. zugeßellt wurde - 

5). Dagegen Feht Ach die Ichte Beichwerde, daß bie 
Aumulirke eivilrechtliche Klage auf. Abhitte nicht yerwarfen 
wurde, nid N Ar, - 

Dex Rt. 8 de6. Binkfnnfgefehes, befbimmt zwar ganz 
Algenin, daß buch die Strafe -die nebbem begrün- 
dete Givilklage nicht ausgefchloffen werde, und daB Pas 
Strafgericht, wenn der. Cipillläger feine Anfprüde vor dem- 
ſelben ‚geltend gemacht habe, in dem Urtkeile über die Gaupte 
ſache zugleich über die civilrechtlichen Anſprüche zu erkennen 
und: Die: en feßzuſetzen babe, und Gleiches 
hat. na Art. Ab-a. a. D. bei folden Chrenkränkungen zu 
arihehen, welche — auf. „Antrag des Velejdigten. verfolgt 
—— Sönnen. : 

Allein wenn au hienach in Preßſtrafſa chen ausnahmer 
weile, die. gleichzeitige, Durbführung der Cinilflage- vor dem 
Strafrihter im Wege der Adhäfion geflattet ift, und. id, defe 
jem ‚Auftändigkeit unzweifelhaft nicht alfein.anf Die äſtimato— 
ziſche und, rekantatoriſche Injurienklage, ſondern auch auf bie 
Entſchädigung, welche der. Peleidigte für die durch Erſchüt⸗ 
Wrung ſeines Krebiis erlittenen Vermögensnachthaile in Ay 
ſpruch nimmt, eriiredt, — fo wollte doch hiedurch am den 
gipifreshtlichen Beſtimmungen über Injurien nichts geändert 
werden. Dies gebt unzweifelhaft daraus hervor, bag, — als 
hei Beratung des fraglichen Art. 8 in der Kammer der 
Abgenrhneien, sine Mohififation eingebracht worden war, 
nad welder dam Beleipigten nur dann die Geltendmagung 
von Givilanfprüchen vor dem Strafgerichte geftattet fein ſolle, 
weg er außer den. perfänlihen Verletzungen 
feiner Ehre in, fonfliger Beziehung einen Schaden erlikten 
babe, — Rei, Staargwinifter des Juſiz ausdrägfich erklärte, 
eine. Yanderung, der. giviltehtlishen Vorſchriften über Inju— 
rien. fe Bier nicht am Platze, worauf bie Modifikation 
— wurde. ( Stenogt. Bericht Bd. Iil. G. 506 


Siefuͤr ſpricht überbieg die Faſſung des Art. 8, der 
nur yon der nebſtdem begründeten Civilklage handelt, 
und der Umſtand, daß hienach nicht anzunehmen if, man 
hobe. eine wor. dem Civilxichter nicht perfolgbaxe Injurien- 
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Hage deshalb für zuläſſig erklären wollen, weil ſie Rats vor 
dem Civilrichter im Wege der Adhaͤfion vor den —— 
gebracht wurde. 

Muß aber hienach in jedem einzeinen Falke nad ven 
einſchlägigen Civilgeſetzen geprüft werden, ob neben der 
Klage auf öffentliche Strafe wegen Chrantränfing eine 
weitere Civilklage rechtlich zulälfig fer, ‚fo ‚hätte Kläger im 
porliegenden alle mit ſeinem neben dam Begehren äffent- 
licher Beftrafung geftellten Antrage auf Abbitte abgewirſen 
werden follen, da nad dem in Bamberg, wo "die Ehren- 
kraͤnkung verübt wurde, geltenden gemeinen Rechte durch 
Zuertennung der öffentlichen Strafe die Klage anf Private 
frafe, und als eine folde ——— die ————— au 
geichloffen wird: 

fr. 6 D. de injur. (47, 10); 

Weber über Injurien und Schmaͤhſchriften Abthlg. I 
S. 79 F.; v. Seuffert, Pandektenrecht 3. Aufl. ©. 08. 

Das k. Appellationsgericht. hat daher dadurch, daß es 
in feinem Erfenntniffe vom 14. Oktober 1853 den Bellag« 
ten zu einer Geldftrafe von 10 fl. und zur geriätlichen 
Abbitte verurtheilte, nicht nur die Art. 8 und 36 des Preß⸗ 
ſtrafgeſetzes, ſondern auch die gemeinrechtlichen Beſtimmungen 
über Injurien verlegt, und mußte das angefochtene Erkennt⸗ 
niß, foweit es die Verurtheilung des Beklagten zur gericht⸗ 
lihen Abbitte enthält, im Hinblicke auf Art: 237 und 
249 des StPO. vom 10. November 1848 vernichtet, und 
in dieſer Beziehung der ‚Eintrag des oberftrichterlichen Er⸗ 
fenntniffes in das appellationsgerichtliche Urtheilsbuch ver⸗ 
ordnet werden. 

Dagegen war im Uebrigen die erhobene Nichtigkeits⸗ 
beſchwerde zu verwerfen, da, wie bereits oben gezeigt, in 
U. Inſtanz feine weientkiche Förmlichkeit verlegt, und auf 
die für fefigeflellt erachteten Thatſachen das Strafgefeb rich- 
tig angewendet wurde, was von dem Beichwerbeführer felbft 
nicht beftritten ifl._ Insbeſondere Tann 0 darin, dag dem 
Dellagten jämmtlihe Prozeßkoſten I. und H, Infanz über 
hürdet wurden, eine Verletzung des Art, 27E des StPO. 
vom, 10. November 1848 nicht-gefunden werden ;z. denn wenn 
diefer Artikel auch vorjchreibt, daß im Kalle der Berwer⸗ 
fung eines von dem Angeklagten eingewendeten Rechts⸗ 
mittels der Unterliegende die Koſten zu tragen habe, daß in 
allen übrigen Fällen aber die gerichtlichen Koſten des 
NRehtsmittels von der Staatskaſſe getragen werden, fo 
kaun doc dieſe letztere Beſtimmung da nicht zur Arusendung 
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Sommen, wehn, wie hier, bei einer nur auf Antrag dee 
Beleidigten verfolgbaren Ehrenkränkung die Verurtheilung 
des Beleidigten ‚in Folge der Hägerifchen Berufung in II. Iu⸗ 
ſtanz erfolgt, da in einem ſolchen Kalle, wo fi lediglich 
die beiden Parteien: gegenüber ftehen, für den Staat . eine 
Berpflihtung. zur Koſtenübernahme nicht eriftirt, vielmehr 
die im Art: 204 4. a. D. ausgeſprochene Regel, daß eine 
Berurtheilung in die ‚Strafe auch die Verbindlichkeit zur 
Tragung „der, Prozeßkoſten nad fich zieht, einzutreten hat. 
‚Der. Beklagte mußte aber auch in die durch feine Nich— 
tigleitsbeſchwerde veranlaßten Koſten verurtheilt werden ; da= 
gegan war. von, einer. Strafe nad Art. 246 a..a. O. lim- 
gang zu: nehmen, da. fich die Beichwerde wenigfteng. in einem 
Punfte als gegründet darftellte” *). 





Meber die Zuläffigkeit der Nichtigkeitsbeſchwerde bei Preß⸗ 
‘pofizetlidertretimgen entHält das oberſtrichterliche Erkenntniß 
nichts; dieſelbe kann aber much nicht wohl bezweifelt wer- 
‚ben, da der Art. 35 des Preßgzeſetzes vorfchreibt, dab preß⸗ 
. » Ppligeiliche. Uebertretungen von den Kreiß« und Stadtgerich⸗ 
ten nad) den für dad Berfahren in Vergehensſachen 

‚ betehenden Vorſchriften abgeurtheilt werden follen, und 
dieſe Verfügung in Abſ. 2 dieſes Artifel® Hinfichtlih des 
Verfahrens von den Appellatlonsgerichten ausdrücklich wie- 
derholt iſt. Hieraus folgt, daß auch hinſichtlich der Nidy- 
ttigkeitbbeſchwerde in Preßpolizeiſachen die für Vergehens⸗ 
.. dachen beſtehenden Beſtimmungen in Anwendung kommen 
müſſen. Allerdings iſt in. $ 35 nur won ber Berufung und 

niht auch von der Nichtigkeitsbeſchwerde die Rede, allein 
daraus läßt ſich nicht folgern, daß die Iegtere bei Preß⸗ 
polizeiübertretungen audgefchloffen werden wollte, da es 
Hhiezu einer außbrüdlichen gefeglihen Beſtimmung beburft 
haätte, wie dies in $ 36-bezügkicdy der Berufung ded Staats⸗ 
.anwaltes und der Abänderung des Urtheils zum Rachtheile 
des Beklagten in II. Inſtanz geſchehen iſt, und da auch 
bezüglich des Verfahrens bei Preßverbrechen und very 
„in Art, 6 auf bie Bei den mit Toded-, Ketten= oder Zucht: 
hausſtrafe bedrohten Verbrechen beſtehenden Vorſchriften 
verwieſen iſt, ‘ohne der Nichtigkeitsbeſchwerde zu erwähnen, 
- die Buläffigkeit derſelben aber Dennoch hier nicht bezweifelt 
.: werben kann. Daß auch Hinfichtlih dee Preßpolizeiüber⸗ 
trerngen eine Veſchränkung der Rechtsmittel nicht beab- 
fichtigt war, geht übrigen® deutlich daraus hervor, , daß bie 
“ Aburtheilung derſelben den Kreis- und Stadtgerichten nicht 
nach den bezüglich der Polizeiübertretungen beitehenden Bor: 
ihriften, wie dieß ber 6 11 Abf. 2 des Edikts über bie 
+" Freiheit der Preffe und bed Buchhandels vom 4. Juni 1848 
 außiproch, ſondern nach den für das Berfahren bei Bei 
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Richtigleitsbeſchwerde wegen narchtier Ynsenbung Be Gig 
aus materiellen Gründen. : 


Bon dem Kreis“ und Stadtgerichte Regensburg war 
der Schiifmeifter Heinrich Ziegler von da in deſſen 
öffentliche Sigung vermwiefen worden, damit daſelbſt gegen 
denjelben wegen Verbrechens des - betrüglichen Schulden⸗ 
machens weiter verfahren’ werde, und bei der öffentlichen 
Berhandlung der Suche Hatte der Staatsanwalt den Antrag 
geftellt,. ben Heinrich Ziegler des ihm angefhuldigten Ver⸗ 
brechen des beträgtichen Schuldenmachens fhuldig zu ers 
Elären und ihn in eine Arbeitshnöftrafe on 8 Jahren m 
verurtheilen, 

Das Kreis⸗ und Stadtgericht Regensburg hatte ſedoch 

den Heinrich Ziegler von der erhobenen Beſchuldigung frei- 
gefprochen, und.der Staatsanmealt die Berufung eingewendet, 
weil Ziegler nicht — gemaß verurtheilt wor⸗ 
en war. 
Bei der öffentlichen Verhandlung vor dem ke Aybelln« 
tionsgerichte der Oberpfalz und von Regenshurg hatte aber 
der dortige Oberſtaatsanwalt den Antrag geftellt, unter: Aha 
änderung des erſtrichterlichen Erkenntniſſes den Geinrich 
Ziegler des Verbrechens der Unterſchlagung des: An— 
vertrauten für ſchuldig zu erkennen vund ihnzu einer 
Arbeitshausſtrafe von 8 Jahren zu verurtheilen, eventuell 
denſelben wegen Verbrechens des betruͤgeriſchen Banquerouts 
J. Grades und weiter eventuell denſelben wegen Verbrecheus 
des betrügeriſchen Schuldenmachens in die :entöprehende 
Strafe zu verfällen. 

Das: Appellationsgericht verwarf jedoch die eingensenbete 
Berufung und In den Gründen zu — Etkenntniſſe wer 


gehensſachen gegebenen —— überwieſen, und eine 
bei der Verhandlung über das Preßgeſetz in der. Il. Kam— 
‚mer eingebradte Modifikation, — in der Pfalz dieſe Ueber— 
tretungen nah den für Polizeiibertretungen beſtehenden 
Beitinmmungen von den einfachen PBolizeigerichten aburthei- 
len zw laffen, in welchem Falle bei einer Freifprehung des 
Beichuldigten dent Kläger: nur dad Recht der Kaffation, 
nicht aber ‚der Berufung geſtattet geweſen wäre, — vers 
worfen und auch für die Pfalz das. für, Vergehensſachen 
vorgeſchriebene Verfahren für Preßpolizeiübertretungen bei- 
behalten wurde. Stenogr. Ber. Bd. III ©. 576—579. — 
Vergl. auch Bd. IV ©. 6 der Sikungdberichte. 


HER Aus bien Gigungen des Randigen Rrtminalfenates 


gefagt, daß die Prüfung der erhobenen Befchwerbe zu dem 
Nefultate geführt habe, daß diejelbe unbegründet, und weder 
dem primären Antrage des Oberflaatsanwaltes, nod den 
von ihm eventuell gertellten Anträgen flattzugeben fei, und 
it dann bezüglich eines jeden der vorerwähnten Anträge 
befonders erörtert, wartım benfelben nicht flattgegeben wer⸗ 
den Tonnte, wobei in Beziehung auf den erfien Antrag zu⸗ 
nächf darin erwähnt ift: 

„Was den primären Antrag betrifft, den Heinrich Zleg⸗ 
ter des Verbrechens der Unterſchlagung ſchuldig zu erklaͤren, 
fo wird, — abgefehen davon, ob die I. Infanz nur überhaupt 
tompesent fei, den fraglichen Meat einer materiellen Würdi⸗ 
gang gir unterſtellen, da das von feiner Geite angefochtene 
Verweifungserfenntnig u. |. w. — und abgefehen ſonach 
von der formellen Zuläffigteit ‘der primären, ext von dem 
kgl. Oberſtaatsanwalte aufgeflellten Beſchwerde — ‚durch bie 
in J. Inſtanz und’ geſtern in H. Inſtanz gepflogenen Ber» 
handlungen die Ueberzeugung nicht begrändet, daß Heinrich 
Ziegler ſich der Unterſchlagung des Anvertrauten ſchuldig 
gemacht habe, da u. ſ. w.“ 
Giegegen hatte ber kgl. Oberſtaatsanwalt die Nichtig- 
teitöhefchwerde. wegen unrichtiget Anwendung bed Geſetzes, 
und gwar ' ' - I 

J * Ber Art. 236 Abf. 3, 323, 337 und 339 des’ 

StPG. vom 19. Novsr. 18883 in Betreff der Quatififation 
der That, dann : Sr . 
. 2) der Art. 229, 230 Abſ. 1, 276 und 273. Thl. I 
des SIOB. in Betreff des Thatbeſtandes der Unterſchla— 
gung; des betrügtrifhen Banquerouts und des beirüglichen 
Schuldenmachens, erhoben. —— 

Der oberſte Gerichtshof. verwarf jedoch in feiner 
Sigung vom 23 Dez. 1853 die. erhodene Beſchwerde aus 
folgenden Gründen: 

„Was das Beichwerdevorbringen anbetrifft, dag die 
N. Inſtanz bezüglich des oberſtaatsanwaltſchaftlichen Antra— 
ges, die in Frage ftehbende Handlung des_Befchuldigten als 
Unterſchlagung zu qualifiziren, fich als infompetent und dies 
ſen Antrag: als unzuläſſig erachtet, „und. fomit die Art. 236 
Ab. 3 und Art. 323,337, 339 des Strafprozeſſes vom 
10. November 1848 im: Betreff der Qualifikation der That 
unrichtig angewendet habe, jo ergibt fi aus den dem zweit- 
richter! Sen Greenhtniffe beigefügten Entſcheibungsgründen, 
daß zwar in. den erwähnten Beziehungen Bedenken obgewal⸗ 
tet haben, daß .aber. das erlafene Urtheil ſich hierauf nicht 
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mät, fondern von den erwähnten Bedenken abgeſehen, und 
eine mattrielle Prüfung der Fragen, ob ne NN 
ten zur Laft gelegte Handlung ihm 

a) als Unterfglagung, oder a 

b) als betrugeriſcher Banmuerout, — 

e) als betrügerifches Schuldenmachen 
anzurechnen fe, wirfli vorgenommen, und auf den- Grund 
diefer materiellen Prüfung das agefochtene Urthkil er⸗ 
laffen wordeit ik. 

Es erfennt dies Der Beſchwerdeführer auch ſelbſt da⸗ 
durch an, dag er auch dieſe in IL Inſtanz in Begiehung 
auf: Unterſchlagung fowoht, als auch in Beziehung ‚auf. bes 
trügeriihen Banquerout und betrügeriſches Schuldenmachen 
geichehene materielle. Würdigung anſicht, — —— 
ſucht, dag hierin ſowohl Die Art. 229 und 230: Mb: 1 
hl I des StBGB., dad Verbrechen der en betr., 
als auch die Art. 273 und 276 Thl. I- de9 St&B., das 
Verbrechen des betrügeriiden. Barquereuts uud das DBer- 
bredgen des betrügeriihen Schuldenmachens betreffend, un⸗ 
richtig angewendet worden feien. Bezüglich diefer in IL In» 
ſtanz ' geichedenen materiellen Würdigung ergibt fig abet 
aus den Entjcheibungegründen,. daß die Fragtn, ob den 
Heinrid Biegler das Verbrechen der Unterfchlagung, ob das 
Verbrechen des betrügeriſchen Banquerouls, nder daB Ver⸗ 
brechen des: Betrügeriichen Schuldenmacens gar Laſt liege; . 
deshalb von der zweiten Inftanz verneint worden find, weil 
fie annahm, daß in Bezug auf feines: diefer Verbrechen aus 
ben öffentlichen Verhandiungen fi überzeugende Gewißsheit 
dafür ergeben babe, dag alle zur Bejahung der Schuldfrage 
exforderlichen thatfächlidden Umſtände vorliegen. Dieſe fakti⸗ 
Ihe. Beurtheilung dee Sache faun aber der oberfte Gerichts⸗ 
hof .ald Kaſſationshof feiner Prüfung unterfellen, comf. 
Ast. 1 des Gefekes vom 29. Auguft 1848, die Abändernns 
ger des I. Thls. des StGB. vom Jahre 1813 betr., und 
Art. 12 des Geſetzes vom 4. Iuni 1848 über die Grund⸗ 
lagen der Gejehgebung, daher denn die Egemenbeie Be⸗ 
ia als unhaltbar ſich darſtellt. 


CVII. 


— * bie heute, bedingt durch bie Kon bou 
dex falfchen Urkunde Gebrauch zu machen. — Die Dirnlich⸗ 
keit an als RED! er Art. 266 hl. J 

des 27 . 


VDurch Urtheil des k. ateit ⸗ und. Tiedigeriches Pins 
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Sen vom 283. Juli 1853 wurde Barbara Kühner, ledige 
Sartichierstochter und Lohnarbeiterin zu München, der Hilfe- 
leitung 1. Grades zu dem Verbrechen des ausgezeichneten 
Betruges 11. Grades durch Urkundenfällgung, verübt: 

1) an der Lohnkutihersfrau Anna Kleber, 

2) an der Portiersfrau Kreszenz Keil, 

3) an der Köchin Cäcilie Geyer und 
.: 4) an dem Kaufmanne Karl Harras,:. 
Ihuldig erfannt und deshalb zur Strafe des. Arbeitshanfes 
auf 3 Jahre verurtheilt. 

In Folge der von der Beichuldigten eingewendeten 
Berufung erfannte das k. Uppellationsgeriht von ber 
bayern am 30. Rovember 1853, 

“ EL Barbara Kühnwer werde. von der Anfıhuldigung w 
gen Hilfeleiftung I. Grades zum Verbrechen des anusgezrich- 
neten Betruges I. Grades durch Urkundenfälichung, verübt 

1) an der Pottiersfrau Kreszenz Keil und 

2) an der Köchin Cäcilie Geyer, J— 
freigeſprochen; 

U. dieſelbe ſei ſchuldig des Verbrechens der Hilfeleiſtung 
J. Grades: zum Berbrechen des ausgezeichneten Vetruges 
I Grades durch Urkundenfälſchung, verübt 

1) an ber Lohnkutſcherafrau Anna Kleber, und 
2) an dem Kaufmanne Karl Harrass 
er werde deshalb zu vierfäbriger Arheitshausftrafe vers 

eilt. 2 —— 
„ Hiegegen hatte dert, Staatsanwalt am tgl. Appella⸗ 
tionggerichte Die Nichtigkeitsbeſchwerde erhoben, weil vie 
Befchuldigte wegen Hilfeleiſtung zum Verbrechen des aus⸗ 
gezeichneten Betruges an Kreszenz Keil ıumd' Gücilie Geyer 
foeigefyeochen worden, während fie auch hinſichtlich dieſer 
Meate, gleihfdrmig mit dem Erkenntniſſe erſter Juſtanz, hätte 
für ſchuldig erachtet, ihre Berufung verworfen, und die 
Artifel 236, 265 und .266 If. J. des StGB., fonsie‘ Ark 
73. 74 a. a. O. zur Anwendung. gebradyt werden ſollen. 
Der oberſte Gerühtehof vernichtete im feiner Sigmg 
vom 24. Dezember 1853: dag Urtheil‘ des: kgl. Upyelkitions- 
gerichtes von Oberbayern, jo weit dasjelbe die Freiſpre— 
Hung wegen Betruges.an’Cäcilie Geyer betrifft, 
und veriiss die Sache in dieſer: Beziehung gur nochmaligen 
Berbandiung- und Ensfcheidung an 'einen. andern. Senat 
desfelben Gerichtshofes. 0:5: rn 

I. „Den Betrug an Kreszenz Keil betreffend,’ Hat die 
zweite Inkaug.r. abweichend: yan.: day. erſten H-rangenoms» 
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men, daß die Täuſchung der Keil durch Kreszenz Eiſen⸗ 
hofer und: die Herauslockung des Shwals von derſelben 
ohne Vorzeigen — mithin ohne Gebrauch — des von der 
Beſchuldigten geſchriebenen Briefes erfolgt ſei, ſich daher 
Beptere an dieſer Betrugshandlung gar nicht betheiligt Habe. 

Zur Vollendung des Verbrechens des Betruges dur 
Privaturkundenfälihbung, mithin auch zu einer werbredheri« 
chen Theilnahme datan, genügt e8 nicht, die falfche Urkunde 
gefhrieben zu haben, es muß auch die Abfiht hinzukommen, 
durch dieſelbe auf die Willensbeſtimmung des Beſchaͤdigten 
unmittelbar zu wirten, fie muß ihm alfo zu Geſicht gebracht, 
ober ihm gegenüber fonft auf eine wirkfame Urt davon Ges 
brauch gemacht worden fein. 

Die Se daß feines von 
alle Dieſem gefchehen, ift thatfächlicher Natur, vermag daher 
einer Kognition des oberften Gerichtshofes nicht unterzogen 
zu werden. 

Es Tann daher aud die daraus gezogene Folgerung, 
die Nichtigkeit jener Thatſache vorausgefeht, nicht zum Ge— 
genflande eier. Beſchwerde wegen unrichtiger, beziehungs⸗ 
weiſe unterlaſſener Anwendung der Art. 266 und 3 Thl.1 
des HGB. gemacht werden. ‘ 

. Anders verhält es fh a 

I. wegen Betruges an Bäcilie Geyer. Hier’ it das 
k. Mopellationsgericht, der  erftrichterlichen Annahme, daß 
Dusch Kreszenz Gifenhofer von dem von der Beſchuldigten 
gefchriebenen Briefe vom 7. Suni 1851 mit deren Willen 
und Willen und in der Abficht, der Geyer durch Käufchung 
Geld abzuloden, Gebrauch gentacht worden, folgend, zur 
Greifprechung deshalb gelangt, weil jener Brief als Urkunde 
im geisbligen Sinne, woraus Rechte und BVerbindlichkeiten 
wachen, und womit Beweis geführt. werben könne, nicht 
zu Metrachten ſei. Diefe rechtliche Beurtheilung unterliegt 
näherer Brüfung des oberſten Gerichtshofes, ſtellt ſich jedoch 
bti Vergleichung des Briefinhaltes mit dem treffenden Ges 
jeße als unrichtig dar. Es wird darin das Anfinnen eines 
Darleihens mit einer Anweiſung auf die Borzeigerin und 
mit dem Verſprechen der Wiebererftattung gemacht. Det 
Mangel eines Adrefle und der Zumamen thnt der Identität 
des Briefes feinen Eintrag, weil feſtſteht, daß die. mit- 
beſchuldigte Giſenhoſer Ueberbringerin, die befehuldigte Küh— 
ner Schreiberin war, und Be Beſchädigte fich in: deſſen Be- 
pe befindet 80.0 Ä Sn: 
vs nicht erfordert, daß er ein ſelbſtſrändiges Be⸗ 
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weismittel bilde. :Za einem. im Verbindung ' wit: anderem 
erheblichen Beweisbehelfe if derfelbe im Babe der. Aechthert 
allerdings geeignet. | 

In diefem Punfte mußte alfe in der uarichtigen Yus- 
legung des Urt. 266 und folgerecht der unterhtichenen Ans 
wendung -des Art. 73 ein durchgreifender Richtigkeitsgrund 
gefunden werden. 

Die theilweiſe Vernichtung des appellationsgerichtlichen 
Erkenntniſſes im Schuldausſpruche zieht die Folge wach ſich, 
dag die zukünftige Geſammtſtrafe mit Berüdficdtigung.. bee 
für, die -fehenbleibenden Reate — — 
Strafe ermittelt werden muß.“ 


CCvVIl. 
Nur das Einſteigen in den geſchloſſenen nr des Beſ un: ⸗ 


digten macht ben Diebſtahl zum —— Art. 
Nr. 2 bei BD. vom 25. Mär 1816. 


Das t. Appellationsgericht von Dbetfrauten Hatte ge 
gegen den ledigen Valentin Shäg von Zbälfersborf - 

1) wegen des Verbrechens des: einfachen Diebſtahit 
a des — — Sein rich xo hr zu 

tepbof, 

2) wegen des — des ausgezeichneten Dieb⸗ 
ſtahls, Be der. Summe. nad: Verbrechen, zum en der⸗ 
ſelben Heinrich Lohr, 

3) wegen des Verbrechens des eusgegeineen Dieb» 
ftahls im Shutgebhude zu Bühl, 

4) wegen des Vergehens des Diebſtahls zum. GSqaden 
des Köblers Heinrich Deinlein zu Weißenotße, und 
—5) wegen Bergehend des Diebſtahls, verübt in dem 
gemeinjchaftlihen Wohnhauſe des Bauers Friedtich Reis 
Dinger und des Paäͤchters Heinrich Laufer zu Gutten⸗ 
berg anf Anklage erfannt und denſelben vor die Fame 
Sawurgerihisfigung von Oderftanfen verwirfen. 

Gegen den Ausfprud in Rro, A dieſes Ertenatitiffes 
hatte der k. Staatsanwalt am Apyellstiondgeriipte von Oben 
franten die Richtigkeitsbeſchwerde atıf :den Grund bes Art. 08 
Nr: 1:08 StPO. Dom 10. Ntovernber 1548 ivegen unrich⸗ 
tiger, und rejp. unterlaffener Anwendung des Geſeypes, 
Art. VI der; Novelle vom 25. März 1816, den Dievbſtahl 
betreffend, eingewendet, weil Shih bezüglich der Eutwen⸗ 
ding, merdbt: zum Schaden: dea Bauens Heintich Dilnlein 
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zu Weißenohe nicht wegen ausgezeichneten Diebſtahls, ſon⸗ 
dern wegen Vergehens veriwiefen worden war! 

Der oberſte Gerichtshof verwarf in feiner Sitzung vom 
24. Dezember 1853 die erhobene Beſchwerde aus folgenden 
Gründen: FERN, 

„Das 3. Appellativnsgericht hat in feinem Erfenntniffe 
vom 28. Oktober als Indizirt angenommen, dag Valentin 
Shüß in der Naht vom 13. auf den 14. März 1853, um 
fehlen zu fönnen, mittelft einer aus dem Garten des Schnei- 
dergefellen Schmidt zu Weißenohe herbeigeholten Keiter in 
den geichloffenen Hofraum der Wittwe Rupprecht zu 
Weißenohe Über eine etwa 15 Schuh hohe Bretterwand und 
von diefem Hofe aus durch eine Fenfteröffnung, nachdem er 
zuvor ein vor. dieſer befindluhes hölzernes Bitter, jedoch 
ohne Gewaltanwendung , befeitigt hatte, in das Wohnhaus 
des Köblers Heinrich Deinlein hier ohne. Boyrrihtung ein⸗ 
geftisgen ift. und fodann mehrere Gegenſtände im Werthe 
u-.19 fl. 20 ir. ans dieſem Haufe entwendet habe. Dielen 
Diebftahl hat das k. Appellationggeriht deshalb nicht für 
einen musgezeishpueten erachtet, weil der: geichloffene Hofraum, 
in welchen Valentin Schü eingefliegen:ift, nicht zu dem 
Haufe das beishädigten Heinrich Deinlein, fpndern zu dem 
Haufe der Witiwe Rupprecht gehört. —— 

- Rah Art. VI Nr 2 der Verordnung vom 25. März 
1816, den Diebſtahl betr., ift der Diebflabl ein ausgezeich 
neter,. wenn der Dieb in- ein Haus oder in deilen geſchloſ⸗ 
fenen Hofraum oder. in ein darin ftehendes Gebäude durch 
ſelbſt berbeigeichaffte Hilfsmittel ‚oder veranfinltete Vorrich⸗ 
tung eingeftiegen iſt. — — 

Die Ausdrüde „deſſen“ und „darin“ ſetzen voraus; 
dag in den Hofraum desjenigen Hauſes eingefliegen worden 
it, in welchem der Diebflahl verübt wurde, und es ift dies 
auch deshalb der Hal, weil unter Nr. 3 des zitirten Ar« 
tikels VIl weiter beftimmt if, der Diebſtahl fei ein ausgezeich- 
neter, wenn der Dieb, um jtehlen zu können, in ein, Haus 
oder den dazu gehörigen geſchloſſenen Hofraum oder in ein 
darin ſtehendes Gebäude eingebrochen ift, oder wenn er Die 
darin. befindlichen Ihüren u. ſ. f. Das eine Merkmal des 
ausgezeichneten. Diebſtahls durch Einſteigen in einen ges 
ſchloſſenen Hofraum mittelſt ſelbſt herbeigefchaffter Hilfsmit- 
tel oder veranſtalteter Vorrichtung erſcheint daher darauf 
begrenzt. daß in den. Hof desjenigen Hauſes eingefiegen 
werden if, in welchem ſodann auch geſtohlen wurde, und es 
ift hieran feftzuhalten, wenn gleich der dem Valentin Schütz 
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angeichufdigte Diebſtahl für nicht minder gefliffen und ge= 
fährlih erachtet werden Tann, als wenn die Entwendung 

im Haufe der Wittwe Rupprecht oder in bem zu Ihrem 
Banie gehörigen Hofraume verübt worden wäre. 

Es war demnach dem geftellten Antrage nicht zu ent— 
ſprechen, und die Niptigteitsbefgwerde des al. Staats» 
anwaltes am EIERN von ee zu ver⸗ 
—— 


CIX. 


Rächer, Verſuch des Betruges zum Schaden einer gncnien 
sonalt? — Ausmeffung- ber Strafe —— 


Am 5. Auguſt 1853 Vormittage 11 Uhr brach — An 
Anweſen des Sauers Peter Honeld zu Steinheim, kgl. 
arena Dttobeuern, Feuer aus, weldes deffen fämmts 

De Gebäude verzehrte. Als diefe fat ſchon zuſammen⸗ 
gebrannt waren, entftund auch in dem ſehr entlegenen Hauſe 
* Webermeifters Ulrich Klotz dafelbft Feuer, dur wel- 
des außer diefem ſelbſt -auch das anftoßende Wohnhaus des 
Söldners Peter Reklau eingeäfchert- wurde. 

tt Während die deshalb“ eingeleitete Unterfahung in der 
erften Richtung erfolglos geblieben war, ergaben fid mehrere 
Verdachtsgründe, dag Ulrich Klog, deſſen jur Zeit des 
Brandes bereits zum größten Theile ausgeräumte Mobiliar 
ihaft in der Münden Aachener” Feuerverfichetungsgeſell⸗ 
ſchaft für 1100 fl. verfihert: war, fein Wehnhaus ſelbſt 
angezündet habe, und nachdem er deshalb durch Erkenntniß 
des k. Kreis- und Stadtgerichts Memmingen vom 12. Sep⸗ 
tember wegen Verbrechens der Brandfiftung an feiner- eige: 
nen Behaufung zur weiteren Beihlukfaffung an dag 3 
pelfätlonsgericht von Schwaben und Neuburg vertiefen wor⸗ 
den war, erkannte diefer Gerichtshof zu Recht: 

a) daß wegen Verbrechens der Brandftiftung das Straf- 
verfahren gegen Ulrich Kloß einzuftellen, 

b) Im Uebrigen aber wegen Verbrechens des nähe 
fen Verſuches zum Verbrechen des einfachen Betruges 
(at der erwähnten a efellſchaft) zu einem 
Betrage von mehr als 400 fl. ache wider denſelden 
in die oͤffentliche Sißgung es k. —* und Gtadtgerichts 
Memmingen zu verweiſen ſei. 

Wider dieſes Erkenntniß war von dem k. Staatsanwalte 
am genannten Gerichtshofe xechtzeitig * 
eingewendet worden: 7 / 
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1.) weil das von Ulrich Klotz beabſichtigte Verbrechen 
des Betruges nur als ein einfacher, anſtatt als ein aud- 
gezeihneter Betrug qualifizirt,. und .. 

2) weil der nächte Verſuch zu diefem Verbrechen nicht 
als Vergehen, fonder® als ein Verbrehen in die 
öffentliche Sitzung des Kreis- und Stadigerihts Memmin- 
gen verwieſen wurde. 

Der oberſte, Gerichtshof vernichtete in feiner 
Eibung vom 24. Dez. 1853 das angefochtene Erkenntniß 
im Punkte b) aus folgenden Gründen: | 

1) „Soviel den erften Nichiigkeitsgrund der Staaig- 
anwaltſchaft “anbelangt, fo iſt derfelbe‘ vollkommen gerecht- 
fertigt. — Die Berfimmungen der allerhochſten Verordnung 
vom 10. Februar 1634, die Begründung einer -Mopiliar- 
feuerverſicherungsgeſell ſchaft betr, F51 Nr. IX- (Hegierungsr 
blatt S. 270), der’ Bekannimachung vom naͤmlichen Tage 
Ziff. 1 und. IH (G. 273). und der allerhöchſt genehmigten 
Statrten $ 11 (S. 282) der Aachener Beuervetficherungs- 
geſellſchaft, welcher geflaftet wurde, ihre Wirkſamkeit auch 
auf das Königreich Bayern’ auszudehnen, laffen nit den 
mindeften Zweifel übrig, dag diefe Anflalt, an welcher nad 
der thatſächlichen Feſtſtellung des k. Appellationsgerichts der 
Betrug im vorkiegenden Falle verfucht wurde, als eine ge⸗ 
meinnügige zuibeträhten iſt, des Umftandes ungeachtet, 
daß fie aus Privatmitteln gegründet wurde, da hiernady die 
eine Hälfte des reinen Gewinnes zu einem wohlthätiger 
Zwecke beflimmt, und der hievon auf Bayern treffende Ars 
theil der Staatsregierung zu dem Ende zur Dispofition zu 
ftellen ift, um je nach dem Ermeſſen derfelben zur Fürſorge 
für die aus den Straf und Bwangsarbeitshäufern Ent- 
laſſenen oder zur Unterflügung dürftiger Armenpflegen, alfo 
in beiden Richtungen zu entfchieden gemeinnüßigen Zweden, 
verwendet zu werben. | 

Unter dieſer Vorausſetzung ftellt ſich aber ein Betrug 
an diefer Anftalt nicht als ein einfacher, fondern als ein 
ansgezethneter nah Art. 263 Ziff. 1 Thl. I des 
SIEB. dar, zu welchem Ende übrigens nur diefe Gefeßftelle 
allein, und nit der Art. 252 Abi. 2 entfcheidet, weil die⸗ 
fer Ießtere eine in beirügerlicher Abficht geichehene Brand» 
ſtiftung felbft Hm die aber Hier nicht vorliegt; da 
diesfalls das Etrafverfahren gegen Ulrich Klotz eingeftellt 
worden if. 

Indem nun das Appellationsgericht der genannten An⸗ 
ſtalt Die Gigenſchaft einer gemeinnübigen im Sinne des ann 
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geführten Artitel 263 Nr. I des StGB, gleichwohl nicht 
zugeftanden, und fohin den. von Ulrich Klob verfuchten Be- 
trug lediglich als einen gemeinen qualifizirt hat, bat «8 
dieſes Geſetz bezüglich: der Eigenſchaft der That unrichtig 
angewendet, und es mußte demzmfolge deflen Erkenntniß auf 
ben Grund des Art. 66 Mr. I des neuen Strafprozeßgeſehes 
vernichtet, fofort gemäß Art. 262 desfelben die Eintragung 
dieſes kaſſirenden Urtheils in deſſen Urtheilsbuch angeordnet, 
und gemäß Art, 69 Rr. I die Sache zur weiteren Befchluß- 
faffung in die geheime Sitzung des oberften Gerichtshofes 
verwieten werden, 
Nicht im gleicher Weite gerechtfertigt erſcheint Dagagen 
2) der von der k. Staatsanmaltihaft geltend gemachte 
zweite Michtigfeitsgeund. Denn da der Art. GD Nr. MI Ihr. 
des SIEB, im. Gegenfape der Ketten«, dann Zuchthaus 
ſtrafe auf unheſtimmte Zeit oder mindeflens auf 20 Jahre 
nur hei anderen zeitlih begrenzten Kreiheitsfirafen ver⸗ 
ordnet, daß bei der Strafe des nächſten Berfuches von dem 
niedrigen Grade der auf das vollendete Verbrechen 
oder Vergehen geſetzten Strafe der vierte Theil nuchgelaffen, 
und allenfalls bis zur Hälfte herabgegangen werden fol, fo 
iR ibm hiedurch, foviel das Kerabgehen von dem niedrigr 
Ben Strafmaaße anbelangt, von felhft feine Anwendbarkeit 
auf alle jene Bälle entzugen, wo bie. Sreiheitsſtrafe vom 
Geſetze unbedingt feftgefeht, und dem richterlichen Er⸗ 
meſſen jeder Spielraum werfagt if. In dieſen betzteren 
Faͤllen kann vielmehr die Strafe des näcften VBerſuches nur 
durch das geſetzlich geſtattete Herabgehen won derjenigen 
Freiheitsſtrafe zugemeſſen wenden, welche in ihrem abſol ut 
beſtimmten Maaße dur die Vollendung des Verbrechens 
verwirkt worden wäre. ; 
Kin folder Fall liegt aber hier vor, denn die Sarafe, 
welhe nah Art. 263 Ziff. 1 Thl. I des StGB. wit Bes 
— anf Art. 220 und 245, dann auf die. Anmerlungen 
d. 1 ©. 125 beim Verbrechen des ausgezeichneten Betru⸗ 
ges 1. Grades einzutreten hat, iR eine unbedingt feftitehende, 
fobald der Schaden den Betrag won T& fl. exreicht, indem 
deren im Art. 220. Bezeichnetes niedrigſtes Maag non ein- 
bis preifährigem Arbeitshaufe nach Artifel 215 um fo viele 
DPierteljahre erhöht werden muß, ſoviel Mat der Werth der 
Beſchädigung die Summe von 50 fl. in fih enthält, und 
da nun in dem vorliegenden Valle, wo thatſächlich angenom⸗ 
men wurde, daß. die von Ulrich Klotz verſuchte Beſchädigung 
fh anf mehr als, 400 fl. belaufen haben wärbe, das wollen- 
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dete Verbrechen wenigſtens mit einer Arbeitshausſtrafe von 
42/, Jahren zu belegen geweſen wäre, fo erſcheint durch 
den nächſten Verſuch hiezu, felbi wenn bis auf Die Hälfte 
dDiefer Strafe herabgegangen werden wollte, noch immerhin 
ein mehr en 8 Arbeitshaus — fohin unter allen 
Umftänden eine Verbrechensſtrafe verwirkt. 


Es hat daher dadurch, dag das Appellationsgericht die 
That ald Verbrechen verwiefen hat, eine unrichtige An⸗ 
wendung des Geſetzes bezüglich ihrer Eigenſchaft nicht Statt 
gefunden, und konnte fomit die Vernichtung des angefochtenen 
Erkenntniſſes auch nur auf den oben angeführten Grund 
beſchräukt werden . Page 

. Sn dem fofort in geheimer Sitzung von dem ober⸗ 
ften Gerichtohof erlaffenen Erkenntniſſe wurde die Sache in 
die öffentliche Sitzung des Kreis⸗ und Stadigerichtse Mem⸗ 
mingen verwiefen, damit dafelbft gegen Ulrich Klotz wegen 
Varbrechens bes nächſten Veriuches zum Merbrechen des 
ausgezeichneten Betruges E Grades im Werthbetrage von 
mehr als 400 fl. weiter verfahren werde, und zwar in der 
Erwägung: —— 


4) daß Ulrich Klotz hinreichend beinzichtet und thelle 
weiſe auch geſtändig iſt, dem Stellvertreter des Agenten der 
München = Kachener Feuerverſicherungsgeſellſchaft, bei wel 
hem fein Mobiliar um 1100 fl. verjichert war, einen nam⸗ 
baften, ‚bereits geborgenen Theil diejes letzteren im Werthe 
von mehr als 400 fl. in der Abficht, ſich hiedurch einen, 
unerlaubten Vortheil zu verichaffen ‚ fälſchlich als verbrannt 
angegeben zu haben,. ohne jedoch durch dieſe faljhe Angabe 
bie Sahtunz der entiprechenden Entihädigung zu erlangen, 
auf welche er vielmehr nach bereits eingeleiteter Unterfuchung 
ſelbſt verzichtet hat, — 


2) daß dieſe That, wie bereits in dem vernichtenden 
Erkenntniſſe vom heutigen näher ausgeführt wurde, als 
naͤchſter Verſuch zum Verbrechen des ausgezeichneten 
Betrugs J. Grades im Werthbetrage von mehr als 400 fl. 
nah Mt. 263- Nr. J, verglichen mit Art. 220 und 215 
TH. I des StGB., dann den Anmerkungen Bd. I ©. 125: 
und Ust. 60: Nr. IN ein Verbrechen bildet, das mit 
Arbeitohausſtrafe bedroht if.“ | 
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at — grüßen Ausſage eineß in offentlicher Situng erſchi⸗ 
» nenen Zeugen.. — Bexnehmung en nicht .auf her 3 = 
— ße hefinblichen Zeugin. (Preuß. V. $, 21. Thür, Et 
‚ 243, 44. Gannov. SthᷣD. $ 145. Kurh. ©. * 
165. Braunſchw. StPO. $ 90, 131: aa SR 
(1845) $ 233.) 


j Durch Erkenntniß des EURE TERN REN von. Öber- 
bayern war der, ledige Dienftineht Karl Witting non 
Mittenwald wegen des von ihm unter dem beſonders err 
fhwerenden. Umflande vorausgegangener verabredeter Ver— 
bindung verübten Verbrechens des Raubes II. Grades. zur 
Kettenftrafe veruriheilt- worden. .: 

; „.merfelbe hatte. biegegen.. bie Nihtigleitäbefcituerde ein 
gewendet, und jein —— > a zu begrůn⸗ 
den verſucht, 

) weil durch Ableſung der Ausfage: des ‚Zeugen 
Kihtner. im der öffentlihen Sitzung des ‚Echmurgerichts 
Die. Vorſchrift des Art. 167 des. StPE&..vom 10. November 
4848 verlebt worden fei,.. 

2) we das Hausfugungsprotofol vom 21. pri 
1853, angeblich. eine. Zeugenausfage des Anton Hohen- 
feltner: ‚enthaltend, ebenfalls abgelefen und den Geſchwor— 
nen nebſt den Akten bei ihrer Abtretung im das Berathungs- 
— mitgegeben worden ſei, wodurch ſich eine Verletzung 

— Artikels und des Artikels 180 a. a. O 
ergebe, 

3) weil die ſtatt der vom Et auf die 
Zeugenlifte gefebten und vorzuladen gewefenen Anna Brie- 
ßeneker, Pfründtnerin von Weilheim, vorgeladene und er⸗ 
fihienene Schweſter derfelben — die ledige Maria Frie— 
ßenecker von da, als Fe vernommen und hiedurch die 
Art. 130 und. 141. N des allegirt.. Srieen er 
worden feien. 

Der: oberfe Gerichtahof verwaxf jedoch in ſeiner 
Sitzung vom 31. Dez. 1853 die erhobene Beichwerde, und 
zwar, was .die fpeziell. bervorgehobenen Beſchwerdepunkie 
betrifft, aus folgenden Gründen: 

: „Die von. dem Bertbeidiger angebrachten Beſchwerde⸗ 

punkte Zonnten nicht für erbebtih erachtet werden; denn. 
| Zu 1) der Fall des Art. 167 1. ec. ift Hier nicht ges 
geben, es liegt vielmehr in der Befugnig und den Pflichten 
des Schwurgerichtö-Präfidenten, einen erichienenen Zeu- 
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men awelcher bit feiner Ausſage ins öffentlicher Sißung won 
früheren Angaben abweicht, desfallſigen zweckmäßigen WVor— 
Salt zu machen, nurd es iſt hiebei völlig —— ob er 
dem Zeugen ſeine fſrüuͤhere Ausſage al ——— — 
dieſelbe aus den Alten ablieſt. 

Ba 2): Das erwähnte Sausfudungsprotstott. 'entfan 
deine ZJeugenvernehmung, ſondern blos eine von dem Anton 
Hohenteitner bei Gelegenbeit?der vorgenommenen ⸗ Haust 
fachung gemachte Aeußernug, daß ‚die: vorgefundenen Gegen⸗ 
Rände dermuthlichdie geraubten jefen, welche. Heußerunig- 
lediglich auf das. Objeftige:Bezieht. ' Es find daher tr frage 
licher Hinfiht: bie vom Fer in⸗ Bezug — 
Gefetzesſtellen nicht verletzt. 

12 kai 3)...Der : ‚Art. 141 Abſ 5. Findet: hiceher Seine 
Anwendung, und. da weder vom- Angeklagten, noch von 
deifen Vertheidiger gegen die Beeidigung der ‚Zeugin Maria 
Sriegeneder, wie das Sißungsprotokoll Fonflatirt, An Ein« 
— vorgebracht, ſomit von der desfalls im Ast. 158 

O. geftatteten Befngnig Bein. Gebrauch gemacht. wide, 
* der erwähnte Umftand I als: REITEN 
ik ‚geltend ie werben.“ ur 


—— 
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Ünwäfifet einer Reſlitution bei Berfananik ‚ber Berufungs; 
Einfluß dieſes Verſaͤumniſſes Die eventuell 
Angemeibet Berufung des, StantBanwalteh . - _ 


Durch Erkenntniß des Kreis— und Stadtgeriäten Win. 
hen war die Kräntersfran Cäcilie Schufter von. Weibdach 
wegen Verbrechens des ausgezeichneten Betrugs 2. Grades 
zu Sjähriger Arbeitshausftrafe verurtheilt. Hiegegen hatte 
dieſelbe, aber erſt am 4. Tage nady der Urtheilsverkündung, 
die Berufung angemeldet, und auch der Staatsanwalt am 
Kreis= und Stadtgerichte Hatte, und zwar rechtzeitig-, die 
Berufung für den Tal angemeldet, daß Eäcitie Schuſtet 
dieſelbe ergreifen werde. 

Das 1. Appellationsgericht — Oberbayern verwarf 
die Berufung der Schufter, und in beh Entſcheidungsgründen 
wurde bemerkt, daß, da die Berufungsanmeldung der Cäditte 
Schuſter ale nit gefchehen im gefeglichen Sinne zu erach⸗ 
ten, fomit derjenige Tall nicht eingetreten‘ fet, woran det 
Staatsanwalt feine eventuelle Berufungsanmeldung gefnüpft 
habe, dieſe von ſelbſt zeflire. 


GHiegegen hatte Caͤcilie Schufter die Richtigkeitsbeſchwerde 
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aingewendet, ab ihr Vertheidiger ſuchte dieſelbe — Mm 
begruͤnden: 

1) weil bie Baufungehit, für gewahrt hätte: angenome 
men werben follen, indem Die in Haft befindliche Cäcilie 
Schufter noch vor deren Ablauf Die Entſendung einet Pro 
tolpliiften begehrt habe, um die Berufung anzumeldet, Je⸗ 
denfalls hätte ihr: unter dieſen Umfländen Reſtitution gegen 
den, Ablauf her Berufungsfrik ertheilt werden. foHen; 

D weil duch ‚die ſtaatsanwaltſchaftliche Berufungsan- 
wmeldung auch ihr Jutereſſe gewahrt worden, und daher auch 
in- dieſer Hinficht eine Entſcheidung zu erlaſſen geweſen fei; 

a9 weil üben dit von dem Vitangeſchaldigien Johaun 
Schuſter ebenfalls ergriffene Berufung wit in demſelben, 
ſondern in einem beſonderen Urtheile entichieden wurde, ob- 
Schon üher die beiden Berufungen in einem Urtgeile hätte 
antißieren werben follen. - 

Des obere Gerichtshof — jeboq in ſeiner Sitzung 
vom 31. Dezbr. 1853 die erhobene: Beſchwerde, und zwat 
bezüglich der oben vorgetragenen ————— aus fol⸗ 
genden Gründen: 

„Zu 1) Die erſt am 4. KTage engemeibete Bernfing 
iſt mit Hinfiht auf Art. 235 und 339 des StPO. vom 
10. Novbr. 1848 verſäumt, und die Behauptung, daß Cä- 
eifie Schufter innerhalb der‘ geſetzlichen Friſt die Entfendung 
eines Protokolliſten begehrt Habe, um Ihre. Berufung auzu⸗ 
meiden, ſteht mie ben — Feſtſtellung en In dem 
angefodhtenen Erfenntriffe im Widerſpruche. Eine Mieder- 
einfegung in den vorigen Stand gegen das Verſäumniß der 
Berufungsfrift ijt gejeßlich nicht zuläflig. 

Zu 2) Der Umftand, daß die Staatsbehörbe Berufung, er- 
griffen hatte, ift für die Zuläffigkeit der Berufung der Beichuldig- 
ten irrelevant, und zwar um jo mehr, als dieſes nur ewentuell 
geihah, und biebei die fich von. jelbit verſtehende, ‚aber nicht 
eingetretene Vorausſetzung zu Grunde lag, daß die Beru- 
fung ber Beſchuldigten in geſetzlich zuläſſiger Weiſe er— 
griffen, und eine hierdurch nothwendig bedingte zweitrichter⸗ 
liche Entſcheidung in der Hauptſache ſelbſt herbeigeführt werde. 

Zu 3) Der völlig gleichgiltige Umftand,; daß das Ap— 
pellationsgericht über die Berufung des Mitbeſchuldigten Jo— 
hann Schufter nicht auch zugleich in dem die Cäcifie Schufter 
betreffenden Urtheile, fondern in einem am nämlichen Tage 
befonders erlaſſenen Urtheile entſchieden hat, iſt zur Geltend- 
machung eines Nichtigkeitsgrundes jo offenbar. unbehelflich, 
daß es hierüber einer weiteren Ausführung nicht bedarf.“ 
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Werluch der Abtreibung der Leihesfruht buch ein hiezu nicht diens 
* — fiches’ Mittel und bei nicht wirklich Sorhandener Schwan: 
gerfhaft. Art: 57 und 172 Th. 1. des SIOB. Ze 
Die Iedige Zimmermannstochter Eva Nagelmaier pon 
Neudtting, welche. in der Meinung, ſchwanger zu fein, ein 
ihr als abtreibendes ‚Mittel. angerathenes Pulver eingenom— 
men hatte, war von dem ‚Kırjar und Stabtgerichte Waſſer— 
burg, wegen Bergehens deg entfernten, Berfudes, zum 
Verbrechen der Abtreibung der Keibesfrucht zu 1 monatlicher 

Gefängnißſtrafe perurtheitt worden.  :. . . — 
Dieſes Exkenntniß heruhte auf der thatſächlichen Beltz 
ſtellung, daß die, Beſchuldigte duxch Einnehmen, eines Pul- 
pers, yon welchem fieglaubte, daß es abtreibende Wir— 
fung habe, und zwar. dirch deſſen Genuß zu einer Zeit, wo 
ſie meinde, [4wangar; zu fein, ihrerieits eine Auperg 
Handlung vorgenommen habe, um das Verbrechen der Ab— 
treibung. ihrer vermeintijchen Leibesfrucht zu verüben, 
and daß es für fie nur zufällig und außer dem Bereiche 
es Willens gelegen war, daß dag genommene Mittel nicht 
die erwartete Kraft hatte, und fe ſich wahr] geh lich. gar 
nit, im Schwangerſchafts zuſt a ude befand, daß 
Re alſo einen Verſuch zum Verbrechen der Abtreibung der 
Keihesfrucht begangen, babe, welcher deshalb, ald entferuter 
zu betrachten ſei, meil fie den ihr als Aftenzm wiederheleud 
angerathenen Genuß des Mittels nur Einmal vorgenommen, 
alio nicht alfeg zur Verübung des Verbrechens ihr Möglichy 
gethan habe. . | Enge 3 
Auf Berufung. des Staatsanwaltes aus dem Grunde, 
weil die Beſchuldigte nicht wegen nächſten Vexſuches zur 
Abtreibung der Leibesfrucht yerurtheilt wurde, ſprach das E, 
Appellationsgericht jedoch die Beſchuldigte vom der Anſchul— 
digung unter. Bezugnahme auf die thatjählichen Annahmen 
der erſten Inſtanz gänzlich frei, weil das fragliche Verbres 
hen nah Art. 172 Ih. I des StGB. zur Vollendun 
immerhin Schwangerfchaft vorausjege, ohne RER: 
ein Berfuh nicht denkbar fei; nun fei aber feſte Ue— 
berzengung dafür nicht begründet, daß fih Eva Ragelmaigr 
wirklich im Zuſtande der Schwangerjchaft befunden habe, es 
fehle daher an eigentlichen Anhaltspunkten für die Schuld 
gemäß der gegen fie erhobenen Anklage, weshalb. Freiſprechuug 
babe ‚erfolgen müflen. N ae RE 
Gegen dieſes Urtheil hatte der. Staatsanwalt, am E Apr 
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pellationsgerichte die Nichtigkeitsbeſchwerde wegen unrichtiger 
Gefeßesanwendung, nämlidy der Art. 172, 60 und 62 Tpt. I 
des StGB. eingewendet, weil die Beichuldigte wegen nädh- 
ften DVerfuches, eventuell wegen entfernten DVerjuches, zum 
Verbrechen der Abtreibung der Leibesfrucht hätte verurtheilt 
werden follen. a | Ä — 

Der oberſte Gerichtshof vernichtete in feiner Sitzung 
vom 31. Dezbr. 1853 das angefochtene Erfenntnig und 
verwies die Sache: zur wiederholten Verhandlung und Ab: 
urtheilung an einen andern Senat des Appellationsgerichtes 
aus folgenden Gründen: FRE: RR SR ee 

„Indem das Gefeb im Art. 57 Thl. 1 des SGB. le⸗ 
digfich jene äußere Handlung, welche in der Abficht, ein Ver⸗ 
brechen zu begehen, vorgenommen wurde, und duf Bollbrin- 
gung oder Vorberettung deſſelben gerichtet iſt, zum flrafbaren 
Verſuche erfordert,. legt es das Hauptgewicht in die ver- 
breherifhe Abſicht des Handelnden, ohne Nädficht dar: 
auf, ob der hiebei bezielte Erfolg unter den gegebenen Ym- 
ftänden eintreten, und ob das gewählte Mittel nach den 
äußeren Berhältniffen hiezu dienen fonnte, — genug, wenn der 
Erfolg nah der Borftellung des Handelnden eintreten follte, 
wenn das gewählte Mittel nad der Meinung deſſelben als 
zweckdienlich erichien. Dies ergibt fi aus den Anmerkun⸗ 
gen zum SGB. Thl. T ©. 177 Ne 3 ©. 182 Abf. 2, 
woraus fich die Bd. 2 ©: 3 und S. IE der Anmerkungen auf 
geführten Beiſpiele ftrafbaren Verſuches der Tödtung an eis 
nem Todten und des Diebjtahlsverfucdes an eigenen Sachen, 
die der Dieb für fremde hielt, erklären. - Wenn daher auch 
zum Begriffe des vollendeten Verbrechens der Abtreibung 
der Leibesfrucht nah Art. 172 und Anmerkungen Bd. 2 
&. 35 Schwangerfhaft als Bedingung des Abortus erfor⸗ 
dert wird, fo genügt doch für den Verſuch die Vorausfetzung 
diefes Zuftandes auf Seite der Handelnden , verbunden mit 
dem in verbrecherifcher Abficht gemachten Gebrauche eines 
ihr dienfich fcheinenden Mittels zur Vefeitigung dieſes Zu⸗ 
Bandes. F = 

Es hat daher das Appellationsgericht, indem es wegen 
des Mangeld an Neberzeugung darüber, dag Eva Nagel: 
maier wirklich im Zuftande der Schwangerſchaft fi be—⸗ 
funden habe, als fie in rechtswidriger Abficht jenes gleich- 
wohl nicht zweckdienliche Pulver in der Vieberzeugung, es 
diene zur Abtreibung der Leibesfrucht, zu fih nahm, einen 
Rrafbaren Verſuch überhaupt als gegeben nicht erachtete, 
ben Art. 57 und den. Art. 172 Thl. I des StGB. unrid- 
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U angewendet, es mußte daher das Urtheil vernichtet, und 
die wiederholte Verhandlung und Mburtheilimg der Sache 
nach Art. Er und 332 des GtPG. vom 10. Novbr. 1848 
angeordnet werden, wobei die noch nicht entichiedene, "daher 
an'.den oberften Gerichtshof auch nicht erwachſene Frage, 
ob nach Art. 60 nächſter oder nach Art. 62 entfernter Ver⸗ 
ſuch gegeben ſei, ihre Loſung finden kann.“ 


mn 
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Auch in diefem Jahre war die gahl der von dem flän- 
digen Kriminalfenate des oberften Gerichtshofes zu erlaflen- 
den Erkenntniſſe nidyt unbedeutend, nämlich bis auf 329 
geftiegen, von welchen 308 in öffentlicher, und 21 in ‚ger 
heimer Sikung gefällt wurden. 

Dem Gegenftande nad wurden hiedurd eniſchieden 

75 Nichtigkeitsbeſchwerden gegen Erkenntniſſe der Schwur- 
— gerichtshofe mit Inbegriff der Todesurtheile, bei denen 

. eine. Offizialyrüfung einzutreten hatte, 
452 Nickigtiisbefäwerden gegen appellationsgerichttiche End- 

erfenntnifle, 

M Nichtigkeitsbeſchwerden gegen Berweifungserfenntnifle, 
:. 3 Befchwerden gegen Einfelung des Strafverfahren, 
2 Beiwerden wegen Nichteinleltung einer Vorunter⸗ 


fu 
2 ——— zur Wahrung des Geſetzes, 

3 Beſchwerden wegen Unterdrückung von Schriften auf 
den Grund des Preßgeſetzes, 

3 Beihwnrden von unterſuchungsrichtern wegen Koſten⸗ 
überbürdung, 

1 an eines Unterſuchungsrichters wegen Diäten- 
abftriches 

1 Befchwerbe des Staatsanwaltes gegen einen appellatione- 
gerichtlichen Plenarbeſchluß, Ä 

1 Beichwerde "eines Vertheidigers gegen einen Diszipli 

narverweis, 

1 Beſchwerde eines Beſchuldigten wegen Vermogensbe⸗ 
ſchlagnahme während der Borunterſuchung, 

1 Geſuch eines Unterfuchungsrichters um Delegirung zu 
Unterſuchungshandlungen in anderen Kreiſen, 


HB Aus den: Situmgen Dei: mindigen Sriminmliengtee 


1 Geha eines Vrſchuldigten um Aebernagung der Once 
an ein anderes: Bericht, 
1Geſuch eines Anpehattensgerkhfen. um Deiirung nt 
. andern Geridts, - : 
2 NReayonfiration. eines. Aypellationsgerichtes ‚gegen ueben 
. weilung ‚der Sache zur nochmaligen Verhandlung ae 
Adurtheilung ,. 
1 Befchwerde wegen ungerechter Verurtheilung * — 
frühern Strafverfahren, 
1 ganz unförmliche Beſchwerde eines Beſchuldigten, 
E 1.8 — om pe ——— Birat des pberſtit 
Bere sm € t Eu 
"is Gefuhe um Wie ——— 7 — elinens: = 
nebftdem wurden erla En 
5 VBerweiſungserkenntniſſe mach: Bernichtung des auf die 
Borunterſuchn ag erlaſſenen Beſchluffes, 
4 Beſchluß wegen : AR Run dr Sache au = 2. 
narfitzung, und - 
1 Beſchluß wegen Stellung Aines Begnabigumgsantrage 
329° Sum Sumine wie oben. | 


Plenarverfammlung fand. in Piefem ‚Safne Meine — 
—— wurde von dem ftändigen Kriminalſenate in 35 
Fällen dad angefochtene, Erfeuntnis vernichtet, und. ih 
den zwei zur Wahrung des Geſetzes erhobenen Beſchwerden 
ausgeſprochen, daß das Geſeß verieht worden ſei. Banden 
18 Geſuchen um Biederaufnahme des Strafverfahrens wurde 
aines für begründet gefunden, weil..fidh die wegen ein und 
derfelben That gegen zwei verfihiedene Perſonen erlaſſenen 
Strafurtheile nicht vereinigen ließen, die Abeigen ir. wutden 
werwarfen. 

Bon den 24 Todesurtheilen, welche der. — 


Ad Prüfung unterſtellt werden mußte, waren 2 
1 wegen Mordes, 
ie, do wegen Brandkifiung: A Grades mund. i 


6 wegen Raubes IV. Grades Ä 
ergangen eines. hievon, wutde vernichtet, fo daß 23 Todes⸗ 
urtheile in Rechtskraft übergingen, und die: Aodtoſtrafe, da 
diefelhe: in drei Faͤllen gegen zwei Perſonen in einem Ur⸗ 
theile ausgeſprochen Boden war, an 26 Berfonen bäkte voll- 
zogen werden ſollen. Dieſe Straft erlitten jedoch nur dcht 
Perfonen, nämlih 5 wegen Mordes, und 3 wegen. Raubes 
IV. Grades, vor den übrigen wurden zwölf zur Kettenfttafe, 
und ſechs zur Zuchthausſtraft auf uubeftimmte Zeit begnadigt. 


dea aherhen Weriqhtahefes A Kaffationshefes). ı: MP 


In den fünf Jahren ſeit Et ng des neuen Straf 
nerfahrens iſt fich die Zahf der jährlich xlaſſenen Todesurz 
theile fo zieimlich glei chlieben, indem im Juhte .. -., 

2 ze Zu: oi9 — 26 sa MT 


y ey i 1 se 23 4 
| 1855 — 24 
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Be 1883 — 26 V 
ſomit in fünf. Jahren Einhundert acht und zwanzig 
Perfonen zur Todesſtrafe verurtheilt worden waren, wovon 
achtzehn diefe Strafe wirklich erlitten haben, und da, wie 
die motorische, Ueberfüllung aller Strafanftalten beweilt, auch 


bezüglich der fonfligen Verbrechen und Vergehen eine Ab: 
nahme in den lebten. fünf Jahren nicht flattgefunden Hat, fo 
fcheint der Umftand, daß nad dem neuen Strafverfahren Die 
Strafe fiherer und Schneller der That auf dem ‚Buße, folgt, 
die gehoffte Wirkung,: daß dadurch auch die Zahl der ‚Ueber- 
tretungen — werde, wenigſtens zur Zeit noch nicht 

t zu haben. — 
en Aus. den von dem oberften Gerichtshofe in diefem Jahre 
erlaffenen Erfenntniffen wurden 112 in den Berichten mit: 
geiheilt, welche ſich größtentheilsg mit Fragen des materiellen 
Strafrechtes beſchäftigen, ein Beweis, das die neuen Formen 
ben Richtern immer geläufiger werden. Die aus jenen Er: 
fenntniffen gezogenen Präjudizien, nad den einzelnen Ar- 
tileln ‚geordnet, find zur leichtern Benützung der Berichte 
gleichfalls wieder angehängt. > Be 


Rn en or: . . A 
* # 


N, 


ı- Da die. Sipungsberichte künftig mit. der „Zeitſchrift 
für Gefebgebung und Rechtspflege des Königreihe Bayern“ 
vereinigt werden ſollen, jo. nimmt der Unterzeichurte, von 
weichem jämmtliche -Mittheilungen über Die Sipungen des 
oberfien Gerichtshofes nebſt den. Bemerkungen hiezu herrüh- 
zen, bier von den freundlichen Leſern der Sitzungsberichte 
mit deu Verfiherung Abſchied, daß es ihm bei feinen Be- 
ziehten und den Bemerkungen zu ‚denjelben. Iediglih darum 
zu thun war, der guten Sache nad) feinen Kräften zu nüßen, 
and dies — wird er auch der Fortſetzung der Sipungs- 
berichte in der Zeitichrift zumenden. = | 
| .: .,Rineder, OAGR. 
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a Br rjudizien 
aus den En Keim en des tändigeh. Kriminalſenates 
des oberſten Gerichks — im Fahre 1838 gezogen und 
nach den einſchlaͤgigen Artikeln Wander mit Angabe der 

betreffenden Seite des fünften Bandes dieſer Berichte. 


I. Strafprozeßgeſetz vom‘ 10.. November 1848. 


Artifel 4. Unter dem Ausdrude „wihtige Gründe“ 
find die Bälle, welche auf einer bereits durch das Gefeß 
ſelbſt anerkannten Nothwendigfeit beruhen, nicht verftanden. 
©. 282. 2 | 

Ueber eine Nichtigfeitsbefchwerde gegen einen appella= 
tionggerichtlichen Plenarſchluß hat der ſtändige Kriminal— 
fenat des oberften Gerichtshofes in öffentlicher Sigung zu 
enticheiden. €. 23. 

Eine materielle Enticheidung der Sache hat die Plenar- 
verfammlung des Appellationsgerichtes nicht zu erlaffen. ©.283. 

Artikel 9 Bei Befchwerden wegen Disziplinarein: 
Ichreitungen gegen einen Unterjuchungsrichter entjcheidet der 
oberite Gerichtshof in ne Sitzung nah Vernehmung 
des Staatsanwaltes. ©. 23, 

Eine Disziplinarverfiigung gegen "einen Beamten darf 
vom Appellationsgerichte nur nach Vernehmung des Bethei- 
ligten und nad) Anhörung des Staatsanwaltes erfolgen. 


Beichwerden über Die iplin arverfi ungen gegen Be— 
amte find an die im Edikte über bie Fa der Staatl: 
Diener vorgefchriebenen Börmlichkeiten gebunden. ©. 205. 

Artikel 18. Abſatz 3. Im dringenden Fällen können 
auch Sandgerichtsmitglieder zu dem Schwürgerihtshofe bei- 
gezogen werden. ©.’ 396. 

Artikel 46. Nr. 4 Nur bei einer Betheiligung an 
der in Srage 5366 ſtrafbaren Handlung iſt 1 Bes 
eidigung zu unterlaffen. ©. 14. 

Artikel 52. Die Verweifung des Faubliur hein⸗ an 
das Schwurgericht zieht die Verweiſung der Theilnehmer 
dahin auch dann nach ſich, wenn dieſe nur bei einer an 
ſich nicht dahin gehoͤrigen That mitgewirkt haben. ©. 207. 

Artifel 66. "Darauf, dag nach Erſchöpfung des höch— 
ften Strafmaaßes durch frühere noch richt vollzogene Urtheile 
die Verweifung wegen eines neuerlichen Reates nicht hätte 
ftattfinden follen, Tann eine Nichtigkeitsbefchwerde nicht ge= 
baut werden. ©. 1%. 

Artikel 126. Die Vorſchriften dieſes Artikels kommen 


bes Shunften Gotichiehoſre (Beffationahefee):‘ OK 


auch bei Ablehnung‘ eines Mitgliedes des ſtändtgen Krimi⸗ 
nalfenates. beim oberſten Gerichts hofe in Anwendung. S. 3ER 

Artikel 129. Wenn der Angeflagte bie Koſten für 
Entſchaͤdigung der Entlaftungszeugen trägt wnaiim: Voraus 
erlegt, Find: u fra ihr — war" mögtid # 

laden. 
— Artikel 132. Die Zuſtellung ber Volladung konn an 
bie — des Zeugen giltig geſchehen. ©. 288. 
Artikel enn ver Senatsvorſtand einem Antrag 
des Vertheidigers Gegen die Einſprache des Stantsanwaltes 
ſtertiglbt, Tann -Rebtiter Teine SEHON. 2 zent 
darüßtr verlaͤngen. &.467.: . 

Zur Aufklärung eines erft in. der. -Sipamg — 
Umſtandes Tann der Senatsvorſtand Auch: — 
aus der Borunterſuchung verleſen laſſen. S 

Einem erſchienenen Zeugen darf der Präfident ſelne 
fruheren Ausſagen mündlich vorhalten oder vorleſen. S. 492. 

Artikel 158. Eine verſaumte Eiurede: gegen die Mer 
nehmung oder Beeibigung einss Zeugen vann fpäter n — 
als Nichtigkeitsgrund geltend gemacht werden. ©. 459 u. A 

Art. 162. Sadnerkändige PART: feine Bene an 'bie 
Zeugen ſtellen. S. 406. 

Artikel 165. : Die! Verieſung — Gutachten der Sud 
verfländigen —* durch en bedingt: &.45@. 
Artikel 173. Die Nichtaüfnahme Summe des Ent- 
wendeten ya die Frage bei einem Verbrechen dis : einfachen. 

er bie Bertehang eines owofonfüchen Sub 

eit 2. 

Die ragen ſollen keine Mternativen entänlten: &. 427. 

In einer Frage auf das Berbrechen des Merdes ei 
die Abſicht zu tödten nicht fehlen. S. 240. 

Artikel 180. Das Zuruckbehalten eines in der 
verlefenen Augenſcheinsprotokolles iſt feine Seen einer 
weſenklichen Formlichkeit. ©. 317, . rl 

Artitel 191. Wenn eine Frage — ——— 3. 
N He nicht geſtellt -ift, dürfen die Geſchwornen 
dem W ug Arien dahin: ———— Beiſat ad. mb 


sr 

Pe 28. Die Staatsanwaitichaft Aalın. niemals in 
die gung der . öften werurtheilt werden. "&.: td. 
Artikel 206. nn der Beſchuldigte bei..der Verhmub⸗ 
tung aber nicht * der Urtheilspublikation' gegenwärtig iſt, 
14 a a a ie dee uU. ee zu 
geſchehen. G. N ee 
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Wolle 209, Die Fuction — Brotviohfühters 
fan Seder verpflichtete Aeceſſiß verſehen. ©. 469. 

.. Until 212. Die Unsfehung der Urtpeilefätfnng und 
die Bermeiiung ber: Sache an He nähe Schwurgerichts⸗ 
Ahung fanı euch Daum noch erfolgen, wern ſich der Schwurr 
5 bereits zur Urtheilsfaͤllung surüdgezogem bet. 


Die Frage, ob auf Seite der eſqwornen bei Abgabe 
ihres Wahrfprides ‚wirklich. ein Irrtum obgewaltet hat, 
kann der — Gerichtshof nicht unterſuchen. S. Mb. 

. Seht. 231. Me. 13. Diefe Farmwerlezung kann gm 
der —— — aber der Stastennmalt wit Erfolg 
geltend machen. ©. 27 
Artikel 291. Mr. 6; ‚n- Der Beridigung der Zeugen 
nad) den Generaffragen liegt keine Belegung: im ‚wefemte 
Atchen „Sörmtiäteit &: 408. 

“ Stile 238. Ne. A6. Diele Formverlehung dann aur 
berũckſichtigt werden, wenn der Angeblagte eine befimmte 
.: — gerichtet hat. ©. 34 

Artikel 231. Ar. 8. Findet bei — bezũ gr der 
Ausmeſſung = — keine Anwendung. 

Artitel 232. Darauf, daß tm —— eine un⸗ 
vaſſen de Geſedeobeſtimmung augeführt wuzde, Inun feine 
Aichtigkeitebeſchwerde gebaut werben, :S. AR 
Vrlikel RIS. Die gur Anmeldung det "Berufung oder 
— — awsgeſtellte Spezialvollmacht braucht 
Mn EN: oder in Fegelsnäfiger Form aberfe zie au 
ein. 


a Mu Mn. Khne: beſondere ‚Eemäshtigung 
vder Eenchmigung Tann der vg bie allgemein _ 
gemeldete Nichtigkeitsbeſchwerde wirt auf unzidige Am 
— des Geſeges beſchrnken: S. 41 Lo 

Artitel :246.. Anch bei — Veſchwerden wer 
gen Unterdrückung einer Schetift (Art. 2 des Wrepfrafger 
ſebesy wun bie. Strafe ein. S. 436 uub 455 

Avltikel 252. Dieſer Artikel findet nurh af Die zur 
Buftindigkeit:. der: Kreib⸗ und Stadigerichte aeborenden 
Straffagen Anwendung. ©. 293. 1— 

Nette 268. Min’ ermeflen..gB lonnen,; ob ſich Ye bei⸗ 
ben Urtheile nicht vereinigen laſſen, muß ber oberſte Ge— 
richtehof auch auf die Prüfung der ——— Momente 
dingeben. 5; 156. 

Artikel 274 Bde Prefpollzelührrtretungen iſt eine Ber 
urtheilung des Aerars in die Koſten nicht zulaſſig. S. Mo. 


das oberen Geriähhähpfens (Anfiatintiähefes); :- 08 


> titel. 317. - Wenn. bes Inhalt. des Styungupentotol- 
les, beziehungoweiſe der MWormerkungen des Protokollführers; 
von den Anführumgen in den‘ ec wre abs 
weicht⸗ wedienen legtexe den Vorzag. G, 3 
uikel 323.. Wird, der: Angeichuldigte. der: That inne 
in einem geringen Grade fchuldig erfannt, jo hat eine Kr 
ſprechun⸗· yon: dem. heberen Grade micht einzuiteten. G. 90. 
Arukel 336. Abſ. 2. Die⸗Anordmmng, daß bei dem 
neuen. Urtheile dir Richter nicht mitwirken koͤnnen, weicht 
bei dem vernichteten Urtbeile ‚uitgeftiunmt: ‚haben, ‚bepieht: ſich 
auch a die, Bälle: des Urt, 388... S, 399. 
titel: 337. Wenn der Einſpruch in I: Inſtaug aus 
— — verwotfen wurde, und“. die: Il. Inſtanz 
dieſe Verwerfung fuͤr nicht gerechtfertigt ‘erachtet, ‚bet diefelbe 
aveleih über das Materielle der Auſchuldigung gu. erlennen 


Artikel 350. — Fit zur Benennung neuen geugen 
iſt Seine ꝓxaͤlluſive. S 
Artikel 358. a Öektendmadung - des ginſpruch⸗ 
genügs- audy: eine: vor Erlaſſung des Kontumagialerienutnifjes 
auggeſtellte Vollmacht, in weicher die Anmeldung desſetben 
hey Ermeſſen des Bevollmächtigten überbaſſen iſt. ©: 85. 
Artikel 3609. Wenn der Staatsanwalt gegen das Kon⸗ 
tumazialerkenutniß die Aichtigkeitsbeſchwerde nicht: eingewen⸗ 
Det hat, ſo bindert Dies. nicht, won dieſem Kechtsmittel ger 
gen das auf den Einſpruch im nu... Verfahuen 
erlaſſene Gnfenntnig Gebrauch ga machen. S. 23 
Artilel 864. Gegen den eine Inkompetenzerklaͤrung 
enthaltenden Ausſpruch der en ae Entiheadung 
ik eine Nichtigkeitsbsſchwerde zuläſſig 
Dh. der Ausſpruch über Schuld — ee uf 
einge alle faktiſchen Momente würdigenden: Ucherzeuanug 
beruht, berührt die Thatſage; ‚wenn dieſelben aber für, das 
in Frage ſtehende Verbrechen für unerheblich erachton wur— 
den, Has. der ‚nherfle en = ae ai — 
nahme ‚au willen. S. 


Me Erker Theil. Stisfüctensugen ‚ 


Artilel 29. Der Beiſatz: — dritten ag be ieht 
PEN nur; auf die Entziehung der warmen Spriſen. ©. 
+ Dex Kintritt der Schärfung darf niche von ein: ef 
ee ne Zeugniſe rn mr wueyr 
n. 
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Artikel 31. Nar ſend Choul ſtraͤfliuge, welche rn 
in ein Zwangsarbritshaus geetgrit und reif fend, m 
ihre Gefängnis fe daſeibſt erſtehen. S. . 
Artitel FD. Zum Begriffe des Komplotteo IR die Ver⸗ 
u zu. einen baftiamıten‘ — nicht erforderlich. 


7 titel 81. Yu Thatbeſtande TE ſtrafbaren Verſuches 
genügt es, wenn der Erfolg nach der Vorſtellung des Han⸗ 
deinden eintreten ſollte, wenn das gewählte Mittel nach der 
Meinung desſelben als zwecdienlich richten: S. 486. 

Artikel 60. Bei unbedingt feſtgeſetzten re 
R ‚nad dieſen: die Strafe des Verſuches auszumeſſen. 8.490. 

BSür die ‚Strafbarkeit des Verſuches iſt es gleichgiktig 
ob der bezielte Erfolg unter den - gegebenen Berbäftniffen 
eintreten, und ob: das gewählte. Mittel nad den kuperte 
— — hiezu dienen konnte. S. 495. 

Artikbel 65. Es genügt, wenn der durch die ſahelaffige 
Handlung oder Unterlaffung — Erfolg. tur mittel 
bat. durch diefelbe bewirkt wunde S. 231. 

Artikel 7ẽ5. Wei. en der Straf‘ des Gehilfen 
3. Gtades muß von dem geſetzlich objektiv allgemein feſt⸗ 
geſehten niedrtgſten Strafmunfe ausgegangen werben. &. 444. 

Artikel 89. : Handlungen, auf Unterdridung ber Spu- 
ren der That als einer verbreigerifchen Aberhanyt, ohne Nüd- 
ficht auf: A Des. Thaters gerichtet, ei ſtraf⸗ 
los. 

aut 108. „Dr Verbdechen find for. fange‘ nit 
En N un zuerkannte Strafe nicht erſtanden 
MR: S. 5 und 

Artikel 109. Mean der. Viſchutdigte zur geit der Ab⸗ 
merheilnng eine früher zuerkanute Strafe noch nicht erſtan⸗ 
den hat, muß dieſelbebei der Ausmeſſung der nun’ auszu⸗ 
—3 — ET berucgatigt werden. ©. 6, 3 
und‘ rg i 

Wenn * mit beſtraftt Werbrechen mit folgen kon⸗ 
kurriren für welche die zuerkannte Strafe noch nicht voll⸗ 
ftändig verbüßt if, muß von der auszufprehenden Geſammt⸗ 
Bfe die bereits erſtandene Gtrafzeit In Abzug Tommen. 

149. 


Mi wenn durch frühere; noch nicht vollgogene Straf- 
—— das gefeßliche Strafſmaximum überſchritten iſt, muß 
An: dem: neuen Eibenntnifle * Geſammtſtrafe ausgefprodhen 
werden. ©, 887. 

Artikel 118. Veſchwerende Umſtände, welche lediglich 


: bed: oberßen Gesichtäfpfes :(Aufkekionähefes)... 805 


in, der Berfan oder in deren beſonderen un ihren 
Grund haben, find nur bezüglich Diefer Perſon wirkſam. S. 426. 

Artikel. 137. Cine frühere, irrthümliche polizeiliche Be⸗ 
ſtrafuug des Ihäters ſteht der neuerlichen, ſtrafrechtlichen 
—— wegen desſelben Meates nicht . im Wagei 
6 
; : etilel 139. Auch * Rrafpofigeilihe Berfoigung der 
po unterbriegt die Berjährung. :S, 6%. 

Jede Unterfuhungskandlung, nit blos die Verneh⸗ 
wang des Beſchuldigten, unterbricht die Verjährung. S. 243. 
Artikel 180. Berkümmelung. iſt jede gewaltſame Be— 
raubung ‚eines nothwendigen Theiles des Körpers. ©. 312 
Das Geſetz unterjcheidet; nicht zwiſchen ‚gänzlicher oder 
hefchräntter Gemmung: des —— Gebrauches eines 
Gliedes. S. 393. 

Artikel 191. gum Verbrechen der erzwungenen un⸗ 
freiwilligen Unzucht wird immer ein Angeiff auf die ybyfſiſche 
Perſon des Kindes: erfordert. ©. 47. 

Artikel 208. Zum Ihatbeftande der Kuppelei im Sinne 
dieſes Artikels gehört nit, daß die. Perſon, zu deren Gun⸗ 
ſten ſie geſchehen, eine beſtimmte iſt. 

Artikel 229. Mach, wenn ein Dritter für die ‚unters 
fchlagene Sad privatrechtlich Pal u. der Ligenthu⸗ 
mer der Satche ale Damniftkat; 

‚Der Verbrnuch zur — übergebener Banl- 
uoten if Unterfchlagung. © 

Artikel 233. Auch — — gibt es einen- krafr 
baren Berfud. ©. 446 

Artilel u Bei dem in dieſem Artikel vorgefeßemen 
Valle des Raubes ik 28 gleichgiltig, aus weicher Abficht Die 
Bergewaltigung geſchah. S. 200. 

Diefer Artikel: nicht eine Praͤſmntion des Vor⸗ 
ſaßes, ſondern ein für einen beſtinmten Ball gegebenee 

Strafgeieg. -.©. 289. 

Artikel * Die Strafe des naͤchſten —— der 
Erprefiung ift zwiichen 4 und 6 Jahren auagumeſſen. S 

Der. reshtswidrige Bertheil kann u durch wahre 
Thatfachen erfirebt werden. S. 325. 

Artitel ig Einen Betrug aus Sahrtäffgtet gibt e⸗ 


Artikel 257. Vorenthaltung der Wahrheit, we man 
zu deren Angabe verpflichtet iſt, und Benützung des dadurch 
entftandenen bes Andern zu denen ei iſt 
Beirug. ©. 2 


3BE Aus dan gungen dis: ſtaͤnbigen Kciieimaljonätes 


Artikel 2b. Bam betrũglichen Wucher iſt eine’ Tan 
Mung des. GSchuldners — S.. 169 und L08. 
Arcikel 363. Ar Auch ‚eine aus Pribatmittein ges 
grändeke — — set iſt: als * — 
nißige zu bettachten, 488. 
Artikel 265. Nr. IV. Zum Beiehnheitäprknne, wie) 
keine be [on de r e Gofaͤhrichteit, ‚Seinthöherer Schadenbbetrag 
erfordert, auch können die: konkurrirenden — — an 
einer — begangen fein. ©. 381, . 
Artifel 266. Die Umterjeichnumg. eines Aufesgeriger 
tihen Bertrages Inter: fahſchem Mamen involvirt duch dann 
dao Verbredgen der Privaturkundenſälſchung, wem der au— 
dere Kontrahent, weil. von dem betrüglichen Vorhaben vor⸗ 
her unterrichtet/ nicht mebr getaͤuſcht werden könnte. S. Sl 

Ein Poſtſchein iſt eine num. im: geiepfidien 
Sinne ©. 188; 

Daf die Poigatuctende. zzu dem veuen sehen » Beweife be} 
Schuldverhältniffes tauglich Fei, iſt nicht erfotderlich· S. RL. 
Das bloße Schreiben einer falſchen Utlunde: genügt 
nicht; es muß die —— davon aud): m. m mahen, 
binzufommen. .&. 484 

.. Es genügt, drß die Urkunde , ihte Rehtheit voraus⸗ 
gelebt, einen Bewehstehstf bildet. ABB... 

Ein Lotteriezedtiligekört zu ben’ Beinanırtunden. ©. 210. 

; Artikel 2369: : Ob der ei; wien Hui hfalfch geſchwo⸗ 
ren wurde, ift eine der Kognition dee oberſten ale 
entzogene Thatfrage. ©. 161: - 

Artikel 290. Das Werben eines. Dritten ‚zur Ab⸗ 
ſchworung eines Meineides if, wenn dieſer ulcht —— 
wurde, ein ſtrafſbarer Verſuch. & 57 mb 282. 

Die Abfiht der Veſchaͤdigung eines Triton ik sei ‚bem 
nr in Suraffachen nicht erforderlich. .& 2% 

So lange der. Benge von der heſchloſſenen: Einleitung 

Aka Unterfuhung wegen Meineides eine sffiziche Kennt 
niß nicht erlungt hat, kann die ſalſche eidliche SUNG? mit 
Erfolg zurüdgenammen werben. :::&. 208, 
Ob. der Beuge bei der: wiederholten zeugſchaftlichen 
Vernehmung an den Bu Eid zuräderinnet wurde, 
Andert au der Wirkung der. Burrüdnahme der falſchen Aus⸗ 
ſage nichts. S. 408. 

VDie Berleitung zu einer ſalſchen eidlichen Ausſage iſt, 
wenn biejesbe rechtzeitig zurückgenommen wurde, nur als Ver⸗ 
ſuch des Meineides ſtrafver/ S. 409. 

Artikel 315. Die Inkompetenz der oortgkeulichen Ber 


bad .ohinfhen. Gerictähofes: (Kaſſationshofes). MT 


for nder des obrigfeistichen Dieners ändert nichto —R 
Aautı der Widerſetzung. ©. 329. 

Artikel 316. Daß der tHätliche Angriff eine nachtheilige 
Zeige für die Geſundheit des Angegriffenen ya iſt * 
erforderlich. ©. 212. 

Artikel 319. Der gewaltſame Widerſtand muß bein 
Tumulte gegen die Obrigkeit ſelbſt, nicht blos "gegen de 
‚ren Diener za fein. ©. 286 

Artikel Das fortgefetzte Verbrechen der Beſtechung 
liegt auch dann vor, wenn: der Beamte. die von 
verfchiedenen Perfonen erhielt... &: HA - 

Artikel 363. Bei dem 1. Grade bes Verbrechens der 
Untreue im Amte iſt die Freiheitsſtrafe nach Art. VII vom 
25. März 1816 auszumeſſen, allein auf Zuchthaus Tan nie 
erfannt werten. ©. 69. 

Artifel 385. An Brivatanfkalten, welche nicht zum 

Schuhe des Waldes, ſondern zur Erhaktung des Wildſtandes 
dienen,: Bann das Vergehen der ausgezeichneten Eigentäugs- 
beihädigung nicht. begangen werden... ©. 187. 
. Artikel 405. . Auch an einem mit Handhabung ber Lo⸗ 
lalpolizei ſpeziell beauftragten bürgerlichen Magiſtratsrathe tn 
einer Stadt III. Klaſſe kann das ru der Amtsehren⸗ 
——— begangen werden, 

Auch an’ dem Verweſer ber  Ekele eines rechtstundigen 
Magiſtratsrathes kann das Vergehen der ————— 
gung begangen werden. ©. 392. 

Artikel 410. Auch die Verlegung eines auf obrigkeit⸗ 
liche Anordnung von einem obrigkeitlichen Diener angeltgten 
Siegels begründet diefed Vergeben. S. 806. 

Artitet 441. Auch durch Schriftliche Drohungen Tann das 
Bergehen der Widerfegung gegem: bie Obrigkeit begangen 
werden. ©. 51. 

Artitel 420, Der Richter Hat ganz freie Wahl zwiſchen 
ber alternatis angedrohten Beld- und Gefaͤngnißſtraſe. S. Mo 

Artikel Auch das Eindringen des Eigenthümers 
des Hauſes im die andern Perſonen überlaffenen Wohnun⸗ 
gen aricheint ala. ein eigenmächtiges Eindringen in —— 
Wohnungen. S. 226. 

Artifel 446. Daß der Beamte nur pevviſoriſch * 
wendet und nicht beſonders verpflichtet war, ändert am That⸗ 
beßande der Beſtechung nichts. ME. 

Il. Zweiter Theil des Strafgeiopäuges vom 
Jahre 1813. 
Artikel J. Nur wenn bie Ciiljſache einen wagen Pra⸗ 


BOB Austen: Situngon bes. Bändbigen) Mrkmidalfenates 


nidizilpuutt·ſur die Rriminalſache bildet, Darf die za 
bung der lebteren ausgejeßt werden. S. a. : 
Yrtitel.404. . Dir intellektuelle Urheber Jhaftet nlcht for 
Idarifeh für Die von den übrigen BEL TEONEIN VERUIAENEN 
Koften. ©. 228. — 


IV.’ Verordnung vom’ 25. März 1816, den Die h— 
ſtahl betreffend. — 


1 Arnitef 1. Rr: 8. Darin. daß der Diebſtahl von dem 
Dienſtherrn an dem Dienſtboten verübt. wurde; . luegt kein 
beſonders erſchwerender Umſtand. S. 162. 

„Artifel IV: Mr. 3. Dei vegriff der Geſchloſſenheit der 
den Hofraum begrenzenden Einfriedung erfordert, daß die⸗ 
ſelbe eine nach allen Seiten vollſtändig forttäufende und, 
abgeſehen von den gewöhnlichen Eingängen, nicht unienbror 
yene fi. ©. 235. 

Kin f. g. Stiege: im Garten zuune unterbräht, "wein 
at von ‚da: ein allgemeiner Weg durch best; Garten: führt, 
die Einfriedung deffelben nicht: :©: 236, - uk 

Das Yuslöjen ber ſ.ng. Legſchindeln erſcheini als die 
Berpung. ein eines -gewbhntichen SENOURRSEMRIIE.: S. ZT 


Das Deinen eines: fremden. Behättziffes mi dem eigenen 
Schlüſſel des Diebes begründet eine. Auszeichnung./S. 300. 

Eine zum’ Betriebe des Mühlzewerbes fortwährend be- 
wohnte Mühle flieht einem bewohnten Hauſe gleich S. 326, 
- Nur wenn in den: Hauframm desjenigen Hauſes, in 
welchem der Diebfinik. verübt wurde, eingeſtiegen worden, 
liegt eine Ausgeidinung vor. ©. 487. 
Artikel VI. Bei Ausmeſſung ber Stufe für. den Ge⸗ 
hilfen iſt das Minimum mit 4 Jahren Arbeitshaus zu und: 
zu legen. ©. 444. 
nt Artikel XI. . Ein’blos paſſives Verhalten des: —. wenn 
auch gefländigen — Diebes bei der Anſichnahme ber won 
dem: Damnifikaten bei. Demfelben gefundenen entwenbeten 
Gegenflände reicht. zur thätigen Rene nicht him. S. 66. 

Nur ein Zuthun des Diebes, wodurch die Burüdgabe 
des Geftohlenen febft bewirkt, oder wenigflens die Zurück⸗ 
nahme von Seite des Beſtohlenen ermöglicht «wird, kann als 
thätige Reue betrachtet werden. ©. 76 und iba 

Auch ein im Anftrage der Frans geleiſteter Er⸗ 
fa bewirkt thätige Reue. S. 440 und A71. 

Artikel XII. Dieſer Artikel Frag bei dem Verbrechen 
und Vergehen des Beiruges leine Anwendung. ©: 8. 
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Nur wenn die Verwandten des Beichädigten mit die— 
fem auch in einer re leben, findet biefer 
Artikel Anwendung 

Auf die Mitſchuldigen De — darf dieſe Bote 
ſchrift a erftredt werden. ©. 27 


V. Preßſtrafgeſeß vom 17. März 1850. 


Artitel 2. Gegen die ausgeſprochene Unterdrüdung 

einer Schrift ift eine Nichtigkeitsbefchwerde zuläffig. S. 417, 
6 und 449. ⸗ 

Artikel 3. Die angeordnete Bekanntmachung des Ur⸗ 
theils bezieht ſich nicht auf Taffaterifche Urtheile des oberſten 
Gerichtshofes. S. 420 

Artikel 5. gr an zur gleichzeitigen Ab⸗ 
urtheilung fih eignenden Preßvergehen kann der Stillftand 
der Unterfuchung bezüglich eines derfelben eine Verjährung 
nicht herbeiführen. ©. 383. 

Artikel 26. Diefer Artikel wollte nur die jegige Wirk- 
famteit der ee ſchützen. ©. 340. 

Artikel 31. Abfatz Wo Gemeindeverwaltungsmit- 
glieder nur das peluniäre Intereffe der Gemeinde beforgen, - 
gehören Ddiefelben nicht zu den mit einem öffentlichen Amte 
Detrauten Perfonen. ©. 348. 

Artikel 36. Wenn auch der Kläger bei der Verhand⸗ 
lung in I. Inftanz nicht gegenwärtig war, fteht ihm doch 
das Necht der Berufung zu. ©. 475. 

Die Zuläjfigfeit der mit dem Strafantrage verbundenen 
Civilklage hängt von den Beflimmungen des einſchlägigen 
Civilgeſetzes ab. S. 478. 


VI Geſetz über Verſammlungen und Vereine 
vom 26. Februar 1850. | 


Artikel 21, Bezüglid der Strafbarkeit der Beyer 
und Peiter eines öffentlihen Aufzuges ift «8. gleichgiltig, ob 
fie die Ordnung und Leitung ſchon im Voraus oder erft 
dei der wirklichen Ausführung übernommen haben. ©. 440. 
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Aus den Sitzungen ber Schwurgerichte. 


Die dritte Schwurgerichtsſttzung für die Oberpfalz 
und Regensburg ns re 1853. 


Diefe begann am 17. Oktober, und es famen In ihr nachbe⸗ 
zeichnete 14 Strafſachen zur Verhandlung, von denen in thatge- 
ſchichtlicher Beziehung feine ein beſenderes Intereſſe Darbietet: 

1) Verhandlimg gegen Anna Maria Meier, ledige Böhm- 

»gütlerin von Wolfsbuch, wegen Kindsmords. Die Angeklagte 
Gate ihre Schwangerihaft, über beren Urheber fie ungewiß war, 
verheimlicht, in der Rat vom 13. auf den 16. Juni 1883 gebe 
ten und daB Kind, als es gleich nach der Geburt zu freien an⸗ 

ng. durch Zuhalten der Rafe und des Munded mit der einen und 
Zudrüden des Halſes mit der andern Hand getddtet. Sie war 
der That vollkommen gefändig; die einzine ben Geſchwornen vor- 
—** Frage wurde bejaht, und hierauf die Verurtheilung zum 
uchthauſe auf unbeſtimmte Zeit ausgeſprochen. 

2) Am 18. Oktober Verhandlung ber Inklage gegen Joſeph 
Brunner und Jakob Wilhelm wegen ichneten Die b⸗ 
ſtahls, dem Betrage nach Verbrechen, unter einem beſonders er⸗ 
ſchwerenden Umſtande. Der Wahrſpruch erfolgte ganz der Anklage 
entfprechend,, daher Verurtheilung zu 3 und 6 jährigen Arbeits 


3) Die gleiche Anklage und der gleiche Wahrſpruch am 1A 
Sfteher Hatten ir Wolſgang Schmalzbauer 6 Iahre, für 
Balob Maier 5 Jahre, für Franziska Schmalzbauer 4 Jahre 

rbeitshaus zur Folge. 

4) Beit Konrad, Taglöhner von Neuhaus, arbeitsfheu und 
dem Trunke ergeben, mißhandelte häufig fein Eheweib. Zwei ihrer 
MBrüber rächten am 1. Auguſt d. J Abende -eine folhe Rißhand- 
lung ihrer Echweſter dadurch, daß flo -den Schwager im ſeinern 
eigenen Haufe durchprügelten. Als fie ihn losließen und fi ent» 
fernten, ergriff Konrad ein Meſſer, rannte feinen Schwägern ned 
und verfebte unter dem Ausrufe: „Ward, Fraänzoſenſchlack! Seht 
mußt du ſterben!“ — dem Emen derfetben, Johann Lauß, einen 
EN in die Leber, der deſſen Tod durch Verblutung zur Yolge 
atte: 

Sohamn Baus -war übrigens vor feinem Node ned, eidlich ver⸗ 
nommen worden. In feiner mündlichen Berseidmittelarzeige (Art. 
149 des EP.) beantragte der Staatbanmalt Die Verleſung feir 
ner Außfagen aus den Akten ber Borunterfuhung, wogegen der 
Vertheidiger auß dem Grunde proteftirte, weil ber Name des 
Laus nicht auf der Zeugenlifte ftehe. 

Der Schmwurgerihtehof gab jedoch dem Antrage Statt, und 
zwar in der Erwägung: „daß ber Art. 166 allgemein verorbne, 
dap auf Antrag des Staats anwalts die Ausfagen eined mit Tod 
abgegangenen Zeugen aus ben Unterfuchhungsaften abgelefen werden 
follen, ohne daß dabei verorbnet wirb, daß folhe Zeugen auf ber 
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Beugenlifte Benannt werden müffen, während die Artlkel 130 Abſ. 2 
und 158 nur bie Abhorung und Vernehmung nicht auf ber 
Lifte fiehender Zeugen, nicht aber die Berleſung ihrer Aubfagen 
aud den Borunterfuchungsaften verbieten. —*) 


*) Neferent Tann diefem Ausſpruche des Gerichtshofes nicht bei⸗ 
ſtimmen. Er würde den Antrag des Staats anwalts verwor⸗ 
fen haben, und zwar in der Erwägung: 

1) Daß es den Grundſatze bed Anllageprogeffes, auf wel⸗ 
chem unſer gegenwärtiges Strafverfahren nad Art. 17 über 
die Grundlagen der Gefekgebung 1. beruht, widerfpricht, wenn 
gegen den Angeklagten fo wihtige Beweidmittel, als Beugen- 
außfagen find, benäbt werden follen, ohne daß ihm vor der 
Öffentlichen Verhandlung fon Bekannt gegeben wurde, daß 
von dem fraglihen Beweißmittel zur Begründung ber Anklage 
Gebrauch gemadyt werden folle, — inden er nur durch eine 

ſolche Belanntgebung veranlaßt fein fann, feinerfeit8 von den⸗ 
jenigen Beweismitteln Gebrauch, zu machen, welde ihm etwa 
zur Widerlegung ber Angaben dieſes Zeugen ober zum Rad 
weife „Über deffen perfönliche Unglaubwürbdigfeit zu Gebote 


ftehen 

2) hah Brotofolle über bie Wernehmung fpäter verfiörbener 
Beugen auch nicht unter jene Schriftffüde gehören, deren Ber 
lefnng der Art. 165 des StPG. geftattet; 

3) daß dagegen im Art. 130° Abſ. 2 des StPG. aus⸗ 
drücklich verordnet iſt, daß in der Öffentlihen Sitzung bie Ab⸗ 
hörung anderer Beugen, ald welche in das Verzeihniß einge- 
tragen find, gar nicht beantragt werben darf; 

4) daß. hievon zwar eine — zu Gunſten der dem 
Präfidenten durch Art. 141 Abſ. 3 d. StPG. eingerfäum⸗ 
ten Befugniß gemacht iſt, daß aber dieſe Befugniß nur unter 
der Vorausſetzung geübt werden kann, daß der Gang, wel⸗ 
hen die Verhandlung genommen hat, von dem be— 

treffenden Beweismittel noch eine beſondere Aufllärung der 

Sache erwarten Iaßt, — dieſe Befugniß alfo bei der Beweiß- 

mittelanzeige, wo bie Verhandlung noch gar mit begonnen 
hat, gar nicht in Frage fommen kann; 

5) daß übrigend diefe Ausnahme von der m Art. 430 
Abf. 2 aufgeftellten Regel die Regel felbft in allen übrigen 
nit audgenommenen Fällen nur beftärkt; 

6) Daß auch darauf Tem Gewicht. zu -degen iſt, vas ber cit. 
Art. 136 Abſ. 2 nur ben Antrag auf Adförung fraglicher 
Zeugen verbietet, indem die Ars. 133, 166- und 167 zeigen, 

daß die Berlefung der früheren Ausſagen nur als Erſatz ber 
wirklichen Adhörung gilt, woraus folgt, daß det Antrag auf 
Verlefung in jedem Falle unzwläflig fein muß, in weldyem ber 
Antrag auf wirflihe Abher unzuläflig iſt; 
i 7) daB au die allerdings etwaß zu allgemein gefaßte 
»VBorſchrift des Art. 166° für. bie Zuläffigkeit der Berkefung 
der Außfage eines todten, aber nicht Auf dem Berzeichniffe 
ſteheuden Beugen niht entfcheibet, Indem dieſer Art. 166 offen 
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Die Protoßelle wurden hienach verlefen,. und, ba auch ne 
zwei weitere Ihatzeugen vorhanden waren, Konrad ber Anklage 
gemäß für fhuldig erkannt des Verbrechens des Todtſchlags 
unter dem mildernden Umſtande, Daß der Getddtete ſelbſt ihm durch 
unerlaubte Beleidigung zum Borne gereizt hatte, und zur Zucht⸗ 
hausftrafe auf 10 Jahre verurtheilt. : 

5) Die am 21. Dt. verhandelte Anklage gegen Michael 
Fiſchlar von Reumarft und feinen Sohn Johann wegen zweier, 
in voraudgegangener verabredeter Verbindung begangener Berbrechen 
des audgezeichneten Diebſtahls und eined Diebftahld im polizei- 
lich firafbaren Grade führte zur Verurtheilung ded Erfteren zu 9 
Sahren Zuchthaus und des Legteren zu 7 Sahren Arbeitshaus. 

6) Am 22. Dftober Anklage gegen Jakob Bipperer wegen 
Raubes dritten Grabed. Der Angellagte fam mit dem 
75 jährigen Beichädigten beim Aranntweine zufammen und ftahl 
ihm bier ſchon ein Uhrgehäuſe. Beide mwurben dann ziemlich be⸗ 
trunfen, daher fih Zipperer erbot, ben Alten zu begleiten, unter: 
wegs aber denjelben vergewaltigte und verfuchte, ihm auch die Uhr 
felbft zu entwenden, wovon er nur abftand und floh, als ber Alte 
unter dem Borgeben, fein Vruder -arbeite in ber Rühe, um 
Hilfe rief. - 

Die Geſchwornen fprahen ben Zipperer fchuldig des Raubes 
dritten Grades, jebody bei geminderter Zurechnungsfähigkeit (ob⸗ 
gleich nach den Umftänden bezweifelt werben konnte, ob die Trun⸗ 
fenheit eine unverfchuldete war). . Hlerauf Verurtheilung zu 18 
Sahren Zuchthaus. -- 

7) Um 24. und 25. Oft. Berhandlung gegen drei ledige 
Schinderöfnehte Namen? Schleehuber wegen Diebftäblen. 
Zuſammengeführt durch Blutsverwandtfhaft und Gleichheit der 
Beihäftigung und Nichtbeſchäftigung, fifteten fie eine Bande, die 
ihren Wohnfig „in des Waldes büftern Gründen“ auffchlug und 
yon dort aus die Umgegend, meift mittelft Einbruchs und Ein- 
fteigend, ausplünderte. Die Anklage fonnte „im Mangel weiteren 
Beweiſes“ Hauptfächlicd nur auf jene Diebftähle fich exſtrecken, von 
deren Beute fich Hei der endlichen Aufgreifung der Diebe noch Ge⸗ 
gegenftände bei ihnen vorfanden, und beren waren .bei zweien je 
fünf, und bei dem Dristen, der nach VBerfprengung der Bande noch 





bar vorausſetzt, daß der mit Tod abgegangene Zeuge auf dem 
VWVerzeichniſſe fiege, weil der cit. Art. fonft dem Art. 158 
Abſ. 1 und nad enifchiedener dem Art. 330 Abſ. 2 wider- 
fpredgen ‚mürbe, was gegen bie Regeln der Interpretation ver- 
fiößt; — ferner der Art. 167 deutlich ausſpricht, daß der 
‚Art. 166 nur von „ausgebliebenen” Zeugen zu verfichen 
ſei, mährend body als ein .außgebliebener Zeuge wur. ein ſol⸗ 
der betrachtet werden kann, welcher auf bem Zeugenverzeich⸗ 
niſſe agen war, aber dennoch nicht erſchien ober nicht 
eriheinen konnte, für welde Auslegung wnmentlich auch bie 
Art. 133 und 152 Abſ. 1, ſprechen. 
Bergl auch Sitzungsberichte Md.. V. pag. 99 nat. *). 


Die 3. Schmurger.»Gib. f. 5. Oberpfalz ıw. Regensburg. 543 


privatim gearbeitet hatte, acht. Der Schuldausfprud Hatte für 
jeden der drei Angeklagten Zuchthausſtrafe auf 12 Jahre zur 


e. 
2 Am 26. nnd 27. Okt Anklage gegen den Tedigen Franz 
2. von Rittenmu wegen Brandfliftung II. Grades. 

An dem Stadel des bräuenden Bürgerd F. Pöllinger zu 
Kittenau, eines nahen Verwandten des Angeklagten, war ſchon am 
15. Ott. 1851 ein Feuer ausgebrochen, aber bald gelöfcht worden. 
Am 10. Februar 1852 gefhah dad Gleiche, und wäre das Feuer 
nicht gleich beim Ausbruche entdeckt und gelöfcht worden, fo ſtun⸗ 
den viele Wohngebäude in Gefahr. Die eingeleitete Borunter- 
fuhung wurde anfangs eingeftellt, fpäter wieder aufgenommen unb 
führte nun zur Anlage, die bei dem Leugnen bed "Angeltagten 
dureh Indizien begründet wurde. Da aber einige der wichtigeren 
auf Ausfagen von Zeugen beruhten, deren Glaubwürdigkeit nicht 
einredefrei war, andere auch unverdädtige Erklärungen zuließen, fo 
erfolgte Freifprechung. ! 

Als Belaftungszeuge fland auf der- Lifte ein Bruder des An» 

etlagten, Joſeph 2. — Diefer follte nach Vorſchrift des StPG. 

Art. 134 durdy feine Heimathsbehörde geladen werben, welde 
jedoch anzeigte, der Zeuge befinde ſich in Reumarkt in Arbeit. Der 
Borladungäbefehl ging nun dorthin, Tam aber von dort am 25. 
Okt. mit der Meldung zuräd, Joſeph 2. Habe nad) Rürnderg vi- 
firen Iaffen, und fet fein Aufenthalt unbekannt. 

Der Stantdanwalt beantragte Berlefung ber Ausfagen des 
Kofeph 8. aus den Vorunterfuhungsaften, foferne der Angeklagte 
einwillige. Der Bertheibiger erklärte, daß er zwar in die Ver—⸗ 
lefung willige, jedoch den Fall für eimen ſolchen Halte, wo aud 
mit Einwilligung bed Angeklagten die Verleſung nicht flattfin- 
ben dürfe, worüber er eine Entſcheidung des Schwurgerichtshofes 
verlange. Der Angeklagte ſchloß fi dieſer Erklärung bed Ver⸗ 
theibiger mit ber Bemerkung an, fein Bruder fei der Borlabung 
abfihtlih auß dem Wege gegangen. 

Der Schwurgerichtähof erlärte die Verlefung für ftatthaft *), 
und zwar in der Erwägung: | 


*) Referent kann fi auch mit diefer Entfheidung bed Gerichts⸗ 
Hofes nicht einverfkanden erklären. 

Der oben zuletzt angeführte Grund bildet offenbar ein un⸗ 
entbehrlihe8 Glied in der Argumentationskette, hält aber 
nicht; denn buch Bertagung hätte die Ladung wohl noch 
bewerfftelligt werben können, und dann hätte fich entſchieden, 
ob ſich Joſeph 2. vernehmen laſſen wolle oder nicht. 

Sofeph 2. Hatte unbeftritten dad Recht, fein Zeugniß zu 
verweigern. Eine Erklärung, daß er auf dieſes Recht vers 
che, lag nicht vor. Hieraus durfte aber nicht auf den Ver» 
zicht gefchloffen werben, weil Bergichte nicht zu vermuthen 
find. Auch aus der Vernehmlaſſung tn der Borunterfuhung 
durfte nach der beutlihen Borfchrift des Art. 134 eine foldhe 
Bermuthung nicht abgeleitet werben. , 

Hiernach waren bie gefehlichen Erforberniffe zu einer Ver⸗ 


5A Aus den Gihungen der Schwurgerichte. 


daß bie Beugenaußfage bed Joſeph 2. fih bei der Einwil⸗ 
ligung des Angellagten an ſich zue Verlefung eigne; 

baß aber der Umftand, daß Sofeph L, wenn die Ladung hätte 
beſtellt werden können, fich des Zeugniſſes entſchlagen fonnte, 
hier um beöwillen nicht weiter in Betracht Jomme, weil berfelbe 
ſich auch in der Borunterfuhung vernehnten ließ; 

weil ferner eine ausdrückliche oder faktifhe Erfiärung, daß 
er fit des Beugniffeß bei der öffentlichen Verhandlung entichlage, 
nicht vorliege, ; 

weil enblid eine ſolche Erklärung bei bem Unbekanntſein ſei⸗ 
nes gegenwärtigen Aufenthalts auch nicht erholt werben fünne. — 

9) Am 28. Oktober Auflage gegen Thereſe Stadler von 
Regensburg und Clemens Kiener von Cham wegen Verbrechens 
bed ausgezeichneten Diebſtahles, ſchon dem Betrage na Berbres 
hen, begangen unter dem befonders erfchmwerenden Umſtande ber 
Voramdgegangenen verabrebeten Verbindung. Der Wahrſpruch er⸗ 
Märte die Th. St. ale alleinige Urheberin des außgezeichneten Dieb» 
ſtahles und den K. aid Begünftiger I. Grades, daher Erſtere mit 
6 Jahren Arbeitshaus, Letzterer mit 4 Monaten Gefänguiß bes 
firaft wurde. . 

Ueber dad Berfahren ift zu bemerfen, daß 8. zum Gntfa- 
ftungsbeweife des Alibi neben anderen Zeugen auch feine Schweſter 
benannt hatte. Diefelbe wurde geladen, jedoch, da fi ihr Zeug⸗ 
niß aud gegen ihren Bruber richten fonnte, nach Art. 134 Abſ. 2 
des —*— belehrt, worauf fe fich des Zeugnifſes entſchlug. 

10) Am 29. Oktober gegen Franz 3. wegen Todtſchla— 
ges. Der Angeklagte, Jagdaufſeher, hatte ein mit Schroten ge- 
ſadenes Gewehr bei fih, als er auf dem Wege mit einem Burfchen 
in Gtreit gerieth. Als dieſer fagte: Wenn J. ihn nochmals 
einen Spigbuben heiße, werfe er ihn in eine (in der Nähe befinb- 
tihe) Waflergrube, — nahm 3. die Flinte vom Näden und hielt 
fe feinem Gegner auf die Bruſt, der nun dem J. bie Flinte gu 
entreißen fuchte. Während des Hins und Herziehens an derfelben 
eutind fih ber Schuß, unb der Burſche ſtürzte tobt zu Boden. 
Nach Angabe des Angeflagten war dieſe Entladung Folge eines 
Zufalles, ein Zeuge aber wollte geſehen haben, daß jener an das 
Schloß griff, und unmittelbar hierauf der Schuß losging. Auch 
das Benehmen des Angeklagten nah ber That lieferte Inzichten 
für eine abſichtliche Tödtung, die jedoch von ben Geſchwornen eben 
fo wenig, als eine Fahriäfligfett angenenmmen wurde, daher Frei⸗ 
ſprechung erfolgte. 

11) Am 31. DOftober wurde Anna Maria Gtreßer 
von Winzer des Berbrechend des doppelt wuögezeihneten Died» 
ftahle8, ſchon dem Betrage nad) Berdrechen, unter einem befonders 





nehmung bes Joſeph L. nicht gegeben, es durfte daher auch 
deren Surrogat, die Veriefung der Außjagen and der Boruns- 
terfuhung, nit für guläffig erkläre werben. Die Einwilligung 
ded Franz 2. konnte die abgehende Einwilligung des Jo⸗ 
fen 8. offenbar nicht erſetzen. a a 
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esichwerenden Unsfttoube. für ſchaldig befamden und mit ing 
firafe auf 10 Anäre 

12) Am 2. November Verhandlung genen Lorenz Hetadi— 
tebigen Zimmergeſellen von Ouengrün, wegen körperlicher Miß⸗ 
handlung mit erfolgtem Tode, 

8 9 nf ſeinem Btader Greorg gerieth im Wirthshauſe 
in Streit mit bdeim Hammerſchmiede Silchner, wei’ Letzt eret 
hiebei mehrere, augenſcheinlich mit einem Zirkel zugefügte Ver⸗ 
wundungen am Köpfe erhielt, die eine Krantheit von ungefähr 21 
zn verurfaht Haben würde, nebſtdem aber eine Stichwunde 
mir einem Meſſer in den Raden, weile am 10. Tage nad) ber 
enuens den Tod 3.8 herbeiführte. 

Thatzengen über ben Irisifchen Moment. waren nicht vorhan⸗ 
den, es wurde daher gegen den lääugnenden Angeklagten ein Indi⸗ 
zienbeweiß darüber geführt, daß er, und nit fein Brudet, ben 
tode ſchen Stich verſetzt hatte, da außer dieſen Beiden Riemand 
mit $. Arttt. 

Die Hauptinbizien waren bie Angaben des Berwintbeten über 
ben Werlauf des Rauferei, wonach ber tödtlihe Stich nit von 
dem, Antlik gegen Antlig vor 5. fichenden G. H, ſondern wohl 
nur von dem feit« oder rückwaͤrts fichenden Bruder Lore ng, her⸗ 
väpren Tonnte. Dabei kam aber der Bertheidigung zu Gtatten, 
daß 8. Anfangs beftimmt behauptete, ben Stich in den Naden non 
2. 5. sehalten zu haben, aber in feinen letzteren Lebenstagen, wo 
ex ſchon bedentend entkraͤftet war, eins Vernehmung verlangte, in 
der er jene beſtimmte Angabe zurüchnahmn. 

Herner paßte das Mefier des 2. H., welches am kritiſchen 
Abend bei ſich getragen zu haben er gehand, genau zur Form der 
Wunde, während ed für kaum möglich erklärt wurde, daß der 
Stich von ber breiteren Klinge des G. H.'ſchen Mefferd hertühre. 
Endltch war erwisien, daß ©. H. Hei den Angriffen auf g. 
ben Zirkel geführt hatte. 

Trotz des ſehr gründlichen und gewandten er 
Nechtspraktikanten Lober fprachen bie Grfänsernen rg 
wuß, nus nadmen. fie an, der Rob Habe nicht ale wahrfejeini 
woraußgefehen werden Bönnen, daher eine Arbeitshausſtraft von 
drei Jahren erfölgte. 

Zu bemerken iſt noch, daß die Verleſung der Ausſagen deß 
Getödteten aus der Vorunterſuchung hier keinen Aafland finden 
krante, weil F.'s Name mit der Bemerkung. daß er der Getodtete, 
baher feine Ausfage zu verleſen fi, auf bie Bangenlifte gr 

war. 

* G. H., der wegen Vergehens der Korperverlchung mit Bafıe 
in bie Öffentlihe Sitzung bed kgl. Kreis⸗ und Stöttgerichts Am⸗ 
berg verwieſen ift*). war als „Bruder des Angeklagten und 
Ausfunftsperfon auf bie Bengenlifte gefeht. Gr wurde, ohae Ein⸗ 
forache der Staatsbehoörde und des Angeklagten, auf das Redt, 
fich des ler zu entfäjlagen, aufmerkſam m und madıte 
von demſelben Gebrauch. 


.) Er wurds wm 17. Rovember gu 41 Monaten Seine eins 
fach verurtheilt. 
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Eine eventuelle Frage war mit Midicht auf. Art. 153 und 
156 Nr. II auf da8 Vergehen ber Korperverletzung mit Waffe 
eſtellt. ug 
, 13) Johann Shwandner, Ihon oft wegen Diebfiahis 
beftraft und noch öfter von ber Inſtanz entbunden, war durch Ur⸗ 
theil des kgl. Kreis⸗ und Stabtgericht® Amberg vom 13. Februar 
1852 als a rei — — tree 
ſtaͤhle (5 Bergehen un olizetübertretungen) zu zweijährigem 
In einem Zwangsarbeitshauſe zu erfichenden Gefängnifle Is ei 
theilt worden. 

In demfelben Urtheile erhielt Johann Brand, früher von 
tadellofer Aufführung, eine Arbeitshausſtrafe von drei 
wegen. Diebftählen, woven jedoch Ein Jahr wegen unverfchuldeten 
Unterſuchungsarreſtes abgerechnet wurde. er : 

As er feine Strafe erfianden hatte, machte er bei Gericht 
bie Anzeige, baß er einen durch Einfteigen audgezeichnenen Dieb⸗ 
ftahl, Thon dem Betrage nach Verbrechen, zum Nachtheile ber 
Wittwe Wiesgidl von Sroßfhöndrunn in der Raht vom 26. 
auf 27. Juni .1850 in voraufgegangener verabredeter Verbindung 
mit Sodann Schwandner begangen babe. 

Wegen biefed Diebflahld waren bamals ſchon zwei Männer, 
bie am Morgen vor ber That bei der W, einfehrten, in Verdacht 
nelommen , es konnte aber nicht ermittelt werden, wer fie waren, 
baher das Strafverfahren eingeftellt worden war. ‘Dadfelbe wurbe 
nun wieder aufgenommen, und zu biefem Iwede 3. Sch., weldyer 
nad) fruchtloß ergriffener "Berufung. gegen das oben erwähnte Ur 
heil vom 18. Juli 1852 in dad Zwangbarbeitshaus zu Plaffen- 
burg eingeliefert worden wat, am 24. Juli 1853 von. dort an das 
Unterfuchungdgericht abgeliefert. 

Am 3. November kam die. Anklage gegen Beide wegen des 
Diebſtahls Hei der Wittwe W. zur Verhandlung, und Beide wur⸗ 
den al8 Miturheber im Komplotte für ſchuldig erkannt. i 

Die Strafe des DB. wurde wit Rüdfiht auf das Geftändniß 
und andere Milderungdgründe,. da ihm ein Rüdfall nach Ach. 2 
des Gef. v. 29. Auguſt 1848 über bie Abänderung bed L Theiles 
des GEBE nicht zur Laft Tag, weil dad jetzt erft vor dem 
Schwurgerichtshofe zur Aburtheiluug gefommene Verbrechen ſchon 
begangen war, als beffen Verurtheilung vom 13. Februar. 1852 
wach den: Obigen erfolgte, — ‘auf 5 Jahre Arbeitshaus, die bes 
Sch. dagegen jo audgemellen, baß er wegen des Verbrechens des 
Diebftahl8 bei der W. in realer Konkurrenz mit den durch den 
rechtskräftigen Schuldausfprudy des Erfenntniffed des Kreiß- und 
Stadtgerichts Amberg vom 13. Febr. 1852 feſtgeſtellten 5 Ver⸗ 

ben und 4 Polizelüberteeiungen des Diebſtahls zu einer Zucht⸗ 
Penöfrake von Jahren, wovon -jebod 370 Tage als bereits er⸗ 
ſtanden abzurechnen find, — verurtheilt wurbe*). 





*) Aus der zweiten Schwurgerichtsſitzung dieſes Kreiſes, in wel⸗ 
her außerdem vom 12.—25. Juni eine Sache wegen Noth⸗ 
gut, zwei wegen Kindesmordes, ſechs wegen Diebftählen, 
eine wegen Mißbrauches ber Preffe verhaudelt wurden, er⸗ 
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14) Am 4. Rovemder Verhanblung gegen 9 BD. und 8. M. 
‚wegen. verfchiegener Preßvergehen. - Die Geſchworenen fprachen - 
wegen aller. Fragen das, Richtſchuldig“ aus, daher Freiſprechung der 
Angeſchuldigten erfolgte: Dach wurde, weil der Gerichtähof objektive 
Geſetzwidrigkeit des Inhalte der fraglichen Beitungsartifel an⸗ 
nahm, auf Vernichtung der betreffenden Blätter, fo weit fie niht 
ig Brivatbefit übergegangen, erfannt, ’ — 

Auch hier war ein Zwiſchenerkenntniß zu erlaſſen. Weder der 
Staatsanwalt, noch die Angeſchuldigten hatten bie Borladung von 
Zeugen beantragt, in der öffentlichen Sitzung beantragte aber ber 
VertHeidiger die Verlefung - einiger Beugenausfagen aud den Bors 
unterfuchungdaften, was die Staatsbehörde beftritt. - - J 

Diesmal wurde der Antrag abgewieſen, weil bie Zeugen nicht 
als ausgeblieben betrachtet werben fönnten, da fie weder geladen, 
noch ihre Ladung beantragt worden, daher die Berlefung ihrer 
Audfagen nad Art. 165—167 aud mit befondexer Einwilligung 
bed Angeklagten nicht zuläffig fei, vielmehr Art. 130 Abſ.2 zur 
Anwendung komme. x 2 


Erd 


4) 


Pre 


Vericht über die 3. ordentliche BSchwargerichtoſthuug 
| von Gberbayern im Jahre 1853, . 


Diefe Seſſion dauerte vom 1. Bid 25. Auguſt incl, — untet 
dem Rräfidium des Appellationdgerichtsrathed Neuß. Be 
Es waren im Ganzen 19 Fälle, welche zur Aburtheilung ka— 
men, 8 Diebflähle, 6 Rande, 3 Brandftiftungen, 2 Morde, dar⸗ 
ımter bie kaſſirte Berhandlimg der vorigen Seffion. — 





folgte am 27. Juni das Urtheil gegen Thomas Winkel⸗ 
bauer und Roſine Schießl (Bgl. Sitzungsbetichte Bd. V 
S.. 29—43 und ©. 147—152) dahin: 
| I. TH. W. ꝛc. wird (folge num die Aufzählung der durch 
ben Wahrfpruh der Geſchwornen vom 15. Dezember 4852 
feftgeftelten Reate unter Nr 1—19 und 11) endlich wegen 
bed bemjelben ſchon früher durch Urtheil des K. Kreid- und 
Stadigerihts Paſſau vom 22. Imi 1850 zehtäkräftin zer 
Salt gelegten Verbrechens der Körperverlegung im Ganzen zu 
einer Zuchthausſtrafe von gzwädlf Jahren, wavon jedoch 11 
‚Monate und 27 Tage al8 bereitd erftanden anzufehen, und 
daher no 11 Sahre und 3 Tage abzubüßen find, verurtheilt.“ 
IR Sch. ic. wird’ (folgt. wieder die Aufzählung der 
durch den Wahrfpruch vom 15. Dezember 1852 feftgeftellten 
Reate sub 1—8) „und endlich 9) wegen bed derfelben gleiche 
falls jhon früher durch Urtheil des K. Kreis⸗ und Stabtge- 
richts Straubing vom 4. April 1850 zur Laſt gelegten Ver⸗ 
brechens des Meineided im Ganzen zu einer D jährigen. Zucht⸗ 
hausſtrafe, wovon jedoeh 9 Menate und 11 Tage als hereits 
erſtanden anzufehen, und daher noch 8 Jahre 2 Monate und 
19 Tage abzubüßen find, verurtheilt. 
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Bon den Saupt⸗Gefchwornen veuben Aufangs der 
Sthung 4 dispenfirt (ein einziger abgewieſen), und bie Zahl der⸗ 
ſelben fiel nie unter 25, fo daß dieſes Mai kein Eiſatzgeſchwornert 
in ZFunktion trat. — Rise mußte eine Strafe gegen einen Be⸗ 
fawornen gefällt oder auch nur angedroht werben. 

So ſchwer die Werbrechen waren, welche zur Abarthellung 
kamen, — denn ed mußten unter anderen 3 Tobesnrtheile geſprochen. 
© Individuen zur Kettenſtrafe verurtKeilt werben, — fo find doch 
wur einige Faͤle darunter, welde jnrefifche® Sntereffe mb Ver⸗ 
anlaffung zu näherer Eroͤrterung bieten. 


1. 

Sebaſtian Fiſcher, 20 Zahre alt, lebiger Bauernknecht 
von Anger, Landgerichts Reichenhakll, war vom k. Kreis⸗ und 
Seadigerichte Waſſerburg zu Gfährigem Arbeitshauſe vernrtheilt. 
Während feine hiegegen eingelegte Berufung inftruirt wurde, 
wurde bie Mnterfuchung gegen ihn auch auf einen frßern, in dem 
Sandgerichtäbezirte Baufen verkbten Diebſtahl ausgebehnt; das 
Landgeriht Tittmoning glaubte aber hiebei und unter ben angege- 
benen Berbältniffen, „die Fortführung der bereits gefchloffenen‘ Un⸗ 
terfuchung ablehnen zu follen, obwohl der Staatdanwalt dasſelbe 
hievon abzubringen fuchte. Bei diefem negativen Kompetenzton- 
flilte worden, tw Gemäßheit des Geſezes wom 26. Diet 1888 
(Gefepblatt ©. 161), bie Aften vom Staetdemwakte an ben Ober: 
ſtaatsanwalt eingefhidt und dieſer legte fie dem Appellations⸗ 
gerichte vor, welches das Landgericht Tittmoning für Tompetent 
erflärte, weil der Umftand, daß die erſte Unterſuchung in J. In⸗ 
ſtanz bereitd abgeurtheilt fei, um fo weniger Berüdficktigung ver- 
diene, ald daß deöfallfige Erkenntniß noch nicht rechtskräftig ſei. 

Die Sache war nunmehr nach wieder geichleffenener Unter⸗ 
fuhung an das Schwurgericht verwiefen worden. 

Hier machte der Vertheidiger Acc. Müller auf's RNeue die 
thäkige Rene geltend und beantragte, besfalls eine eigene Frage 
an die Geſchwornen zu fielen, was ber Borfihende, Stellver⸗ 
treter des Schwurgerichtßpräfidenten, Rreid + und Stadtgerichtsrath 
Zreiherr von Schleich, mit dem Bemerken abwieß, daß er fich 
war buch den Gang der Verhandlung zur Stellung biefer Frage 
wiht veranlaßt finde, daß aber bie Geſchwornen, fall® fie thätige 
Reue ammähmen, die Schuldfrage verneinen Pönnten. Auch ber 
Gerichtöhof verwarf den Antrag des Vertheibigers, als diefer auf 
einen Beſchluß provozirte. %., bezügikh beider Diebflkhle ges 
Mindig, wurde zu: 7 jährigen Urbeitͤhaus verurtheiktt. 

Dr. E. Bezold. 


— 

Durch Etkenntniß des k. Appellationsgerichtes von Oberbayern 
Som 10. Juni 1883 war Franz Grünwald, ven Waal, Lands 
gerichts Miesbach, "wegen Verbrechend des ausgezeichneten Dieb⸗ 
ſtahls, zugleich der Summe nach Verbrechen, dum Schaden des 
Franz Reiter, dann wegen Vetbtechens des ausgezeich⸗ 
neten Diebſtahls in idealer Konkurrenz mit dem 
Verbrechen des etnfachen Diebſtahls, verübt zum Scha⸗ 
den des Anton Stillner und Genoflen, und wegen eines wei⸗ 
teren Diebſtahlsvergehens zur Aburtheilumg vor dad Schwurgericht 
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verwieſen worden, und fanb die Verhandlung über bie Anllage am 
9. Auguſt d. Is. ſtatt. eye 

3. 8. wide des Diebſtahlverbrechens zum Schaden bed 3. 
R. und des Diebftahfbvergehen® der Verweiſung gemäß für ſchub⸗ 
dig erkamt. ZUE Wo; 
: Bezüglich bed zum Schaden bes A. St. und Geneffen ver- 
übten Diebftahfes waren zwei Fragen geftellt worden: 1) IM 8. 
G. fhuldig, dad Verbrechen beB ausgezeichneten Diebſtahls da⸗ 
durch begangen zn haben, daß er am 4. September 1852 im 
Wohnhauſe ded Bauern A. &t., um ftehlen zu können, ein Schub⸗ 
fach eines Kommodkaſtens gemwaltfam öffnete und Hieraus ein Glas 
entwendet hat? 2) IA 5.6. ſchindig, das Werbtehen des ein» 
fachen Diebſtahls dadurch begangen au haben, daß ex am 4. Geyr 
tember 1852 in dem Wohnhaus des A. Gt. Effekten des Mate, 
feiner Kochin und feine Knechtes im Geſammtwerthe von mehr als 
25 fl. entwendet hat? RT, | Be 

Bon diefen zwei. Fragen verneinten bie Gefhmomen die erſte; 
Beiahten aber die zweite. Es erfcheint aber diefe Art ber Frage 
ftellung ſehr bemerkenswerth, denn bei Erxlaffung Ser: Verweiſungs⸗ 
ertenntniffe hatten fowohl das Stadtgeriht Münden, als das Apr 
pellationsgericht nad, dem Ergebnif der Vorunterfuchnung folgenden 
objektiven Thatbeſtand angenommen: «8 fei am A: September 
1852 Nachmittags im Wohnhaufe des Bauern A. Et. zu Hinterberg 
3) ein in der fogenennten guten Kammer :befinblicher verſchloſſener 
Kommohfäften nad, gewaltfamer, ohne Zweifel mit einem Inſtru⸗ 
mente bewirkter Befeitigung des Schloſſes geöffnet, und hieraus 
ein bem U. &t. gehöriged filberned Kettchen im Werthe ‚von 2 fl. 
nebft anderen dem Thomas Stillner gehörigen Gegenftänben 
im Werte von 7 fl. entwendet worden, b) es feien babei weiter® 
mehrere andere in dieſer Kemmer unverwahrt worhanbene, dem A. 
St. gehörige Effekten im Werte von 74 A. und meiter dem 
Anchte 3. Blindhammer gehörige Gegenſtände im Werthe 
son 20 fl. entwendet werben. — DE 
Auf Grund dieſes Khatbeſtandes Hatte der Staatsanwalt am 
k. Kreis- und Stadtgeriht München den Antrag gefielt den F. 
&. wegen Verbrechens des ausgezeichneten Diebſtahls veräbt in 
idealer Konkurrenz mit dem Verbrechen des einfachen Diebſtahls 
unter dem erfhwerenben Umftande der Fortſetzung 
zum Schaben bed A. St., 35. St. unb 3. B. in Konkurrenz mit 
einem weiteren audgezeichneten Diebſtahlsverbrechen und eineim 
Diebflahldvergeben; yor das Appekationdgericht zu verweifen.: . 
Der Antrag ded Staatbanwalted® am Appelntiondgerichte 
ging dahin, den F. ©. wegen Verbrechens des audgezeichnsten 
Diebſtahles in idealer Konkurrenz mit dem Berbrechen des ef 
den Diebftahld, verübt zum Schaden ded U St. und Gemoffen, 
und wegen konkutrirender Berbrechen vor das. ESchwurgericht zu 
verweifen, welhem Antrage auch durch das oben angeführte Ver: 
weifungserfenntniß entfprodhen wurde. ° 

Bei der Berhandiang ergab fÜh nun, daß zwar der Kommode⸗ 
faften in der Kammer St's mit einem Inſtrumentt aufgefprengt 
worden war; es gaben aber U, und Eh, &t. an, daß in »iefem 
Kaſten gewöhnlich nur ein Branntweinglad verwahrt ‚geweien ei, 
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und baß fie nice wügten, ob dkeſes Gles zur Zeit, ale bir Dieb» 
ſtahl verübt wurde, in bem Kaften geweien fei. 

- Dem Gtaatdanwahte blieb unter dieſen Umfänden nichts An- 
deres übrig, als es dem Exrmeflen der Geſchwornen anheimzu⸗ 
ſtellen, ob fie annehmen wollten, daß zur Zeit der Verübung des 
Diebſtahls dad Glas im Kaften geweien fei. &egen bie oben an⸗ 
geführte Frageflellung erinnerte er nichts und gab hiedurch glei 
dem Schwurgerihtäpräfidenten feine Anfiht zu erkennen, daß bie 
gewaltfame, unvertennbar in biebifdyer A geichehene Exöffnamg 
des Kaſtens als eine ſtrafbare Handlung dann nicht zu betrachten 
ſei, wenn in dem Kaſten nichte verwahrt war *). 

Die Bertheidigung konnte es tm Intereſſe bed Angeklagten 
keines wegs — — halten, eine Unterfrage dahin ſtellen 
zu laſſen, ob F. G das Erbrechen diefes Kaſtenb ſich etwa 
eines Berbrechend naͤchſten Berſuches zum ausgezeichneten 
Diebſtahle ſchuldig gemacht habe. Hätten nun aber die Geſchwor⸗ 
nen beide Fragen bejaht, fo hätte der Gerichtähof doch nicht 
senle Konkurrenz eines Verbrechens det außgezeichneten. Dieb⸗ 
ſtahlls mit einem Verbrechen des einfachen Diebfiahl® ammehmen 
und hienach den Strafausſpruch bemeffen fönnen, fondern es mußte 
berfelbe in dieſem Falle auf der Bafis bed Verweiſungserkennt⸗ 
—* ſtehen bleiben, und durfte für dieſe mehrere, zu einem 8Zwecke 

——— Handlungen (Anmerkungen zun StGB. Bb. 1 S. 287) 
die Strafe deB ausgezeichneten ag mit Schaͤrfung 
men) en. Conc. Karl Mayer. 
3. 

Jakob Kolm, lediger De uſtkuecht von Oberhofen, Land⸗ 
gerichts Neumarkt, 34 Jahre alt. Derſelbe war angeklagt, mit 
noch zwei Anderen, welche aber bisher unbekannt geblieben find, 
smen dreifach awägezeichneten Diebſtahl, ſchon ber Summe nah 
Berbrechen, verabıehet und ausgeführt zu haben. Aus ber Ber- 
handlung ging nur fo viel hervor, daß er mit noch zwei Burſchen 
in der Nähe ded Drted ber That gefehen wurbe. Ein ſpe zielles 
Beweibomittel für das Kommptiott fehlte, außer der Belik von uns 
gefäht dem 3. — des Geſtohlenen. 

Es wurde eine einzige Frage, wie in ähnlichen Fallen gewöhn⸗ 
lich, dahin geftellt, ob der Angeklagte des angeſchuldeten Verbrechens 
dabdurch ſchuldig fei, „bag er in vorausgegangener verab- 
vedeter Berbindung mit Anderen zu Dem mit ben Tonfreten 
Mubzeihnungen verübten Diebftahle mitgewirkt hat.“ Die 
Antwert der Gelhwornen lautete: „Ja, jebod nicht mit wor; 
außgegangenez verabrebeter Berbindung. Der Gtaatdanwalt 
ſtellte auf Grund biefed Berdiktes den Gtrafantrag auf 10jäß- 
ziged Zuchthaus, ber Vertheidiger, Rechttpraktikant Glüd aber 
trat wit der Behauptung entgegen, daß eine Berurtheifung über 
haupt nicht erfolgen konne, —* bie Art der Mitwitlung bei dem 


a) Mach ber in den Bl. f. MU. Bb. 4 ©. 194 aus eprocenen 
Anficht Arnold's müßte diefe Handlung als rechen des 
naͤchſten Verſaches zum arsgezeichneten Diebſtahl bettachtet 
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Diebſtahle (05 als Urheber ober Gehilfe, ja ſelbſt Begünſtiger) 
durch das Verdikt nicht feſtgeſtellt fei, und daß alſo Freiſprechung 
erfolgen müſſe. Der Gerichtshof verurtheilte jedoch den Angeklagten 

en des angeſchuldeten Verbrechens ohne ben erſchwerenden Um⸗ 
ſtand zu 9 jaͤhrigem Zuchthaus 7* | 


.  Rafpar Erhard, Ted. Bauerntneht von Reumühlhaufen, 
LZdg. Gbersberg, 33 3. alt, und Senofien wegen Raubes III. Grades 
unter erſchwerenden Umftänben. " 

Sn einem EinddHofe zu Stachet, Log. Eberöberg, waren fol> 
gende Einwohner: die Tochter Erefeenz, ihre Aeltern Kor 
binian, 71 Jahre alt, une Erefcenz; Mooßmaier, ber 
Bruder derLesteren, Weftermaier, welcher als Knecht hier biemt 
aber gebrechlich ift-und kaum. gehen Tann, dann. der Knecht Hitel 
und die Dirn Shiftler, endlid ein 6 jähriger Sohn der Toch⸗ 
ter Creſeenz, Joſehh (Sepperl) mit Ramen. 

In der Rack des T. Januard 1852 wurde in biefem Eindd⸗ 
hofe von 4 Burſchen mit gerußten und mit Tüchern verbundenen 
Geſichtern eingefiiegen und eingebrohen, fobann der Knecht Hiteh 
buch Einreiben von Salz -in ‚die Augen gewedt;, an Händen und 
Füßen geknebelt und im Stalle liegen gelaflen, Mutter und Todes 
ter Moosmaier, in den Augen mit Salz eingerieben, aus dem Bette 
gerifien und in ben Keller geworfen., auf den Anaben Jofeph ber 
Strohfad im Bette geworfen, der alte Moosmaier, als er auf das 
Schreien der Weibdlente aus feinem Zimmer kam, fogleich zu Bo⸗ 
den geichlagen, und nun wurbe in allen Zimmern von den Räus 
bern nach Belieben gefchaltet, alle Habe and ben erbrodenen Be: 
Hältniffen herausgeriſſen und auf dem Boden umbergeftreut, das 
Berthvollite aber ausgewählt, — darunter etwa 450 fl. in Gelb, 
Eine Kammer war nun noch ungeöffnet, nämfih bie der Magd. 
Die übrigen Räuber kamen jetzt gleichfalls herbei, und befahlen 
ber Magb zu dffnen, ober fie werbe umgebradt. Die Magd, ſchon 
lang in Todesangſt, laͤßt fi nicht hören und fehlüpft unter ihre 
Bettſtelle. Run wirb ihre Thüre eingefprengt und fie hört fagen: 


| 





*) Die BVerurtheilung ift offenbar ganz in dem Gimme, wie das 
Verdikt gefällt war, erfolgt. Formell aber fcheint Die vom 
Bertheibiger aufgeftellte Behauptung volltommen gegründet zu 
fein. In Fällen der Art,. wenn man voraudfehen Fam, 
daß die Gefhwornen die Frage nur theilweile bejahen, das 
Komplott aber verneinen werben, tft «ins Umerfrage, bei weis 
der die Urbeberfhaft nicht nur als dur das Komplott bee 
— erſcheint, unumgaͤnglich nothwendig. Durch Zurück 
chickung der Geſchwornen wäre im vorliegenden Kalle nicht 
mehr zu beifen geweſen, weil bie Geſchwornen nur das Recht 
haben, Theile der Frage zu verneineh, nicht aber die iR 
Folge Hievon nothiwendig gewordenen - Ruancirungen in ber 
Trage, resp. Antwort, pofitiv feftzuftellen. Die 
hätten wohl bei ihrer Burüdihidung, eben nur die ganze 
Trage verneinen innen . = 
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„Dringt das Luder um!’ Da entſteht pldtzlich ein andered e⸗ 
ſchrei: „Leute fommen!-, — und die Räuber ſtürzen fort. Der 
Knecht Hitel hatte fi. ais er allein gelaſſen war. an bem Pferde⸗ 
Barren allmählig in bie Höhe gerichtet und Hatte fi, Did we dad 
Schneidemefler bing, fortgefhoben, nahm mit den Beilen zuſam⸗ 
mengebundenen Händen dieſes, und es gelang ihm enblich, feine 
Stricke zu yerichmeiden Gr eilte nun — im Zembe — zu ben 
„achten, über '/, Vierteitunde entfernten Einddbauern und er⸗ 
ſchien nun mit der zuſammengezogenen Hilfe. Die Räuber hatten 
fie aber noch 200 Schritte vor dem Haufe bemerkt und flohen mit 
dem geplünberten Gute, eine Beit lang von den Herbeigeeilten ver 
folgt, von denen einer vergebli auf fie (hof, wad die Räuber 
mit einem Echuß aus einer Piſtole exwiderten. — As Ueberfüh- 
mugbzeihen fand man ein Schnupſtuch mit Breſiltabak und ein 
Naar ſtark außgetretene Schuhe. 

Der Verdacht fiel ſogleich auf einen mehrere Stunden ent⸗ 
fernten Bauerknecht, den Kaſpat Erhard. Hitel und bie beiden 
Creſcenz Moosmaier hatten naͤmlich mit Beftimmiheit in dem größ- 
ben der Burſche, befanderd an feiner Stimme, ihren früheren Knecht 
Erhard, — welder kurz vorher und zwar nur aus einen geſuch⸗ 
ion Grunde den Dienft verlaffen hatte, erfannt. Auch ber kleine Joſeph, 
welcher während des Raubes nuter feinem Strohſacke etwas herr 
vorſchaute, erfannte ihn und ſprach fogar mit ihm. Als die Schuhe 
des Erhard wurden audı jene Schuhe erfanst, und insbeſondere 
hergeſtellt, daß Erhard, fo lange er im Dienfe war, öfter Tlagte, 
daß ihm diefe Schuhe zu Klein ſeien. Auch das Schnupftuch fchien 
CErhard zu gehören, weil dieſer ein ſtarker Breilihuupfer war. — 
Erhard, fein Weibsbild, Anna Beifer, baum der verbeiratheie 
— und Pferdemetzger Johann Beſch von Iſen, Lg. Haag. 

bei welchem die Beiden zuſammenlamen und ſich öfter über Racht 
aufpielten, waren alsbald verhaftet worden. Die anderem zwei 
Buride waren abex im Ofttober v. 38. dem Gerichte noch unbe⸗ 
Sant, Nun ließ ein Unterſuchungstzefangener in ber Frohnvoße, 
RNamens Iglhaut, fih von dem Gendarmeriebrigadier beflimumen, 
bem Bei, welder ihm bereit8 alle8 Uebrige erzählt hatte, auch 
die Ramen jener beiden Burfche heraußzufragen; er bot deshalb 
dem Beih, wenn er hinaudfomme,, ihm Geld zu verfchaffen, und 
gen, weil ihm ſeine, des Beſch, Frau bisher nichts geſchickt, etwa 
gg son jenen beiden nad in der Freiheit befindlichen Bur⸗ 
hen. Dieb leuchtete dem Reſch ein, er namte aber doch nur 
sänen ber Beiden, nämlich ben Michael Käſer, verheiratheter 
Taglohner von der Krattenau bei Iſen. Bu biefem ging nun 
Selhaut, forderbe Ihn. un: Gelb für Beid, an, weil diefer ſonſt Al- 
les geſtehen werde, worauf Käfer veriprad, ſich noch heute Geld 
serichaffen und dem SIglhaut aushändigen zu wollen. Iglhaut 
fagie hiebei, ex tolle ihm sinftweilen ſi we „ber Andere” fei, 
welcher auch Geld zufbiehen mühe. Käfer — „der Georg 
Straßer“ fei ald Knecht in: Wattendorf. Run wurden. denn 
wuh Räfer, 27 — alt, und Straßer, 37 J. alt, in Unter 


fuhungöhaft gejo 
» Beſch, —— und Käfer geſtanden, wie in ber Vorunter⸗ 
ſuchung, fo auch jegt in der Verhandlung. Was den Erhard be> 
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trifft, fo machte die Unverihämtgeit, mit welcher er jede Wiſſen⸗ 
Schaft von ber That und jede Bekanntſchaft mit Straßer und Käfer 
leygnete, einen zum Theil komiſchen Eindrud, und das Publifum 
brach Öfter geradezu in Lachen aus. Der kleine, jetzt 7 jährige 
Joſeph, trat weinend in ben Saal, bald aber war er durch bie 
vertrauenerzegende, wohlwollende Art, mit welchen der Präfident 
Neufß geghafte Zeugen überhaupt zu ermuthigen weiß, beruhigt 
nad beponirte nun mit aller kindlichen Dffenheit wıd Haivität. 
Als er den „Kaſpar“ rekognoszirt hatte, erzählte ex, wie ihm Dies 
fer, als er unter dem „Spitz“ des Strohfades vorkhaute, ein vol⸗ 
le8 Geldſäckchen gezeigt und gefagt habe: „Sepperl magſt aud ein 
Geld. „Ich habs geſagt.“ fo fuhr der Knabe in feiner Erzählung 
weiter: „Ja, Kafpar, aber gegeben bat mir der Kaſpar nichts.‘ 
Der Etnatdanwalt Seel legte gerade Bierauf, wenn auch ein um 
beeidigtes Zeugniß eines Kindes, wit Recht ſehr großed Gewicht. 
Erhard, weicher feine Schuhe natürlich nicht rekognoſzirte, er⸗ 
fußr die Beſchämung, daß der Schuſter, weichen er die Schuhe 
abgefauft, als Zeuge erſchien und fich genau erinnerte, wie er ihm 
ſogar abgeredet, dieſe — ihm gu kleinen — Schuhe zu .— 
Das Verdikt lautete, obwohl Straßer und Käfer nur Ges 
hilfſchaft — ohne Komplott — pläbirten, für alle Vier auf Ur- 
heberfchaft im Komplotte und alle Vier mußten daher zur Ketten⸗ 
ſtrafe verurtheilt werben. Einen Nachweis dafür, daß die Beis 
fer, weiche von ihrem Gelichten Erhard mehrered von dem geraußs 
ten Gelde erhielt, von Dem Raube gewußt habe, hatte die Verhand- 
lung nit geliefert. Der Präfident flellte daher ihrethalben eine 
Unterftage auf Begünſtigung zu einem ausgezeichneten Dieb» 
Aahle, und bemerfie als Grund, daß Gelbdiehftahl gewähnlid, ein 
ausgezeichneter fei, indem Gelb immer verjperzt zu fein pflege; 
die Beifer müfle ſich daher jedenfalls. gedacht haben, daß Erhard 
dad ungewöhnlich viele Geld auf dieſe Art erworben habe *), 
Die Geſchwornen bejahten bie eventuelle Frage, un Beiſer wurde 
gu 2 monatlichem Gefängniſſe, weiche burch die Unterſuchungshaft 
als eritauden anzuzedinen, verurtheilt. Die Vertheidiger bed Beſch 
und Käfer (Rprktt. Aub und Graf Luxburg) empfahlen ihre 
Hlienien zu einem offiziellen Begnadigungsantrage. Der Staats⸗ 
anwalt zügte hingegen, «8 paſſe ein folder Antrag nicht in bie 
Öffentiche Verhandlung, worauf ihm einer ber Vercheidiger erwi— 
berte, er wille zwar, daß ber Peſchluß des Gerichthofes, einen 
Bepnadigungdantrag zu flellen, nicht Öffentlich verkündet werden 
ſolla, ex wiſſe aber niet, wo ein Antzag. quf ſolchen Gerichtsbe⸗ 
Kane geftellt werden könne, wenn ‚nicht in der Bffentlichen 
tung. : 4 





— 


*) Das Mißliche, welches ſich bei der. Begünſtigung fo oft ergibt. 
würde vom Geſetzgeber dadurch beſeitigt werden, wenn „Diebis 
hehlerei u. hal. als ein eigenes Verbrechen (und nicht als 
eine Art der Thellnahme hei bem Diebflahle u. dgl. ſelbſt) 
ſtatuirt, und dam Richter für bie einzelnen Faͤlle ein groͤßerer 
Spielraum im, ber Strafe gelaſſen wuͤrde. — 
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5 
Magdalena Wening, 30 3. alt, Buchbruderdtohter von 
een Du angellagt, daß fie das fortgefegte Verbrechen bes 
nchſten ſuchs der re II. Grades dadurch begangen 
babe, daß fie am 28. Uug. 1852 Abends gegen 8 Uhr in rechts⸗ 
widrigem Borfage an bie in das Innere des Kloſters zum guten 
Hirten in Haidhaufen führende Thäre, die zum Behuf des Anzün« 
dens bei fih getragenen Zünphölzchen nebſt Kienholz gelegt und 
biefe Brennmaterialien angezündet Habe, fowie daß de 8. ihrer 
Entlaſſung aus dem Krantenhaufe in rechtswidrigem Vorſatze das 
ſchon 4. beabſichtigte Berbrechen ber Brmdhsftung zu begehen, 
sin Büchel frifched Kienholz getauft und zu ſich genommen habe. 
Wenn man durh das Einfahrtsthor des Klofterd paflirt ift, 
gelangt man an die Klofterpforte. Diefe bildet eine eichene Thüre. 
urd jenes Thor Hatte fi) Die Wening eingefchlichen, an dieſer 
Bforte aber, und zwar auf einer fteinernen Stufe, hatte fie das 
Brandmaterial, Ktenholz und Neifer, entzündet und war ba 
uiligft entſtohen; fo eilig, baß fie von einem Blutſturzanfalle auf 
dem Fluchtwege ergriffen ımb in's Krankenhaus dahier gebracht 
de 


wurde. 

Die Pförtnerin, welche das Ginfahrtöthor geöffnet und einen 
Gang gemacht Hatte (— welde Gelegenheit eben die Wening bes 
wüßte, um einzwfchleichen) Lehrte eben —— als die Wering das 
Feuer gelegt hatte und wieder fort wollte. Diefe Pförtnerin fand 
num bie Flamme bereitd im Wachſen und gegen bie Thäre hinauf 
ſchlagend, zerftörte aber mit ihrem Fuße fofort das Feuer und des 
diglich einige Braune Fleden an der Ihüre, vom beginnenden Glim⸗ 
men berrährtend, blieben zurück, welche mit leichter Mühe dur 
Wegſchaben wieder befeitigt wurden 

Was war nun der Borfak der Wening bei biefer That? Sie 
behauptete in der Sitzung, fie habe die FMloflerframen fchreden wol⸗ 
len, obwohl Ale in ihren früheren VBerhören vom „Anzünden⸗ des 
Riefterd geiprochen hatte; weil fie nun aber bei ihrer Entlaſſung 
aus dem Ktanfenhaufe nicht gewußt, ob fie jenen Zwed erreicht 
Habe, ſei ihr ber Gedanfe noch einmal gefommen und fie habe 
ſich debhalb wieher Brandmaterial gefauft. Ganz unglaublich er» 
ſchien dieſe Angabe deshalb nicht, weil, — wie ein Palier beftä- 
tigte —, dieſe maflive-Thüre ringe nur von Stein und Mauer 
umgeben ifl, und die Thüre ſelbſt nur bei einem Luftzuge verbren⸗ 
nen konnte, und eben Diefer Zeuge, welcher: fogleich hetbeigekommen 
war, fagt fogar ſelbſt, er ſowohl als die Pförtnerin hätten bie 
Thatetin nicht verfolgt, weil. fie geglaubt hätten, fie fei «ine bos⸗ 
Bafte Perfon geweien, welche nur eine Schweiter habe ſchrecken 
wollen. Der Bertheidiger, Accefl. Fchr. v. Pehmann, führte 
nun beredbt aus, daß nur die Abficht zu fchreden, keineswegs aber 
einen Brand zu fliften, obgemwaltet habe, daher ein polizeilich 
Rrafbarer Frevel and Muthwillen vorliege. Der Etaatsanwalt 
&ret führte fehe fharffinnig aus, daß ſelbſt bei der Annahme 
der Vertheidigung dennoch das angefchuldete Verbrechen vorliege, 
denn ber „rechtöwibrige Vorſatz“ (Art. 247. Thl. I. StGB.) fei 
nah der Auffaſſung der Brandftiftung im Geſetzbuche nur das 
Bewußtfein, daß man nicht mit Recht einen Brand anſchüre. 
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Uebrigens ſei die desfa Angabe ber Angeklanten unglanbwür- 
dig, und ihre ‚früher eingeſtandene Abſicht, das Ktofter wegzubren⸗ 
nen, nicht zu bezweifeln. Hiebei führte der Staatdanwalt einzelne 
fakttihe Momente aus der Verhandlung au, welche allerdings feine 
Annahme als fehr wahrſcheinlich erſcheinen ließen. 

Da es ſich foagte, — wie bieß ſchon bei der Verweifung bes 
fritten war, — ob eine Kortiekung vorhanden fei, oder eine reale 
Konkurrenz (Anm.Bd. 1 S. 259),. ftellte der Präfident eine Frage 
auf Fortjekung des Berbrechend des nächſten Verſuches der Brand- 
ftiftung IH. Grades und für den Fall der Verneinung zwei weitere 
Fragen, die eine auf nächften, die amdere auf entfernten Verſuch 
des genannten Verbrechens. ar 
Die Geſchwornen bejahten die letzten beiden Fragen, und: ber 
Gerichtshof verurtheilte die anne lagle zu 8 jährigem Zuchthauſe. 


Bon den beiden Fällen des qualifizisten Mordes ik der 
Baſchmaie r'ſche im Ganzen lediglich die Wiederholung ber wegen 
unrichtiger Frageſtellung Faflirten Verhandlung der vorigen Seſ⸗ 
fon. Die erfte Frage warb diesmal dahin geſtellt: 

„Sf A. 3. Ihuldig, da8 Verbrechen bed qualifizierten Morbes 
Dadurch begangen zu Haben, daß er — in eigennüßiger Abficht, 
feinee Schwefter, mit dem Borfag, fie um Leben zu 
bringen, mittel einer Holzhacke eine Berlekung am Kopfe 
beigebracht hat, welhe den Tod berielben verurfadhte, und daß 
er a mit Vorbedacht beſchloſſen und mit Ueberlegung 
außgeführt hat.‘ 

as einer Außerft ermüdenden Verhandlung bejahten bie Ge⸗ 
fhworenen fowohl die obige, ald die A. Frage auf Verbrechen 
bed. Raubes IV. Grades (an der Magd Duſchl), während fie die 
eventuelle Frage auf Mordverſuch an der Dufchl verneinten *). - 


7. 
Dem obenerwähnten Falle eined Schweftermorbes reiht fi 
eine beinahe eben fo ſchwere, wenn auch nur auf ein Opfer fi 
erſtreckende, zum Theil aber ned, unmenfclichere That, ein Bru- 
dermord, an. 

Sodann Bufh, 29 Jahre alt, lediger Schmiedefohn und 
Schmiedknecht von Aying , Landgerichts Aybling, angeflagt, feinen 
Bruder Joachim Bufch in der Nacht des 29. November v 38. 
in eigennügiger Abfiht und mit dem Borfage, ihn um's Lehen zu 
bringen, verlegt und durch die mit Ueberlegung beigebrachte Ver⸗ 
leßung den Tod desfelben herbeigeführt zu haben. 

Wir fehen einen dickſtämmigen Burfhen mit breiten Schul: 
tern auf der Angellagtenbant, mit gelbſchwarzem Geſichte, tichtem 
fhwarzen Haare und ſchwarzen flehenden Augen, eine abfloßende, 
ja beinahe erfchredende Erſcheinung. Hier fein Geſtändniß: 

Die Feindſchaft zwiihen ihm und feinem Bruder 3. habe 
fhon feit den jüngften Jahren beftanden; als ernſtlich fehe ex fie 
ſelbſt exrft etwa feit bem Sabre 1841 an. 

Der Hauptgrund derſelben — (davon, daß fein Bruder me 
eheliche Kinder gehabt, wolle er nicht reden) ſei gewefen, daß 


*2) S. hierüber oben S. 467. 
Gigungsberichte Bd. V. Heft 4. 34 
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fein Bruder nicht: Haußfäkterifeh..geioefen , den Wochenlohn icon 
unter der Woche vertrunten, am Sonntage aber kein: Geld ge 
Habt habe; derfelbe babe Schulden gemacht. Dieſes fei der Grund 
gewefen, warum fie immer mit einander Streit gehabt; und er 
habe gefürchtet, daß, wenn fein Bruder bad Anweſen befäme, 12 
fi nicht auf demſelben werde halten fünnen, fo: daß fte Geſchwi⸗ 
fteste alle mit einander .um ihre Heimath fämen. Deshalb habe 
ex wollen, daß fein Bates dad Anwefen nichtdam Bruder, few 
bern ihm übergebe. Da Diele der Bater nicht geihan, habe ex, 
um das Anweſen zu erhalte, beſchloſſen, ben Bruder umzu⸗ 
bringen ,: weil .bei bem Tode ded Bruders daß Anweſen anf ihm 
gelommen wäre, Im September v. 38. habe er ihn Daher. ve 
giften wollen, Babe aber das in der Apotheke verlangte Ratten 
gift wicht bekommen, ‚weil dad von ihm gebrachte: ſalſche Zeugniß 
als folhed entdeckt worden fei. Deshalb habe er im Dftober 
9% 38 din halbes Glas Bitrivböl, (— ſo, wie e8 bie Shmirke aus 
der Apothele bekommen) in die vorgezeigte Flaſche mit Branntwein 
weichen fein Bruder zu feinem Aerger übermäßig gebrunten, gegoflen. 
Sein Bruder habe aber nicht alles getzunfen, ſondern, nachdem er 
ſich auf einen Trunk bereit® habe. erbrechen müffen uid deshalb 
argwoͤhniſch geworden fei, fei der. Bruber und- die Schweſtern mit 
ihm deöhalb in. Streit und Raufen gefommenz — er habe mit ber 
Flaſche auf die Anderen hingefprigt und ihnen dadarch das vote 
gezeigte Gewand. verbrannt; hierauf babe er der Verheimlichung 
halber die Flaſche ausgewaſchen. Am kritiſchen Tage ſei er altz 
der Letzte in's Bett gegangen, weil er den Mord. des Bruderd 
habe ausführen wollm. Da nämlich die Protofollirung deß Ueber⸗ 
gabsvertrages nahe war, habe er ‚geglaubt, es kei höchſte Zeit, 
den Plau auszuführen. Er Habe mn. Die nöthigen Vorhereitungen 
im Haufe alle getroffen, einmal um zu hindern, daß die über 
einer Stiege ſchlafenden Gefchmwifter und der Knecht, weldyer immer 
eine Mifigabel an feinem Bette ſtehen Habe, dem Bruder zu Hilfe 
dümen; deshalb habe er'eine Stufe aus der Stirge nußgelöß; 
dann. um den Verdacht eined Raubes durch, Dritte zu. begründen, 
weshalb er feinen eigenen Geldbeutel auf den Gang warfz . jeht 
ſei er, nachdem er von der Gtreufhüpfe die Mifkfrale zu fich ge⸗ 
eommen, in bie gemeinfchaftlihe Sclaflammer, wo bar Bruder 
und fein Babe geſchlafen. Hier habe er vorher den Splitter am 
Kafen A als ob der Kaufen von den Räubern gewalts 
fam erbrochen worden ſei. Berker habe ex die ‚beiden Fenſterläden 
geihloffen, damit bie Mondhelle nicht durch diefes Fenſter auf 
den. Kaſten herfalle, und er nicht. geſehen werden .Tonute;, Bei der 
Mondhelle, welche durch das andere Fenſter gedrungen, ſei er: fo 
Dann an die Himmelbettſtatt ſeines Bruders getreten, um zu 
fehen, wie ex und der Bube lägen. Um 12 Uhr babe er fi aus⸗ 
gräleidet. Dann habe er die Miftiralle genommen, ſei vor das 
Weit, habe aufgezogen unb von außen hinein mit bem hinteren 
Iheile der Kralle auf den auf dem Rüden liegenden: Bruder hin⸗ 
abgeichlagen, fo daß glaublich ſchon hei biefem erften Schlage bie 
gine Bade abgebtochen fei. Der Bruder habe geihrieen, da habe 
er mit den ſpitzen Baden hineingehaut. Der Bube, welden er 
mit dem Stiele der Hade weggeftoßen habe, Babe arg geſchrieen, 


ie 1 
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„ſo daß er ihm erbarmt habezt.beäwegen hube er zu ſchlagen 
aufgehört. Wie oft er auf feinen Bruder die Meiftisahle Hineinges 
hauen, wife er „ſo altarat‘ nicht; and Habe er nicht mehr fo 
genau aufgefchaut,, ob der. Bruder geblutet Habe. : Die Leute. jeien 
nun über die Stiege herabgekommen, weil der Anerht, mit der 
Miftgebel:vetaußs, bei dem Tritte uͤber die mangelnde Stufe an 
der Miſtgabel füch hielt und fo ſich und die Medrigen vor dem Fallen 
bewahrte. Am anderen Tage fei er an dad Bett feined Bruders 
bin und habe für ben Fall, wenn „bad Ding ein anderes Ende 
uehmen“ mb ber Druder ſterden fsllte, zu ‚ihm gefagt: su ſolle 
es ihm verzeihen, worauf dieſer entgegnet: „ich babe beinen 
Send; — weiter habe er nichts gefagt, vbwohl ex in den beiden 
Tagen vor feiner Krretirung nu ein paar Mal zu dem Bette 
deſſelben gegangen Sei. (Das habe fein Wruber aber nmicht ges 
wußt, und er ihm aud nicht fagen wollen, baß er, Angellagter, 
ihm die —— — en habe, ſondern wi —* nur ſagen 
mellen, der Brudret jo m . iöperige Yeindid ve an > 
a Vorhalt fügte Buf yet Jei: - = 

vi gabe A — der kritiſchen Nacht in die a —— 
ei, habe ihn ſein Bruder no eredet. m er die Laͤden zus 
gemacht — kein — a 

Einen großen Theil‘ der Verhandlung bildete die Erörterung 
der von dem Bertheibiger, Ace. Senfferling, aupevegten Frage, 
ob wicht durch Trepanativn eine Nettung des J. B. möglich ge 
weſen wäre. Die Sefktim ergab naͤmlich, daß nur die eine 
Kopfwunde, — eine Fiſſur des Schädels und Kitezung bed Ge⸗ 
hirnes, jedoch nur beihndnkt auf eine Stelle, etwa fo groß, wie 
en Gierundzwanziger, — ben Tod herbeiführte: Nachdem Ad 
: hierüber: der von det Bertheibigung vorgelblngene Sachverſtändige, 
Brofelter Br: Karl Thierſch, dann der von der Staatsbehörde 
vorgeihlagene Sahverftändige, Dr. Ludmig Walther, geäußert 
hatten, Sub ber Präſident den: im Saale anweſenden Prof. Dr. 
Hoffmann ein, als Aushmfts-Sachperkändiger auch ſeinerſeits ein 
GBatachten abzugeben. Diefer erbat fih die betreffenden Altenprodufte 
zur Durchſicht nnd geb ſodann in der nachmittägigen Staung mit 
gewohnter übergengendex Klarheit und für jeben Laien exfchäpfen- 
ber Erörterung fein Gutachten dahin ab, vor der Geltion habe 
mas sicht wiflen Eönnen, wie weit die Eikerung des Gehirnes vor: 
geſchritten; beſonders da De bedenklicheren tome erſt drei 
Wochen nach ber KRapfveriehung eingetreten, Babe man nicht ans 
nehmen können, daß die Vereiterung auf einen fa kleinen Raum 
beihränft geblieben fei, daß eine Trepanation überhaupt indizirt war. 
Wenn aber aush trepanirt worden fei, ſo glaube er nach ben von dem 
behandelnden Chirurgen und dem Gerichtöntzte gegebenen Anffld- 
rungen, daß der Patient die Trepanation dauernd nicht überkumden 
haben würde. — Der Bertheidiger ßellte mın den Satz an bie 
Spike, dab die Sätze, welche die Art. 143 und 144 Thl. I des 
SGB. enthalten Hätten, gänzlich aufgehoben feien, daß alfo für 
bie Geſchwarnen Die hier enthaltenen Feſſeln nicht mehr beftünden, 
Br: ſuchte den Geſchwornen einzuprägen, ihre Heberzmigung, ob 
die Verletzung todtlich gewirkt habe, fei eine ganz freie, oder wie er 
fich feltfamer Weife auszubrüsten beliebte, „fe feien hierin ber Gotta 
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heit glei.“ Er berief ſich hiebei auf bie Befehgebangsausfihuß- 
verhanblungen, weiche indeß gerade das Gegentheil enthalten. Dex 
Staatsſanwalt trat ben Argumentationen mit eben fo kurzen, als 

energiſchen Gähen entgegen; insbeſondere dahin gehend: ber An» 
gefiogte hat den Tod des Bruders gewollt und. bat. feinen Zweck 
durch die beigebsachte Berlegung wirklich erreicht, deun der Tod 
iſt in Alpe der. Berlegung eingetreten ; ; mit anderen Borten, et : 


getöbtet. 

Das Berbikt Iautete auch, wie nicht anders zu erwarten; auf 
Schuldig des qualifizicien Mordes, begangen mit Vorbedacht und 
Ueberlegung, und nicht Feicht wir bie Evidenz für bie beide letteren 
Momente fo klar vorliegen, wie gerade in diefem Falle Der Se 
richtſsShof ſprach fobanır die Todeßfirafe aus. a. Urtheil wurde 
m Januar 1854 vollzagen. Dr. €. Begold. 


Mus Den Eitzun en Der Kreis: und 
Stadẽegerichte. 


Sipung des Kreis⸗ und ee Händen. vom 
18. Auguft 1853 


Durg Erfenntniß des Kreis⸗ und Stadigerichts Münden 


| u 27. Juni’d. 38. waren der wegen. Betrugd Ihm dreimal be— 


Rrafte Franz Bart wegen Verbrechens bed audgezeichneten Be- 
truges zum Schaden der Anna Schufter und wegen Vergehen 
des Betruges zum Schaden ber Schanna 2008, dann Thad⸗ 


baäus —* und Auna Ziegler wegen Berbrechens des ein⸗ 


fachen Betruges zum Schaden ber Anna Schuſter in bie dffent-" 
He Sitzung des Kreib⸗ und ˖ Stadtgerichtes verwieſen worben, und 
fand die Berhandlung am 18. Auguſt ſtatt. 
Diefem Berweifungdertenntwifle lag folgender, aud durch bie 
öffentliche Berbandlung nachgewieſene Thatbefland zu Grunse: 
Im Oktober 1852 hatte die Dienfimagd A. Sch. in Beglei- 
tung ihre Geliebten J. DB. ein Bett und einen Koffer mit Klei- 
dungtſtücken zu der Katharina Lehner in München gebracht, 
um diefe Effekten bei berfelben aufbewahren zu laſſen, und fich dann 
in’ allgemeine Krankenhaus begeben. Am 25. Dftober kam J. 
B. zur 8. L., erzählte: die A. Sch. werde aus dem Krantenhaufe 
fort und auf dem Schub in ihre Heimath gebracht, und fie habe 
ihn deshalb beauftragt, ihre Effekten zu fih zu nehme. Er 
‚zeigte dabei ein Papier vor, auf welchem bie von der A. Sch. ge 
— Erlaubniß zur Abholung der Effelten geſchrieben ſein fotlte, 
..2. ſah dieſes —* gar nicht an und erflärte, daß fie bie _ 
Sfierein ur hergebe. 
ging nun un Beanntweiner Riedermater md for⸗ 
derte den > löhner Th. G., welcher im der Zechftube ſaß, auf, 
er ſolle ihm bei dem Transporte von Effekten helfen. IH. ©. nahm 
einen Karren, und fo kam B. in Begleitung des &. zum zweiten 
Male zur 8. &. und verlangte ala unter bemfelben Bors 
vn die Herausgabe der Gffelten. ſprach dabei K. 
2. verweigerte auch diesmal die. Auehefern. 
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F. B. äußerte hierauf zu Th. &,, wenn er nur ein Weibs— 
hild Hätte, bie die Schweſter der A. Sch. vorſtellen könnte, dann 
ginge es ſchon. Th. ©. meinte: da8 wolle er ſchon richten „ging 
a R., holte dort feine Konkubine, bie ſchon 65 mal polizeilich und 
wehrmals friminell abgewanbelte 8., und dieſe kam jekt mit F. B. 
zur 8, 2., fagte, fie fei bie Schweſter der A. Sch., die jebt auf 
bem Schub fort müfle, Hagte über dieſes traurige Loos ihrer 
Schweſter und fing zu weinen an. G. war indeffen vor. der Thüre 
ftehen geblieben. 

8. 2. ließ ſich eudlich täufhen, gab die Sachen herauß, ©. 
und W. 3. luden fie auf den Wagen. und brachten fie in die Woh⸗ 
er des 5.8 ©. exhielt.von 5. B. 24 kr., A. 3. aber gar 
nichts. 


F. B. ſprengte nun. den Koffer auf, verſetzte die meiſten Klei- 
dungsftüde ums 3. fh, und verkaufte „das Bett ſammt einigen anz 
deren Gegenftänden an J. L. um 15. fl.,30-fr., wobei, er ihr. er= 
zählte, er habe. dieje Sachen von feiner Schweſter geerbt und von 
den Lebendverhältniffen der Lebteren eine umftändliche Schilderung 
machte. Als A. Schufter aus dem Kraufenhaufe entlaffen wurde, 
erzählte ihr. F. B., daß er, ihre. Sachen geholt habe, gab Anfangs 
vor, daß ihm diefelben wieder geftohlen worden jeien, geſtand ihr 
aber fpäter ein, daß. ex diejelben verkauft und verſetzt habe, und 
gab ihre den ‚Koffer „ „den Berfabzettel, auch einiges, Geld, zurüd,. 
Der Werth der veräußerten Effekten betrug aber noch 23 fl. 12 Fr., 
und da NM. Sch. auch um den Betrag von 3 fl, den fie auf die 
Auslöfung der verſetzten Gegenftände verwenden mußte, als beihädigt 
zu betrachten var, fo ‚blieb. die Summe zum Verbrechen des Betrugß. 

Das Verweiſungserkenntniß erachtete nun „auf dieſe Hand» 
lungen die Art. 256,.257,.258,.215, 45 Abi. 2, 50. (G. und 3. 
wurden ald Komplotteurs mit 5. DB. betrachtet), dann 259 und 
bezüglich. ded. 3. B. auch 265 IV und 85 anwendbar, 

Die Staatsbehörde. in, Begründung der. Anklage, blieb. auf: der 
Behauptung ſtehen, dab F. B., Th 6. und A. 3. nad). voraus⸗ 
gegangener Verabredung gehandelt Hätten, und daher, leßtere Beide 
als Miturheber des Verbrechens zum Schaden der. N. 2. zu, be: 
ſtrafen feien, Könne aber auch ein Komplott nicht angenommen 
werden, ſo müßten doch die Handlungen des Th. G. und der A. 
3. als fahrläſſige Hilfeleiſtung, und zwar als eine ſolche Hilfe— 
leiſtung betrachtet werden, ohne welche dem F. B. die Ausführung 
des Betrugs nicht möglich geweſen wäre, weshalb ſie in Anwen— 
dung des Art. 45 II jedenfalls als Urheber zu dieſem Verbrechen 
beſtraft werden müßten. Sie beantragte daher für F. B. wegen 
Verbrechens des ausgezeichneten Betruges zum Schaden ber U. 
Sch 8 Jahre Arbeitshaus, dann wegen Vergehens des Betruges 
zum Schaden ber J. L., welches nach Art. 265 als ausgezeichneter 
Betrug ſtrafbar ſei, wiederum 8 Jahre, im Ganzen geſchaͤrfte Ar⸗ 
beitshausſtrafe von 8 Jahren, für G. und 3. je 1 Jahr Arbeitshaus. 

Die Vertheidigung erklärte ſich dahin: 

1) in der Veräußerung bed Bette „durch J. B. an S. 2. 
lönne ein Betrug, der nach Art. 259 Abſ. 2 firafbar fei, nicht 
gefunden werden. Allerdings habe 5. B. gewußt, daß I. 2. an 
biefen @egenftänden fein fidhered Eigenthum erlangen konnte; allein 
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ber Art. 259 fpreche von bet rüglichem Verkaufe, und es müfle 
deshalb und überhaupt wegen der Stellung dieſes Artilels in dem 
Kapitel vom Betrug gefragt werden, ob $. B. beim Berkaufe 
eine beträgerifche Abficht gehabt habe. Es fei nun aber keineswegs 
anzunehmen, daß er die Abſicht gehabt habe, bie 3. 2. um 
den Werth der verkauften Gegenflände zu befchädigen, wenn er 
auch habe voraudfchen können, daß ihr ein folher Schaden viel- 
Leicht zugehe. Andererfeit® Habe er fih auch durch biefe Ber- 
Außerung einen unerlaubten Vortheil nicht verfhaffen wollen: 
denn diefen Vortheil, die betrügerif! erworbene Babe der U. Sch., 
habe er ja ſchon gehabt und ihm durch die Veräußerung nur eine 
andere Form gegeben, aber nicht einen neuen unerlaubten Bortheil 
fi) verihafft. 

2) Das BVorhandenfein des Komplottes fei nicht erwieſen; 
mit demfelden falle aber aud die Strafbarfeit- der Handlungen 
8.8 und 3.8 weg, da fie nur durch eine Verabredung Kenntniß 
von dem durch F. B. befchloffenen Berbrehen Hätten erhalten und 
nur dann dieſes Verbrechen wiffentih und vorfäglih Hätten be» 
fördern fönnen. Ohne diefed Wiffen und dieſen Borfak fei aber 
(Anm. z. StGB. Bd.2 ©. 228) eine ftrafbare betrügerifhe Hand» 
fung nidyt denkbar *). SE 

Es wurden daher für B. 5 Jahre Arbeitöggud, für G. und 
3. Freifprehung , eventuell wegen Hilfelelftung 1. Grades 5 Mo: 
nate Gefängniß beantragt. 

Der. Gerichtshof verurteilte den $. B. wegen Berbrechend 
des ausgezeichneten Betruges an A. Sch. und wegen Bergehend 
des Betruged an I. 8. (weil ſelbe um 15 fl. 30 fr. beihäbigt 
worden fei) zu 6 Jahren Arbeitshaus, den ©. und bie 3. als 
Gehilfen 1. Grades zu je 8 Monaten @efängniß. 


*) Ganz abgefehen davon, ob nad bayerifchem Strafrecht eine 
kxulpoſe Hilfeleiftung überhaupt denkbar tft. Feuerbach (cf. 
Morftadt’s Kommentar zu Feuerbach's Lehrbuch bed ge- 
meinen in Deutfchland giltigen Kriminalrechts ©. 89 Note 6) 
fagt mit dürren Worten: es gibt Leine fahrkäflige Beihitfe, 
welche Bedeutung aber der Stelle in den Anm. zum StSB. 
BH.1 S.203 Heizulegen fei, iſt in den U. f. NA. 9.6 
&.161 zur Genüge erläutert. 
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Ablehnungsrecht (ſiehe auch Dicteramtey lauern 
Mittheilung des Richterverzeichniffes I, 197, 344; 
— inzwiſchen eingetretener —— H, 349, 


Beiſebung des Namens des Sipinrgeriätspräfbenten 
D, 49, 481; ı1, 153, 102, 399; 
Gegenüber den Gefäwornen, — desſelben 


Abtreibung der Reibesfrudt, Verſuch durch ein untaug⸗ 
liches Mittel V, 495. 
Aburtheilung eines: Vagehene in I. Infang durch 7 
tichter IH, 76; 
einer ale Verbrechen erwieſenen Sache in II. Zaſanz 
vurh 5 Richter I, 150; 
eur enen derfelben. bis zur Erledigung eines Regie 
ſtreites V, 19; 
eines Serie von ber Boligeibehörbe ‚betraften Reates 
V, 
Acceſſiſten, deren Verwendung ale Vrotokollführer V, 460. 
Aerztliche Snta hten, deren Einfluß auf bie Abꝛtm·i 
fung 1, 271, 497; 
. deren‘ Verlefung in affentlicher Sitzung v, 4593 
des behandelnden Gerichtsarztes I, 3725; 
deren Erholung von den Mebizinaltomitees. 1,409; 
-ı iiber Bhosphorvergiftung IV, 65. 
Akteneinſicht, Recht bes Angeklagten hiezu iw, 366. 
Alternativen in der den Geſchwornen gefeilten Frage 
1145; V,427. 
Amtschrenbeleidigung mwiſchen toerdinicen Beamten 


in einer Perhorreszenzbeſchwerde II, 38;. 

in einer Singabe an's Gericht II, 548; J 

in einer yon einem Advokaten für feinen Wonbanten 
verfaßten Schiift IV,..305. 
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Amtsehrenbeleidigung durch die Preſſe II, 377 (vor 
dem Preßgeſetze von 1850); 

an einem Bezirfsfommiflär I, 356; 

„  n *andgerichtsaffeffor un, 357; 

» nn Gemeindevorfteher II, 361; 

——— Sladttommifſariatsoffi ianten IV, 379; 

„» rn  Magiitratsrathe IV, 395; V, 129, 391; 
Nebenzolleinnehmer V, 377. 

Amtögeheimniß, deifen Verlegung V, 376. 

Amtsuntreue durch Unterfchlagung 
durch einen Pofacceffiten IV, 317; 

Anwendbarkeit der DiebRablönovelle v6. . 

Angeklagter,  perfönliches — desſelben vor dem 

oberſten Gerichtshofe I, 31, 56; V, 385 Note; 
deſſen Erkaufen in Öffentlicher Sihung III, 166; 
er vor der Verhandlung in öffentlicher 
Sitzung IV, 34; 
deffen Belehrung über dag während feiner Ba 
Berhandelte II, 272; 
deffen Recht zur Akteneinfiht IV, 366; 
deſſen Ausfagen, Verleſung derſelben hehe Berfefung. 
Anklage, Beſchränkung derielben durch den Staatsanwalt 
ei. der Verhandlung I, 151; 
auf Die be einer. Verurteilung. wegen Unter- 
ſchlagung u, 512, . 

Anklageſchrift, vollfändige Berlefung derfelben u, 219; 
Verleſung derſelben Gegenwart der Beugen J, 382; 
Zeit der Zuftellung V, 458; 
eine ſolche wegen Mordes 1, 462. 

Anwetdung der Nichtigleitsbefchwerde (Hehe — 

Nichtigkeitsbeſchwerde). 
Wahrung der Friſt durch das Verlangen des Verhafte⸗ 
au um: Abordnung. einer — I, 128, 
Frif Key bei Berweifungsertenntniffen II, 339; IV, 183; 
Dei einfellenden Erkenntniſſen I, 278; 
| hen Be I, 114, 11, 189, 135, 183, 
336, 341; 0, 16, 52, 276; ’ 
durch den Ehemann’ u, 291, 02. 
bei dem Domizilsgerichte I, 152; IV, 53; 
bei dem das Urteil jufellenten Geiichte un, 303; 
in öffentlider Sitzung I, 189; U, 418; f 
der Berufung (Hehe ach Berufung); 
bei der Urtheilsverfündung 1, 189; 427. 
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Anmeldung der Nichtigkeitsbeſchwerde bei dem: das 
Urtheil zuftellenden Gerichte I, 153; HI, 302; 
durch den Vertheidiger II, 176; ul, 74, 20; 
Friſt hiezu II, 475; 
Berechnung derfelben 1, 135, 146, 149. 
Antrag auf Bormerkung eines Borganges im Sitzungs⸗ 
protofolle I, 106; 
auf Beisiehung höherer Sachverfländiger oder Erholung 
eines Gutachtens derfelben I, 150, 174; 
auf Vorladung weiterer eugen I, 194, 202; 
auf Begnadigung von Seite des Bertheidigers 11,413; 
auf Beeidigung eines Zeugen I, 167; 
im — —— beffen Beſcheidung II, 
VW 
Aypsliutionsgerigte deren Kompetenz in IL Infanz 
Zufammenfekung der Settate HI, 36, 150; 
Plenarbefchlüffe derfelben: 
wann ſolche zu erlaflen V, 231 ;= 
Umfang der Prüfung hiebei V, 283; 
Rechtsmittel biegegen 1, 425; Il, 444; V, 282, 
mudenineu sv anotull: RNichtmitgabe in das Bera⸗ 
thungszimmer I, 273; V, 316; J 
Mitgabe desſelben bahin U, 275; V, 34; 
Berlefung desjelben in öffentlicher Sikung IV, 145. 
Auseinanderfegung der geſetzlichen Merkmale des Ber 
brechens I, 345; 
bei befchräntter Deffenttichkeit 1, 107. 
Ausländifde Baganten und Bettler, 
deren: Beftrafung bei geringeren Uebertretungen nad 
Aufhebung der seien Zühtigung und Aus⸗ 
ftellung IV, 111, 497. 
Ausfagen von Beugen, 
deren Berlefung in öffentlicher Situng, flehe Ver— 
leſung; 
des Angeklagten, deren Verleſung, ſiehe Verleſ ung. 
Banquerout, betrüglicher, 
Eon eines rechtsfräftigen Lotationurtheiles II, 
; IV, 460. 
Beeidigung eines Zeugen, gegen den die Generalunter⸗ 
ſuchung definitiv aufgehoben war I, 29; 
Unterlafiung derjelben. wegen Verdachtes der Theil⸗ 
nahme I, 81, 167; 
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Beeidigung eines no nicht rechtskräftig abgenttheilten 
Verbrechers 111, 109, 247; 
der nachträglich auf die Zeugentike geiepten Zeugen 
II, 229, III, 248; 
Unvollftändigteit der Eidesformel II, 7; 
eines . wegen milttärifhen Verbrechen! verurtheilten 
Sträflings III, 276; 
ber Zeugen nach den Generalfragen V, 403; 
u. Verdachte der Theilnahm⸗ I, 110, 167, 


Ginsentungen | hiegegen I, 126, 161, 297; IV, 190; 


i Antrag hierauf 1, 167; 
Unterlafjung derfelben bei den in Folge der diskretio— 
naren Gewalt vernommenen Zeugen J, 122, 375, 
478; II, 312; 
der Sacvertändigen I, 149, 178; 
Verweigerung derfelben IV, 166, ar, 4243; 
a des —— der unterlaſſenen Beeidigung J, 


Belehrung der Beföwornen bei ne Beeidi⸗ 
gung der Zeugen I, 151, 478 R 
Unterlaſſung derfelben bei den * bi on mit» 
gebrachten Zeugen IU, 63; 
Beſchwerde wegen. ungehöriger Veeldigung I, 161; 
Ü ’ ' 
Begnabigungsantrag re Amtswegen von Seite des 
oberſten Gerichtshofes II 
Antrag des —— — I, 413. 
—— durch Unterdrückung von Veweismitteln 


"zum Schutze der Perſon des Täters v, 429. 
Berufung, Bezeichnung der Veſchwerdepunkte I, 131 ;. 
— derſelben bei Untfeilevertändigung I, 189, 


on Prifung det Kompetenz; IV, 50, 347; 
eventuelle von Seite des Stantsanwaltes I, 219; V, 


4933; 
Verzicht hierauf II, 267; 
‘ Anmeldung derfelben bei De das Grfenntnig Bakele 
lenden Gerichte I, 153; 
— durch den —** u, al IH, 74, 


— 
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Berufung, Seil zur Anmeldung II, 475; . 
Unzuläffigfeit der a gegen Verſäumniß der- 
ſelben I, 340; 493; 
Einrechnung der en in diefelbe. II, 135, 149; 
: Berechnung derſelben H, 146; 
des Staatsanwaltes bei einen von dem höheren Grade 
‚ber Berfhuldung freifprechenden enneme Il, 540; 
gegen einen Vertagungsbeſchluß I, 
- gegen bie Unordnung der Bicherfofung ber Sache vor 
eimem andern Senat desfelben Gerichtes II, 150, A20; 
Unzwläffigfeit — — ——c 
I 9; (entgegen II, 


⸗ 


5503)) 
im Koſtenpunkte IL, 87, 227. 
Beihwerde ‚gegen u Plenarbefchlüffe 
zur ahrung ve Gefebes, bei einer Verweiſung an 
die Polizeibehörde IV, 435; 


Sr erdepunfte, N Pe der, bei der Berufung I, 


— Vollendung und Verſuch derſelben IV, 402; 
eines Gensdarmen IV, 405; 
von Seife eines provfforifchen ‚Stadtfchreibers V, 305; 
Fortfeßung und Wiederholung hiebei V, 343, 


— Antrag von Seite des Veſchädigten hierauf 
HI, 365, 404; vergl. auch V, 8. 


Betrug, gemeiner: 
Erforderniß des entſtandenen Schadens I, 133; 
Unterſchied von Se Unterfchlagung IN, 390; IV, 8 
(Note), 255; v, 211, 410; 
— falſche Angaben in einer öffentlichen Urkunde IH], 


dur Vorenthaltung der Wahrheit V, 216; - 
durch angebliche Befreiung von der Militärpflicht u, 299; 
durch a einer. von einem Dritten gefundenen 
En Sache V y 
bei eines Vertrages II, 346; IV, 114; 
..: beim Vollzuge eines bedingten Vertrages IV, 374; 
Betheiligung Dritter hiebei IV, 376; 
‚durch Verkauf einer fremden Sache une ul Vor⸗ 
ſpiegelungen IV, 409; V, 
aus Fahrläaſſigkeit V, 179; 
mittelft geftohlener Bahlmarken V, 378, 


— 
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Betrug, gemeiner, Unterſchied vom Diebſtahle V, 378; 
am guten Namen II, 90. I 
Betrug, ausgezeichneter, durch Urkundenfälſchung: 
Nichterforderniß der Täuſchung Anderer V, 53; 
Begriff und Abſicht des Gebrauches einer gefälfchten 

Urkunde IV, 373; V, 485; 
Bu leniigen Gebrauch falfcher Wechſel I, 222, 
31 . : 


’ 

durch Unterzeichnung eines Vertrages auf falfchen Na- 
men IV, 485, 489, V, 53; —F 

durch eine falſche Schuldurkunde III, 293; IV, 485; 

buch falſche Briefe I, 415; II, 196; III, 118, 281; 


durch falfchen Poſtſchein V, 187; 
durch gefälſchte ausländiſche Aktien Il, 191; 
a Zahlungsnachhfiht gewährenden Schein IV, 


durch ein gefälfchtes Gteuerbücht II, 350; V, 209; 
Bun tale Duittungen II, 533; IV, 95, 115, 119, 


) 

dur) falihen Stiftihein IV, 487; 
durch einen gefälichten Lotteriezettel V, 4105 
duch Mißbrauch des Aberglaubens II, 130; 
an einer gemeinnüßigen Anjtalt V, 488; 
Gewohnheitsbetrug I, 3045 IV, 252; V, 257, 330; 
Nichtanwendbarfeit der Diebftahlenovelle auf den Be 

trug 1, 252; II, 43, 167, 194, 201, 353; II, 54; 


V, 2 

thätige Reue hiebei IT, 352. Ä 
Betteln unter dem: falfhen Vorgeben eines Brandun- 
" glüdes IV, 392, 

ettler,: ausländifche, deren Beflrafüng bei ugeren 
Uebertretungen IV, 111, 497. > en 
Beweismittel, nachträglich zu den Akten gebrachte, Be— 
nüßung derfelben bei der Verhandlung I, 87; 11, 50; 
Vrüufung derfelben durch das Gericht I, 318; 
Verzicht auf ein ſolches von Seite des Staatsanwaltes 
’ > . 

DBegünftigung durch deren Unterdrüdung V, 254, 429, 
Bigamie, Verjährung biebei II, 179. ; 
Blutſpuren, chemiſche Unterſuchung derſelben J, 265. 
Brandſtiftung: Strafbeſtimmungen hierüber IV, 225; 

I. Grades; —— Verſuch V, 985 

I. Grades I, A. Zu 
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Brandſti ft ung, I. Grades, Hütfeleikung bießel H, A009; 


Freifprechung deshalb IV, 228; 
IV. Grades durch Anzünden von Repsſtroh I, 28; 
eines Kolzuorrathes II, 287; IH, 136 ; 
in Konkurrenz mit einem Diebftahle V, 91; 
Verſuch berjelben V, 524; 
am eigenen Haufe in, 267; 
in der Abficht des Betruges an der Vrandaſſe⸗ 
kuranzkaſſe, Strafausmeſſung III, 54; 
Eintritt eines wirklichen Schadens ui, 87; 
mit Da auf fremde Bohnungen II, 317; 
⸗ 
mit Gefahr für fremde nungen IV, 228; 
bei geminberter Zurehnungsfähigteit I, 349; IV, 216; 


aus Fahrlaſſigkeit V, 229. 
Dentfchrift Cfiehe auch Nictigfeitsgrände). ; 
en des ie in berfelben 1, 103, 
Dei erwiten, Abſtrich berſeiden bei Unzufäffigeit der Be- 
ſchwerde 1, 129, 
Diebftahl, Merkmale desfelben I, 1835 
Srhenteng des Wortes " Bereihtigten” — 319; v : 


u zwifchen Verwandien II, 365; V, 269; 
zwiſchen. Pflegeſohn und Bilegeeltern II, 304; 
Unterſchied von Unterfchlagung III, 512, 516; Iv, 115; 
Unterſchied von Betrug V, 318; 

Unterfchied von Selbahülfe V, 375; 
al durch Erbrechung eine Aushängefaftens II, 


an DVerſatzetteln (Berechnung des Werthes) V, 315; 
Verwandlung in ein Vergehen durch tpeiweile Erfah 
teiftung V, 438; 
erichwerter: 
an den Waaren der Yuhrleute II, 112; 
. Strafausmeffung III, 513; 
am Dienftherrn V, 120; (Theilnahme .. V, 269; 
des Dienftheren am Gefinde V, 162; 
ausgezeihneter: . 
durch Ausheben von Leafchindeln V, 276, 3135. 
buch Eindrüden einer Senfterfcheibe IV, 418; 
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Diebſtahl, ausgezeichneter, durch Oeffnen einee Be 
hältnifjes mit einem fremden Schlüffel I, 2115 II, 217; 
durdy re eines Behaͤltniſſes auf unerlaubte Art 


durch Deffnen eines Behaͤltniſſes mit dem eignen 
Schlüſſel des Diebes V, 300; 

durch Oeffnen eines dainge mit dem rechten vors 
her entwendeten Schlüffel V, 

durch Wegiprengen einer Fa an dem Kam— 
merladen I, 342; 

durch Erbrechen me Behältniffes im bewohnten Pferde- 

-  fafle IL, 157; V, 121; 
durch Erbredjung eines Behältniffes im Mühlſtübchen 


‚326; 

durch rbrechen eines Behältniſſes im gefchloffenen In 
raume II, 280; II, 845 IV, a UI, 461; 
170, 178, 265, 426; V, 233; 

in einem im heſchloffenen vofraume Refenden Gebaube 

durch Einfteigen IV, 348; V, A865; 

NMothwendigkeit des Eindringena - in bie Wohnung I, ° 

39; III, 444, 459; 

Verfuch, Ausmeffang der Strafe II: 3155 

a ansgezeichneter Diebkäßle I, ia; in, 27, 


an verfchlebenen ale zu gleicher Zei n, 532; 
’ gay N 
Konkurrenz ‚zweier Auszeichnungen iH, 29 297; 

in der Familie, Begünftigung Dritter hiebei. iv, 369; 

Ungewißheit über Urheberſchaft. ze ‚wegen 
Hülfeleiftung II, 127; 

fortgefebter an einer Schafheerde II, 278; 

thätige Reue beim Diebftahle, fiehe Neu e, thätige. 

Distretionäre Gewalt: 

Deren Ausübung von dem a 5 der öffentlichen 
Verhandlung abhängig IT, 121; II, 59, 167, 312; 
IV, 4235, V, 470; 

Beiziehung von Sadperkändigen l, 371,375; 1, 181; 

Antrag auf foiche Beiziehung I, 12 1; 

Abänderung einer verfügten Zeugenvernehmung durch 
den Senat II, 237; IV, 480; 

Ableſung von. Beugenausfagen aus der Vorunterfuchung 
mu,‘ 81, 59, 167; IV, 423; V, 468; 

Ableſung von Aktenfüden Il, 59; 
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Vernehmung vorforglich geladener Zeugen Il, 312; 
en des Senats in dieſer Beziehung 
V 


Diszipiinar-Verfügungen gegen Beamte: 
an Anmeldung und Ausführung des Rekurſes 
J, V 
gegen Unterfugungeräte, Kompetenz IV, 320, 383; 
V, 


a Noriwendigkeit der Bernehmung V, 180; 31; 
Behandlung der Rekurfe V, 23, 205 ; 
Duellmandat, Anwendbarkeit desfelben w, 483. 
Sodiktaliadung, Erforderniſſe derſelben 1, 362; 
: Alsftatthaftigkeit derfelben bei Vergehen. IV, 118. 
a Are Erfordernig der Klage des beleidigten Theiles 
Ehrenträntungen durch die Preſſe 
Verfahren in J. Inſtanz 1, 496, 506, 509; 
‚7 Weweis. der beleidigenden Abficht m, 507; 
Retorfion hiebei IN, 508; 
Berufung und Einfpruch hiebei V, 475; 
Nichtigkeitsbefchwerde hiebei V, 480 Note; | 
Kumnlirung der Civilklage V, 118; J 
Koſtentragung V, 479; 
Beſchwerderecht des Siaatsanwaltes IV, 6. 
eid, Verweigerung der Ableiftung IV, 166, 37, 451 
(Hehe ah Beridigung). 
Eigenthumsbefhädigung, ausgegeicpnete, 
.an aufgehäuftem Holze II, 287; 
an aufgehäuften — 'n, 342; 
an Anſtalten zur Sicherung des Landeigenthums V, 187. 
Entfheidungsgründe, Art der Abfaſſung III, 262, 449. 
Mangelhaftigkeit derfelden I, 398, 410; II, 12, 199, 
351; m, 70; W, 333, 340; V, 175, 297.. 
Eröffnungsrede der erften Shwurgerictfipung von 
Mittelfranken I, 1; 
Erpreifung, Srfobernife dieſes Verbrechens 1, 139, N, 
m, 174, 221; 324. 
Falf hung — öffentlichen Urkunde I, 34; 
mehrerer öffentlichen Urkunden (Fortiebung): ll, Bst 
von Privaturkunden (fiebe ausgezeichneter Betru 
Fortſ ung der Uebertretung, Merkmal derſelben IL, is. 
IN, 
Sragefkellung an die Befhmwornen: 
im Allgemeinen 1, 12, 351, 388; 11, 9, 309; un, 41; 
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— N I, %, 169, 346, 493, 504; IT, 47; 


Deritfhtikum der durch die ne ſich erge= 
benden Thatſachen I, 134; IN, 16; IV, 18, 20; 
Aufnahme mehrerer Alternativen in ie Frage 1, 145; 


’ 


’ 
Aufnahme des Namens des Mitfchuldigen in, die Frage 


bein Komplotte I, 186, 403; N, 3W7; IH, a 278, 
0; V, 405, 520; 

bei Hütfeleiftung II, 144; 

beim Kindsmorde 1, 388; 

mangelhafte wegen Nichterſchopfung der Ankla e V, 1; 

bei dem en Diepftahle I, 164, ;1,$9; 


Aufnahme 'der Summe des Entwendeten I, 170, 311; 
eV 

bei —* Mishandlung mit m geeſelgcen Tode 

beim Naube im Komplotte IH, 430; 

Gliederung der Hauptfrage I, 347: Iv, 20 

auf Unterfchlagung bei einer Anklage er Betrug 


auf Seloſwafe bei einer Anklage auf Raub I, 381; 


! 


auf Vergeben der —— bei einer Anklage 


anf Mordverſuch I, 
BZufammenfaflen no Angefiagten in as Frage 


auf einen höheren Strafgrad IV, 85, 132; | 

weitere auf Antrag der Gefhwornen. u, 314; A 

über ein von der Begehung der That unabhängiges 
perfönliches Verhättnig bs Beihädigten zu dem Ans 
geklagten III, 408; 


beim Morde II, 334; IV, 215; V, 238; 


auf Mord bei einer Anklage auf Lediſchlag IV, 13; 

beim ausgezeichneten ee rũckſichtlich —— Betrages 
des Entwendeten Il, 5 

über die thätige Neue III, 1 io2: 

über das Vorliegen der Berjährung iu, 9; 

heim Meineide über die - rechtzeitige Zurüdnahme der 
falfchen Ausfage IV, 315; 

Ergänzung der Frage bezüglich der Begünfigung, durch 
ken bezüglich des Hauptthäters IV, 3305 
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‚eventuelle Stellung der zwei Angeklagte betreffenden 
Tragen HI, 277; 
abgefonderte über die ſchwerere Qualififation IV, 18; 
Erinnerungen gegen die geftellten ragen II, 440; 
theilweife Bejahung 11, 3775 
Einfache Bejahung bei alternativer Frageftellung I, 1455 
an die Zeugen: 
von Seite der Sachverftändigen V, 426. 
Freiheit der Perfon, " 
Vergehen’ an derjelben IN, 521. 
Friſt (fiehe auch Nichtigkeitsbeſchwerde), 
zur nn wegen Dorladung neuer Zeugen 
I, »,.u, ' ; | 
zur Anmeldung der Nichtigkeitsbefchwerde des Staate- 
anwaltes 
gegen einftellende Erfenntniffe 1, 278; 
bei freifprechenden Erfenntniflen IE, 540; 
bei Verweiſungserkenntniſſen II, 3395 IV, 183; 
Wahrung derfelben durch das Derlangen um Abord⸗ 
"nung eines Gerihtstommillärs I, 128; 
zur Anmeldung der Berufung MH, 135, 146, 14% 475; 
Unzutäffigfeit der Reftitution bei Verſäumniß derjelben 
/ MW 
Gefängnißſtrafe, Verwandlung durch Schärfung III, 
—8 ‚303; 1 
Erſtehung im Zangsarbeitshauſe V, 17, 322. 
Gehilfen, eine Verurtheilung derſelben ohne Ermittelung 
des Urhebers J, 85; 
eine Verurtheilung derſelben als Miturheber II, 143; 
Gemeindevorſteher, deſſen Eigenſchaft als obrigkeitliche 
Perſon III, 143. 
Generalunterfuhung, definitive Aufhebung, Wirkung 
derſelben II, 140 
insbefondere beziglich der Beeidigung eines Zeugen I, 28. 
Gerihtsmtsglieder, Mittbeilung eines ſchriftlichen 
Berzeichniffes berfelben I, 197,344; II, 495 
bei ingwiichen eingetretener Veränderung II, 480, 482; 
bei einer wiederholten Verhandlung II, 322; V, 400; 
bei Zuziehung von Ergänzungsrichtern II, 39; 
Beilegung des Namens des Schwurgerichtspräfidenten 
u, 49, A481; 111, 153, 192, 399; V, 35; 
Theilnahme der bei der Derweilung mitwirlenden als 
Richter bei der Aburtheilung in Al, Inſtanz HL 69; 
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Mitwirkung eines in der Berunterfuhung tätigen 
Richters bei der Aburtheilung HI, 5, 1655 


— bei der Aburtheilung einer früher vertagten 


Sade III, 320. 
Geſchwor e, Mangel der hiezu erforderlichen ——— 
| l, v, 


Bildung der Dienſtliſte If, 452; 

Prüfung se Gefwornentifte durch den Ge⸗ 
richtshof I, 287; 

Einwendung gegen deren Aufmerfigmfeit II, 264; 

Nothwendige Gegenwart von 24 Gefwornen u, 
453, 462; 

Enthebung wegen gleichzeitiger Funktion als Abgeord— 
neter 11, 90; 

Enthebung wegen hohen Alters II, 360; IV, 208; 

er gungegrinde, Entiheidung hierüber II, 463; 

I 


Belehrung, derjelben durch den Präfidenten I, 345; 
II, 429; 
Belehrung derjelben. über die Stimmenzahl bei dem 
+ Wahrjpruche III, 400; 
Verlegung ihrer eidfidhen Pflicht II, 428; 
Streihung von der Dienitlifte durch dag. Hegierungs- 
Präſidium IV, 36; 
Anträge derfelben an den Bräfdenten. wegen weiterer 
Srageftellung 11, 316; 
Strafe wegen Nihterfheineng, Unzuläiigfeit der Nich⸗ 
tigfeitsbefchwerde IH, 279; ; 
Neuerliche Sinberufung nad) erftimaliger EM IV, 193 
| (Mote), 2 
Nachlaß der er IV, 208, 209; 
Beiziehung eines Ergänzungsgefgwornen IT. 25, 463; 
Ablehnungsrecht, Beſchraͤnkung desſelben TIL, 140. 


nr be enlifte, Urkunde über die Zuſtellung I, 113; 
Streichung. eines Geſchwornen duch. des Regierunge- 
Präſidium IV, 365. 
Unterlaffung der Zuftellung bei Dihtverhafteten | N, 328; 
‚zw ſpäte Zuſtellung III, 1615 
zu frühzeitige Zupellung I, 5; 
— en der Ingwifgen netten Veraͤnderun⸗ 
Geftgesanwendung, Umfang — eberfrichterlichen 
Prüfung V, 336; 4 
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Erftredung auf Formverletzungen bei der Ren 


fung I, 4325 . 
bei des neuerlichen nun, und dor 
ängiger Kaffatten III, 186; 1795 - 


unrihtige Geſetzanwendung zum — vs Be⸗ 
ſchaͤdigten IV, 53; 
zu geringe Strafzumeffung I, 329; 
zu hohe Strafzumeffung V, 322, 350; 
Berurtheilung Ba einer ſtraflos zewordenen That 
41, 119; I 179; 
Anfuhrung einer. nnpaffenden Geſetzesſtelle V, 472; 
Nichtverwandlung in Feftunksftrafe I, A24; 1, 201; 
Aus ſchließ liche ———— der im Wahrfpruce feßgeflell 
ten Thatfachen I 
Mangel fubjektiver Verdactsgründe I, 139; 
ne der gehörigen materieen Würdigung 
V 
Nichtannahme thätiger Reue I, 334; 
— und Begünftigung I, 104 (iehe auf) 
trafausmeljung). 
Geſetzes A Nichtverlefung derjelben ‚in 1. Inſlanz 
I, 115, 162; 11, 330, 352, 440; 11,84; IV, 18; v, 131; 
‘ bei freifprechenden urtheilen IV, 168; 
deren DBerlefung nur im Interee des Angeflagtmn 
geboten V, 27, 178; 
Anführung einer unpajlenden Gft. im Urtheile v, 472; 
Fun derfelben » m lunggeerastnihe i 128; 
3, 297; IV, 17, 169. 
Gif a einer — ihrem mans, I; = An⸗ 
klageakt J, 65; 
drageſtellung 1, 72; 
nächſter Verſuch desfelben l, 256, 267; 
Stellung :desfelben im’ Gefehbuche I, 300. 
Grenzftein, Verrückung desfelben U,. 433, . 
Srundredte des deutichen Volkes: 
Unanwendbarfeit derfelben in Bayern 1, 295, 338, 
Gutachten, ärztlihe: ,- 
deren Einfluß auf die Aburtheilung I, 271, 497; 
des behandelnden Gerichtsarztes 1, 375; 
deren Erholung von den Medi inalfomitsen I, 469; 
über Phosphorvergiftung IV, 
deren Berlefung in öffentlicher Sitzung V, 459. 
Haufiren, unerlaubtes mit Schriften IV, 269, 130 
Hdusliger Vrieden, Störung vesſelben V, 218. 
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Dilfeleiftung, Begriff derſelben I, 411; 1, 450; 
Strafausmellung hiebei IV, 301; 
tuſpoſe V, 528; 
Snänerrath, Verſuch hiezu, begangen durch die Preſſe 
Verbreitung fhriftlider a UDINSIRNAFE au ftaats- 
verrätheriſchem Aufruhr I, 90; 
a) Nichterfordernig der öffentlich verſammelten Volks⸗ 
menge biebei I, 91; 
b) Möglichkeit eines entfernten Verſuches hiebei I, 92; 
..c) eventuelle EL. un! bei einer Anklage 
auf nädhjften Verſuch 1, 
Anftifter eines erde Komplottes IV, 86; 
Sagdfrevel, Begriff von Verbindungsweg IH, 477; 
Stufenfolge der Strafbarkeit III, 478; 
Zuſammentreffen mit einer MWirerfehung 1,471; m,479; 
Nichtlöfung einer Jagdkarte IU, 480; 
Begriff des Vermummens V, 252; 


Kalumnie, Begriff der außergeriähtlihen Ausftreuungen 


UVU 

wiſſeutlich falſches Andichten I 433. 
Kapitalverbrechen, welche hierunter ‚begriffen IV, 299; 
Kaſſatoriſche Erkenntniſſe: 

rn berjelben bei der neuerlichen Verhandlung 
>. 1 
Kindesmord durch Bergiftung I, 267; 

durch Erſtickung 1, 212; II, 92; v, 101;‘ 

bei nicht erwiefener Bekensfähigkeit. des Kindes H, 255; 

durch Unterlaffungshandlungen II, 197; 

geminderte Zurechnungsfähigkeit hiebei 1, 503; 

Vreifprechung wegen eines ſolchen U, 529; 

Lehensfähtgkeit und Reife des Kindes I, 90; 

Geſetzgebung in dieſer Beziehung II, 103; 


Kleidung, Wechſel derſelben behufs der Nefognition 1, 
iv, ; 
Kompetenz ber Appellationägerichte in IL. Inſtanz 1, 131; 
deren Einfluß auf Zuſammenſetzung der Senate II, 
76, 


0; 
bezüglich der Plenarbeſchluͤſſe V, 281; 
Komplott, Frageftellung hiebei I, 82; 
Köiperverlegung, einfeitige, mit Waffe II, 353, 416; 


j; 


a * 
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Berlaͤngerung ber Krankheit durch eigenes Verſchulden 
des Beſchaͤdigten II, 539; 
Be der Dauer der Wrbeitounfähtgkeit in, 212; 
V. 
gegenfeilige mit Waffen U, 186; 10, 271, 0; WV,1 
: U, Grades, Verunſtaltung IV, 303; 
Verſtümmelung V, 119, 311; 
Beraubung des Gebrauches eines Gliedes v, — 
III. Grades 11, 518; 
xolizeilich ſtrafbare I, 35; . 
aus Fahrläffigfeit, Strafausmeffung V, 295; 
durch fahrlaͤſſige Unterlaffung (gehöriger Pflege) V, 112; 
mit nachgefolgtem Tode, fiehe Mighamdlung. - 
Koften, DVerurtheilung des Anwaltes in dieſelben — un⸗ 
Maffigkeit der Beſchwerde I, 128; 
für Entfchädigung neuer Zeugen 1 194; 
der Unterfuhung, Berüdfichtigung der Vermö ens ver⸗ 
hältniſſe des Beſchuldigten J, 326; IL, 87,:.130. 
Zuläſſigkeit der Nichtigfeitsbefhwerde J, 325; 
Kuppelei, DVorausfegung von deren Strafbarteit V, 43, 
Landfriedensbruch V;218.: 
Leibesfrucht, Verſuch von deren Abtreibung durch ein un⸗ 
taugliches Mittel V, 495. 
Leihenrelognitiong- —— Verleſung deſſelben 
in öffentlicher Sitzung 1, 
Au) er Verleſung derfelben h 232, 
V, 
Majeſtätsbeleidigung, Erforderniſſe derſelben 1,-302. 
Meineid, a der Berleitung hiezu L 196; il, 237; 
V, 80, ; 
Rotäwendigfeit einer gerichtlichen fetichen Angabe, 11,37 6; 
Nothwendigkeit der Wilfentlichfeit V, 461; 
Unterlaſſene Unfähigkeitserlärung zu allen ‚Würden 2 
bei einer Frauensperſon II, 517; 
in einer Unterſuchungsſache in Folge der Berleitung 
von — des Beſchuldigten I, 433; III, 238, 3485 
"IV, 
wieberfoftes Perbrechen durch Verleitung von zwei Per⸗ 
ſonen IV, 27, 
eines angeblich Belhuldigten II, 268; 
‚eines Menſchen unter 16 Jahren IV, 132, 139; 
in einer Polizeiunterfuchung IV, 363; F 
zu Gunſten des Beſchuldigten IV, 259; 
2 


18 Alphabetiſches tegiſter. 


— et a 1 der Mitſchuld Verdaͤchtigen, 
l 
Nichterfordernif der Beträ glichen Abſicht V, 279; 
in Civilſachen: falfcher Geupieib IN, 249, 333; 
von einem angeblih untächtigen Zeugen IV, 194; 
falicher Reinigungseid in der Staubensform V, 168; 
rn der te, Ausfage II, 351; IV, 35, 164, 
7 
— — gehört zur Schuldfrage IV, 164. 
Mertmale, gefebliche, Auseinanberfehung derfelben ei be= 
ſchränkter Deffentlichleit 1, 107. 
a 0 Aushebung während der Borknter- 
uchu 
Nichtbeeidigung während ihrer Strafzeit 1,276. 
Miturbeberjichaft durch Süffeleiftuug II, 144. ; 
Unterfchied von der einfachen Hülfeleiftung V, 64. 
mishendlung, körperliche mit nachgefolgtem Tode 1, 25, 
44, 53, 191,285, 370, 372, 376, 390; 11, id 371, 
516, 521; * 360; 
aus Saprläffigfeit IV,:289; 
Bra hiebei IL, 218, 285, .529;, II, 180; v 


Mißvelhauniß der Strafen hiefür II, 254; ae auch 

Körperletzung. 
Mord durch Gift I, 309; W, 59; Verſuch IV, 355; 

‚intereffante Verhandlungen wegen Mordes L 462, 295; Rn 
ı, 89, 361; IV, 59, 72,’ 209, 235, AB; V j 

109, 525; — 

"Freageftellun hiebei m, 110; Iv, 71, 81: 5° 

entfernter Verſuch drop Werber: des MRsıhete sim 
eine Handlung des lebteren IV, 173; 

Berſuch Pa wegen verfehmäßter Liebe W, 352; 
V, 


— unterſchied zwiſchen Verbrechen und 
Vergehen IV, 199; 
Bufammenfluß und Vortfepung Nett IV, 202. 
Nichtigkeits beſchwerde überhaupt: 
Anmeldung Den durch den Vertheidiger 1, 114, 
a 135, 188, 336, 31; 1, 86, 52, 276; 
11, 3 
Wahrung der Friſt durch das Verlangen des Verhaf⸗ 
= 31, Abordnung einer ——————— J, 
in öfentiger Sitzung H, 418; | — 


Adqelotiſcaß gi. 9 


bet dem Daniziitgerichte 139, IV; 59;- 

: Bei Dem das Urtheil zuſtellenden Gerichke In, 303; 
urmrichtige Bezeihnung des Rechtsmutteis U, 263 
Anmeldung durch den mm IM: ds — 2— Ehe⸗ 

frau II, 291; 
— — nagelchrt mi, 3223: 
— —. umgelehrt ne atläse Unterwerfang "unter 
das Urtheil IV, 381; 
- wiederholte gegen das neuerliche Untfei IH, 186 3 
des Staatsanwaltes: 
— Anmeldung . hei einſtellenden Grteannien 


* bei freiſprechenden Erkenntniſſen U, 540; 

Friſt bei ——— Il, 339, IV. 418; 
im Koſftenpunkte 1, 

wegen Ablehnung ber. Einkeityag einer. unterſuchung 


Burüdnahme derſelben u, 54; 
Verzicht auf dieſelbe II, 65, 195; 
.—.— buch den Bertheidiger IV, 344, 
gegen erpelialionsgerigiliäe Strafustheite: 
Unmfang dee oberftrichterlichen Präfung I, 281, 307, 
319, 321, 388,.336, 415, 422, 438; u, 33; 
nicht beſchtänkt auf verurkfieifende oder freiſprechende 
an das Kopellnstönsgeriät gegen erkinfanr 
liche Entfheidung U, 184; 
gegen Bermeifüngserfenntniffe: 
—* derſelben II, 4 
en der Pichtigteitagrände‘ L; 28, 0; Il, 


Friſt hiezu n, ‚339, IV, 183; 
Volge der Unterlaffung der Beſchwerde I, 119; 
wegen Nichtwürdigung eines Strafaufhebungsgtindes 
II, 132; inshefondere der Verjähtungseinrede IV, 21; 
‚wegen Derweifung an ein unzuftändiges Gericht IV, 123; 
wegen — Vernehmung in der Borünterfug- 
ung I 
wegen nicht gehöriger Würdigung der Ergebniſſe der 
Voruntexſuchung U, 60. 
wegen Unvallſtändigkeit der Verunterſuchung! II, 138, 287; 
wegen ‚Mitwirkung. des Unterfucgungsricterg. hei dem 
Berweilungserkenntniffe I. Inftanz Ey 439; 
”* 
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gegen neue Verweiſung, nach Erſchevfung des Straf⸗ 
marimums wegen fruͤherer Uebertretuugen V, 193; 
gegen einen die Wiederholung der Berhanbiung vor 
einem aus: es ——— Befſchluß I, 151, 
418, 431; II, 
gegen. die das Berlafenn einſtellenden en wegen 
unrichtiger Anwendung bes Gefehes U, 
im Koftenpuntte I, 130; 
gegen eine Berfägung des Senatsuortandes I, 321; 
gegen einauf@infprud. erlaffenes @rkenntniß, 
Tragweite der Beſchwerde I, 324 Rote; 
wegen Formverleßungen: 
ungefebliche BefGräntung der Deffentlichkeit 1, 197; 
Mitwirkung eines Richters bei der Kburtheilung, weicher 
bei der Berweifung der Sache an das‘ Appellations- 
gericht thätig war I, 114; 
Beeidigung nes Zeugen, deffen Beeidigung zu unter⸗ 
laſſen geweſen wäre I, 115, 297 ; 
Nichtverlefung der Befeheshellen in UI. Infanz 1, 115; 
Unterlaffung der Befcheidung des Antrages auf Nichte 
beeidigung eines Zeugen I, 126; 
unguläffige :Berlefung einer Beugenausiage L 141, 157; 
Kichtbeeidigung eines Zeugen I, 167; . 
oo. Jukompetenz des Serichtes I. Inſtanz I, 178, 


Mitwirkung eines Geſchwornen, ‚dem. bie. erforderlichen 
Dualitäten fehlen I, 155; 

Nichtverhängung der Strafe gegen einen Zeugen wegen 
Verweigerung der Ausſage I, 167; 

: » Unterlaffung einer eventuellen Frage I, 169; 1, 19, 
410, 456, 464; II, 171, 399; 

wegen Unregelmäfigtten in der Vorunterſuchung I, 


: wegen einer. dem Bitangetigten gegenüber nicht beob⸗ 

. achteten Börmlichkeit IN 

wegen Verwerfung neuer Zeugen. n, 264; 432; 

wegen Nichtbefgeidung eines Antrages auf Ladung 
weiterer Zeugen I, 469; 

’ xegen ünzuläffiger Verleſuns einer Zeugenausſage in 

Inftanz I 

— — des früher Freigeſprochenen gegen 
das neue verurtheilende Erkenntniß wegen einer im 
früheren Berſahren vorgetonmenen Formverletzung 


Iv, 313; 
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gegen Kontumazialerkenntniſſe I, 444 

gegen, Deſertionserlenntriſſe II, 7% Dt u, "290; 
Angabe des Befchwerdegrundes IV, 151; 

Konkurrenz der RB. mit einem Wicheraufnafmögefude 


- 3 
muthwillige, Beftrafung derſelben IV, 409; 
Nichtigkeitsgründe, Bezeichnung —* in der von 
ae eingereichten Denkſchrift 1, 103, 421; 
, v, 35 
Bezeichnung derfelben bei der Nichtigkeltsbeſchwerde ges 
gen Berweifungserfenntniffe 1, 298, 323; 
Befugnig des Vertheidigers " Algemeines Unweldung 
durch den Beſchuldigteid IT, 
wegen nichterfolgter —— "in, 493 
wegen unrichtiger Strafausmeſſung ii 4175 
Drdnung bei Prüfung berfeiben. IL, 198, .409; 
Notäwehr zum Schutze des Cigentguns V, 254; 
zum Schng der Perſon V, 396, 
—2 — naͤchſter werſuch derfeiben II, 448, 513; 


Nißterfocdenig‘ einer ungewshnlachen Gewalt V, I; 
Deffentlihkeit, Beihräntung derfelgen. _ 
a)‘ Bezliglich ber Berfanen I, 1063.11, 142, 

d b) bezüglich Der Berhouklung l, 07; HI, 38; 
ade mehreren towhusrivenden Usbecigehungen 


nputäfgteit einer Einſprache von Seite des Weſchul⸗ 
digten IV 
—— Veſwllehung einer wodlaſenden Per⸗ 
on IV 
Unterlafung der Beſchränkung I, 276. 
Offizialpräfeng, kei Kobesuribelfen J, 1, 180: Note. 
RPlenarbeſchlüfſe der Apyekationpgerifhte J 
Rechtsmittel hiegegen I, 425; 
uülber Die Kompetenz, — Unzuläffigkeit ber Ridtigleitsbe: 
fchwerbe dagegen III, A 
Polizeiaufficht nach überfandener Strafe IH,. 518. 
Polizeilige Vefrafung eine Arafrechtlichen Reates 
IV, 367; V, 333. 
22 oberftrichtertiihe 1, 443; II, 494; IU, 484; 


Prergpolijeiübertgetung, Berufung und —— 
hiebei V, 475; 9 
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Nichtigkeitsbeſchwerbe V, 280 Note; 
€ — des Gtantsanwaltes” IV, 6 V, 481 
ote; 
Kumulirund der Civilliage V, 478; 
Koftentragung V, 479. 
—— ausfälicplice Gültigkeit des — 
hiefür I 
Verſuch des Hochvertathe I, 86; 
Spott gegen die Regierung sform HL, 326 
Gas: mehreren Tonkurrirenden leisen: 


ger 

— üderkaupt v, 4773 
2GSpoit gegen eine Religi nögefellichaft III, 3390; 

Schuß der beftehenden Stnatsregierung V, 338: 

I. Inftang bei Ehrenfränfungen I, 496, 

’ 3 

Haufiren ‚mit Schriften IV, 269, 430; 

Bemerkung zu einer amtlichen Berichtigung IV, 565 

Beleidigung von Gemeitideverwaltungsmitglievern V,347; 
e Verfolgung ausländifcher ya IV, 387; 

Straflofigfeit des Verſuches IV, 39 

Unterdrüdung seiner Schrift V, "MT, 433, 449. 
— über Geſtändniſſe des Mitangeflagten: 

Mitgabe in das Berathungszimmer II, 311. 
Prstofollirung der Ausfagen bei In öffentlicher Sitzung 
zum erſten Mal vernommenen Heugen III, 6). 
Proz en Inbegriff der Strafuolgugetoften biebei 


(4 
. Tragung derſelben von den Aeltern IV, 108; 

2; Spusfheibang bei mehreren Deruttheilten IM, 188; 

Solidarifhe Haftung V, 228, 372; 
durch —* wegen undötiger Ladung IV, 82; 

»* "‚Unzuläffigkeit der Kompenſation IV, 272; 
desgleichen der Verurtheitung bes Stontsanwaties, ba 
einer ungegründeten Berufung V, 103 

.Merfallung des ——— in die durch ihn 

— veranlaßten P 
Unterlaſuung eines Ausſpruches ———— V, 156; 
Koſten bei —— V, 179 

Raus. deffen verſchiedene Grade V ‚199; 

; Beprifshefimmüung V, 28; 
Bd hi eines Raubes V, 446; 
Raab in Grades 1], 73, 76, er Fed IH, N 


3 
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im Somblotte Mm, 4; 

Einbrechen in eine Bobnung II, 131: iv, „80; 

unter erſchwerenden Umſtänden V 521; 

"IV. Grades mit erfolgtem Tode des — I, 132; 

— in Kontkurrenz mit einem — I, 179, 
366; U, 243; 

Verhältniß zum Morde aus Eigennup V , 366; 

nen 1 desfelben auf die Ypurtheilung einer . 
Straffache V 

Reue, tige, 

bei einem im Komplotte begangenen Diebflahle IV, AAT; 


Zufriebenftellung des Beſchaͤdigten I, 233; cheilweiſe 
Vorausſehungen, Ritwirhun me aan hiebei 


J V, ' ’ 
beim Verſuche des er un, 14; 
ohne Nachtheil eines Dritten I, 134; 
gehört zur Ihatfrage I, 334; 
Srageftelung an die Geſchwornen II, 22; v, ” 
Note; V ‚ V, 518. 
Nihteramteperfonen, Mitwirkung bei der gueiten 
Aburiheilnug 1, 
nt "des Verzeichniſſes derſelben I, 197, 94; ; 


= in peiſchen Angetretener Beränberungen L, 480; 482: 
— bei. Zuziehung von Ergaͤnzungsrichtern II, 349; 

— bei einer wiederholten Verhandbung II, 332; V, 400; 

Beiſetzung des Namens des Sgmrgerigtspeäßbenten 
Il, 39, 481; III, 153, 192, 399 

Mitwirkung eines in der Borunterfuhung thätigen 

Richters bei der Aburtheilung IT, 5, 1655 

‚Mitwirkung eines bei der Bertagung Dex Sadıe thäti- 

gen Richters bei der fpätexen Abnrtheilung II, 328, 

Rü astid, furzer a die Sitzungen des oberſten Geribts- 
hofes im Jahre en I; 438; 


—— II, 491; 
» u» 181 II, 481; 
» u 1852 IV, 4665 

1853 V, 497; 


Sachver kunbige, fie ihre — bei Vernehmung der 
Zeugen I ‚206; 
wann he senmihen 1, ‚149, 178, 213, 311, 375; 


’ )) 
Antrag auf Beiziehung hoͤherer Sachverſtaͤndiger oder 
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win eines Gutachtens derfelben I, 150, 174; 


Ablehnung eines beigegogenen Sacverkändigen 1, 228; 
Antrag auf Borladung im Laufe der Berhandl 11, 121; 
Michtbeeidigung in ber Vorunterſuchung I, 01. 
Selbſthülfe, unerlaubte, 
durch Abhauen überhängender Aeſte III, 377; 
Vollendung und. Verſuch IT, 5145 
binfichtlich der Erfüllung eines Kaufes II, 518; 
Freifprehung in diefer Beziehung IV, 496 ; 
Atternative zwiſchen Geld» und Gefänguiß Rrafe V, 228; 
..  Unterfihied vom Diebſtahl, V, 3 
Siegelverlegung V, 335. 
Sigungsprototoll 
Ausichliegende Konſtatirung der Vorgänge in der 
— durch das ſelbe Il, 1065 H,20, 24, 137, 458; 
⸗ ) 


Antra 6 Bormerkung eines Borganges durch dasfelbe 


Säwurgeriät, Weſen besfelben I, 55 . 
Berfaßren vor demjelben 1, 7, i8—- 22; 
Vergleihung des englifchen mit dem frangöhfhen. Ver⸗ 
fahren I, 8; 
Borausfegungen bei Verweifungen an dasſelbe I, 283; 
Bildung eines gemeinſchaftlichen für mehrere in dere 
felben Vorunterfahung: begriffent Angeklagte I, 
462; II, 320; 
Bildung eines neuen SW. f. eine vertagte Sa el, 320. 
Schwurgerihtshof, Entſcheidung ———— über die von 
dem Präfidenten verworfenen Anträge I, 
Inkompetenzerklaͤrung besfelben IV, Ferh 
Beiziehung von Land gerichtsbemnten I, ig, V, 395. 
Schwurgerichtsſitzung, erfle von Mittelfeanten. Er⸗ 
bffnungorede I, 1. 
— — ʒ Siöwurgeriätsfigungen: 
A) vom Jahre 1849 
von Oberbayern I, 237, 496; 
von Oberfranken I, 362; 
von Mittelfranken L 53, ’348; 
‚ . vor: Unterfranten I, 24, 256, ’3, a; 
von Schwaben I, 505; 
. B) vom Sarhe 1850 
von Oberbayern II, 89, 120, 262; IV, 9; 
von Riederbahern IE, 238, 515; BEE 
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von Dberfranden II, 255; 
von Mittelfranken I, 202; 
von Unterfranten UI, en "504; 
von Schwaben III, 105; v8; 
C) vom Sabre 1851 
von Oberbayern II, 523; IV, 72—85; 
von der Oberpfalz IV, 255, 350; 
von nn IV, 207; 
: D) vom Jahre 1 
von nn IV, 355; 
E) vom Sahre 1 
von a V, 111, 351, 517; 
von der Oberpfal vV 91, 510; 
“14 _ nwaltjchlaft, Kufanbe derfelben im Allgemeinen 


— ihrer Anträge auf die Entſcheidung der Haupt⸗ 
ade 1, 
Be 2 — Staatsanwälte an einem Gerichte 


Störung des häuslichen Friedens, 
Merkmale diefes Vergehens II, 223. 
Strafausmeffung, unrichtige (febe auch — 
— 9). 
mpg der Kichtigkeitsbeſchwerde deshalb I, 828; 


bei tbeilweifer Sreifpregung in IL Inſtanz I, 175, 232; 

Antrag des DVertheidigers in diefer Beziehung V, Bi 

ae Berfuches beim. ausgezeichneten Diebfahle 

bei der Zuifeleiſtung hiezu V, 444; 

bei (Gwingeriätfichen Faͤllen mit Racicht auf das Ver⸗ 

weiſungserkenntniß IV, 85; 

Ueberfähreitung des Marimums II, 303; v, 273 

Herabgehen unter das Minimum V, 

bei konkurrirenden Uebertretungen V, 37, 4; 

nt e, deren Erfiehung auf der Feſtung J, 424; 11, 201; 

a Aa des geſetzlichen Borimums I, 303; 


' )) 
Ausſcheidung bei mehreren Reaten einer Berfon IV, 108. 
Straferfhwerungsgründe, Berückſichtigung derfelben 
in IE Inſtanz I, 161; 
Strafvollzugstoften, Nichthaftung der Aeltern des 
Berurtheilten hiefür II, A895; II, ; IV, 133. 
Strafurtheile Cfiehe auch Urtheil), 


Il, 86; 
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Nechtöfraft derfelben dritten Perfonen —— IV, 330; 
Vollſtreckung derſelben IV, 139; 

Datirung derſelben IV, 312; | 

Verkündung durd) dieſelben dꝛichter IV, 30; 
Redaktion derſelben V, 35; = 
Unzuläffigfeit eines’ bedingten Stu. V, 140; 


Todesurtheil, Offizialpräfung bei bemfelben I, 111, 
180 Note. 
Todfhlag, Verſuch desfelben in valid niit dem 
Verbrechen der Körperverlebung I, 1 
ren wegen Todfelages bet einer Anklage auf 
ord I 
Nothwendigkeit der Abficht tödten 1, 29835 
merfwürdiger T. an einem ... IU 202; 
Tsd tung aus Sahrläffigkeit I, 49; I, 
Ausmeffung der Strafe 1, 51, A11; nn "he, 390, 463. 
Tumult, Erforderniffe desfelben 1, 294; u, 80, 304; II, 
65, 392; V, 284. 
Weberführungsgegenflände, m derſelben au 
den Eigenthümer IT, 216 Note. 

Umſtände, bejchwereude Fe: 
in der Perſon des Thäters — v‚21l .„ 
N Unterfihled vom Betrug II, 386; IV, 

99 (Note), 255; 

Unterfcried vom Diebſahl LU, 512, 516; IV, 115; V,378; 
e:: Anwendbarkeit der Diebahlenouele in, 403; 

erſchwer ender Umſtand des Dienfoerhältuifes I, 257; 


Haftbarkeit eines Dritten für den erfanbenen haben 
macht diefen nicht zum Damnififaten .V, 

durch Verfeßen eines ——— Grgenhendes V, 372; 

anvertrauter Banknoten V, 4135 - . 

thätige ‚Reue hiebei IL, 134; ——— 
unt unverſchuldeter 
Einrechnung in die Strafe II, 169; IV, 370; 3 v, 492; 
ee die Onalififation de Saxblung H, ‚413; 

ote; 
— —— Feiſtellung hierüber I, 333, 436; Il, 


ea eat Aufſicht üser Sieben TV, 320; 
Delegation ‘eines anderen V, 281; 
Beſchwerde gegen diefelben V, 342, 

Unzucht, Verführung diezu: . 
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der Stieftochter dur den Stiefvater nach deu Tode 
— Matter II, 122, 201, 204, 835; IV, 


7 285, 281;. 
durch einen Schuilehrer V, 120; 
durch einen Schulgehilfen W, 157; 
det unchelichen Tochter durch den: neticigen Bater 


unfreiwillige a a IV, 496 und 497; v, 47; 
mit Knaben V 
Begriff der widernatürlichen Wolluſt l, 127, 208; V,A7. 
Urtunden, Fäaͤlſchung öffentlicher U. II, 468. Acer Bis 
vaturkfunden = Bälfhung f. unter Betrug. 
Urtheil, Aenderung in II. Inftanz zum mechehen des Ber 
uidigten Ul, 218, 385; 
Datirung deöfelben IV, 312; 
Mensen unter Beisiehung eines anderen Miters 


— ande in Abwefeuheit des Beſchuldigten V, M. 
Urtheilsfällung (fiehe Strafurtheil und Abur- 
. tbeilung), 
Antrag auf Ausfeßung derfelben II, AS; Ul, 195, 425; 
Unguläffigleit. eines bediagten Stvafausfpruces y, 140; 
Ausſetzung — Irrthums der‘ a rien in der 
2 , [4 be 
Urtheils- Voillſtredung, 
Verfahren dabei II, 321; 
Kompetenz hiezu IV, 139, 

Waganten, ausländifce: deren Veſtrafuug bei gerüngeren 
Mebertretungen IV, 111, 497. 

Berbreden, Umwandlung dexfelben in Bergeben wegen 
een Alters des nebelthaters HL, 38; N, 106 
NMote; 

wegen geminderter Zurechnungsfähigkeit III, 7 3 

wegen ee Unterfuchungsarzeßee I, 43; 
III, Note; 

im Zuslenhe begangene und dort bereits abheuctheilte, 


Bereinsgefeb, Veranſtaltung eines Mas lenzuges ohne 
polizeiliche Erlaubniß V, 440. 
Berhaf tung, Hnzuläfigteit der Nichtigkeitsbeſchwerde hie⸗ 
gegen IV 
Verhandlung, oeffentliche: 
Ausſetzung derſelben U, 23; 
Erſetzungsbeſchluß II, 367; ve 
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2? Geſchbertretuug während: derfelben IE, 161; 
.: BStellung eines präfudiziellen: Antrages ii, 365 ; 
ns eines Mitangeflagten während“ derfelben I, 


wiederholte V. vor. dem Schwurgerichte; Bugrundele ung 
| bes früheren Bermweifuhgserkenntnifes hiebei II, 171; 

Kundgabe des Berhandlungstages an den Befäuldig- 
ne ten IV, 51; 

bei dem Raffationshofe; Vorladung des Beſchuldigten 

hiezu V, 385 Note, 
Berjähenug, FeſtſtelUung der thatfachlichen Erforderniſſe 
I 


' ) 
duch Unthaͤtigkeit des Richters IV, 307; 
Unterbrechung der V. — unſcuns ehandlungen II, 
325, 437; m, 189; IV, 307; V,.243; 
Unterbrechung, — cs eine Bernchmung na 
Art. 86 Thl. IT des StGB. II, 10; 
— — Bei einer einftweilen aufgehobenen Generalun⸗ 
terſuchung IV, 385; 
— — 38 Bernehmung nach Art. 37. bes SSR. 


ausfehtiehtihhe Entſcheidung des Sqhwnrherichiehofes 
hieruͤber TU, 93 

materielle Prüfung . Vans eansfepungen hiezu ne den 
Kaffationshof TIL, = 

Unterbrechung Dur ei Veſchlüſſe v, J— 

Verläumdung, gerichtliche 

eines Zeugen durch den Beſchuldigten II, 87; 

zum Awere der Vertheibigung IV, 165; 

Aufhebung des gerichtlichen Widerrufes II, 126; 
Verlaͤumdung vor einem Marktsmagiſtrat iv, 11T: 
Bertef ung von —B in Folge — 

Gewalt II, 50; II, 31, 80, 136 (Note), 167, 259 


; V, 08; 
von Attenfiden m, 59; 
von Aus ſagen berin I. Frcſtanz nicht vernommenen Beugen, 
in II. Inftanz auf Antrag des Vertheidigers II, 77; 
e- ale Bengenausfagen aus der Borunterfugung 


der Ausfage eines nit geladenen Beugen in Folge 
Einverftändnifies zwifchen dem Staatsanwalte und 
dem Angeflagten II; 120, 523; III,: 264; 

der frühern Ausfage eines in der Spung effienenen 
Zeugen V, 4%; 


® 
ge.“ 
⸗ 


1. 
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de Denise Bernehmung einer inzwifchen verſtor⸗ 
Perſan V, 99 Note; 


a —— eines verſtorbenen nicht auf der Zeugen⸗ 


ne befindlien Zemgen V, 510; 


vom Ausfagen bei Verhinderung des Brugen durch 


ee infonderheit der Nachtraͤge hiezu U 1, 213; 


28T, 
der Aunfage des nit erjgienenen Vefchuldigten aus 
der DVorunterfuhung IL, 549; 


einge Charakteriſtik des An geflagten iu, 170; 


der Protokolle über den —8 III, 2* 
siner Geberdennote III, 513; 
eines Briefes als Ueberführungsmittel IV, 129; 


eines Antrages des Staatsanwaltes aus der. Vorunter⸗ 


ſuchung Il, 373; 
von Atenpiden aus einem fräßeren Eivätprogeffe II, 


eines Augenfeheinsprotofolfes IV, 185, 
a eg V, —— 1.141, 
non Zeugenausſagen in öffentlicher n 

157; Ir 447; iv. — — 
in ID. nftanz iv, 122; 
pri einer wiederholten Berhandfung I, 284; II, 162; 
dienſtlicher Anzeigen I, 164; 
eines pfarramslichen - Zeugniffes Il, 261; 
eines Leichenzefogritionsprotofoles I, 177; — 
eines Zeugniſſes der Lotalſchuunfpeklion l, 232; 
eines Schaͤtzungsprotokolles I, 234; 
früßerer Auslagen des Angelagen L, 203, 473; III, 8; 
in einem Verlaͤumdungsfalle Hi, 86; 


.. der Ausſagen von. geladenen, aber nicht erichienenen 


ausländifchen Zeugen I, — 

eines Zeumundszeugniffes IV, 

von Ausfagen der I, 232; 

des Verlangens des Te um Einleitung einer 
Unterfuchung IH, 1 


der Ausſage eines verfiorbenen N Fan 402; 
.wined.im Ausiande. befindlichen Zeugen II 


Ber Ungewißheit des Aufenthaltes des Zeugen IV, 420; 


der GeRändnie des Angeklagten aus de Vowirier⸗ 
ſuchung II, 310; 


früherer Geftändniffe eines Witengeingen I, Ih, 219; ; 


eines nicht geladenen Zeugen II 


ue Aunhebenſche⸗ Repikrr. 


Erferderniß der Cinwitligung ſammtlicher Komptiten in 
die es vor menden nicht — Zeu⸗ 
ı_ gen 
Bernehmung: Berfahren, wenn Die Vernehmang des 
Praͤſidenten oder vines Richters wegen eines erſt in der 
et angeregten Umſtandes nothwendig wird IV, 233 
ote 
Berſuch, entfernter, durch Werben eines Dritten zur Aus⸗ 
führung eiues Mordes IV, 17833 
des Meineides durch Bern eines Dritten zu deſſen 
Abſchwörung V, 56, 292 
der vis der —*8 durch ein undsenliches 
Miitel V 
Bertogungsantrag, wann er zu fteßen I, 196; I 
’ 
5 Befeidung "vesfelben d, 204; HI, 115; 
Begründung desfelben IL, 252; IIT, 318; 
bedingter I, 523; 
bei Treis- und Radtgerichtfichen Verhandlungen m 395; 
er ws unterlafiener Ladung von Enstußungbzengen IV. 


Beihwerde wegen Verwerfung II, 284; IV, 858. 
Bertagungsbefhlng, Zurüdnahme - desfeben II, 25; 
Unzuläſſigkeit der Nichtigkeits beſchwerde u“ 11,157; 
Unzuläjfigfeit des: Berufung hiegegen I 
Bertheidiger, Verlangen der Sufteken — folchen 
von Seite, des oberſten Gerichtshoſes I, 11; H, 118; 
verfpätete Beigabe desſelben H, 47, 2; 
‚ Ungebüßrkichfeiten in öffentlicher — en 218} 
Ablehnungsgrände, Berwerfung der A. IE, 192;. 
Bälle, in welchen .e3. der ‚Beigebung eines Bertfeidigers 
nicht bedarf V,:13T. 
Berunflaltung, Kegrif derfeiben IV, 08 -- 
Veru rtheilung: wegen Unterfäplagung. bei einer aatlage 
anf Diebſtahl IH, 511. 
Verweis, öfientliger: Konfureng mit. iur. greiheits 
.ſttafe IV, 3733 
— ber. Beſchwerde wegen bes Anne Abvo⸗ 
an oͤffentlicher Sißung — arme 


Surwetfung: ‚an das Bw a 
Vorausfeßungen bien I, 735 m 8; V, 206; 
nach verha en Sad i, 2; ä, > JE, 522; 


’ 3 


Alpbhabeciiſches ‚Migiker- X 


an den Kriminalfenat des Kreis⸗ und Stadigerichtes 
wenn Äh bei mehreren wegen Vergehens Bechul- 
digten bezüglich des Einen im Laufe der Verhand⸗ 
kung ein Verbrechensreat herausftellt IV, 371 Rr. 55 
an dis Polizeibehörde in Bolge der Bernichtung des 
Urtheils II, 49, 143: 
mad Bergung — eines appellationsgerichtlichen Erkennt⸗ 
niſſes 
weitere DB. nad —2 des Strafmaximums durch 
frühere Urtheile V, 
an ein anderes ih in Folge der Abänderung des 
+ Berweifungsbefchlufies III, 51. 
Berweifungserkenntniß, Zeit der Zuſtellung deſſelben 
f > 
Folge der FE ber Nichtigleitsbeſchwerde hie— 
gegen I, 119; I 
Unvollſtaͤndige rechtliche Oualifikation der That in dem⸗ 
elben I, 124; II, 29; II, 170; IV, 173 
Form desfelben II, 398; IV, 167; 
Anführung der einfehlägigen Strafbeftimmungen IV, 
: ; 
in. dem. Falle, wo eine Zuchthausſtrafe in Frage kom⸗ 
men kann I, 230, IV, 126; oe 
ne Umßände nad deſſen Grfaffung I, 1695 I, 171; 
Gndnb Hesieiben a das Endurtheil u, 292, 2973 
IV, 47; 
deſſen Einfluß auf, die Strafausmeilung IT, 165; 
auf die Kompetenz IL, 443; 
-  Nichtigfeitsbefchwerde hiegegen: 
Bezeichnung der Nichtigkeitsgründe I, 298, 323; 
wegen VBerweifung an ein unzuftändiges Gericht II, 51; 
wegen nicht gehöriger Würdigung der Ergebniffe der 
VBorunterfuhung II, 60; 
Prüfung in Beziehung auf die, Eigenſchaft der That 
:, 1111821 IQ, 412; IV, 126; 
deffen Zugrundelegung bei der wiederholten Verhandlung 
171; 
Unzulaffi pe der Befchwerde zur Wahrung des Gefehes 
hiebei IV, 256; 
Verzeichniß der Gerichtsmitglieder: 
—  Mittheilung desſelben an den Angeklagten I, 197, 344, 
Vollſtreckung der Strafurtheile, Kompetenz hiezu IV IV 1 
Vormerkung eined Borganges im Situngsprotofollel, 1 


22 Aypahaifeh Weir: 


Borirag des Referenten in H. Inſtanz HE, 7335 
ea über das Borunterfuchung III, 259 
ote 
Borunterfugung, eine nad dem alten Verfahren wieder 
- aufgenommene Unterſuchung if einer Vorunterſuchung 
gleih zu behandeln I, 119; 
Form⸗ oder Gefehverlehungen in derſelben 1, 204, 331. 
Waffe im geſetzlichen Sinne, 
Michtaunahme einer folchen im Geoenfah mit dem Gut⸗ 
achten des Gerichtsarztes IV, 1165 
Wahrſpruch, Findung deöfelben T, 15; 
Einfache Bejahung einer wmehrere — enthal⸗ 
tenden Frage J, 145; V, 427; 
Unterzeichnung durch den Obmann IV, 5; 
Belehrung über die nothwendige Stimmen zahl IH, en 
Antrag auf Vervollfländigung von Seite des Berthei 
digers III, 111; 
- Anordnung der Bervolftändigung Im, 1465 IV, 146; 
Vervollſtaͤndigung durch die Richter I IV, 244; 
. Beifab zu demfelben von Seite ber Geſchwornen IV, 
450; V, 125; 
Irrthum in der bauptſache hiebei L, 251; V, 142; 
—— des en in diefer Besichung II, 48; 
” ae eines Irrthums im Wahrſpruche bezůglich 
der reechtlichen Qualiſtkation der Fhat den 
Schwurgerichts hof IV, 295. 
Unſchädlicher Wirerſpruch in demfelben I, 357; 
fheinbarer Widerſpruch in demfelben bezüglich des Ges 
hülfen II, 143; 
ni : = bei * Niederſchreiben des Wahrſpruches 
Ausſchließliche Maßgabe der darin feſtgeſtellten That⸗ 
ſache bei der Geſetzanwendung J, 165 
Wiederaufnahme des Strafverfahrene ; 
um Wiederaufnahute desfelben I, 1165 II, 14, 


) 
Geſuche von Seite des Vertheidigers I, 168; 
wegen neuer Thatfachen II, 180, 184; 
wegen Meineides der Zeugen I, 138; 
. wegen Vinvereinbarfeit zweier Urtheile v 152. 
—2 gegen einen Bedienſteten der geufchußwache 


gegen Gensbaunen I, 337; ; 1,01, 345, 541; V, 3273 


Alphabetiſches Repiker. 88 


gegen:einien Gemeindediener HE, 4633 
gegen obrigkeitlich beorderte Wihtärpenfonen V, 212; 
2 gegen Gefangenmwärter II, 289; V — 
durch Drohungen mit Waffen «MH, A a2; iv, 493; 
ien durch Ichriftlige Drohungen: V,' 503 
durch Schimpfworte IL, AIU .. : °° 
durch herabwürdigende Handlungen IE, 183; 
durch Beſpritzen mit einer äbenden. Fſſigteit v, 252; 
ae Verfuch des Verbrechens der Wiberfepung 
ei leinet nicht 'gerechtferkigten Verhaftung WW, 364. 
Wiederaufnahme bes Strafverfahrens:’ 
Vorausſetzungen hiezu I, 116; I, 14, 364; W, 314; 
wegen neuer Thatſachen ir, 180 184 
wegen falſcher eidftäher Ausfagen der‘ Zeugen it; 138; 
wegen Unvereinbarfeit zweier Urtheile V, 1525 
Geſuch hierum von Seite des Bertheidigers It; 168; 
Wu er, ‚bett hs, Er orderniß der Täuſchung des An- 
— IT, 168; : L | 
Wuechertidher. = ee verkleijdeter: 
Begriffspeſtimmung; IV, 2453 
nn -Brototefl: di ir ae 
une j are Beralfungsgiumer, der GWeſchwornen 
l 
u Beeidigung nach bei Seucreltiagin V, 403; 
Beeidigung eines Zeugen, gegen den die Generalunter- 
ſuchung definitiv aufgehoben war I, 
| 2 Ve oe der Sheitmabine I, 110, 


‚266, 4815 MH,’ 68; 
— ern — amgepörig gefögchener Beeigeng 
| 


Einwendunge en gegen deren —— oder Beeidi⸗ 
gung 1, 126, 161, 297; V, 493; 
m en Beugenansfügen in sfentiche Sigung 
u Deföeitung des Antrages auf Beeidigung eines . 
1, 
Benennung neuer 3. in II. Inſtanz FI, 63; | 
beim Einſpruche (Friſt) V, 2443 
Nichtbeeidigung der in Folge der pisfretionären Gewalt 
vernommenen Zeugen I, 122, 375, 
‚Merfahren. bei dem Verbächte eines - Meiteide des Zeu⸗ 
gen I, 111; a 
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Alphabetiſches Degiſter 


Verfahren, wenn die Theilnahme. des Heugen an ber 

Tbhat in Frage kommt 1, 133, 207; IV, 221; 

Antrag auf Vorladung weiterer Zeugen I, 19; 202, 

F 281, 4103 H, 13. 

Nicht rechtzeitiges Etffeinenen de Zeugen j 196, 361; 

Ausländifche, deren Nichterigeinen 1, 3135. 

Borladung von Seite Des: Smatövsrkandes put An⸗ 
trag IV, 297 Note; 

Vortadung. duch Zuftellung an. die Angehörigen , V, 

4843 

wiederholte Vernehmung in II. Inſtanz I. 3163 

Vernehmung neuer in II. Inſtanz auf; Antrag. ‚bes 

Staatsanwaltes II, 71; 

Entlafjung während der Berhandlung II, 19; 

Beeidigung der. nachträglich auf die Zeugenlifte geſetz⸗ 
ten II, 229; II, 248; 

SRichliwieberversufiung eines abgetretenen Zeugen. I 275; 


. Beeidigung eines rechtskräftig verurtheilten, aber noch 


nicht in den Strafort abgelieferten Verbrechers II, 
109, 247; 
Strafe wegen Verweigerung der Ausfage I, 167; 
wegen ———— IV, 166 87, 81; 
wegen Nichtericheinens J, 361: 


ZSeugeneid, Ausdehnung F die für Sahperkintig vor⸗ 


geſchriebene Form I, 149, 1785; 
Verweigerung desfelben IV, 106;, si, 181. 


Zeugengebühren fi nachträglig benannte Entlaſtungs⸗ 


zeugen II, 405, 488 


Beugentiße, Sichtaufnahine der vermoge der diskretionaͤ⸗ 


ren Gewalt vorzuladenden Zeugen — Sachverſtaͤndigen 

in dieſelbe I, 121; II, 337; BUSH 

Unrichtigkeiten in derſelben V, 4593 

Zuſtellung derſelben an den Angeflegten. m, 69; 

— der vom Staatsanwalt in HH. Inſtang vorgeſchla⸗ 

genen III, 421; 

Kundgabe der von einem Witongetlagen nachtrgtiä 
benannten Entlaftungszeugen 11, 33 

Aenderang. nach Pertagung. der Sad ul, 110; ei 319. 


Zeugenvernehbmung: : 


—— der Gefämornen über bie unheeibigte 23.7, 


 Beläwere wege ungebsri veſchehener ————— 
„161; II, EB, IV, 129; 


Alphabetifches Regifter. 35 


Angabe des rundes der unterlaffenen Beeidigung im 
Sigungsprotolle I, 164 ; 
in die Sitzung mitgebrachter Beugen II, 63; 
vorforglich geladener 3. nach Art. 141 Im, 312; 
Reihenfolge derjelben II, 3; 
eines Zeugen über mehrere Reste 4, 214; 
Irrthum in der Berfon des gelabenen Zeugen II, 215; 
Einwendung hiegegen II, 332; 111,17, 421; 
Verzicht auf diefelbe IH, 26; 
Berdähtigung eines Zeugen durh den NDS 
:IV, 130; 
Unterlaffene Befragung des Angeklagten am so 
des Zeugenserhörs 11, 58. . 
Beugfgafts-Entfhlayung — a 
der. :Stieftüchter I, 189, 0: 
Verlefung der Yusfagen von a Beugfihaftsentfähfe- 
gung berechtigten Berjonen' L, 157, 2605 H, 24, 
153, 220; HI,:516; ‚5135. 
it: der Bormterfuhung und ſpateres Gebieten zur 
Zeugſchaft in Srendlüher Sikung T, 4633. 
Tolgerung derſelben aus‘ dem Rißterfcheinen des Br 
gen. in öffentliher Sigung 11, 124; VW, 96, 111 
anf im nächſten Grade Verfihwägerte befchräntt. Hi, a; ; 
Anedehnung auf Auskunftsperſonen V, 96. 
Zurehnungsfähigfeit, Gewicht der ne der 
Sachverſtändigen in biefer Beriehung Ik, 208. 
Zurehnungsfähigfeitsfrage, 
:  ‚ &tellung ber Sadyserfländigen und ——— bei 
Beantwortung derſelben I, 47; 
Zuſammenfltuß vor Vergehen 1, 214:.: a 
von Diebſtahlsverbrechen II, 70, 119,.. 2. ma 
neuer mit eimer bereite abgeurtheilten Mebertretung iv, 
119, 204, 247, 835% V, 5, 29, 147, 165,. 385; 
von einem nach dem früheren Verfahren J— 
Verbrechen mit einem neuerkichen Verbrochen II, 62; 
eines Berbroddens.mit einer Zofldefraudation IV, 188; 
—— Handlung an sn Perſon begangen 
3 


Zufändigfeit wegen Bufommmenfange der Cute il, 320; 
Zahtigungsrecht, hääuskiches, 
Mißbrauch desſelben IV, 0. ee 
; — j 5 


B. Spftematifches Regifter. 





I. Strafprozeßgeſet vom 10. November 1818 


Art. 4. Verſtaͤndniß des Ausdrucks: wichtige Grande V. 282. 

Art. 5. Kompetenz der Plenarverfammlung V, 283; Mecis- 
— ſolche Plenaxbeihkifie 1, 425; I, 4434; 
V. 


Art. & Befihwerde gegen ben Umterfacungsridhter IV, 166 ; 
a a g — denſelben/ Verfahren 
hiebei IV 1; Beſchwerden hie- 
gegen 1, 20, v, 2, bes 
Kt, 12. Yüdung: der Senate in B, Juſtanz Hl, 76, 150; 
Art. 15. Kompetenz des. oberftrichterlichen Kriminalfenates 
. bei INUEne gungen 1, 200; V, 23, 18E, 205; 
Art. 18. Abſ. 3.; —— von dandgerichtobe aiien zum 
Schwurgerichtshofe V, 
Art. 19. Wirkſamkeit * Strumg der Etaateanmalte 


u, 337. 
—* 24. Rigtigteitabeſch erde wegen Mmidiangehung einer 
Unterſuchung II, 432, 
Art. 46, 3. 1. Mititärifihe Berbreder während ihrer Straf⸗ 
„seit 1, 276. 
3: 4. Vorausſeßungen zur Unterdloffung ben Beeidigung 
wegen Verdachts der Theilnahme I, 81, 167; IV, 
1305 V, 14; Prüfung dieſet nahme durch den 
oberen Berichtähof J, 962. 167 
. Beeidigung nad gehobenem Benude 1 7 118, 266, 
8135 Il, 68; 
Beeidigung eines 2. nicht rechtskraͤftig abeeurtheilten 
Verbrechers IU, 1 73. 
Wirkung der definitiven Kufhesung, der Benerafwter- 
fudung I, 29; I, 
Art. 51. Prüfung bei iss Verbrechen 1, 301; 
Verweiſung an das Schwurgericht bei einer Körperver- 
legung mit nachgefolgtem Tode l, 285 


a 
t 


Sypmatiſcheei NArgiſer. R 


Art. — Verweifng wegen ———— der Suche 
V, 

Art. 57. Rechtliche OQualifila tion ver That im Berneifungs- 
anne! 124; 1V,. 169; 

— — der einflägigen Gefcpeöfelien h, 12; I, 
Kt. * ——— der Anmweldungefriſt dns Staatsans 
. Wwaltes 3, 278 und 279; 

‚ Brättufive Eigenſchaft der Anmeldungefrif 1, 339, 4; 

3 


Anmeldung der Berufung bei dem UNEBERDR Gerichte 
11, 80% 


(fiebe auch Art. 235.) 
Art. 69. Wann die Berweifung an das Shwurgerift ein⸗ 
zutreten hat IV, 126. 
Art. 64. Verweifung der Sache an ein anderes Stadege⸗ 
richt Ul, 523 
Mitwirkung der'’hiebei thätigen Mitglieder des Appella⸗ 
tionsgerichtes bei a ber Berufung in der 
Hauptſache IL, 
Art: 66. Zutäffigteit = Nichtigkeitsbeſchwerde, auf die im 
38. nen ſechs Gründe beſchraͤnkt 1, 294, 


Folge der Unterlaflung der Nichtigkeitsbeſchwerde I, 119; 
wann die Nichtigleitögründe gu bezeichnen find ı, 340; 
Belehrung über die dreitägige Friſt IV, 1845 
Zuläffigfeit dir Nichtigkeitehefchwerde gegen appella- 
Tr Deſertionserkenntniſſe III, 290; I, 


Unzuläffigfeit der Beſchwerde zur Wahrung des 8 
febes bei Verweifimgserkenntniffen IV, 256; 24 
Unzuläffigkeit der Beſchwerde gegen die mit ae Ber⸗ 
* weiſang angeordnete Verhaftung IV, 258. 
- Bi 1. Beſchwerde wegen Mangels binveidhenden Ver⸗ 
dachts 1, 139, 278, 284, 330; IT, 29, 
wegen niihtberädktigung ci eines Strafauffebungs- 
grundes II, 132, 179; IV, 21; 
wegen Richtannahme eines geringeren Grades ber 
Berihuldung II, 417; 
wegen DBerweilung nah Erſchöpfung des höchften 
Strafmanßes durch frühere noch nicht vollzogene 
Urtheile V, 195. 
Ziff. 2. Veſchwerde wegen unterlaſſener Vernehmung 
des Verdächtigen in der Borunterjudung. I, 331. 


38 Swſem atiſch as Regiherc 


Ziff. 4. Beſchwende wegen Miwirkung eines Richtert 
— die Vorunterſuchung führte III, 138. 
Ziff: 6. Beſchwerde wegen Becweifung : der‘ Seche au 
ein unzuſtändiges Gericht MI, 522; 
wegen Michtverweiſung der. aa an das — 
gericht IV, 123; 
. wegen Berweifuug bezüglich einer: Ionkucrisendeg 
—— —— in die offentliche Sitzung 


Art. 95, — Anweſenheit von 2a Geſhwornen 
1, 449, 459; 

Art. 96. Beſchwerde wegen der gegen einen Geiömornen 
ausgeiprochenen Geldftrafe II, 229; IV, 

Art. W. Erinnerung bes Angellagten — die Eneſchu⸗ 
digungsgründe der Geſchwornen U, 4595 Beſchwerde ge⸗ 
gen die ausgeſprochene Geldſtrafe IH, 279; IV, 192. 

Art. 102. Bildung des Schwungerichis bei mehreren An 
- lagen in einem: Erfenntniffe IK, 

Art, 03, Beiziehung von Ergätizungsgefihwornen . II, 459. 

Art. 105. Belchrung über das Ablehnungsrecht IH, 1a. 

Yrt.:117.. Zeit der Zuſtelluag der Anklageſchrift V, | 

A. 118. Beiſetzung des. Namens: des- rn 
Präfidenten auf das Verzeichniß = Gerichtsimitglieder 
.Ih 49, 481; Hl, 153, 192, 399; V, 9535 

ji . Nudsträgliche Eröffnung bei Zuzie hung anderer Gerichts⸗ 

mitgueder I), :349;. 
Ann Ya Diteitung des Nichterperfonals j, 197, 

et 1 1. 

Art. 122, Aufftellung Giics Vertheidigers für mehrere An⸗ 
geklagte I, 192. 

Art. 126. "Ablehnung von Mitgliedern des oberſtrichterli⸗ 
‚hen: Kriminalſenates V, 381. 

Art. 128. Bertagungsantrag wegen zu ipäter Zufellung 
ber Beugenlifte II, 68. Rene, Selena nach Vertegung 
der Sache II, 409; ; 

Art, 129: Feiß sur Benennung neuer engen }, 194, 202; 
II, 56, 228; 

. Bormmserlage der Entſchadigungekoften l, 193 
der Berfäumnißkoften bei den am Drte ves Schwurgerichts 
wohnenden Zeugen I, 2033 
Avagrng der Zengengebühren vom Aerare bei Mittel- 
fofigfeit des Angeklagten I, 487. 
‚Art. 129. Nothwendige Ladung der Beugen bei en 
ger Borauserlage der Koflen V, 265 


yſtematiſches Megiſer. 89 


Rütheitung nen er Gntinfrungegengen an die Mitange⸗ 
‚ Magten. Al, 332; 10,175 
a " Nigtigfeitsbeisgpende wegen Nichtbeſcheidung ‚eines An⸗ 
trages auf nachträgliche Zeugenladung II, 468, | 
Art: 139. Friſt zur Antragftellung auf Erholung’ einbo 
en höherer —— I, 150, 174; 
Beſchwerde wegen Abweiſung eines ſolchen Aanagee 
/ 7 
Bernehmung ber in die Sipung mitgebtachten Perſo⸗ 
nen III, 63, 
Art. — Vorlabung der Zengen durch Familienangehörige 


PN 41. Zählung der Verwandtjchaftsgrade bei der Zeug⸗ 
J IN, 314; 
geugſchaftsentſchlagung der Stieftochter gegen ben Stief⸗ 
vater I, 149. 

Art: %36::3u früße Zuftellung ‚der Geſchwornenliſte L,; 345; 
Kundgabe der inzwiſchen eingetretenen Beränberung 
det Dienklifte 11,449, 4595; Il, 25; 

Nihtzuftellung der Geſchwornenline bei Michtoerhafteten 


1. wmitu neerſchrift der Buſteliungourkunde durch den An⸗ 
geklagten I, 113. 

Art. 139. Einſprache des Angeflagten ‚gegen die SINN 
fung der Deffentlichkett IV; 278. 

Art. 140. Allgemeines Erfordernig des Wohnfl es am Orte 
des bei allen under ſiffeg genannten 
Perſonen I, 10 

Art. 141. Vernehmung von — —— in Folge 
diskretionärer Gewalt I, 122; uUl, 59, 167, 311; 

Beiziehung von Sahverftändigen ES, 375; II, 181; 

Verleſung von Zeugenausfagen aus der Borunterfur 
hung in Folge disfretionärer Gewalt U, 50; 11, 31, 
59, 167; IV, 423; V, 466; 
die Ausübung dieſer Gewalt bedingt durch ‚neue, erſt in 
der Verhandlung — Punkte l, 121; 11, 59, 
167,. 3115 IV, 423; v, 
Entfbeibungöbefugniß, deg — II, 237; IV, 480; 


Axt. 148. BVerlefung der Anklagefhrift I, 382; Il, 219. 

Art. 149. Berziht des Staatsanwaltes ‚auf einzelne Be⸗ 
weismittel III, 26. 

Art. 152. Burädnahne. eines Vertagungsbeſchluſſes III, 25. 


4 Gyſtematiſches Megifter. 


Art. 154. Unanwendbarkeit dieſes Artikels bei ben vor die 
Kieis- und Stadtgerichte gehörenden Sachen IN, :395. 
Art. 155. Anweſenheit der Sachverſtandigen bei vet Ver⸗ 

handfung Il, 188. 
Art. 156: Berlefung ‚der früßeren: Angasen bes Sage 
ten 1; 177, 203: 
Art. 487. - Borausfepung- der Beridigung als —2* 
diger I, 149, 178 
Art,158. msi der Beſcheidung einer: Bote 
oh gegen die Zeugenvernehmung 1, 126; 
Folge einer verfäumten Einrede gegen: die Vernehmnug 
oder Beeidigung eines Zeugen V, 459, 4933 
2 N or der Widensäuferung des Atıgefiag- 
ten 11 
Art. 159. Vorhait oder Berlefung der früheren Ausſagen 
des Zeugen V, 492; 
Unterlaſſene Aufforderung. des: Angellagten zu Erinnt- 
rungsabgabe II, 59. : 
Art. 160. Nichtverhängung ber: Sta wegen Bengfäafie 
verweigerung 1, 167; 
Verhängung derfeiben IV, 166, ar, 481. . 
Att. 162. Berftändigung der entfernten Perfon nad ihrem 
MWiedereintritte IL, 272; | 
Nichtwiedernorrufung - einer entfernten Berfon II, 235. 
Art. 169. une an den Zeugen von einem — 
verſtändigen V 
Art. 165. Be — von Attenftüden II, 58; 
— Aa Wutasten der Sachverfändigen TU, 1; V ‚ 
— ne Augenfcheinsprotofolles IV, 4145, a 
Art. 166. Berlefung von Zeugenausfagen wegen nicht zu 
 ermöglichender Ladung II, 446; IV, 420; 
— bei Verweigerung des — 525 bei Seen 
Ausländern I, 315; 
— bei wiederholter Verhandlung IT, 284; 
— des Seftändniffes, eines veritorbenen Mitſchuldigen 
— der Ausſage eines unbeeibigten Zeugen II, 400. 
Art. 167. Verlefung von ‚Bengenaudfagen in Hausfuhungs- 
und Augenſcheinsprotokollen I, 141; 159, 210; 
— bei Zeugfchaftsentfhlagungen T, ist 11,20, 153 ; 
— nicht rechtzeitigem Erſcheinen des Zeugen I, 


el früßerer: Geſtaͤndniſſe des Angeklagten III 3105 


Suyfenatiſches Berker. u 


Bexrlefung des Antrages auf Unterſuchung von — 
des Beſchadigten III, 198; 
wiederholte Berleſung einer Zeugenausſage in I. nr 
ftanz IV, 121; 
Einwilhigtmg in die Sale bei: Ne weſau⸗ 
digten II, 
Art. ut —— — dei Mertmale des Berdmnchens 
Durch den Bräfdenten J, 345; 
— — bei beſchränkter Oeffentlichkeit T, ie 
"300; 1 ——— überhaupt 1, 12, 351, SM, % 


‚Gliederung der Sauptfrage 1.344; IV, 20; 
Beruͤckſichtigung der Graebniffe der Verhandlung. bei 
der Frageſtellung I, 134; 111,16; IV... 18,.20. 
Frageſtellung beim Komplotte I, 186, 403; II, 311; 
II, 171, 278, 430; V, 405, 520; . 
a beim Morde II, 334; IV, 13: V, 240; " 
— beim Kindsmorde I, 388; 
— in ‚gemeinen Diebſtahle 1, 170, 311; u, 10, 
„ 5 N J. 
— beim ausgezeichneten Diehfafie I, 164, 3835 1, 
RE Bu I, 
dei Silfeleitung II, B; ; 
.— über Verjährung IM ‚8, VF ea 
— über thätige Reue IT, 402; 
— die erfchuidung ausfäfiegende Momente IV, 


Alternativen in der Frage L, 145; V, 427; 
a Bragefellung auf Antrag der — n, 


m über ein perfonliches Verhaltniß zu dem Beſchadig⸗ 
ten III, 408. 
Art. 174. Unterlaffung der Brageheitung anf den niebern 
— des Verbrechens J, 346; 
ee des oberfen ask iebei J, 108; 


" gwentuelle Fragefelung ———— I, 96, 168, 36, 
493, 504; II, 47; IV ‚24; 
auf Raub bei einer —* auf Mord aus Gigennup 
Art. 177. Stellung abgefonderter Fragen IH, 399; 
Brageftellung auf eine mie Oratifitation des 2 
ibrechens IV, 19, 


ar Spfenatifäpätöbeghker. 


Act: 178. Sregefelfung wegen unverſchuldeter unterſnchungs 
haft I, 453; 


— — Reizung des Kobfchlägers vum Boene II, 


Ari. 179. Anträge der Geſchwornen bezůglich ‚der Frage⸗ 
ſtellung nach dem ——— 's Berathungszimmesr II, 316, 

. esinnerungen gegen sagekrllung: Ill, 440, : ... 

Art. 180. Nichtmitnabe eines * — ins 
Berathungszimmer II, 273; V 

+ Mitgabe desſelben u, 273; V = 

Art. 185. Beichwerde wegen. eines in öffentlicher Sigung 
ertheilten Derweiles IV, 38. 

Art. 186, Proviſoriſche — gegen einen des ‚Rein 
eides verdächtigen. Zeugen I 

Art, IST. Verweiſung der Sache an ben Unterfuhungs- 
richter bei einem in öffentlicher Sitzung begangenen Ver⸗ 
brechen IL, 161. 

Art. 188. Entlaſſung des Angeklagten wegefl Erkrankung 

‚ ‚ 

Erfrantung desfelben vor der Verhandlung IV, 34. 
Art. 191. Beiſätze zu dem Wahrſpruche IV, 450; V, 126; 
theilweiſe Bejahung II, 

a bei alternativer Sragefelung 1145; 


Art. 192. Irrthümliche Belehrung über die nöthige Stim- 
menzahl bei einem Steafmilderangsgrunde IM, 400 ; 
— insbefondere bei der Körperverleßung. mit nagge⸗ 
folgtem Tode I, 191. 
Be: Einfache Bei ung einer ‚afternativen Stage I, 


| Berbefferung des MWahrfpruches IV, 14%. 
Art. 202. Straflofigkeit der That in Folge ber Erklärung 
des Beſchädigten III, 407; 
— 'des Belneides Dura vohtzeitigen Widerruf. der m 
Shen -Ausjage IV 
Art. an Surikudfung: wegen augeblicher Anionyeier 


Art. 204. Imbegei dev. Smafvollgugere ſen — ven Pro⸗ 
zeßkoſten II 
Un sutäffigkett der Koftentompenfation IV, 2; 
Unguläffigtei der el der Stonsdanwalt- 
(haft in.die Koßen V, 11; 
an igkeitsberhwerde im Koñenpunkte I, 32. 
Art. 206. Verlefung der einjchlägigen Geſetzesſtellen IV, 48; 


GSuftencati ſchea Megier u 


ı  Rigtveriefung. desfelben in IL Inſanz. II, 330, 499; 
Moment bes —* bei ber Urtpeilspablifa- 


Art, 206 Unzuläffigteit br. Winſtellung des Verfahrens 
nach verhandelter Sache 1, 108 
* 209. Ausſchließliche —— der Borgänge in der 
‚Sipung durch das Sipungsnroseloll 1,- a 3, 34; 
Führung desfelben durch Acceißſten V 
anpelfändige Aufnaͤhme einer — M 62; 
Antrag . auf, ee eines Votganges an öffent: 
licher Sißung 
Art. 212. Wann-der rei auſ Abaſebung der undeils- 
fällung zu faſſen V, 144; 
Irrthum in der nechuchen Du⸗lißkation IV, 294; i 
Prüfung des oberflen Gerihtöhofen kei einem. Jerihume 
‚An der Hauptſache V, 146; 
Unzuläffigfeit eines Antrages auf Ausſebung der Ur⸗ 
| tHeitsfällung I, 485-1, 496, 42d. 
Art. 218. Vollzug des Gitenntaſes im Kohen vuntie iv, 


138. 
Art, 230. umfang der eberfriäterißgen Prüfung. beꝛũslich 
der Förmlichkeiten I, 288; 
irrthümliche Benennung. des Rechsomittel⸗ H, 28 
a, wegen. Mangelbaftigkeit, ber Vor⸗ 
unterfuchung 
— Wogen Barmverlepungen; bezüglich des Milangeklag⸗ 
ten III, 14; 
— wegen Formverletzungen bei dem Verweiſungser⸗ 
fenntniffe III, 170; 
‚7 wegen Bormyerleßung - in dem tinem ‚vernichteten 
sn Erkenntniſſe ee Ver⸗ 
. fabren: IV, 
— wegen EN thätiger Reue 1, 334; 
— wegen unrichtiger Auwendung der - Behimmungen 
: Über. Urhebexfhaft und Begünſtigung 1,.104; . 
Unzulaſſigteil der: Nichtigkeitsbeſchwerde gegen. einen 
Vertaguugsbeichluß IN, 1575 
en die Verwerfung eines Begnadigungsantyages 
Art. 231. gif. 1. Mitwirkung bei der Verweiſung an das 
Appellationsgericht l. 114; 11, 69; 
— bei einer refultatfofen Zeugenvernefmung in der 
Vorunterſuchung II, &, 165; 
— bei einer früher vertagten Sad u, 30, 


a Shemitifched. Brgiiet. 
ai, 3 3 Berfpäsete Beigtbung eines. ——— n, N, 


N ws moglicher Ausſchluß von Betfonen, weiche Le 
zulaſſen geweien IV, 278, : 
Ziff. 6. Anführung bro Srundre der ecenen 8 
eidigung im Sihangspretofslle I, 164; 
MNichtbeeidigung eines in der’ Goruntertuhung eidlich 
vernommenen ZeugenI, 233 

Abweichnag von der vorgefthiiebenen Gidesformet I, T; 

Berivigung einer Auskunftsperſon HI, 247; — 

Beeidigung nach den Generakffragen v, 203. 

BR. J. Beizichung eines andern Akhtete- bei der -Ule 

N 310. 
gif. 8 — ng dieſer weitnmng⸗ auf gwiſchen⸗ 

anträge UI, 251; V, 42. 
gif. 10. Raiträglige Beilepurig ve Nnterfänif des Ob⸗ 
mannes IV, 4, 

Siff. 12. Vermtheilung wegen Bilruges dei den An- 
ſchulbigung auf Erpieffung IV, 52. - 
Sif. 13. Verleſung der entſcheidenden RER L, 

131, 162; 11, 330, 35%, 440; 1, ‚8 Iv, 38; v, 

HH freiſprechenden — IV; 183; 
— in H. Inſtanz 1,-1155 - 

—— der "Niöpkgteitsbefhierde. — Staats 
a wegen Nichtverlefung Der Ten V, 
sie. 15. Mitwirkung. des früheren Prototonfüßrers als 

Nichter bei der zweiten Verhandlung I, 1977: 

— der früßeren ae bei Auriheilung einer vertag⸗ 
tenoGache II, 

Ziff. 16. ——— des fofortigem Nachteiſes der 

Nichtbefähigung eines Geſchwornen I, 1563; 

— einer beſtimmien hierauf gerichteten:B etde V, 34. 
Bi 11. Zu frage Zuſtellung der Geſchwornenliſte I, 345; 

Michtzuſtellung "des -Michterverzeihnifles 1, 196. - 

Art. 232. Nichtigkeitsbeſchwerde das Stnatsanwaltee wegen 
gzu geringer Strafzumeffung I; 329; -: 

— wegen Berurtheilung bei einer Prffoen That I, 

119; u, 179; 
— vl: Anführung einer unpaflenden Geſeheoſtelle 


— wegen Nicptvermandiang der Strafe in Seftungs- 
firafe 1,4245 - 


Syſtemetiſches Deaiker, & 


Ausſchließliche Maaßgahe der durch den Wehrſpruch 
— Thatſachen. für Die Geſeßesanwendung 

Art, 23%, Einreichung ‚einer Denkſchrift auch ohne Anmel⸗ 

dung der Nichtigkeitsbeſchwerde II, 142. 

Art. 235. —A der Ntichtigfeitäbefhwerde Auch den 
Mertheidiger I, 114, 136, 183,396, 3a; u, 16, 52, 
276 ; II, 321; 

u m oh velonbee Grmägtigung l,. 129; 1 %, 47, 


— mit nachtraͤglicher Genehmigung il 276; N, 74; 
durch ben Ehegatten oder Bruder Ul, i 32 Ay 
— in öffentliher Sipung 1, 189, 427; u, 418; 
— bei dem Gerichte des; Webnortes L 18, IN, 53; 
— bei dem zuftellenden Gerichte IH, 30%; 
Berlangen des Verbafketen mm Wbardnung ing Pros 
tofollführers I, 128, 314; 
Einrechnung der Feiertage im die Friſt U, 135; 149; 
Unwirkſamlen einer Geneligung * Ablauf der Brit 
1, 276; 11,.74; : 
-Unzuläifigkrit der idereinfehang won den Sol 
ve der Friſt I, 5, 5 
Nichterfordernig einer gerichtlich oder in flegelmäßiger 
Ka misgeſtellten Bomacht für den Vertheidiger 
V 


An. 236.: Bedingte Answeldung..nan Seite de Stein 
waltes 11, 210; 
Wageihiunng der Beihwerbepuntte: 1, 131; 
Friſt zur Anmeldung bei einem pan' bem- Sage Skuf- 
Made freifpreddenden Erkenmniſſe H,. 3 
an 2 Form der Berzichtserkiirung MI, 208; 
. Unzuläfigfeit den. Burüdnefune derielben n, 54; 
Verzicht auf Be u, 65, 1055 02h 0 
‚ Unzuläffigteit des Beryiätes — * Sei. des Recke 
digers IV, 345. 
Art. 21. Geſuch um Aufftelung aiues Zettheidigers Bird 
den oberen Gerichtährf: 1, sl; I, 178; ——— 
Berlangen des Verhafteten, in die Sipung defüßrt a 
werden I, 56; 
. Grigeinen desſelben u, 56 ; N, 386 
ste 
Art. 245. Beihräntung der allgemein, angemeldeten Nichtig- 
re in der we Jh ‚MB; u, 109 
v, 414, 


— ee 
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AUmfang der Ptufung je — wegen 
zu hoher Strafe H, 
— wegen nicht a Bellen iv, 495 

— wegen unriätiger Anwendung. des —*& 1, 488; 
bei RPrufung der B werdegrunde I, 198; 


Pruͤfung der unter Bezug auf die Borunterfahiung 
fefgeteltten Thatfachen IV, 309. 

Art. 246. Anwendbarkeit Hei Strafe bei ängetründeten Be⸗ 
ſchwerden in Preßſachen V, 436, 455; 
wo dieſelbe zu erſtehen IV, io 

Art. 248, Zugrundelegung des fefiperen —— 
niſſes bei der neuerlichen Berhandlung n, 1725 

Berlefung des’ Tenöre de vernichtenden —— 
hiebei 11, 339; 

ur Berweifung zur nogmali, en — BE Bernich- 

tung wegen — *— Erholung eines zwei⸗ 
ten Wahrſpruches 

Art. 249. Berweiſung der: an die wolthelbehorde nach 
Vernichtung des —E 11, :49. 

Ari: 252. Ungwiälfigfelt der Beſchwerde in den mit der 
Rechtsanſicht des oberften —— ——— Punk⸗ 
‚den ul, 18831 v.10; 

4 Mamenbborteit. bieſes Artikels auf: die ben Suedtgerich⸗ 

ten zugewieſenen Sachen V, 293; 

Art. AWi Begnadigungsantrag von ‚Seite bes oberſten Ge⸗ 
richtshofes II, 51. 

Art. 264. Beſchraͤakung ves B —— auf 
die ſpezies aufgeführten: Bälle 1,. 116, 15% 

Unzuläffigfeit eines: folchen Geſches von“ Seite des 
Vertheidigers ‚4, 168. 

Art. 266. Rotöwenbigteit dei Belbeingung Heer Leweis- 

Art. 268. Notfwendige Prüfung beider: utrhelle V; 156. 

Art. 274. Unzuläffigkeit der Koſtenuͤberbuͤrdung auf das 
Aerar De Preſpoltzeinabrrore tungen V, 28. 

Art, 278. Erforderkifie! der- Eoiktalladıtrtg — — 

— Unſtatthaftigkeit bei Bergehen IV, 118. 

— 317. Abweichungen der ——— von dem 

nk ee NV 

an. 1. Kompetenz des Aopetionsgerifte ou ner dar 

zuruͤckverwieſenen Suche 11, 

* Unzulaͤffigkeit eines anal gegen die An⸗ 

ordnung eier wiederholten Verhandlung II, 154, 418. 


0 
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Art. 328. Fiuflußſ des Autrages ded Gtaatbanwaltes nauf 
die Beurtheilung der Sache durch den Richter 1,428; 
Einfluß des: Bertweifüngsarfeintnifles auf die ER 

ausmeffung I, 165; 
unnöthige Breifpredung wegen des höheren Grades bei 
.. einer. Berimtheilung wegen des geringeren 1,28, 0. 
Art. 326. Mangelhaftigteit der: Entfceidungsgrände I, 322, 
398, 410, 123; II, — 149, 199, 218, 31; a 10; 
V, 5 297; — 
was zur Thatfrage hehort iv, 335, 340. ‚ 
Art. 327. BZuziehung eines anbern —* Br: Urtheils⸗ 
publilation IV, 310; - 
ſpezielle Verkündung an die durch en St · ſarthei be⸗ 
zührten. dritten Perſonen IV, 330. 
At, 328. — der a. Infanz I, 131; IH, 35; 1 
ö ‚ ’ 
.ı: Berufung gegen einen Bertagungssefäiuß 1 1; 
Berufung im Koftenpuntte II, 87,247. 
Art. 330. Wann eine wieberhofte. — —* der. Bengen 
‚in: Ih Juſtanz zu. geſchehen hat I, 3 
Verleſung nachträglicher. — in, 252; — 
Mitteilung bezüglich der vom Stantönkivaite vorge⸗ 
ſchlagenen ‚Zeugen an den Beſchuldigten lil, 422. 
Art. 331. Befanntgabe bes —— ——— an Berhaf- 
: tete: IV, 52. 
Art. 38. Veſchränbang ber. Berhandiung auf eine, formel 
Borfrage II, 73; 
was unter:Deh Atienſtacken gu verſtehen IH, 265; 
Benützung nn. ur — Alten gebra hter⸗ Ber 
weismittel I, 87; 
Art. 334. Bezeihming Me — 1,131. 
Mat: 308. . Mitwirkung so früheren Richter bei, —— 
lichen Verhandlung V, 
Arı 386. —— I, 179; Ä 
Umfang der Prüfung KH 1,:441. I 
Art. 337. Patente itunes An-H. Inflanz: bei aicht 
gexechtfertigter Verwerfung des Einſpruches aus formellen 
Gründen in J. Inſtanz V, 88. 
Art. 338. Einfluß des Rantsanwaltichafttichen Antrages auf 
Beurtheilung der Berufung II, 378; 
Wirkung der Aufpebung des Shärfungsredhtes IH, 385 
Art. 347. Ünguafigte 5 der EN — Einfprug und 
Merufung II \, 38 
Art. 350. Frif zur — — Zeugen V, 25.. 


48 Suißrmatifhes. Begiker. 


Art. 358. Beltendmadnaıg des Einipradus Such dinen Ve⸗ 
voßmädtigten V, 85. 
Art. 360. veſchwerderecht des Staattanwalies bet Dem anf 
den Einſpruch erlajlenen Erfennenife V, 224; 
Berbedingung der Richtigteitöbejchwerbe H, 3443. 
Ya. 361. Die Zulsjigfeit der Nichtigkeitsbeſchwerde if nic! 
m. we und freifprechende Erken utukſſe beſchraͤnlt 
Richtigfeitsbejchwerde wegen Bormerlepung l, 2817 
— wegen Unzufländigkeit der J. Inſtanz IV, 50; 
— wegen Inlompetenzerflärung der II Inſtanz V. 20; 
— wegen nicht vollftändiger Würdigung ‚der —** 
Momente V, 3315 
— er eine Detfügung des Eenatsvorfandes II, 


ze Defertionserfenntniffe II, 477 Note; 11, 2%; 
" > 307 307 318, der Prüfung der Riätigkeitübefihwere 


Art. 364. Veſchwerde zur Wahrung des Geſetßes wegen 
Verweiſung der Sachs an. die Polizei IV, 405, 484. 

Art. 365. — — bedingt. [2 ein. rechts⸗ 
‚.toäftiges Urtheit EV, 

Art..373.: —— bei Anwendung der früßeren 
Brozepuorkihriften Hl, 62. 

Art. 37. Unterſchied zwiſchen definitiver uſbebung der 
Fe einen: und einem freifprechenden. Erkennt⸗ 
nifle 

Art. FB. Wiederaufnahme einer. nach .bem. früheren Ber: 

- Jahren. durchgeführten Unterſuchung I, 1855. 

M.Erfer Theil des Strafgeſetzbuches. 

rt. 2. Einfluß der Strafe auf die Qualitat der Handlung 

als Verbrechen oder Vergehen II; 36, 
der Zeitpunkt der Berübung entfheidend "piebei n, 48. 

Art. 29. Bedingter Eintritt der ea v, ur 
Entziehung der warmen Speiſen V 

Art. 80. Prüfung des. oberſten Berihtögoftt aczugiich der 
Gefährdung des Nahrungskandes IN, AST. 

31. GErſtehung der Sefängtrigfrafe im Bwangsarbeitk 
haufe v, 17; 
"Beratung, a aulandiicher Baganten un Bettler u 

4. j 


Art. 50: —— de Verbindung w nam sein 
ten. Verbrechen V. 


Syſtematiſches Regiſter. 3) 


| Art: 5%. Werben eines Dritten zur Verübung eines’ Ver⸗ 


brechens IV, 174. 
Mahl eines untauglichen Mittels beim Verſuche V, 498. 
Verſuch durch Unterlaſſungshandlungen II, 197: 
Art. 60. Strafausmeflung beim nächſten Verſuche V, 490. 
— 5 " Mittelbare Bewirkung des eingetretenen Erfolges 
— bei fahrläſſiger ridrins I, at; 
I 
Art. = N Strafnusmeffung bei der Hilfetöitung 1. ‚Grades 
V, 
Art. 77: Strafausmeffung bei der Hilfeleiftung II: Grabes bei 
einem mit Kettenſtrafe bedrohten Verbrechen IV, 301. 
al: der Spuren des Verbrechens V, 


Arſt. g99. Strafbarkeit F von jungen Leuten verübten Betr 


gehen III, 43. 
Art. 104. Sinrehnung de EN Unterfugunge- 
haft II, 1695 111, 394, 4 
Art. 108. Konkurrenz in nad verfähebenen Prozeßvor⸗ 
ſchriften zu beurtheilender Reate I 
Konkurrenz noch nicht beftrafter Verbrechen mit neuen 
Uebertretungen V, 5, 38, 166. 
Art. 109. Ausmeſſung der Gefammtfrafe bei tonkurrtrenden 
Verbrechen V, 149, 387; 
| Konkurrenz einer: Polizeilibertrebung hiebei I, 33; 
Konkurrenz und Fortſetzung beim Diebfahte II, 218, 
7 592; Ir, 528; IV, 109. 
Art. 110. Falſchung mehrerer öffentlicher —— als - 
Fortſetzung Eines Verbrechens H, 407;  - 
Merkmale der Fortſetzung IT, 278; in, 5140. 
Art. 137. Prühere trthämlide „pofzeitice Beftzafung eines 
ſtrafrechtlichen Reates V, 
Art. 139. Verjaͤhrung durch —XX des Michters Ir, 
326, 436; III, 189; 
_ Unterbredung der Verjährung Dun —— des 
Beſchuldigten II, 10; IV 
dur eine firafpofigeitiche Verfolgung N,64; °- 
— durch jede Unterfuhungshandtung V, BB: : 
Art. 151. Nothwendigkeit der Abficht zu tödten I, 298, 
Verſuch in Konkurrenz mit dem — ‚der Koͤr⸗ 
= perverlegung I, 124. 


Art. 180. Begriff der Verunſtaltung N; 305; er 


t 


— der Verflüimmelang V, 3123 
4 


5 Syftematifches Regifter. 
Geumung des nahırgemäßen Gebrauches eines MWliedes 


Art. 181, Theilweiſe und unvollſtändige Heilung HI, 212. 
ar a. Erforderniffe x ———— unfreiwilligen 
x — Hl, 127, 208; V ‚& 7. 

In -Rifbandiun Untergebener bei geringerer Stra 
barkeit IV, 279. 5 ii — 
Art. 207, ‚Betfährung der Stiehtonhter buch ben Stiefvater 
nach dem Tode der leiblihen Mutter II, 122; . Ä 

BB immer als WBerführer- betradstet IH, bt, 


- Begeiif, des Ausdındes: ‚Pflegeeltern‘ IV, 286; 
—— der Stieftochter zum veiſchlafe IV, 288; 
' „‚Berführsng durch einen Schulgehilfen. IV, 159. 
Art. 208. Erforderniffe zum Thatbeſtande der Kuppelei V, 45. 
Art. 200. Pegriff des ern — I, 319; 
Merkmale des Diebftahls I, 183; 
. Mnterjchted von’ Unterichlagung IH, ‚512, 916; IV; 115, 
Unterfchied vom Betrug V, 378; 
a Se von ——e V, 375; 3 
iebflahl an ver Hiedenen amnifikaten — et 
. 3, 332; III, 529; IV, 108 
_ fortgefeßter 9a einet Scafbeerde I, A7A. 
rt. 220, ee Kaftung für die unterſchlagene 
Sache V, 
Verbtauch der nf ‚Aufbewahtnng übergebenen Bant- 
noten V, 
Art. 232. —2 — der Dienſtboten an ihren Dienft- 
herrftchaften 11 
Art. 233. Die —*— der Ahwenbung der Geweithä- 
tigkeit Fommmt nicht in Betracht IM, 
»: Berfuch eines Maubes HI, ae Sn 146. 
Art, 234. Gleichgiltigfeit des Umftendes, ob die Bichlie 
Abſiqht der. a ann vorhergegangen oder nach⸗ 
gefolgt iſt V F 
‚Me grifsbefimmung. Dei. Raubes v, 289, 
Art. — Begriff des Einbrechens in eine en HI, 430. 
Art. 242. Er Da bei der Grpreffung I, 139, 210; 
III, 221; 
Birffiche Aumeldung- einer Klage In, 174 
rechtswidriger Vortheil durch wahre Shatfaden v, 325; 
Strafe des nächſten Verſuches der Erprefſſung V, 246. 
Art. 247. Strafbeſtimmungen über Braudftiftung av, 225 
gemindert Zurechnungsfäßiafeit 1,8495 IV —2 v, 353; 


Epſematiſches Aegiſter. 51 


Bahrläffigkeit V, 2 
Art. 248. Nr. II, Branbftiftung in der eigenen 1 Sache Il, 
3175 IV, 12; 
nächfter Verſuch V, 98. 
Art. 249. Gıfotdernife des IL. Geades der Branfiftung 
3,482, IV, 228; 
Hilfeleitung biebei II, A09; un, 205; 
Kvonkurrenz eines Diebkahls v, 91; 
Verſuch hiebei V, 524. 
Art. 252. Nachweis der Gefahr für bie Bewohner des Haus 
fes 1, 267; 
— — fuͤr fremde Wohnungen IV, 228; 
Strafe der Brandſtiftung in der Abficht des Betruges 
an der Brandaffelusanzkaffe II, 54; 
— eine wirklichen Schadens biebei in, 


Art. — — einer werthloſen Privatſtrivtur an be: 
trügeriſcher Abficht III, 281; 
Erforderniß des cniſtandenen Schadens I, 133; 
Unterfchied von der Unterſchlagung ul, 390; IV, 99, 
t 255; V, 211, s 
faliche YUngaben in Aue Urkunden IH, -493; ; 
Be aus Fahrlaäffigkeit V, 
Unter chied vom Diebſtahle 378; 
Verkauf einer fremden Sache unter falſchet Berfpiege 
fung IV, 499; V ‚ V, 375 
At, — Betrug durch Vorenthaltung der Wahrheit V, 


ne Richtanwendbarfeit der: Diebſtahlsnovelle 1, 282; 
— 43, 167, 194, 201, 353 V, 8. 26; 
Mr Betrug bei Ein hun eines Vertr 1, 3 
IV, 114, 31a. : . 
Art. 261. — der Täuſchung beim betrũglichen 
Wucher V, , 208. 
Art. 263. — an einer Dewatfenerverſcherungageſel 
ſchaft V, 488; 
— durd Mißbrauch des Aberglaubens HI, 190. 
ee des ausgezeichneten Betruges I, 23, 167, 
-Ansihlug ber thaͤtigen Meue hiedei I, 3525 . 
Betten mit falſchen Zengniffen IV, 292. 
Art. 265. Erforderniſſe beine. Gewoenheusbetruge i, 301; 
IV, ee, V, 257, 330; 
Art. 266. Gebrauch einer faljchen Urkunde IV, 3 35 v, 483; 
4 * 


a m — —— 


Art. 


» 
> 


Art. 


Art. 
Art. 


Sypematiiches. Notziſter. 


Faͤlſchung von Aktien I, 14; J 

— eines Poſtſcheines V, 188; n A 

— yon Briefen IL, 415; 1, 196; ‚ 118, 281; V, 

— eines Sieuerbüchels/ 11, 3505 vV, 2003 

— einer Urkunde zur Beideanns einer Unterfälagäng 
V, 209, 310; 

— von Quittungen II, 533; w, "6, 145, 119, 345; 

— eines Stiftfcheines IV, 487; Zu 

— eines Lotteriezettels V, A105: .. . 

— einer Zahlungsnahficht gewährenden Urkunde IV, 414; 

Fälſchung ohue Vänfchung des Anden V, 54; 

Beweisbeheiflicteit der Urkunde V, 3214, A85.;. 

blofes Schreiben einer falſchen Urkunde Y, 484; 

Gebrauch: falicher Wechſel I, 222, 314. 

269. Nothwendigkeit der wirklichen Gidesleiftung I, 136; 

Zeitvunkt Bei der Frage der Oiltigfeit des Fides IV, 198; 

Zurüdnahme der falfchen Ausjage.V, 136,; 

Strafbarkeit der Verleitung eines Under zum. Mein- 
eide I, 438; 

ob wiflentlich dalſch geſchworen wurde, gehort zur That⸗ 
ftage V, 161. 

2. Konfatirung ber Ueherfnlpung beim Setrügticen 

Banquerout II, 303; 

284 Betrug am en en 113 RM. 

285. Strafihärfung ſtatt des Widerrufs, bet der . 


(änmdung IH, 126. 


Art. 


20. Rothwendigkeit der Richtung gegen er beſtinmte 


: “Perfon bei ‘der falſchen eidlichen Denunziation HL; 268; 


Nothwendigfeit einer wirklichen‘. — gerichtlichen 
Angabe il, 376; 


Nichterforbernig der Beftrafung des Unpfulbigen IV, 


’ 7 


Meineid zu Gunſten des Angeklagten IN, 325. 


Ableugnung vermeintlich zur Schande: gereichenber That 


fachen IV, 154; 


|  Satfe Yusfage einer mit AUnrecht Steibigten Berfon 


IV, 338; 


| ia eines Menſchen unter 16 Jahren IV, 156, 489; 


Nichterforderniß der Abſtcht zu beſthädigen V, 279; 
. Berleitung ‚mehrerer Perfonen zum Meineide IV, 324; 
Werben eines Drötten zum Meineide ohne ErfolgY, 57; 


— Ne Zurücknahme der falfchen Yusfage 


« 
—* 











Syſtematiſches: Aegiſter. | 53 
— bei rechtzeitiger garücnahan W, 35; v, 


——— der Bäderinuemung. an. ben geleiſteten 
Eid hiabei V, 400. 
Art. 297. Verjährung bei der Bigamie u, 119. ; 
Art. 815.. Abwehr der thätlichen Mifhandiung von Seile 
Be obrigfeittichen Perfon Verſuch der erben) I, 
= 


Inkompetenz der obrigfeitlichen Perſon V, — 2 
Widerſetzung eines Gefangenen II, 290. 
A. 316. ———— madhtheiliger Bolgen für die Ge⸗ 
fundheit V, 212. 
tt. 317. Widerfeung gegen einen Gemeindedtener II, 354. 
Art. 319. au EBENE IgER des Widerſtandes gegen die Dbrig- 
ı Kit ſelbſt V, 
Art. + Srihanblung von Brivatperfonen beim’ umulte 
ur 
Art. 337. Wiſſentliche ſalſche Ungaben in öfentliden U 
funder HI, 471. . .. 
a > Bortfegung beim Verbrechen der Beratung, v, 


Art. 362. Amtsuntrene eines Poſtaſſiſtenten IV, 318; 
Anwendbarkeit der Diebſtahlsnovelle V, 68. 
Art. Strafausmeſſung bei der Amtsunirene A. Grades 
V, 
Art. 367. Straf der einjeltigen und: gegenfetigen hätte 
feiten überhaupt 1, 1 
Art. 368: Gebrauch der Waffe: ei. einfeitigen Agätinhteitn 
u, 354; II, 3835 IV, 274; . 
2 gegenseitigen Thaͤtlichteiten ul, 380; IV, 1. 
Art. 3i1. Vergehen an der Freiheit: der Berfon 11, 324. 
Art. AXB. Gleichgiltigkeit der: Größe ;der Befhädigung Wi 
ausgezeichneten Cigenthumsbeſchaͤdigungen I; 2ER, 343; 
5 Beſchadigungen der: au zur: Gehaltung des Wild 
ſtandes V, 187; . ’ 
AR anfgehäuften: Salze. IE, 287; u 
Beihädigungen an nanfgehäuften. Weidanichealen 1, aus 
Art. 401. erlangen des Beleidigten bei der Peltrafung des 
Ehebruͤches IV, 
Art. 405. NER an FEN Stodttommiariat 
offizianten IV, 379; 
+ an eittem Vegirlekommiſſär m, 356 ;1 
— an einem Landgerichtsaffeflor. un, 3575 
— an bürgerlichen: Mugiftratsräthen: IV.395; V, 133; 


64 Syfrmatiges Benifer. 


— all den Bernfier ber tele Anus‘ veinehendigen 
Magiftratsrathes V, 391; 
— an dnm Gemeindevorficher III, — 
— an einem ge V, 377 
— der Beamten wuter fi 1, 
Art. nm Berleßung ne yon — obngheitlichen Dieer 
ten Siegels V, 336. 
Art. Ye Drohungen mit Baflen ges die Deal Ih, 335; 
ſchrettuche Drohuitgen V 
Unanwendbarkeit‘ des N vr Befcimpfangen obig⸗ 
keitlicher Diener III, 48; 
— auf Ortsvorſteher IH, 133. ' 
Urt. 420, Abhauen überfängender Achte täne unerlaubte 
Setkfihilfe II, 377 3; 
freie Wahl des Richters zwiſchen Geid⸗ und Befäng- 
firefe V, 228. . 
Art. 422. Störung des häuslichen Friedens durch Endrin⸗ 
gen in die Andern überlaſſene — V, 226. 
Art. 441. Verletzung des Amtsgeheimniffes. V ‚376. 
Art, 443. Beſtechung eines -Sensbarmen IV, 405; i 
— verfuchte an einer nicht exiftirenden Berfon IV, 402. 
Art. 346. Richterforderniß der beſondern Berpflichtung des 
Beamten-V, 305. 


II. Zweiter Theil des Strafgeſetzbuches. 


Art. 3. Unsfehung det. Entſcheidung der Kriminalſache bin 
az Erledigung des Eivilpunftes Y 20. 
Fortbeſtand ber Unterotdnung der „Ynterfuhunge 
a unter das Appellationsgeridht IV, 320. 
Art. 30. Beſtrafung wegen. eines im Auslande begangenen 
und Pre — Verbrechens IV, 283. 
Art. 308 Michthaftbarkeit des intellektuellen zen fr 
Die Rofen der übrigen: Theitnehmer V, 
— Kompeteng der —e— bei Reftenüber- 
bürdungen auf den Unterſuchungsrichter IV, 383. 
Art. 408. Nichthaftbarkeit der alimentationspflichtigen Ver⸗ 
en. für bie Strafvollzugätoften 1,- 306; 


W. Diebſtahlsnovelle vom 25. März 1816. 


Art. I. VDerechnung des Schadens bei Entwendung vor 
Berfaßzetteln V, 375. 
Art. 1. Nr. 4. Fuhrleuie im geſetzlichen &inue IH, 172; 
Nr. 8. Diebſtahl des Dienſtherrn am Dienfühoten V, 162; 
— der Dienfiboten am Dienfiberen V, 120, 269. 
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Art.. VI Ne. 3, Einfkeigen durch eins Vorrichtung und en 
erbrochenes Fenſter IUI, 298; 
— in einen mit ber Mopmung in Perbindung. ſtehen⸗ 
den Gang IV | 
— in den geflofenen. Hofraum V, 487; | 
| Begrif, u und ee Des geldioĩ enen Hofraumes 


3, 
Pr. 3. ——— eines Beh ftnifed ” am Stall, in 
denm der Knecht ſchlaft HI, 157; V, 
desgteiden In einen Müpltüpgen v. "336; 
— eined Behältnifjes in einem er sefä ofeuen Hof⸗ 
xaume ſtehenden Gebäude II 
—eines im Hofraume —E Ar I, 465; 


7 3 
— eines den Hofraum mit einſchließenden Gedaudes 


III, 85; 
— eines Schiebfenſters IV, 418; 
Nothwendigkeit des —* — in. das erbrochene 
Haus II, 39; II, 44, 46 | 
Yuslöfen von egichindeln V, 277 313: 
a ‚eineg ; fremden Behältniſſes mit, dem eigene 
Schlüfſel des Diebes: V, 300; 
mit einem fremden Schlüffel L, 211; II, 217; 
— mit dem rechten Schlüjjel Y, 31 1: 
— auf unerlaubte Art 1, 224; 
— durch Wegſprengen einer Spreizftange L, 342, 
Art. VII. Strafausmeilung „für: den, Verſuch eineg ausge 
zeichneten Diebftahls III, 316,,320; 
— fürd Hilfeleitung V, 444 
Art. IX. Mr. 2. Konkurrenz zweier Auszeichnungen 119 247, 
Nr. 3. Konkurrenz von nur zwei ———— Diei· 
ſtahlen II, A&; IH, 27, 322. 
Art. XL. Rothwendige Milwirimg ded Thaͤters bei der Er⸗ 
ſatzleiſtung V, 66, 76, 184; 
Grfapteitung dur) Dritte im Auftrage des xXaters 
— el einem Komplotte IV, 447. 
Art. XI, Unanwendbarkeit dieſes Art. a den Betrug V, 8; 
— auf andere Mitſchuldige V, 213; 
ee — Zu — in einet Samitien- 
gemelnſchaft V 
A be Bela m, ‚365, 04 


r LE 
Ze i 


56 Eyfewiliigrt Negiſer 


N.:@efeg 90m ’29, Auguf 1838. Ahänderungen 
des I. THeils des HGB. betr. | 


Art. 2. Deffen Unanwendbarkeit bei din! Zufammenfluffe 
bereits — und neuerlicher Verbrechen oder 
Vergehen V, 388. 
Art. 5. Ausſchluß der Fahrläſſigkeit bei der —— 
mit nachgefolgtem Tode IV, 289, 


VI. Preßſtrafgeſetz nom 1. Mir 160. 


Art. 1. ne Sittigteit‘ des Preßgefeßes fuͤr Preß⸗ 
erzeugniſſe IV 
Art. 2. ünterdrͤcung. einer Schrift V, 417, 4%, 149. 
Art. 3. Nichtbefanntmachung kafatorifcher Vrfpeile V, 420. 
Art. 5. Verjährung bei mehreren fonturriren en’ Nebertre= 
tungen V, 383. 

Art. 6. Verfolgung ausländiſcher Preßerzeugniſſe iv, 387. 

Art. 26. Schuß der jetzigen Wirkſamkeit der Regierungs⸗ 
organe V, 340. 

Art. ne: von Ocmeindeverwaltungemitgfidern 
V, 

Art. 36. Verfahren in J. Inſtanz II, 296, 506, 509; 
Beweis der beleidigenden Abſicht In, 507; 
Retorfion III, 508; —— 
Berufung und Einſpruch V, 1155 N * 
Nichtigkeitsbeſchwerde V, 180; — 
Beſchwerderecht des Stäntsanivaltes IV; 65 
Kumulirung der Givilflage V, 478; 
Koitentragung V,. 479. | 

Art,. 33. Begriff des Haufrens IV, 269, 430; 

Art M. Bemerfung zu einer amtlichen wenn IV, Sr. 


vu. Gele vom 2. ati. 1850; WeRrafung der 
—— Jagdfrevel ‚Netz. — 


Art. 2 Zum Verſtändniß des Ausdrudes Semnduagsnen— 
II, 477. 

Art. V. Konkurrenz der verweigerten Abgabe des Schieß⸗ 
‚ngwehre®,, IN, 475. ' 

Art‘ il. Nichtlöfung: ner Yagdfarie, don Cal des‘ Jagb⸗ 
. fieplers IH, ‚a. we 


vui. Seieh üser Berfammiungen ap Bereine 
Bo 2 Scbrar A850 


Art. 21. Wer als Ordner und Leiter eines fenttichen Auf 
zuges zu betrachten V, 440. 
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